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DIB  BANKMÄSSIGE  OEGANISATION 
DER  STAATLICHEN  CASSEMERWALTUNG. 


VORTRAG,  GEHALTEN  IN  DER  GESELLSCHAFT  DER  VOLKSWIRTE  ZU  WIEN  AM  11.  JANKER  1898. 

VON 

DR.  GUSTAV  SEIDLER. 


Die  creditwirtschaftliche  Organisation  des  volkswirtschaftlichen  Zah- 
lungsprocesses,  welche  darin  besteht,  dass  an  die  Stelle  von  Zahlungen 
mittels  Bargeld  die  Zahlung  mittels  Check  oder  der  bankmässige  Ausgleich 
des  Giro  und  Clearingverkehrs  tritt,  hat  in  den  Culturstaaten  des 
Westens  eine  geradezu  erstaunliche  Ausdehnung  gewonnen,  während  bei  uns 
trotz  grosser  und  anerkennenswerter  Fortschritte  in  den  letzten  Jahren  auf 
diesem  Gebiete  das  meiste  noch  zu  leisten  ist.  Eauchberg  hat  in  einer 
statistisch-vergleichenden  Darstellung  über  den  Clearing-  und  Giroverkehr 
in  Oesterreich-Üngain  und  im  Auslande  die  Verschiedenheit  dieser  Verhält- 
nisse ziffermässig  zum  Nachweis  gebracht,  und  es  sei  mir  gestattet,  nur 
wenige  Ziffergruppen  zur  Beleuchtung  der  schärfsten  Gegensätze  anzuführen. 
Der  Gesammtumsatz  des  Londoner  Clearing-House  betrug  1896  nicht  weniger 
als  7.574,853.000  Pf.  St.,  die  Gesammtsumme  der  Girobestände  bei  allen 
Banken  Englands  zwischen  760 — 770  Mill.  Pf.  St.  —  die  Giroumsätze  wurden 
leider  nicht  nachgewiesen  und  können  daher  zur  Vergleichung  nicht  heran- 
gezogen werden.  —  In  Oesterreich  belief  sich  im  selben  Jahre  der  Umsatz 
im  Clearing  des  Wiener,  Brünner  und  Prager  Saldierungsvereines  zusammen 
auf  nicht  ganz  596^2  Mill.  Gulden,  während  die  Girobestände  bei  allen 
Banken  und  Instituten  zusammen  (beim  Postsparcassenamt  selbstredend 
die  Spareinlagen  nicht  mitgerechnet)  etwas  über  83  Mill.  Gulden  betragen. 
Es  waren  also  unsere  Clearingumsätze  nicht  der  150.  Theil  des  Londoner, 
unsere  Girobestände  nicht  der  100.  Theil  der  englischen.  Diese  Ziffern 
empfangen  ihre  richtige  Bedeutung,  wenn  man  sie  zusammenhält  mit  den 
Ergebnissen  von  Untersuchungen,  welche  im  Jahre  1880  bei  den  Banken 
von  London,  Edinburgh  und  Dublin  angestellt  wurden,  und  nach  welchen 
die  Zahlungsforraen  sich  bei  den  genannten  Banken  in  der  Art  gestalteten,  dass 

in  Chects 

in  London     ....    97-23  Proc. 

in  Edinburg.    .    .    ,    86-78     „ 

in  Dublin.    ....    89-90     » 
gezahlt  wurden. 
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in  Noten 

in  Münzen 

2-04  Proc. 

0-73  Proc. 

12-67     , 

0-55     , 

8-53     , 

1-57     „ 

2  Seidler. 

Bei   den  Landbanken  an  261   verschiedenen  Orten  war  das  Verhältnis 
das  folgende: 

Gold 12-41  Proc. 

Silber  und  Kupfer 2-79      , 

Noten  der  Bank  von  England     ....    10-16     „ 

„        „    Landbanken 1*78  „ 

Check  und  Wechsel 72-86     , 

100  Proc. 
Dagegen  war  das  Verhältnis  bei  der  österr.  Creditanstalt  in  Wien,  welche 
über  Ersuchen  der  statist.  Centralcommission  zweimal,  zuletzt  in  der 
Zeit  vom  7. — 22.  Juni  1895  derartige  Erhebungen  gepflogen  hat,  das  folgende: 
Ich  benütze  nur  die  zweite,  gegenüber  der  ersten  einen  wesentlichen 
Fortschritt  aufweisende  Erhebung. 

Creditanstalt, 

Bargeld 54*75  Proc. 

Checks 7-58     „ 

Giroverkehr 37-58     „ 

Vistaanweisungen 0-09      „ 

100  Proc. 
Ueber  die  grosse  volkswirtschaftliche  Bedeutung,  welche  der  credit- 
wirtschaftlichen  Organisation  des  Zahlungsprocesses  im  Allgemeinen  zukommt, 
brauche  ich  wohl  in  diesem  Kreise  kein  Wort  zu  verlieren.  Man  kann  ohne 
Uebertreibung  sagen,  dass  derlei  ungeheuere  Umsätze,  wie  im  Londoner 
Clearing-House  bei  Barzahlungen  überhaupt  nicht  denkbar  wären.  Nur  auf 
ein  Moment,  welches  gerade  in  der  Gegenwart  für  uns  sehr  wesentlich  ist, 
und  welches  Kauchberg  mit  Recht  betont  hat,  möchte  ich  hinweisen. 
Nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  in  Gold  wird  eine  durch  eine  rationelle 
Discontopolitik  der  Bank  zur  Behauptung  unseres  Goldschatzes  allenfalls 
erforderliche  Erhöhung  des  Zinsfusses  um  so  seltener  eintreten  müssen  und 
demgemäss  den  Geschäftskreisen  um  so  weniger  empfindlich  sein,  je  weniger 
Zahlungen  mittels  Bargeld  erfolgen,  und  je  mehr  die  creditwirtschaftliche 
Organisation  des  Zahlungsprocesses  entwickelt  ist. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  auch  die  staatliche  Cassen- 
verwaltung  sich  im  Allgemeinen  der  creditwirtschaftlichen  Formen  des 
Zahlungsverkehrs  nur  in  dem  Maasse  bedienen  kann,  als  diese  Formen  in 
dem  betreffenden  Lande  entwickelt  sind.  Die  staatliche  Cassenverwaltung  kann 
gewiss  zur  Schaffung  und  Förderung  dieser  Einrichtungen  durch  ihre  Initia- 
tive und  ihren  Einfluss  viel  beitragen,  allein  in  letzter  Linie  kann  die 
staatliche  Cassenverwaltung  in  ihrer  Isoliertheit  als  Einzelwirtschaft  diese 
Einrichtungen  nicht  erzwingen,  wenn  die  Voraussetzungen  hiefür  in  der  Volks- 
wirtschaft nicht  gegeben  sind  und  daher  ihre  Initiative  nicht  auf  fruchtbaren 
Boden  fällt.  Abgesehen  von  der  grossen  volkswirtschaflichen  Bedeutung 
zeigt   sich  der  Nutzen  des  creditwirtschaftlichen  Zahlungsverkehrs    für  die 
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staatliche  Cassenverwaltung  ziff  ernm  ä  s  sig  in  der  Ersparnis  an  Bar- 
mitteln, welche  dieselbe  für  den  Staat  in  gleichem  Maasse,  wie  für  jede 
wirtschaftliche  Unternehmung  im  Gefolge  hat. 

Eine  statistische  Zusammenstellung  der  Cassenbestände  von  England, 
Frankreich,  Italien,  Preussen,  Ungarn  und  Oesterreich  nach  den  jüngsten 
mir  zugänglichen  Staatsrechnungen  im  percentualen  Verhältnis  zu  den 
Budgetsummen  und  den  in  Circulation  befindlichen  Geldsummen  der  betreffen- 
den Staaten  ergibt  das    folgende   Bild.    (Siehe    umstehende  Tabelle   S.   4.) 

Bezüglich  der  Höhe  unserer  Cassenbestände,  welche  allenthalben, 
auch  im  Bericht  des  Biidgetausschusses  über  dem  Titel  „Cassenverwaltung" 
in  einer  weit  höheren  Summe  angeführt  wird,  ist  das  Folgende  zu  bemerken. 
Die  Berechnung  der  jeweiligen  Cassenbestände  einer  Wirtschaft  beruht  auf 
dem   selbstverständlichen    Satze,   dass    die    anfänglich    vorhandenen   Cassen- 
bestände (Ci)   4-  Einnahmen  (E)   —  Ausgaben  (A)  =  schliesslich  Cassen- 
resten   (Cg).    Dieser    Satz    wird    gewöhnlich   in    die    Form    einer   Gleichung 
gebracht  E  +  C^  =  A  +  Cg,  die   als  Saldoabschluss  bezeichnet  wird.    Nun 
ereignet  es  sich  alljährlich  um  die  Zeit  des  Kechnungsabschlusses,  dass  von 
den  durchlaufenden  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  naturgemäss  auf  die 
Höhe  der  Cassenbestände  keinen  Einfluss  haben  und  welche  daher  bei  dem 
Saldoabschluss    nicht   zu    berücksichtigen    sind,    beträchtliche    Summen   im 
Eechnungsjahre  wegen   des   mittlerweile  eingetretenen  Kechnungsabschlusses 
nicht   ihre  Gegenverrechnung   finden,    wie   der  technische  Ausdruck   lautet, 
als  schwebende  Posten  verbleiben,  und  daher  in  dem  Rechnungsjahre 
nicht   mehr   durchlaufende    Einnahmen   und   Ausgaben,    sondern    ein- 
seitige Einnahmen  beziehungsweise  Ausgaben  sind.  Offenbar  müssen  diese 
schwebenden  Einnahmen  und  Ausgaben,   da  sie  auf  die  Cassenbestände  des 
Jahres  eingewirkt  haben,  bei  der  Aufstellung  des  Saldoabschlusses  mitbe- 
rücksichtigt w^erden.  Diese  Berücksichtigung  erfolgt  nun  im  österreichischen 
Central-Rechnungsabschlusse  in  der  Weise,   dass  in  einer  Beilage  desselben 
(Nr.  5)  die  schwebenden  Activposten  zu  den  Cassenresten  hinzugerechnet,  die 
schwebenden  Passivposten  von  denselben  in  Abzug  gebracht  werden,  und  dass 
die   so   gefundenen  rein  rechnungsmässigen  Grössen  im  Saldoabschlusse  als 
Cassenreste  bezeichnet  und  zur  Saldierung  verwendet  werden,  obwohl  sie 
naturgemäss   keine   Cassenbestände   mehr   sind,    sondern    rechnungsmässige, 
f  i  cti  V  e  Grössen  zur  Herbeiführung  eines  Saldoabschlusses  ausschliesslich  mit 
den  wirksamen  Gebahrungen.    Der  richtige  Vorgang  wäre  offenbar  der,  die 
schwebenden  Einnahmen  und  Ausgaben  als   selbständige  Grösse  neben   den 
wirksamen  Gebahrungen  und  den  Cassenresten  im  Saldoabschluss  erscheinen 
zu  lassen.    Der  Unterschied  zwischen  den  nicht  rectificierten,  thatsächlichen 
Cassenresten  und  den  durch  die  Rectificierung  gefundenen  rechnungsmässigen 
Grössen  ist  ein  sehr  bedeutender 

im  Centralrechnungsabschluss  1894  165  Mill.  gegen  211  Mill. 

1895  183      „  ,      227      , 

Hinsichtlich    der   nicht   rectificierten    Cassenbestände    ist   jedoch    noch    der 
folgende    Vorbehalt    zu   machen.     Die    bei    den   Banken    elocierten,    sofort 
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kündbaren  Gelder  muss  man,  wenn  man  die  zur  Verfügung  der 
Finanzver waltung  stehenden  Gelder  kennen  will,  zu  den 
Cassenbeständen  hinzurechnen,  beziehungsweise  die  sofort  rückzahlbaren 
Gelder,  welche  in  den  Cassenresten  enthalten  sind,  von  denselben  in  Abzug 
bringen.  Diese  sofort  fälligen  Activen  und  Passiven  sind  nun  im  Kechnungs- 
abschluss  offenbar,  weil  die  Regierung  ihre  Beziehungen  zu  den  verschie- 
denen Banken  nicht  bekannt  geben  will,  nicht  gesondert  nachgewiesen, 
sondern  mit  in  den  schwebenden  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  zur 
Rectificierung  der  Cassenreste  herangezogen  werden,  enthalten.  Ferner  ist 
zu  beachten,  dass  in  den  Beständen  der  Staatscentralcasse  Wechsel,  Salinen- 
scheine und  zur  Circulation  nicht  geeignete  Münzen  vorkommen.  Wir  kennen 
daher  die  zur  Disposition  der  Finanzverwaltung  stehenden  Summen  eigentlich 
nicht  genau.  Wenn  ich  nun  in  meiner,  oben  mitgetheilten  statistischen 
Aufstellung  die  journalmässigen  Cassenbestände  mit  183  beziehungsweise 
nach  Hinzurechnung  von  3  Mill.  Ueberschflssen  im  Jahre  1896  mit  186  Mill. 
angenommen  habe,  wovon  die  Wechsel  und  nicht  zur  Circulation  bestimmten 
Einkronenstiicke  in  Abzug  gebracht  wurden,  so  bedeutet  die  Summe 
wohl  die  effectiven  Cassenbestände,  nicht  aber  die  zur  Disposition  der 
Finanzverwaltung  stehenden  Gelder.  Um  diese  zu  finden,  müsste  man  zu 
den  Cassenbeständen  die  sofort  verfügbaren  Activen  hinzurechnen,  beziehungs- 
weise die  sofort  fälligen  Passiven  abzielien.  In  den  währungs-statistischen 
Tabellen  des  Finanzministeriums  Heft  6,  9.  Abschn.  S.  328  sind  die  verwendbar 
elocierten  Beträge  Ende  1895  etwas  über  19.  Mill.  Gulden.  Unsere  Cassen- 
bestände sind  daher  nicht  so  hoch,  wie  nach  dem  Saldoabschluss  der 
Staatsrechnung  allgemein  geglaubt  wird,  aber  immer  noch,  wie  oben  nach- 
gewiesen wurde,  237o  der  Budgetsumme.  Gleichwohl  hat  Herr  von  Bilinski 
in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  1.  October  1.  J.  diese  Cassen- 
bestände als  das  Minimum  bezeichnet,  das  man  besitzen  müsse,  um  die 
Regierungswirtschaft  ungehindert  führen  zu  können,  und  er  hat  zur  Beruhi- 
gung nur  hinzugefügt,  dass  eine  weitere  Vermehrung  derselben  nicht  Platz 
greifen  werde,  indem  von  nun  ab  die  üeberschüsse  entweder  zur  Tilgung 
der  Staatsschuld  oder  zu  einem  anderen  mit  der  Volksvertretung  zu  verein- 
barenden Zwecke  verwendet  werden  sollen.  —  So  gross  nun  auch  in  der 
That  das  Percentualverhältnis  unserer  Cassenbestände  zur  Budgetsumme 
im  Vergleich  zu  dem  der  anderen  Staaten  ist,  so  wird  man  doch,  ohne 
gerade  dem  Urtheile  des  Herrn  von  Bilinski  beizupflichten,  zugeben  müssen, 
dass  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  organisatorischen  Einrichtungen 
unseres  Zahlungsprocesses  in  der  Volkswirtschaft  und  insbesondere  bei 
dem  gegenwärtigen  Stande  unserer  staatlichen  Cassen- 
organisation,  worauf  ich  im  folgenden  zu  sprechen  komme,  sehr  grosse 
Cassenbestände  erforderlich  sind.  Aber  die  Schlussfolgerung,  die  sich  daraus 
ergibt,  ist  die,  dass  wir  unsere  bestehenden  Einrichtungen  zu  refor- 
mieren haben,  wobei,  wie  schon  erwähnt,  die  Erspriesslichkeit  aller 
staatlichen  Reformen  in  den  Einrichtungen  der  Volkswirtschaft  ihre  Grenze 
findet. 
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Wenn  w"r  nun  Umschau  halten  unter  den  auswärtigen  Staaten,  so 
finden  wir,  dass  nur  England  seine  staatliche  Geldverwaltung  vollkommen 
zu  einer  bankmässigen  gestaltet  hat,  indem  es  pur  et  simple  dieselbe  der 
Bank  von  England  übertragen  hat,  während  alle  anderen  Staaten  sich  darauf 
beschränken,  sich  die  Einrichtungen  der  creditwirtschaftlichen  Zahlungsorgani- 
sation zu  Nutze  zu  machen,  hiebei  aber  die  Cassenverwaltung  als  eine 
staatlich  bureaukratische  belassen  haben.  So  sehen  wir  in  Preussen 
seit  1.  April  1896  die  Generalstaatscasse,  die  Regierungshauptcassen  und 
andere  Gassen  am  Giroverkehr  der  Reichsbank  Theil  nehmen,  an  dem  auch 
das  Reich  selbst  und  andere  Gliedstaaten  des  Reiches  Theil  haben.  So 
sehen  wir  in  Prankreich  die  Generaleinnehmer  der  Departements  ihre  Ueber- 
schüsse  an  die  Bank  von  Frankreich  leisten,  welche  dieselben  dem  Conto 
der  Staatscentralcasse  gutschreibt  und  welche  den  grössten  Theil  des  Geldes 
der  Staatscentralcasse  in  ihrer  Verwahrung  hat.  Derlei  Einrichtungen 
bestehen  nun  auch  mehrere  in  Oesterreich,  wovon  ein  Theil,  welcher  dem 
internen  Verkehr  der  Reich srathsländer  mit  dem  gemeinsamen  Cassenhaushalt 
und  mit  Ungarn  angehört,  in  weitern  Kreisen  wohl  nicht  bekannt  sein 
dürfte.    Ich  gebe  in  folgendem  eine  Uebersicht  derselben: 

1.  Die  Forderungen  der  österreichischen  Aerars  aus  commissionellen 
Zahlungen  für  das  Reich  und  für  Ungarn  werden  buchmässig  ausgeglichen 
auf  den  Quotenconti  des  gemeinsamen  Finanzministeriums,  das  hiedurch 
gewissermaassen  als  Girostelle   zwischen   Oesterreich   und  Ungarn  fungiert. 

2.  Die  Dotation  unserer  Reichscentralcasse  an  das  Zahlamt  des  Kriegs- 
ministeriums erfolgt  zum  Theil  in  Cassenanweisungen,  die  auf  die  Reichs- 
centralcasse selbst,  beziehungsweise  auf  die  Budapester  Staatscentralcasse 
lauten. 

3.  Schon  seit  mehreren  Jahren  bedient  sich  die  Staatsverwaltung  des 
Checksverkehrs  der  Postsparcasse  bei  der  Einziehung  von  Einnahmen  der 
Forst-  und  Domänenveiivaltung. 

4.  Seit  1.  Mai  1896  konnte  in  Niederösterreich  die  Steuereinzahlung 
durch  die  Postsparcasse  erfolgen;  vom  1.  Jänner  1898  wird  diese  Einrichtung 
auch  in  den  anderen  Kronländern  platzgreifen,  erweitert  auf  andere  Kategorien 
staatlicher  Abgaben.  Der  Gebrauch,  der  bisher  in  Niederösterreich  von  dieser 
Einrichtung  gemacht  wurde,  war  leider  kein  entsprechender.  In  der  Zeit  vom 
1.  Mai  bis  31.  December  wurden  16.154  Einzahlungen  im  Betrage  von 
2.063  Mill.  Gulden,  vom  1.  Jänner  bis  31.  August  1897  wurden  23.600 
Einzahlungen  im  Betrage  von  2.939  Mill.  Gulden  gemacht.  Es  sind  dies 
im  Ganzen  nur  5"67o  aUei'  in  dieser  Zeit  gemachten  Zahlungen.  Hoffen  wir, 
dass  mit  der  extensiven  Ausdehnung  der  Einrichtung  auch  die  Intensität 
des  Gebrauches  wachsen  werde. ^) 

5.  Seit  1.  Jänner  1897  bestehen  Conten  der  Staatscentral-;  der  Staats- 
schulden-,   der  Länder-  und  der  Staatsbahndirections-Cassen   bei  der  Post- 

1)  Wie  aus  einer  mir  nachträglich  zugekommenen  Zusammenstellung  der  Direction 
der  Postsparcasse  hervorgeht,  betrug  die  Zahl  der  Einzahlungen  im  Laufe  des  ganzen 
Jahres  1897  37.107  im  Betrage  von  4.251  Mill.  Gulden. 
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sparcasse  und  wurden  bis  Ende  September  23*8  Mill.  bei  der  Postsparcasse 
zur  Gutschrift  auf  das  Conto  der  Staatscentralcasse  eingezahlt. 

6.  Schon  seit  1894  ist  die  Finanzverwaltung  in  den  Giroverkehr  des 
Wiener  Giro-  und  Cassenvereines  eingetreten  mit  gesonderten  Conti  für  die 
Staatscentral-  und  Staatsschuldencasse.  Der  genannte  Verein  besorgt  die 
Einlösung  der  Steuer-  und  Salzwechsel  und  verwendet  die  Gelder  zur  Ein- 
lösung von  Coupons.  Im  Jahre  1896  betrug  die  Einlösung  von  Coupons 
durch  den  Giro-  und  Cassenverein  die  immerhin  respectable  Summe  von 
über  29 V2  Mill.  Gulden,  im  eisten  Semester  1897  I7V2  Mill.,  im  Ganzen 
seit  dem  Bestehen  der  Einrichtung  67 V2  Mill.  Gulden. 

Im  Zusammenhange  sei  erwähnt  die  seit  Jahren  bestehende  Gepflogen- 
heit der  Elocierung  augenblicklich  entbehrlicher  staatlicher  Gelder  bei  Banken- 

Wir  sehen  also,  dass  die  österreichische  Finanzverwaltung, 
soweit  es  auf  ihre  Initiative  ankam,  den  andern  Staaten  mit  bureaukratischer 
Cassenverwaltung  in  diesem  Belange  nicht  nachsteht,  und  wenn  diese  doch 
mit  um  so  viel  geringeren  Cassenbeständen  ihr  Auslangen  finden,  während 
es  uns  bisher  nicht  gelang,  mit  creditwirtschaftlichen  Zahlungsmitteln  einen 
grossen  Erfolg  zu  erzielen,  wie  sich  dies  insbesondere  auch  bei  den 
Steuerzahlungen  durch  die  Postsparcasse  zeigt,  so  liegt  dies  an  den  all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen  Verhältnissen. 

Wie  schon  erwähnt,  ist  England  der  einzige  Staat,  der  mit  der  bureau- 
kratischen  Cassenverwaltung  gänzlich  gebrochen  hat,  indem  es  die  Bank  von 
England  formell  zwar  nur  zu  seiner  Centralcasse  gemacht,  thatsächlich  aber 
in  den  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Zahlungsprocesses  gestellt  hat. 
Wenn  Preussen  trotzdem  mit  eben  so  geringen  Cassenbeständen  seine  Ver- 
waltung führt,  so  folgt  daraus,  dass  die  bureaukratische  Cassenverwaltung 
kein  Hindernis  einer  gedeihlichen  Geldverwaltung  ist,  wenn  die  sonstigen  Vor- 
aussetzungen für  die  creditwirtschaftliche  Organisation  des  Zahlungsprocesses 
der  Volkswirtschaft  gegeben  sind.  Immerhin,  da  sich  die  Einrichtungen  Eng- 
lands durch  Decennien  bewährt  haben,  bilden  sie  ein  Vorbild,  das  die  Beachtung 
Jedermannes  verdient,  der  sich  mit  diesen  Fragen  beschäftigt.  Wie  Ihnen 
bekannt,  hat  von  Philippovich  über  diesen  Gegenstand  eine  Abhandlung 
geschrieben,  die  betitelt  ist:  „Die  Bank  von  England  im  Dienste 
der  Finan  z  verw  altung",  und  diese  Abhandlung,  welche  den  etwas 
spröden  Stoff  mit  ausgezeichneter  Klarheit  und  Präcision  behandelt,  ist 
meine  Quelle,  wenn  ich  im  folgenden  in  aller  Kürze  ein  Bild  von  diesen 
Einrichtungen  entwerfe. 

Die  Bank  von  England  in  London  fungiert,  wie  bereits  hervorgehoben 
wurde,  als  Centralcasse  des  Staates  und  ausserdem  als  Staatsschulden- 
casse. Betrachten  wir  zunächst  ihre  Function  als  Centralcasse  des  Staates. 

Die  staatlichen  Einhebeämter  übersenden  ihre  überschüssigen  Gelder 
d.  h.  nach  Abzug  der  von  ihnen  unmittelbar  geleisteten  Zahlungen  in 
Gestalt  von  Wechseln  an  ihre  Centralstellen  nach  London,  welche  dieselben 
der  Bank  übergeben.  Mittelcassen  zwischen  den  Einhebeäratern  und  der  als 
Centralcasse  fungierenden  Bank  fehlen.  Jedes  Centralamt,  wie  Custom  office, 


3  Seidler. 

Inland,  Kevenue  office,  hat  bei  der  Bank  seinen  Conto,  und  dieser  wird  für 
die  übernommenen  Beträge  gutgeschrieben.  Eventuell  übergibt  der  CoUector 
das  Geld  an  die  an  seinem  Orte  befindliche  Filiale  der  Bank.  Von  den 
Conten  der  Centralämter  erfolgt  die  Uebertragung  der  disponibeln  Gelder 
auf  den  Exche quer  Conto,  der  als  der  eigentliche  Staatscentral- 
cassenconto  fungiert,  und  über  dessen  Guthaben  die  Treasury  unter 
Mitwirkung  des  Controller  general  verfügt.  Das  Organ,  welches  die  auf  dem 
Exchequer- Conto  gesammelten  Gelder  den  einzelnen  Verwaltungsdiensten  zu- 
weist, ist  der  Paymaster  general.  Da  er  selbst  über  den  Exchequer- 
Conto  kein  Verfügungsrecht  hat,  so  werden  die  ihm  von  der  Treasury  über- 
nommenen Gelder  zu  seiner  Verfügung  auf  einen  besonderen  Conto  über- 
tragen, den  sogenannten  Supply  Account.  Ausserdem  besitzt  der  Paymaster 
general  noch  einen  zweiten  Conto,  den  C  a  s  h  Account  für  Gelder,  die 
er  aus  Ersätzen,  Vorschuss-  oder  sonstigen  interimistischen  unwirksamen 
Gebarungen  disponibel  hat.  Die  vom  Paymaster  angewiesenen  Zahlungen 
sind  theils  Checks,  theils  Wechsel,  zum  geringen  Theile  bar.  Um  die 
beiden  ersten  auseinanderzuhalten,  werden  für  den  Paymaster  general  ein 
Drawing  Account  und  ein  Bill  Account  geführt,  auf  welche  die  erforderlichen 
Gelder  von  den  früher  genannten  zwei  Activconten  übertragen  werden.  Sie 
heissen  „working  Accounts",  weil  hier  die  wirklichen  Zahlungen  verbucht 
werden.  Beträge  über  50  Pfennig  müssen  in  Checks  gezahlt  werden; 
zwischen  5  und  50  hat  der  Empfangsberechtigte  die  Wahl  zwischen  Check 
oder  Barzahlung;  unter  5  Pf.  wird  immer  bar  gezahlt.  Natürlich  kommen 
auch  Buchübertragungen  vor,  wenn  der  Empfangsberechtigte  einen  Conto 
hat.  Die  Beamten  des  Paymaster  general  nehmen  die  Detailverrechnung  auf 
dem  entsprechenden  Conto  vor,  so  dass  die  Bank  nur  die  Zahlung  und  ent- 
sprechende Gutschrift  oder  Belastung  vorzunehmen  hat.  Reichen  in  einem 
gegebenen  Zeitpunkte  die  Eingänge  nicht  zur  Deckung  der  fälligen 
Ausgaben,  so  läumt  die  Bank  der  Treasury  einen  Vorschuss  ein,  dessen 
Verzinsung  von  Fall  zu  Fall  vereinbart  wird;  beziehungsweise  wird  bei 
einem  Deficit  in  Folge  unzureichender  Einnahmen  mit  Bewilligung  des 
Parlaments  eine  schwebende  Schuld  bei  der  Bank  cont.rahiert. 

Ausser  der  eben  geschilderten  Function  der  Bank  von  England  als 
Staatscentralcasse  besorgt  sie  weiters  die  Agenden  der  Staatsschuldenver- 
waltung. 

Bei  den  angeführten  Beständen  fällt  es  immerhin  schon  ins  Gewicht, 
dass  der  Staat  eine  Verzinsung  derselben  nicht  in  Anspruch  nimmt,  sondern 
dieselben  der  Bank  als  Entgelt  ihrer  Dienstleistung  überlässt.  Für  die 
Verwaltung  der  Staatsschuld  wird  der  Bank  eine  Provision  von  ViooVo 
vom  Capital  der  fundierten  und  von  Vioo7o  ^^m  Capital  der  schwe- 
benden Staatsschuld  gewährt.  Das  belief  sich  nach  von  Philippovich  im 
Jahre  1879  zusammen  auf  nahezu  200.000  Pf.  St.  —  Es  sei  im  übrigen 
gleich  hier  bemerkt,  dass  principiell  gewiss  kein  Hindernis  im  Wege 
steht,  dass  der  Staat  bei  einer  eventuellen  Regelung  bei  höheren  Beständen 
sich  eine  Verzinsung  von    der  Bank   ausbedingt,   wie    dies   thatsächlich   in 
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Belgien  der  Fall  ist.  Ausser  dem  Vortheile,  welcher  sich  in  der  Ziiisen- 
ersparnis  an  Cassenbeständen  für  den  Staat,  die  sich  ziffermässig  berechnen 
lässt,  ergibt,  kommt  vom  Standpunkte  der  Volkswirtschaft  noch  das  Fol- 
gende in  Betracht.  Die  staaliche  Geldverwaltung  bildet  keine  abgesonderte, 
selbständige  Organisation  neben  der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Geldverwaltung  der  Bank,  sondern  ist  nur  eine  der  vielen  Componenten 
der  allgemeinen  Geldverwaltung.  Die  Leitung  derselben  kann  hiedurch  eine 
einheitliche  bleiben,  während  dort,  wo  wie  bei  uns  der  Staatshaushalt 
seine  selbständige  Geld  Verwaltung  führt,  der  volkswirtschaftliche  Circulations- 
process  des  Geldes  nicht  nur  durch  die  Entziehung  relativ  grosser  Bestände 
durch  den  Staat  behindert  wird,  sondern  auch  durch  die  selbständige  Dispo- 
sition der  Staatsverwaltung  über  ihre  augenblicklich  entbehrlichen  Bestände 
geradezu  im  entgegengesetzten  Sinne  beeinflusst  werden  kann,  als  es  einer 
gesunden  Bankzettelpolitik  entspricht.  Man  wird  diese  Gefahr  einer  duali- 
stischen Bankzettel  Verwaltung  nicht  für  eine  üebertreibung  halten,  wenn 
man  die  Höhe  der  Cassenbestände  in  Oesterreich  und  in  Ungarn  in  Summa 
mit  der  Gesammtheit  der  in  Umlauf  befindlichen  Zahlungsmittel  in  Ver- 
hältnis setzt. 

Ferner  darf  nicht  übersehen  werden,  was  schon  an  früherer  Stelle 
angedeutet  wurde,  und  es  ist  dies  ein  Umstand,  dem  ich  bei  uns  in  Oesterreich 
grosse  Bedeutung  zuerkenne,  wie  sehr  das  Beispiel  und  die  Initiative  des 
Staates  auf  die  Hunderttausende  von  Einzelwirtschaften,  mit  denen  er  im 
continuierlichen  Verkehre  steht,  einzuwirken  im  Stande  ist,  um  die  Geld- 
verwaltung der  Einzelnen  ganz  allgemein  den  Banken,  als  den  hiezu 
berufenen  Organen  der  Volkswirtschaft  zu  überlassen  und  die  Technik  des 
Zahlungswesens  allgemein  wenigstens  annäherungsweise  auf  jene  Stufe  credit- 
wirtschaftlicher  Organisation  zu  bringen,  welche  dieselbe  schon  längst  in 
den  westlichen  Culturländern  erreicht  hat. 

Nunmehr  übergehe  ich  dazu,  die  gegenwärtige  Organisation  unseres 
Cassenhaushaltes,  welche  den  Ausgangspunkt  jeder  Keforra  bildet,  zu  be- 
sprechen. Zunächst  müssen  wir  den  allgemeinen  Cassenhaushalt  unter 
der  Leitung  der  Finanzbehörden  und  die  Gassen  s  p  e  c  i  e  1 1  e  r  Verwaltungs- 
zweige unterscheiden.  Die  letzteren,  wie  Post-  und  Telegraphen-,  Eisenbahn-, 
Forst-,  montanistische  u.  s.  w.  sind  bis  auf  die  Hauptcassen  dieser  Verwaltungs- 
gebiete eigentlich  Verwaltungsämter,  die  zugleich  die  Cassengeschäfte  des 
Verwaltungsdienstes  besorgen.  Aus  diesem  Grunde  müssen  sie  als  selbst- 
ständige Organe  fungieren  und  können  nicht  mit  den  Gassen  des  allgemeinen 
Cassenhaushaltes  vereinigt  werden.  Die  unter  der  Finanzleitung  stehenden 
Gassen  des  allgemeinen  Cassenhaushaltes  gliedern  sich  in  dreifacher  Ab- 
stufung. Auf  der  untersten  Stufe  stehen  als  sogenannte  Elementar- 
cassen  die  Steuer-  und  Gefällsämter,  auf  der  Mittelstufe  die  Ländercassen 
(in  den  grösseren  Kronländern  fungieren  auch  Häuptsteuerämter  als  Sammel- 
stellen der  Gassen  ihres  Kreises),  an  der  Spitze  die  Staatscentralcasse,  von 
der  sich  als  centrale  Aufwandcassen  abzweigen:  das  Ministerialzahlamt 
und  die  Staatsschuldencasse.  Selbstverständlich  bildet  die  Staatscentralcasse 
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direct  oder  indirect  auch  das  Ceutrum  der  speciellen  Verwaltungszweigcassen, 
also  der  Post-,  Eisenbahn-,  montanistische  Gassen  u.  s.  f.  Die  speciellen 
Verwaltungszweigcassen  sind  theils  zwei-,  theils  dreistufig  gegliedert,  so 
die  Post-  und  Telegraphen-  und  die  Eisenbahncassen  drei  stufig,  die  mon. 
tanistischen  zwei  stufig. 

Der  gemeinsame  Cassenhaushalt  besteht  naturgemäss  ausschliesslich 
aus  Aufwandcassen.  An  der  Spitze  steht  die  lieichscentralcasse,  welche  ihre 
Dotation  von  den  beiderseitigen  Staatscentralcassen  empfängt;  diese  dotiert 
das  Zahlamt  des  Kriegsministeriums  und  das  Zahlamt  des  Ministeriums  des 
Aeussern.  Vom  Zahlamt  des  Kriegsministeriums  werden  dotiert  die  selbst- 
ständigen Militärcassen  in  Wien,  Budapest,  Josefstadt,  Sarajewo.  Bei  den 
anderen  Corpscommanden  fungieren  österreichische,  beziehungsweise  ungarische 
Gassen  als  Militärzahlstellen.  Es  ergeben  sich  demnach  als  die  wichtigsten 
cisleith.  und  gemeinsamen  Hauptcassen  in  Wien:  die  Staatscentral- 
casse,  die  Staatsschuldencasse,  das  Ministerialzahlamt,  die  Hauptcasse  der 
Eisenbahnen,  die  montanistische  Gentralcasse,  die  Postcentralcasse,  die  Post- 
sparcasse,  die  Tabakhaupteasse,  Hauptmünzamt,  die  Landeshauptcasse,  die 
Keichscentralcasse,  das  Zahlamt  des  Kriegsministeriums,  die  Gasse  des 
Militärcorpscommando,  das  Zahlamt  des  Ministeriums  des  Äussern,  zusammen  14 
(minderwichtige  gar  nicht  gerechnet). 

Innerhalb  dieser  Gassenorganisation  vollzieht  sich  der  bare  Geldverkehr 
naturgemäss  in  der  Kichtung,  dass  die  Steuer-  und  Gefällsämter  ihre  üeber- 
schüsse  direct  oder  indirect  an  die  Ländercassen,  diese  an  die  Staatscentral- 
casse  leisten,  welche  die  Dotierung  der  oben  genannten  Gassen  vornimmt. 
An  die  Staatscentralcasse  gelangen  auch  die  Ueberschüsse  der  Specialhaupt- 
cassen,  beziehungsweise  erhalten  dieselben  von  ihr  ihre  Zuschüsse. 

Nach  den  oben  citierten  währungs-statistischen  Tabellen  (S.  323  ff.) 
betrugen  die  baren  Geldverkehrsposten  zwischen  den  Ländercassen  und  der 
Staatscentralcasse  im  Jahre  1895  an 

Abfuhren  rund 252       Mill. 

Verläge  rund öSVg      » 

zusammen 317V2  Mill,  wozu  noch 

über  1274  Mill.  Verläge  in  Theilmünzen  der  Kronenwährung  hinzukommen. 

Wie  gross  der  Geldverkehr  zwischen  den  Perceptionsämtern  und  den 
Ländercassen,  sowie  der  Gassen  der  speciellen  Verwaltungszweige  unter  ein- 
ander, und  mit  der  Staatscentralcasse  ist,  darüber  sind  keine  Daten  bekannt. 

Die  Gassenumsätze  des  österreichischen  Gassenhaushaltes  bilden  in  ihrer 
Gesammtheit  gewiss  eine  beträchtliche  hohe  Summe,  allein  es  liegt  ein  arges 
Missverständnis  vor,  wenn  Herr  v.  Bilinski  in  seinem  Expose  in  der 
Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  1.  October  1896  dieselben  mit  13 V2 
Milliarden,  ungefähr  das  lOfache  der  etatmässigen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
beziffert  hat,  und  es  soll  Kauchberg  kein  Vorwurf  daraus  gemacht  werden, 
dass  er  die  Angaben  des  Finanzministers  für  richtig  haltend  gegen  die 
abenteuerliche  Höhe  unserer   Gassenumsätze   loszieht.    Das  Missverständnis 
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des  Herrn  v.  Bilinski  dürfte  so  entstanden  sein,  dass  die  von  ihm  genannte 
Summe  die  wirksamen  und  die  durchlaufenden  Einnahmen  und  Ausgaben, 
die  sogenannte  Contocorrentegebarungen,  von  denen  ein  sehr  grosser  Theil 
nur  buchmässige  Gebarungen  sind,  zusammenfasst.  Aber  auch  von  den  baren 
Umsätzen  hat  der  grösste  Theil  mit  der  eigentlichen  Cassenvei-waltung  nichts 
zu  thun;  so  die  PostanAveisungs-  und  Nachnahmebeträge,  die  allein  circa 
die  Hälfte  aller  Contocorrentegebarungen  (über  6  Milliarden  in  Einnahme 
und  in  Ausgabe)  ausmachen.  Auch  die  Gebarung  der  Postsparcasse  ist  darin 
enthalten. 

Eine  naturgemässe  Folge  der  grossen  Zahl  von  Gassen  ist  die  Zer- 
splitterung der  Cassenfonde,  wodurch  die  Cassenbestände  naturgemäss  wesent- 
lich höher  werden,  als  dies  bei  einer  Concentration  derselben  der  Fall  wäre. 

In  den  währungsstatistischen  Tabellen  ist  diesbezüglich  eine  sehr 
dankenswerte  Zusammenstellung  gemacht. 

Darnach  befanden  sich  am  31.  December  1895  bei  der 

Staatscentralcasse 8274     Mill. 

Staatsschuldencasse      3.425       , 

Ministerialzahlamt        1.058       „ 

Sonstige  Finanzcassen  und  Aemter  .  41.279      „ 


Summe 127.983  Mill., 

so  dass  gegenüber  der  Summe  der  journalmässigen  Cassenbestände  von 
183  Mill.  noch  55  Mill.  nicht  zur  Disposition  der  Finanz  Verwaltung  stehen. 
Die  41.279  Mill.  theilen  sich,  wie  folgt:  23.534  Mill.  in  den  Länder- 
cassen,  17.744  Mill.  in  den  Perceptionsämtern.  Die  letztangeführten 
17.744  Mill.  vertheilen  sich  unter  1196  Perceptionsämter,  wie  folgt: 


165 

Aemter  haben 
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3  Aemter  haben  Maximalcassenbestände    .    .  40 — 45  Tausend 

3       ,  ,  „  ...  100.000 

2       „  ,  „  ,  .    .  80—90  Tausend 

1       ,  ,  .  ,  .    .  90—100       , 

1       ,  ,  »  ,  .    .  70-80 

1       ,  ,  ,  ,  .    .  45-50 

Wie    sich    die    Cassenbestände   von    55   Mill.  unter   die    Gassen   der 

besonderen  Verwaltungszweige  vertheilen,  darüber  sind  keine  Daten  publiciert. 


Die  Eeformen,  die  ich  in  Anregung  zu  bringen  mir  erlaube,  sind 
zweierlei.  Sie  beziehen  sich  erstens  auf  die  Reorganisation  des  staat- 
lichen Cassenapparates  selbst  und  zweitens  auf  die  Mittel,  welche  die 
so  reorganisierte  staatliche  Cassenverwaltung  anzuwenden  hätte,  um  ihrer- 
seits die  creditwirtschaftliche  Zahlungsorganisation  nach  Kräften  zu  fördern. 

Ad  I.  Das  Beispiel  Preussens  und  Frankreichs  lehrt  uns,  dass  auch 
eine  bureaukratische  Cassenverwaltung  des  Staates  für  eine  Vereinfachung 
des  staatlichen  Zahlungswesens  viel  leisten  kann,  wenn  die  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Voraussetzungen  hiefür  gegeben  sind. 

Und  ich  könnte  um  so  weniger  darauf  einrathen,  dass  wir  etwa  dem 
Beispiele  Englands  folgend  unsere  Bank  in  den  Mittelpunkt  unseres  staat- 
lichen Cassenwesens  stellen,  als  ich  überzeugt  bin,  dass  die  Natur  und 
Zusammensetzung  unseres  Staatswesens  eine  derartige  Centralisierung  des 
Zahlungswesens  in  einem  Punkte  nicht  zulässt. 

Abgesehen  von  der  dualistischen  Gestaltung  der  Monarchie,  welche 
es  immerhin  misslich  erscheinen  Hesse,  dass  die  unter  dem  Einfluss  der 
Regierungen  beider  Staaten  stehende  Bank  gleichzeitig  Gentralcasse  des 
einen  Staates  sei,  erfordert  die  territoriale,  politische  und  ökonomische 
Beschaffenheit  unseres  Staates,  dass  in  den  Temtorien  staatliche  Mittel- 
cassen  zwischen  den  Perceptionsämtern  einerseits  und  der  Staatscentralcasse 
andrerseits  bestehen.  Zwischen  dem  Centrum  und  gewissen  Kronländern  ist 
ferner  für  absehbare  Zeit  ein  bankmässiger  Zahlungsverkehr  überhaupt  nicht 
denkbar.  Das  Geld,  das  in  diesen  Territorien  erforderlich  ist,  muss  einfach 
bar  hingeschickt  werden.  Von  einer  bankmässigen  Centralisation  des  ganzen 
staatlichen  Zahlungswesens  nach  dem  Vorbilde  Englands  muss  daher  wenigstens 
vorläufig  abgesehen  werden. 

Nun  besitzen  wir  in  unserer  Postsparcasse  ein  Institut,  dessen  Auf- 
gabe es  ist,  abgesehen  von  seiner  Function  als  Sparcasse  der  kleinen  und 
kleinsten  Leute,  einer  der  Hauptcassiere  und  eine  der  üauptgirostellen  der 
Volkswirtschaft  zu  sein. 

Der  Gedanke  ist  sehr  naheliegend,  dass  die  Staatsverwaltung  sich 
diese  Einrichtung  zu  nutze  mache  und  die  Postsparcasse  in  der  Richtung 
erweitere  und  ausbaue,  dass  ihr  die  Geschäfte  eines  Central- 
cassenapparates  des  Staates  übertragen  werden.    Ich  stelle 


Die  bankmässige  Organisation  der  staatlichen  Cassenverwaltung.  13 

mir  die  Sache  so  vor,  dass  alle  Perceptionsämter  bestehen  bleiben  (im 
Gegentheile  wäre  ihre  Vermehrung  im  Interesse  der  Bevölkerung  nur 
erwünscht),  und  dass  diese  ihre  überschüssigen  Gelder  an  das  Postspar- 
cassenamt  des  Ortes  abführen. 

An  Stelle  aller  andern  Gassen,  also  der  Ländercassen,  der  Central- 
cassen  der  Finanzverwaltung,  sowie  der  Hauptcassen  der  speciellen  Ver- 
waltungszweige tritt  die  Postsparcasse.  Jeder  anweisenden  Behörde,  sowohl 
den  Ministerien,  als  auch  den  anweisenden  Provinzialbehörden  wird  bei  der 
Postsparcasse  ein  Conto  eröffnet.  Die  Detailverrechnung  bleibt,  wie  bisher 
bei  den  anweisenden  Behörden,  indem  die  Postsparcasse  auf  den  Conten 
derselben  nur  die  Zu-  und  Abgänge  verrechnet. 

Nur  die  Staatsschuldencasse  bleibt  vermöge  der  Eigenart  ihrer  Ge- 
schäfte als  selbständige  Abtheilung  der  Postsparcasse  bestehen. 

Diese  Concentration  der  staatlichen  Cassenverwaltung  wurde  unzweifel- 
haft eine  nicht  unbeträchtliche  Ersparung  an  Cassenbeständen 
und  baren  Geldverkehrsposten  im  Gefolge  haben.  Die  Eealisierung  dieses 
Projectes  hätte,  um  keine  Verwirrung  aufkommen  zu  lassen,  schrittweise 
zu  erfolgen. 

Ad  IL  Die  Postsparcasse  müsste  ihrerseits  mit  aller  Energie,  die  ihr 
eine  so  grossartige  Organisation  zu  verleihen  vermöchte,  die  creditwirtschaft- 
liche  Organisation  des  volkswirtschaftlichen  Zahlungsprocesses  fördern.  Sie 
müsste  Mitglied  aller  Giro  und  Clearings  oder  S^aldierungs-lnstitute  im 
Staate  werden.  An  bedeutenderen  Plätzen,  wo  solche  Einrichtungen  nicht 
bestehen,  hätte  sie  die  Initiative  zur  Errichtung  derselben  zu  ergreifen. 
Ihr  Ziel  hätte  zu  sein,  nicht  der  Concurrent  der  privaten  Institute  zu  sein 
und  etwa  das  volkswirtschaftliche  Zahlungswesen  zu  monopolisieren,  sondern 
in  Gemeinschaft  und  an  der  Spitze  dieser  Institute  die  creditwirtschaftliche 
Organisation  zu  fördern.  Gewisse,  besser  von  Privatinstituten  besorgte 
Zahlungsgeschäfte  könnten  diesen  überlassen  bleiben.  Dies  wird  besonders 
dann  immer  der  Fall  sein  müssen,  wenn  sie  selbst  Barzahlung  leisten 
müsste,  während  dies  beim  Privatinstitute  nicht  der  Fall  sein  würde.  Ihre 
Aufgabe  wäre  es,  dafür  zu  sorgen,  dass  innerhalb  ihrer  eigenen  Organisation 
Bargeldtransporte  zur  Ausnahme  werden,  indem  sie  durch  ihre  Beziehungen 
zu  den  Banken  und  deren  Filialen  die  Geldverschiebungen  buchmässig 
zu  besorgen  hätte. 

Der  Ehrgeiz  ihrer  Leitung  hätte  es  zu  sein,  nicht  das  grösste  Geschäft 
für  sich  zu  machen,  sondern  die  creditwirtschaftliche  Zahlungsorganisation 
nach  Möglichkeit  einzuführen.  Und  gerade  darin  hätte  sich  die  Postsparcasse 
als  Staatsinstitut  zu  bewähren,  dass  sie  nicht,  wie  eine  dividendenhungrige 
Actiengesellschaft  immer  nur  auf  den  Gewinn  sähe,  sondern  von  der  höheren 
Warte  volkswirtschaftlicher  Wohlfahrt  den  creditwirtschaftlichen  Zalilungs- 
process  förderte.  Hinsichtlich  der  Cassenbestände  insbesondere  hätte  es  ihr 
Bestreben  zu  sein,  dieselben  auf  jene  percentuale  Höhe  der  Budgetsummen 
zu  bringen,  wie  wir  sie  in  den  auswärtigen  Staaten  gesehen  haben.  Zeit- 
weilig disponible  Gelder  hätte  sie  der  österreichisch-ungarischen  Bank  gegen 
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eine  zu  vereinbarende  Verzinsung  zu  überlassen,  beziehungsweise  im  Falle 
vorübergehenden  Geldbedarfes  von   dieser  kurzfristige  Anlehen   zu  erhalten. 

Es  ist  von  Eauchberg  angeregt  worden,  dass  die  Zahlung  der  Gehalte 
und  Pensionen  an  die  Beamten  durch  die  Postsparcasse  erfolge.  Dies  würde 
sich  dann  von  selbst  ergeben.  Beamten  mit  höheren  Bezügen  könnte  es 
nahe  gelegt  werden,  in  den  Giroverkehr  der  Postsparcasse  zu  treten,  um 
ihren  Gehalt  mittels  Gutschreiben  auf  ihrem  Conto  zu  empfangen.  Durch 
die  Zahlungen  der  Beamten  an  ihre  Lieferanten,  die  Kaufleute  und  Gewerbe- 
treibenden würde  das  Check-  und  Girowesen  mehr  in  die  Massen  kommen. 

Ich  habe  mich  darauf  beschränkt,  die  Keformen  in  grossen  Zügen  zu 
beleuchten,  und  glaubte  mich  in  diesem  Kreise  hierauf  beschränken  zu  sollen.' 
Dass  die  Durchführung  dieser  Keformen  und  die  durch  dieselbe  bewirkte 
Verringerung  der  Cassenbestände  uns  auch  der  Aufnahme  der  Barzahlungen 
näher  bringen  würde,  leuchtet  von  selbst  ein.  Zieht  man  die  Höhe  unseres 
Goldschatzes  in  Betracht,  und  erwägt  man  ferner,  dass  nicht  alle  Staats- 
noten einzulösen  sind,  indem  ein  Theil  als  Staatscassenscheine  in  Function 
bleiben  könnte,  so  würde  die  in  Anregung  gebrachte  Beform,  wenn  vielleicht 
nicht  der  letzte,  so  doch  einer  der  letzten  vorbereitenden  Schritte  zur 
Erreichung  und  Sicherung  dieses  bedeutungsvollen  Zieles  sein. 


% 
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DIE  BEDEUTUNG  DES  BEDARFES 

FÜR  DIE  ENTWICKLUNG  DER  GEWERBLICHEN 

BETRIEBSSYSTEME. 


VON 


DK.  OTTO  V.  ZWIEDINECK-SUDENHORST  (GRAZ). 


I.   Einleitung.^) 

Jede  durch  wissenschaftliche  Forschung  gestützte  Ueberzeugung,  mag 
sie  vorwiegend  auf  dem  Wege  exacter*)  oder  speculativer  Behandlung  gewonnen 
sein,  führt,  sobald  das  behandelte  Problem  im  wirtschaftspolitischen  Leben 
zur  Discussion  gestellt  wird,  zur  Parteibildung  oder  zur  Stellungnahme  für 
oder  gegen  eine  schon  vorhandene  Partei.  Mag  immerhin  zuzugeben  sein, 
dass  die  von  einem  bestimmten  Culturideal  ihren  Ausgang  nehmende  speculative 
Betrachtungsweise,  wie  Schmoller  sagt,  „mit  den  wandelbaren  Glaubenssyste- 
men wechselnder  Weltanschauungen  und  Parteiungen  wandelt",  dass  sie  sich 
in  allgemeinen  Schlüssen  bewegend  Gefahr  läuft,  die  Fühlung  mit  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen  zu  verlieren,  dass  sie  nur  durch  abstracte  Deduc- 
tionen  aus  ihren  Principien  zu  bestimmten  Parteiforderungen  gelangt,  die 
der  im  wirtschaftlichen  Leben  erreichten  Entwicklungsstufe  wenig  Kechnung 
tragen :  so  vermag  das  doch  die  Anschauung  nicht  zu  erschüttern,  dass  es 
nicht  nur  Recht,  sondern  Pflicht  der  Staatswissenschaften,  insonderheit  der 
politischen  Oekonomik  ist,  das  klare  Licht  der  Ergebnisse  objectiver  Forschung 
aus  der  Studierstube  in  das  Gewühl  der  Parteien  hinauszutragen,  damit  eben 


')  Im  Hinblicke  auf  den  Verlauf  der  Verhandlungen  über  die  Handwerkerfrage  in 
der  Generalversammlung  des  Vereines  für  Socialpolitik  in  Köln  am  23.  September  1897 
glaube  ich  bemerken  zu  sollen,  dass  die  vorliegende  Abhandlung  bereits  vor  dem  eben- 
genannten Zeitpunkte  abgeschlossen  war. 

2)  In  Berücksichtigung  der  Thatsache,  dass  alle  wissenschaftliche  Forschung  auf 
dem  Gebiete  der  Volkswirtschaft  sich  beider  Methoden,  der  inductiven  und  der  deductiven 
bedient,  scheint  mir  die  Anwendung  der  beiden  Bezeichnungen  „exact"  und  „speculativ" 
am  geeignetsten,  die  trotzdem  vorhandenen  methodischen  Eigenthümlichkeiten  der  beiden 
hervorragendsten  Wissenschaftsrichtungen  kurz  zu  charakterisieren.  Gegen  Ad.  Wagner 
möchte  ich  übrigens  auch  glauben,  dass  der  Ausdruck  „exact"  wörtlich  genommen 
(=  streng  bewiesen)  ganz  passend  gerade  dem  „speculativ"  gegenüber  gestellt  werden 
kann,  wie  dies  Schmoller  thut. 
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nicht  „andere  weit  weniger  neutrale,  von  egoistischem  Interesse  bewegte 
Kräfte  sich  der  Aufgabe  bemächtigen"  ^),  concrete  wirtschaftliche  Fragen, 
die  die  Interessen  der  Gesammtheit  berühren,  zu  lösen,  und  diese  Lösung 
ausschliesslich  im  Interesse  der  Partei  durchzuführen,  auf  deren  Programm 
sie  vereidigt  sind. 

Nicht  zum  mindesten  scheint  folgender  Umstand  die  Antheilnahme  der 
Vertreter  praktischer  Wissenschaften  an  politischen  Fragen,  die  in  heissem 
Parteikampfe  discutiert  werden,  nothwendig  zu  machen.  Die  politische 
Parteistellung  führt  stets  zu  positiven  Vorschlägen;  je  bestimmter  diese  sind, 
je  selbstbewusster  die  Forderungen  einer  Partei  aufgestellt  werden,  umso 
mehr  concentriert  sich  die  Erörterung  über  das  praktisch  zu  lösende  Problem 
auf  die  Discussion  gerade  dieser  Forderungen  und  erschöpft  sich  in  ihr. 
Darüber  werden  aber  die  höheren  Gesichtspunkte  aus  den  Augen  gelassen 
und  der  Einblick  in  wirtschaftliche  Zusammenhänge,  die  freilich  nicht  immer 
klar  zu  Tage  treten,  wird  nicht  gesucht. 

Gerade  die  sogenannte  Handwerkerfrage  hat  unzweifelhaft  unter  diesem 
Misstande  gelitten.  Man  streitet  über  die  Berechtigung  und  die  Ziilässigkeit 
der  beiden  wirtschaftlichen  Principien,  Gewerbefreilieit  einerseits,  Freiheits- 
einschränkung anderseits,  man  kämpft  um  die  Maassregeln,  durch  die  das 
Handwerk  erhalten  werden  soll,  ohne  erst  zu  prüfen,  ob  die  inneren  Gründe 
des  Verfalles  des  Handwerks  durch  diese  Maassregeln  auch  wirklich  getroffen 
werden,  ob  und  in  wieweit  sie  überhaupt  tangiert  werden  können.  Ueber  das 
Wesen  des  Handwerks  setzt  man  sich  hinaus.  Dass  man  es  mit  einer  gewerb- 
lichen Betriebsform,  eben  nur  mit  einer  Form  der  Bedürfnisbefriedi- 
gung zu  thun  hat,  die  mit  dem  Wechsel  der  Bedürfnisse  nothwendig  neuen 
Gestaltungen  unterliegen  mass,  bleibt  entweder  unbedacht,  oder  bewusster 
Weise  unberücksichtigt,  weil  man  das  Handwerk  für  die  richtigste  Betriebs- 
form ansieht ;  denn  man  verbindet,  wie  Bücher  das  so  trefflich  erklärt,  mit 
einer  Vorstellung,  die  dem  Thatsachenkreis  einer  näheren  oder  entfernteren 
Vergangenheit  entnommen  ist  und  die  durch  lange  Gewöhnung  für  die 
Menschen  den  Charakter  des  Normalen  angenommen  hat,^)  den  Begriff  des 
„Seinsollens". 

Sieht  man  das  Handwerk  wirklich  als  unentbehrlichen  Baustein  im 
Gefüge  des  wirtschaftlichen  Organismus  an,  so  gelangt  man  selbstverständlich 
zu  dem  Bestreben,  Hilfsmittel  zu  seiner  Erhaltung  ausfindig  zu  machen. 
Das  Nächstliegende  scheint  das  Gute.  Die  auffallend  zu  Tage  tretenden 
Schwächen  der  handwerksmässigen  gegenüber  anderen  gewerblichen  Betriebs- 
formen zu  beheben,  wird  als  diejenige  Aufgabe  betrachtet,  deren  Lösung  das 
erwünschte  Kesultat,  die  Wiederbelebung  des  alten  Handwerks,  herbei- 
führen muss. 

Soli  denn  aber  wirklich  die  Gewerbefreiheit  das  Absterben  des  Hand- 
werkers auf  dem  Gewissen  haben  ?  Soll  die  Einschränkung  der  Freiheit  die 


1)  Dietzel  theoretische  Socialökonomik  (Wagners  Lehr-  und  Handbuch  II.  Haupt- 
abtheilung) I.  S.  50. 

2j  Bücher,  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  81. 
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Kräftigung  dieser  Betriebsform  herbeizuführen  vennögen?  Oder  soll  etwa 
wirklich  der  Capitalmangel  der  letzte  Grund  der  Leistungsunfähigkeit  des 
Handwerkes  sein  und  ist  es  glaubhaft,  dass  die  capitalistische  Unterstützung 
der  Kleinbetriebe  zur  Erhaltung  der  handwerksmässigen  Betriebsform  bei- 
tragen könnte,  dass  Fabriks-  und  Verlagsbetrieb  dann  wieder  einen  Theil 
des  dem  Handwerk  abgerungenen  Absatzes  an  dasselbe  verlieren  wurden  ?  — 
Alle  diese  und  so  viele  ähnliche  Fragen,  die  so  häufig  aufgeworfen  werden, 
lassen  sich  doch  wohl  nur  auf  Grund  positiver  Kenntnisse  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  beantworten,  und  zwar  auf  Grund  der  Kenntnisse  in  zweifacher 
Hinsicht,  sowohl  im  Hinblicke  auf  das  Vergangene,  auf  die  den  gegenwärtigen  Zu- 
ständen vorausgegangene  Entwicklung,  als  auch  im  Hinblick  auf  die  Gegenwart. 

Dank  der  neuen  historischen  Schule  der  Volkswirtschaftslehre  wurde 
durch  eine  Reihe  gewerblich-historischer  Untersuchungen  das  Dunkel  der 
Vergangenheit  nach  dieser  Seite  hin  gelüftet  und  die  Basis  geschaffen,  auf 
der  sich  nunmehr  der  ganze  Entwicklungsgang  der  gewerblichen 
Betriebs  form  in  allen  seinen  Phasen  abhebt.  Die  Feststellung 
ganz  bestimmter  von  der  handwerksmässigen  verschiedenen  Formen  der  Bedarfs- 
befriedigung vor  der  lange  währenden  Epoche,  in  der  das  Handwerk  die 
Vorherrschaft  hatte,  überhaupt  der  Nachweis,  dass  die  Betriebsform,  die  heute 
als  Handwerk  bezeichnet  wird,  erst  das  Product  einer  Jahrhunderte  langen 
Entwicklung  ist,  mussten  es  wohl  mit  sich  bringen,  dass  die  ganze  Hand- 
werkerfrage endlich  von  anderen  Gesichtspunkten,  als,  wie  so  lange  Zeit, 
ausschliesslich  vom  technischen  betrachtet  wurde.  Der  Zusammenhang  zwischen 
der  Gestaltung  des  gesammten  wirtschaftlichen  Lebens  eines  Gesellschafts- 
kreises d.  h.  der  von  diesem  erreichten  Wirtschaftsstufe  einerseits  und  der 
Form  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  diesem  Kreise  angehörigen  Menschen 
anderseits  kann  eben  fürderhin  nicht  unberücksichtigt  bleiben. 

Aber  auch  die  Kenntnis  der  industriellen  Verhältnisse 
der  Gegenwart  nach  dieser  Seite  hin  ist  bis  zu  einem  Punkte  gelangt, 
der  es  nicht  nur  gerechtfertigt,  sondern  nothwendig  erscheinen  lässt, 
die  letzten  Gründe,  die  im  Wettkampfe  der  gewerblichen  Betriebsformen  den 
Ausschlag  geben,  anderswo  zu  suchen  als  in  den  Fortschritten  der  Produc- 
tionstechnik.  Das  reichhaltige  descriptive  Material,  das  im  Laufe  der  letzten 
Jahre  zusammengetragen  worden  ist,  besteht  zum  überwiegenden  Theil  in 
monographischen  Darstellungen  "einzelner  Industriezweige,  um  deren  Be- 
schaffung sich  in  erster  Linie  der  Verein  für  Socialpolitik  in  ganz  hervor- 
ragender Weise  verdient  gemacht  hat.*)  Dei  Reichhaltigkeit  und  Vielseitigkeit 
dieses  Materiales  ist  es  besonders  zu  danken,  dass  die  Vergleichung  der  Lage 
eines  und  desselben  Industriezweiges  in  verschiedenen  Gebieten,  unter  dem 
Einflüsse  verschiedener  wirtschaftlicher,  verschiedener  socialer  Schichtung  der 
Bevölkerung  und  endlich  auch  unter  verschiedener  Gesetzeslage  möglich  ist. 
Nach  der  andern  Seite  können  aber  auch  die  Schicksale  der  Betriebsform  bei 


*)  Untersuchungen  über  die  Lage  des  Handwerkes  in  Deutschland  in  den  Schriften 
des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXII  bis  LXX  und  Band  LXXI,  die  Lage  des  Hand- 
werkes in  Oesterreich. 

Zoitsclirift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  VIT.  Band,  1.  Heft  2 
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wesentlich  verschiedenartigen  Gewerben  beobachtet  werden,  wenn  für  diese  die 
gleichen  Entwicklungsbedingungen  gegeben  sind,  und  man  vermag  so  die 
Abhängigkeit  beziehungsweise  Unabhängigkeit  der  Entwicklung  des  einzelnen 
Industriezweiges  von  bestimmten  Erscheinungen  und  Vorgängen  festzulegen. 

Untersuchungen  dieser  Art  können  dann  die  Basis  zur  Beantwortung 
der  oben  angedeuteten  Kategorieen  von  Fragen  bilden.  Aber  ein  Element 
darf  dabei  künftig  nicht  fehlen.  Die  ganze  auf  der  so  oft  sich  wiederholenden 
Fragestellung  beruhende  Erörterung  der  Lebensfähigkeit  bestimmter  gewerb- 
licher Betriebssysteme,  speciell  des  Handwerks  krankt  bisher  zumeist  an 
einem  Fehler,  der  überwunden  werden  muss,  wenn  nicht  wieder  die  Gefahr 
der  Sentimentalität  drohend  werden  soll.  Es  fehlte  bisher  an  der  teleo- 
logischen Betrachtungsweise  in  der  Handwerkerfrage,  der  Betrach- 
tungsweise, die  sich  in  erster  Linie  die  Aufgabe  zu  stellen  hat,  die  Noth- 
wendigkeit  des  Bestandes  der  einzelnen  Betriebsformen  aus  dem  Dasein  der 
jeweiligen  Wirtschaftsordnung  zu  erklären.  Eine  solche  Betrachtungsweise, 
die  ferner  dahin  streben  muss,  dass  der  Zweck  gewerblicher  Arbeit 
überhaupt  in  den  Untersuchungen  über  die  Form  derselben  nicht  aus 
dem  Auge  verloren  werde,  muss  ganz  naturgemäss  weit  unbefangener  an  den 
"Wandlungen  der  Form  Kritik  üben  können,  als  dies  bei  Erörterungen 
der  Fall  ist,  denen  von  vornherein  die  Gestaltung  der  Formen  an  sich 
wichtiger  erscheint  als  die  Erreichung  des  durch  sie  zu  verfolgenden  Zweckes. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  soll  in  den  nachfolgenden  Erörterungen 
die  Entwicklung  der  gewerblichen  Betriebssysteme  in  kurzen  Zügen  zu  be- 
leuchten versucht  werden. 

Das  Ziel  der  vorliegenden  Abhandlung  ist  die  Nachweisung  eines 
Zusammenhanges  zwischen  der  Foim  der  gewerblichen  Production  und  den 
Aufgaben,  die  dieser  durch  das  Ausmaass  der  vorhandenen  Bedürfnisse  der 
grossen  Consumentenkreise  gestellt  sind.  Mit  den  Bedürfnissen,  die  die  gewerb- 
liche Arbeit  zu  befriedigen  hat,  verändern  sich  eben  auch  die  Aufgaben, 
die  ihr  obliegen.  Eine  Folge  der  Ausserachtlassung  dieser  Veränderung  ist 
es,  dass  bei  gewerbepolitischen  Erörterungen  über  die  Handwerkerfrage  stets 
mehr  und  melir  die  Productionsfragen  in  den  Vordergrund  gedrängt  und  die 
den  Consumenten  berührenden  Gesichtspunkte  häufig  genug  völlig  vergessen 
werden.  Ich  versuche  es  in  den  nachstehenden  Ausführungen,  ein  gewisses 
Maass  von  Abhängigkeit  der  Entwicklung  der  gewerblichen  Betriebssysteme 
von  den  Veränderungen,  die  die  menschlichen  Bedürfnisse  erfahren  haben, 
nachzuweisen  und  glaube  damit  darzuthun,  dass  der  Kückgang  des  Hand- 
werks nicht  allein  in  den  offen  zu  Tage  tretenden  Nachtheilen  und  in  Ver- 
hältnissen begründet  ist,  die  eventuell  durch  kräftiges  Eingreifen  der  Staats- 
gewalt behoben,  beziehungsweise  geändert  werden  könnten  (Kapitalschwäche, 
freier  Wettbewerb  u.  a.  m.),  sondern  dass  auch  innere,  weniger  offenkundige, 
gewiss  aber  in  ihrer  Art  zwingende  Gründe  bestehen,  die  die  Vorherrscliaft 
der  neueren  gewerblichen  Betriebssysteme,  der  Fabrik  und  auch  des  Verlages, 
wenn  schon  nicht  allgemein  nothwendig,  so  mindestens  begreiflich  erscheinen 
lassen. 
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Die  Peststellung  der  Ursachen  der  Arbeitstheüung  in  ihren  ersten 
Anfängen  scheint  mir  im  Hinblicke  auf  die  Beurtheilung  der  Aufgaben  und 
des  eigentlichen  unveränderlichen  Zweckes  aller  gewerblichen  Arbeit  besonders 
wichtig;  daher  glaube  ich  auf  die  einschlägige  Literatur  Kücksicht  nehmen 
zu  sollen  und  da  in  dieser  nicht  unbedeutende,  in  mancher  Hinsicht  wesent- 
liche Gegensätze  bestehen,  war  ich  genöthigt,  diese  Frage  nach  den  Ursachen 
der  Arbeitstheüung  breiter  zu  behandeln,  als  es.  wohl  der  Eahmen,  in  dem 
die  ganze  Untersuchung  gehalten  ist,  erwarten  Hesse.  Dem  gegenüber  glaube 
ich  an  dieser  Stelle  bemerken  zu  sollen,  dass  im  vierten  Abschnitte  die 
einzelnen  Erscheinungen,  in  denen  sich  Bedarfsverschiebungen  bekunden, 
beziehungsweise  welche  Bedarfsverschiebungen  nach  sich  ziehen,  nur  in  ver- 
hältnismässig gedrängter  Form  besprochen  werden  können.  Manches  kann 
da  ohnehin  als  bekannt  vorausgesetzt  werden.  In  der  Mehrzahl  würden 
aber  die  einzelnen  Gesichtspunkte  bei  eingehender  Erörterung  den  Kahmen 
selbständiger  Detail-Untersuchungen  ausfüllen  können.  Nur  soweit  sie  als 
Glieder  in  dem  Gedankengange  der  vorliegenden  Abhandlung  erscheinen, 
mussten  sie  hier  eine  kurze  Behandlung  finden. 

Der  Nachweis  eines  Zusammenhanges  zwischen  den  Wandlungen  des 
Bedarfes  und  der  Ausgestaltung  der  gewerblichen  Betriebssysteme,  der  hier 
nur  in  seinen  Grundzügen  erörtert  sein  wollte,  dürfte  durch  die  Einschränkung 
des  Details  kaum  beeinträchtigt  werden. 

II.    Ursachen   den  Anbeitstheilung  in   ilipen   ersten  Pliasen. 

Bei  der  Erörterung  der  Wertung  gewerblicher  Betriebsformen  an  sich 
oder  im  Vergleiche  mit  einander  muss  die  teleologische  Betrachtungsweise 
vorerst  die  Vorfrage  beantworten:  welcher  Zweck  liegt  der  gewerblichen 
Arbeit  in  ihrer  primitivsten  Gestaltung  zu  Grunde?  Gewerbliche  Arbeit 
ist  berufsmässige  auf  Kohstofifveränderung  gerichtete  Arbeit  für  andere,^) 
die  wieder  ihrerseits  ihren  inneren  Grund  in  der  durch  Arbeitstheüung 
ermöglichten  „Concentration  der  Arbeit  zum  Behufe  der  höchstmöglichen 
Arbeitsleistung"  hat.  Die  letzten  Gründe,  die  zur  Ausbildung  des  Gewerbes 
in  seinen  ersten  Anfängen  führen,  sind  demnach  in  den  Thatsachen  zu 
suchen,  die  die  Arbeitrftheilung  zur  Folge  haben.  Der  Entstehungs- 
vorgang der  gewerblichen  Arbeit  selbst  ist  eine  Kate- 
gorie von  Arbeitstheüung,  nach  der  Terminologie  Büchers  B e - 
ruf  sbildung.2) 

Ueber  die  Ursachen,  die  zur  Arbeitstheilung  in  ihren  ersten  rudimen- 
tären Erscheinungen  geführt  haben,  waren  die  ersten  Vertreter  der  Lehre 
von  dem  Einflüsse  der  Arbeitstheilung  keineswegs  einig.  Adam  Ferguson, 


0  Vgl.  die  Definition  von  „Gewerbe"  bei  Bücher  im  gleichlautenden  Artikel  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  III,  S.  922.  „Gewerbe  im  engeren  Sinne" 
bezeichnet  denjenigen  Theil  der  Production,  welcher  in  der  Veränderung  von  Kohstoifen 
besteht. 

2)  Bücher,  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft",  III.  Vortrag,  Arbeitstheilung 
und  sociale  Classenbildung,  S.  182. 

2* 
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den  man  als  den  Urheber^)  der  Lehre  anzusehen  pflegt,  führt  die  Entstehung 
einer  Theilung  der  Arbeit  auf  die  immer  wieder  zu  beobachtende  Erschei- 
nung zurück,  dass  die  Menschen  sich  mehr  oder  minder  durch  die  sie  um- 
gebende Natur  beeinflussen  lassen,  dass  die  Zufälle,  die  die  Subsistenzmittel, 
Neigungen  und  Gelegenheiten  in  verschiedener  Weise  vertheilen,  auch  die 
Menschen  darauf  hinweisen,  verschiedene  Beschäftigungen  zu  treiben.^)  Allein 
er  setzt  hinzu:  „and  a  sence  of  utility  leads  them  (men),  without  end,  to 
subdivide  their  professions."  Und  indem  er  weiter  fortfährt:  „Every  under- 
taker  in  manufacture  finds,  that  the  more  he  can  subdivide  the  tasks  of  his 
workmen,  and  the  more  hands  he  can  employ  on  separate  articles,  the  more 
are  his  expences  diminished  and  his  profits  increased,"  weist  er  damit  doch 
unzweideutig  darauf  hin,  dass  Nützlichkeit  oder  Zweckmässigkeit  der  un- 
mittelbare Anlass  zu  dieser  „Methode"  wird,  dass  bewusste  Ueberlegung 
dazu  führt. 

Sein  grosser  Schüler  Adam  Smith  leitet  bekanntlich  die  Arbeits- 
theilung  von  der  Neigung  der  Menschen  zumTauschab.  Das  II.  Capitel 
des  ersten  Buches  seiner  Wealth  of  Nations  beginnt  mit  dem  Satze:  „Tliis 
division  of  labour,  from  which  so  many  advantages  are  derived,  is  not  ori- 
ginally  the  effect  of  any  human  wisdom,  which  foresees  and  intends 
that  general  opulence  to  which  it  gives  occasion.  It  is  the  necessary,  though 
very  slow  and  gradual  consequence  of  a  certain  propensity  in  human  nature 
which  has  in  view  no  such  extensive  utilily;  the  propensity  to  truck, 
barter,  and  exchange  one  thing  for  another."  Indem  er  aber 
so  einerseits  den  Einfluss  bewussten  Handelns  der  Menschen  (human  wisdom) 
geradezu  in.  Abrede  stellt,  da  er  ja  auch  in  der  Neigung  zum  Tausch  nur 
eine  nothwendige  Folge  der  Begabung  mit  Vernunft  und  Sprache^)  erblickt, 
so  stehen  doch  anderseits  manche  seiner  Aeusserungen  damit  in  Widerspruch, 
wie  beispielsweise,  wenn  er  bemerkt,  dass  derjenige  in  einem  Jäger-  oder 
Hirten  stamme,  der  in  der  Verfertigung  von  Bogen  und  Pfeilen  besonders 
geschickt  und  flink  ist,  in  der  Berücksichtigung  des  eigenen  Interesses 
(from  a  regard  to  his  own  interest)  die  Verfertigung  von  Bogen  und  Pfeilen 
zu  seiner  Hauptbeschäftigung  macht. 

Da  Smith  aber  endlich  doch  den  Satz  verficht,   dass  die  Arbeitstheilung 
nur  im  Triebleben,  nicht  in  der  bewussten  Ueberlegung  der  Menschen  ihren 


1)  Vgl.  Bücher  ebenda  S.  122^  ferner  Marx,  „La  misere  de  la  philosophie" 
p.  122  sq.  und  „Das  Capital",  I.  Band,  4.  Aufl.,  S.  319  u.  327  Note  3.  Grundlegende 
Gedanken  über  die  Arbeitstheilung  finden  sicli  aber  wohl  schon  in  Piatons  XIoXiteicov 
(11.  369,  370)  im  Anschlüsse  an  Sokrates'  Aeusserung:  '(•.-(vsrai.  -q  uoXt?  InetS-r]  Toy/avei 
Tj(j,ü)v  fy.aato?  o-jx  aÖTapxY]?,  ak\a  tcoXXwv  evBs-ris.  Piaton  widmet  an  dieser  Stelle  wie 
hier  nur  kurz  bemerkt  werden  kann,  der  Zweckmässigkeit  der  Arbeitstheilung  im  Hin- 
blicke auf  die  Bedarfsbefriedigung  sein  besonderes  Augenmerk. 

2)  Ad.  Ferguson,  An  Essay  on  the  History  of  civil  society.  Part  fourth,  section  I, 
„The  accidents  which  distribute  the  means  of  subsistence  unequally,  inclination  and 
favourable  opportunities  assign  the  different  occupations  of  men". 

3)  Vgl.  hiezu  Bücher,  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  16  und  33—40, 
sowie  139  f.,  ferner  Artikel  „Gewerbe"  a.  a.  0.,  S.  924. 
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Grund  hat,  so  erscheint  es  nur  völlig  consequent,  wenn  er  die  Verschiedenheit 
der  Veranlagung  der  Menschen  als  Ursache  der  Arbeitstheilung  gleichfalls 
nicht  gelten  lässt,  denn  während  die  Zurückführung  der  Erscheinung  auf  die 
zufälligen  Einflüsse  der  Triebkraft  im  Menschen  die  Anerkennung  zweckbe- 
wussten  Vorgehens  ausschliesst,  setzt  die  Erklärung  der  Durchführung  der 
Arbeitstheilung  auf  physiologischer  Grundlage  eine  solche  Anerkennung  voraus. 
Bekanntlich  erklärt  Smith  ausdrücklich  die  Verschiedenheit  der  geistigen 
und  körperlichen  Anlage  der  Menschen  in  arbeitstheilig  organisierten  Gemein- 
wesen nur  als  eine  Folge  der  Arbeitstheilung  nicht  als  ihre  Ursache  ansehen 
zu  können. 

Völlig  neue  Gesichtspunkte  hat  Karl  Marx  in  die  Lehre  von  der 
Arbeitstheilung  eingeführt.  Er  unterscheidet  im  wesentlichen  zwei  Gruppen 
von  Arbeitstheilung:  die  „gesellschaftliche"  des  mittelalterlichen 
Feudal-  und  Zunftstaates  und  die  manufactur massige  des  achtzehnten 
Jahrhunderts.  Die  erstere,  die  Theilung  innerhalb  der  Gesellschaft  führt  er 
auf  zwei  Elemente  zurück,  einerseits  auf  die  naturwüchsige  Theilung  der 
Arbeit  aus  den  Geschlechts-  und  Altersverschiedenheiten  ^)  und  anderseits 
auf  den  „Productenaustausch,  welcher  durch  Berührung  verschiedener  Gemein- 
wesen, die  verschiedene  Productions-  und  Lebensmittel  in  ihrer  Naturum- 
gebung vorfinden",  entsteht,  auf  den  „Austausch  ursprünglich  verschiedener, 
aber  von  einander  unabhängiger  Productionssphären".  Die  manufacturmässige 
Arbeitstheilung,  die  Theilung  innerhalb  der  Werkstätte,  setzt  die  erstere, 
die  gesellschaftliche  voraus,^)  wirkt  aber  dann  auf  diese  sie  umbildend  zurück, 
macht  sie  aus  einer  geregelten  zu  einer  anarchischen^).  Marx  gibt  zwar 
in  anderem  Zusammenhange^)  eine  Eeihe  von  Voraussetzungen  für  die  Ent- 
stehung der  manufacturmässigen  Arbeitstheilung  an,  auf  eine  ursächliche 
Erklärung  derselben  geht  er  jedoch  nicht  ein. 

Lassen  diese  Kategorien  immerhin  auch  einiges  an  Klarheit  hinsichtlich 
der  Abgrenzung  vermissen,  so  ist  doch  zu  erkennen,  dass  Marx  theilweise 
auf  dem  Standpunkte  Adam  Smith'  steht,  indem  er  der  Neigung  zum  Tausch 
einen  erheblichen  Einfluss  auf  die  Herbeiführung  der  Arbeitstheilung  zu- 
schreibt, dass  er  aber  im  Widerspruche  mit  diesem  und,  wie  mir  scheinen 
will,  soweit  auch  mit  sich  selbst,  die  Anfänge  der  Arbeitstheilung  durch 
physiologische  Verschiedenheiten  der  Menschen  innerhalb  eines  socialen 
Organismus  verursacht  sehen  will.  Es  ist  nur  ganz  naheliegend,  dass  Marx 
diese  Erklärungen  nicht  zureichen.  Er  sucht  daher  in  seiner  Streitschrift  „La 
misere  de  la  philosophie"  gegen  Proudhons  Behauptung,  dass  die  Lohnarbeit 
späteren  Datums  sei  als  Arbeitstheilung  und  Tausch,  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  erst  das  Autoritätsprincip  und  dann  die  Arbeitstheilung  durch  Fabrik 
und  Maschine  in  die  gesellschaftliche  Theilung  eingeführt  wurden.  Hiebei 
führt  er  aus,   dass  es  unter  dem  patriarchalischen  Eegime«  der  Kasten,  des 


5)  Marx,  „Das  Capital",  4.  Aufl.,  Band  I,  S.  316. 

2)  Ebenda  S.  318. 

3)  Ebenda  S.  321. 

*)  La  misere  de  la  Philosophie,  S.  122. 
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feudalen  und  Zunftsystemes  Arbeitstheilung  in  der  ganzen  Gesellschaft  nach 
bestimmten  Regeln  gegeben  habe.  Die  daran  sich  knüpfende  Frage, 
ob  diese  Eegeln  von  einem  Gesetzgeber  angeordnet  seien,  beantwortet  er 
verneinend,  diese  Regeln  seien  vielmehr  „ursprünglich  aus  den  Bedingungen 
der  materiellen  Production  hervorgegangen",  im  Laufe  der  Entwicklung  der 
gesellschaftlichen  Arbeitstheilung  sind  diese  Regeln  erst  zum  Gesetze,  zur 
Autorität  geworden  (Lehensnormen,  Zunftrechte  u.  a.  m.),  unter  deren  Ein- 
fluss  die  Theilung  der  Gesellschaft  eben  fortgeschritten  ist.  Mit  der  Aner- 
kennung eines  so  bedeutenden  Einflusses  der  Autorität^)  auf  den  Fortgang 
der  Arbeitstheilung  steht  doch  auch  Marx  auf  dem  Standpunkte,  die  Arbeits- 
theilung als  den  Ausfluss  zweckbewussten  Wollens  anzuerkennen. 

In  der  neueren  Literatur  wird  immer  mehr  daran  festgehalten,  kommt 
dieser  Gedanke  immer  präciser  zum  Ausdruck. 

Wenn  Seh  moller  ^)  den  Anlass  zur  Arbeitstheilung  in  der  physiolo- 
gischen Verschiedenheit  der  in  irgend  welcher  Beziehung  stehenden  Menschen, 
in  ihren  verschiedenen  geistigen  und  körperlichen  Kräften  erblickt,  so  bedeutet 
dies  eben  auch,  dass  er  in  der  Einführung  der  Arbeitstheilung  das  Wirken 
menschlicher  Ueberlegung  erkennt.  Das  Vorhandensein  einer  Gemeinschaft, 
das  Schmoller  an  gleicher  Stelle^)  als  Anlass  zur  Arbeitstheilung  hervorhebt, 
ist  immer  Voraussetzung  für  zielbewusst  vorgenommene  Arbeitstheilung 
(zeitliche  Arbeitstheilung  natürlich  ausgenommen)  und  insoferne  „gibt  sie 
Anlass  zum  Füreinanderarbeiten,  zu  gegenseitiger  Hilfe";  Ursache  der 
Arbeitstheilung  wird  sie  darum  doch  nicht.  Fördernd  wirkt  freilich  auf  die 
Theilung  innerhalb  der  Gesellschaft  die  Grösse  der  Gemeinschaft,  ein  Punkt, 
der  noch  Berücksichtigung  finden  soll. 

Im  ersten  Theile  seines  Vortrages  „Arbeitstheilung  und  sociale  Classen- 
bildung"  ^)  führt  Bücher  gegen  Ad.  Smith  polemisierend  den  Nachweis,  dass 
das  Wesen  der  Arbeitstheilung  in  der  Anpassung  der  Arbeits  aufgaben  an  die 
Verschiedenartigkeit  der  menschlichen  Kräfte,  und  umgekehrt  der  Arbeits- 
kräfte an  die  Arbeitsaufgaben  liege,  dass  sie  „fortgesetzte  Differenzierung  der 


*)  Welchen  grossen  Einüuss  Marx  der  Autorität,  und  zwar  sowohl  der  auf  die 
gesellschaftliche  Theilung  einwirkenden  Autorität  bestehender  Normen,  als  auch  der  ganz 
heterogenen  individuellen,  zuschreibt,  geht  daraus  hervor,  dass  er  zur  Aufstellung  der 
folgenden  Regel  gelangt:  „On  peut  e'tablir  en  regle  generale,  que  moins  l'autorite  pr^- 
side  ä  la  division  du  travail  dans  l'interieur  de  la  societö,  plus  la  division  du  travail  se 
d^veloppe  dans  l'interieur  de  l'atelier,  et  plus  eile  j  est  soumise  ä  l'autorite  d'un  seul. 
Ainsi  l'autoritä  dans  l'atelier  et  celle  dans  la  societe  par  rapport  ä  la 
division  du  travail  sont  en  raison  inverse  l'une  de  l'autre".  (La  misere  de  la 
Philosophie,  p.  130  f.)  In  wenig  veränderter  Torrn  spricht  er  später  denselben  Gedanken 
im  „Capital"  aus.    (Band  I,  4.  Aufl.,  S.  321.) 

2)  Vgl.  darüber  insbesondere  die  zwei  „weitausgreifenden"  Untersuchungen 
Schmollers  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung:  „Thatsachen  der  Arbeits- 
theilung", Band  XIII,  S.  1003—1074  und  „Das  Wesen  der  Arbeitsth  ilung  und  der 
socialen  Classenbildung",  Band  XIV,  S.  45—105. 

3)  „Das  Wesen  der  Arbeitstheilung  und  der  socialen  Classenbildung",  a.  a.  0. 
S.  53  f. 

*)  Bücher,  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft'',  S.  116. 
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einen  und  der  andern'*  sei,  „womit  der  ganze  Vorgang  aus  der  Dämmerung 
des  Trieblebens  in  das  helle  Licht  wohl  motivierten  menschlichen 
Handelns  rücke".^)  Zu  dieser  wechselseitigen  Anpassung  der  menschlichen 
Arbeitskraft  einerseits,  der  Arbeitsaufgaben  anderseits  führt  die  Erkenntnis  der 
Nothwendigkeit,  die  Arbeitsleistung  zu  steigern,  und  zwar  in  einem  höheren 
Grade  als  es  die  Vermehrung  der  Menschen  erfordert,  damit  den  qualitativ 
wie  quantitativ  steigenden  Bedürfnissen  der  Gesammtheit  entsprochen  werden 
könne. ^)  Nicht  weniger  präcis  sieht  v.  P  h  i  1  ip  p  o  v  i  c  h  in  der  Arbeitstheilung 
entweder,  wie  vorherrschend  bei  gemeinwirtschaftlichen  Organisationen  das 
Product  des  Zwanges  (die  Autorität  Marx'!),  oder  wie  bei  tausch  wirtschaft- 
lichem Verkehre  das  Ergebnis  der  directem  Zwange  nicht  ausgesetzten  E  n  t- 
schliessungen  der  Individue  n,^)  also  jedenfalls  auch  ein  bewusstes 
Handeln. 

Es  kann  auf  die  Literatur  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden,  eine 
Erörterung  der  einzelnen  im  Vorstehenden  besprochenen  Anschauungen  würde 
zu  weit  abführen.  Es  sollte  nur  gezeigt  werden,  dass  mehr  und  mehr  die 
richtige  Ueberzeugung  sich  in  der  Literatur  gegen  Ad.  Smith  Bahn  gebrochen 
hat,  dass  die  Ausbildung  der  Arbeitstheilung  nicht  bloss  zufälligen  äusseren 
Einflüssen  unterworfen,  auf  einen  anhaltenden  menschlichen  Trieb,  die  Neigung 
zum  Tausch  zurückzuführen  ist.^)  Es  hat  sich  die  ältere  Auffassung  des  Lehrers 
Adam  Smith',  Adam  Fergusons  als  die  richtigere  erhalten,  man  ist  zu  ihr 
zurückgekehrt,  indem  man  annimmt,  dass  die  Erwägungen,  welche  die  Menschen 
zur  Arbeitstheilung  veranlasst  haben,  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  gege- 
benen Arbeitskräfte  im  Auge  hatten,  als  die  physiologischen  Verschiedenheiten 
zur  Grundlage  der  Vertheilung  der  Arbeit  wurden. 

Die  Frage  nach  den  ersten  Gestaltungen  der  Arbeitstheilung  und  nach 
den  Ursachen  ihres  Auftretens  erfordern  an  und  für  sich  tiefeingreifende  ethno- 
graphische und  biologische  Quellenstudien  sowie  Vergleichungen  der  durch 
sie  gewonnenen  Ergebnisse  untereinander.  Es  fällt  dies  ausser  den  Kahmen  der 
vorliegenden  Studie.  Hier  nur  das  Nothwendigste  darüber. 

Es  soll  zugegeben  werden,  dass  die  physiologische  Verschiedenheit 
der  Menschen  in  einem  gewissen  Sinn  zur  Arbeitstheilung  geführt  haben 
mag.  Ausreichend  scheint  diese  Naturthatsache  für  eine  ursäcliliche  Erklä- 
rung der  Arbeitstheilung  aber  durchaus  nicht.  Ganz  abgesehen  von  der  er- 
wiesenen Erscheinung,  dass  bei  den  auf  der  tiefsten  Stufe  wirtschaftlicher  Cultur 
stehenden  Völkern  die  schwersten  Arbeiten  und  Lasten  vielfach  den  Frauen 


1)  Ebenda  S.  143. 

2)  Auf  eine  dieser  Anschauung  theilweise  widersprechende  Behauptung  Büchers 
soll  noch  später  zurückgekommen  werden. 

^)  E.  V.  Philippovich,  „Grundriss  der  politischen  Oekonomic",  I.  S.  52.  Eine  dem 
widersprechende  Bemerkung  jedoch  S.  55,  wonach  Arbeitstheilung  „nur  in  geringem  Maasse 
dem  plannlässigen  Wollen  des  Menschen  entsprungen  ist." 

*)  Die  Unhaltbarkeit  der  von  Ad.  Smith  axiomatisch  angenommenen  Prämisse 
von  der  dem  Menschen  innewohnenden  Neigung  zum  Tausch  wurde  wiederholt,  in 
neuester  Zeit  namentlich  von  Bücher  in  tiefsinnigster  Weise  widerlegt.  (Vgl.  darüber 
Bücher,  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  16  flf.  und  33—40.) 
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auferlegt  sind,^)  was  doch  der  Annahme  der  Berücksichtigung  der  natür- 
lichen Verschiedenheit  der  Arbeitskräfte  bei  der  Arbeitstheilung  einigermaassen 
zu  widersprechen  scheint,  dürfte  die  Bedeutung  dieser  Verschiedenheit  der 
körperlichen  und  geistigen  Anlagen  der  Menschen  für  die  Entstehung  der 
Arbeitstheilung  doch  nur  soweit  zuzugeben  sein,  als  es  sich  um  die  Art 
und  Weise  der  Theilung  handelte,  als  die  Verschiedenheit  häufig,  wie  oben 
bemerkt  wurde,  gewiss  nicht  immer  zur  Richtschnur  für  die  Durchführung 
der  Arbeits  vertheilung  gedient  haben  mag.  Die  Thatsache  der  Arbeits- 
theilung, die  Erscheinung  an  sich  als  historisch-ökonomische  Kategorie 
hat  ihre  Ursache  doch  wohl  in  erster  Linie  in  dem  Bedürfnisse  nach 
Erhöhung  der  Productivität  der  Arbeit.  „Vergesellschaftung" 
der  Arbeit,  die  Concentration  mehrerer  Arbeitskräfte  auf  dasselbe  Arbeitsziel, 
ist  das  Mittel,  die  Productivität  zu  erhöben. 

Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  die  Arbeitstheilung  die  erste  Form  ist, 
in  der  die  Vergesellscliaftung  der  Arbeit-)  bei  den  auf  der  Stufe  primitivster 
Cultur  stehenden  Menschen  auftritt  oder  aufgetreten  ist.  Die  für  den  primi- 
tiven Menschen  näher  liegende  Form  ist,  wie  schon  Wakefield^)  und  nach 
ihm  Stuart  Mill,^)  Marx,^)  Gustav  Cohn*"'j  u.  A.  ausführen,  das  einfache 
Zusammenwirken  (simple  Cooperation).  Auch  diese  Form  ist  in  gewissem 
Sinne  Arbeitstheilung,  soweit  nämlich  Arbeit  Mühe,  Aufwand  an  Kraft  ist, 
natürlich  aber  nicht  in  dem  Sinne,  wie  man  den  Begriff  Arbeitstheilung  in  der 
Theorie  der  politischen  Oekonomie  versteht.  Dieses  einfache  Zusammenwirken 
ist  Concentration  von  Arbeitskräften  im  Hinblicke  auf  eine  einheitliche  Leistung 
in  der  Weise,  dass  jede  der  am  Arbeitsvorgange  überhaupt  betheiligten  Arbeits- 
kräfte an  jeder  Phase  derselben  in  der  Regel  in  gleicherweise  theilnimmt,  „simple 
Cooperation",  sie  ist  Vertheilung  der  Arbeitskraftaufwendung  auf  eine  Mehr- 
heit von  Personen,  die  wesentlich  —  wenigstens  qualitativ  —  dasselbe  leisten. 
Schmoller  bespricht  im  ersten  Abschnitte  seiner  Abhandlung  über  die 
geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung^)  eine  ganze  Reihe  von  Arbeits- 
genossenschaften  als   die   ersten  Keime   von  Unternehmungen,  für   die   alle 


*)  Die  Ergebnisse  der  neuesten  ethnographischen  Forschungen  lassen  es  wohl  nicht 
mehr  zweifelhaft  erscheinen,  dass  bei  den  auf  der  tiefsten  Stufe  wirtschaftlicher  Cultur 
lebenden  Menschen  eine  naturgeniässe  Theilung  der  Arbeit  im  Sinne  unserer  ethisch 
entwickelten  Lebensauffassung  gar  nicht  Platz  greift.  Vgl.  darüber  R.  Hildebrand, 
„Eecht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirtschaftlichen  Culturstufen".  Jena  1896,  S.  7 
und  die  dort  angeführte  Literatur,  beziehungsweise  Citate. 

^)  Vergesellschaftung  der  Arbeit  wohl  zu  unterscheiden  von  Vergesellschaftung 
schlechthin;  letzteres  ist  die  Arbeitstheilung,  wie  Schmoller  bemerkt  (Das  Wesen  der 
Arbeitstheilung  etc.  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Band  XIV,  S.  54  f.),  freilich 
nur  in  den  Anfängen  ihrer  Entwicklung. 

3j  Gibbon  Wakefield,  Ausgabe  von  Ad.  Smith  „VVealth  of  nation".  Note  zu 
Book  I.  Chapter  1. 

*)  John  Stuart  Mill_,  „Principles  of  political  economy  book",  I.  chapter  VIII,  §1. 

-')  Karl  Marx,  „Das  Capital",  4.  Aufl.,  Band  L  S.  300. 

^)  Gustav  Cohn.  „System  der  Nationalökonomie",  I.  Band,  S.  310. 

■')  Gustav  Schmoller,  „Die  geschichtliche  Entwicklun*  der  Unternehmung  im 
Jahrbuche  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung",  Band  XIV,  S.  735. 
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mehr  oder  minder  „einfaches  Zusammenwirken"  die  Grundlage  des  Zusammen- 
schliessens  der  Theilhabenden  bildet.  Das  Bedürfnis  der  Erleichterung 
einer  Arbeit  ist  die  Ursache  der  Concentration  von  Kräften.  Das  gilt  für 
die  Arbeit  des  Kampfes,  für  Angriff  und  Vertheidigung  wie  für  die  Arbeit 
des  Friedens  ^),  überall  äusserte  sich  der  Bedarf  nach  Hilfe,  nach  einer  Ver- 
vielfachung der  Kräfte,  sei  es  nun  zum  Haus-  oder  Schiffsbau,  sei  es  zur 
Schiffahrt,  auf  der  Jagd,  beim  Viehraub,  sei  es  zur  Rodung.  Richard 
Hilde br and  hat  in  neuester  Zeit  nachgewiesen,  dass  Menschen  der  primi- 
tiven Culturstufen  —  die  im  übrigen  keineswegs,  wie  man  bisher  vielfach 
glaubte,  in  gemeinwirtschaftlichen  Bestrebungen  aufgehen  — ,  ohne  sich  in 
irgend  einem  Gemeinrechtsverhältnisse  zu  befinden,  nur  zu  gemeinsamer 
Rodung  sich  zusammenschliessen.^j  Auf  die  Erleichterung  der  zur  Befriedigung 
des  Eigenbedarfes  nothwendigen  Arbeit  sind  die  zahlreichen  Formen  „frei- 
willig sich  bildender  temporärer  Arbeitsgemeinschaften"  gerichtet,  „die 
nach  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  wieder  verschwinden",  wie  sie  heute  in  Europa 
ausser  bei  den  Russen  (die  Artelle),  Bulgaren  (die  Druzina  oder  Tscheta) 
und  anderen  auf  primitiven  wirtschaftlichen  Entwicklungsstufen  befindlichen 
Volksstämmen  noch  inmitten  der  westeuropäischen  Wirtschaftsformen  bei 
unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  zu  finden  sind.^) 

In  der  differenten  Verwendung  der  Arbeitskräfte  unterscheidet  sich 
vor  allem  von  der  „simple  Cooperation"  die  Arb  eitsth  eilun  g,  die  eben 
ihrem  Wesen  nach  gleichfalls  Concentration  von  Arbeitskräften 
ist,  und  zwar  zur  Durchführung  einer  Aufgabe,  die  bishin  von  einer  Person 
geleistet  Avurde.^)  Während  aber  bei  jener  (simple  Cooperation)  die  einzelnen 
Arbeitskräfte  in  gleicher  Weise  an  jeder  Phase  des  Arbeitsprocesses  theil- 
nehmen,  werden  bei  der  Arbeitstheilung  die  einzelnen  selbständigen  und 
untereinander  verschiedenen  Phasen  der  einheitlichen  Leistung^)  auf  die 
mehreren  concentrierten  Arbeitskräfte  vertheilt.*^)  Das  Zusammentreten  mehrerer 
Individuen  verschiedener  Wirtschaftseinheiten  zum  einfachen  Zusammen- 
wirken ( coop.  simple)  kann  ebenso  zur  Arbeitstheilung  führen,  wie  die  Arbeits- 
theilung im  Rahmen  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  entsteht;  immer  aber 
scheint  mir  die  Arbeitstheilung  ein  Schritt  weiter  über  das  einfache  Zusammen- 
wirken, über  die  einfache  Vervielfachung  gleichartiger  Arbeitskräfte  hinaus. 

Ist  nun  schon  zum  Zustandekommen  der  einfachen  Form  gesellschaft- 
lichen Zusammenwirkens  der  Drang  des  Bedürfnisses  erforderlich,  so  ist  das 

1)  Ebenda  S.  743  f. 

-)  Kichard  Hildebrand,  a.  a.  0.  S.  99.  Vgl.  ferner  Schmoller  am  zuletztange- 
führten Orte  S.  746  mit  Hildebrand  übereinstimmend. 

2)  K.  Bücher,  „Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  21,  femer  G.  Schmoll  er, 
„Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung"  a.  a.  0.  S.  749. 

*)  Bei  der  simple  Cooperation  kann  es  und  wird  es  sich  in  der  Kegel  um 
Leistungen  handeln,  die  bishin  überhaupt  nicht  durchgeführt  worden  waren. 

'■')  Handelt  es  sich  um  ein  einheitliches  Arbeitsziel,  um  ein  einheitliches  Ergebnis 
der  Arbeit,  dann  liegt  „technische",  handelt  es  sich  um  einen  Complex  von  selb- 
ständigen Leistungen,  dann  liegt  „gesellschaftliche"  Arbeitstheilung  Yor. 

^)  Vgl.  Büchers  Definition  des  BegriiFes  Arbeitstheilung  in  dem  oben  genannten 
Vortrag  über  Arbeitstheilung  a.  a.  0.  S,  131. 
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in  noch  viel  höherem  Maasse  bei  der  complicierteren  Form,  bei  der  Arbeits- 
theilung  zu  vermuthen.  Diese  setzt  ja  nicht  geradezu  eine  tiefgehende  Erkenntnis 
des  Wirkens  der  Vereinigung  verschiedenartiger  Kräfte  voraus,  aber  zweifellos 
erfordert  sie  in  den  sich  zusammenschliessenden  Menschen  psychische  Vorgänge, 
die  zumeist  wohl  erst  nach  dem  erziehlichen  Wirken  längeren  Zusammen- 
lebens zur  Auslösung  kommen  können.  Bei  einer  Arbeitstheilung  über  das 
auf  der  untersten  Wirtschaftsstufe  nur  wenige  Menschen  umfassende  ge- 
schlossene Hauswesen  0  hinaus  muss  unter  den  arbeitstheilig  Thätigen 
weitgehendes  Vertrauen  zu  einander  bestehen,  es  werden,  soweit  die  bewusste 
Arbeitstheilung  zum  Austausch  der  Arbeitsergebnisse  führt,  Wertungen  und 
Wertvergleichungen  noth wendig,  deren  Schwierigkeit,  wie  eben  überhaupt  die 
dem  Tauschverkehr  widerstrebenden  psychologischenThatsachen,  die  Anbahnung 
der  Arbeitstheilung  hemmt.  Anders  ist  das  innerhalb  der  geschlossenen  Haus- 
wirtschaft, innerhalb  des  engsten  Familienkreises,-)  denn  die  Nothwendigkeit 
zu  tauschen  entfällt  ja  da.  Zwei  Schwierigkeiten  sind  aber  doch  auch  hier 
in  Betracht  zu  ziehen,  es  bedarf  nämlich  der  Erkenntnis  einerseits  des 
inneren  Zusammenhanges  zwischen  den  ihrem  Wesen  nach  verschiedenen 
Arbeitsphasen  und  anderseits  des  Erfassens  dieser  wesentlichen  Verschiedenheit 
der  Arbeitsphasen.  Erst  häufig  wiederholte  Durchführung  einer  Arbeit  oder 
eines  Arbeitscomplexes  bringt  das  Verständnis  für  solche  Zusammenhänge 
mit  sich,  erst  die  Nothwendigkeit  der  häufig  wiederholten  Arbeit,  erst  das 
Bedürfnis  nach  vervielfachter  Befriedigung,  mit  einem  Worte  in  letzter  Linie 
der  gesteigerte  Bedarf  und  ihm  entspringend  die  vervielfachte  Arbeitsleistung 
ermöglichen  und  veranlassen  die  Erwägung,  deren  Resultat  das  Streben  nach 
Vereinfachung  der  Arbeit  ist.  Die  Erkenntnis,  oder  geradezu  die  Entdeckung 
der  zeitlich  auf  einander  folgenden  Arbeitsphasen  bildet  die  Voraussetzung 
für  die  Vervielfaciiung  der  Gesammtarbeitsleitung  durch  Vervielfachung  jedes 
einzelnen  Arbeitsabschnittes  für  sich,  bildet  die  Grundlage  für  die  zeitliche 
Arbeitstheilung.  Immer  wieder  führt  also  das  Raisonnement  zu  dem  Ergebnisse, 
dass  das  Maass  und  die  Gestaltung  der  Bedürfnisse  zur  Arbeitstheilung 
führen  und  die  Entwicklung  dieser  beeinflussen. 

So  wie  es  nun  verschiedene  subjective  Bedürfnisse  hinsichtlich  der 
Intensität  ihres  Auftretens  gibt,  solche,  deren  Befriedigung  als  dringende  Noth- 
wendigkeit und  solche,  deren  Stillung  nur  als  vortheilhaft  oder  angenehm 
erscheint,  so  sind  als  Ursache  der  Arbeitstheilung  in  letzter 
Linie  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit   anzusehen. 

Dass  die  Ausnützung  der  relativ  geringen  Verschiedenheiten  der  Natur- 
anlagen primitiver  Menschen  zu  bestimmten  manuellen  mechanischen  Lei- 
stungen bei  der  Entwicklung  der  Arbeitstheilung  mitspielt,  ist  dadurch 
nicht  in  Zweifel  gezogen,  hier  hat  man  es  aber  doch  nur  mit  einer  der  zahl- 


1)  E.  Hildebrand  a.  a.  0.  S,  1  bis  4  mit  den  dort  angeführten  Citaten  und 
Literaturangaben. 

2)  Es  geht  kaum  an,  bei  Menschen,  die  auf  der  untersten  Stufe  der  Bedarfs- 
befriedigung stehen,  von  einer  Wirtschaft  im  eigentlichen  Sinne  zu  reden.  Vgl.  darüber 
Hildebrand  a.  a.  0. 
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reichen  Bedingungen  zuthun,  die  die  Arbeitstheilung  in  ihrer 
Entwicklung  zu  fördern  vermögen,  nicht  aber  mit  einer  Ent- 
stehungsursache, 

Bezüglich  zweier  zweifellos  auf  die  Arbeitstheilung  Eiufluss  nehmenden 
Elemente  ist  es  fraglich,  ob  man  es  mit  Entstehungsuisachen  oder  mit 
Bedingungen  der  Arbeitstheilung  zu  thun  hat,  die  ihre  Gestaltung  mehr 
oder  minder  fördern.  Das  eine  dieser  beiden  Elemente  ist  der  Zwang. 
Der  Einfluss  des  Zwanges  auf  die  Entwicklung  der  Arbeitstheilung  soll, 
wie  eben  angedeutet  wurde,  in  keiner  Weise  in  Abrede  gestellt  werden.  Es 
scheint  mir  aber  doch  zu  weit  gegangen,  wenn  v.  Philippovich  ihm  schlecht- 
hin schöpferische  Kraft  zuschreibt,  ihn  als  Entstehungsursache  anerkennt, 
indem  er  sagt:  „Auf  der  Grundlage  gemeinwirtschaftlicher  Organisation  wird 
die  Arbeitstheilung  selten  das  Product  freier  Entwicklung  der  Angehörigen 
der  Gemeinschaft  sein.  In  der  Kegel  ist  hier  die  Arbeitstheilung  das  Ergebnis 
der  von  der  Gemeinschaft  gesetzten  Ordnung,  des  Zwanges".^)  Durch  welche 
Thatsachen  diese  Anschauung  gestützt  wird,  ist  bei  v.  Philippovich  an  dieser 
Stelle  nicht  ausgeführt.  Auf  Grund  der  vorstehenden  Erörterung  drängt  sich 
aber  unwillkürlich  die  Frage  auf:  Sollte  nicht  gerade  umgekehrt  die  vor- 
handene Arbeitstheilung  zur  Setzung  einer  Ordnung  durch  die  Gemeinschaft 
führen?  Sollten  nicht  die  Bedingungen  der  materiellen  Production,  wie  Marx 
sie  bezeichnet-),  sollte  nicht  die  durch  schon  vollzogene  Arbeitstheilung  sich 
entwickelnde  Eignung  der  Individuen  zu  bestimmten  Leistungen  der  Anlass 
und  die  Grundlage  zur  Festsetzung  von  Kegeln  werden? 

Es  soll  nicht  geleugnet  werden,  dass  Zwang,  soweit  er  persönlicher  Macht, 
das  ist  der  Gewalt  des  Individuums  über  Individuen,  entspringt,  alsbald,  wenn 
sich  die  ersten  Ansätze  zur  Arbeitstheilung  ausgebildet  hatten,  auf  die  Durch- 
führung, auf  die  Form  bestimmend  eingewirkt  haben  wird.  Vielmehr  ist  mit 
der  Anerkennung  der  Arbeitstheilung  als  einem  bewussten,  wohl  erwogenen 
Vorgange  im  Gegensatz  zur  älteren  (Smithischen)  Auffassung,  (als  ob  alle 
Arbeitstheilung  unbewusst  durch  die  menschliche  Neigung  zum  Tausch  herbei- 
geführt worden  wäre)  der  Einfluss  der  leitenden  Autorität  auf  die  Gestaltung 
der  Arbeitstheilung  in  gewissem  Sinne  zum  Theil  schon  zugestanden.  Allein 
der  Zwang  vermag  hier  niemals  mehr  zu  sein  als  ein  Mittel 
zur  Durchführung  in  der  Hand  der  Autorität.  Zu  unterscheiden 
ist  davon  wesentlich  der  Wille  des  Individuums,  der  die  Theilung  der  Arbeit 
anregt  und  der,  wenn  er  Einfluss  hat,  sei  dies  nun  in  einem  geraein  wirtschaftlichen 
oder  in  einem  individual wirtschaftlichen  Organismus,  seine  Idee  der  Theilung 
durchführt.  Die  schöpferische  Kraft  des  Ingeniums  verliert  selbstverständlich 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeitstheilung,  die  ja,  wie  schon  oben  berührt  wurde, 
Erfindung  geradezu  voraussetzt,  ihren  Einfluss  nicht,  wird  aber  regel- 
mässig das  Vorhandensein  der  durchführenden  Autorität  nothwendig  machen. 
Was  so  im  Kahmen  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  unter  dem  Einflüsse 
persönlicher  Autorität  zur  Durchführung  gelangt,  verlangt  freilich  beim  grossen 

1)  E.  V.  Philippovich,  a.  a.  0.  S.  52. 

2)  K.  Marx,  „La  misere  de  la  philosophie",  p.  130. 
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gemeinwirtschaftlichen  Organismus  feste  Normen,  die  auf  der  vorgefundenen 
Stufe  der  Arbeitstheilung  aufbauend  und  an  sie  anknüpfend  die  weitere 
Entwicklung  beeinflussen. 

Die  weitere  Entwicklung  des  lüinflusses  der  Autorität  auf  die  Arbeits- 
theilung gestaltet  sich  zu  verschiedenartig,  als  dass  in  diesem  Zusammen- 
hange im  einzelnen  darauf  eingegangen  werden  könnte.  Auf  der  einen 
Seite  bilden  sich  immer  mehr  specialisierte  Arbeitskräfte  innerhalb  der 
geschlossenen  Hauswirtschaft,  innerhalb  der  grossen  Frohnherrschaften  ohne 
tauschwirtschaftlichen  Verkehr  mit  der  Vergrösserung  des  Wirtschaftscom- 
plexes,  mit  der  Vermehrung  der  Menschen  auf  demselben  ebenso,  wie  mit 
der  Steigerung  der  Lebensbedürfnisse  dieser  Menschen.^)  Auf  der  anderen 
Seite  tritt  mit  dem  Loslösen  der  differenziert  ausgebildeten  Arbeitskräfte  aus 
der  geschlossenen  Hauswirtschaft,  mit  dem  Zusammenschlüsse  zahlreicher 
selbständigen  Wirtschaftseinheiten  zu  dem  neuen  Organismus  der  Stadt- 
wirtschaft an  die  Stelle  der  leitenden  Autorität  der  Hauswirtschaft  eine  neue, 
deren  Aufgabe  es  ist,  diese  Elemente  mit  differenziert  entwickelter  Leistungs- 
fähigkeit in  einem  Ausmaasse  zusammenzuhalten,  welches  dem  Gesammt- 
bedarf  einer  Summe  nicht  mehr  völlig  selbständiger  Wirtschaftseinheiten 
entspricht. 

Der  Inbegriff  aller  der  Normen,  die  so  lange  Zeit  nur  das  Literesse 
der  Gesammtheit  zu  wahren  bestimmt  waren  und  die  erst  im  Laufe  der 
Entwicklung  zu  Schutzbestimmungen  für  die  einzelnen  arbeitstheilig  geschie- 
denen Gruppen  des  Gesammtorganismus  umgebildet  wurden,  das  ist  die  neue 
Autorität,  die  auf  die  Entwicklung  der  verschiedenen  Kategorien  der  Arbeits- 
theilung, als  Berufsbildung,  Productionstheilung  und  Berufstheilung^)  Einfluss 
genommen  hat.  An  die  Stelle  der  individuellen  Autorität  in  der  einzelnen 
Hauswirtschaft  tritt  die  Autorität  der  Corporation,  die  Macht  der  Zunft- 
normen. Dass  unter  ihr  die  gesellschaftliche  Arbeitstheilung  weitere  bedeutende 
Fortschnitte  gemacht  hat,  steht  ausser  Frage;  allein  es  ist  ebenso  notorisch, 
dass  die  Entstehung  der  einzelnen  Gewerbezweige  im  Wege  der  Berufs-  oder 
der  Productionstheilung  verhältnismässig  in  der  Zeit  bis  zum  16.  Jahr- 
hunlert  einen  weit  regeren  Verlauf  genommen  hat,  als  in  der  folgenden  Periode 
der  Ausartung  des  Zunftwesens,  als  der  Zwang  wirklich  eine  Eolle  spielte. 
Die  Fortschritte  der  gesellschaftlichen  Arbeitstheilung 
sind  wohl  unter  dem  Zwange  bestimmter  Eegeln,  aber 
weit  mehr  trotz  derselben  als  durch  sie  gemacht  worden. 
Insoweit  gibt  wohl  auch  v.  Philippovich  den  hemmenden  Einfluss  des  Zwanges 
zu,   wenn  er  sagt,    dass   die  Arbeitstheilung   in  der  gemeinwirtschaftlichen 


')  Vgl.  darüber  die  schöne  Darstellung  bei  Bücher,  „Entstehung  der  Volkswirt- 
schaft", S.  31  ff.,  die  meines  Erachtens  durch  die  polemischen  Ausführungen  Georg 
V.  Belows  in  der  Abhandlung  „üie  Entstehung  des  Handwerkes  in  Deutschland,  I. 
Die  Gewerbe  in  den  Grundherrschaften. "  (Zeitschrift  für  Social-  und  VTirtschaftsgeschichte, 
Band  V,  Heft  1  und  2,  S.  127  ff.),  trotz  mancher  zutreffenden  Behauptung  v.  Belows 
keineswegs  in  ihrem  Werte  und  ihrer  Geltung  beeinträchtigt  werden  kann. 

2)  Bücher,  „Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  127  ff.  und  132  f. 
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Organisation  nur  langsam  durch  eine  neue  Theilung  der  Aufgaben  und  Kräfte 
ersetzt  wird.^) 

Man  mag  immerhin  in  üebereinstimmung  mit  Marx^)  die  gesell- 
schaftliche Arbeitstheilung  in  der  Gesellschaft  der  capitalistischen  Productions- 
weise  ganz  mit  Recht  als  eine  anarchische  bezeichnen  und  sie  in  Gegensatz 
stellen  zu  der  «plan-  und  autoritätsmässigen  Organisation  der  gesellschaft- 
lichen Arbeit  in  früheren  Gesellschaftsformen",  so  wii'd  man  doch  nicht  den 
Nachweis  erbringen  können,  dass  in  den  ersten  Phasen  wirtschaftlicher  Ent- 
wicklung ein  Zwang,  der  nicht  unmittelbar  den  Forderungen  des  Bedürfnisses 
nach  Steigerung  der  Productivität  der  Arbeit  entsprungen  ist,  zur  Arbeits- 
theilung geführt  hat.  Denn  die  Theilung  der  Arbeit  schreitet  unaufhaltsam 
fort  mit  dem  Wachsen  der  menschlichen  Bedürfnisse  und  nur,  wenn  Zwang 
diese  zu  beschränken  unternimmt,  wirkt  er  auch  hemmend,  wenn  er  diese 
zu  steigern  vermag,  wirkt  er  fördernd  mittelbar  auf  den  Fortgang  der  Arbeits- 
theilung. Erst  die  mit  dem  Capitalismus  ins  Leben  getretene  neue  Autorität 
und  die  durch  die  moderne  Kechtsordnung  in  ihre  Hand  gegebene  Maclit 
des  Unternehmungsgeistes  durchbrechen  die  bishin  herrschende  Wechsel- 
wirkung zwischen  dem  Fortschreiten  der  menschlichen 
Bedürfnisse  und  der  durch  die  Theilung  der  Arbeit  be- 
wirkten Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der  mensch- 
lichen Arbeitskraft,^)  welche  Wechselwirkung  das  Wesen  der  Ent- 
wicklung menschlicher  Wirtschaft  ausmacht. 

Der  zweite  Factor,  bezüglich  dessen  es  zweifelhaft  ist,  in  welchem 
Maasse  er  auf  die  Entwicklung  der  Arbeitstheilung  Einfluss  übt,  ist  das 
Capital.  Dabei  handelt  es  sich  um  Capital  in  doppelter  Bedeutung,*) 
einmal  als  Begriff  im  historisch-rechtlichen  Sinne  als  Capitalvermögen, 
Capitalbesitz  und  zweitens  als  rein  ökonomische  Kategorie,  als  „in  einem 
Zeitpunkte  vorhandener  Vorrath  wirtschaftlicher  Güter,  als  realer  Fonds  für 
die  Bedürfnisbefriedigung".^) 

Li  einer  Polemik  gegen  Schmollers  Anschauung,  dass  die  erbliche 
Veranlagung  bei  der  Berufswahl  und  socialen  Classenbildung  mit  bestimmend 
sei,  dass  „die  Verschiedenheit  des  socialen  Ranges  und  des  Besitzes",  der 
Ehre  und  des  Einkommens  nur  eine  secundäre  Folge  der  socialen  Differen- 
zierung   sei,*')    gelangt   Bücher  zu  dem  gerade    entgegengesetzten  Satze, 


1)  E.  V.  Philippovich  a.  a.  0.  S.  52. 

2)  K.  Marx,  „Das  Capital",  I.  Band,  4.  Aufl.,  S.  321. 

^)  Die  Wechselwirkung  zwischen  der  Entwicklung  der  Mannigfaltigkeit  von  Bedürf- 
nissen und  ihren  Befriedigungsmitteln  und  der  Entwicklung  der  Arbeitstheilung  hebt 
G.  Cohn  hervor.  (System  der  Nationalökonomie,  Band  I,  S.  317.) 

*)  Vgl.  Adolf  Wagner,  „Grundlegung  der  politischen  Oekonomie",  I.  Theil; 
Grundlagen  der  Volkswirtschaft,  I.  Halbband,  zweites  Buch,  zweites  Capitel  und  E.  v, 
Philippovich  a.  a.  0.  S.  89. 

'")  A.  Wagner  a.  a.  0.  S.  309. 

^)  Vgl.  Schmollers  mehr  erwähnte  Abliandlungen  über  Arbeitstheilung  und 
sociale  Classenbildung. 
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dass  „die  Verschiedenheit   des  Besitzes   und  Einkommens   nicht   die  Folge 
der  Arbeitstheilung  sei,  sondern  ihre  Hauptursache.') 

Ich  möchte  glauben,  dass  Bücher  mit  der  Aufstellung  dieses  Satzes 
doch  zu  weit  gegangen  ist;. in  diesem  allgemeinen  Gewände  dürfte  sich  seine 
Anschauung  nicht  aufrecht  erhalten  lassen.  Bücher  stützt  sie  unter  anderem 
darauf,  dass  der  Adel,  der  Bauernstand,  der  Stand  der  Hörigen  und  Un- 
freien zunächst  blosse  Besitzstände  waren  und  erst  mit  der  Zeit  zu  einer 
Art  von  Berufsständen  geworden  sind.^)  Es  muss  zugegeben  werden,  dass 
die  Besitzverschiedenheit,  d.  h.  die  Verschiedenheit  im  Ausmaasse  des  Besitzes 
dazu  führt,  dass  ein  Theil  der  einem  Wirtschaftsorganismus  Angehörigen, 
die  Besitzlosen  oder  Besitzarmen  ausschliesslich  im  Dienste,  in  körperlicher 
Arbeit  ihr  Dasein  hinbringen  müssen,  während  die  anderen,  die  Besitzenden, 
selbst  nicht  arbeitend,  ihren  Bedarf  durch  die  Arbeit  der  Besitzlosen  befrie- 
digen. Dann  sind  mit  den  beiden  Besitzständen  gleichzeitig  zwei  Classen: 
Dienende  und  Nichtdienende,  Arbeitende  und  Nichtarbeitende  und  insoweit 
ist  eine  gesellschaftliche  Th eilung  primitiver  Natur  geschaffen; 
allein  eine  T  h  e  i  1  u  n  g  der  A  r  b  ei  t  ist  damit  doch  noch  nicht  gegeben.  Bücher 
weist  weiters  darauf  hin,  dass  sich  die  Betriebsweise  des  Gewerbes  in  seinen 
Anfängen  der  Armut  derjenigen  anpassen  muss,  die  dasselbe  ausüben:  die 
gewerbliche  Arbeit  ist  erst  Lohnwerk,  solange  der  Arbeiter  über  gar  kein 
Capital  verfügt,  der  Preisj»verker,  der  einiges,  aber  wenig  Capital  besitzt, 
arbeitet  auf  Stückbestellung.  Nun  macht  zweifellos  die  Besitzlosigkeit  für 
die  ausserhalb  einer  geschlossenen  Hauswirtschaft  Stehenden  allerdings  die 
Verdingung  um  Lohn  für  Leistungen  in  bestimmten  Fertigkeiten  nothwendig, 
sie  führt  zur  Entstehung  einer  neuen  Gesellschaftsciasse  wirtschaftlich  halb- 
selbständiger Arbeiter,^)  wirkt  also  wieder  trennend  auf  die  Gesellschaft 
ein,  aber  all  dies  doch  erst  auf  Grund  der  schon  innerhalb  der  geschlossenen 
Hauswirtschaft  vorher  vollzogenen  Arbeitstheilung,  wie  dies 
Bücher  in  anderem  Zusammenhange*)  selbst  in  meisterhafter  Darstellung 
geschildert  hat.  Auch  die  Thatsache  führt  Bücher  zur  Bekräftigung  seines 
Satzes  an^  dass  man,  sobald  ein  Handwerk  infolge  des  grossen  Umfanges 
seines  Productionsgebietes  grösseres  Capital  erforderlich  machte,  zur  Berufs- 
theilung  griff,  durch  welche  das  Capitalerfordernis  beschränkt,  der  Betrieb 
klein  erhalten  wurde.  Damit  ist  nun  freilich  ein  sicherer  Beweis  dafür  erbracht, 
dass  der  Mangel  an  Capital  die  zur  gesellschaftlichen  Theilung  führende 
Arbeitstheilung  gefördert  hat.  Das  ist  jedoch  an  sich  eine  ab  so  lute  That- 
sache und  ist  mit  dem  rel  ativen  Begriff  „Besitzverschiedenheit",  mit  dem 

^)  Bücher,  „Entstehung  der  Volkswirtschaft",  III.  Vortrag:  Arbeitstheilung  und 
sociale  Classenbildung,  S.  145 — 168. 

^)  In  dieser  kaum  wiederlegbaren  Behauptung  stimmt  Bücher  wesentlich  überein 
mit  K.  Hildebrand  a.  a.  0.,  S.  38  ff. 

^)  Wie  Bücher  vom  Lohnwerker  so  charakteristisch  sagt:  er  hänge  sozusagen 
noch  an  der  Nabelschnur  der  geschlossenen  Haussvirtschaft.  (Artikel  „Gewerbe"  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  III.  S.  936.) 

*)  Artikel  „Gewerbe"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Band  III. 
S.  929  f. 
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Gegensatz  von  „Besitzlos  und  Besitzend",  wie  mir  scheinen  will,  in  keinen 
Zusammenhang  zu  bringen.  Es  ist  unbestreitbar  richtig,  wenn  Bücher  sagt, 
dass  jeder  Schritt,  den  die  mittelalterliche  Arbeitstheilung  im  Gewerbe  macht, 
vom  Vermögensbesitz  abhängig  ist,  allein  die  Verschiedenheit  von  Besitz 
und  Einkommen  verursachen  die  Arbeitstheilung  nicht.  Was  Bücher  zweifellos 
nachgewiesen  hat,  ist  die  Thatsache,  dass  das  vorhandene  Maass  an  Capital- 
kraft  auf  die  Arbeitstheilung  in  ihrer  Form  gestaltend  einwirkt.  In  dem 
Umstände,  dass  neben  den  besitzlosen  oder  wenigstens  capitalschwachen 
Handwerkern  capitals kräftige  Wirtschaften  bestanden  haben,  kann  ich  kein 
Element  erblicken,  das  Veranlassung  zur  Theilung  der  Arbeit  geben  konnte. 
Die  Verschiedenheit  im  Vermögensbesitz  hat  nicht  anders  auf  die  Arbeits- 
theilung Einfluss  genommen,  Avie  die  Verschiedenheit  der  Naturanlagen  der 
Menschen,  die  Scheidung  nach  Alter,  Geschlecht  u.  s.  f.  Wenn  eine  Arbeit 
schon  in  verschiedene  Theilarbeiten  zerfallen  ist,  erst  dann  fallen  regel- 
mässig den  Stärkeren  mehr  und  mehr  die  mehr  Kraft  erfordernden  Theil- 
arbeiten zu. 

Beide,  die  Arbeitstheilung  wie  die  Verschiedenheit  des  Besitzstandes, 
führen  zur  socialen  Classenbildung,  aber  beide  Factoren  wirken  neben- 
einander, nicht  aber  in  der  Weise  nach  einander,  dass  die  Ver- 
schiedenheit von  Besitz  und  Einkommen  die  Arbeitstheilung  verursacht  und 
durch  diese  die  Theilung  der  Gesellschaft,  die  sociale  Classenbildung  hervor- 
ruft. Die  gegenseitige  Beeinflussung  beider  ist  nicht  zu  leugnen,  ein  causa- 
tives  Verhältnis  aber  vermag  ich  zwischen  beiden  nicht  zu  erkennen.  Und 
ich  meine  eben,  dass  man  unterscheiden  muss  zwischen  den  beiden  Stadien 
der  Einwirkung:  Verursachung  und  Förderung  oder  Hemmung.  Besitzver- 
schiedenheit fördert  und  hemmt,  erleichtert  und  erschwert  vielleicht  unter 
gewissen  Bedingungen  die  Durchführung  der  erreichten  Stufe  der  Theilung 
der  Arbeit  und  ebenso  fördert  diese  wohl  umgekehrt  auch  die  Differenzierung 
des  Besitzes  und  Einkoramens. 

Der  Zusammenhang  zwischen  Capital  im  historisch-rechtlichen  Sinne 
und  der  Arbeitstheilung  erschöpft  sich,  wie  ich  glauben  möchte,  in  zwei 
Thatsaclien:  einmal  darin,  dass  es  nicht  die  Arbeitstheilung  an  sich  ist,  die 
durch  das  vorhandene  Maass  an  Capitalbesitz  beeinflusst  wird,  sondern  die 
Form,  in  der  die  Arbeitstheilung  in  die  Erscheinung  tritt, 
in  der  sie  organisiert,  wird  und  zweitens  in  der  Thatsache,  dass 
nicht  nurCapita  Ist  ärke,  sondern  ebenso  Capitalsch  wache 
bestimmend  wirken  kann  und  gewirkt  hat.  Wären  die  Handwerker, 
deren  ursprüngliches  Productionsgebiet  ihnen  zu  gross  wurde,  capitalkräftig 
gewesen,  so  wäre  es  zur  Arbeitszerlegung  ^)  im  Grossbetrieb  gekommen, 
nicht  zur  Berufstheilung;  ab^-  eines  steht  eben  fest,  zur  Arbeitstheilung  hatte 
es  kommen  müssen,  in  welcher  Form  auch  immer,  denn  sie  entsprang 
dem  Bedürfnisse  der  Gesammtheit  nach  Erhöhung  der  Productivität  der 
Arbeit. 


')  Arbeitszerlegung  ist  technische  Arbeitstheilung  im  engsten  Sinne;  vgl.  Bücher, 
„Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  127. 


32  Zwiedineck-Südenliorst. 

Die  Erwägung,  in  wie  weit  das  vorhandene  Ausmaass  an  Capital 
im  rein  ökonomischen  Sinne  die  Entwicklung  der  Arbeitstheiluno- 
berührt,  trifft  überhaupt  nur  unter  Voraussetzung  bereits  arbeitstheilig  orga- 
nisierter Verkehrswirtschaften  zu.  Auf  den  primitiven  Wirtschaftsstufen,  avo 
Arbeitstheilung  gar  nicht  oder  nur  in  beschränktestem  Maasse  zu  finden 
ist,  wie  auch  innerhalb  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  tritt  Capital  nicht 
nur  dem  Wesen  nach  als  vorgethane  Arbeit  mit  grösserer  oder  geringerer 
Beihilfe  der  Natur  auf,^)  sondern  auch  der  Form  nach.  Dort  macht  daher 
jede  Productionssteigerung  in  einer  bestimmten  Arbeitsphase  schon  die 
höhere  Leistung  jener  anderen  Arbeiten  nothwendig,  welche  für  die  betref- 
fende Arbeitsphase  Material  oder  Werkzeug  schaffen,  welche  also  für  sie 
vorgethane  Arbeit,  Capitalarbeit  sind.  Ob  nun  diese  Productionssteigerung 
durch  Erhöhung  der  Productivität  der  Arbeit  im  Wege  der  Arbeitstheilung 
oder  durch  einfache  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  in  jener  einen  Arbeits- 
phase vor  sich  geht,  ist  völlig  gleichgiltig.  Sie  setzt  immer  nur  eine  Stei- 
gerung der  vorhergehenden  Arbeitsleistungen  voraus,  die  eben,  wenn  die 
Productionsvermehrung  nicht  ein  grösseres  als  das  gegebene  Maass  von 
Arbeitskräften  erfordert,  durch  entsprechende  AnAvendung  und  Ausnützung 
dieser  Arbeitskräfte  innerhalb  des  einheitlichen  Wirtschaftskreises  erreicht 
werden  kann. 

Beruht  ein  System  arbeitstheilig  organisierter  Verkehrswirtschaften  auf 
einer  Rechtsordnung,  die  Privateigenthum  an  Productionsmitteln  anerkennt, 
so  nimmt  Capital  als  ökonomische  Kategorie,  als  Productionsmittelvorrath, 
überwiegend  die  Gestalt  des  Capitalbesitzes,  von  Capital  im  historisch-recht- 
lichen Sinne  an.  (Ad.  Wagner.)  Nun  ist  allerdings  nach  meinen  obigen 
Ausführungen  nicht  allein  Capitalstärke,  sondern  auch  Capitalschwäche,  also 
die  Negation  von  Capitalbesitz  für  die  Gestaltung  der  Arbeitstheilung  maass- 
gebend.  Trotzdem  aber  stünde  diese  Thatsache  einer  Abhängigkeit  der  Arbeits- 
theilung in  ihrer  Entstehung  von  Capital  im  rein  ökonomischen  Sinne  nicht 
entgegen.  Nicht  nur  technisch  muss  die  Arbeitstheilung  möglich  sein,  sagt 
v.  P  h  i  1  i  p  p  0  V  i  c  h,  sondern  sie  muss  auch  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt 
anwendbar  sein,  sie  setzt  Erweiterung  des  Capitals  voraus  und  er  begründet 
dies  damit,  dass  die  durch  die  Arbeitstheilung  herbeigeführte  Vergrösserung 
der  Production  grössere  Mengen  von  Rohstoff,  Hilfsstoffen  u.  s.  w.  verbraucht. 
Der  diesem  Satze  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ist  folgender:  Arbeitstheilung 
hat  eine  Steigerung  der  Productivität  der  Arbeit  zur  Folge,  diese  wieder 
erhöht  die  Production  quantitativ;  da  nun  aber  jede  Vergrösserung  der 
Production  eine  Vermehrung  der  Productionsmittel  voraussetzt,  so  kann 
die  Arbeitstseilung  nur  dann  zur  Durchführung  kommen,  wenn  durch  Steigerung 
des  Productionsmittelvorrathes  (Capitales  im  öktnomischen  Sinne)  die  Ver- 
grösserung der  Production  möglich  ist.-) 


')  Aus    dem    literarischen    Nachlass    von    Dr.    Carl    Rodbertus- Jagetzow  IL 
,Das  Capital",  Vgl.  den  Abschnitt:  „Das  Capital  in  der  isolierten  Wirtschaft". 
2)  E.  V.  Philippovich  a.  a.  0.  S.  54. 
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Ich  möchte  diesem  Syllogismus  folgende  Erwägungen  an  die  Seite, 
beziehungsweise  entgegenzustellen  versuchen. 

In  letzter  Linie  ist  ja  jedes  Object,  das  zur  Deckung  des  menschlichen 
Bedarfes  dient,  auf  ein  Erzeugnis  der  Natur  zurückzuführen.  Der  primitive 
Mensch  steht  in  der  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  den  Schöpfungen  der 
Natur  noch  unvermittelt  gegenüber.  In  der  Gewinnung  der  Naturproducte 
erschöpft  sich  seine  auf  die  Bedarfsbefriedigung  gerichtete  Arbeit.  Je  höher  die 
Bedürfnisse  der  Menschen  entwickelt  sind,  umso  weiter  wird  in  der  Kegel 
der  Consum  von  jener  ersten  Arbeit  entfernt,  die  auf  die  Gewinnung  der  zur 
Bedürfnisbefriedigung  bestimmten  Naturproducte  abzielt,  mit  anderen  Worten, 
umso  mehr  Arbeitsphasen  treten  zwischen  die  Gewinnung  der  Naturproducte 
und  den  endlichen  Verbrauch  derselben  in  irgend  einer  Gestalt,  zur  Deckung 
irgend  eines  Bedarfes. 

Es  ist  nun  zweifellos  richtig,  dass,  wenn  in  einer  der  Consumtion  näher 
stehenden  Phase  die  Arbeit  an  Productivität  gewinnt  und  wenn  dort  trotzdem 
die  gleiche  Summe  von  Arbeitskräften  wie  bishin  wirksam  bleiben  soll,  die 
Halbproducte,  welche  aus  den  der  Urproduction  näheren  Arbeitsphasen  hervor- 
gehen, und  an  welche  die  nunmehr  productiver  gewordene  Arbeit  der  höheren 
Phase  angewendet  werden  soll,  in  grösserem  Ausmaasse  vorhanden  sein 
müssen  als  bisher,  damit  die  Zunahme  an  Productivität  ausgenutzt  werden 
kann.  Insoweit  ist  die  auf  Vermehrung  der  Production  gerichtete  Arbeits- 
theilung  abhängig  von  der  Vermehrung  der  „vorgethanen  Arbeit",  von  der 
Erweiterung  des  Capitals  im  ökonomischen  Sinn.  Je  näher  hinwiederum 
die  durch  Arbeitstheilung  productiver  gewordene  Arbeitsphase  der  Rohstoff- 
gewinnung ist,  umso  unabhängiger  wird  die  Durchführung  der  Arbeitstheilung, 
die  Steigerung  der  Productivität,  von  dem  Vorhandensein  von  Vorräthen  an 
Productionsmitteln  und  wenn  sie  erst  an  die  Schöpfung  der  Natur  unmittelbar 
anschliesst,  ist  die  Ausnutzung  der  durch  Arbeitstheilung  hervorgerufenen 
Productivitätssteigerung  nur  von  dem  vorhandenen  Ausmaasse  an  freien 
d.  i.  Naturgütern  abhängig,  durch  welches  in  letzter  Linie  jeder  stoffum- 
wandelnden Arbeit  Schranken  gesetzt  sind. 

Allein  es  ist  von  vorneherein  völlig  irrig,  Steigerung  der  Productivität 
mit  Productionsvermehrung  zu  identificieren  und  es  geht  gleichfalls  nicht 
an,  die  Wirkung  der  gesteigerten  Productivität  ausschliesslich  in  der  Erhöhung 
der  Production  erblicken  zu  wollen.  Nur  unter  Zugrundelegung  einer  dieser 
fehlerhaften  Prämissen  kann  man  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  dass  Arbeits- 
theilung nur  dann  anwendbar  sei,  wenn  ihr  eine  Capitalsvermehrung  vor- 
ausgeht. Indem  man  diesen  Zusammenhang  behauptet,  setzt  man  sich  darüber 
hinweg,  dass  die  Steigerung  der  Productivität  der  Arbeit 
schon  darin  sich  äus.sert,  dass  der  Arbeitsaufwand  zur  Hervorbrin- 
gung eines  und  desselben  Arbeitserfolges  eingeschränkt  werden  kann,  dass 
Arbeitskraft  erspart  wird.  Wenn  aber  die  durch  Arbeitstheilung 
erzielbare  Erhöhung  der  Arbeitsproductivität  keinem  anderen  Zwecke  zu 
dienen  hat,  als  eine  Ersparung  von  Arbeitskraft  herbeizuführen,  nicht  aber 
auch  eine  Vergrösserung  der  Production,  dann  bedarf  es  doch  wohl  keiner  vor- 
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ausgegangenen  Zunahme  von  Productionsmitteln,  von  Vorräthen  an  wirtschaft- 
lichen Gütern,  von  Capital,  um  die  Arbeitstheilung  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkte  anwendbar  erscheinen  zu  lassen.  Dass  aber  in  der  Ersparung 
von  Arbeitskräften  bei  unveränderter  Arbeitsaufgabe  auch  ein  wirtschaft- 
licher Erfolg  und  demzufolge  ein  wirtschaftlich  gerechtfertigter  Vorgang 
liegt,  kann  wohl  nicht  bestritten  werden. 

Es  ist  also  nicht  die  Arbeitstheilung  als  solche  und  tiberhaupt  an  die 
Voraussetzung  der  Erweiterung  des  Capitals  als  rein  ökonomische  Kategorie 
gebunden ;  nur  insoweit,  als  sie  das  Mittel  zur  Steigerung  der  Production 
in  quantitativer  Hinsicht  ist  und  zu  diesem  Zwecke  zur  Anwendung  gelangen 
soll,  scheint  ihre  Anwendbarkeit  durch  die  Erweiterung  des  Capitals 
bedingt  zu  sein.  Ein  unmittelbarer  innerer  Zusammenhang, 
der  die  Arbeitstheilung  ohne  vorausgegangene  Steige- 
rung der  Productionsmittelvorräthe  unmöglich  machte, 
besteht  t  h  a  t  s  ä  c  h  1  i c  h  nicht;  in  einer  solchen  unbedingten  Abhängig- 
keit von  der  Capitalerweiterung  steht  nur  die  Vermehrung  der  Production, 
also  eine  der  secundären  Folgen  der  Arbeitstheilung. 

Die  allgemeine  Formulierung  des  bekämpften  Satzes  v.  Philippovichs 
erscheint  übrigens  schon  bei  Berücksichtigung  der  Thatsache  bedenklich, 
dass  gerade  die  Arbeitstheilung  wesentlich  dazu  beiträgt,  Vorräthe  an  wiit- 
schaftlichen  Gütern  zu  schaffen,  zum  mindesten  aber  die  Capitalbildung 
zu  fördern,  und  zwar  in  solchem  Maasse,  dass  es  unter  Umständen  und  vor 
allem  auf  der  Stufe  primitiver  Wirtschaft  den  Anschein  gewinnt,  als  ob  die 
Capitalbildung  durch  die  Theilung  der  Arbeit  erst  möglich  Avürde,  weil  ja  die 
Schaffung  von  Vorräthen  der  gar  nicht,  oder  nur  zeitlich  getheilten  und 
darum  weniger  productiven  Arbeit,  die  den  eigenen  Bedarf  des  Arbeitenden 
zur  Gänze  zu  decken  hat,  weitaus  schwieriger  fällt. ^) 

Dem  gegenüber  muss  ich  allerdings  am  Schlüsse  dieser  Ausführungen 
zugeben,  dass  in  einer  Form  wirklich  Capital  im  ökonomischen  Sinne  als 
die  Arbeitstheilung  verursachendes  Element  auftreten  kann:  in  der  Gestalt 
der  Arbeitsmaschine.  Freilich  tritt  dieses  Zusammenwirken  von  Capital 
und  Arbeitstheilung  erst  auf  der  Stufe  höchster  Entwicklung  von  Arbeit 
und  Wirtschaft  in  die  Erscheinung,  auf  die  bisher  im  wesentlichen  nicht 
eingegangen  wurde.  Ueberdies  kann  hiebei  aber  auch  die  Thatsache,  dass  der 
Vorgang  des  Eingreifens  der  Maschine  in  den  Productionsprocess,  der  Durch- 
führung einer  Theilarbeit  durch  die  Maschine,  seinem  Wesen  nach  Arbeits- 
theilung (Arbeitsverschiebung  nach  der  Terminologie  Büchers^)  ist,  nicht 

1)  Vgl.  hierüber  die  hervorragenden  Ausführungen  bei  Rodbertus-Jagetzow 
a.  a.  0.  im  Abschnitte:  „Das  Nationalcapital  in  einem  Zustande  ohne  Grund-  und  Capital- 
eigenthum",  wo  er  darstellt,  dass  der  „isolierte  Wert"  zur  Instandlialtung,  beziehungsAveise 
Erneuerung  seiner  Productionsmittel,  die  er  zur  Herstellung  seiner  Bedarfsobjecte  aufge- 
wendet hat,  eine  zeitliche  Theilung  seiner  Arbeit  vornehmen  muss,  während  bei  einer  Nation 
die  Reproduction  des  Capitals  dank  der  gesellschaftlichen  Theilung  der  „nationalen 
Arbeit"  gleichzeitig  und  gleichmässig  stattfindet  (S.  285). 

2)  „Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  136.  Arbeitsverschiebung  ist  Arbeits- 
theilung im  örtlichen  Sinne  (theilweise  Verlegung  einer  Arbeitsleistung  aus   einer  Pro- 


Die  Bedeutuug  des  Bedarfes  für  die  Entwicklung  etc.  35 

unberücksichtigt  bleiben,  ein  völlig  reiner  causaler  Zusammenhang  zwischen 
Capital  und  Arbeitstheilung  kann  auch  auf  dieser  Stufe  wirtschaftlicher 
Entwicklung  Avohl  nicht  angenommen  werden. 

Gleichviel  aber,  wie  weit  ein  solcher  Zusammenhang  zuzugeben  ist, 
das  Bedürfnis  nach  vollkommenerer  und  leichterer  Bedarfsdeckung  erscheint 
als  wesentlichstes  Element,  das  zur  Ausbildung  der  Arbeitstheilung,  zur 
Berufsbildung  und  damit  zur  Ausbildung  des  selbständigen  Gewerbes  ge- 
führt hat.  Diesem  Bedürfnisse  zum  Wohle  der  Gesammt- 
heit  zu  dienen,  ist  der  unwandelbare  Zweck  aller  gewerb- 
lichen Arbeit. 

III.   Einfluss  des  Bedarfes  auf  die  Ausbildung  den  einzelnen  Betniebs- 

systeme. 

Wer  nicht  asketischen  Idealen  huldigt,  kann  nicht  zu  dem  Schlüsse 
kommen,  dass  Arbeit  Daseinszweck  sei.  Gearbeitet  wird  um  zu  leben  und, 
wie  Rodbertus  bezeichnend  sagt,  um  immer  schöner  zu  leben,  um  das  Leben 
nach  allen  Seiten  hin  genussreicher  zu  gestalten.  Was  ist  natürlicher  als  das 
Streben,  jedes  Mittel  in  Anwendung  zu  bringen,  durch  das  die  Arbeit  erfolg- 
reicher gemacht,  ihre  Productivität  erhöht  werden  kann,  um  so  entweder  die 
zum  „Leben  ohne  Arbeit"  erübrigende  Zeit  auf  Kosten  der  Arbeitszeit  zu  ver- 
mehren, das  Maass  noth wendiger  Arbeit  zu  vermindern,  oder  die  Lebens- 
genüsse nach  irgend  einer  Richtung  zu  steigern.  Dass  namentlich  diesej* 
letztere  Zweck  ganz  besonders  geeignet  ist,  die  Erhöhung  der  Arbeitsleistungen 
zu  verursachen,  beweist  die  Geschichte  der  Culturvölker,  die  von  Fortschritt 
zu  Fortschritt  eilend  sich  stets  neue  Aufgaben  geschaffen  haben. 

Es  soll  damit  in  keiner  Weise  das  Vorhandensein  der  Freude  an  der 
Arbeit  als  solcher  in  Abrede  gestellt  werden;  ihre  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung des  wirtschaftlichen  Lebens,  für  das  Vorwärtsdringen  auf  jedem 
Gebiete  menschlichen  Schaffens,  nicht  zum  mindesten  des  materiellen,  steht 
ausser  Frage.')  Aber  selbst  bei  Anerkennung  der  Arbeitsfreude  bleibt  doch 
immer  das  Lastmoment  in  der  Arbeit  von  so  weittragender  Wirkung,  dass 
das  Bestreben,  es  zu  überwinden  oder  wenigstens  abzuschwächen,  durch  das 
Lustmoment  kaum  eine  maassgebende  Einschränkung  erfahren  dürfte.  Sowohl 
der  Arbeitsaufgaben,  bei  denen  das  Arbeitlustmoment  überhaupt  kaum  zur 
Geltung  kommen  kann,  als  auch  der  Menschen,  die  eines  regen  Bethätigungs- 
dranges  bar  sind,  gibt  es  mehr  als  nothwendig,  um  die  Steigerung  der 
Productivität  der  Arbeit  zum  Zwecke  leichterer  oder  besserer  Befriedigung 

ductionsstätte,  der  des  zu  erzeugenden  Objeetes  in  eine  andere,  die  der  Maschinenerzeugung) 
und  im  zeitlichen  Sinne. 

^)  Vgl.  darüber  bei  Ad.  Wagner,  „Grundlegung  der  politischen  Oekonomie  I." 
S.  106 — 112,  die  Ausführungen  über  das  IV.  egoistische  Leitmotiv  im  wirtschaftlichen 
Handeln:  den  Drang  zur  Bethätiguug  und  Freude  am  Thätigsein,  auch  an  der  Arbeit  als 
solcher  und  an  den  Arbeitsergebnissen  als  solchen,  sowie  Furcht  vor  den  Folgen  der 
Unthätigkeit  (Passivität).  Ueber  Lust  und  Unlust  zur  Arbeit  bei  primitiven  Völkern,  vgl. 
die  hervorragenden  Untersuchungen  Büchers  in  seinem  Werke,  „Arbeit  und  Ejthmus" 
insbesondere  S.  5  ff . 
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bestehender  Bedürfnisse,  als  wohl  bewusstes  Ziel  des  Vorgehens  der  Menschen, 
im  allgemeinen  zu  erklären.  Für  die  Wirtschaftsperiode  der  geschlossenen 
Hauswirtschaft,  wie  überhaupt  für  jene  Entwicklungsstufen,  auf  denen  der 
Bedarf  eines  Wirtschaftskreises  hauptsächlich  durch  die  Arbeit  der  ihm 
Angehörigen  gedeckt  werden  muss,  und  wohl  auch  noch  für  die  Anfangs- 
stadien des  Systemes  der  Verkehrswirtschaften  können  demnach  Nothwendig- 
keit  und  Zweckmässigkeit  im  Hinblicke  auf  die  Bedürfnisbefriedigung  als 
Grundursachen  der  Arbeitsth eilung  angesehen  werden. 

Ganz  anders  gestaltet  sich  die  Sache  mit  der  Ausdehnung  der  Wirt- 
schaftskreise im  weiteren  Verlaufe  der  Entwicklung  des  wirtschaftlichen 
Lebens  in  der  arbeitstheilig  organisierten  Gesellschaft,  Wer  möchte  wolil 
den  heutigen  Zustand  der  Arbeitstheilung  und  die  unaufhaltsam  fortschrei- 
tende Differenzierung  in  Industrie  und  Handel  in  ihrem  gegenwärtigen  Aus- 
maasse  noch  auf  Zweckmässigkeit,  geschweige  denn  auf  Nothwendigkeit 
zurückführen?  Wer  möchte  in  dieser  allerdings  völlig  bewussten  Differen- 
zierung noch  den  ursprünglich  leitenden  Gedanken  bei  jeder  bewussten  Arbeits- 
theilung suchen,  den  Gedanken,  dass  die  Specialisierung  im  Interesse  der 
Gesammtheit  erfolgt,  zur  Förderung  einer  Leistung,  die  dem  Bedarfe  aller 
einem  Wirtschaftskreise  Angehörigen  dient?  Das  Mitwirken  anderer  Ursachen 
als  der  Nothwendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  bei  der  modernen  Entwicklung 
der  Arbeitstheilung  steht  ausser  Zweifel;  aber  die  Elemente,  die  Einfluss 
gewonnen  haben,  sind  selbst  wieder  nur  Ergebnisse  der  Fortgeschritten- 
heit der  Arbeitstheilung.  Je  weiter  das  „zusammengesetzte  Zusammenwirken" 
(complexed  Cooperation^)  der  Menschen,  die  Differenzierung  der  mensch- 
lichen Arbeit,  mit  einem  Worte  die  Arbeitstheilung  in  ihren  verschiedenen 
Formen  fortschreitet,  umsoweniger  wird  sie  den  daran  Theilhabenden,  den 
einzelnen  Gliedern  der  Wirtschaftseinheit  bewusst  sein,  das  Verständnis 
dafür,  dass  die  einzelnen  Arbeitsverrichtungen  des  einzelnen  Gliedes  eines 
ganzen  wirtschaftlichen  Organismus  im  Grunde  für  die  Gesammtheit  dieses 
Wirtschaftskörpers  erfolgen,  schwächt  sich  mehr  und  mehr  ab.^)  Mit  der 
fortschreitenden  Verselbständigung  der  nunmehr  getheilten  Arbeitszweige, 
mit  den  Fortschritten  der  Berufsbildung  und  der  socialen  Classenbildung  tritt 
das  Bewusstsein  des  Ursprunges  und  Zweckes  der  gesellschaftlichen  Arbeits- 
theilung (auf  die  es  ja  hier  ankommt)  und  der  durch  sie  herbeigeführten 
Concentration  der  Arbeit  immer  mehr  zurück.  In  demMaasse  aber,  als 
das  Bewusstsein  schwindet,  dass  der  jeweilig  erreichte 
Zustand  von  Arbeitstheilung  dem  Willen  der  Menschen  ent- 
sprungen ist,  der  die  Förderung  der  Zwecke  der  Allgemein- 
heit im  Auge  hat,  wird  der  Bestand  des  einzelnen  Arbeits- 
zweiges Selbstzweck,  es  erscheint  die  zu  erfüllende  Theilarbeit  nicht 

1)  Wakefield  a.  a.  0. 

2)  J.  St.  Mi  11  hat  vollkommen  Eecht,  von  einer  den  Menschen  unbewusstcn  Ver- 
Ijindung  der  einzelnen  Glieder,  auf  die  die  Arbeit  aufgetheilt  ist,  zu  reden,  wenn  man, 
•wie  es  bei  ihm  der  Fall  ist,  einen  weiter  fortgeschrittenen  Zustand  wirtschaftlichen 
Zusammenwirkens  im  Auge  hat.  (Principles  of  political  economy,  I.  book,  chapter  8,  §  1  i.  f.). 
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mehr  als  im  Interesse  der  Gesammtheit  geleistet,  nicht  mehr  als  Beitrag  zur 
Deckung  des  Bedarfes  des  ganzen  Wirtschaftskörpers  wie  in  den  Anfangs- 
stadien der  Vergesellschaftung  von  Arbeit,  sondern  sie  erscheint  als  Mittel 
zum  Zwecke  der  Erhaltung  des  Individuums,  welches  ihr  obliegt,  sie  dient 
individuellen  Zielen. 

War  die  Theilarbeit  des  Einzelnen  früher  eben  nichts  anderes  als  sein 
Beitrag  zur  Deckung  des  Gesammtbedarfes  der  Wirtschaft,  sowohl  im  Aus- 
maasse,  wie  in  der  Beschaifenheit  auf  diesen  Bedarf  zugeschnitten,  so  beginnt 
sie  allmählich  diese  Fesseln  des  Bedarfes  abzustreifen,  nicht  mehr  dem  Interesse 
der  Allgemeinheit  scheint  sie  zu  dienen,  sondern  den  Sonderzwecken  des 
Arbeitenden. 

Auch  noch  nach  dem  Loslösen  der  gewerblichen  Arbeit  aus  der  geschlos- 
senen Hauswirtschaft  ist  ihre  Betriebsform  zumeist  eine  solche,  dass  das 
Arbeitsmaass  und  die  Arbeitsweise  dem  Bedürfnisse  entsprechend  sich  ab- 
spielen. Sobald  aber  die  Sonderinteressen  des  gewerblichen  Arbeiters  zur 
Geltung  gelangen,  treten  dessen  subjective  Einflüsse  auf  den  Fortgang  und 
auf  das  Ausmaass  der  Arbeit  und  des  Arbeitsergebnisses  in  ganz  anderer 
Weise  auf  als  bishin,  sie  treten  in  den  Vordergrund:  körperliche  wie  recht- 
liche Fähigkeiten,  manuelle  Geschicklichkeit  und  Besitz,  Erfindungsgeist  und 
und  Capitalkraft  in  der  Person  des  Arbeiters.  Das  Interesse  des 
Producenten  wird  zum  Leiter  der  productiven  Arbeit. 
Es  lässt  sich  diese  Wendung  wohl  auch  im  einzelnen  verfolgen.  Innerhalb 
der  geschlossenen  Hauswirtschaft  kommt  ein  anderes  Moment  als  das  des 
Bedarfes  der  Gesammtheit  für  die  Theilarbeit  des  Einzelnen  nicht  zu  Be- 
deutung. Unmittelbar  für  die  eigenen  Bedürfnisse  des  mehr  oder  minder  engen 
Wirtschaftskreises  erfolgt  die  Arbeit  der  ihm  Angehörigen.  Erst  wenn  der 
Hausfleiss  jene  (IL)  Stufe  erreicht  hat,^)  wo  zwar  „die  Autonomie 
der  Güterversorgung  noch  nach  Möglichkeit  aufrecht  erhalten  wird",  aber 
doch  nicht  mehr  jede  einzelne  Wirtschaft  sämmtliche  Bedarfsgüter  zu  liefern 
vermag  und  die  Beschaifung  solcher  nicht  mehr  im  Hause  erzeugter  Bedarfs- 
objecte  durch  Production  anderer  für  den  Markt  erkauft  werden  müssen, 
wo  die  Theilung  der  Production  also  schon  unter  einer  grösseren  Zahl  von 
Wirtschaftseinheiten  erfolgt,  erst  dann  hört  der  Bedarf  der  eigenen  Wirt- 
schaft allmählich  auf,  das  einzig  maassgebende  Element  für  die  Theilarbeiten 
der  Wirtschaftsangehörigen  zu  sein.  Allerdings  bleibt  die  Theilarbeit  des 
einzelnen  Gliedes  der  Wirtschaftseinheit  der  Allgemeinheit  gewidmet  und 
insofern  immer  noch  von  den  Bedürfnissen  dieser  geleitet.  Aber  der  Umstand, 
dass  doch  ein  Theil  der  Producte  von  anderen,  nicht  den  dem  engeren  Wiit- 
schaftskreise  Angehörigen  verzehrt  oder  gebraucht  wird,  bringt  es  natürlich 


^)  Bücher  bezeichnet  jene  wirtschaftliche  Ordnung  der  Stoffumwandlung,  bei 
welcher  Gewinnung  und  Verarbeitung  der  Eohstoffe  in  einer  und  derselben  Wirtschaft 
nur  zum  eigenen  Verbrauche  und  im  Ausmaasse  desselben  erfolgt,  als  die  erste  Stufe 
des  Hausfleisses,  jene  dagegen,  die  zu  Productionsüberschüssen  führt  und  diese  auf  den 
Markt  bringt,  als  die  zweite  Stufe  des  Hausfleisses.  (Artikel  „Gewerbe"  im  H.  d.  St. 
Band  III,  S.  925  f.) 
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mit  sich,  dass  für  den  betreifenden  Arbeitszweig,  der  auch  für  den  Markt 
produciert,  der  Bedarf  des  Hauses  nur  mittelbar  als  Richtschnur  dient,  denn 
die  Producta  dieser  Theilarbeit  sind  in  einem  gewissen  Ausmaasse  unmittelbar 
für  die  Befriedigung  des  vielfach  unbekannten  Bedarfes  einer  anderen  Wirt- 
schaftseinheit bestimmt  und  werden  nur,  soweit  sie  zum  Erw^erb  anderer 
Bedarfsgüter  dienen,  also  mittelbar  zur  Bedarfsdeckung  des  sie  producierenden 
Hauswesens  verwendet.  Aber  immer  noch  hat  auch  auf  dieser  Stufe  der 
Wirtschaftsentwickhmg  ein  Jeder  theil  an  den  Ergebnissen  der  eigenen  Arbeit 
wie  an  denen  jeder  anderen,  Production  und  Consum  stehen  sich  noch  nicht 
als  getrennte  Interessensphären  gegenüber. 

Aber  auch  das  Lohnwerk,  jene  Gestalt,  in  der  der  einzelne  Arbeits- 
zweig nach  seiner  Verselbständigung  zuerst  auftritt,^)  ist  eine  Form  der 
Organisierung  gewerblicher  Arbeit,  bei  der  immer  noch  der  Bedarf  der  Consu- 
menten,die  des  Lohnwerkers  Arbeitskraft  mieten,  so  oft  sie  sie  brauchen,  allein 
ausschlaggebend  für  die  Art  und  das  Ausmaass  der  Arbeit  erscheint.  Es 
gibt  im  grossen  und  ganzen  immer  noch  nur  Bedarfs  wirtschaften  nicht 
Erwerbswirtschaften  (Bücher),  wenn  auch  die  Wirtschaft  des  selbständig 
gewordenen  Lohnwerkers  niclit  mehr  als  reine  Bedarfswirtschaft  angesehen 
werden  kann. 

Solange  der'  Consument  das  Rohmaterial  selbst  zu  liefern  vermochte, 
blieb  er  selbstverständlich  Leiter  der  Production,  und  zwar  auch  noch  dann, 
als  die  Wirtschaftsentwicklung  bereits  dahin  geführt  hatte,  dass  es  noth- 
wendig  oder  wenigstens  zweckmässig  wurde,  die  Rohstoffe  auf  dem  Markte 
zu  beschaffen.  Erst  mit  dem  Augenblicke,  in  dem  der  selbständige  gewerb- 
liche Arbeiter  in  die  Lage  versetzt  war,  unabhängig  von  der  Materiallieferung 
seitens  eines  Arbeitgebers  Producte  zu  schaffen,  das  ist  mit  der  Ausbildung 
der  Betriebsform  des  Pr ei  s  w  e  rk  s  hört  die  Gebundenheit  der  gewerblichen 
Arbeit  an  einen  unmittelbaren  Bedarf  auf.  Jetzt  erst  beginnt  für  die  Auto- 
rität und  die  Capitalkraft  des  Einzelnen  die  Möglichkeit,  das  Productions- 
interesse  in  den  Mittelpunkt  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu  stellen,  die 
Production  selbst  aber  in  gewissem  Sinne  zu  dem  den  Consum  geradezu 
beherrschenden  Elemente  zu  machen.  Mit  dem  Aufkommen  des  Preiswerks 
waren  thatsächlich  zum  grössten  Theil  schon  die  Voraussetzungen  gegeben, 
die  das  Einlenken  der  ganzen  Ordnung  der  Bedürfnisbefriedigung  in  neue 
Bahnen  ermöglichten,  wenngleich  das  Preiswerk  ursprünglich  ebenfalls  noch 
das  Merkmal  an  sich  trägt,  dass  die  gewerbliche  Arbeit  dem  Zwecke  dient, 
den  Bedarf  der  Angehörigen  jenes  Wirtschaftskreises  zu  befriedigen,  in  dem 
die  gesellschaftliche  Arbeitstheilung  zur  Selbständigmachung  des  betreffenden 
Arbeitszweiges  geführt  hat. 


1)  Auch  hier  gilt  das  von  der  Polemik  G.  v.  Belows  Seite  14,  Note  1  Gesagte 
hinsichtlich  des  von  ihm  unternommenen  Versuches,  die  herrschende  Anschauung,  wonach 
der  Handwerker  erst  Lohnwerker  und  dann  Preiswerker  war,  zu  widerlegen.  Seine 
zweifellos  vielfach  richtigen  Behauptungen  sind  m.  E.  aus  Gründen,  deren  Erörterung 
über  den  Rahmen  der  vorliegenden  Abhandlung  hinausführen  würden,  keinesweg  voll- 
kräftige Beweise,  (v.  Below,  a.  a.  0.  II.    „Die   historische   Stellung  des  Lohnwerkes".) 
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Auch  die  Entstehung  dieser  Form  der  gewerblichen  Production,  die 
in  ihren  Anfängen  ja  immer  noch  mehr  Arbeitsübernahme  als 
Productions Unternehmung  ist  (Bücher^)  fusst  schliesslich  wohl  auf 
einer  Erwägung,  die  das  Interesse  der  consumierenden  Bevölkerung  im 
Auge  hat.  Denn,  wie  die  Ausbildung  eines  Standes  selbständiger,  wenn  auch 
nicht  völlig  unabhängiger  geAverblicher  Arbeiter,  gleichviel;  ob  durch  den 
Einfluss  der  Entwicklung  von  öffentlichen  und  Personenrechtsverhältnissen 
gefördert,-)  in  der  Arbeitstheilung  wurzelt,  so  darf,  möchte  ich  meinen,  auch 
der  Uebergang  von  der  Lohnwerks-  zur  Preiswerksform  nicht  allein  der 
erst  entstehenden  Capitalkraft  des  gewerblichen  Arbeiters  zugeschrieben 
werden,  sondern  es  haben  wohl  auch  hier  die  Zweckmässigkeit  und  Vor- 
theilhaftigkeit,  nicht  selten  gewiss  geradezu  auch  die  Nothwendigkeit  dazu 
geführt,  dass  die  Lieferung  des  umzuformenden  Rohstoffes  dem  mit  der  Arbeit 
betrauten  Handwerker  überlassen  wurde.  Nothwendigkeit  war  es  namentlich 
dann  häufig,  wenn  der  Rohstoff  ohnehin  nicht  mehr  in  der  einzelnen  Haus- 
wirtschaft gewonnen  wurde.  Wohl  recrutierte  sich  die  grosse  Menge  der 
ursprünglich  im  Lohnwerk  arbeitenden  Handwerker  überwiegend  aus  dem 
Stande  besitzloser  Höriger,  aber  das  war  doch  bei  weitem  nicht  allgemein 
derPall  und  die  Handwerker  zählten  lange  schon  vielfach  zu  den  „Besitzenden", 
als  noch  das  Lohnwerk  die  regelmässige  Betriebsform  war.^) 

Die  Veranlassung  zur  Entstehung  des  Preiswerks  ist  daher  wohl  weit 
weniger   beim  Arbeitnehmer,   beim  Handwerker,  als  vielmehr  in  der  Yerän- 

^)  Im  Hinblicke  auf  die  Wirksamkeit  der  Zünfte  und  der  Stadtgemeinden  für  das 
gewerbliche  Schaffen  (Rohstoifeinkauf,  Productionsstätten-Errichtung,  Absatzorganisation 
u.  s.  f.),  bezeichnet  auch  Schmoller  die  Handwerksmeister  nur  als  „halbe  Unternehmer" 
(„Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Unternehmung",  Jahrbuch  für  Gesetz,  Verwaltung 
und  Volkswirtschaft  XIV,  S.  1049). 

2)  Die  Thatsache,  dass  nicht  überall  die  Arbeitstheilung  zur  Selbständigmachung 
der  gewerblichen  Arbeit  geführt  hat,  stützt  die  Annahme,  dass  überall  dort,  wo  es  dazu 
gekommen  ist,  grundlegende  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse  eingewirkt  haben. 

•'*)  Schon  die  Ausübung  des  Lohnwerkes  als  Heimwerk  ist  vielfach  an  die  Voraus- 
setzung geknüpft  gewesen,  dass  der  Lohnwerker  in  gewissem  Sinne  capitalkräftig  war. 
Ich  will  damit  der  Ansicht  Büchers  (Artikel  „Gewerbe"  im  Handwörtb.  der  Stw.  III, 
S.  934)  in  keiner  "Weise  entgegentreten,  die  dahin  geht,  dass  der  Hörige,  der  sich  als 
Handwerker  in  der  Stadt  niederliess,  in  den  meisten  Fällen  nur  die  eine  Art  der  ding- 
lichen Abhängigkeit  mit  der  anderen  vertauschte,  dass  er  wohl  die  persönliche  Freiheit 
durch  Uebersiedlung  nach  der  Stadt  gewann,  dass  er  jedoch,  wie  er  früher  dem  Grund- 
herrn zu  dinglichen  Leistungen  verpflichtet  war,  dann  dem  grundbesitzenden  Altbürger 
abgabenpflichtig  wurde,  da  er  zur  nothwendigen  Erwerbung  eines  Hauses  auf  städtischem 
Grund  kein  anderes  Mittel  zur  Verfügung  hatte,  als  die  Uebemahme  dinglicher  Lasten. 
Die  Einrichtung  und  Erhaltung  einer  Werkstätte  aber,  die  der  Hauswerker  wohl  selbst 
besorgen  musste,  setzte  doch  schon  ein  gewisses  Maass  an  Kaufkraft  voraus  und  wenn 
man  erwägt,  dass  die  Menge  des  Eohmateriales,  welches  ein  Preiswerker  auf  einmal  ein- 
zukaufen gehabt  haben  würde,  doch  nicht  allzu  gross  war,  so  wäre  wohl  von  dieser  Seite 
die  Möglichkeit  des  Preiswerkes  im  weiteren  Verlaufe  des  Bestandes  eines  Betriebes  nicht 
völlig  ausgeschlossen  gewesen.  Hat  der  Handwerker  auch  jedenfalls  am  Beginne  seiner 
Thätigkeit  nur  selten  mobiles  Capital  im  eigentlichen  Sinn  zur  Verfügung  gehabt,  so 
vermochte  er  doch  häufig  sich  gar  bald  ein  solches  zu  erwerben  und  thatsächlich  haben 
sie  es  mitunter  schon  früh  erworben.    Ich  glaube  auch  beispielsweise  nicht,  dass  man  die 
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derung  von  Verhältnissen  auf  Seite  der  Arbeit  gebenden  Wirtschaften  zu 
suchen.  Die  Arbeiten,  die  innerhalb  einer  Wirtschaft  zu  verrichten  sind, 
haben  infolge  der  gesteigerten  Ansprüche,  der  Bedürfnisse  an  Mannigfal- 
tigkeit so  ungeheuer  zugenommen,  dass  die  Zahl  der  Wirtschaftskörper, 
die  in  immer  geringerem,  weniger  zureichendem  Maasse  aucli  nur  die 
Kohstolfe  für  den  eigenen  Bedarf  zu  beschaffen  vermochten,  beständig 
wuchs.  Namentlich  beschränkt  ist  und  immer  beschränkter  wird  die  städ- 
tische Hauswirtschaft  in  der  Rohstoffgewinnuug.  Auch  die  technische  Schwie- 
rigkeit der  Gewinnung  spielt  begreiflicherweise  erheblich  mit.  Die  Beschaffung 
der  Eohstoffe  auf  dem  Markte  wird  immer  allgemeiner  und  von  da  ist  ja  dann 
nur  mehr  ein  Schritt  bis  zur  Uebertragung  der  Materialbesorgung  an  den 
Handwerker.  Auch  hier  ist  also  die  No  th  w  endigkeit,  zum  Theil  die 
Zweckmässigkeit  gewiss  einer  der  einflussreichsten  Factoren,  die  zur  Umge- 
staltung der  Productionsform  zusammenwirken.  In  dem  gleichzeitigen  Betrieb 
eines  Gewerbes  in  der  Form  des  Lohnwerks  für  die  vermögenden,  in  der 
Form  des  Preiswerks  für  die  ärmeren  Bevölkerungschichten, ^)  in  dem  Um- 
stände ferner,  dass  gerade  diejenigen  Gewerbe  am  längsten  Lohnwerk  bleiben, 
die  ein  Rohmaterial  verarbeiten,  welches  in  der  Hauswirtschaft  leichter 
gewonnen  wird,^)  glaube  ich  Bestätigungen  für  meine  Auffassung,  dass  die 
Ausbildung  des  Preiswerks  dem  Interesse  der  Allgemeinheit  entsprach,  er- 
blicken zu  können.^) 

Allein  völlig  einflusslos  sind  diese  Ursachen,  die  die  neue  Produc- 
tionsordnung  hervorgerufen  haben,  auf  die  weitere  Gestaltung  dieser  selbst. 
Der  selbstische  Zweck  der  Erhaltung  und  Förderung  der  Angehörigen  der 
einen  oder  der  mehreren  auf  gewerblicher   Arbeit   fiissenden   Wirtschaften 


Thatsache,  dass  das  Schmiede-  und  die  Metallgewerbe  überhaupt  allenthalben  so  früh 
als  Preiswerk  betrieben  werden,  damit  erklären  soll,  dass  sich  diesen  Handwerken  von 
vorneherein  nur  vermögende  Leute  zugewendet  haben.  Mir  scheint  es  eben  näher  zu 
liegen,  die  Ursache  dieser  Erscheinung  in  der  Schwierigkeit  der  Metallbeschaffung  für 
den  Consumenten  zu  suchen.   (Bücher  a.  e.  a.  0.  S.  935.) 

^)  Bücher,  Artikel  „Gewerbe"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften, 
Band  III,  S.  935. 

2)  Ich  erinnere  beispielsweise  an  die  späte  Ausgestaltung  der  Leineweberei  als 
selbständigen  Handwerkes  in  der  Form  des  Preiswerkes.  Vgl.  Schmoller,  „Die  Strass- 
burger  Tucher-  und  Weberzunft",  S.  412. 

3;  Was  die  Verschiedenheit  des  Zeitpunktes  anlangt,  in  dem  in  den  einzelnen 
Gewerben  der  Uebergang  vom  Lohnwerk  zum  Preiswerk  sich  vollzogen  hat,  so  lässt  sich 
beobachten,  dass  die  Stelle,  an  der  die  betreffende  gewerbliche  Arbeit  in  der  ganzen 
Eeihe  der  Verrichtungen  steht,  die  ein  Kohstoff  im  Laufe  des  ganzen  Umwandlungs- 
processes  durchzumachen  hat,  die  Stelle,  wo  das  betreffende  Gewerbe  in  die  Stoff- 
umwandlung eingreift,  hiebei  sehr  häufig  maassgebend  war.  Ich  erinnere  an  das  Auftreten 
der  Strassburger  Wollschläger  als  Wollkäufer,  in  einem  Zeitpunkte,  wo  bei  den  Webern, 
Tuchscherern,  geschweige  denn  bei  den  Färbern  von  Preiswerk  noch  keine  Eede  war. 
Schmoller,  „Die  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft",  S.  410  f.  Noch  heute  lüsst 
sich  beobachten,  wie  aus  den  Gründen  der  Vortheilhaftigkeit  die  Beschaffung  des  Mate- 
riales  allmählich  aus  den  Händen  des  Bestellers  in  die  des  gewerblichen  Producenten  über- 
geht und  zwar  vorzüglich  im  Interesse  des  Auftraggebers.  (Vgl.  Klumker,  „Die  Hand- 
werksbetriebe eines  ostfriesischen  Marschdorfes",  Sehr.  d.  V.  f.  S.,  Band  LXVIII,  S.  585.) 
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tritt  namentlich  in  der  ersten  Periode  der  Entwicklung  des  städtischen 
Gevverbelebens  gegenüber  dem  Bewusstsein  der  Aufgabe,  den  Bedarf  der  auf 
sie  angewiesenen  Allgemeinheit  in  möglichst  vollkommener  Weise  zu  decken, 
mehr  und  mehr  hervor.  Schritt  für  Schritt  lässt  sich  verfolgen,  wie  eine 
Norm  um  die  andere,  die  ursprünglich  die  Aufgabe  hatte,  einen  Schutz  der 
Consumenten  zu  bilden,  dahin  umgestaltet  wird,  dass  sie  ausschliesslich  den 
Interessen  der  Angehörigen  des  einzelnen  Productionszweiges  dient,  oder 
wie  solche  anfänglich  das  Wohl  der  Bevölkerung  verfolgende  Bestimmungen 
ganz  neuen  Grundsätzen  zum  Opfer  fallen,  die  die  Consumenten  schädigen, 
nicht  aber  sie  zu  fördern  vermögen.  Es  sei  hier  nur  kurz  der  , Schaum-Vor- 
schriften gedacht,  ferner  der  Wandlungen,  welche  die  Vorschriften  über  die 
Erwerbung  des  Meisterrechtes  erfuhren,  es  sei  daran  erinnert,  dass  man 
zu  Beginn  der  Zunftepoche,  weit  entfernt,  die  Concurrenz  zu  fürchten,  nicht 
selten  die  in  die  Zunft  Eintretenden  verpflichtete,  wenigstens  Jahr  und  Tag 
in  der  Stadt  und  beim  Handwerk  zu  bleiben,  dass  der  Vergrösserung  des 
einzelnen  Betriebes  Schranken  gesetzt  wurden,  wodurch  die  Vermehrung  der 
Meister  und  damit  selbständiger  gewerblicher  Nahrungen  ermöglicht  wurde. ^) 

Diese  Richtung  der  Zunftgesetzgebung  wich  bekanntlich  nur  zu  bald  der 
völlig  entgegengesetzten  Tendenz  und  namentlich  dort  gerade,  wo  es  um  die 
landesherrliche  Gewalt  am  schlechtesten  bestellt  war.-)  Gleichzeitig  mit  diesem 
Umschwung,  zum  Theil  denselben  Schritt  für  Schritt  vorbereitend  und  unter- 
stützend geht  die  Emancipation  der  Zünfte  von  der  Gewalt  des  Rathes  vor 
sich,  wodurch  gerade  die  Allgemeinheit  den  Einfluss  auf  das  ihren  Zwecken 
dienende  gewerbliche  Leben  und  dessen  Träger  mehr  und  mehr  einbüsste. 
Die  Rücksicht  auf  das  Wohl  der  Producenten,  wie  es  schon  in  den  Anfängen 
der  Stadtwirtschaftsperiode  gewissermaassen  in  der  Anerkennung  des  Rechtes 
auf  Arbeit  zur  Geltung  kam,^)  hat  zweifellos  wohlthätig  gewirkt;  der  Um- 
stand dass,  wie  S  t  i  e  d  a-  bemerkt,  es  leitender  Grundsatz  gewesen  zu  sein 
scheint,  dass  die  Allgemeinheit  sich  darum  kümmerte,  dass  jeder  Meister 
genügende  Beschäftigung  und  eine  Zahlung  fand,  die  hinlängliche  Befrie- 
digung seiner  Lebensbedürfnisse  gewährte,  hat  gewiss  Gutes  gestiftet.  Allein 
diese  Rücksicht  auf  das  Wohl  der  Producenten  durfte  doch  nie  so  weit 
gehen,  dass  ihr  gegenüber  die  ursprüngliche  Aufgabe  des  ganzen  Berufs- 
standes, das  Schaffen  im  Dienste  der  Gesammtheit,  die  möglichst  vortheil- 
hafte  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  in  den  Hintergrund 
gedrängt  wurde  bis  zur  offenbaren  Benachtheiligung  der  Consumenten. 

Dieser  neue  Geist,  der  die  gewerblichen  Bevölkerungskreise  beherrscht 
hat,  und  der  in  den  immer  langathmiger  werdenden  Zunftnormen  seine  Ver- 
körperung fand,  führte  denn  schliesslich  zu  jener  monopolisierenden  Tendenz 
der  Zünfte,  welche  die  Wahrung  der  Interessen  der  Consumenten  durch  die 


')  Vgl.  darüber  weiter  Stieda  Artikel  „Zunftwesen"  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaft  VI.  S.  882  ff.  und  885. 

2)  Vgl.  Schraoller,  „Die  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft",  S.  539  f.  und 
„Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe"  S.  23  ff. 

•■*)  Stieda  a.  a  0.  S.  885. 
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Staatsgewalt  nothwendig  machte.  Das  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  dieser 
Hinsicht  ist  für  die  Gestaltung  des  gewerblichen  Lebens  zweifellos  von 
grosser  Bedeutung  gewesen. 

Je  früher  die  Fesseln  schädlicher  Zunftnormen  gebrochen  oder  wenigstens 
erweitert  worden  waren,  umso  früher  gelangten  auch  die  grossen  Unter- 
nehmungen zur  Entstehung.  Die  Aufhebung  oder  die  auf  verschiedenen  Um- 
wegen i)  angestrebte  und  wohl  auch  erreichte  Eindämmung  des  harten  Zunft- 
rechtes ermöglichte  die  Bethätigung  des  Unternehmungsgeistes  in 
grösserem  Stile.  Man  wird  nun  woiil  schon  der  gegen  die  extreme  Förderung 
der  Producenten  gerichteten  Reaction  theilweise  einen  Einfluss  auf  die  Aus-- 
bildung  von  Unternehmungen  mit  anderen  Betriebsgrundsätzen,  als  die  bis- 
herigen zuschreiben  dürfen;  aber  wohl  kaum  mehr  als  eine  Beschleunigung 
der  Entwicklung  dürfte  sie  bewirkt  haben.  Denn  so  wie  die  Fesseln  der 
Zunftnormen  doch  nicht  das  Aufkommen  der  neuen  Betriebsform  hintanzu- 
halten vermocht  hatten,^)  ebensowenig  war  die  Aufhebung  jener  im  Stande 
positiv  schaffend  in  dieser  Richtung  zu  wirken.  Ein  eigentlich  ursächlicher 
Zusammenhang  besteht  hier  ja  doch  nicht,  wie  sich  überhaupt  die  Factoren, 
die  die  Entstehung  der  , grossen  Industrie"  (Marx)  verursacht  haben,  kaum 
allgemein  feststellen  lassen.  Man  hat  es  eben  auch  hier  mit  einer  Entwick- 
lung zu  thun,  die  im  Laufe  der  Zeit  den  verschiedensten  Einflüssen  ausgesetzt, 
in  verschiedenen  Ländern  unter  verschiedenartigen  Menschensclilägen,  vielfach 
mehr  oder  minder  zufälligen  Bedingungen  unterworfen,  ungleichartig  vor  sich 
gehen  muss,  um  schliesslich  doch  in  einem  gegebenen  Momente  eine  ziemlich 
einheitliche  Gestaltung  der  Dinge  allenthalben  zu  Tage  zu  fördern.  Es  handelt 
sich  da  immer  nur  darum,  zwei  Augenblicke  im  Flusse  der  Entwicklung 
festzuhalten,  die  damit  erfassten  Augenblicksbilder  zu  vergleichen  und  aus 
deren  Verschiedenheit  den  Grundzug  der  Entwicklung  herauszufinden. 

Das  Wesen  der  neuen  Productionsweisen,  des  Verlages  und  der  Fabrik, 
in  deren  Zeichen  das  gewerbliche  Leben  sich  heute  zum  grossen,  da  und 
dort  zum  grösseren  Theil  abspielt,  liegt  in  der  von  den  älteren  Betriebs- 
systemen verschiedenen  Concentration  der  Arbeitskräfte  und  in  der  im  gleichen 
Sinne  verschiodenen  Organisation  der  concentrierten  Arbeitskräfte. 

Es  ist  gewiss  zu  weit  gegangen,  wenn  man,  wie  Proudhon  dies 
that,  die  Grundlage  der  modernen  Gestaltung  des  productiven  Lebens  und 
Schaffens   in    der  Arbeitstheilung,   beziehungsweise  .in   ihrer    „Aufhebung" 


^)  Wie  beispielsweise  die  Zulassunsf  der  sogenannten  Freimeister  durch  die  Magi- 
strate deutscher  Städte  (Stieda  a.  a.  0.  S.  890),  der  Decreter  durch  die  österreichische 
Regierung  (Mataja,  Artikel  „Gewerbe- Verfassung"  des  österreichischen  Staatswörter- 
buches, Band  I,  S.  853)  oder  die  „Einschaffung"  von  Meistern  in  den  Zunftverband 
gleichfalls  durch  die  österreichische  Regierung.  (Vgl.  Zwiedineck,  „Das  Schlosser- 
gewerbe in  Graz",  Sehr.  d.  V.  f.  S.  Band  LXXI,  S.  219.) 

2)  Bezeichnend  hiefür  ist  das  Vorkommen  von  ansehnlichen  Grossbetrieben  in 
deutschen  Ländern  schon  im  16.  und  17.  Jahrhundert,  also  zu  einer  Zeit,  da  die  Zunft- 
autonomie noch  in  voller  Krait  stand.  Vgl.  Stieda,  Artikel  „Fabrik"  im  Handwörter- 
buche der  Staatswiseenschaften,  Band  III,  S.  337  if. 
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erblicken  will/)  und  man  muss  Marx  Recht  geben,  wenn  er  auch  jene 
Anschauung-  Prouclhons  bekämpft,  die  dahin  ausläuft,  dass  das  Wesen  der 
Pabrik  in  der  maschinenmässigen  Production  und  demzufolge,  da  die  Ma- 
schine seiner  Ansicht  nach  die  Negation  der  Arbeitstheilung  ist,  in  der  Ee- 
composition  der  getheilten  Arbeit  liege. ^)  Es  lässt  sich  aber  dagegen  wohl  nicht 
leugnen,  dass  in  dem  Gedankengange  Proudhons  ein  Kern  von  tiefer  Wahrheit 
steckt,  denn  die  neuen  Betrieb sformen,^)  und  vor  allem  die  fabriksmässige 
Production,  bedeuten  auf  dem  Wege  der  älteren,  der  gesellschaftlichen  Arbeits- 
theilung allerdings  nicht  einen  Fortschritt,  vielmehr  eine  Umkehr  in  dieser 
Hinsicht,  eine  Zusammenfassung  zersplitterter  Arbeitstheilleistungen.  Aber 
die  Entwicklung  der  Arbeitstheilung  steht  darum  nicht  still,  sie  nimmt  im 
Gegentheil  einen  grossartigen  Aufschwung.  Sie  geht  eben  im  Fabriksbetrieb 
so  weit,  dass  eine  Verselbständigung  der  einzelnen  Theilarbeiten,  wie  sie  in 
der  Fabrik  zu  finden  sind,  wo  sie  vielleicht  die  volle  Arbeitskraft  eines  oder 
mehrerer  Menschen  in  Anspruch  nehmen,  nicht  mehr  zulässig  erscheint. 
Der  Fortschritt  in  der  Productivität  der  Arbeitskraft  durch  die  Fortbildung 
der  Arbeitstheilung,  und  zwar  nunmehr  der  Arbeitszerlegung,  wird  nur  durch 
die  neue  Betriebsform,  die  gleichzeitig  eine  Vereinigung  der  differenzierten 
Arbeitskräfte  ist,  ermöglicht.'^)  Jede  Veränderung  der  Betriebs- 
form ist  in  letzter  Linie  auf  einen  Portschritt  auf  dem 
Wege  der  Differenzierung  der  Arbeitskräfte  oder  umge- 
kehrt auf  dem  der  Integrierung,  der  Zusammenfassung 
differenzierter  Kräfte  zurückzuführen.  Die  mit  der  Differen- 
zierung wenigstens  bei  den  Betriebssystemen  der  Fabrik  und  des  Verlages 
augenscheinlich  Hand  in  Hand  gehende  Concentration  der  Arbeitskräfte 
bildet  die  Voraussetzung  für  die  bloss  mechanische  Zusammensetzung 
selbständiger  Theilproducte  (heterogene  Manufactur),  wie  für  die  Organisaton 

1)  Proudhon,  „Systeme  des  Contradictions  economiques  ou  Philosophie  de  la 
Misere",  Vol.  I  passim,  insbesondere  p.  93  ff. 

2)  Der  Syllogismus  Proudhons  ist  einmal  schon  deshalb  völlig  falsch^  weil  die 
Maschine  durchaus  nicht  allgemein  die  Arbeitstheilung  aufhebt,  sondern  im  Gegentheil 
zum  grösseren  Theil  die  Arbeitsmaschine  —  und  die  kommt  doch  hier  in  Betracht  — 
die  Arbeitstheilung  die  Zerlegung  des  Arbeitsprocesses  fördert,  zweitens  aber  aus  dem 
Grunde,  weil  das  Wesen  der  Fabrik  durchaus  nicht  in  der  Verwendung  von  Maschinen 
besteht.  (Vgl.  Bücher,  Artikel  „Gewerbe"  im  Handwörterbuche  der  Staatswissenschaften,  III, 
S.  945.  „Entstehung  der  Volkswirtschaft«,  S.  109.  Marx,  „Das  Capital",  Band  I,  4.  Aufl., 
S.  338  f.) 

2)  Das  Verlagssystem  kann  wohl  auch  eigentlich  als  eine  „neue"  Betriebsform 
angesehen  werden,  wenngleich  sie  schon  zur  Zeit  der  Blüte  des  handwerksmässigen 
Betriebssystemes  vielfach  vorkam;  ihre  Bedeutung  beginnt  aber  doch  erst  mit  dem 
Zurücktreten  des  autonomen  Zunftrechtes.  (Vgl.  dazu  Bücher,  Artikel  „Gewerbe"  imHand- 
würterbuche  der  Staatswissenschaften,  Band  III,  S.  941,  Schwiedland,  Kleingewerbe  und 
Hausindustrie  in  Oesterreich,  Band  I,  passim,  inbesondere  S.  62  ff.) 

•»)  Bücher,  „Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  107  f.  Den  Unterschied  des 
Charakters  der  beiden  Kategorien  von  Arbeitstheilung,  die  sich  hier  gegenüberstehen,  und 
die  Thatsache,  dass  die  Arbeitszerlegung,  die  Theilung  der  Arbeit  im  Innern  der  Werk- 
stiltte,  im  Handwerksbetriebe  nicht  zur  Durchbildung  gelangt  ist,  bemerkt  schon  Marx, 
„La  misere  de  la  philosophie",  p.  130  sqn. 
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einer  Reihenfolge  zusammenhängender  Processe  und  Manipulationen  (orga- 
nische Manufactur^),  sie  bildet  den  Kern  des  Verlagssystemes  bei  einfacher 
und  zusammengesetzter  Form  der  Cooperation,  wie  sie  die  Grundlage  der 
fabrikmässigen  Stoffumwandlung  ist. 

Die  Erörterung  über  die  Frage,  welche  Umstände  für  die  Wahl  des 
Betriebssystemes  maassgebend  sind,  wovon  es  abhängig  ist,  ob  ein  Produc- 
tionsprocess  verlagsmässig  oder  im  Fabriksbetrieb  durchgeführt  wird,  fällt 
nicht  in  den  Rahmen  dieser  Betrachtung.-)  Den  Ausschlag  gibt  hiebei 
regelmässig  der  Vortheil  des  Producenten,  dessen  Tüchtigkeit  immer  weniger 
in  persönlicher  manueller  Geschicklichkeit  beruht  als  in  der  Fälligkeit, 
Arbeitskräfte  zu  organisieren.  Ungemein  ähnlich  ist  die  Aufgabe,  die 
der  leitenden  Autorität  in  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  zufiel,  nämlich 
den  erreichten  Stand  der  Arbeitstheilung  zur  bestmöglichen  Productions- 
leistung,  zur  leichtesten  Befriedigung  des  Gesammtbedarfes  auszunützen  und 
darnach  die  Kräfte  zu  vertheilen,  jener  organisatorischen  Aufgabe,  die 
heute  vielleicht  das  wichtigste  Element  in  der  grossen  Unternehmung  ist. 
Das  Bedürfnis  die  Arbeit  productiver  zu  gestalten  ist  immer  die  mittelbare 
oder  unmittelbare  Ursache  der  Anwendung  von  Arbeitstheilung  auch  in  ihren 
späteren,  entwickelteren  Gestalten.  Was  sich  geändert  hat,  ist  nur  das  Subject, 
dessen  Bedürfnis  maassgebend  erscheint.  Nicht  mehr  der  Bedarf  an  Consum- 
gegenständen  des  gesammten  Wirtschaftskreises,  für  den  die  Production 
erfolgt,  sondern  die  Nothwendigkeit  für  das  einzelne  productive  Glied,  den 
einzelnen  Producenten,  seine  Arbeit  productiver  zu  machen  zum  Zwecke 
grösseren  Erwerbes  ist  der  die  Fortbildung  der  Arbeitstheilung  leitende 
Factor. 

Damit  gewinnt  denn  auch  die  Autorität  des  Unter- 
nehmers den  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Arbeitspro- 
cesses  vollständig.  Ist  es  auch  zumeist  die  Erfindung  des  eigentlich 
Arbeitenden,  die  einen  weiteren  Fortschritt  in  den  Productionsgang  bringt, 
so  versteht  doch  der  Unternehmungsgeist,  der  organisierende  Kopf,  das  gefun- 
dene Princip  zu  verwerten  und  durch  die  Autorität  der  wirtschaftlichen  Ueber- 
macht  über  die  schaffenden  Organe  des  Unternehmens,  die  Arbeiter,  wenn 
auch  nicht  unmittelbar,  so  doch  mittelbar  durch  Zwang  neue  Gestalten 
der  Arbeit  und  hiedurch  eine  Steigerung  der  Productivität  zu  erzielen.  Das 
ökonomische  Interesse  des  Producenten  wird  die  Triebfeder,  seine  ökono- 
mische Machtstellung  wird  das  Mittel,  die  Entwicklung  der  Arbeitstheilung, 
sowie  die  Vereinigung,  die  Organisation  der  Arbeit  zu  beherrschen. 

Es  erübrigt  nun  noch  die  Frage:  wie  stellen  sich  die  neuen  Betriebs- 
systeme zum  Wohle  der  Bevölkerung  hinsichtlich  der  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse,  nachdem  der  unmittelbare  Einfluss  der  Consumenten  auf  die 
Production  vollständig  verloren  gegangen  ist? 


1)  Marx,  „Das  Capital",  Band  I,  4.  Aufl.,  S.  306. 

2)  Vgl.  darüber  Marx,  „Das  Capital",  Band  I,  4.  Aufl.,  S.  306  ff.  W.  Sombaxt, 
Artikel  „Hausindustrie"  im  Handwöiterbuche  der  Staatswissenschaften,  Band  IV,  S.  419, 
Stieda  „Literatur,  heutige  Zustände  und  Entstehung  der  deutschen  Hausindustrie". 
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Darauf  ist  im  allgemeinen  kurz  Folgendes  zu  bemerken.  Die 
gewerbliche  Arbeit  hat  allerdings  auch  in  der  Form  des  Verlages  und  der 
Fabrik  den  durch  das  Selbständigwerden  der  einzelnen  Arbeitszweige  gewon- 
nenen Grundzug,  Erwerbszwecken  zu  dienen,  voll  bewahrt  und  es  tritt  der- 
selbe stets,  wenn  auch  mitu»ter  in  minder  scharfer  Weise  hervor.  Allein  der 
Umstand,  dass  die  stoffumwandelnde  Arbeit  von  dem  einzelnen  Individuum  nur 
um  des  Erwerbes  willen  unternommen  wird,  vermag  nichts  daran  zu  ändern, 
dass  die  Lebensbedingung  für  jede  gewerbliche  Arbeit  ein  gewisses  Maass 
von  Bedürfnis  nach  der  betreffenden  Arbeit  auf  Seite  der  Consumenten  ist. 
Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  die  Production  längst  auf  dem  Standpunkte 
angelangt  ist,  auf  die  Bedürfnisse  der  Bevölkerung  Einfluss  zu  nehmen, 
ebensowohl  neue  Bedürfnisse  zu  wecken,  als  vorhandene  in  neue  Bahnen 
zu  lenken.  Allein  die  Production  von  Bedarfsgegenständen  kann  niemals  den 
Zusammenhang  mit  ihrer  ursprünglichen  Aufgabe,  bestehende  Bedürfnisse 
zu  befriedigen,  verlieren.  Das  Ziel  der  bestmöglichen  Befriedigung  des  vor- 
handenen Bedarfes  ist  auch  für  den  völlig  zum  Unternehmer  gewordenen 
Producenten  (wenn  man  von  unlauteren  Mitteln  absieht)  allein  der  Weg,  seinen 
eigenen  Zweck,  den  des  Erwerbes  zu  verwirklichen. 

Eine  wesentliche  Förderung  erfährt  freilich  die  Anstrebung  dieses  Zieles 
seitens  des  Producenten  durch  den  Wettbewerb.  Solange  jeder  kleinste 
Wirtschaftskörper  seinen  eigenen  Bedarf  selbst  durch  eigene  Arbeit  deckt, 
gibt  es  im  wesentlichen  nur  diesen  einen  Arbeitszweck,  dem  Consum 
zu  dienen;  sobald  aber  mit  der  Verselbständigung  der  Productionszweige 
zwei  Interessensphären,  die  der  Production  und  die  der  Consumtion  geschaffen 
sind,  muss  die  Harmonie  zwischen  beiden  dadurch  hergestellt  werden,  dass 
im  Kreise  der  Producenten  ein  Kampf  entfacht  wird,  in  dem  die  Voll- 
kommenheit in  der  Befriedigung  des  Bedarfes  der  Consumenten  das  eigent- 
liche Kampfmittel  sein  soll. 

Im  besonderen  muss  bei  Beantwortung  der  vorstehenden  Frage  der 
Kreis  der  Betrachtung  etwas  enger  gezogen  werden.  Es  gibt  heute  ein  reiches 
Gebiet  von  Bedarfsgegenständen,  die  überhaupt  nur  im  Grossbetrieb  unter 
Ooncentration  grösserer  Mengen  menschlicher  Arbeitskraft  zu  Stande  gebracht 
Averden  können,  Erzeugnisse  der  grossen  Industrie  vtat'  ^^oyf|V,  so  dass  bei 
ihnen  die  Antwort  überhaupt  nicht  zweifelhaft  sein  kann.  Für  die  vorliegende 
Untersuchung  kommen  nur  jene  Bedarfsobjecte  in  Betracht,  die  auch  im 
kleinen  Betriebe,  nach  alten  Betriebssystemen  erzeugt  werden.  Inwieweit 
bei  der  Herstellung  dieser  die  neuen  Betriebssysteme  das  Interesse  der 
Consumenten,  das  Wohl  der  Bevölkerung  besser  zu  wahren  vermögen,  kann 
nur  durch  Thatsachen  erwiesen  werden.  Auf  Grundlage  solchen  Thatsachen- 
materiales  lassen  sich  nach  einigen  Gesichtspunkten  Veränderungen  in  der 
Gestaltung  des  Bedarfes  nachweisen,  die  zum  mindesten  das  Wirken  anderer 
Betriebsformen  als  der  des  Kleinbetriebes,  in  mancher  Hinsiclit  wohl  auch 
das  Entstehen  solcher  innerhalb  einzelner  Industriezweige  begreiflich  er- 
scheinen lässt.  Es  sind  das  ja  vielfach  gewiss  auch  Bedarfsverschiebungen,  die 
eigentlich  erst  durch  die  Umgestaltung  der  Production  hervorgerufen  wurden. 
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die  aber  um  dessentwillen  nicht  weniger  für  die  Entwicklung  der  gewerb- 
lichen Betriebssysteme  in  Betracht  kommen.  Zum  grösseren  Theil  aber  sind 
es  doch  Wandlungen  in  den  Bedürfnissen  der  Menschen,  die  in  dem  Drange 
der  culturellen  und  socialen  Entwicklung  wie  in  der  Natur  der  Menschen 
selbst  begründet  sind. 

Die  Hervorhebung  der  wichtigsten  Gesichtspunkte,  nach  denen  sich 
Bedarfsverschiebungen  feststellen  lassen,  ist  das  Ziel  des  nachten  Abschnittes. 

IV.   Bedapfsverschiebungen. 

Von  den  Wirkungen  der  Bedarfsverschiebung  auf  die  Verhältnisse  des 
gewerblichen  Lebens  ^eben  die  zahlreichen  Handwerks-Monographien  histo- 
risch-descriptiven  Charakters,  die  im  Laufe  der  jüngsten  Jahre  in  grosser  Zahl 
veröffentlicht  wuiulen,  reichliche  Kunde.  Namentlich  geben  auch  nach  dieser 
Seite  hin  die  vom  Verein  für  Socialpolitik  herausgegebenen  Untersuchungen 
über  die  Lage  des  Handwerkes  vielfach  Aufschluss.  Die  in  denselben  zur 
Darstellung  gebrachten  thatsächlichen  Verhältnisse  zeigen  fast  allenthalben, 
dass  das  Bedürfnis  der  consumierenden  Bevölkerung  auf  die  Gestaltung  der 
gewerblichen  Betriebsform  wie  auch  geradezu  auf  den  Bestand  von  Gewerben 
überhaupt  immer  noch  von  grösstem  Einflüsse  geblieben  ist.  Die  Bedarfs - 
Verschiebung  kann  natürlich  eine  Steigerung  oder  eine  Verminderung  des 
Bedarfes   in  bestimmter  Richtung  sein. 

Die  Steigerung  der  Ansprüche,  welche  der  Bedarf  an  die 
Leistungsfähigkeit  der  gewerblichen  Production  stellt,  kann  verschiedener 
Natur  sein.  Der  in  erster  Linie  zu  erwägende  Fall  ist  der,  dass  die  Bedarfsver- 
schiebung eine  Erhöhung  der  Production  der  Quantität  nach 
nothwendig  macht. 

Der  Bedarf  nach  Sachgütern  ist  vielfach  nicht  nur  in  einem  natürlichen 
Verhältnisse,  entsprechend  der  Bevölkerungsvermehrung  gewachsen,  sondern 
auch  relativ,  sei  es  dass  das  Bedürfnis  nach  bestimmten  Dingen  in  gewissen 
Kreisen  sich  vervielfacht  hat,  sei  es  dass  es  in  immer  weitere  Kreise  gedrungen 
ist.  Der  Bedarf  und  seine  Zunahme  werden  oft  genug  nur  hinsichtlich  eines 
Gegenstandes  empfunden,  betreffen  aber  eine  ganze  Reihe  von  Objecten,  deren 
Production  nothwendig  in  ganz  ähnlichem  Verhältnisse  steigen  muss,  damit 
dem  unmittelbar  empfundenen  Bedarf  genügt  werden  könne. ^)  Die  Abhängig- 

^)  Ich  erinnere  da  nur  beispielsweise  an  den  innigen  Zusammenhang  der  ver- 
schiedenen Zweige  der  Textilindustrie,  der  alten  Handwerke  der  Wollschläger,  Weber, 
Walker,  Tuchscherer,  der  Leinenweber  und  Färber  (vgl.  Schmoll  er,  „Strassburger 
Tucher-  und  Weberzunft",  passim),  an  die  Umwälzungen  auf  dem  Gebiete  der  Böttcherei 
infolge  der  ungeheueren  Steigerung  des  Bedarfes  an  Böttcher-Massenartikeln  durch  die 
Entwicklung  der  Versendung  von  Bier,  Spiritus,  Petroleum,  Oel,  Droguen,  anderen 
chemischen  Producten,  Obst,  Cement  u.  s.  f.  (vgl.  Plenge,  „Die  Böttcherei  in  Leipzig",  in 
den  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXIII,  S,  20  f.),  an  die  ausserordentliche 
Entwicklung  der  Cartonnagewarenerzeugung,  an  die  Einwirkung  der  Bedarfsverschiebung 
in  Schuhwaren  auf  die  Gtrberei,  die  sich  immer  mehr  der  Erzeugung  leichter,  weniger 
Verdienst  abwerfender  Ledersorten  zuwendet  (Junghans,  „Die  Gerberei  in  Leipzig, 
Grimma,  Oschatz  und  Nossen",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik.  Band  LXVI, 
S.  479j  u.  s.  f. 


Die  Bedeutung  des  Bedarfes  für  die  Entwicklung  etc.  47 

keit  der  scheinbar  vollständig  selbständigen  modernen  Industriezweige 
von  einander  lässt  eben  immer  noch  die  durch  die  Arbeitstheilung  aufge- 
hobene Einheit  des  auf  die  Bedürfnisbefriedigung  gerichteten  gewerblichen 
Schaffens  erkennen. 

Diese  einfache  absolute  und  relative  Vervielfachung  des  Bedarfes  er- 
weitert aber  nun  freilich  das  Productionsgebiet  eines  Industriezweiges  nur 
einseitig  und  darum  eben  nicht  zum  Vortheile  der  handwerksmässigen  Betriebs- 
form. Ohnehin  schon  viel  gebrauchte  Gegenstände  von  typischer  Form  und 
Grösse  kommen  in  gesteigerter  Zahl  zur  Verwendung.  Gerade  die  Produc- 
tion  solcher  Massenbedarfsartikel  läuft  am  meisten  Gefahr,  dem  Grossbetriebe 
völlig  anheim  zu  fallen,  denn  die  Vervielfachung  der  Gesammtproduction 
veranlasst  und  ermöglicht  die  Vervielfachung  der  einzelnen  Theilarbeits- 
leistungen  und  damit  die  Arbeitszerlegung.  Es  ist  ganz  richtig,  wenn  Schwiedland 
feststellt,^)  dass  die  Entstehung  des  Verlages,  wie  des  mechanischen  Gross- 
betriebes die  Möglichkeit  des  grossen  Absatzes  zur  Voraussetzung  hat,  ja  es 
kommt  der  Möglichkeit  des  grossen  Absatzes  nicht  nur  die  Bedeutung 
einer  Bedingung  für  die  Entstehung  des  Grossbetriebes  zu,  sondern  auch, 
wie  Schwiedland  übrigens  gleichfalls  bemerkt,  geradezu  ursächliche  Bedeu- 
tung. Was  aber  ist  schliesslich  der  letzte  Grund  der  Möglichkeit  des  grossen 
Absatzes,  wenn  nicht  das  Vorhandensein  eines  dem  grösseren  Absätze  ent- 
sprechenden grossen  Bedarfes?  Die  Möglichkeit  des  grossen  Absatzes  hat  zum 
Theil  eine  rechtliche,  zum  Theil  eine  factische  Grundlage.  Mit  der  Durch- 
brechung der  örtlichen  Schranken  (Bannmeile  u.  ä.),  die  dem  Verkehr  gesetzt 
waren,  ist  öffentlich-rechtlich,  mit  der  Entwicklung  der  Verkehrsmittel 
einerseits,  mit  der  Bedarfssteigerung  anderseits  ist  factisch  die  Möglichkeit  zur 
Absatzsteigerung  und  damit  auch  der  Anlass  zur  Massenproduction  geschaffen. 

Die  unausgesetzte  Vermehrung  der  Lebensgenüsse  in  den  höheren 
Schichten  der  Bevölkerung,  ihre  Ausgestaltung  der  Intensität  sowie  der  Viel- 
seitigkeit nach,  ziehen  infolge  des  immer  und  allenthalben  herrschen- 
den Bedürfnisses,  die  Verschiedenheit  in  der  materiellen  Lage  zwischen  den 
Bevölkerungsschichten  auszugleichen,  ein  Vordringen  gewisser  Bedürfnisse 
in  weitere  Kreise  der  Bevölkerung  nach  sich.  Soweit  die  daraus  sich  erge- 
bende Nothwendigkeit  der  Vermehrung  der  Production  demnach  als  secun- 
däre  Folgeerscheinung  einer  Bedarfssteigerung  auftritt,  ist  sie  an  eine 
Voraussetzung  geknüpft,  die  im  Verlaufe  der  Entwicklung  des  gewerblichen 
Lebens  in  stets  steigendem  Maasse  an  Bedeutung  gewinnt.  Die  zunehmende 
Verbreitung  gewisser  Bedarfsgegenstände  in  den  mittellosen  Bevölkerungs- 
classen  ist  heute  wohl  allgemein  als  ein  den  ethischen  Bedürfnissen  unserer 
Culturstufe  entspringendes  Gebot  anerkannt.  Ermöglicht  wird  diese  Verbrei- 
tung, die  in  jedem  einzelnen  Falle  einen  Factor  in  der  Hebung  des  gesammten 
Standard  of  life  bildet,  durch  die  Verbillig ung  der  Consum- 
artikel,  sowohl  derjenigen,  die  bisher  schon  Gegenstand  des  allgemeinen 
Bedarfes  gewesen  waren,  als  eben  auch  jener,  um  die  der  Bedarfskreis  der 


')  Schwiedland,  „Kleingewerbe  und  Hausindustrie  in  Oesttrreich",  Bandl,  S.  118. 
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minder  bemittelten  Bevölkerungsschichten  erweitert  werden  soll.  Die  Ver- 
billigung  der  Production  wird  umso  nothwendiger,  als  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  durch  die  Arbeit  im  Kahmen  der  häuslichen  Wirtschaft  in 
Abnahme  begriffen  ist.  Je  mehr  productive  Arbeiten  aus  der  häuslichen 
Wirtschaft  ausscheiden,  umso  grössere  Anforderungen  treten  an  die  Kaufkraft 
des  Bareinkommens  einer  Wirtschaftseinheit  heran.  Aber  auch  die  fortwäh- 
rende Steigerung  der  Preise  des  überwiegenden  Theiles  der  Lebensmittel 
macht  die  Möglichkeit  der  billigeren  Beschaffung  anderer  Bedarfsobjecte 
immer  mehr  nothwendig. 

Unleugbar  ist  thatsächlich  auch  der  Fortschritt,  der  in  dieser  Hinsicht 
in  manchen  gewerblichen  Arbeitszweigen  angestrebt  und  erzielt  worden  ist, 
ein  ganz  hervorragender.  Auf  Einzelheiten  kann  hier  nicht  eingegangen 
werden,  sie  sind  zum  Theile  bekannt  genug.  Welch  auffallende  Preisrückgänge 
sind  doch  beispielsweise  in  den  Erzeugnissen  der  Kleineisenindustrie, ^)  der  Textil- 
industrie^) und  wohl  auch  der  Bekleidungsindustrie^)  zu  constatieren.  Nament- 
lich in  diesem  letztgenannten  Industriezweige  sind  aber  die  Preisconstellationen 
von  ganz  besonderer  Bedeutung,  und  zwar  aus  einem  doppelten  Grunde, 
vorerst  die  Consumtion  betreffend,  weil  die  Bekleidung  zu  den  allernothwendig- 
sten  Bedarfskategorien  zählt,  dann  aber  auch  die  Productionsinteressen  berüh- 
rend, weil  der  numerische  Antheil  der  Bekleidungsgewerbe  an  der  Gesammtzahl 
selbständiger  gewerblicher  Unternehmungen  ein  besonders  grosser  ist.  Das 
Gewerbe  der  Schuhmacherei  und  ihm  zunächst  das  der  Kleidermacherei 
weisen  immer  noch  in  Deutschland  und  Oesterreich   die  grösste  Zahl  von 


*)  lieber  die  Verbilligung  allgemein  nothwendiger  Metallgegenstände,  Messer, 
Nägel  u.  a.  m.  noch  innerhalb  der  jüngsten  Jahrzehnte  vgl.  Zwiedineck,  „Das  Schmiede- 
gewerbe in  Graz",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXXI,  S.  287  ff.,  insbe- 
sondere S.  324,  335. 

2)  Auf  die  grossen  Preisveränderungen  in  Webewaren  weist  schon  Ad.  Smith 
hin  (Wealth  of  Nations  Book  I,  chapter  XI:  Effects  of  the  Progress  of  Improvement 
upon  the  real  Price  of  Manufactures).  Ueber  den  unausgesetzt  auch  in  neuester  Zeit 
andauernden  Preisfall  in  Webewaren,  namentlich  Woll-  und  Baumwollgeweben  enthalten 
die  Berichte  von  Handels-  und  Gewerbekammern  reichliches  Material. 

3)  Namentlich  die  Schuherzeugung  hat  durch  die  fabrikmässige  Erzeugung  eine 
erhebliche  Verbilligung  erfahren,  durch  die  Verwendung  neuer  Maschinen,  wie  der  Mac- 
Kay-Maschine  (zum  Sohlennähen),  der  Absatzstanz-  und  Aufsetzmaschine  u.  s.  f.,  werden 
grosse  Vortheile  erzielt.  Vgl.  darüber  die  ausgezeichneten  Untersuchungen:  Geissen- 
berger,  „Die  Schuhmacherei  in  Leipzig",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik, 
Band  LXIII,  S.  206  ff.  Kanter,  „Die  Schuhmacherei  in  Breslau",  ebenda,  Band  LXV, 
S.  29  ff,  ferner  auch  Franke,  „Die  Schuhmacherei  in  Bayern"  (Münchener  volkswirt- 
schaftliche Studien  I.  St.).  Die  Hand  in  Hand  mit  der  Maschinenverwendung  gehende 
Arbeitszerlegung  hat  dazu  geführt,  dass  gegenwärtig  ein  Schuh  in  einer  Schuhfabrik 
durch  20  bis  23  Hände  geht;  6  bis  7  Arbeitskräfte  sind  mit  der  Herstellung  des  Schaftes 
14  bis  16  mit  der  Bodenarbeit  beschäftigt.  Gleichfalls  auf  der  Maschinenverwendung  und 
einer  natürlich  weit  fortgeschrittenen  Arbeitszerlegung  beruht  auch  der  Vortheil  der 
modernen  Productionsweise  von  Hüten.  (Vgl.  Gottschewski,  „Die  Hutmacherei  in 
Leipzig",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXVH.  über  die  Technik 
S.  287—290  und  317.)  Weniger  auf  den  Fortschritten  der  Technik  als  auf  anderen 
Momenten  (Arbeiterausbeutung,  Hungerlöhne  u.  ä.)  beruht  die  Verbilligung  im  Kleider- 
Tnachergewerbe. 
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selbständigen  Unternehmungen  auf,i)  umfassen  also  noch  die  meisten  Hand- 
werksbetriebe, weshalb  denn  wohl  auch  eine  das  ganze  Gewerbe  der  Schuh- 
macherei oder  der  Schneiderei  erfassende  Verschiebung,  sei  es  von  Productions-, 
sei  es  von  Bedarfsverhältnissen  von  erhöhter  Wichtigkeit  für  die  Lage  des 
Handwerkerstandes  überhaupt  ist.  Gerade  auch  in  den  Bekleidungsgewerben 
sind  unter  dem  Einflüsse  der  modernen  Betriebssysteme  der  Grossunterneh- 
mungen die  Preise  der  Waren  thatsächlich  gesunken.  Dass  diese  Abwärts- 
bewegung dei  Preise  nothwendigster  Bedarfsartikel  erreicht  worden  ist,  dass 
niedrige  Preise  möglich  sind  ohne  Ausbeutung  der  menschlichen  Arbeitskräfte 
nur  durch  die  Vorzüge  der  neuen  Betriebssysteme  ist  unbedingt  als  eine  Er- 
rungenschaft zu  betrachten.  Die  daraus  resultierende  Fähigkeit  dieser  jüngeren 
Productionsformen,  dem  vorhandenen  Bedarf  in  umfassenderer  Weise  zu  genügen, 
als  dies  die  älteren  Betriebssysteme  der  Kundenarbeit  und  Kundenproduction 
vermochten,  macht  die  Betriebsformen  des  Grossbetriebes  dem  Handwerk  gegen- 
über nach  dieser  Seite  hin  ihrem  socialwirtschaftlichen  Werte  nach  gewiss 
überlegen.  Mag  das  auch  immer  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  bedauer- 
lich empfunden  werden,  Thatsache  ist  es,  dass  unter  normalen  Verhält- 
nissen^) der  handwerksmässige  Kleinbetrieb  solche  Preise  nicht  halten  kann, 

*)  Nach  den  Berufszählungen  im  Deutschen  Reiche  von  1882  und  1895  steht  die 
Gruppe  der  Bekleidungs-  und  Reiuigungsgewerbe  hinsichtlich  der  Zahl  der  Selbständigen 
unter  allen  zehn  unterschiedenen  Industriegruppen  weitaus  an  erster  Stelle.  Es  wurden 
gezählt: 

1882  1895 

Selbständige  Erwerbthätige  überhaupt  .    1,551.163  1.434.104 

Selbständige     Erwerbthätige     in      der 

Gruppe :  Bekleidung  und  Reinigung  .  427.608  =  27-55  Proc.  430.570  =  30-0  Proc. 
Der  Zahl  der  selbständigen  Erwerbthätigen  in  der  Gruppe  der  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerbe  kommt  zunächst  1882  die  Zahl  der  selbständigen  Erwerbthätigen  in 
der  Textilindustrie  mit  272.581  Selbständigen  und  1895  in  der  Gruppe  der  Nahrungs- 
mittelgewerbe mit  195.166  Selbständigen.  Innerhalb  der  Gruppe  der  Bekleidungs-  und 
Reinigungsgewerbe  wurden  gezählt: 

1882  1895 

Selbständige  in  der  Schuhmacherei   ....      245.118  235.328 

Männliche  in  der  Schneiderei 147.848  154.945 

Weibliche  in  der  Schneiderei 56.822  106.196 

Zufolge  den  Nachrichten  über  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  statistischen 
Departement  im  k.  k.  österreichischen  Handelsministerium  gab  es  in  den  im  Reichsrathe 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  zu  Ende  des  Jahres  1890  unter  399.037  Industrial- 
gewerben,  118.047  Gewerbe  der  Gruppe  Bekleidung-  und  Putzwarenindustrie  (=29"59  Proc), 
darunter  40.543  Herren-  und  Frauenschneider-  und  57.108  Schuhmachergewerbe. 

2)  Als  „normal"  sind  solche  Verhältnisse  gedacht,  wo  der  Preis  des  zum  Verkauf 
gelangenden  Erzeugnisses  nicht  allein  einen  angemessenen,  menschenwürdigen  Arbeitslohn 
abwirft,  der  die  Grundlage  der  wirtschaftlichen  Existenz  des  Arbeiters  zu  bilden  vermag, 
sondern  auch  einen  weiteren  üeberschuss  über  die  Gestehungskosten  enthält,  der  als 
Uiiternehmungsgewinn  dem  Meister  erübrigt,  wenn  er  die  Arbeit  von  einem  Gesellen  hat 
ausführen  lassen.  Das  ist  aber  heute  in  Handwerksbetrieben,  die  in  Massenconsumartikeln 
mit  der  Fabrik  in  Wettbewerb  treten,  kaum  mehr  zu  finden.  Der  Gewinn  des  Meisters 
über  die  Höhe  des  für  seine  eigene  Arbeit  in  Rechnung  gebrachten  Lohnes  ist  oft  ein 
minimaler.    Vgl.   beispielsweise   über   den   Rückgang   des   Meistergewinnes   unter   relativ 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  VII.  Band,  1.  Heft.  4 
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wie  sie  die  fabriksmässige  und  wohl  auch  vielfach  die  verlagsmässige 
Erzeugung  ermöglichen.^) 

Aber  die  Ansprüche  an  die  Ertragsfähigkeit  eines  gewerblichen  Unter- 
nehmens sind  auch  nach  einer  anderen  Seite  hin  gewachsen.  Während 
einerseits  die  nunmehr  an  den  Handwerksbetrieb  herantretende  Nothvvendig- 
keit,  die  Erzeugnisse  billiger  abzugeben,  eine  Verminderung  seines  Ertrages 
nach  sich  zieht,  kommt  anderseits  eine  Vertheuerung  des  Betriebes  hinzu. 
Die  Erhöhung  der  Betriebskosten  liegt  zum  Theil  in  der  Steigerung  des 
Arbeitspreises,  die  einmal  durch  Verkürzung  der  Arbeitszeit  (wenn  auch  nicht 
allgemein),  weit  mehr  aber  durch  die  Loslösung  der  Arbeitskräfte  aus  dem 
Wirtschaftsverbande  der  Gewerbeunternehmer,  der  Meister  mindestens  erheb- 
lich gefördert  wird,  zum  Theil  zeigen  sich  Erhöhungen  der  Productionskosten 
auch  dort,  wo  der  Meister  allein  arbeitet,  also  mit  den  Arbeitspreisen  nicht 
zu  rechnen  hat,  wie  infolge  der  Vertheuerung  der  Miete,  Nothwendigkeit 
der  Ladenhaltung  u.  s.  f. 

Das  Ausscheiden  der  gewerblichen  Hilfskräfte  aus  dem  Wirtschafts- 
verbande des  Meisters,  das  zum  Theile  ja  jedenfalls  mit  rechtlichen  Verän- 
derungen im  Zusammenhange  steht  (Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit, 
Ehefreiheit  u.  ä.)  hat  aber  nicht  nur  die  Bedeutung  der  Erhöhung  der 
Productionskosten  für  den  Meister,  sondern  es  vermehrt  auch  jenen  Theil 
der  Bevölkerung,  der  an  dem  Ertrage  der  gewerblichen  Arbeit  gar  keinen 
Antheil  hat.  Das  Arbeitsvertragsverhältnis  im  gewerblichen  Leben  des  Mittel- 
alters, von  der  ursprünglichen  Gleichheit  von  Meister  und  Hilfsarbeiter  aus- 
gehend^), war  in  der  Weise  eingerichtet,  dass  es  den  Hilfsarbeiter  zum 
Mitgeniesser  der  Erfolge  des  gewerblichen  Unternehmens,  in  dessen  Dienste 
er  arbeitete,  machte.  Je  besser  es  um  den  einzelnen  Handwerkszweig  stand, 
umso  besser  ergieng  es  ja  wohl  auch  in  der  Regel  den  abhängigen  Arbeits- 
kräften.^)   Von  grösstera  Einflüsse  war    für   das  Bestehen    der   Interessen- 


günstigen Verhältnissen  :  Pierstorff,  „Drei  Jenaer  Handwerke",  Schriften  des  Vereines 
für  Socialpolitik,  Band  LXX,  S.  50  und  64  f.,  ferner  Klumker,  „Die  Handwerksbetriebe 
eines  ostfriesischen  Marsch dorf es",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXVIII, 
S.  587,  594;  Zwiedineck  a.  a.  0.  S.  298,  330,  340. 

*)  Auf  die  Mittheilung  von  Preisverhältnissen  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 
Das  reiche  Material  bedürfte  einer  besonderen  vergleichenden  Behandlung.  Bei  Preisver- 
gleichungen müssten  freilich  hauptsächlich  die  Preise  von  Fabrikerzeugnissen  im  Detail- 
verkauf den  Handarbeitspreisen  des  kleinen  Meisters  gegenübergestellt  werden,  wie  dies 
heispielsweise  Geissenberger  (a.  a.  0.  S.  262  ff.)  und  Kanter  (a.  a.  0.  S.  59  ff.)  für 
die  Schuherzeugung  thun.  Die  Niedrigkeit  der  Preise  von  Verlagserzeuguissen  ist  zu 
häufig  das  Ergebnis  von  Arbeitsausbeutung  und  aus  diesem  Grunde  zur  Vergleichung 
unpassend. 

2)  Bücher,  Artikel  „Gewerbe"  im  Handwörterbuche  der  Staatswissenschaften, 
Band  III,  S.  935,  ferner  Seh  moller,  „Die  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft",  S.  452: 
„Die  sociale  Spannung,  soweit  sie  gegen  1400  vorhanden  war,  lag  aber  mehr  in  dem 
Verhältnis  zwischen  zwei  auf  einander  angewiesenen  Gewerben  als  in  dem  zwischen 
Meistern  und  Knechten." 

3)  Ich  glaube,  dass  Schoenlank  im  Artikel  „Gesellenverbände"  (Handwörterbuch 
der  Staatswissenachaften,  Band  III,    S.  821),    dessen   historischen  Ausführungen   ich  im 
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gemeinschaft  zwischen  Meister  und  Knecht  der  Umstand,  dass  der  in  der 
Werkstätte  des  zünftigen  Meisters  arbeitende  Geselle  das  Ziel  der  Selbständig- 
werdung  im  Auge  hatte  und  aus  diesem  Grunde  schon  ein  Interesse  an  dem 
Gedeihen  des  Handwerks  als  solchen  gehabt  hat.  Mit  der  Erschwerung  des 
Meisterwerdens,  wie  auch  mit  dem  Aufhören  des  Naturallohnsystems  verliert 
nunmehr  der  Hilfsarbeiter  das  Interesse  an  dem  Gedeihen  des  Handwerks  und  es 
tritt  bei  dem  nunmehr  soweit  wirtschaftlich  selbständig  gewordenen  Arbeiter 
das  im  Gegensatze  zum  Unternehmerinteresse  stehende  Interesse  des 
Consumenten  in  den  Vordergrund.  Wie  nicht  mehr  die  möglichst  beste 
Versorgung  des  Consumenten,  sondern  der  höchstmögliche  Erwerb  das  Ziel 
des  Unternehmers  geworden  ist,  so  ist  auch  der  Sinn  des  Hilfsarbeiters 
verändert  worden,  er  ist  nicht  mehr  auf  die  günstige  Entwicklung  des 
Gewerbezweiges,  der  Productionsverhältnisse  an  deren  Gestaltung  er  selbst 
keinen  Theil  hat,  sondern  auf  die  möglichst  vortheilhafte  Deckung  der 
eigenen  Bedürfnisse  bedacht. 

Thatsache  ist  es  ja,  dass  schon  in  der  Periode  der  Vorherrschaft  des 
handwerksmässigen  Betriebssystemes  die  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  Selb- 
ständigwerden des  gewerblichen  Arbeiters  entgegen  stellten,  beständig  vermehrt 
wurden,  anfänglich  durch  rein  statutarische  Bestimmungen  (Zunftsatzungen), 
später  immer  mehr  durch  willkürliche  Forderungen  des  versammelten  Hand- 
werks von  Fall  zu  Fall,  in  neuerer  Zeit  endlich  wieder,  nachdem  mit  der  Durch- 
brechung der  Zunftorganisation  der  vorwiegend  rechtlichen  Erschwerung  des 
Meisterwerdens  ein  Ziel  gesetzt  war,  durch  Factoren  materieller  Natur,  insbe- 
sondere die  höheren  Ansprüche  an  die  Capitalkraft  und  die  Schwierigkeit  der 
Kundenerwerbung.  Gleichviel  aber,  ob  hierin  oder -gerade  in  der  Arbeitsorgani- 
sation der  neuen  Betriebssysteme  die  Ursache  für  die  Entfremdung  der  Hilfs- 
kräfte gegenüber  den  Productionsinteressen  zu  suchen  ist,  man  steht  vor  der 
Erscheinung,  dass  der  Kreis  der  gewerblich  productiven 
Elemente,  die  an  dem  grösseren  oder  geringeren  Maasse 
des  Gedeihens  der  gewerblichen  Production  Antheil  haben, 
beständig  abnimmt. 

Nicht  genug  an  dem,  ist  aber  auch  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  die 
Zahl  der  überhaupt  nicht  productiven  Bevölkerungselemente  infolge  der  stets 
noch  zunehmenden  gesellschaftlichen  Arbeitstheilung  beständig  im  Wachsen 
begriffen  ist.  Der  percentuelle  Antheil  an  der  Gesammtheit  der  Berufsthätigen, 
der  auf  die  nicht  productiven  (die  aus  Urproduction  oder  Gewerbe  im 
weitesten  Sinne,  also  auch  aus  dem  Handel  Gewinn  ziehenden)  Elemente 
entfällt,  war  in  den  Zeiten  der  Blüte  des  Handwerks  doch  ein  ganz  anderer 


übrigen  beipflichte,  die  Verdrängung  der  Interessengemeinschaft  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  durch  den  Interessenconflict  in  eine  zu  frühe  Zeit  als  allgemein  zu 
Tage  tretende  Erscheinung  verlegt;  es  waren  doch  in  der  Eegel  ganz  bestimmte  Umstände, 
die  die  Interessengemeinschaft  vernichten  mussten.  Vgl.  darüber  Schmoller,  „Die 
Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft",  S.  527,  der  unter  anderem  gleichfalls  das  allge- 
mein erschwerte  Meisterwerden,  daa  Verbot,  sich  als  Geselle  zu  verheiraten,  den  Beginn 
der  grossen  Preisrevolution  als  Ursachen  von  Reibungen  hervorhebt. 

4* 
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als  der  im  modernen  Staate  des  Beamtenthumes  mit  der  grossen  Zahl 
der  auf  ein  bestimmtes  unveränderliches  Einkommen  angewiesenen  Wirt- 
schaften. 

Es  fällt  einigermaassen  schwer,  derartige  Verschiebungen  in  der 
socialen  Schichtung  oder  in  der  Berufsgliederung  seit  dem  Mittelalter 
ziflFermässig  zu  veranschaulichen.  Die  Gegenüberstellung  von  Ziffern  einer- 
seits für  die  Berufsgliederung  der  Bevölkerung  einer  mittelalterlichen 
Stadt,  anderseits  für  die  eines  grossen  modernen  Staatencomplexes,  wie 
ich  es  im  Folgenden  thue,  ist  allerdings  anfechtbar,  ich  glaube  jedoch 
diesen  Versuch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit  der  Erwägung  recht- 
fertigen zu  können,  dass  man  es  im  einen  wie  im  anderen  Falle  mit 
einem  mehr  oder  minder  in  sich  geschlossenen  Organismus  von  Wirtschafts- 
einheiten zu  thun  hat.  Jedenfalls  aber  scheint  mir  aus  diesem  Grunde 
eine  solche  Gegenüberstellung  nicht  bedenklicher  als  die  einfache  Ver- 
gleichung  der  bezüglichen  Verhältnisse  einer  Stadt  im  Mittelalter  mit  denen 
einer  Stadt  der  Gegenwart.^) 

Die  geeignetsten  Ziffern  zur  Beleuchtung  der  eben  ausgeführten  Ver- 
schiebung der  Berufsgliederung  in  einer  mittelalterlichen  Stadt  sind  die  von 
Bücher  für  Frankfurt  a.  M.  Ermittelten,^)  u.  zw.  jene  für  das  Jahr  1440. 
Es  entfielen  damals  von  den  etwa  1800  selbständig  Erwerbenden  auf^) 


1.  die  Gewerbe  i.  e.  S 

2.  die  ürproduction     .    . , 

3.  Handel,  Verkehr  und  Gastwirtschaft     .... 

4.  Oeffentlicher  Dienst 

5.  Lohnarbeit  unbestimmter  Art 

6.  Liberale  Berufsarten 

7.  Berufslose 

8.  Musikanten,  Beckarten 

Zusammen    ....        1800  100 

Nach  der  Berufszählung  vom  14.  Juni  1895  im  Deutschen  Eeiche^)  gab 
es  selbständig  Erwerbende  in  den  Berufsabtheilungen: 


Personen 
1050 

Procente 
58-3 

330 

18-3 

230 
60 

12-8 
3-3 

60 

3-3 

30 

1-7 

30 

1-7 

10 

0-6 

*)  So  stellt  Eulenburg  die  Berufsgliederung  im  modernen  Basel,  wie  mir  scheinen 
will,  nicht  glücklich  der  von  Heidelberg  im  Jahre  1588  zur  Seite.  Eulenburg  „Städtische 
Berufs-  und  Gewerbestatistik  (Heidelbergs)  im  16.  Jahrhundert"  in  der  Zeitschrift  für  die 
Geschichte  des  Oberrheins.  N.  F.  Band  XI,  S.  111  f. 

2)  Freilich  auch  fast  die  einzigen,  denn  den  Ziffern  über  die  Berufsgliederung  in 
Büchers  „Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main  im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert",  stehen 
nur  die  in  der  eben  citierten  Abhandlung  Eulenburgs  für  Heidelberg  in  derselben 
Genauigkeit  und  Vollständigkeit  zur  Seite. 

3)  Bücher,  „Die  Bevölkerung  von  Prankfurt  am  Main",  S.  294. 

*)  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiche«,  Jahrgang  1896,  Ergän- 
zungsheft. 
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Personen         Proceute 

1.  Landwirtschaft,  Gärtnerei   und   Thierzucht,   Forst- 

Avirtschaft  und  Fischerei 2,576.725         30-2 

2.  Bergbau  und  Hüttenwesen,  Industrie  und  Bauwesen     2,061.870         24*1 

3.  Handel  und  Verkehr 843.556  9'9 

ferner  aber  den  selbständig  Erwerbthätigen  gleich 
zu  haltende: 

4.  öffentliche  und  private  Beamte,  sowie  Angehörige 

liberaler  Berufe 1,160.742         13-6 

5.  Erwerbthätige    der  Abtheilung    häusliche  Dienste 

(auch  Lohnarbeit  wechselnder  Art) 432.491  5'1 

6.  Von  eigenem  Vermögen,  von  Renten,  Pensionen  und 
Unterstützungen  Lebende 1,462.337         17-1 

8,537.721  100-0 
Der  Antheil  der  direct  productiven  Berufsarten  an  der  Gesammtheit 
der  selbständig  Erwerbenden  ist  von  etwa  80  Procente  in  der  mittelalterlichen 
Stadtgesellschaft  auf  wenig  mehr  als  50  Procente  im  Gefüge  der  Berufs- 
gliederung des  modernen  Staates  herab  gesunken,  wogegen  der  Antheil  der 
nicht  productiven  Berufsarten  von  rund  10^)  auf  etwa  36  Procent  ge- 
stiegen ist.  Der  Gegensatz  der  Verhältniszahlen  würde  noch  schärfer  zum 
Ausdrucke  kommen,  wenn,  was  freilich  vielleicht  richtiger  wäre,  aber  in 
Ermanglung  von  Ziffern  nicht  möglich  ist,  an  Stelle  der  Frankfurter  Zahlen 
solche  gesetzt  werden  könnten,  welche  die  Bevölkerungsgliederung  in  dem- 
selben Zeitpunkte  für  einen  grösseren  Gebietscomplex  des  Deutschen  Reiches 
wiedergäben,  da  der  procentuelle  Antheil  der  nicht  productiven  Bevölkerungs- 
elemente im  Allgemeinen  in  der  Stadt  überhaupt  schon  ein  weit  höherer  ist 
als  am  flachen  Lande.  Stellt  man  daher  den  Frankfurter  Verhältnissen  von 
1440  die  von  1882^')  gegenüber,  so  ergibt  sich  die  Thatsache  einer  noch 
grösseren  Verschiebung,  da  in  Frankfurt  a.  M.  die  direct  productiven  Berufs- 
arten nach  der  Berufszählung  von  1882  noch  nicht  Vj  der  Bevölkerung 
beschäftigten,  während  sie  1440  fast  ^5  iii  Anspruch  nahmen.^) 

Nun  ist  aber  dabei  noch  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  eben,  wie  schon 
besprochen  wurde,  die  grosse  Masse  der  unselbständig  productiven  Elemente, 
und  zwar  speciell  der  gewerblichen,  der  Classe  der  selbständig  Erwerbsthätigen 
im  Gewerbe  im  engeren  Sinne  heute  ganz  anders  gegenübersteht,  als  dies  etwa 

^)  Die  Berufsgliederung  Heidelbergs  im  Jahre  1588  zeigt  freilich  ein  wesentlich 
anderes  Bild;  vgl.  Eulenburg  a,  a.  0.  die  Tabelle  1,  S.  86,  wonach  die  Gewerbe  i.  e.  S. 
nur  46-6  Proc.  der  Selbständigen  umfassten,  während  auf  „Beamte  und  Liberale"  damals 
schon  25-8  Proc.  der  Selbständigen  entfielen.  Aber  Eulenburg  bemerkt  selbst  hiezu, 
dass  die  Ziffern  „ein  ganz  unmögliches  Verhältnis"  ausdrücken;  sie  erklären 
sich,  wie  Eulenburg  (S.  105  ff.)  darlegt,  vor  allem  durch  das  Vorhandensein  des  Hofes 
der  Universität  und  andere  Umstände,  die  der  Stadt  „ein  specifisches  Gepräge  geben" 
(S.  113). 

2)  Bücher:  „Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main",  S.  297. 

3j  Die  Ergebnisse  der  Berufszählung  vom  14.  Juni  1895  sind  im  Detail  noch  nicht 
veröffentlicht,  weshalb  noch  auf  die  älteren  Ziffern  von  1882  zurückgegriffen  werden  muss. 
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gerade  im  15.  Jahrhunderte  der  Fall  war.  Zugegeben  selbst,  dass  damals  in 
Frankfurt  bereits  gewisse  Gegensätze  zwischen  den  selbständig  berufsthätigen 
Gewerbetreibenden  und  ihren  etwa  600 — 700  Handwerksknechten  ^)  bestanden 
haben,  so  verknüpfte  diese  unselbständigen  gewerblich  productiven  Elemente 
doch  immer  noch  mit  jenen  das  Band  der  vorhin  betonten  Interessen- 
gemeinschaft, die  eben  dadurch  schon  einen  festen  Rückhalt  empfieng,  dass 
der  unselbständige  Arbeitnehmer  dem  Hausstand  des  selbständigen  Arbeit- 
gebers zumeist  eingegliedert  war,  wohingegen  heute  im  Deutschen  Reiche 
den  1,434.104  selbständig  Erwerbthätigen  in  der  Berufsclasse  der  Industrie 
auch  die  3,625.668  Abhängigen  zum  überwiegenden  Theile  nur  als  Con- 
sumenten,  also  in  einem  doppelten  Antagonismus  gegenüberstehen. 

Die  Umgestaltung  der  Berufsgliederung,  die,  wie  aus  den  vorstehenden 
Ziffern  erhellt,  selbst  zum  Theil  als  ein  Ergebnis  der  infolge  des  fortschrei- 
tenden Culturbedürfnisses  nothwendig  gewordenen  Fortbildung  der  Arbeits- 
theilung  anzusehen  ist,  brachte  an  und  für  sich  eine  Verschiebung  in  der 
Summe  materieller  Bedürfnisse  mit  sich,  freilich  weniger  in  quantitativer 
als  in  qualitativer  Hinsicht,  insoferne  der  Bedarf  eine  weitgehende  Diffe- 
renzierung hinsichtlich  der  Qualität  erfahren  hat. 

Zum  Theil  geht  ja  die  Bedarfsverschiebung  in  qualitativer 
Hinsicht  mit  der  quantitativen  Steigerung  des  Bedarfes  Hand  in  Hand. 
Der  Bedarf  nach  einem  Objecto  wird  vervielfacht,  er  wird  aber  auch  viel- 
seitiger und  das  nicht  nur  infolge  der  Ausgestaltung  des  Geschmackes 
hinsichtlich  der  äusseren  Erscheinung  des  Objectes,  sondern  auch  in  Hinsicht 
der  Güte  der  Erzeugnisse,  oder  mit  einfacheren  Worten,  ausser  der  hoch- 
wertigen Ware  wird  auch  die  minderwertige  Gegenstand  der  Nachfrage. 
Nicht  nur  das  Gute,  Einfache  wird  begehrt,  sondern  auch  das  Schlechte, 
wenn  es  nur  billig  und  schön  ist.  Es  ist  ein  grosser  Irrthum  der  Haupt- 
vertheidiger  zünftlerisch-rückschrittlicher  gewerbepolitischer  Maassnahmen, 
wenn  sie  meinen,  dass  die  von  Fabriken  allerdings  vielfach  erzeugten  minder- 
wertigen Waren,  die  oft  durch  nichts  als  durch  gefällige  Form  befriedigen, 
nicht  ihrem  Zwecke  dienen,  nicht  Gegenstand  der  Nachfrage  seien, ^)  und  sie 
irren  eben  auch,  wenn  sie  behaupten,  dass  der  solche  Waren  kaufende  Con- 
sument,  den  Unterschied  zwischen  guter  und  schlechter  Ware  nicht  kenne, 
dass  er  getäuscht  sei,  wenn  er  sie  kaufe,  wie  solches  beispielsweise  besonders 
in  Schuhmacherkreisen  zu  hören  ist.  Wo  das  Massenproduct  sich  als 
unfähig  erweist,  den  Aufgaben  zu  genügen,  die  an  dasselbe  gestellt  werden, 
dort  erhält  sich  auch  noch  die  Kundenproduction  im  Kleinen  geradeso^)  wie 


I 


*)  Bücher,  „Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  am  Main",  S.  608. 

^)  Dass  der  Ankauf  minderwertiger  Fabriksware,  die  entsprecliend  billig  ist,  durch- 
aus nicht  unvortheilhafter  zu  sein  braucht  als  die  Anschaifung  theuerer  Handvverksarbeit 
hat  Kanter  (a.  a.  0.  S.  62)  für  den  Schuhverbrauch   in  genauer  Eechnung  dargethan. 

3)  Vgl.  Franke,  „Die  Schuhmacherei  in  Bayern",  S.  83,  Hofmann,  „Die  Hand- 
werksbetriebe des  Dorfes  Gahlenz",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXVI, 
S.  57.  Klumker,  „Die  Handwerksbetriebe  eines  ostfriesischen  Marschdorfes",  ebenda 
Band  LXVIII,  S.  595  (594  Schneiderarbeit).  Seidler,  „Das  Kleingewerbe  in  Obersteier- 
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in  allen  jenen  Fällen,  wo  eine  einseitig  local  ziemlich  eng  begrenzte  Bedarfs- 
richtung,  wie  etwa  das  Fortleben  einer  bestimmten  Volkstracht,  den  Boden  für 
die  handwerksmässige  Betriebsform  abgibt,  weil  die  Möglichkeit  des  grossen 
Absatzes  nicht  vorhanden  ist,  die,  wie  schon  hervorgehoben  wurde,  mindestens 
eine  Voraussetzung  für  das  Bestehen  des  Grossbetriebes  ist.^) 

Uebrigens  ist  es  aber  völlig  unrichtig  und  das  Gegentheil  zur  Genüge 
erwiesen,  wenn  behauptet  wird,  die  Fabriken  warfen  nur  schlechte  oder 
geringwertige  Ware  auf  den  Markt,  die  fabrikmässige  Erzeugung  könne 
Gutes,  Dauerhaftes  nicht  liefern;  es  widerspricht  dies  gewiss  den  That- 
sachen.^)  Allein,  wo  die  Arbeit  des  Handwerks  wirklich  Tüchtiges,  Preis- 
würdiges leistet,  dort  ringt  sie  sich  doch  auch  neben  und  trotz  des  Einflusses 
der  Leistungen  des  Grossbetriebes  in  der  Regel  zur  Anerkennung  durch, 
wenigstens^  bei  dem  Theile  der  Bevölkerung  und  der  Consumenten  speciell, 
für  den  nicht  unbedingt  das  Billigste  das  Beste  sein  muss.^) 

Dagegen  muss  neuerdings  hier  betont  werden,  dass  es  allerdings  nicht 
ein  ausgesprochenes  Bedürfnis  nach  allen  den  Erzeugnissen,  die  in  mehr 
oder  minder  vollkommener  Güte  auf  den  Markt  gebracht  werden,  ist,  welches 
zur  Erzeugung  eines  Artikels  gerade  dieser  oder  jener  Qualität  veranlasst. 
Aber  es  ist  die  Bedarfsrichtung  in  grossen  Zügen,  die  hier  ausschlaggebend 
ist,  die  ja  nicht  auf  einmal,  sondern  langer  Hand  vorbereitet  sich  äussert 
und  dem  Unternehmungsgeist  Nahrung  zu  seiner  Bethätigung  bietet.  Der  wenig- 
stens mittelbare  Einfluss  des  Bedarfes  kann  um  dessentwillen  nicht  in  Abrede 


mark",  ebenda  Band  LXXI.  Nur  wenige  Belege  sind  hier  für  das  Gewerbe  der  Schuh- 
macher herausgegriffen.  Die  vom  Verein  für  Socialpolitik  herausgegebenen  Untersuchungen 
enthalten  zahlreiche  Stützpunkte  für  obige  Behauptung. 

1)  So  zeigt  die  interessante  Darstellung  Pastor  Lehmanns,  „Weberei,  Färberei 
und  Hutmacherei  im  Gebiete  der  Gutacher  Tracht",  Schriften  des  Vereines  für  Social- 
politik, Band  LXIX,  S.  119  flf.,  dass  die  Stückfärberei,  die  Hutmacherei  und  sogar  die 
Weberei  sich  in  manchen  Gegenden  des  Schwarzwaldes,  dank  der  dort  immer  noch  fort- 
bestehenden heimischen  Volkstracht  zu  erhalten  vermochte.  Aehnlich  liegt  es  beispielsweise 
auch  hinsichtlich  der  Lodenerzeugung  in  Steiermark,  namentlich  in  Obersteiermark;  wenn- 
gleich die  Lodenerzeugung  heute  bereits  ein  vom  Grossbetrieb  errungener  Industriezweig 
ist,  so  besteht  doch  nareentlich  im  Oberlande  der  Bedarf  nach  bestimmten  Gattungen  Loden, 
meist  schwersten  Lodenstoflfen,  die  fast  ausschliesslich  in  kleinen  Betrieben  in  hoch 
gelegenen  Gebirgsdörfern  hergestellt  werden  und  eben  doch  nicht  genügend  Absatz 
finden,  um  die  Erzeugung  im  Grossen  rentabel  erscheinen  zu  lassen.  Vgl.  auch  Winter 
„Das  Schneidcrge werbe  in  Breslau",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXVIII, 
S.  16  f.,  über  die  Volkstrachten  in  Schlesien  und  ihre  Bedeutung  für  die  Schneiderei; 
ähnlich  kann  sogar  auch  der  Umstand  von  Belang  sein,  ob  Schlitz-  oder  Latzhosen 
gebräuchlich  sind  (Klumker  a.  a.  0.  S.  494  f.). 

^)  Auch  hiefür  sind  in  den  Untersuchungen  des  Vereines  für  Socialpolitik  zu  zahl- 
reiche Anhaltspunkte,  als  dass  sie  hier  namhaft  gemacht  werden  könnten.  Ich  verweise  nur 
auf  die  Ausführungen  Geissenbergers  a.  a.  0.  S.  261  f.  über  die  Schuhwarenfabrication, 
der  am  häufigsten  der  Vorwurf  gemacht  wird,  sie  erzeuge  nur  Schundvvare. 

^)  Das  sub  Note  2  Gesagte  gilt  auch  hier;  es  lässt  sich  das  Durchringen  des 
Handwerksbetriebes  ebenso  bei  der  stets  grössere  Capitalinvestitionen  erfordernden  Ger- 
berei (Junghans  a.  a.  0.  passim)  oder  dem  Kürschnergewerbe  (Heiderich,  „Das  Leip- 
ziger Kürschnergewerbe  1897",  S.  94  f.),  wie  bei  der  mit  wenig  Capital  arbeitenden  Schuh- 
macherei beobachten  (Geissenberger  a.  a.  0.  S.  262). 
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gestellt  werden.  Sind  es  doch  auch  ganz  bestimmte  Gestaltungen 
des  Bedarfes,  die  den  Fortbestand  des  Gewerbes  in  der  Be- 
triebsform des  Handwerks  not  h  wendig  erscheinen  lassen. 
Es  sind  das  vor  allem  jene  Fälle,  wo  der  individuelle  Geschmack,  Wille 
oder  Bedarf  des  Consumenten  zur  Geltung  kommt,  wo  namentlich  künst- 
lerisch höher  qualificierte  Aufgaben  zur  Durchführung  zu  bringen  sind. 

Aber  auch  in  Hinsicht  der  minder  qualiticierten  Arbeiten,  in  Gegen- 
ständen des  nothvvendigen  Bedarfes,  wie  gerade  in  Bekleidungsgegenständen 
tritt  das  Bedürfnis  nach  dem  handwerksmässigen  Kleinbetrieb  in  die  Er- 
scheinung. So  ist  es  eine  interessante  Erscheinung,  dass  gerade  die  mindest- 
bemittelten Consumentenclassen  in  grösseren  Städten  zu  Kunden  handwerks- 
mässiger  Betriebe  werden.  Ich  habe  das  auf  Grund  eigener  Erhebungen  in 
den  Gewerben  der  Schuhmacher  und  Kleidermacher  in  Erfahrung  gebracht. 
Vorwiegend  für  Arbeiterkreise  arbeitende  Meister,  von  denen,  wenn  Neuarbeit, 
in  der  Kegel  nur  schwerere  und  dauerhafte  Ware  gefordert  wird,  verkaufen  altes 
von  Trödlern  und  Sammelhausiefern  aufgekauftes  Material,  namentlich  Schuh- 
werk, nachdem  sie  dasselbe  wieder  in  oft  wenig  schönen,  aber  noch  gut 
verwendbaren  Stand  gesetzt  haben,  zu  billigen  Preisen.  So  ist  auch  der  nur 
Lohnarbeit  verrichtende  Altreusse  (Flickschuster)  gewissermaassen  zum  Unter- 
nehmer geworden,  denn  solche  Ware  wird  auf  Lager  hergestellt,  sie  wurde 
mir  vielfach  als  die  gesuchteste  Sorte  bezeichnet.  Der  Handwerksbetrieb  ist 
ausserdem  freilich  an  vielen  Orten  noch  Gegenstand  des  Bedarfes  für  Kepa- 
raturarbeiten,  da  sich  grössere  Unternehmungen  mit  diesen  doch  nicht  gern 
befassen. 

Wo  es  sich  um  Arbeitsübernahme,  die  üebernahme  bestimmter  indi- 
vidueller Bestellungen  handelt,  wie  das  bei  Keparaturen  stets  der  Fall  ist, 
besteht  unleugbar  das  Bedürfnis  nach  der  Herstellung  des  unmittelbaren 
Contactes  zwischen  Producenten  beziehungsweise  Arbeiter  und  Consumenten, 
das  als  ein  die  Stellung  des  Handwerks  stützender  Factor  angesehen  werden 
muss.  Freilich  ist  ein  Schwinden  dieses  Bedürfnisses,  wie  noch  gezeigt  werden 
soll,  nicht  zu  verkennen.  Dass  dazu  die  Ausgestaltung  der  Vielseitigkeit  der 
Leistungen  des  Grossbetriebes  viel  beigetragen  haben,  steht  ausser  Zweifel. 

Aber  nicht  allein  für  ganz  besonders  specialisierte  Aufträge,  wie  beispiels- 
weise etwa  für  kunstgewerbliche  Leistungen  auf  Bestellung  nach  Zeichnung, 
erscheint  der  Bestand  der  handwerksmässigen  Betriebsform  gesichert.  Andreas 
Voigt  bemerkt  ganz  richtig,^)  dass  auch  bei  allgemeiner  gesuchten  Formen  eines 
Bedarfsartikels  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  technischen  Bedingungen 
für  die  Anwendung  fabrikmässiger  Methode  bei  der  Herstellung  desselben 
erfüllt  sind,  erst  die  Möglichkeit  vorhanden  sein  muss,  den  Bedarf  in  der 
einen  betreffenden  Form  zu  generalisieren,  wenn  die  Generalisierung  der 
Arbeit  wirtschaftlich  gerechtfertigt  sein  und  als  solche  einen  Ertrag  abwerfen 
soll.  Erst  wenn  es  gelungen  ist,  einen  vorhandenen  Bedarf  in  dem  Sinne 
zu  beeinflussen,    dass  ihm   mit  Normalformen    und  Normalmaassen  genügt 


*)  Voigt  A.,  „Das  Kleingewerbe  in  Karlsruhe",  Schriften  des  Vereines  für  Social- 
politik,  Band  LXIV,  S.  212. 
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weiden  kann,  dann  kann  die  Generalisierung  mit  Erfolg  auftreten.  Dass 
der  Bedarf  thatsächlich  auch  nach  dieser  Richtung  im  Allgemeinen  quali- 
tativ eine  Verschiebung  erfahren  hat,  kann  eben  gleichfalls  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden. 

Dass  und  in  welchem  Maasse  die  qualitativen  Bedarfsveränderungen,  die 
Bedarfsdifferenzierung,  auf  die  Existenz  bestimmter  Betriebsformen  von  Ein- 
fluss  sind,  zeigt  ein  wohl  kaum  ganz  zu  leugnender  Zusammenhang  zwischen 
der  socialen  Schichtung  der  Bevölkerung  in  einem  bestimmten,  wenigstens 
einigermaassen  geschlossenen  localen  Gebiete  einerseits  und  dem  Gedeihen 
oder  Nichtgedeihen  des  Handwerks  anderseits.  S  c  h  m  0 1 1  e  r  erbringt  in  seiner 
Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert  den  ziffermässigen 
Nachweis,  dass  weder  der  Wohlstand  im  Allgemeinen,  noch  die  Dichtigkeit 
der  Bevölkerung  die  Handwerker  Ziffer  beherrschen.')  Allein  damit  ist 
keineswegs  die  Möglichkeit  ausgeschlossen,  dass  die  wirtschaftliche 
Lage  des  Handwerks  mit  dem  grösseren  oder  geringeren  Procentsatze  der 
in  günstigen  Wirtschaftsverhältnissen  befindlichen  Elemente  von  der  Gesammt- 
bevölkerung  in  Zusammenhang  stehe. ^)  Und  es  ist  denn  auch  Schmoller 
selbst,  der  dem  Vorhandensein  des  Mittelstandes  einen  bedeutenden  Einüuss 
auf  das  Gedeihen  der  kleinen  Industrie  zuschreibt,  wenn  er  allgemein  fest- 
stellt: das  Land  der  kleinen  Leute,  des  vorwiegenden  Mittelstandes  gibt  auch 
der  kleinen  Lidustrie  noch  mehr  Beschäftigung.^) 

Nach  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Untersuchungen  ist  der  Kunden- 
production  des  Handwerks  die  Befriedigung  des  Bedarfes  der  besser  bemit- 
telten Bevölkerungsschichten  geblieben.  Wo  die  Bevölkerung,  sei  es  nun 
eine  städtische,  sei  es  eine  noch  conservativere  bäuerliche,  sich  in  günstigen 
Einkommens-  und  Vermögensverliältnissen  befindet,  dort  vermag  sich  wohl 
in  der  Regel  ein  gesunder  Stamm  von  Handwerkern  zu  erhalten.  Wo  ein 
solcher  Mittelstand  fehlt,  und  die  Classe  der  Unbemittelten  zu  sehr  über- 
wiegt, wird  auch  das  Handwerk  innerer  Kraft  entbehren.  Allerdings,  wo 
das  gewerbliche  Arbeitssystem  des  Handwerks,  sozusagen  schon  historisch 
mit  dem  Boden  verbunden  ist,  auf  dem  eine  Bevölkerung  ansässig  ist,  dort 
wird  es  freilich  auch  unter  relativ  ungünstigeren  Wohlstandsverhältnissen 
dieser  Bevölkerung  gegenüber  dem  Anstürme  der  neuen  Betriebsformen 
Stand  halten  und  umgekehrt  wo,  wie  Seh  moller  sagt,  eine  gewerbliche 
EntAvicklung  erst  mit  der  Zeit  der  Dampfmaschine  und  Eisenbahnen  eintrat, 
dort  wird  auch  eine  in  dieser  Hinsicht  verhältnismässig  vortheilhafte  Bevöl- 
kerungsschichtung vielleicht  auf  die  Lage  eines  sich  erst  ansetzenden,  jungen 
Handwerks  bezüglich  der  Betriebsform  ohne  Einfluss  bleiben.  Dieser  ent- 
wicklungsgeschichtliche Sachverhalt,  ferner  ein  mehr  oder  minder  ausgeprägter 


^)  Schmoller,  „Zur  Geschiclite  der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrhundert", 
S.  309  ff. 

^)  Ich  möchte  glauben,  dass  aus  der  Zahl  der  Handwerksbetriebe,  u.  zw.  gerade 
auch  aus  der  Procentzahl  der  Handwerker  gegenüber  der  Bevölkerungsziffer  überhaupt, 
ein  Schluss  auf  die  wirtschaftliche  Lage  des  Handwerkes  nicht  verlässlich  sein  kann. 

3}  Schmoller  a.  eben  angef.  0.  S.  317. 
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Conservativismus  der  Bevölkerung,  sowie  überhaupt  die  besondere  Gestaltung 
aller  jener  Umstände,  die  den  Charakter  eines  Volkes  bilden,  wie  „Art  des 
Familienlebens,  Vertheilungdes  Grundbesitzes,  Art  der  menschlichen  Wohnung" 
(S  c  h  m  0 1 1  e  r)  u.  s.  f.  werden  stets  die  Allgemeingiltigkeit  einer  etwa  auf- 
gestellten Kegel  ausschliessen,  und  es  wird  sich  aus  diesen  Gründen  ein 
sicherer  Nachweis  für  den  besprochenen  Zusammenhang  wohl  überhaupt 
schon  nicht  erbringen  lassen. 

Trotzdem  möchte  ich  aber  glauben,  dass  dieser  Zusammenhang  ziemlich 
allgemein  zu  beobachten  ist,  und  es  scheint  mir  ausser  Frage  zu  stehen, 
dass  die  mehrerwähnten  Handwerksmonographien  des  Vereines  für  Social- 
politik  genügend  Anhaltspunkte  für  das  thatsächliche  Bestehen  eines  solchen 
Abhängigkeitsverhältnisses  bieten.  Es  ist  doch  wohl  nicht  ganz  ohne  Bedeu- 
tung, dass  beispielsweise  die  selbständigen  Meister  des  Schneidergewerbes 
in  Erlangen')  in  einer  weit  besseren  wirtschaftlichen  Lage  sind,  als  die 
handwerksmässig  arbeitenden  Kleidermacher  in  Breslau, ''^)  wenn  man  gleich- 
zeitig in  Erwägung  zieht,  dass  dort  (Erlangen)  trotz  des  Vorhandenseins 
einer  nicht  geringen  Zahl  von  Industriearbeitern  doch  die  Universität  mit 
allen  ihren  Gliedern  der  Stadt  den  eigentlichen  Charakter  aufprägt  und 
ihrer  Bevölkerung  einen  starken  Kreis  wohlhabender  Consumenten  des  Mittel- 
standes schaift,  während  hier  (Breslau)  die  Stadt  geradezu  als  Typus  einer 
Industriestadt  anzusehen  ist,  in  der  das  Proletariat  der  Arbeiterbevölkerung 
überwiegt,  wo  es  zwar  auch  einen  Mittelstand  gibt,  aber  einen  solchen,  der 
im  Grunde  infolge  besonderer  Verhältnisse  gleichfalls  dem  Proletariat 
gar  nahe  steht. ^)  Noch  allgemeiner  und  schärfer  tritt  der  Gegensatz  in  der 
Lage  des  Handwerks  hervor  bei  einem  Vergleiche  zwischen  den  Gegenden 
mit  wohlhabender  landwirtschaftlicher  Bevölkerung  und  solchen  mit  über- 
wiegender Aermlichkeit  der  Landbewohner.  In  wie  scharfem  Gegen satze  steht 
doch  die  Lage  des  Handwerkers  in  dem  von  einem  kräftigen,  gut  gestellten 
Bauernstand  bewohnten  Süddeutschland  (insbesondere  Baden)  zu  jener  des 
Kleingewerbes  in  den  kleinen  Städten  des  ostelbischen  Deutschland,  wo  die 
durch  Latifundien  Wirtschaft  herangezogenen  landwirtschaftlichen  Taglöhner 
überwiegend  den  Menschenkreis  bilden,  dessen  Bedürfnisse  die  Grundlage 
des  Bestandes  des  Handwerks  sein  sollen.  Aehnliche  Gegensätze  lassen  sich 
in  grosser  Zahl  nachweisen,  ganz  besonders  freilich  aus  naheliegenden  Gründen 
nur  bei  Gewerben,  die  Gegenstände  des  individuellen  Bedarfes  im  eigentlichsten 
Sinne    erzeugen,    bei   den  Bekleidungsgewerben. '^)    Die    entsprechend   hohe 


1)  Neuburg,  „Die  Lage  einiger  Kleingewerbe  in  Erlangen",  Schriften  des  Ver- 
eines für  Socialpolitik,  Band  LXIV,  S.  395  ff. 

2)  Winter,  „Das  Schneiderge werbe  in  Breshu",  ebenda  Band  LXVIII.  S.  1  ff. 
passim. 

3)  Ebenda  S.  29. 

*)  Gerade  in  Untersuchungen  über  das  Kleidermachergewerbe  finden  sich  wieder- 
holt eingehendere  Ausführungen,  die  die  Abhängigkeit  des  Gedeihens  der  Handwerks- 
betriebe von  dein  Vorhandensein  einer  bestimmten  Kategorie  von  Kunden  darthun.  Vgl. 
die  eingehende  Darstellung  Gottschewskis,  „Die  Schneiderei  in  Löbau,  Westpreussen", 
Band  LXV,  insbesondere  S.  178  ff.  Pierstorff,  „Drei  Jenaer  Handwerke"^  auch  bezüglich 
der  Schuhmacherei,  Band  LXX,  S.  1  ff. 
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Leistungsfähigkeit  der  betreffenden  Gruppe  von  Handwerkern,  die  für  die 
wohlhabenden  Consumentenkreise  arbeiten,  ist  allerdings  eine  Voraussetzung 
für  die  Nachweisbarkeit  dieses  Zusammenhanges  an  einem  bestimmten  Orte, 
da  im  anderen  Falle  die  Befriedigung  des  Bedarfes  der  besser  bemittelten 
Consumenten  ausserhalb  des  Wohnsitzes,  und  zwar  in  gleicher  Weise  durch 
Handwerksarbeit  gesucht  wird,  ein  Verhältnis,  das  gleichfalls  häufig  genug 
festgestellt  wurde. ^) 

Diese  Thatsache  nun,  dass  der  Bedarf  eines  allerdings  dann  in  der 
Kegel  nur  schwachen  Consumentenkreises  mit  höheren  Ansprüchen  nicht 
zu  einer  dem  Bedarfe  entsprechenden  Ausgestaltung  der  gewerblichen  Verhält- 
nisse, also  im  gegebenen  Falle  zur  Ansiedlung  höher  qualificierter,  leistungs- 
fähigerer Handwerker  führt,  würde  an  und  für  sich  ein  Argument  gegen 
die  Behauptung  der  Einflussnahme  des  Bedarfes  auf  den  Bestand  gewerb- 
licher Betriebsformen  sein  können.  Allein  zum  Theile  machen  sich  da  die 
Wirkungen  der  ungeheuren  Erleichterungen  in  den  Verkehrsverhältni^sen 
geltend,  die  die  Bedarfsbefriedigung  von  den  localen  Productionsfactoren 
unabhängig  stellen,  zum  Theil  wirken  da  Umstände  mit,  die  auf  eine  Bedarfs- 
verschiebung in  einer  bisher  nicht  erwähnten  Richtung  zurückzuführen  sind 
und   denen   um  dessentwillen   eine  ganz  grosse  Bedeutung  beizumessen  ist. 

Wie  schon  des  öfteren  betont  wurde,  darf  es  nicht  unbeachtet  bleiben, 
dass  Bedarf  und  Bedarfsbefriedigung  in  beständiger  Wechselwirkung  sich 
gegenseitig  verursachen,  dass  namentlich  der  auf  Erwerb  ausgehende  Unter- 
nehmungsgeist vielfach  neue  Bedürfnisse  schafft.  Sowie  es  diesem thatsächlich 
gelingt,  nach  allen  erdenkbaren  Seiten  völlig  neuen  Bedarf  zu  wecken,  so 
Jiat  er  es  aber  auch  verstanden,  den  Consumenten  geradezu  in  dem  Sinne 
zu  erziehen,  dass  er  die  Deckung  des  Bedarfes  vorwiegend  in 
ganz  anderer  Form  sucht  als  bisher.  Nicht  der  Umfang  und  die  quali- 
tative Gestaltung  der  Bedürfnisse  allein  haben  eine  Veränderung  erfahren, 
sondern  auch,  und  zwar  gewiss  in  verhältnismässig  mindestens  gleich  hohem 
Grade,  die  Form,  in  der  der  Bedarf  Befriedigung  sucht.  Nicht  die  Massen- 
erzeugung allein  ist  nothwendig  geworden,  es  musste  auch  die  Art  und  Weise, 
wie  der  Consument  mit  seinen  Bedarfsgegenständen  versehen  werden  kann, 
eine  andere  werden.  Nach  dieser  Seite  hin  steht  das  moderne  gewerbliche 
Leben  mehr  als  je  unter  dem  Zeichen  des  D  etail handeis,  des  immer 
allgemeiner  durchdringenden  Zwischengliedes  zwischen  Producent  und  Con- 
sument. Warenlager,  Magazin,  Confection  sind  die  Schlagworte,  auf  die  das 
Publicum  immer  mehr  geaicht  wird. 

Es  wäre  übrigens  irrig,  wenn  man  annähme,  dass  es  wirklich  durch- 
weg in  früheren  Jahrhunderten  nicht  vorhandene  Formen  sind,  die  heute 
hinsichtlich  der  Bedarfsdeckung  im  Verkehr  zwischen  Producenten  und  Con- 
sumenten in  den  Vordergrund  treten,  nicht  minder  irrig,    zu  glauben,  dass 


')  Vgl.  insbesondere  Hof  mann,  „Die  Handwerksbetriebe  des  Dorfes  Gahlenz,  die 
Schneiderei",  Band  LXVI,  S.  48,  Pierstorff  a.  a.  0.  S.  5  (Jenaer  Schneiderei),  Kriele, 
„Zur  Lage  des  ländlichen  Handwerkes  in  Niederschlesien"  (Schuhmacherei),  Band  LXX, 
S.  499. 
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nur  dem  Einflüsse  des  Unternehmungsgeistes  nur  seinem  Interesse  die  Um- 
gestaltung der  Befriedigungsform  zuzuschreiben  sei.  Bestanden  hat  ja  doch 
der  Detailhandel,  dieser  Feind  der  productiven  kleingewerblichen  Arbeit  schon 
in  der  frühesten  Zeit  ihres  Selbständigwerdens,  und  zwar  sowohl  mit  Massen- 
artikeln wie  mit  Artikeln  individuellen  Bedarfes,  mit  Erzeugnissen  der  Beklei- 
dungsgewerbe. Wurde  doch  schon  der  alte  Markt-  und  Messhandel  als  Be- 
dürfnis empfunden,  ein  Bedürfnis,  dem  freilich  das  Handwerk  zumeist  zu  dienen 
pflegte^)  und  zur  Genüge  zu  entsprechen  vermochte.^)  Die  neue  Bedarfs- 
entwicklung hat  dem  Wesen  nach  nur  eine  Verallgemeinerung  dieser  Form 
der  Bedarfsbefriedigung  mit  sich  gebracht.  Zu  solcher  die  productive  Arbeit 
schädigenden  Entartung,  wie  sie  heute  allenthalben  zu  beobachten  ist,  hat 
freilich  erst  der  Accumulationstrieb  des  Capitales  geführt.  Schon  1869  weist 
S  ch  m  oll  er,^^)  der  in  dem  Magazinsystem  an  und  für  sich  eine  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit  erblickt,  auf  die  bedenklichen  Begleiterscheinungen  hin, 
die  das  Durchgreifen  des  Zwischenhandels  des  Magazin-  und  Confections- 
wesens  nach  sich  ziehen,  seither  haben  diese  Misstände  bekanntlich  noch 
eine  ganz  ungeheure  Steigerung  erfahren. 

Es  kann  hier  nicht  weiter  Aufgabe  sein,  zu  untersuchen,  in  wie  weit 
der  Handel  als  solcher  sich  als  nützlich,  in  wie  weit  als  schädlich  erweist, 
wie  weit  er  berechtigt,  wie  weit  er  nicht  berechtigt  ist.  Mag  man  in  ihm 
immerhin  den  Parasiten  erblicken,  der  sich  vorwiegend  von  der  Arbeit  des 
Producenten  wie  von  dem  oft  schwer  verdienten  Einkommen  des  Consumenten 
nährt,  das  wird  doch  wohl  niemand  ernstlich  bestreiten  können,  dass  der 
Handel,  auch  im  Kleinen  betrieben,  positive  Arbeit  leistet.  Seine  Leistungen 
sind  im  Grunde  ja  doch  auch  nur  Functionen,  die  im  Wege  der  Arbeits- 
theilung  von  den  Gesammtaufgaben  der  gewerblichen  Productionselemente 
losgelöst  wurden.  Schon  aus  dem  Grunde  kann  es  daher  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  die  Arbeit  des  Handels  in  ihren  Anfängen  auf  einem  Gebote 


')  Vgl.  Geissenberger  a.  a.  0.  S.  176  f.  über  das  Recht  der  Leipziger  Schuh- 
macher zum  „Handelskram"  und  die  Concurrenz  mit  den  Kramern  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert; analog  über  das  Recht  der  Schneider  in  Breslau,  mit  neuen  Kleidern  zu  handeln, 
mit  dem  älteren  Verbot  (1361),  dass  „kein  verkoufer  soll  neue  gewand  schneiden  zu 
Kleidern,  diese  einige  Tage  tragen  und  dann  auf  dem« Markte  feil  haben",  vgl.  Winter 
a.  a.  0.  S.  5 ;  im  Gegensatze  hiezu  beispielsweise  die  Bestimmung,  wodurch  der  Ulmer 
Rath  1398  den  Schuhmachern  untersagt,  mehr  als  4  Paar  Schuhe  in  ihrer  Werkstätte 
zum  Verkaufe  auszustellen,  da  der  Handel  mit  ausserhalb.  Ulms  oder  in  Ulm  von  Stück- 
meistern im  Hausgewerbe  erzeugten  Schuhen  nicht  den  Schuhmachern,  sondern  den 
krämerzünftigen  Eiemenschneidern  zustand.  Nur  am  Samstag-Wochenmarkte  verkauften 
Krämer  und  Schuhmacher  nebeneinander  Schuhwerk.  Nübling,  „Das  Schustergewerbe 
in  Württemberg",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXIV,  S.  253. 

2)  Die  Massenproduction  auf  Vorrath  als  solche  ist  dem  Wesen  des  Handwerkes 
ja  keineswegs  immer  fremd  gewesen.  Man  braucht  dabei  gar  nicht  etwa  bloss  an  die 
Nagelschnüede,  die  Nadler,  die  Seiler  u.  a.  m.  zu  denken,  bei  denen  die  Massenerzeugung 
durch  das  Wesen  der  Arbeit  gegeben  war,  ist  es  doch  schon  frühzeitig  (15.  Jahrhundert) 
im  Schuhmachergewerbe,  in  dessen  Natur  die  Maassbestellung  liegt,  zur  Massen-  und 
Vorrathserzeugung  gekommen.  Vgl.  Geissenberger  a.  a.  0.  S.  176  f. 

3)  Schmoller,  „Zur  Geschichte  des  deutschen  Kleingewerbe",  S.  232. 


Die  Bedeutung  des  Bedarfes  für  die  Entwicklung  etc.  61 

der  Nothwendigkeit  fusste,  einem  Bedürfnisse  entspracli,  so  weit  eben  Arbeits- 
theilung,  wie  ich  zu  zeigen  versucht  habe,  stets  in  grösserem  oder  geringerem 
Maasse  auf  das  Vorhandensein  eines  Bedürfnisses  zurückzuführen  ist. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  des  Handels  ist  im  weiteren  Verlaufe 
nur  eine  Folge  der  zunehmenden  Aufgaben,  die  einerseits  aus  der  Ausge- 
staltung der  menschlichen  Bedürfnisse,  anderseits  aus  den  erhöhten  Leistungen 
der  productiven  Arbeit  selbst  hinsichtlich  der  Vertheilung  der  Erzeugnisse 
menschlichen  Fieisses,  hinsichtlich  des  Güteraustausches  sich  ergeben.  In  dem 
Maasse  als  die  Theilung  der  productiven  Arbeit,  namentlich  in  ihren  gesellschaft- 
lichen Formen,  der  Productionstheilung  und  der  Specialisation,  fortschreitet,  in 
demselben  Ausmaasse  wächst  ja  der  Tauschverkehr  und  mit  ihm  wachsen 
die  Aufgaben  der  nicht  direct  productiven,  der  vertheilenden  Elemente  der 
arbeitenden  Bevölkerung.  Die  Aufgabe,  dem  Bedürfnisse  nach  Concentration, 
das  infolge  dieser  Fortbildung  der  Theilung  productiver  Arbeit  immer  drin- 
gender wird,  zu  entsprechen,  wird  zum  Theil  allerdings  schon  durch  die 
neue  Gestaltung  der  gewerblichen  Betriebssysteme  gelöst,  zum  Theil,  und  zwar 
vielleicht  zum  grösseren  Theile  durch  die  Functionen  des  Handels  übernommen. 

Es  ist  eine  Schattenseite  der  neueren  Betriebssysteme,  dass  auch  der 
durch  sie  erzielte  wirtschaftliche  Vortheil  der  Verbilligung  der  Production, 
soweit  er  der  Allgemeinheit  zu  Gute  kommen  könnte,  nur  zum  Theil  vom 
Consumenten  genossen  wird,  gerade  weil  die  gewerblichen  Betriebsformen 
des  Grossbetriebes  so  vielfach  der  vermittelnden  Hand  des  Handels  bedürfen. 
Man  kann  wohl  sagen,  dass  die  unmittelbare  Fühlung  zwischen 
Producenten  und  Consumenten  im  Allgemeinen  nicht  aufgehört 
hat,  in  einem  gewissen  Grade  als  Bedürfnis  empfunden  zu  werden, 
denn  es  liegt  ihr  das  naturgemässe  Bestreben  des  Consumenten  zu  Grunde, 
auf  den  Productionsvorgang  seinem  individuellen  Bedarf  entsprechend  Einfluss 
zu  nehmen.  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  daraus  für  die  Grossindustrie  er- 
geben, werden  durch  ein  Entgegenkommen  von  zwei  Seiten  abgeschwächt. 
Die  unmittelbare  Fühlungnahme  zwischen  dem  einzelnen  Consumenten 
und  dem  Erzeuger  wird  nämlich  in  einer  Hinsicht  ersetzt  durch  die  nicht 
zu  leugnende  Vielseitigkeit  der  Massenproduction  im  Fabriks-  und  im  Ver- 
lagsbetriebe, vor  allem  aber  auch  durch  die  noch  weit  vielseitigere  und  reich- 
haltigere Auswahl,  die  das  Handelsgeschäft  dem  Publicum  bietet;  anderseits 
aber  ist  das  Bedürfnis  nach  dieser  unmittelbaren  Fühlungnahme  entschieden 
in  Abschwächung  begriffen.  Es  ist  also  auch  hier  eine  Bedarfsverschiebung 
feststellbar  und  zwar  eine  Bedarfsabnahme,  die  der  Umgestaltung  der 
Betriebsform  förderlich  ist,  da  sie  die  zunehmende  Entbehrlichkeit  der  Kunden- 
production  in  sich  schliesst. 

Andere  Factoren  treten  positiv  einwirkend  auf.  Ihr  Einfluss  kann,  es 
soll  dies  nicht  verhehlt  werden,  keineswegs  schlechthin  gerechtfertigt  werden. 
Ich  denke  da  vor  allem  an  die  Zunahme  der  Concentrierung  der 
Bedarfsbefriedigung  auf  bestimmte  verhältnismässig 
engbegrenzte  Zeiträume  des  Jahres.  Die  Saisonarbeit  wird 
immer  allgemeiner  und  intensiver  im  Handwerk  empfunden.    Auch  hier  sind 
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es  wieder  ganz  besonders  die  wichtigen  Bekleidungsgewerbe,  bei  denen  sich 
die  üebung  der  Consumenten,  zu  bestimmten  Jahresterminen  ihre  Anschaf- 
fungen zu  machen,  mehr  und  mehr  einnistet.  Der  Winterbedarf  wird  im 
October  und  November,  die  Sommerkleidung  zwischen  Ostern  und  Pfingsten 
und  eventuell  speciell  für  das  Frühjahr  bestimmte  Gewandstücke  werden 
in  der  Zeit  unmittelbar  vor  Ostern  besorgt.  Die  wachsende  Diiferenzierung 
in  dem  Charakter  der  Gewandung,  den  Jahreszeiten  entsprechend,  auch  ein 
Eesultat  der  Steigerung  der  Bedürfnisse,  die  gesteigerte  Specialisierung  der 
Erzeugnisse  für  bestimmte  Zwecke  überhaupt,  bringt  es  mit  sich,  dass  eine 
Anhäufung  von  Bestellungen  und  damit  von  Arbeit  auf  kurze  Zeiträume 
platzgreift,  durch  die  das  gleichmässige  Fortlaufen  der  Arbeit  wie  des  Ver- 
dienstes —  einer  der  Grundpfeiler  der  Selbständigkeit  des  städtischen  Handwerks 
—  zur  Unmöglichkeit  wird. 

Die  todten  Zeiten  mit  ihren  Begleiterscheinungen  im  capitalschwachen 
Betriebe,  dem  Hunger,  dem  Wege  zum  Versatzamt,  der  Delogierung  u.  s.  f., 
die  den  Anfang  der  wirtschaftlichen  Misöre  bedeuten,  auf  der  einen  Seite, 
auf  der  anderen  Seite,  trotz  ungeheuer  gesteigerter  Arbeitsthätigkeit  und  Hast 
zur  Zeit  der  Saison  die  Unmöglichkeit,  den  übernommenen  Aufträgen  nachzu- 
kommen, das  sind  die  Umstände,  die  zur  Vorrath arbeit,  zum  Magazinsystem, 
zur  Zurückdrängung  der  Maassarbeit,  zur  Confection,  zur  Massenerzeugung, 
sei  es  im  Wege  fabrikmässiger,  sei  es  verlagsmässiger  Production  führen. 
Wenigstens  dem  einen  Misstande  wird  dadurch  abgeholfen:  die  Befriedigung 
des  Bedarfes  wird  gesichert,  freilich  auf  Kosten  des  Bedürfnisses  (oder 
wenigstens  des  Wunsches)  nach  Durchführung  der  Arbeit  entsprechend  der  Be- 
stellung und  nach  Maass.  Ausschliesslich  das  Bedürfnis  und  die  Bequemlich- 
keit des  Consumenten  sind  es,  die  hier  thatsächlich  ausschlaggebend  auftreten. 
Ist  die  Sachlage  soweit,  dann  ordnet  sich  das  Bedürfnis  nach  einer  bestimmten 
Form  der  Bedarfsdeckung  dem  Bedürfnisse  nach  dieser  selbst  unter. 
Dem  anderen  Uebelstande,  den  der  Charakter  des  Saisongewerbes  für  den  hand- 
werksmässigen  Betrieb  nach  sich  zieht,  die  Herbeiführung  periodenweiser 
Arbeits-  und  Erwerbslosigkeit  wird  nicht  in  demselben  Maasse,  vielfach  gar 
nicht  abgeholfen,  denn  der  Verlagsarbeiter  ist  vor  den  üebeln  der  todten  Zeit 
keineswegs  gesichert. 

Nicht  zu  unterschätzende  Unterstützung  erfährt  die  Unternehmungs- 
form des  Magazinsystemes  und  der  Confection,  durch  die  die  Fabrik  und  der 
Verlagsbetrieb  ihren  Absatz  suchen,  von  Seite  eines  Elementes  auf  Seite  des 
Consumenten :  durch  den  Mangel  an  Wirtschaftlichkeit  in  den  minderbemittelten 
Kreisen.  Der  auf  ein  bestimmtes,  aber  kleines  Einkommen  angewiesene  Con- 
sument,  noch  mehr  aber  der  Arbeiter,  oder  auch  ein  anderweitig  Angestellter, 
der  nicht  mit  regelmässigen  Einkünften  rechnen  kann,  sie  alle  sind  nicht  in 
der  Lage,  sich  auf  Anschaffungen  oder  Bestellungen  einzulassen,  die  ihnen 
grössere  Lasten  auferlegen,  weil  sie  mehr  als  die  bemittelten  Consumenten  zu 
Barzahlung  gezwungen  sind.  Erfordert  dieser  Umstand  einerseits  im  Zusammen- 
hange mit  der  wirtschaftlichen  Gesammtlage  des  einzelnen,  wie  schon  aus- 
geführt wurde,  den  möglichst  billigen  Einkauf,  und  zwar  völlig  bewusst  auf 
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Kosten  der  Güte  der  Ware,  so  entwickelt  sich  anderseits  daraus  die  Folge, 
dass  der  Kauf  immer  nur  dann  erfolgt,  wenn  über  Geld  verfügt  wird.  ITas 
vorbedachte  Zurücklegen  von  Theilen  des  Einkommens  für  die  in  absehbarer 
Zeit  nothwendig  werdenden  Aufwendungen,  wodurch  der  Bareinkauf  besserer 
Ware  ermöglicht  würde,  ist  ja  bedauerlicherweise,  wie  man  aus  den  in  Betracht 
kommenden  Kreisen  oft  genug  hören  kann,  immer  seltener  zu  finden. 

So  kommt  es  denn,  dass  die  grosse  Menge  dem  Magazinsladen,  dem 
grossartigeren  Nachfolger  der  alten  Markt-  und  Messbude,  zuströmt. 

Gebietet  hier  mehr  oder  minder  die  Noth  und  wohl  auch  der  Mangel  an 
Fähigkeit  zu  ordentlicher  Wirtschaft,  so  ist  es  in  anderen,  in  den  bemittelten 
Kreisen  ein  anderes  Eleraeot,  das  für  die  Form  der  Bedarfsbefriedigung  von 
Bedeutung  geworden  ist.  In  den  Kreisen  vermögender  Kunden  hat  die  Macht 
der  Mode  die  Saisonarbeit  ungemein  gefördert.  Sehr  richtig  weist  Gott- 
schewski  darauf  hin,  dass  der  kleinbürgerliche  Sinn,  der  in  früherer  Zeit 
dem  Nachahmen  fremder  Moden  ungünstig  war,  heute  gebrochen  ist.^)  Auf 
der  einen  Seite  das  unablässige  Bestreben,  Neues  zu  besitzen  und  durch  Ein- 
fälle, die  ja  wohl  stets  am  wenigsten  einem  praktischen  Bedürfnisse,  viel- 
mehr einer  Laune  entsprungen  sind,  aufzufallen,  auf  der  anderen  Seite  die 
wachsende  Kraft  des  Nachahmungstriebes  sind  häufig  genug  die  Ursachen 
der  Vergiösserung  einiger  weniger  Unternehmungen,  die  solcher  Bedarfs- 
richtung im  weitesten  Maasse  zu  genügen  verstehen,  auf  Kosten  der  übrigen 
am  selben  Orte  und  sie  sind  vielfach  auch  geradezu  die  Grundlagen  der 
interlocalen  Ausdehnung  des  Geschäftskreises  capitalkräftiger  Unternehmungen 
in  den  Grosstädten,  welche  die  Handwerksbetriebe  anderer  Orte  und  Gegen- 
den ihres  natürlichen  Kundenkreises  berauben,  ein  Vorgang,  den  der  sorg- 
fältige Beobachter  alltäglich  festzustellen  Gelegenheit  hat.  Die  Unfähigkeit 
der  Handwerksmeister  in  den  Gegenden,  die  der  Pulsschlag  des  regen  Ver- 
kehres unmittelbar  nicht  mehr  erreicht,  „dem  Wechsel  der  Mode  auf  dem 
Fusse  zu  folgen",  ist  schliesslich  auch  ein  Mangel,  durch  den  die  Forderungen 
des  Bedarfes  einer  Classe  von  Consumenten  unberücksichtigt  bleiben,  und 
es  ist  durch  ihn  die  Sachlage  geschaffen,  die  den  Consumenten  veranlasst, 
entweder  den  entfernteren  leistungsfähigeren  Producenten  aufzusuchen  oder 
sich  von  dessen  Bediensteten  (Agenten)  aufsuchen  zu  lassen. 

Zu  erwähnen  ist  ferner  wohl  auch,  dass  die  Mode,  die  den  raschen 
Wechsel  in  der  Erscheinung  fördert  und  damit  den  Wert  des  kurz  Währenden 
erhöht,  immer  mehr  das  Verlangen  nach  Solidität  der  Arbeit  zurückdrängt,  ja 
zurückdrängen  muss,  weil  die  Mode  Geldopfer  fordert,  die  auf  einer  anderen 
Seite  hereingebracht  werden  müssen. 

Es  liegt  wohl  die  Frage  nahe,  wie  weit  der  Einflussnahme  der  Mode 
auf  die  Gestaltung  des  Bedarfes  sittliche  Berechtigung  zuzuerkennen  ist,  wo 
im  Gebiete  der  Mode  die  Grenze  zu  ziehen  ist,  zwischen  dem  Förderlichen 


')  Gottschewski,  „Die  Schneiderei  in  Löbau,  Westpreussen",  Schriften  des  Ver- 
reines für  Socialpoli-tik,  Band  LXV,  S.  201.  Ueber  die  geringe  Bedeutung  des  Wechsels 
in  der  Mode  im  Mittelalter,  vgl.  Schmoller,  „Die  Strassburger  Tucher-  und  Weber- 
zunft", S.  372. 
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einerseits  und  dem  Nutzlosen  und  Ueberflüssigen  anderseits.  ZAveifellos  gibt  es 
Mbderichtungen,  denen  nicbt  nur  die  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden 
kann,  sondern  die  geradezu  veredelnd  und  darum  fördernd  wirken.  Der  Entwick- 
lungsgang der  Mode,  in  grossen  Zügen  betrachtet,  ist  selbst  ein  gutes  Stück 
cultureller  Fortschritt.  Es  kann  hier  nicht  näher  darauf  eingegangen  werden. 
Trotzdem  glaube  ich  sagen  zu  können,  dass  schon  aus  diesen  Gründen  dem 
der  Mode  entspringenden  Bedarf  —  und  die  Forderungen  der  Mode  w^erden 
als  Bedarf  empfunden  —  das  Recht  auf  Befriedigung  nicht  schlechthin 
abgesprochen  werden  kann.  Die  Fähigkeit  der  Arbeitsorganisation  der 
menschlichen  Gesellschaft,  vorhandenem  Bedarf  zu  entsprechen,  kann  an 
und  für  sich  auch  wirtschaftlich  nur  als  ein  Vorzug  angesehen  Averden, 
soweit  die  relative  Bedarfssteigerung  überhaupt  wirtschaftlich  als  Vortheil 
gelten  kann. 

Gleichfalls  die  Form  der  Bedarfsbefriedigung  berührt  eine  Erscheinung, 
die  namentlich  im  Baugewerbe  typisch  geworden  ist:  die  Zuhilfenahme  des 
Zwischenunternehmerthums.  Es  ist  eine  Art  des  Verlagssystemes,  das  sich 
auch  hier  ausgebildet  hat,  das  einzelnen  Handwerken  mitunter  schädlich 
geworden  ist.  das  aber  doch  noch  in  höherem  Maasse  als  beim  eigentlichen 
Verlagssysteme  dem  einzelnen  verlegten  Producenten  die  Unabhängigkeit 
bewahrt  gelassen  hat.  Verleger  in  diesem  Sinne  ist  der  Zwischenunternehmer, 
der  das  Vermittlungsglied  zwischen  dem  Bauherrn  und  den  eigentlich  prodii- 
cierenden  Handwerksmeistern  bildet.  Auch  seine  Thätigkeit,  die  ihrem  Wesen 
nach  auf  der  einen  Seite  für  den  Handwerksmeister  Arbeitsvermittlung,  auf 
der  anderen  Seite  dem  Bauherrn  gegenüber  Geschäftsführung  ist,  wird  in 
steigendem  Maasse  als  Bedürfnis  empfunden,^)  ein  neuerlicher  Beweis  dafür, 
dass  die  Fortbildung  der  Arbeitstheilung,  die,  vom  Unternehmungsgeist  und 
wohl  auch  von  Capitalkraft  getragen,  zur  Entstehung  moderner,  neuer  Betriebs- 
formen führt,  im  Bedarfe  wurzelt. 

Ich  kann  nicht  umhin,  schliesslich  hier  (allerdings  nicht  im  Zusammen- 
hange mit  den  unmittelbar  vorstehenden  Ausführungen)  in  aller  Kürze  noch 
auf  ein  Moment  hinzuweisen,  das  namentlich  bei  den  Approvisionierungs- 
gewerben  für  die  vergleichende  Beurtheilung  der  Betriebssysteme  von  nicht 
zu  unterschätzender  Bedeutung  ist.  Die  Beachtung  gewisser  durch 
die  Hygiene  gewonnenen  Erkenntnisse  und  von  ihr  erhö- 
be n  e  n  F  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n,  die  ich  hier  im  Auge  habe,  wird  immer  allgemeiner. 
Es  ist  zudem  zweifellos,  dass  die  Aufmerksamkeit  der  Consumenten  immer 
mehr  darauf  gelenkt  wird  —  gewiss  ein  Verdienst  der  socialdemokra- 
tischen  Agitation  —  und  es  steht  ausser  Frage,  dass  sich  die  Ansprüche 
in  dieser  Hinsicht  in  absehbarer  Zeit  in  merklicher  Weise  steigern  werden. 
Tritt  dann  aber  wirklich  auch  auf  diesem  Gebiete  eine  Steigerung  der 
Bedürfnisse  ein,  so  ist  es  wieder  das  gewerbliche  Betriebssystem  der  Fabrik, 


')  Ich  kann  hier  nur  auf  die  vortrefflichen  Ausführungen  Kreuzkams  in  seiner 
Untersuchung  über  das  Baugewerbe  mit  besonderer  Eiicksicht  auf  Leipzig  (Schriften  des 
Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXX,  insbesondere  S.  579  ff.)  hinweisen. 
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das  den  höheren  Aufgaben  in  vollkommenerer  Weise  zu  entsprechen  vermag 
als  das  Kleinhandwerk. ^) 

Mit  den  Ausführungen  dieses  Abschnittes  glaube  ich  für  die  Gegen- 
wart, wo  das  Erwerbsinteresse,  gefördert  durch  das  verhältnismässig  freie 
Wirken  des  Unternehmungsgeistes  und  des  Capitals,  das  Bewusstsein  des 
ursprünglichen  und  eigentlichen  Zweckes  aller  gewerblichen  Arbeit  völlig 
überwuchert  hat,  gezeigt  zu  haben,  dass  der  Bedarf,  d.  i.  im  weiteren  Sinne 
auch  der  Vortheil  des  Consumenten,  immer  noch  zur  Geltung  gelangt  gegen- 
über dem  Interesse  der  Producenten,  dass  aber  auch  aller  Grund  vorhanden 
ist,  diesem  Einflüsse  der  Bedarfsentwicklung  gerade  im  modernen  Staate 
nicht  durch  tief  einschneidende  Zwangsmaassregeln  hemmend  gegenüber  zu 
treten  —  um  der  Erhaltung  der  Vorherrschaft  eines  gewerblichen 
Betriebssystemes  willen,  deren  Fortdauer  durch  den  Bedarf  nicht  geboten 
erscheint. 

V.   Kleingewepbliche  Schutzpolitik   im    Lichte  den  Bedanfsfrage. 

Wenn  man  sich  die  Frage  vorlegt,  warum  ist  dieser  oder  jener  Gegen- 
stand der  Handwerksproduction  sozusagen  verloren  gegangen,  warum  wird 
derselbe  nur  im  Grossbetrieb  erzeugt,  so  wird  wohl  selten  die  Antwort  zu- 
treffen: weil  der  Bedarf  ein  zu  grosser  geworden  ist  und  weil  die  handwerks- 
mässige  Erzeugung  diesem  nicht  mehr  zu  folgen  vermochte.  Immer  ist  es 
ja  eine  Mehrheit  von  Factoren,  die  miteinander  zusammenwirkend  die  Um- 
gestaltung der  Erzeugung  mit  sich  gebracht  haben,  wobei  ja  auch  gewiss 
den  Errungenschaften  der  Technik,  die  der  Handwerksbetrieb  sich  nicht  zunutze 
machen  konnte,  ein  bedeutender  Einfluss  zuzuschreiben  ist.  Vor  allem  dürfen 
die  Wirkungen  des  reinen  Erwerbstriebes  nicht  unterschätzt  werden,  denn 
durch  diesen  wurde  ja  zweifellos  dem  Bedarfsmomente  immer  mehr  Spiel- 
raum, gewiss  auch  immer  mehr  Feld  zum  Wirksamwerden  vorweggenommen. 

Trotzdem  hat  aber  das  Bestreben,  einem  vorhandenen  Bedarfe  der 
Gesammtheit  in  einer  vollkommeneren  und  weniger  Kraftaufwand  in  Anspruch 
nehmenden  Weise  zu  entsprechen,  seine  Bedeutung  für  die  Ausgestaltung  des 
Productionsverfahrens  ebensowenig  eingebüsst  wie  für  die  Veränderung  der 
Form  der  Bedarfsdeckung  seitens  des  Publicums.  Die  letzten  Gründe,  die 
zur  Vergesellschaftung  der  Arbeit  führen  mussten,  die  zwingende  Kraft  der 


*j  Vgl.  hierüber  Max  Grub  er,  „Gross-  und  Kleinbetrieb  im  Lebensmittelverkehr 
vom  Standpunkte  der  Hygiene"  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung, 
V.  Band,  S.  604  ff.);  über  die  Ueberlegenheit  der  Grossbetriebe  gegenüber  den  Kleinbetrieben 
im  ßäckergewerbe  nach  der  hygienischen  Seite:  Grieshammer,  „Die  Bäckerei  und  Con- 
ditorei  in  Leipzig",  Band  LXIII,  S.  414,  Reinhardt,  „Das  Bäckergewerbe  in  Breslau", 
Band  LXVIII,  S.  115,  Lehwess,  „Das  Bäckergewerbe  in  Berlin",  ebenda  S.  145  ff.  und 
insbesondere  163  ff.  (in  den  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik);.  einigermaassen 
besser  steht  es  im  Fleischergewerbe,  wo  durch  Errichtung  communaler  Anstalten  dem 
Kleinbetrieb  der  Wettbewerb  wesentlich  erleichtert  ist,  soferne  hygienische  Forderungen 
den  Kleinbetrieb  eben  nur  verhältnismässig  belasten.  Vgl.  insbesondere  Kind,  „Das 
Fleischergewerbe  in  Leipzig",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXXVII 
S.   178. 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  VII.  Band,  1.  Heft.  c 
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BedürfnissteigeruDg  und  die  Einsicht  der  Zweckmässigkeit  haben  nicht  auf- 
gehört, auf  die  Gestaltung  jener  menschlichen  Thätigkeit  Einfluss  zu 
nehmen,  die  auf  die  Befriedigung  des  Bedarfes  an  Sachgütern  gerichtet  ist. 
Erkennt  man  aber  die  Einwirkung  des  Bedarfes  soweit  an,  dass  die 
Wandlungen  der  Betriebsformen,  das  Vordringen  der  einen  auf  Kosten  der 
anderen  auf  ihrer  verschiedenen,  beziehungsweise  ihrer  höheren  Fähigkeit 
beruht,  den  Anforderungen  des  Consums  in  besser  entsprechender  Weise 
zu  genügen,  so  muss  man  nothwendig  zu  Schlüssen  gelangen,  die  mit  den 
zünftlerischen  gewerbepolitischen  Ideen  und  Vorschlägen  im  Widerspruche 
stehen.  Die  Vertreter  jener  Forderungen,  die  vielfach  über  die  Einschrän- 
kung der  Verkehrsfreiheit  im  gewerblichen  Leben  zur  Blütezeit  des  Zunft- 
wesens hinausgehen  und  die  deshalb  schon  ganz  mit  Unrecht  als  reactionär 
bezeichnet  werden,  kennen  nur  das  Interesse  und  das  Wohlergehen  des 
Kleingewerbes  als  das  einzig  richtige  Ziel  aller  Gewerbepolitik. 

Die  Forderungen  der  Kleingewerbepartei  concentrieren  sich  bekanntlich 
vorzüglich  auf  zwei  Maassregeln.  Von  der  Einführung  des  Befähigungsnach- 
weises, dort  aber,  wo  er  eingeführt  ist,  von  seiner  Verschärfung  und  Ver- 
allgemeinerung und  von  der  Organisation,  beziehungsweise  dem  Ausbau  der 
Rechte  der  Zwangsinnung  erwartet  man  sich  das  Wiederaufblühen  des  Hand- 
werks, die  Wiedererlangung  seiner  Vorherrschaft  unter  den  gewerblichen 
Betriebsformen.  Es  ist  sehr  scharf  durchdacht,  wenn  dem  gegenüber  bemerkt 
wird,^)  dass  mindestens  vier  Verbotsnormen  aus  der  Zeit  des  besten  Gedeihens 
des  Zunftgedankens  im  Mittelalter  wieder  zur  Herrschaft  kommen  müssten, 
wenn  die  alten  Handwerkszustände  jener  Zeit  wieder  hergestellt  werden  sollen. 
Die  Verbote  sind  folgende: 

1.  Innerhalb  der  Bannmeile  darf 

a)  nur  der  zünftige  Handwerksmeister  die  als  Erzeugnisse  des  betref- 
fenden Handwerkes  geltenden  Waren  producieren  und 

b)  nur  der  zünftige  Meister  diese  Waren  verkaufen,  ausgenommen 
an  den  Markttagen,  w^o  auch  auswärtige  Producenten  zugelassen  werden. 

2.  Es  besteht  ein  kleiner  numerus  clausus  der  Meister  in  jedem^ 
Zunftgebiete. 

3.  Kein  Meister  darf  mehr  als  eine  bestimmte  Zahl  von  Hilfskräften 
beschäftigen. 

4.  Die  Erlangung  des  Meisterrechtes  hängt  von  der  Erbringung  des 
Befähigungsnachweises  ab:  zurückgelegte  Lehrzeit,  Gehilfenzeit  und 
Prüfungen. 

Dazu  müsste  gegenwärtig  aber  noch  5.  das  Verbot  der  Heimarbeit  treten. 

Die   gänzliche   Ausschliessung  jedes    anderen    gewerblichen   Betriebs- 

systemes,  die  in  diesen  Bestimmungen  enthalten  ist,  freilich  auch  wirklich 

nur  diese  vermöchte  allerdings  allgemein  den    ersehnten  Zustand   herbeizu- 


*)  Kanter  a.  a.  0.  führt  S.  70  in  diesem  Sinne  die  nachstehenden  Grundsätze  für 
das  Schuhmacherhandwerk  des  mittelalterlichen  Breslaus  an,  die  ich  oben  in  allgemeiner. 
Fassung  wiedergebe. 
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führen.^)  Solche  Normen  bedeuten  aber  nicht  nur  die  vollständige  ZurOck- 
drängung  des  Interesses  des  Consums,  sondern  geradezu  die  Negation 
der  eigentlichen  Aufgabe  der  gewerblichen  Prodiiction 
überhaupt,  nämlich  den  vorhandenen  Bedarf  mit  den  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln  auf  die  bestmögliche  Weise  zu  befriedigen.  Es  würde  selbstver- 
ständlich die  Rückkehr  zu  solchen  rechtlichen  Bedingungen  ein  Hinwegsetzen 
über  die  Thatsachen  des  Bedarfes  in  sich  schliessen,  denn  die  alten  des 
Wettbewerbes  entbehrenden  Monopolzustände  würden  unfehlbar  wieder  er- 
stehen und  den  Consumenten  in  Abhängigkeit  vom  Producenten  bringen, 
ein  Verhältnis;  das  den  Gründen,  die  zur  Ausbildung  selbständiger  gewerb- 
licher Arbeit  geführt  haben,  Hohn  spricht. 

Wohl  einigermaassen  anders  liegt  die  Sache,  wenn  es  sich  nur  um 
minder  weitgehende  Reformideen  handelt,  wie  sie  etwa  in  der  österrei- 
chischen Gewerbegesetzgebung  (seit  1883)  Verwirklichung  gefunden  haben. 
Wie  wenig  freilich  der  Zwang  des  Befähigungsnachweises  und  die  Organi- 
sation der  Zwangsgenossenschaft  ohne  jenes  Beiwerk  von  Bestimmungen, 
die  die  Kraft  des  Handwerks  zur  Zeit  seiner  Vorherrschaft  gefördert  haben 
(wie  eben  die  oben  angeführten  Verbotsnormen),  fruchten,  dafür  bilden  die 
Zustände  in  Oesterreich  gerade  den  trefflichsten  Thatsachenbeweis.  Die 
Handwerksuntersuchungen  des  Vereines  für  Socialpolitik  haben  den  Nach- 
weis erbracht,  dass  die  durch  den  Befähigungsnachweis  und  den  Genossen - 
Schaftsapparat  geschützten  und  gestützten  handwerksmässigen  Gewerbe  in 
Oesterreich  im  Allgemeinen  keine  günstigeren  Verhältnisse  aufweisen  als 
dieselben  Gewerbe  im  Deutschen  Reiche,  wo  sie  solcher  Schutzbestimmungen 
entbehren.  Hier  wie  dort  hat  die  zersetzende  Kraft  des  Capitals  Hand  in  Hand 
mit  dem  ünternehmungsgeiste  durch  besondere  Productions-  und  Absatz- 
formen die  Wege  gefunden,  die  zu  besseren  Erfolgen  für  den  Unternehmer 
führen  und  auf  denen  dem  Bedarf  in  vollkommenerer  Weise  Befriedigung 
geschaffen  werden  kann. 

Wenn  nun  schon  in  Oesterreich  keine  positiven  Erfolge,  keine  Hebung 
des  Handwerks  erzielt  wurde,  so  fragt  man  sich  unwillliürlich:  was  wurde 
durch  die  die  Schutzbestimmungen  enthaltende  österreichische  Gewerbe- 
gesetznovelle des  Jahres  1883  hiutangehalten?  Die  Thatsache,  dass  nicht 
nur  dieselben  Uebelstände  in  der  Lage  der  unselbständigen  Arbeiter,  die- 
selben Misstände  im  Verlagssysteme,  sondern  auch  geradezu  dasselbe  Elend 
im  Kreise  der  selbständigen  Handwerksmeister  zu  finden  sind  wie  im  Deutschen 
Reich,  lassen  kaum  Zweifel  darüber  zu,  dass  auch  nach  dieser  Seite  ein 
Erfolg  nicht  zu  constatieren  ist. 


')  Thatsächlicli  liegt  es  den  kleingewerblichen  Parteien  keineswegs  so  gar  ferne, 
zu  ähnlichen  Bestimmungen  ihre  Zuflucht  zu  nehmen.  Der  einseitig,  aber  von  seinem 
Standpunkte  aus  logisch  consequent  und  scharf  gedachte  Antrag  des  Reichsrathsabgeordneten 
Prinzen  Liechtenstein,  betreffend  die  Revision  des  Gewerbegesetzes,  aus  dem  Jahre  1891, 
den  Siegmund  Mayer  („Die  Aufhebung  des  Befähigungsnachweises  in  Oesterreich",  passim) 
wohl  nur  mit  Hilfe  mitunter  recht  journalistischer  Sophismen  ins  Lächerliche  zieht,  steht 
eigentlich  schon  vollends  auf  dem  Standpunkte  der  oben  aufgeführten  Normen. 
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Die  Untersuchungen  des  Vereines  für  Socialpolitik  zeigen  ferner  dagegen, 
dass  die  Lage  des  Handwerks  auf  der  Basis  derselben  rechtlichen  Bedingungen, 
also  innerhalb  eines  und  desselben  Staatsgebietes  geradezu  principiell  nach 
Territorien  und  Bevölkerungsschichten  weit  grössere  Verschiedenheiten  auf- 
weist, als  die  Handwerksverhältnisse  zweier  verschiedener  Staatsgebiete  unter- 
einander, in  denen  die  rechtliche  Grundlage  für  die  Entwicklung  des  Klein- 
gewerbes eine  völlig  verschiedene  ist.  Ich  kann  nicht  umhin,  in  dieser 
Erscheinung  einen  weiteren  Stützpunkt  für  die  Annahme  zu  finden,  dass 
der  Bedarf  es  ist,  der,  wo  ihm  nicht  völlig  Zwang  angethan  wird,  in  ganz 
hervorragender  Weise  immer  noch  auf  den  Bestand  und  die  Entwicklung  der 
gewerblichen  Betriebssysteme  —  mit  und  gegen  die  Macht  von  Capital  und 
Unternehmungsgeist  —  Einfluss  hat. 

Die  Erfolglosigkeit  der  Schutzbestimmungen  der  österreichischen  Ge- 
werbeordnung, die  heute  übrigens  nur  von  sehr  wenigen  Seiten  mehr  bestritten 
werden  kann,  wie  überhaupt  das  Fehlschlagen  jeder  auf  denselben  Grundsätzen 
fussenden  Gewerbepolitik  scheint  mir  nicht  zum  wenigsten  durch  zwei  Er- 
wägungen erklärbar.  Die  üeberzeugung,  dass  solche  Normen  das  Handwerk 
zu  heben  vermögen,  beruht  einmal  auf  einer  gänzlich  irrigen  Beurtheilung 
des  technischen  Momentes  und  zweitens  eben  auf  der  Verkennung  der  Kraft 
der  Bedarfsentwicklung.  Nimmt  man  an,  dass  die  Wiederkehr  des  kleingewerb- 
lichen Lebens  jener  Zeit,  da  das  Handwerk  zufolge  seiner  höchsten  Leistungs- 
fähigkeit den  Vorrang  vor  allen  übrigen  Betriebssystemen  einnahm,  durch 
die  Pflicht  zur  Beibringung  des  Befähigungsnachweises,  durch  die  kärgliche, 
wesentlich  gewerbepolizeilich-administrative  Thätigkeit  der  Zwangsgenossen- 
schaften oder  durch  die  Einschränkung  des  gewerblichen  Lebens  hinsichtlich 
seiner  kaufmännischen  Seite,  mit  einem  Worte  durch  ein  theilweises  Zurück- 
lenken in  die  alten  Bahnen  erzielt  werden  könne,  so  fusst  man  auf  einer 
gewaltigen  Unterschätzung  des  technischen  Fortschrittes. 
Hängt  man  nach  der  anderen  Seite  hin  aber  der  vielfach  verbreiteten  üeber- 
zeugung an,  dass  hauptsächlich  die  Maschine  dem  Handwerk  den  Boden 
entzogen  habe,  dass  in  der  durch  die  Capitalschwäche  bedingten  Art  des 
Productionsprocesses  das  ausschlaggebende  Moment  für  den  Misserfolg  des 
Handwerkes  im  Wettbewerbe  zu  suchen  sei,  und  gibt  man  dem  zufolge  der 
Hoffnung  Kaum,  dass  die  Erhaltung  des  Handwerks  durch  die  Hebung 
seiner  productiven  Leistungsfähigkeit,  durch  die  Ausstattung  mit  maschinellen 
Einrichtungen  erzielt  werden  könne,  so  liegt  darin  doch  auch  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  eine  nicht  unbedenkliche  Ueberschätzung  der  Be- 
deutung der  Technik. 

Die  Verkennung  der  Kraft  der  Bedarfsentwicklung  liegt  vor  allem  in 
der  Unter  Schätzung  des  Einflusses,  den  der  Bedarf  immer 
und  eben  auch  heute  noch  auf  die  Intensität  und  Qualität 
der  productiven  Arbeit,  sowie  auf  die  Form  der  Versorgung 
mit  den  gewerblichen  Producten  ausübt.  Dieser  Einfluss  gewinnt 
überdies  dadurch  an  Bedeutung,  dass  auch  dort,  wo  der  Unternehmungsgeist 
nicht  einer  Nothwendigkeit  oder  einem  allgemeineren  Verlangen  Kechnunj 
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tragend  neue  Wege  einschlägt,  die  in  vortheilb afterer  Weise  die  Bedürfnisse 
zu  befiiedigen  vermögen,  der  Consum  sich  vielfach,  allerdings  nur  instinctiv, 
den  neuen  Erzeugnissen  zuwendet,  die  demzufolge  auch  nach  und  nach  zu 
Gegenständen  wirklichen  Bedarfes  werden. 

Durch  solche  Normen,  wie  sie  eben  die  österreichische  Gewerbepolitik 
zur  Hebung  des  Handwerks  ins  Leben  gerufen  hat,  lässt  sich  die  Entwick- 
lung des  gewerblichen  Schaffens  nicht  aufhalten;  weder  können  sie  den 
erfinderischen  Sinn  des  Unternehmungsgeistes,  der  neuen  Bedarf  zu  wecken 
versteht,  unterdrücken,  noch  vermögen  sie  den  Consum  an  jene  Quellen 
der  Production  zu  weisen,  deren  Förderung  als  ihre  Aufgabe  gedacht  ist. 
Darauf  aber  käme  es  an.  Solche  Ziele  können  nur  durch  stärksten  und  weitest- 
gehenden Zwang  erreicht  werden,  wie  ihn  die  Kraft  der  vom  Corporations- 
geist  getragenen  Zunftnormen  zu  einer  Zeit  durchzusetzen  vermochte,  da  die 
Bedarfsdeckung  durch  die  Arbeit  des  selbständigen  Gewerbes  noch  in  der 
Entwicklung  begriffen  war,  wo  also  die  Bedarfsempfindung  der  Gesammtheit 
durch  solchen  Zwang  noch  nicht  verletzt  werden  konnte,  wie  dies  heute 
der  Fall  ist. 

Die  Berechtigung  des  Staates,  einzugreifen,  wenn  es  gilt,  Ordnung  in 
das  gewerbliche  Leben  zu  bringen,  soll  mit  den  vorstehenden  Ausführungen 
selbstverständlich  keineswegs  in  Zweifel  gezogen  werden.  Allein  die  einseitige 
Förderung  der  Production  schlechthin  kann  eine  Verletzung  der  In- 
teressen der  Gesammtheit  in  sich  schliessen,  deren  Hint- 
anhaltung  gerade  das  Ziel  einer  gerechten  Gewerbepolitik 
sein  müsste.  Wenn  schon  der  einzelne  durch  stoffumwandelnde  Arbeit 
Erwerbende  die  Vorstellung  nicht  mehr  haben  kann,  dass  der  Zweck  aller 
gewerblichen  Arbeit  in  erster  Linie  die  Bedarfsbefriedigung  ist,  so  ist  es  in 
erhöhtem  Maasse  die  Aufgabe  einer  gerechten  Gewerbepolitik,  diesen  Ge- 
danken festzuhalten. 

Es  ist  heute  eine  nur  von  wenigen  Seiten  angefochtene  Auffassung, 
dass  es  Aufgabe  jeder  grossen  Wirtschaftseinheit  —  und  eine  solche  ist 
heute  im  Aveitesten  Sinne  der  Staat  —  sein  muss,  die  Menge  der  Producte 
gewerblicher  Arbeit,  welcher  ihre  Glieder  bedürfen,  aber  nicht  selbst  hervor- 
bringen, auf  ein  Mindestmaass  einzuschränken  und  das  Augenmerk  darauf 
zu  richten,  dass  eben  die  Bedürfnisse  der  Gesammtheit  durch  die  Arbeit 
der  Glieder  des  Wirtschaftsorganismus  selbst  Deckung  finden.  Die  Berech- 
tigung einer  interlocalen  aber  nationalen  Arbeitstheilung,  einer  Theilung  der 
Production  unter  verschiedene  Bevölkerungsgruppen  eines  und  desselben  Staats- 
körpers bedarf  keines  Beweises,  diese  Arbeitstheilung  ist  Berufstheilung  im 
grossen  Maasstab  und  als  solche  durch  die  einfachsten  Grundsätze  der  Wirt- 
schaftlichkeit bedingt.  Nicht  so  die  internationale  Arbeitstheilung.  Von  der  Ver- 
wirklichung der  Ideale  des  Kosmopolitisraus  ist  man  doch  immer  noch  zu  weit 
entfernt,  und  der  Weltfrieden  ist  ein  Phantom,  mit  dem  eine  Gewerbepolitik 
die  auf  sicherer  Grundlage  stehen  will,  nicht  rechnen  darf.  Das  Interesse 
des  Staates  an  der  Erhaltung  seiner  Industrie,  die  Förderung  des  Gewerbe- 
fleisses  im   eigenen  Gebiete  sind   völlig  naturgemäss   und  berechtigt,    denn 
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sie  fassen  auf  dem  Gedanken  der  Wohlfahrt  der  Gesammtheit  und  es  steht 
heute  wohl  fest,  dass  die  praktischen  Wege,  die  Friedrich  List,  gestützt 
auf  seine  Theorie  der  productiven  Kräfte,  hinsichtlich  der  Erziehung  einer 
Nation  gewiesen  hat,  richtig  sind. 

Aber  nur  die  Industrie  als  solche,  nicht  die  Form,  in  der  sich  der 
Gewerbefleiss  bethätigt,  nicht  dieses  oder  jenes  gewerbliche  Betriebss3^stera  ist 
es,  woran  die  Gesammtheit  in  erster  Linie  ein  Interesse  hat  und  wofür 
demzufolge  eine  Regierung  vor  allem  einzutreten  hat.  Erst  in  zweiter  Linie, 
ist  es  Sache  einer  gerechten  Gewerbepolitik,  der  Erhaltung  einer  oder  der 
anderen  Betriebsform,  soweit  sie  gerade  Gegenstand  besonderen  Bedarfes  ist, 
ihre  Sorge  zuzuwenden.  Ich  habe  im  vorstehenden  Abschnitte  diesen  Bedarf 
nach  dem  Fortbestande  des  Handwerks  mehrfach  berührt.  Es  ist  das  immer 
noch  vorhandene  Bedürfnis  nach  der  Production  im  kleinen  umfange,  auf 
Bestellung,  nach  Maass,  das  Verlangen  nach  der  unmittelbaren  Fühlung- 
nahme zwischen  Erzeuger  und  Besteller  u.  s.  f.,  woraus  gewiss  für  den 
Staat  auch  die  Aufgabe  erwächst,  die  Betriebsform  des  Handwerks  zu  fördern. 
Insoweit  die  Erhaltung  einer  bestimmten  Betriebsform  Voraussetzung  für 
den  Fortbestand  eines  Industriezweiges  ist  —  ein  Verhältnis,  das  übrigens 
wohl  immer  nur  von  Fall  zu  Fall  richtig  beurtheilt  werden  kann  —  tritt  eben 
wieder  das  Interesse  an  der  Erhaltung  dieses  in  den  Vordergrund. 

Anders  verhielte  sich  die  Sache  bei  einer  Abhängigkeit  einer  Betriebs- 
form von  dem  Bestände  einer  anderen,  wo  also  gleichfalls  ein  Bedarf  nach 
einer  Betriebsart  in  bestimmter  Form  vorhanden  ist,  der  das  Eingreifen  zur 
Erhaltung  der  betreffenden  Betriebsform  rechtfertigen  würde,  wenn  er  noth- 
wendig  werden  sollte.  Allein  ich  möchte  glauben,  dass  ein  solcher  Zusammen- 
hang nur  ausnahmsweise  feststellbar  sein  dürfte.  Ich  halte  nicht  dafür,  dass 
es,  wie  Schmoller  meint,^)  eine  Betriebsform  gibt,  die  thatsächlich  auf 
die  Dauer  den  Zwecken  einer  anderen  dienen  kann,  ohne  dabei  selbst  etwas 
an  ihren  wesentlichen  Eigenthümlichkeiten  einzubüssen.  Im  grossen  und 
ganzen  ist  das  Verhältnis,  in  dem  zwei  Betriebssysteme  zu  einander  stellen, 
doch   das    des   Kampfes.^)    Es   ist   freilich    gewöhnlich    eigentlich   nur   der 


^)  Schmoller,  „Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe",  S.  196  fF. 

2)  Es  gilt  dies  keineswegs  nur  hinsichtlich  des  Gegensatzes  von  Gross-  und  Klein- 
betrieben, zwischen  dem  Fabriks-  und  Verlagsbetrieb  einerseits  und  dem  Handwerk 
anderseits.  Auch  als  die  Versuche  der  Ausbildung  verlagsmässiger  Unternehmungen  noch 
völlig  im  kleinsten  Umfange,  ohne  die  Härten,  die  sie  heute  zeigen,  begonnen  wurden, 
ist  der  scharfe  Gegensatz  schon  in  die  Erscheinung  getreten.  Früh  schon  hat  ja  die 
Entwicklung  des  gewerblichen  Lebens  gerade  zur  Ausbildung  des  Verlages  eines  Gewerbes 
durch  ein  dem  Consunienten  näher  stehendes  Handwerk  geführt.  Vgl.  darüber  Schmoller, 
„Die  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft",  insbesondere  S.  -120  ff.,  500  und  509;  über 
die  Entwicklung  des  Verlages  und  seiner  Folgeerscheinungen  in  den  Textilhandwerken 
auch  Doren,  „Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Kaufniannsgilden  des  Mittelalters"  (in 
den  Staats-  und  socialwissenschaftlichen  Forschungen.  Band  XII),  S.  178  if.;  ferner 
Schwiedland,  „Kleingewerbe  und  Hausindustrie",  Band  I,  S.  62  und  die  dort  genannte 
Literatur,  endlich  über  den  Kampf  der  Betriebsformen  gegen  einander  im  Allgemeinen 
vgl.  Bücher,  Artikel  „Gewerbe",  Handwörterbuch  der  StaatsAvissenschaften,  Band  III, 
S.  941  und  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  116. 
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Kampf  um  die  Vorherrschaft,  wie  Bücher  ihn  so  trefflich  bezeichnet,  keines- 
wegs gerade  um  die  Existenz.  Der  Sieg  in  diesem  Kampfe  fällt  dann  zumeist 
eben  jenem  Betriebssysteme  zu,  das,  bestimmten  Bedürfnissen  am  besten  zu 
genügen,  einer  bestimmt  gegebenen  Bedarfsentwicklung  am  besten  zu 
folgen  vermag.  Die  Verschiedenheit  von  Bedarfsrichtungen  führt  dann  zu 
der  Erscheinung,  dass  innerhalb  eines  Industriezweiges,  ja  selbst  innerhalb 
desselben  Arbeitsgebietes  eines  alten  zünftigen  Handwerks  zwei  und  selbst 
drei  und  vier  Betriebsformen  neben  einander  bestehen,  jede  auf  ihrem  Wege 
vollkräftig,  und  zwar  aus  eigener  Kraft  bestehend,  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  jede  auf  ihrem  Platze,  dort  wo  sie  zu  wirken  hat,  dem  Bedürfnis  am 
besten  entspricht. 

Ich  habe  bereits  den  Wert  erhöhter  Leistungsfähigkeit  des  Handwerks 
für  besonders  gute  Ware  hervorgehoben;  der  Bedarf  nach  dem-Bestande  der 
Betriebsform  des  Handwerks  äussert  sich,  wo  das  Handwerk  mit  anderen 
Betriebsformen  im  Wettbewerb  steht,  ganz  besonders  in  dieser  Eichtung. 
Darum  scheint  ein  Eingreifen  der  Staatsgewalt  zu  dem  Zwecke  der  Steigerung 
der  Leistungsfähigkeit  des  handwerksmässigen  Kleinbetriebes  in  dieser  Kichtung 
nicht  allein  gerechtfertigt,  sondern  geradezu  geboten.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte kann  gewiss  auch  die  Forderung  der  Beibringung  des  Befähigungs- 
nachweises zur  Erlangung  des  Gewerberechtes  nicht  missbilligt  werden,^)  denn 
der  Nachweiszwang  könnte,  gut  gehandhabt,  das  Interesse  der  Consumenten 
wesentlich  fördern,  wenn  er  zum  Antriebe  für  den  Auszubildenden  würde,  seine 
Leistungsfähigkeit  in  technischer  und  vor  allem  in  commercieller  Hinsicht 
auszugestalten.  Findet  aber  die  Idee  eine  schlechte,  einseitige,  halbe  Durch- 
führung, die  die  Institution  zur  reinen  Formalität  herabdrückt,  dann  erscheint 
sie  nicht  nur  nutzlos,  sondern  geradezu  schädlich,  sofern  dem 
Handwerk  in  ihr  eine  Stütze  geboten  zu  sein  scheint,  die  keine  ist  und  die 
in  dem  Einzelnen  wie  in  der  Gesammtheit  der  Kleingewerbetreibenden  nur  den 
Glauben  weckt,  es  werde  ihnen  vom  Staate  geholfen,  wodurch  die  Kraft  der 
Hilfe  aus  sich  selbst  heraus  von  vorneherein  geschwächt  wird.^)  Ich  meine 


1)  Auch  Stieda  (Der  Befähigungsnachweis,  vgl.  S.  88),  der  gegen  den  Befähigungs- 
nachweis Stellung  nimmt,  gibt  zu,  dass  der  Kern,  der  in  dem  Wunsche  nach  Einführung 
des  Befähigungsnachweises  steckt,  ein  ganz  gesunder  ist. 

2)  Auch  die  Bildung  zünf tierisch  er  Zwangsverbände  bildet  die  Grundlage  für  eine 
Verstärkung  des  Irrthumes,  dass  mit  der  Schaffung  der  Institution  auch  schon  das 
Wichtigste  gethan  sei,  sie  führt  überdies  leicht  auch  zu  einer  Ueberschätzung  der  Be- 
deutung des  eigenen  Standes  und  demgemäss  zu  radicalen  Forderungen  im  Sinne  der 
denkbar  einseitigsten  Interessenförderung  des  einen  Standes,  wie  dies  gerade  an  der 
Entwicklung  der  Kleingewerbepartei  in  Oesterreich  zu  beobachten  ist. 

Die  Annahme,  es  liege  die  Schuld  an  der  Erfolglosigkeit  der  österreichischen 
gewerblichen  Genossenschaften  ausschliesslich  an  der  unglücklichen  Fassung  des  Gesetzes 
hinsichtlich  des  wirtschaftlichen  Wirkungskreises  der  Genossenschaft  und  an  der  Häufung 
disparater  Gewerbe  in  einer  Genossenschaft  (Fuchs,  „Zur  Frage  der  Organisation  des 
Gewerbes  in  Oesterreich",  in  der  Zeitschrift  „Das  Leben"  I.  Jahrgang,  1  Heft),  fusst  auf 
einer  argen  Unterschätzung  des  Einflusses  der  ps^^chologischen  Factoren.  Es  fehlt  nicht  nur 
am  Gesetz,  es  fehlt  weit  mehr  noch,  möchte  ich  meinen,  an  den  Menschen,  am  Gemeinsinn, 
an  der  Kraft,  die  subjectiven  Interessen  des  Einzelnen  um  des  Wohles  der  Gesammtheit 
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aber,  eine  liegierung  kann  noch  and-^re  Mittel  und  Wege  finden,  mit  denen  sie 
ihre  Fürsorge  für  das  Handwerk  bethätigen  kann,  eine  Fürsorge,  die, 
wie  M.Hecht  so  treffend  bemerkt,  zurselbstbewusstenErziehung, 
zum  modernen  Handwerker  zu  führen  haben  wird.^) 

Tritt  zur  Hebung  der  Leistungsfähigkeit  insbesondere  auch  ein  gewisses 
Maass  an  kaufmännischem  Verständnisse,  nicht  allein  hinsichtlich  des  Material- 
einkaufes, sondern  auch  im  Absätze  der  Erzeugnisse,  so  kann  sich  die 
Förderung  des  Interesses  des  einzelnen  Gewerbetreibenden  mit  der  Berück- 
sichtigung des  Bedarfes  oder  wenigstens  der  Bequemlichkeit  der  Kunden 
verknüpfen. 

Eine  weitere  Einschränkung  des  Wirkungskreises  der  handwerksmässigen 
Betriebsform  wird  kaum  aufgehalten  werden  können.  Die  Gründe  hiefür 
glaube  ich  eben  nicht  in  letzter  Linie  in  den  Wandlungen  der  Bedarfs- 
verhältnisse erblicken  zu  können.  Es  ist  zwar  wohl  zu  viel  gesagt,  wenn 
Paul  Voigt  meint,  dass  das  Handwerk  als  Betriebsforra  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Gewerbe  überwunden  ist.^)  Allein  die  Bestrebungen, 
das  Handwerk  wieder  zu  seiner  einstigen  Bedeutung 
bringen  zu  wollen,  müssen  e  rfol  gl  os  bleiben,  so  fern  nicht 
erst  der  Bedarf  der  Consumenten  in  andere  Bahnen  gelenkt 
wird  —  ein  Unternehmen,  das  allerdings  in  mancher  Hinsicht  von  wohl- 
thätigem  Einflüsse  sein  könnte  und  vielfach  wohl  auch  keineswegs  unmöglich 
wäre.^)  Die  Bedarfsentwicklung  als  solche  ist  ja  durchaus  nicht  schlechthin 

willen  zurückzustellen  und  an  der  Thatkraft.  Gerade  wer  sich  in  den  Kreis  der  Menseben 
begibt,  auf  die  es  hier  ankommt,  in  den  Kreis  der  kleinen  Meister  und  dort  Meinungen 
und  Urtheile  sammelt,  wird  es  oft  genug  von  den  Besonneneren  und  Selbstloseren  hören 
müssen,  dass  es  arg  am  gemeinen  Sinne  gebreche.  Es  ist  wahr,  es  hat  zu  allen  Zeiten 
des  Zunftwesens  Schwierigkeiten  gegeben,  und  die  Selbstsucht  des  Einzelnen  hat  oft  der 
Körperschaft  zu  thun  gemacht.  Dann  war  es  aber  iiiimer  ein  anderer  Factor,  der  die 
Wirksamkeit  des  Strebens  nach  dem  eigenen  wirtschaftlichen  Vortheile  zu  mildern  ver- 
mochte, und  das  war  das  ungemein  lebendige  Ehrgefühl,  das  die  Zugehörigkeit  zum 
Zunftverband  zu  wecken  vermocht  hat.  Mit  dem  Abbrechen  der  historischen  Tradition 
durch  Auflösung  der  alten  Zünfte  mag  da  viel  verloren  gegangen  sein  —  gewiss  nicht 
alles.  In  erster  Linie  sind  die  Menschen  andere  geworden  unter  anderen  Anschauungen 
erzogen  und  aufgewachsen.  Vgl.  darüber  Ad.  Wagner  bei  der  Besprechung  des  Ehr- 
gefühles als  Motiv  des  wirtschaftlichen  Handelns  a.  a.  0.,  Band  I,  S.  100  ff. 

*)  Sociale  Praxis,  VI.  Jahrgang,  Nr.  32,  „Die  Lage  des  badischen  Handwerkes", 
S.  774. 

2)  Voigt,  „Das  deutsche  Handwerk  nacli  der  Berufszählung  von  1882  und  1895", 
Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXX,  S.  670. 

3)  Einwirkungen  auf  den  Bedarf  wären  in  verschiedener  Richtung  denkbar.  So 
könnte  im  weitesten  Sinne  durch  Förderung  wirtschaftlich  conservativer  Elemente  der 
Bevölkerung,  eines  gesunden  Bauernstandes  mittelbar  auch  zur  Erhaltung  des  Hand- 
werkes nicht  wenig  beigetragen  werden,  denn  hiedurch  würde  eben  auch  ein  Consumenten- 
kreis,  dessen  Bedarfsdeckung  immer  noch  überwiegend  dem  Handwerk  zufällt,  gekräftigt. 
Es  könnte  ferner  auch  unmittelbar  in  mancher  Hinsicht  gewirkt  werden,  wie  beispiels- 
weise durch  Verwendung  der  Strafhausarbeitskräfte  zu  anderen  als  gewerblichen  Arbeiten, 
etwa  zu  den  viellach  so  dringend  nothwendigen  Landesculturarbeiten,  oder  wohl  auch 
durch  Aufhebung  gewerblicher  Arbeiten  für  das  Publicum  in  staatlichen  Anstalten,  die 
ganz  anderen  Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind,  wie  die  Militäranstalten  (Hufschmieden), 
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eine  erfreuliche  Erscheinung,  gewiss  wohl  nur  im  geringsten  Maasse  vom  ethi- 
schen, in  höherem  Maasse  noch  vom  rein  culturellen  Standpunkte.  Von  diesem 
ausgehend  müsste  daher  auch  die  Frage  beantwortet  werden,  ob  die  Weckung 
neuer  Bedürfnisse  zu  rechtfertigen  ist,  ob  sie  zu  hemmen  ist  und  welche 
Bedürfnisse  nach  Sachgütern  —  denn  um  solche  handelt  es  sich  natürlich 
immer  —  unterdrückt  werden  können  und  sollen. 

Aber  es  ist  nicht  Sache  der  Wirtschaftspolitik,  den  vorhandenen  Bedarf 
auf  seine  Berechtigung  hin  zu  untersuchen,  oder  was  noch  bedenklicher  ist, 
sich  über  ihn  hinwegzusetzen,  sondern  sie  hat  mit  ihm  zu  rechnen  und 
sein  Bestehen  zur  Grundlage  für  die  Beurtheilung  der  Erscheinungen  und 
Wandlungen  im  wirtschaftlichen  Leben  zu  machen. 

Mit  der  rein  wirtschaftlichen  Betrachtung  der  Handwerkerfrage  ist 
jedoch  freilich  die  vorwiegend  von  socialen  Gesichtspunkten  ausgehende 
Erwägung  eil^  verknüpft,  die  die  Nothwendigkeit  der  Erhaltung  des  Hand- 
werks darauf  stützt,  dass  sein  Bestand  für  die  Gesaramtheit,  für  das  Staats- 
interesse von  Wichtigkeit  ist,  weil  in  ihm  eine  grosse  Zahl  unabhängiger 
wirtschaftlicher  Existenzen,  dem  Staatswesen  erhalten  bleibt.  (Sc  hm  oll  er) 
Die  Berechtigung  dieser  Argumentation  und  ihre  Bedeutung  für  die  Be- 
trachtung der  Handwerkerfrage  überhaupt  stehen  ausser  Zweifel  und  es 
muss  zugegeben  werden,  dass  das  Staatsinteresse  in  diesem  Falle  Opfer  hin- 
sichtlich der  Berücksichtigung  des  materiellen  Bedarfes  an  Sachgütern  erhei- 
schen könnte,  unter  der  Voraussetzung,  dass  von  der  Beeinträchtigung  der 
Bedarfsdeckung  ein  sicherer  Erfolg  zu  erwarten  stünde.  Allein  ich  möchte 
mir  in  dieser  Kichtung  doch  einen  Einwand  erlauben. 

Handelt  es  sich  darum,  eine  Classe  von  selbständigen  wirtschaftlichen 
Existenzen  zu  erhalten  zur  Stütze  eines  gesunden  Mittelstandes,  und  glaubt 
man  die  Handwerker  als  den  wichtigsten  und  wertvollsten  Theil  dieser  Classe 
ansehen  zu  müssen,  so  kann  damit  doch  nicht  gemeint  sein,  dass  nur 
das  alte  Vollhandwerk  die  Grundlage  solcher  wirtschaftlich  selbständigen 
Existenzen  bilden  könne.  Sicherlich  muss  doch  wohl  den  im  Wege  der 
fortschreitenden  Berufstheilung  immer  noch  neu  sich  bildenden  productiven 
Erwerbszweigen  ebenso  wie  dem  reellen  Handel  vom  Gesichtspunkte  der 
Unabhängigkeit  der  durch  sie  geschaifenen  Existenz  aus  die  gleiche  Bedeutung 
zugeschrieben  werden.  Auch  sie  sind  Grundlagen  für  das  Bestehen  „vom 
Boden  unabhängiger  Leute,  deren  Existenz  auf  persönlicher  Tüchtigkeit  und 
einem  kleinen  beweglichen  Besitzthum  beruht."^) 

Ueberdies  aber  meine  ich,  dass  sich  auch  aus  anderen  Kreisen  der 
Mittelstand  ergänzen  kann  und  wird,  nämlich  aus  den  aufstrebenden  höheren 
Schichten  der  Arbeiter.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  der  industrielle 


Lehranstalten  u.  s.  f.  Durch  solche  Maassregeln  würde  die  Nachfrage  nach  kleingewerb- 
lichen Leistungen  wieder  vielfach  verstärkt  werden.  Wie  man  freilich  dem  gefährlichen 
Einfluss  einer  gewiss  ungesunden  Bedarfsentwicklung,  der  Zunahme  der  Saisonbestellung 
der  Häufung  aller  Bestellungen  und  Einkäufe  auf  zwei  oder  drei  verhältnismässig  kurze 
Zeiträume  des  Jahres  begegnen  will  —  das  bleibt  dahin  gestellt 
1)  Bücher,  „Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft",  S.  117. 
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Arbeiter  in  derselben  Weise  wie  der  lohnwerkende  Gewerbetreibende  des 
Mittelalters,  der  doch  im  gleichen  Maasse  der  Träger  der  Arbeitslosigkeit 
war  wie  heute  der  Fabriksarbeiter  oder  Heimarbeiter,  auf  eine  Stufe  ökono- 
mischer Daseinsbedingungen  soll  gebracht  werden  können,  die  ein  gewisses 
Maass  von  Unabhängigkeit  verschaffen,^)  warum  nicht  wenigstens  der  moderne 
industrielle  Arbeiter  höherer  Kategorie  durch  moderne  Institutionen  der 
Versicherung  zu  einer  wirtschaftlichen  Stellung  gelangen  soll,  die  ihn 
selbständig,  das  heisst  eben  unabhängig  vom  persönlichen  Einflüsse  des 
Arbeitgebers  macht. ^) 

Eines  aber  steht  fest:  der  letzte  und  irrigste  Weg  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  ist  die  Erschwerung  der  Bedarfsdeckung,  die  Vertheuerung  der 
Lebendsbedürfnisse,  mit  einem  Worte  die  Daseinserschwerung. 

Es  ist  wohl  noch  keine  Politik  des  „laissez  faire,  laissez  passer", 
wenn  man  dem  rollenden  Rade  der  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens 
nicht  in  die  Speichen  fällt,  weil  man  einen  Zusammenhang  erkennt,  aus  dem 
die  Erfolglosigkeit  oder  ein  höchstens  einseitiger  und  darum  zweifelhafter 
Nutzen  eines  solchen  Eingreifens  nothwendig  erhellt. 


*)  Böhmert,  „Die  Handwerks-  und  Fabriksverhältnisse  der  Stadt  Rosswein  in 
Sachsen",  Schriften  des  Vereines  für  Socialpolitik,  Band  LXVII,  S.  523  f. 

2)  Vgl.  Herkner,  „Ueber  Erhaltung  und  Verstärkung  der  Mittelclasse",  (Zeit- 
schrift für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung,  Band  II)  passim,  insbesondere 
S.  224  f. 


DER  UNGARISCHE 
GESETZExNTWURF  BETREFFEND  DIE  REGELUNG 

DER 
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i'er  im  Titel  genannte  Gesetzentwurf  ist  in  zweifacher  Hinsicht  ge- 
eignet, auch  ausserhalb  Ungarns  Aufmerksamkeit  zu  erregen.  Handelt  es 
sich  doch  um  eine  Maassregel,  deren  Anlass  die  bisher  einzige  socialistische 
Bewegung  grösseren  Styles  unter  Landarbeitern  ist,  und  zugleich  um  das 
erste  socialpolitische  Gesetz  Ungarns.  Mit  dem  ersten,  viel  interessanteren 
Theile  der  Frage,  kann  ich  mich  gegenwärtig  an  dieser  Stelle  nicht  befassen; 
ausser  des  Raummangels  ist  dies  jetzt  auch  deshalb  unmöglich,  weil  die 
landwirtschaftliche  Lohnstatistik  ^)  noch  nicht  vorliegt,  und  überdies  das 
Protokoll  der  Enquete,  die  im  Ackerbauministerium  vor  Verfassung  des  vor- 
liegenden Gesetzentwurfes  gehalten  wurde,  merkwürdigerweise  geheim  gehalten 
wird.  Was  die  andere  Seite  der  Frage,  den  ersten  socialpolitischen  Versuch 
Ungarns,  betrifft,  kann  ich  schon  jetzt  verrathen,  dass  unser  Gesetzentwurf 
alles  andere  ist,  nur  keine  Socialpolitik.  Allerdings,  wenn  man,  wie  das 
vielleicht  nur  zu  oft  geschieht,  jede  staatliche  Maassnahme,  welche  sich 
mit  Arbeitern,  und  folglich  auch  mit  der  Arbeiterfrage  in  irgend  einer  Weise 
beschäftigt,  gleich  Socialpolitik  nennen  will,  so  wird  man  auch  dem  unga- 
rischen Gesetzentwurf  dieses  Epitheton  nicht  verweigern  können.  Jedoch 
erscheint  mir  eine  solche  Definition  der  Socialpolitik  nicht  nur  unwissen- 
schaftlich, sondern  auch  unzutreffend.  So  ist  z.  B.  ein  gutes  Genossenschafts- 
gesetz, obgleich  es  sich  nicht  mit  Arbeitern  als  solchen  beschäftigt,  zweifels- 
ohne eine  socialpolitische  Maassnahme,  während  man  unseren  Gesetzentwurf, 
obgleich  er  sich  mit  Arbeitern  als  solchen  beschäftigt,  nicht  als  solchen 
bezeichnen  kann,  wie  ich  es  im  Folgenden  klarzustellen  hoffe. 

Auch  darin  darf  man  nicht  das  Criterium  der  Socialpolitik  erblicken, 
ob  eine  Maassnahme  für  oder  gegen  das  Interesse  der  wirtschaftlich  schwachen 


^)  Der  IV.  Bd.  der  grossen  landwirtschaftlichen  Statistik. 
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ZU  wirken  bestimmt  ist;  dies  kann  nur  entscheiden,  ob  eine  Maassnalime 
—  vom  Standpunkte  des  modernen  Socialreformers  —  gute  oder  schlechte 
Socialpolitik  enthält. 

Der  Unterschied  zwischen  Politik  schlechthin  und  Socialpolitik  scheint 
mir  viel  tiefer  zu  liegen,  und  geht  auf  einen  Unterschied  in  der  gesell- 
schaftswissenschaftlichen Grundanschauung  zurück,  der  sich,  wenn  auch 
unbewusst,  in  den  Gedanken  des  Praktikers  wiederspiegelt.  Ohne  in  längere 
sociologische  Erörterungen  eingehen  zu  wollen,  scheint  es  mir  angemessen, 
wenn  icli  diesen  Unterschied  kurz  andeute. 

Jedes  positive  Kecht  hat  den  Zweck,  Willens-  oder  besser  Interessen- 
collisionen  der  Staatsangehörigen  zu  regulieren.  Betrachtet  der  Gesetzgeber 
den  Staat  als  blosses  Aggregat  von  Individuen,  und  hat  er  nur  Interessen- 
conflicte  im  Auge,  die  zwischen  Individuen  als  solchen  entstehen  können, 
so  betreibt  er  Politik  schlechtweg,  wobei  der  reine  Individualismus  nur 
durch  eine  utilitarische  Eücksichtnahme  auf  das  Interesse  des  Staates  als 
ganzen,  respective  des  oder  derjenigen,  die  die  Staatsgewalt  innehaben,  in 
utilitarischem  Sinne  modificiert  ist.^)  Andererseits  kann  aber  dem  Gesetzgeber 
der  Staat  als  Aggregat  selbständiger,  sich  freilich  oft  durchkreuzender  Gesell- 
schaftskreise und  Classen^)  erscheinen,  wobei  die  Mitglieder  der  einzelnen 
Classen  als  solche  in  Interessenconflicte  mit  Mitgliedern  anderer  Classen 
gelangen  können.  In  diesem  Falle  wird  der  Gesetzgeber  erkennen,  dass  reelle 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  und  das  allgemeine  Wohl  nur  dann  erreicht 
werden  kann,  wenn  neben  dem  allgemeinen,  die  Interressenconflicte  der 
Individuen  als  solcher  regelnden  Privatrecht,  für  Rechtverhältnisse 
zwischen  Mitglidern  verschiedener  Classen  eine  eigene  Gesetzgebung 
besteht,  welche  Interessenconflicte  dieser  Art  regelt,  oder  den  Rahmen 
schafft,  innerhalb  dessen  sie  auf  gesellschaftlichem  Wege  zu  lösen  sind. 

Obgleich  sich  nun  unser  Gesetzentwurf  auf  diesem  Gebiete  bewegt, 
indem  es  sich  um  die  Regelung  von  Rechtsverhältnissen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  landwirtschaftlichen  Arbeitern  handelt,  enthält  er  doch  keine 
Socialpolitik  in  diesem  Sinne,  oder  vielmehr  nur  hie  und  da  leise  Anklänge 
an  eine  solche,  und  was  noch  viel  interessanter  ist,  der  Gesetzentwurf  er- 
hebt auch  keinen  derartigen  Anspruch.  Charakteristisch  sind  hiefür  folgende 
Sätze  (S.  2  des  Motivenberichtes): 

„Bezüglich   des  Gesetzentwurfes  muss  ich  im  Allgemeinen  bemerken, 

dass  dieser," ,  „mit  seinen  Bestimmungen  dennoch  nicht  in  jene 

Details  der  Rechtsverbältnisse  eindringt,  welche  ausschliesslich  die  vertrag- 
schliessenden  Parteien  betreffen,  und  nur  von  materieller  Bedeutung 
sind,  sondern  dass  dieser  Entwurf  nur  insoferne  und  dort  zu  verfügen  beab- 
sichtigt, inwieferne,  wo  und  in  welchem  Maasse  dies  im  öffentlichen 
Interesse,    besonders    aus    wirtschaftlichen,    polizeilichen    und    sanitären 

Gründen  unbedingt   nothwendig  ist.    Der  Entwurf  stellt  daher, , 

bloss  jenen  Rahmen  fest,   innerhalb  dessen  die  natürlichen  Gesetze 


^)  Vgl.  hiezu  Sidgewick,  the  elements  of  politics  eh.  IV. 
2)  Gumplowitz,  allgemeines  Staatsrecht,  §  87  —  §  89. 
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der  Lohngestaltung   bei    gleicher  Würdigung    der  Interessen    beider 
Parteien  zur  Geltung  kommen  können." 

Der  Entwurf  lässt  also  das  materielle  Arbeitsvertragsrecht, 
das  contractus  contrahentibus  legem  facit,  im  wesentlichen  unverändert, 
statuiert  aber  ein  neues  formelles  Recht,  und  zwar  im  „öffent- 
lichen Interesse".  Oeffentliches  Interesse  ist  nun  bekanntlich  ein  für 
Redner  und  Stylisten  äusserst  nützliches  Wort,  unter  dem  so  ziemlich 
alles  und  noch  einiges  mehr,  insbesondere  aber  jedesmal  etwas  anderes  ver- 
standen werden  kann.  Um  die  Bedeutung  dieses  Wortes  annäherungsweise  zu 
erfassen  —  ganz  ist  dies  zumeist  nicht  möglich  —  muss  man  gewöhnlich  eine 
Interpretation  des  übrigen  Gesagten  vornehmen,  oder  müsste  man  in  diesem 
Falle  die  Bedeutung  durch  eine  Synthese  aus  den  Detailbestimmungen  des 
Entwurfes  ableiten. 

Zum  Glück  erspart  uns  der  Motivenbericht  diese  Arbeit,  indem  er 
uns  (S.  1.)  in  gesperrt  gedruckten  Zeilen  mittheilt,  was  unter  öffentlichem 
Interesse  in  diesem  concreten  Falle  zu  verstehen  ist.   Da  heisst  es: 

„Es  bildet  ein  allgemein  gefühltes  Bedürfnis, dass  die  Rechts- 
verhältnisse zwischen  dem  Arbeitgeber  und  den  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitern in  Verbindung  mit  Bestimmungen,  welche  auf  den 
ungestörten  Gang  der  landwirtschaftlichen  Arbeiten  ab- 
zielen, neuerdings  geregelt  werden. " 

Das  öffentliche  Interesse  liegt  somit  in  dem  ungestörten  Gang  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiten,  der  ganze  Gesetzentwurf  ist  also  keine 
socialpolitische  Maassnahme  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  sondern 
eine  durch  den  vorjährigen  Erntestrike  hervorgerufene  Maassregel,  welche 
für  die  Zukunft  Aehnliches  verhindern  soll,  zu  welchem  Behuf  das 
formelle  Vertragsrecht  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  geregelt  wird. 
Und  dass  es  sich  hiebei  nicht  um  eine  socialpolitische  Action  grossen 
Styles,  sondern  mehr  um  ein  Polizeigesetz  für  ländliche  Gegenden  handelt, 
sagt  der  Motivenbericht  selbst  auf  S.  4.  „Ebenso  erhebt  dieser  Entwurf 
nicht  den  Anspruch,  durch  seine  Bestimmungen  die  Arbeiterfrage  endgiltig 
zu  lösen.  Die  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  und  die  Feststellung  der 
polizeilichen  Agenden  sind  jedenfalls  ein  bedeutsamer  Schritt  zur  Lösung 
dieser  hochwichtigen  Frage;  an  und  für  sich  sind  sie  jedoch  hiezu  unge- 
nügend." Was  die  polizeilichen  Agenden  und  das  hiemit  in  einem  gewissen 
Sinne  zusammenhängende  formelle  Recht  betrifft,  ist  der  Entwurf  allerdings 
äusserst  reichhaltig;  die  Zurückhaltung  auf  dem  Gebiete  des  materiellen 
Rechtes  ist  jedoch  übertrieben.  Denn  wenn  auch  das  Gesetz  nicht  den,  übri- 
gens utopistischen  Anspruch  erhebt,  die  Arbeiterfrage  endgiltig  zu  lösen, 
so  ist  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse,  und  zwar  auch,  was  die  mate- 
rielle Seite  derselben  betrifft,  wie  es  scheint,  als  definitiv  gedacht.  Es  ist 
natürlich  kein  Vorwurf,  wenn  der  Socialreformer  allmählich,  ja  tastend  vor- 
geht; ist  dies  doch  die  Taktik  der  mustergiltigen  englischen  Socialpolitik. 
Es  ist  auch  nur  zu  billigen,  wenn  der  Entwurf  eine  behördliche  Fixierung 
der  Löhne   perhorresciert,   die  ja  ohnehin  kaum  durchführbar  wäre.    Es  ist 


78  Gümöry. 

jedoch  verfehlt,  sich  bezüglich  des  materiellen  Rechtes  auf  das  Princip 
des  laisser  faire  zu  stellen,  anstatt  von  gewissen  Reformen  vorläufig  abzu- 
sehen, jedoch  nur,  um  auf  Grund  der  Erfahrungen  dieses  Gesetzes  dieselben 
auf  sicherer  Basis  durchzuführen.  Die  landwirtschaftlichen  Arbeits-,  besonders 
Erntearbeitsverträge  sind  nämlich  äusserst  complicierter  Natur,  so  dass  es 
schwer  wäre,  heute  allzu  tief  in  ihren  Mechanismus  einzugreifen  ;  aber  gerade 
der  vorliegende  Entwurf  mit  seinem  geplanten  Urkundenzwang  und  obliga- 
torischen Mitwirken  der  Behörde  bei  Schliessung  des  Vertrages  könnte 
später  der  Gesetzgebung  reichliches  Material  bieten,  um  später,  und  zwar 
mit  Berücksichtigung  der  socialen  und  wirtschaftlichen  Verschiedenheiten 
der  Landestheile,  eventuell  auch  im  Wege  von  Comitatsstatuten  auch  hier 
einzugreifen.  Statt  dessen  stellt  sich  der  Entwurf  diesbezüglich  auf  den 
Standpunkt  der  reinen  Negation,  und  zwar  mit  einer  ziemlich  oberflächlichen 
Motivierung.  Auf  S.  3.  und  ff.  des  Motivenberichtes  lesen  wir  nämlich: 

„Dass  zu  dem  hinsichtlich  der  Leistung  einer  landwirtschaftlichen 
Arbeit  geschlossenen  Vertrage  die  Arbeitgeber  ausser  der  eigentlichen  Arbeit 
in  manchen  Gegenden  auch  eine  sogenannte  discretionelle  Arbeit  bedingen, 
halte  ich  für  das  Verschaffen  eines,  der  Form  nach  unrichtigen  Vortheils, 
der  in  den  meisten  Fällen  auch  wirtschaftlich  einen  zweifelhaften  Wert 
hat;  aber  ich  glaube  nicht,  dass  dies  durch  die  Gesetzgebung  verboten 
werden  könnte,  einerseits  deshalb,  weil  die  discretionelle  Arbeit  im  Allge- 
meinen und  im  Wesen  noch  nicht  als  eine  Brandschatzung  des  Arbeiters 
betrachtet  werden  kann  und  es  unmöglich  ist,  die  Grenzlinie  zu  ziehen,  wo 
das  Fordern  der,  unrichtiger  Weise  Gratisarbeit  genannten  Leistung  das 
entsprechende  Maass  jener  Leistung  schon  übersteigt,  welche  für  den  ge- 
zahlten Arbeitslohn  gefordert  werden  kann ;  andererseits  deshalb  weil  das 
einfache  Verbot  der  übertriebenen  discretionellen  Arbeit  u.  s.  w.  die  mate- 
rielle Verbesserung  der  Lage  ohnedies  nicht  sichern  könnte,  da  nämlich, 
wenn  diese  Arbeit  verboten  würde,  jene  einzelnen  Arbeitgeber  sich 
durch  die  wesentliche  Verminderung  des  Arbeitslohnes 
entschädigen  würden,  die  den  aus  der  Nachfrage  der  Arbeiter  nach 
Arbeit  fliessenden  Wettkampf  hie  und  da  in  übertriebenem  Maasse  dazu 
verwendeten,  um  die  discretionelle  Arbeit  in  Anspruch  zu  nehmen. 

üebrigens  ist  es  nach  den  Erfahrungen  des  laufenden  Jahres  auch  nicht 
unbedingt  nothwendig,  hinsichtlich  des  legislativen  unmittelbaren  Verbotes 
der  sogenannten  discretionellen  Arbeit  zu  verfügen.  Da  diese  Arbeit 
nur  im  Vertrag  ausbedungen  werden  kann,  so  ist  es  dem 
Arbeitgeber  nicht  möglich,  diese  ohne  Einwilligung  der 
Arbeiter  zu  sichern.  Der  Kern  der  Arbeiter  aber  ist  dort,  wo  der- 
artige Bedingungen  zur  Unzufriedenheit  Ursache  gegeben  haben,  bereits  im 
Allgemeinen  nicht  mehr  geneigt,  mit  der  Bedingung  einer  derartigen  discre- 
tionellen Arbeit  Verträge  zu  schliessen.  Die  sogenannte  discretionelle  Arbeit 
wurde  durch  den  Wettbewerb  der  Arbeiter  selbst  geschaffen  und  jetzt  ist 
es  wieder  das  Verhalten  der  Arbeiter,  das  sie  abschafft,  beziehungsweise 
einschränkt. 
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Dass  aber  irgend  ein  Arbeitgeber  die  bedrängte  Lage  der  Arbeiter 
im  geheimen  ausnützen  könne,  ist  als  ausgeschlossen  zu  betrachten,  denn 
da  der  Arbeitervertrag  nach  diesem  Entwarf  vor  der  Gemeindevorstehung 
oder  mit  deren  Wissen  geschlossen  wird  und  da  nur  die  in  eine  Urkunde 
gefassten  Vereinbarungen  geltend  gemacht  werden  können,  so  werden  die 
Arbeiter  gleichsam  unter  den  Schutz  der  öffentlichen  Mei- 
nung der  guten  Landwirte  gestellt;  diese  verurtheilen  gewiss  selbst 
Jeden,  der  eventuell  die  Lage  der  Arbeiter  missbraucht  und  dadurch,  dass 
er  das  Arbeitervolk  in  Aufregung  erhält,  zur  Trübung  des  guten  Verhält- 
nisses zwischen  den  Arbeitgebern  und  den  Arbeitern  Ursaclie  gibt." 

Ich  habe  diesen  Passus  etwas  länger  citiert,  weil  er  interessante 
psychologische  Aufschlüsse  gibt,  wie  eine  etwas  genauere  Analyse  sogleich 
zeigen  wird.  So  sagt  der  Motivenbericht  sehr  richtig,  dass  „die  discretionelle 
Arbeit  im  Allgemeinen  und  im  Wesen  noch  nicht  als  eine  Brandschatzung 
des  Arbeiters  betrachtet  werden  kann,"  womit  aber  implicite  zugegeben  wird, 
dass  sie  öfter  zu  einer  solchen  wird.  Hieraus,  sowie  aus  der  Schwierigkeit, 
die  Grenzlinie  zu  ziehen,  wird  aber  nicht,  wie  man  annehmen  sollte,  ge- 
folgert, dass  ein  diesbezüglicher  gesetzlicher  Eingriff  erst  auf  Grundlage  des  in 
den  öffentlichen  Contracten  zu  erlangenden  Materials  in  einem  späteren  Gesetze 
möglich  sein  wird,  sondern  dass  man  sich  überhaupt  nicht  hineinmischen 
soll.  Das  weitere  Argument  der  Verminderung  des  Arbeitslohnes  im  Falle 
der  gesetzlichen  Verbietung  der  discretionellen  Arbeit  hält,  sobald  nur 
gewisse  Arten  derselben  auf  Grund  weiterer  Erfahrungen  verboten  werden 
sollen,  überhaupt  nicht  mehr  stand,  und  verräth  auch  sonst  eine  üeber- 
schätzung  der  Elasticität  der  Preisbildung,  welche  sich  bei  dem  Preis  der 
Arbeit  bekanntlich  in  der  Nähe  des  Lebenshaltungsminimums  versteift. 
Ebenso  liegt  in  dem  zweiten,  in  der  citierten  Stelle  gesperrt  gedruckten 
Satz  ein  Irrthum  vor,  indem  die  „Freiheit"  des  Arbeitsvertrages  zwischen 
Proletarier  und  Capitalisten  doch  nichts  anderes  ist,  als  eine  juristische 
Fiction,  der  vom  Motivenberichte  selbst  an  einer  anderen  Stelle,  in  der  von 
den  wirtschaftlichen  Gesetzen  der  Lohnbildung  die  Rede  ist,  widersprochen 
wird.  Und  in  der  öffentlichen  Meinung  der  guten  Landwirte  ein  Organ  der 
Controle  zu  erblicken,  ist  zu  optimistisch;  denjenigen  landwirtschaftlichen 
Unternehmer,  der  vor  unrechtmässiger  Ausbeutung  der  Arbeiter  nicht  zurück- 
schreckt, wird  die  wahrscheinlich  auch  schon  sonst  precäre  Wohlmeinung 
seiner  Classengenossen  gewiss  nicht  zurückhalten.  Uebrigens  hätten  dieselben 
Argumente  auch  gegen  das  Verbot  des  Trucksystemes  gesprochen,  das  im 
Gesetzentwurf  trotzdem  sehr  richtiger  Weise  verboten  ist.  (§  32.) 

Wenn  jedoch  die  vorübergehenden  Betrachtungen  auch  die  socialpoli- 
tische  Bedeutung  der  Vorlage  stark  herunterdrücken,  so  darf  dies  der  Regie- 
rung nicht  in  dem  Maasse,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheint,  zum  Vor- 
wurf gemacht  werden.  Der  im  vorigen  Jahre  (1897)  drohende  Erntestrike 
machte  eine,  noch  vor  dem  Abschluss  der  Ernteverträge  in  Geltung  gelan- 
gende Vorlage  zur  unabwendbaren  Nothwendigkeit.  Bei  dem  Mangel  an 
Erfahrungen  auf  socialpolitischem  Gebiete   und  bei   der  leider  noch  immer 
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auch  ausserhalb  Ungarns  herrschenden  Unkenntniss  der  landwh'tschaftlichen 
Arbeiterfrage  war  an  ein  durchgearbeitetes  und  grundlegendes  Gesetz  nicht 
zu  denken,  und  doch  musste  irgend  etwas  ,im  öffentlichen  Interesse"  ge- 
schehen und  so  kam  der  vorliegende  Entwurf  zu  Stande,  lediglich  zum 
Zwecke,  über  die  Nothlage  des  nächsten  Sommers  hinwegzuhelfen;  nur  der 
eine  Vorwurf  kann  der  Eegierung,  wie  immer  man  auch  über  den  vorlie- 
genden Entwurf  denken  mag,  nicht  erspart  bleiben,  dass  irgend  eine  Verfü- 
gung gesetzgeberischer,  und  nicht  administrativer  Art,  wie  die  amtliche 
Concentrierung  der  Reservearmee  im  vorigen  Jahre,  bereits  nach  dem  ersten 
Auftreten  ländlicher  Arbeiterunruhen  am  Plätze  gewesen  wäre.  Es  ist  wahr- 
scheinlich, dass  jenes  vor  Jahren  versäumte  Gesetz  nicht  besser,  vielleicht 
sogar  schlechter  gewesen  wäre,  als  der  jetzige  Entwurf.  Trotzdem  wären  wir 
damit  weiter  wie  heute;  die  Discussion  und  die  mit  jenem  Gesetze  ge- 
machten Erfahrungen  hätten  die  Frage  gereift,  und  es  wäre  heute  bereits 
möglich,  ein  ganz  anderes  Gesetz,  auf  breiterer  Grundlage  und  ohne  experi- 
mentellen Charakter  zu  schaffen. 

Nachdem  nunmehr  die  allgemeine  Tendenz  und  die  Bedeutung  des 
Gesetzentwurfes  klargestellt  ist,  wird  es  möglich  sein,  an  eine  Analyse  der 
einzelnen  Bestimmungen  desselben  heranzutreten. 

Der  erste  Abschnitt  (§  1 — 5)  handelt  von  den  Arbeitercertificaten, 
die  den  Arbeitern  von  dem  Gemeindevorstand  des  ständigen  Wohn- 
ortes Stempel-  und  kostenfrei  ausgestellt  werden.  Ueber  diese  Verfügung 
ist  nichts  zu  sagen,  da  die  im  Gesetzentwurf  geplante  weitgehende  Eegle- 
mentierung  ohne  solche  Certificate  unmöglich  wäre.  Unvollständig  ist  diese 
Verfügung  deshalb,  Weil  sie  nichts  über  ausländische,  namentlich  österrei- 
chische Arbeiter  sagt,  welche  in  den  an  Galizien  und  Mähren  angrenzenden 
Comitaten  zu  den  Ernterarbeiten  und  auch  sonst  in  grosser  Menge  herbei- 
strömen. Nachdem  diese  in  Ungarn  keinen  ständigen  Wohnsitz  ihr  Eigen 
nennen,  somit  auch  nicht  in  der  Lage  sind,  Arbeiter-Certificate  zu  erlangen, 
und  ohne  Eintragung  in  solche  nach  der  allgemeinen  Bestimmung  §  6, 
diese  Verträge  ungiltig  sind,  entsteht  für  diese  Arbeiter  und  ihre  Arbeit- 
geber ein  schwieriges  Dilemma. 

Der  zweite  Abschnitt  handelt  vom' Arbeitsvertrag,  und  ist  somit  die 
eigentliche  Basis  des  Gesetzes.  (§  6 — 21.) 

§  6  erklärt  die  Feststellung  der  Vertragsbedingungen  als  Gegenstand 
der  freien  Vereinbarung,  erklärt  jedoch  Bestimmungen,  die  dem  Gesetze 
zuwiderlaufen  oder  in  die  Vertragsurkunde  nicht  aufgenommen  sind,  inso- 
ferne  als  ungiltig,  als  dieselben  vor  der  Verwaltungsbehörde  nicht  geltend 
gemacht  werden  können.  Wozu  diese  Einschränkung,  durch  welche  das  Pro- 
cessieren  vor  dem  ordentlichen  Gericht  nicht  verhindert  wird?  Das  einzig 
richtige  wäre,  solche  Vertragsbestimmungen  gänzlich  ungiltig  zu  erklären. 
§  7  erklärt  Arbeiter,  die  gemeinsam  zu  einer  landwirtschaftlichen  Arbeit 
sich  verpflichteten,  in  jeder  aus  dem  Vertrage  ableitbaren  Obligation,  auch 
für  eventuellen  Schadenersatz  als  solidarisch  haftbar,  wenn  der 
Vertrag  keine  andere  Bestimmung  enthält.  Auch  hier  wäre  eine  umgekehrte 
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Verfügung  besser  am  Platz ;  die  Arbeiter,  zumal  die  nicht  am  Orte  ansäs- 
sigen, welche  das  Gesetz  überall  in  erster  Reihe  vor  Augen  hat,  sind  meist 
nicht  juridisch  gebildete  Leute,  welche  in  den  Vertrag  eine  Bestimmung 
gegen  die  solidare  Haftpflicht  aufnehmen  lassen,  welche  doch  im  Falle  des 
Verschuldens  einer  oder  einiger  Arbeiter  dem  Arbeitgeber  gegenüber  den 
übrigen  Arbeitern   eine  bedenkliche  wirtschaftliche  Macht  in  die  Hand  gibt. 

Der  Vertrag  ist  von  dem  Gemeindevorstand  zu  schliessen  (§  8) ;  diese 
Verfügung  ist  insoferne  nützlich,  als  durch  dieselbe  die  Möglichkeit  einer 
guten  Lohnstatistik  gegeben  wird.  Sonst  hat  diese  Verfügung  wenig  prak- 
tischen Wert.  Der  Gemeindevortand  besteht  nämlich  aus  dem  Richter,  oder 
seinem  Stellvertreter,  der  gewöhnlich  ein  auf  3  Jahre  gewählter  Bauer  ist; 
der  Richter  wäre  eigentlich  der  Chef  der  Gemeindeverwaltung;  da  er  aber 
nur  selten  die  hiezu  nothwendigen  vielseitigen  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete 
des  Rechtes  und  des  Rechnungswesens  besitzt,  so  spielt  er  de  facto 
neben  seinem  Collegen,  dem  Gemeindenotar,  eine  Rolle  zweiten  Ranges. 
Dieser  ist  eine  auf  Grund  intellectueller  Qualification  auf  Lebenszeit  gewählte 
Persönlichkeit,  welche  den  gebildeteren  Ständen  angehört  und  mit  einer 
solchen  Menge  der  heterogensten  Agenden  überbürdet  zu  sein  pflegt,  dass 
eine  neue  Aufgabe  immer  bedenklich  ist.  Und  diesem  Mitglied  des  Gemeinde- 
vorstandes  überweist  §  13  die  Hauptrolle  bei  Abschliessung  des  Arbeitsver- 
trages. Ich  glaube  nicht,  dass  er,  auch  abgesehen  von  seiner  Ueberbürdung,  im 
Stande  wäre,  bei  der  Abschliessung  der  Verträge  und  bei  eventuellen  Meinungs- 
verschiedenheiten auch  nur  mit  einiger  Autorität  intervenieren  zu  können ; 
denn  er  steht  gewöhnlich  zu  hoch  auf  der  socialen  Stufenleiter,  als  dass 
ihm  die  Arbeiter  Vertrauen  entgegenbringen  könnten,  und  zu  nieder,  um 
sich  dem  Arbeitgeber  gegenüber  erlauben  zu  können,  eventuell  im  Interesse 
der  Arbeiter  ein  Wort  mitzureden. 

§  10  enthält  die  vielleicht  interessanteste  Bestimmung.  Er  ordnet 
nämlich  an.  dass  bei  Erntearbeiten,  wenn  der  Lohn  in  einem  aliquoten  Theile 
des  Productes  ausbedungen  wird,  das  Minimum  des  Lohnes  auch  in  Geld 
bestimmt^),  oder  die  geringste  Productenmenge  ausbedungen  werden  muss,  die 
auch  in  dem  Falle  zu  leisten  ist,  wenn  der  aliquote  Theil  der  Ernte  ein  gerin- 
gerer wäre.  Diese  Bestimmung  ist  insoferne  interessant,  als  hierin  der  Ueber- 
gang  von  Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtschaft,  der  in  Ungarn  im  Zuge  ist, 
Ausdruck  in  der  Gesetzgebung  findet.  Zugleich  kommt  diese  Bestimmung 
den  Wünschen  der  Marxistischen  Schattierung  der  ungarischen  Socialisten 
entgegen,  welche,  einerseits  um  die  „naturnoth wendige  Entwicklung*  zu 
beschleunigen,  andererseits  aber  auch  als  consequente  Ausgestaltung  des  ökono- 
mischen Liberalismus,  im  Sinne  der  Steinschen  Doctrin  des  Naturallohnes 
als  eines  Zeichens  der  Unfreiheit,  auf  die  Abschaffung  der  Accordarbeit  und 
Ersatz  des  Naturallohnes  durch  Taglohn  hinarbeiten.  Es  sei  aber  bemerkt, 
dass  dieser  Standpunkt  in  seiner  consequenten  Durchführung  durchaus  nicht 


*)   In   diesem  Falle  haben  die  Arbeiter  nach  erfolgter  Arbeit  die  Wahl  zwischen 
Geld  und  Naturallohn. 
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derjenige  ist,  den  sich  eine  andere,  autochtonere  Kichtung  der  socialistischen 
Arbeiter  zu  eigen  gemacht  hat.  Was  nun  die  Eichtigkeit  dieser  Maassregel 
betrifft,  so  ist  es  schwer,  ein  allgemeines  Urtheil  zu  fällen.  Meines  Erachtens 
ist  es  nur  zu  bedauern,  dass  der  Entwurf  hier  wie  überhaupt  keinen  Unter- 
schied zwischen  Wanderarbeitern  und  den  im  Orte  der  Arbeit  ansässigen 
Arbeitern  macht,  da  die  Eigenthüraer  von  Zwergwirtschaften  oder  Häusler, 
eigentlich  nur  in  subsidiärer  Hinsicht  Arbeiter  sind.  Für  erstere  ist  der 
üebergang  zum  Geldlohn,  sei  es  in  Gestalt  von  Accordarbeit  mit  Geldentlohnung 
oder  Taglohn  eher  von  Vortheil;  auch  würde  dieser  üebergang  den  Land- 
wirten keine  bedeutenderen  Opfer  auferlegen,  da  Wanderarbeiter  wenn  auch 
nicht  immer,  doch  überwiegend  in  den  grösseren  Wirtschaften  verwendet 
werden,  die  sich  schon  so  ziemlich  im  Fahrwasser  der  reinen  Geldwirtschaft 
bewegen.  Anders  verhält  sich  die  Sache  mit  den  im  Orte  ansässigen  Arbeitern ; 
für  diese  ist  Brot  für  den  Winter  dem  freiheitlichen  Charakter  des  Geld- 
lohnes entschieden  vorzuziehen,  umsomehr  als  auch  das  Interesse  der  Arbeit- 
geber dies  erfordert.  Die  kleineren  Wirtschaften  nämlich,  die  in  erster  Reihe 
auf  die  im  Orte  selbst  ansässigen  Arbeiter  angewiesen  sind,  da  sich  die 
Regie  der  Beschaffung  flottanter  Arbeit  bei  einer  geringeren  Anzahl  von 
Arbeitern  nicht  auszahlen  kann,  sind  nämlich  zumeist,  weder  was  die  tech- 
nische Einrichtung,  noch  auch  was  die  Persönlichkeit  des  Wirtschaftsleiters 
betrifft,  zumeist  aber  auch  in  Bezug  auf  die  äussere  Conjunctur  nicht  reif 
für  die  reine  Geldwirtschaft,  welche  eine  Vermehrung  des  Betriebscapitales, 
der  diese  Wirtschaften  meist  nicht  gewachsen  sind,  zur  Voraussetzung  hat. 
Deshalb  wäre  es  zu  wünschen  gewesen,  dass  der  Entwurf  in  dieser  Frage 
eine  Bifurcation  hätte  eintreten  lassen,  anstatt  Gründlichkeit  und  viele 
Interessen  dem  Phantom  der  Rechtsgleichheit  zu  opfern. 

Der  dritte  Abschnitt  handelt  von  den  Fällen,  die  einen  Contrahenten 
zur  einseitigen  Lösung  des  Arbeitsvertrages  berechtigen.  Diese  Verfügungen 
stehen  im  Aligemeinen  auf  dem  Standpunkte  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keit, mit  Ausnahme  einer,  deren  Beseitigung  im  Interesse  des  socialen  Friedens 
besonders  wünschenswert  erscheint.  Der  in  einem  späteren,  die  strafrecht- 
liche Sanction  behandelnden  Theil  des  Gesetzes  enthaltene  §  65  bringt 
nämlich  Strafbestimmungen,  bezüglich  Aufhetzung  zum  Strike,  oder  Ver- 
abredungen bezüglich  künstlichen  Hinautschraubens  des  Lohnes.^)  Ich 
will  es  an  dieser  Stelle  dahingestellt  sein  lassen,  ob  dieser  §  vom  social- 
politischen  Standpunkte  überhaupt  zu  rechtfertigen  sei ;  für  jetzt  interessiert 
uns  nur  Punkt  d)  des  §  22,  der  im  Falle  der  Einleitung  des  Strafverfahrens  im 
obgenannten  Falle  den  Arbeitgeber  zur  Lösung  des  Vertrages  berechtigt. 
In  diesem  Falle  ist  jedoch  der  Arbeitgeber,  wenn  die  Lösung  des  Vertrages 
schon  während  der  Abeit  erfolgte,  berechtigt,^)  den  bereits  verdienten  Arbeits- 
lohn als  Caution  für  seinen  eventuellen  Schaden  bei  der  Behörde  zu  deponieren. 
So  gerechtfertigt  dies  auch  vom  allgemeinen  Standpunkte  des  bürgerlichen 
Rechtes  sein  mag,   so  wenig  kann  die  weitere  Verfügung   gerechtfertigt  er- 


1)  Nach  diesem  §  wären  aber  in  England  alle  Trade-unionisten  strafbar. 
-)  §  24. 
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scheinen,  nach  welcher^)  dem  schuldigen  Arbeiter  ausser  der  im  §  65 
bestimmten  Strafe  (Haft  bis  zu  60  Tagen  und  Geldstrafen  bis  zu  400  Kronen) 
auch  der  nach  Abzug  des  Schadenersatzes  verbleibende  Eest  zu  Gunsten  der 
Gemeindehilfscasse  confisciert  wird.  Die  übrigen  privatrechtlichen  Bestim- 
mungen im  Falle  der  Lösung  des  Arbeitsvertrages  entsprechen  vollkommen 
den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit. 

Der  vierte  Abschnitt  handelt  von  der  Erfüllung  des  Vertrages,    und 
macht  diese  in  stricter  Weise  zur  Pflicht  beider  Contrahenten.  Es  verbleibt 
hiebei  allerdings   die  Anomalie,    dass    dem  Arbeiter  nur  ein  Schadenersatz- 
anspruch in  Geld  bleibt,  während  er  dem  Arbeitgeber  der  ihn  und  zwar  mit 
Ausschluss  jeder  Appellation,  durch  die  Behörde  zur  Arbeitsleistung  zwingen, 
respective   auf  den  Arbeitsplatz   escortieren  lassen  kann,    mit  seiner  Person 
haftet.    Zur  Entschuldigung    dieses  in    abstracto  ungleichen  Eechtsschutzes 
dient   die    concrete  Erwägung,    dass    bei    einer   bloss    vermögensrechtlichen 
Ersatzpflicht  der  Arbeitgeber  dem  zumeist  vermögenslosen  Arbeiter  gegen- 
über zumeist  leer  ausgehen  würde.    Dies  ist  ein  Dilemma,   aus  dem  es  im 
Eahmen  der  heutigen  Staatsverwaltung  keinen  Ausweg  gibt,   und  zu  dessen 
Lösung    eiu    den   Verhältnissen    des   Landes   und    der  Landwirtschaft   ange- 
passtes  Schiedsgerichtswesen    nach    dem  Muster  Neuseelands    nöthig   wäre. 
Doch  glaube  ich,    dass  ein  solches  nur  bei  hochintelligenten  Unternehmern 
und    Arbeitern    erspriesslich    wirken    könnte.    Und    da    unter    den    gegen- 
wärtigen Verhältnissen    die    abstracte    und  zugleich    concrete  Gerechtigkeit 
sich  nicht  verwirklichen  lässt,  kann  man  es   einem  nicht  eigentlich  social- 
politischen,  sondern  in  erster  Keihe  auf  eine  Verhinderung  von  Strikes  ab- 
zielenden Gesetze  nicht  verargen,  wenn  die  Wagschale  zu  Gunsten  der  Unter- 
nehmer sinkt.    Allerdings   bietet  ein   solches  Vorgehen   den  Socialisten  nur 
eine    neue  Begründung   ihrer  These,    dass    der   vielverherrlichte  ßechtstaat 
eigentlich   ein   Classenstaat  ist.    Wirklich    socialpolitischen   Geist,    obgleich 
oder  eben   weil  er   den  hergebrachten  Kechtsbegriffen  widerspricht,    athmet 
die  Bestimmung  des  §  43,  nach  welcher  die  aus  dem  Arbeits  vertrage  ent- 
springenden Forderungen    der  Arbeiter,    ihre  Caution  mitinbegriflfen,    weder 
wegen  einer  ärarischen,  noch  einer  Privatforderung  exequiert  werden  können." 
Die  weiteren  Verfügungen  im  Falle  eines  Wechsels  in  der  Person  des  Eigen- 
thümers  der  Wirtschaft,  auf  w^elcher  die  betreffende  Arbeit  zu  leisten  wäre, 
lassen  nichts  zu  wünschen  übrig. 

Der  fünfte  Abschnitt  regelt  die  Kechtsverhältnisse  der  landwirtschaft- 
lichen Taglöhner.  Diese  sind  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  die  der  Accord- 
arbeiter  geregelt.  Hervorzuheben  ist  die  Bestimmung  des  Arbeitstages,  der 
(§  49)  in  Ermangelung  einer  anderweitigen  Bestimmung  von  Sonnenaufgang 
bis  Sonnenuntergang,  mit  einstündiger  Mittagspause,  ferner  vom  15.  April 
bis  30.  September  mit  je  einer  halbstündigen  Vormittags-  und  Nachmittags- 
pause zu  berechnen  ist.  So  sehr  die  Länge  dieses,  besonders  des  sommer- 
lichen Arbeitstages  für  manche  socialpolitische  Theoretiker  ein  Gräuel  sein 


Alinea  2  des  §  24. 
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mag,  entspricht  er  doch  den  culturellen  Verhältnissen  Ungarns  und  der 
ländlichen  Lebenshaltung.  Nur  ist  der  Mangel  specieller  beschränkender 
Verfügungen  bezüglich  der  Kinder  und  jugendlichen  Arbeiter,  die  bei  leich- 
teren landwirtschaftlichen  Arbeiten,  wie  Jäten,  Bedienung  der  Dreschmaschine 
u.  s.  w.  doch  eine  grosse  Rolle  spielt,  doppelt  fühlbar.  Ebenso  oberflächlich 
ist  wegen  seiner  übermässigen  Allgeraeinheit  der  nächste  §,  welcher  bestimmt, 
dass  aufgenommenen  Taglöhnern,  deren  Arbeit  ohne  jemandes  Verschulden 
unterbrochen  werden  muss,  und  die  der  Arbeitgeber  nicht  imstande  ist,  ander- 
weitig zu  beschäftigen,  nach  Maassgabe  der  geleisteten  Arbeit,  ein,  zwei 
oder  drei  viertel  des  bedungenen  Arbeitslohnes  zu  zahlen  ist.  Haben  andere 
Partien  des  Gesetzes  in  einseitiger  Weise  die  flottante  Arbeit  im  Auge,  so 
scheint  dieser  §  rein  nur  an  kleinere  Bauern,  Nebenbeitaglöhner  zu  denken, 
deren  Haupterwerb  anderswo  liegt,  da  mindestens  bei  Berufstaglöhnern 
doch  die  Bezahlung  des  ganzen  Lohnes  gerechtfertigt  wäre. 

Bevor  ich  zu  dem  folgenden,  die  Strafbestimmungen  enthaltenden  Ab- 
schnitt übergehe,  ist  es  an  der  Zeit,  einige  Worte  über  das  Gesetz  als  Ganzes 
zu  sagen.  Der  skizzierte  Inhalt  wird  das  im  Eingang  betreffend  die  enge 
socialpolitische  Grundlage  Gesagte  gerechtfertigt  erscheinen  lassen,  wobei 
hiefür  nicht  so  sehr  der  Inhalt  des  Entwurfes,  als  das  entscheidend  ist,  was  in 
demselben  nicht  enthalten.  Der  radicale  Socialpolitiker  wird  Bestimmungen 
über  Frauen  und  Kinderarbeit,  jugendliche  Arbeiter,  Unfallversicherung, 
Krankenversicherung  u.  s.  \v.  vermissen.  Nun  kann  man  all  dies  natürlich 
nicht  auf  einmal  und  im  Rahmen  eines  Gesetzes  durchführen  ;  ja  die  Möglich- 
keit der  Durchführung  all  dieser  Reformen  ist  von  der  Entwicklungsstufe 
der  Volkswirtschaft  abhängig,  und  Uebereilung  kann  sogar  schädlich  wirken; 
die  speciellen  Verhältnisse  der  Landwirtschaft  erfordern  überdies  eine  eigene 
Anpassung  der,  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  darf,  socialpolitischen  Technik, 
so  dass  es  unmöglich,  ja  sogar  schädlich  gewesen  wäre,  dieses  Gesetz  zu  sehr 
zu  expandieren.  Jedoch  zeigt  dieser  Hinweis,  welch'  reiches  Feld  social- 
politischer  Thätigkeit  dem  ungarischen  Staate  auf  dem  Gebiete  der  Land- 
arbeiterfiage  offen  bleibt,  wobei  er  berufen  ist,  auf  diesem  vernachlässigten 
Gebiete  bahnbrechend  zu  wirken.  Es  ist  also  nur  zu  wünschen,  dass  die 
Regierung,  die  durch  diesen  Entwurf  die  Frage  selbst  nicht  zu  erschöpfen 
gedenkt,  möglichst  bald  an  die  noch  ausstehenden  Reformen  Hand  anlegt, 
um  sie  mit  der  nothwendigen  Müsse  vollenden  zu  können,  bevor  sie  durch 
die  Macht  der  Ereignisse  dazu  gezwungen  wird.  Und  es  ist  nur  zu  wünschen, 
dass  die  späteren  Entwürfe  auf  Grund  genauerer  Detailkenntnisse  zustande 
kommen,  als  der  gegenwärtige,  bei  dem  die  Zeit  —  ein  Gesetz  musste  vor 
der  nächsten  Ernte  geschaffen  werden  —  allzusehr  gedrängt  zu  haben  scheint. 

Die  in  dieser  Schrift  geäusserten  Ansichten  über  den  Entwurf 
erhalten  neue  Belege  in  den  Strafbestimmungen  des  sechsten  Abschnittes. 
Der  Gesetzgeber  scheint  geahnt  zu  haben,  dass  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes,  weil  auf  allzu  individualistischer  Basis  stehend,  bei  den  Arbeitern, 
und  weil  sie,  soweit  diese  Basis  es  ermöglicht,  gerecht  sind,  bei  den  Arbeit- 
jrebern    auf  Missbilliffunfr   und   Widerstand   stossen    werden.     Dies    deutet 
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wenigstens  die  ungewohnte  Strenge  der  Strafbestimmungen  an.  Dieselben 
zerfallen  in  der  logischen  Eintheilung,  die  jedoch  der  Entwurf  nicht  festhält,  in 
zwei  Kategorien :  in  Strafen,  die  auf  die  einfache,  meist  aus  Gewinnsucht 
begangene  Umgehung  gesetzt  werden,  und  solche,  welche  die  socialistische 
Agitation  bedrohen.  Aus  der  ersteren  Kategorie  mögen  Stichproben  genügen. 

Laut  §  58  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  600  Kronen  der  Arbeitgeber 
zu  bestrafen,  der  das  Escortieren  des  Arbeiters  auf  den  Arbeitsplatz  ohne 
gesetzlichen  Grund  verlangt. 

§  64  setzt  Haft  bis  zu  15  Tagen  und  Geldstrafen  bis  zu  600  Kronen  auf 
jenen  Arbeitgeber,  der  einen  Arbeiter  während  der  Verpflichtung  desselben 
bei  einem  anderen  Arbeitgeber  beschäftigt,  oder  auf  ein  Arbeitercertificat 
als  Pfand  Credit  gewährt. 

§  62  bestraft  mit  Haft  bis  zu  60  Tagen  jenen  Taglöhner,  der  ohne 
gesetzlichen  Grund  zu  der  Arbeit,  zu  der  er  sich  contractlich  verpflichtete, 
nicht  erscheint. 

Ein  grosser  Theil  dieser  Strafbestimmungen  ist  gegen  die  Arbeitsver- 
weigerung, also  indirect  gegen  den  Strike  gerichtet,  und  entspricht  somit 
dem  concreten  Zwecke  des  Gesetzentwurfes.  Ob  diese  Maassregeln  den  ge- 
wünschten Zweck  erzielen  werden,  ist  zweifelhaft;  um  die  als  Ursache  der 
Unzufriedenheit  dienenden  Misstände  in  ihrer  Wurzel  zu  sanieren,  ist  während 
eines  Jahres  natürlich  keine  Zeit  gewesen,  selbst  wenn  sich  für  solche  Maass- 
rogeln  im  ungarischen  Abgeordnetenhaus  eine  Majorität  finden  Hesse,  und  so 
ist  es  erklärlich,  wenn  der  Entwurf  zu  den  primitiven  Mitteln  der  Abschreckungs- 
theorie gegriffen  hat.  Ob  aber  die  durch  Strafbestimmungen  eventuell  erreich- 
bare Verhütung  eines  Strikes  mit  der  Aufreizung,  die  solche  drakonische 
Maassregeln  unbedingt  zur  Folge  haben,  nicht  zu  theuer  erkauft  ist,  ist  eine 
weitere  Frage,  auf  welche  die  Wissenschaft  kaum  im  Stande  ist,  zu  ant- 
worten ;  der  Ausweg  aus  diesem  Dilemma  muss  dem  Genie  des  praktischen 
Staatsmannes  überlassen  bleiben,  der,  wenn  er  diesen  Namen  wirklich  ver- 
dienen will,  ohne  die  Zukunft  zu  compromittieren,  auch  den  unmittelbaren 
Bedürfnissen  der  Gegenwart  Eechnung  tragen  muss. 

Während  aber  die  bisher  erwähnten  Strafbestimmungen  sich  noch 
durch  das  schwerwiegende  Interesse  —  Ungarn  ist  ja  trotz  allem  noch  ein 
Agriculturstaat  —  des  ungestörten  Fortganges  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe begründen  lassen,  enthält  der  Entwurf  leider  auch  weitgehende  Straf- 
bestimmungen gegen  die  Agitation,  und  zwar  nicht  nur  gegen  die  Agitation 
mit  Drohungen  u.  s.  w.,  die  ja  auch  sonst,  abgesehen  vom  agitatorischen 
Charakter,  strafbar  sind.  Das  Gesetz  geht  viel  weiter,  und  versucht  die 
öff"entliche  Meinung  der  Arbeiterclasse  gänzlich  niederzuhalten.  So  ist^)  mit 
Arrest  bis  zu  60  Tagen  und  einer  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen  zu  bestrafen 
jener,  der  behufs  Arbeitsverweigerung,  mit  den  aufgenommenen  Arbeitern 
eine  Zusammenkunft  hält,  zu  Zwecken  einer  solchen  Zusammenkunft  sein 
Local  überlässt  und  an  einer  solchen  Zusammenkunft  theilnimmt. 

')  §  65,  b. 
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Gömöry. 


Dieser  Passus  genügt  zu  zeigen,  wie  wenig  seine  Verfasser  aus  der 
Geschichte  gelernt  haben,  auf  deren  Blättern  doch  geschrieben  steht,  dass 
eine  jede  kräftige  sociale  Strömung  durch  die  versuchte  Unterdrückung  nur 
umso  gefährlicher,  explosiver  wird,  während  eine  weise  geregelte  Freiheit 
die  Unzufriedenheit  in  regelmässige  Canäle  lenkt  und  gleichsam  als  Sicher- 
heitsventil wirkt. 

Seit  obige  Blätter  die  Druckerei  passierten,  gieng  der  Gesetzentwurf 
durch  die  Specialdebatte  und  erlangte  er  auch  die  allerhöchste  Sanction; 
er  steht  jetzt  als  Gesetzartikel  II.  vom  Jahre  1898  unter  den  giltigen 
Keichsgesetzen.  Ueber  die  Modificationen,  welche  die  Specialdebatte  zur 
Folge  hatte,  ist  so  gut  wie  nichts  zu  sagen.  Dieselben  sind  untergeordneter 
Natur  und  waren  nicht  im  Stande,  dem  Gesetze  einen  neuen  Charakter  zu 
geben,  so  dass  sie  eigentlich  nur  für  den  ungarischen  Landwirt,  die  Arbeiter 
und  Verwaltungsbeamten  Interresse  haben.  Erwähnt  sei  noch,  dass  bei  den 
vorgenommenen  Modificationen  der  Straf  bestimmun  gen  dieselben  stets  in 
mässigender  Tendenz  erfolgt  sind. 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


LXXVI.   Plenarvensammlung    vom   26.  Octoben  1897. 

Der  neugewählte  Präsident,  Professor  Dr.  Eugen  v.  Philippovich 
dankte  zunächt  für  seine  Wahl  und  sprach  dem  scheidenden  Präsidenten,  Herrn 
Sectionschef  y.  In  am  a-S  ter  n  e  g  g  den  Dank  der  Gesellschaft  für  die  während 
seiner  mehr  als  zehnjährigen  Präsidentschaft  derselben  geleisteten  Dienste  aus. 
Hierauf  entwickelte  er  in  grossen  Zügen  das  actuelle  Discussionsprogramm  der 
Gesellschaft.  Wir  stehen,  sagte  er,  in  Oesterreich  vor  einer  sehr  wichtigen  Epoche. 
Industrie  und  Landwirtschaft  bedürfen  bei  uns  einer  sehr  energischen  Förderung 
ihrer  Productivität.  Wir  sind  mit  unserem  Consura  schon  lange  über  dasjenige 
Maass  hinausgewachsen,  welches  unsere  derzeitige  Agricultur  zu  befriedigen  ver- 
mag. Dringend  nothwendig  ist  daher  eine  entwickelte  Industrie,  welche  concurrenz- 
fähig  genug  ist,  um  die  Deckung  unseres  über  die  eigene  Production  hinausgehenden 
Getreidebedarfes  zu  ermöglichen.  Wir  brauchen  aber  auch  eine  Hebung  der 
Productivität  der  Landwirtschaft.  Wir  glauben  nicht  daran,  dass  der  Landwirtschaft 
durch  Zwangsmaassregeln  geholfen  werden  kann,  sondern  nur  durch  eine  Hebung 
ihrer  productiven  Kräfte.  Um  so  wichtiger  ist  eine  solche  Stärkung  unserer  Land- 
wirtschaft, als  die  ernstesten  Fragen  der  Socialpolitik,  vor  Allem  also  des 
Arbeiterschutzes,  damit  im  Zusammenhang  stehen.  Zu  einem  gedeihlichen  Resultate 
müssen  aber  hier  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zusammenwirken.  Nimmt  man 
dazu  die  schwebenden  Fragen  des  Ausgleichs,  die  alle  entfesselt  und  noch  nicht 
gelöst  sind,  insbesondere  auch  die  Bankfrage,  nimmt  man  dazu  die  Steuerreform, 
die  Handelsverträge,  welchen  in  Deutschland  jetzt  schon  wohlorganisierte  Corpo- 
rationen  intensivste  Aufmerksamkeit  widmen,  während  bei  uns  noch  gar  nichts 
geschieht,  endlich  den  Ausbau  des  Arbeiterschutzes,  die  Ausdehnung  der  Ver- 
sicherungen und  die  manchen  neu  aufgerollten  Eisenbahnfragen  —  so  eröffnet 
sich  für  die  Discussionen  der  Gesellschaft  ein  reiches  Feld  erspriesslicher  und 
klärender  Thätigkeit.  Professor  v.  Philippovich  machte  hierauf  die  Mittheilung, 
dass  der  Vorstand  Herrn  Dr.  v.   Grabmayr  cooptiert  habe. 

Zunächst  sprach  sodann  Herr  Wittelshöfer  über  den  Züricher  Congress 
des  laufenden  Jahres:  Die  Geschichte  der  beiden  Congresse  reicht  zurück  bis  in 
das  Jahr  1889,  in  welchem  der  Schweizer  Bundesrath  sich  an  die  Regie- 
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rungen  der  europäischen  Staaten  mit  der  Einladung  zu  einer  internationalen 
Arbeiterschutzconferenz  wandte.  Im  Februar  1890  erschien  der  bekannte  Erlass 
des  Kaisers  Wilhelm.  Der  Schweizer  Bundesrath  überliess  dem  deutschen  Kaiser 
gern  die  Initiative,  und  so  kam  wenige  AVochen  später  die  Berliner  Arbeite  r- 
conferenz  zustande.  Die  Hoönungen,  die  man  auf  diesen  Congress  gesetzt 
hatte,  erhielten  den  ersten  Stoss,  als  man  erfuhr,  dass  sich  dessen  Berathungen 
bloss  auf  die  Arbeiterverhältnisse  in  Fabriken  und  Bergwerken  beschränken  und 
dass  die  Frage  der  Arbeitszeit  erwachsener  Männer  von  der  Tagesordnung  aus- 
geschlossen sein  solle.  Aber  der  Verlauf  des  Congresses  bereitete  auf  allen  Seiten 
eine  volle  Enttäuschung.  Einzelne  Staaten  waren  dem  Zwecke  von  vorneherein 
feindlich  und  waren  nur  erschienen,  um  die  Verhandlungen  zu  hemmen.  Manche 
beriefen  sich  darauf,  der  Staat  dürfe  in  die  Freiheit  des  Arbeiters  nicht  eingreifen. 
Andere  Staaten  entsendeten  ganz  ungeeignete  Persönlichkeiten,  die  gar  absonder- 
liche Dinge  vorbrachten.  So  verlangte  ein  englischer  Delegierter,  es  mögen  Kinder, 
die  gewisse  Schulprüfungen  gemacht  haben,  zu  den  „Vorrechten"  der  jugendlichen 
Arbeiter  —  so  und  so  viel  Stunden  mehr  arbeiten  zu  dürfen  —  zugelassen 
werden.  Ein  französischer  Delegierter  wiederum  begründete  seinen  Antrag,  es 
mögen  schon  13jährige  Kinder  zum  Bergbau  untertags  zugelassen  werden,  mit 
der  besonderen  Gefährlichkeit  dieses  Betriebes ;  die  zukünftigen  Bergarbeiter 
mögen  sich  daran  —  so  meinte  er  —  recht  frühzeitig  gewöhnen !  Die  ganze 
Bergwerkssection  befasste  sich  eine  Zeit  lang  nur  mit  der  Frage,  wie  im  Falle 
eines  Streiks  eine  Unterbrechung  der  Kohlenförderung  verhindert  werden  könne. 
Der  österreichische  Delegierte  Ha  b  e  r  e  r  meinte,  dass  man  die  Unterstützungscassen 
so  einrichten  müsste,  dass  streikende  Arbeiter  alle  Ansprüche  an  dieselben  verlieren. 
auch  soll  man  bei  Streiks  durch  Tarifherabsetzungen  etc.  eingreifen.  Nur  die 
Vertreter  eines  Landes  waren  mit  vollem  Ernst  und  gutem  Willen  bei  der  Sache, 
die  der  Schweiz.  So  herrschten  denn  auf  dieser  Conferenz  öder  Burcaukratisraus, 
Unkenntnis  oder  aber  heuchlerischer  Missbrauch  der  Freiheitsidee  —  und  unter 
solchen  Umständen  war  der  Misserfolg  vorauszusehen.  Die  Beschlüsse  fielen  auch 
dementsprechend  aus.  Sie  nahmen  nur  auf  die  zurückgebliebensten  Länder  Eück- 
sicht.  Ja,  selbst  das  Grundprincip  des  Congresses,  die  Forderung  nach  gesetz- 
lichem Arbeiterschutze,  wurde  verleugnet.  „In  versöhnlicher  Absicht"  wurde 
das  Verlangen  nach  gesetzlicher  Feststellung  der  Sonntagsruhe  fallen  gelassen. 
Man  beschloss,  die  Einschränkung  der  Arbeit  beim  Bergbau  möge  durch  Gesetz 
oder  Uebereinkommen  oder  auf  eine  andere,  den  Gewohnheiten  und  Grundsätzen 
einer  jeden  Nation  entsprechende  Weise  herbeigeführt  werden. 

So  war  das  Resultat  des  Congresses  gleich  Null.  Damit  war  gerade  Bismarck  s 
Ziel  erreicht.  Hat  dieser  doch  nachher  einem  Interviewer  gegenüber  eingestanden, 
er  habe  die  Conferenzidee  aufs  Tapet  gebracht,  um  den  socialpolitischen  Elan 
seines  jungen  Kaisers  zu  hemmen.  In  der  That  hat  sich  dieser  socialpolitische  Elan 
schon  verflüchtigt,  ehe  auch  nur  das  Geringste  geschehen  ist. 

Der  Schweizer  Bundesrath,  der  zusehen  musste,  wie  sein  ernstes  Project 
einer  Augenblickslaune  zum  Opfer  gefallen  war,  nahm  dasselbe  nun  wieder  auf. 
Der  1893  in  Biel  zusammengetretene  Schweizer  A  rb  ei  t  e  rtag  beschloss, 
neuerlich  einen   internationalen  Congress  einzuladen,    welcher  aber  von  Arbeiter- 
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Vertretern  beschickt  werden  sollte.  Damals  scheiterte  der  Plan  an  dem  Wider- 
stände der  deutschen  und  österreichischen  Socialdemokraten,  welche  sich  erst  drei 
Jahre  später  entschlossen,  der  Beschickung  des  Congresses  auch  durch  andere 
Parteien  zuzustimmen. 

So  kam  also  endlich  im  August  1 897  der  Züricher  Arbeiterschutz- 
congress  zustande.  Einberufen  war  derselbe  vom  Schweizer  Arbeiterbund,  der 
Vereinigung  von  Arbeitern  der  verschiedensten  Parteirichtungen.  Stimmfähig  war 
jeder,  der  sich  als  Vertreter  einer  Vereinigung  legitimieren  konnte,  deren  Mehrzahl 
aus  Lohnarbeitern  bestand.  Als  Gäste  mit  berathender  Stimme  wurden  solche 
zugelassen,  welche  sich  auf  socialpolitischem  Gebiete  literarisch  oder  praktisch 
bethätigt  hatten.  Bedingung  war  jedoch,  dass  nur  derjenige  Zutritt  hatte,  der 
principiell  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  war,  so  dass  also  Anarchisten 
und  orthodoxe  Liberale  von  vornherein  ausgeschlossen  waren. 

Eeferent  über  den  ersten  Punkt  der  Tagesordnung,  die  Sonntagsruhe, 
war  ein  katholischer  Priester  und  Professor  an  der  theologischen  Facultät  in 
Freiburg,  Dr.  Beck.  Er  trat  für  die  unbedingte  Sonntagsruhe  vor  allem  als 
sociale  Forderung  ein.  Ausnahmen  sollten  nur  gelten  hinsichtlich  der  conti- 
nuierlichen  Betriebe,  hinsichtlich  jener  Vorbereitungsarbeiten,  welche  nothwendig 
sind,  um  die  Aufnahme  der  vollen  Arbeit  am  Montag  zu  ermöglichen,  und  endlich 
—  als  Protest  gegen  den  englischen  Sonntag  —  jener  Arbeiten,  welche  der 
Bildung  und  Erholung  des  Volkes  dienen.  Beck  motivierte  die  letzte  Forderung 
mit  den  schönen  Worten:  „Denn  der  Sonntag  soll  ein  Sonnentag,  ein  Tag 
der  Freude  sein."  Endlich  verlangte  Beck  auch,  dass  den  arbeitenden  Frauen 
schon  der  Samstag  Nachmittag  zur  Verrichtung  der  nothwendigsten  häus- 
lichen Arbeiten  freigegeben  werde,  damit  auch  sie  den  Sonntag  der  Kühe  und 
Erholung  widmen  können.  Der  Congress  acceptierte  diese  Vorschläge.  Bemerkens- 
wert war,  wie  gerade  die  Socialdemokraten  frei  von  jeder  utopistischen  Princi- 
pienreiterei  waren.  Während  noch  1890  auf  der  Berliner  Conferenz  der  Cardinal 
Kopp  eine  Kesolution  beantragt  hatte,  nach  welcher  dem  Arbeiter  ein  Ruhetag 
in  der  Woche  und  womöglich  der  Sonntag  als  solcher  eingeräumt  werden 
solle,  erklärten  die  Socialdemokraten,  es  sei  eine  Verkennung  der  realen  Ver- 
hältnisse, einen  anderen  Tag  als  den  Sonntag  zum  allgemeinen  Ruhetag  machen 
zu  wollen. 

In  Bezug  auf  die  Kinderarbeit  wurde  die  untere  Altersgrenze  mit 
15  Jahren  festgesetzt.  Der  Zusammenhang  dieser  Frage  mit  der  Schulfrage 
wurde  fast  allseitig  anerkannt.  Die  Proteste  einiger  Clericaler  dagegen,  auch  des 
Oesterreichers  A  x  m  a  n  n  wurden  durch  Widerspruch  aus  dem  eigenen  Lager, 
z.  B.  von  Seite  des  belgischen  Abbe  Daeus,  beseitigt.  Man  stellte  die  For- 
derung nach  einer  obligatorischen  Elementarschule  bis  zum  15.  Jahre  und  weiter- 
hin einer  Fortbildungsschule  bis  zum  18.  Jahre  auf,  deren  Unterrichtszeit  in  die 
achtstündige  Arbeitszeit  zu  fallen  hätte.  Diese  Proposition  scheint  nicht  besonders 
glücklich,  denn  bei  einer  Verquickung  von  Arbeit  und  Schule  ist  es  immer  die 
letztere,  die  darunter  leidet.  Besser  wäre  es  gewesen,  sich  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  der  Elementarschulen  anzupassen,  und  für  die  Zeit  vom  14.  bis  15. 
Jahr  Fachschulen  (Lehrwerkstätten)  zu  begehren. 
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Den  Höhepunkt  des  Congresses  bildete  für  Congressgourmands  die  Discus- 
sion  über  die  Frauenarbeit.  Es  entwickelte  sich  eine  grosse  principielle 
Debatte,  zwei  verschiedene  Anschauungen  über  diese  Frage  standen  sich  gegen- 
über: die  christlichsociale  Auifassung,  wonach  die  Frau  in's  Haus  gehört,  und 
die  socialdemokratische,  welche  besagt,  die  Frau  müsse  selbständig  erwerbsfähig 
sein,  um  aus  der  geistigen  und  materiellen  Inferiorität  herauszukommen.  Die 
erstere  Richtung  krystallisierte  sich  in  dem  Antrage  des  belgischen  Demokratisch- 
clericalen  de  W i a r t,  die  Frauenarbeit  zu  verbieten,  welcher  vom  Antragsteller 
selbst  im  Verlaufe  der  Discussion  auf  das  Verbot  der  Arbeit  verheirateter 
Frauen  eingeschränkt  wurde.  In  beiden  Fassungen  ist  der  Antrag  lendenlahm. 
Soll  etwa  nur  die  Fabriksindustrie  verboten  werden  ?  Dann  züchtet  man  die  Heim- 
arbeit. Und  wenn  das  Verbot  nur  für  verheiratete  Frauen  gelten  soll,  dann 
schatft  man  ja,  wie  eine  socialdemokratische  Rednerin  mit  Recht  hervorhob,  eine 
Prämie  für  das  Concubinat. 

In  Betreff  der  Arbeit  erwachsener  Männer  war,  was  die  Arbeitszeit 
anbelangt,  nach  der  Zusammensetzung  des  Congresses  —  er  bestand  zu  zv;ei 
Drittheilen  aus  Socialdemokraten  —  nicht  zweifelhaft,  dass  der  Achtstunden- 
tag beschlossen  werden  würde.  Immerhin  beschränkte  sich  der  Congress  darauf, 
denselben  als  ein  erstrebenswertes  Ziel  zu  erklären,  bis  zu  dessen  völliger  Durch- 
setzung ein  sich  demselben  möglichst  annähernder  Maximaltag  wünschenswert 
"sei.  Die  interessanteste  Discussion  entspann  sich  über  die  Frage,  ob  die  Maximal- 
arbeitszeit für  alle  Arbeiten  gleich  sein  solle.  Gewiss  sind  die  Arbeiten  verschieden 
schwer,  aber  es  gibt  kein  objectives  Maass  für  die  Ermüdung  der  Muskeln  und 
Nerven ;  die  Abschätzung  derselben  wird  stets  vom  subjectiven  Standpunkte  des 
Unternehmers  und  des  Arbeiters  aus  verschieden  ausfallen.  Auch  finden  sich  in 
jedem  Betriebe  verschieden  schwere  Arbeiten,  für  die  aber  aus  technischen  Gründen 
eine  gleiche  Arbeitszeit  bestehen  muss.  Wenn  das  Gesetz  nicht  eine  einheitliche 
Maximalarbeitszeit  festsetzt,  so  würde  die  Bestimmung  der  Arbeitszeit  ganz 
willküilich  je  nach  politischer  und  socialer  Macht  erfolgen  und  schwerere  Einzel- 
kämpfe, als  jetzt,  würden  daraus  entstehen.  Darum  muss  es  beim  einheitlichen 
Arbeitstag  verbleiben. 

Ueber  die  Nachtarbeit,  die  Ueberzeitarbeit  und  die  Arbeit  in 
gesundheitsschädlichenBetrieben  erstattete  der  hervorragende  Hygie- 
niker  E  r  i  s  m  a  n  n  dem  Gongresse  ein  ausgezeichnetes  Referat.  Er  zeigte  die 
Gefährlicheit  und  Schädlichkeit  der  Nachtarbeit,  er  hob  hervor,  dass  Tagesruhe 
die  Nachtruhe  nicht  ersetzen  könne.  Es  sei  deshalb  eine  Arbeitszeit  bei  Nacht  der 
gleichen  Arbeitszeit  bei  Tag  durchaus  nicht  äquivalent.  In  Bezug  auf  die  Ueber- 
arbeitszeit  wiesen  besonders  die  Engländer  darauf  hin,  dass  diese  das  grüsste 
Hindernis  zur  Erlangung  eines  angemessenen  Lohnes  bilde. 

Als  eines  der  hauptsächtlichsten  Mittel  zur  Verwirklichung  des 
Arbeiterschutzes  wurde  die  Institution  der  Gewerbe-Inspectoren  anerkannt. 
Natürlich  müssen  diese  vollkommen  unabhängig  und  mit  genügenden  Kräften  und 
Vollmachten  ausgestattet  sein,  um  ihrer  Aufgabe  entsprechen  zu  können.  Hilfs- 
Gewerbe-Inspectoren  aus  dem  Arbeiterstande  und  weibliche  Inspectoren  wurden 
als    dringend    nothwendig    bezeichnet.    Insbesondere    wurde    aber    hervorgehoben, 
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dass  die  Institution  nur  dort  mit  Erfolg  wirken  kann,,  wo  sich  die  Gewerbe- 
Inspectoren  der  Unterstützung  durch  die  Arbeiter-Organisationen  erfreuen,  so  dass 
eine  gute  Organisation  der  Arbeiterschaft  sich  schon  deshalb  als  nothwendig  erweist. 

Die  Forderung  des  Congresses  nach  Gewährung  des  vollen  Wahl-, 
Vereins-,  Versammln  ngs-  und  Coalitionsrechtes  bezieht  sich  selbst- 
verständlich nur  auf  die  zurückgebliebenen  Länder.  Diese  Forderung  bedarf  keiner 
Begründung.  Heute,  wo  die  sociale  Entwicklung  den  politischen  Bestrebungen 
einen  neuen  Inhalt  gegeben  hat,  wo  die  sociale  Gesetzgebung  überall  im  Vorder- 
grund steht,  ist  es  nur  natürlich,  dass  die  zunächst  Interessierten,  die  Arbeiter, 
zur  Mitwirkung  herangezogen  werden,  dass  ihnen  aber  auch  Gelegenheit  gegeben 
wird,  in  Vereinen  und  Versammlungen  ihre  Anschauungen  zu  prüfen  und  zu 
klären.  Eine  nothwendige  Folge  dieser  Entwicklung  ist  aber  auch,  dass  den 
Frauen  politische  Kechte  zuerkannt  werden  und  dass  die  Altersgrenze  für  das 
Wahlrecht  herabgesetzt  werden  muss. 

Der  Congress  beschloss  weiter  eine  intensive  Agitation  durch  Publica- 
tionen  und  weitere  Congresse  zu  entfalten,  insbesondere  aber  auch  die 
Schaffung  eines  internationalen  Arbeitsamtes,  welchem  die  Sammlung 
der  Gesetzgebung,  die  Arbeitsstatistik  und  die  Auskunftsertheilung  über  Fragen 
des  Arbeiterschutzes  zu  obliegen  hätte.  Schliesslich  richtete  der  Congress  au  den 
Schweizer  Bundesrath  die  Bitte,  seine  Bemühungen  für  internationalen  Arbeiter- 
schutz fortzusetzen. 

Besonders  wichtig  ist  eine  Eesolution,  wonach  die  Bestrebungen  für  inter- 
nationalen Arbeiterschutz  die  Entwicklung  des  nationalen  Arbeiterschutzes 
nicht  aufhalten  sollen.  Namentlich  in  den  germanischen  Ländern,  wo  man  kaum 
mehr  principielle  Gegner  des  staatlichen  Arbeiterschutzes  findet,  helfen  sich  die 
Feinde  desselben  damit,  dass  sie  auf  internationale  Vereinbarungen  vertrösten, 
von  denen  man  hofft,  dass  sie  niemals  zustande  kommen  werden.  Das  beliebteste 
Argument  ist  die  ausländische  Concurrenz.  Wo  es  sich  um  Industrien  handelt, 
welche  für  den  inländischen  Markt  arbeiten,  fällt  aber  dieses  Argument  bei  einer 
nationalen  Schutzpolitik  ohneweiters  weg.  Allerdings  ist  der  heutige  Schutzoll 
durchaus  nicht  rationell  zu  nennen ;  dieser  nimmt  nur  auf  die  Unternehmer 
Rücksicht.  Erst  der  sociale  Schutzzoll,  welcher  der  ganzen  Industrie,  also  auch 
den  Arbeitern,  zugute  kommt,  wird  wirklich  volkswirtschaftliche  Erfolge  erzielen, 
indem  er  zugleich  eine  consurakräftige  Bevölkerung  schafft.  Was  nun  die  expor- 
tierenden Industrien  betrifft,  so  müssen  diese  entweder  die  Opfer,  die  ihnen  der 
Arbeiterschutz  auferlegt,  durch  technische  Verbesserungen  und  bessere  Oekonomie 
hereinzubringen  suchen  oder,  wenn  sie  das  nicht  können  —  so  müssen  sie  auf- 
gelassen werden.  Industrien,  welche  nur  durch  Ueberarbeit  erhalten  werden  können, 
haben  keine  Existenz-Berechtigung.  Ebenso,  wie  man  erklärt,  dass  dem  Klein- 
gewerbe vielfach  nicht  zu  helfen  ist,  weil  es  den  modernen  Productionsbedin- 
gungen  nicht  entsprechen  kann,  so  muss  man  auch  bezüglich  dieser  Industrien 
den  Muth  haben,  das  Gleiche  zu  sagen !  Aber  hindert  denn  der  Arbeiterschutz 
den  Export?  England,  das  den  entwickeltesten  Arbeiterschutz  hat,  braucht  sich 
seines  Exportes  doch  nicht  zu  schämen  —  Oesterreich  ist  unter  der  Herrschaft 
des  Arbeiterschutzes  industriell  sehr  gut  vorwärts  gekommen  —  Spanien,  welches 
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seine  neunjährigen  Kinder  der  Industie  ausliefert,  hat  meines  Wissens  den  inter- 
nationalen Markt  nicht  erobert.  Freilich  haben  national  wirtschaftende  Länder  es 
viel  leichter,  Arbeiterschutz-Maassregeln  einzuführen.  Daher  sollte  man  möglichst 
trachten,  für  das  Inland  und  erst  in  zweiter  Linie  für  das  Ausland  zu  arbeiten. 
Staat  und  Cartelle  treiben  aber  heute  gerade  die  entgegengesetzte,  nicht  nur 
volkswirtschaftlich,  sondern  auch  socialpolitisch  bedenkliche  Politik,  indem  sie 
Waren  im  Auslande  verschleudern  und  gleichzeitig  im  Inlande  die  Preise  in  die 
Höhe  schrauben  lassen.  Im  übrigen  stehen  ja  den  Staaten  manche  Mittel  zur 
Verfügung,  um  die  anderen  Staaten  zu  socialpolitischen  Maassnahmen  zu  zwingen. 
Die  internationalen  Vereinbarungen  würden  gewiss  dazu  dienen,  Complicationen 
zu  beseitigen  und  den  Geist  der  nationalen  Gesetzgebung  zu  beleben,  aber  kein 
Wort  war  richtiger  als  das,  welches  der  Präsident  des  Congresses  in  der  Eröff- 
nungsrede gesprochen:  „Die  Weiterentwicklung  des  nationalen  Arbeiterschutzes  ist 
die  Voraussetzung  für  den  internationalen  Schutz." 

Ueberblickt  man  zusammenfassend  das  Bild  des  Congresses,  so  kann  man 
sagen,  dass  alle  Parteien  von  demselben  befriedigt  waren.  Der  Congress  war 
aufgebaut  auf  einer  Vertretung  der  Arbeiter.  Kein  aufgeklärter  Fabriks-Absolu- 
tismus, welcher  wohlwollend  von  oben  herab  Concessionen  gewähren  will,  sondern 
der  wirtschaftliche  Constitutionalismus  tagte  hier,  der  die  Hebung  des  materiellen 
und  geistigen  Niveaus  der  Arbeiter  auf  Grundlage  der  Gleichberechtigung  und 
unter  ihrer  Mitwirkung  für  nothwendig  erachtet.  Dabei  haben  die  einzelnen  Parteien 
gelernt,  einander  zu  würdigen  und  zu  verstehen.  So  wurden  Missverständnisse 
geklärt,  persönliche  Beziehungen  zwischen  Gegnern  angeknüpft  und  dadurch  die 
Grundlagen  für  weitere  gedeihliche  Arbeit  geschaffen. 

Was  aber  der  Congress  nicht  beseitigen  konnte,  das  war  der  tiefe  Gegensatz 
zwichen  den  beiden  grossen  Wirtschafts-,  nach  Bebel  sogar  Weltanschauungen. 
Auf  der  einen  Seite  stand  die  sogenannte  conservative,  christlich- sociale  Welt- 
anschauung, welche  meint,  dass  sie  durch  die  Belebung  der  alten  Wirtschaftsformen 
auch  deren  Inhalt  neu  beleben,  dass  sie  durch  Creierung  von  Innungen  die  alten 
Productions-  und  Absatzbedingungen  schaffen,  dass  sie  den  Uebergang  vom  Agrar- 
zum  Industriestaate  hindern  könne.  Auf  der  andern  Seite  steht  die  fortschrittliche 
Richtung,  welche  der  Ansicht  ist,  dass  sich  die  Form  dem  Inhalte  anpassen 
müsse,  dass  Grossbetrieb,  Weltmarkt  und  Weltverkehr  und  die  Entfaltung  der 
ökonomischen  Kräfte  bestimmend  sein  müssen  für  die  Wirtschaftsformen.  Diese 
fortschrittliche  Tendenz  hat  aber  wieder  Anhänger  mit  sehr  verschiedenen  Ab- 
sichten. Da  ist  der  liberale  Capitalismus.  Er  setzt  die  ökonomische  Entwicklung 
über  alles,  diese  ist  ihm  Selbstzweck,  er  opfert  ihr  das  Individuum,  Da  ist  der 
Socialismus,  für  den  die  ökonomische  Entwicklung  nur  die  Handhabe  zur  Be- 
freiung aus  der  physischen  uiid  geistigen  Noth  bildet ;  für  ihn  ist  das  Capital 
nur  ein  Mittel,  der  Capitalismus  nur  ein  Durchgangsstadium.  Indem  der  Socia- 
lismus an  der  technischen  und  ökonomischen  Entwicklung  festhält,  fordert  er  die 
Anpassung  des  Capitalismus  an  das  Recht  und  die  Bedürfnisse  des  Individuums. 
Und  diese  Anpassung  vollzieht  sich  in  der  Socialreform.  Die  Socialreform  setzt 
dem  Capitalismus  Schranken,  entkleidet  ihn  seiner  Härten  und  sichert  die  Ent- 
wicklungsfähigkeit   der    Gesellschaft.     Wenn    die    Conservativen    sich    aber    der 
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Socialreform  bemächtigen,  so  thun  sie  dies,  um  sie  ihrem  Ideal  anzupassen. 
Dieses  Ideal  steht  aber  im  Widerspruche  mit  der  ökonomischen  Entwicklung.  Die 
praktische  Formel  für  die  Conservativen  besteht  in  der  differentiellen  Behandlung 
des  Fabriksarbeiters  auf  der  einen  Seite,  des  Handwerks-  und  Landarbeiters 
auf  der  anderen  Seite.  In  dem  man  der  Industrie  Schutzmaassregeln  für  ihre 
Arbeiter  aufträgt,  die  man  dem  Kleingewerbe  erlässt,  wobei  letzterem  noch  die 
Lehrlingsausbildung  allein  übertragen  bleibt,  schafft  man  künstliche  Concurrenz- 
bedingungen  für  das  Kleingewerbe.  Das  ist  das  nackte  Princip  der  Erhaltung 
des  Mittelstandes  durch  Preisgebung  der  Arbeiter.  Diese  Maassregel  hat,  so  scheint 
es,  viel  kräftiger  zu  Gunsten  der  Handwerker  gewirkt,  als  Befähigungsnachweis 
und  Zwangsinnung.  Allerdings  haben  die  Conservativen  damit  nicht  dem  Gewerbe, 
sondern  vielleicht  nur  einzelnen  Gewerbetreibenden  genützt.  Der  Capitalismus 
wird  durch  solche  Maassregeln  nicht  aufgehalten,  er  macht  sich  höchstens  die 
Arbeit  in  einer  andern  Form  dienstbar.  An  die  Stelle  des  industriellen  Gross- 
betriebes tritt  der  commercielle  Grossbetrieb,  aus  dem  Handwerker  wird  der 
Stückmeister,  der  Arbeitsvogt,  der  Zwischenhändler  mit  menschlicher 
Arbeit.  Es  ist  merkwürdig,  dass  die  Christlichsocialen,  die  den  abusiven 
Zwischenhandel  bekämpfen,  diesen  derart  in  seiner  hässlichsten  Form  protegieren, 
wobei  sie  noch  durch  Verfolgung  der  Sitzgesellen  als  Pfuscher  dafür  sorgen, 
dass  kein  Arbeiter  dem  Stückmeister  entgeht.  Die  commerciellen  Grossunternehmer 
ohne  Fabriken,  ohne  Maschinen,  ohne  Beziehungen  zu  ihren  eigentlichen  Arbeitern, 
ohne  Interesse  an  der  Continuität  der  Arbeit  haben  nicht  die  geringste  sociale 
Verantwortung,  daher  entwickeln  sich  hier  die  schlechtesten  Verhältnisse.  Eine 
derart  einseitige  Entwicklung  des  Arbeiterschutzes  ist  unmöglich.  Wir  dürfen  uns 
nicht  damit  begnügen,  die  Erweiterung  des  bestehenden  Arbeiterschutzes  anzu- 
streben, auch  das  Kleingewerbe  und  die  Heimarbeit  müssen  in  denselben  ein- 
bezogen werden.  Das  englische  Werkstättengesetz  gestattet  dem  Gewerbeinspector, 
in  jede  Kammer  zu  gehen,  in  der  auch  nur  ein  Arbeiter  gegen  Lohn  beschäftigt 
ist,  er  misst  dem  Arbeiter  Licht  und  Luft  zu.  Und  auch  der  deutsche  Centrums- 
führer Hitze  hat  erklärt,  eine  solche  Mittelstandspolitik  sei  wider  alle  Vernunft. 
Und  in  Oesterreich  bildet  diese  Mittelstandspolitik  wider  alle  Vernunft  den 
Angelpunkt  der  Gesetzgebung.  In  Zürich  kamen  diese  Gesichtspunkte  bei  der 
Landarbeiterfrage  und  hauptsächlich  bei  der  Frauenfrage  zur  Geltung.  Nicht 
für  die  Frau,  sondern  gegen  die  Grossindustrie  war  der  Antrag  de  Wiart 
gerichtet. 

Man  kann  als  Ergebniss  des  Züricher  Congresses  einen  ungeheueren  Fort- 
schritt der  öffentlichen  Meinung  auf  socialem  Gebiete  constatieren.  Das  Schreck- 
gespenst des  Umsturzes  hat  sich  verflüchtigt,  man  hat  die  Arbeiterbewegung  als 
eine  grosse  nothwendige  Culturbewegung  erkannt  und  die  Ueberzeugung  von  der 
Unerlässlichkeit  einer  kräftigen  Socialreform  schwindet  nicht  mehr  aus  den  Köpfen. 
Der  feinsinnige  deutsche  Nationalökonom  Knapp  hat  jüngst  gesagt :  „Der  conser- 
vative  Mensch  ist  überzeugt,  dass  er  stets  rechtzeitig  seine  maassvollen  Neuerungen 
von  selber  beginnt,  und  doch  wird  er  in  der  Regel  vom  Drange  seiner  radicaleren 
Gegner  in  Bewegung  gesetzt."  Darum,  lassen  Sie  sich  drängen  —  oder  bessor, 
1I rängen  Sie  selbst!  ' 


94  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte. 

Hierauf  berichtete  Professor  v.  Philippovich:  Während  auf  dem 
Züricher  Arbeiterschutz-Congresse  eine  Vertretung  vor  allem  der  Arbeiter  ver- 
sammelt war,  welche  eine  Einigung  über  die  schwebenden  Fragen  in  einer  nach 
allen  Seiten  hin  einwandfreien  Form  auf  einem  Boden  vorgeschrittenster  Staats- 
verfassung erzielen  wollte,  hatte  der  Brüsseler  Congress  einen  ganz  anderen 
Charakter.  Die  Idee  zu  diesem  Congresse  war,  wie  die  liberalen  Blätter  Belgiens 
hervorhoben,  ausgegangen  von  „Professoren  und  Staatsfunctionären,  also  von 
mehr  oder  weniger  von  der  Regierung  abhängigen  Männern,  welche  eigentlich 
mit  der  ganzen  Frage  direct  nichts  zu  thun  haben."  Der  Congress  war  nämlich 
durch  Professor  Marhaim  in  Lüttich,  den  man  als  liberalen  Socialpolitiker 
charakterisieren  kann,  durch  Professor  Gide  in  Montpellier,  der  der  evangelisch- 
socialen  Richtung  angehört,  und  durch  Professor  Brentano  in  München  angeregt 
worden.  Der  Zweck  des  Congresses  war,  den  Faden  der  verunglückten  Berliner 
Conferenz  weiterzuspinnen.  Man  muss  aber  nicht  etwa  glauben,  dass  er  deshalb 
etwa  in  einem  Gegensätze,  einem  Concurrenzverhältnisse  zum  Züricher  Congresse 
gestanden  sei,  es  war  einfach  eine  Versammlung  von  Theoretikern,  welche,  unab- 
hängig vom  Zürischer  Congresse,  aber  deshalb  doch  nicht  gegen  ihn  sich  mit  der 
Sache  beschäftigen  wollte.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  Berlepsch  selbst,  kurz 
nachdem  der  Berliner  Congress  im  Sande  verlaufen  war,  die  Anregung  zu  dieser 
Fortsetzung  desselben  gegeben  hat.  Die  belgische  Regierung  stand  dem 
Unternehmen  freundlich  gegenüber,  ja  sie  protegierte  dasselbe  sogar  in  ihrem 
eigenen  Interesse. 

Vertreten  waren  auf  dem  Congresse  alle  europäischen  und  auch  ausser- 
europäischen  Staaten,  die  sich  überhaupt  für  Socialpolitik  interessieren.  Die  meisten 
Staaten  hatten  auch  officielle  Vertreter  entsendet.  Die  österreichische  Regie- 
rung war  nicht  vertreten  —  wohl  nicht  aus  Mangel  an  Interesse  an  der  Sache, 
sondern  in  der  Ueberzeugung,  dass  es  im  Augenblick  nicht  zweckmässig  sei, 
diese  Richtung  der  Politik  zu  betonen.  Ebenso  fehlte  Deutschland  und 
Italien.  Die  ungarische  Regierung  war  durch  den  königlichen  Rath 
Sterenyi  vertreten,  der  auch  eine  kleine  Broschüre  über  den  Arbeiterschutz  in 
Ungarn  vorlegte.  Im  Ganzen  war  die  Theilnehmerzahl  eine  sehr  bedeutende. 
450  Theilnehmer  waren  gemeldet,  von  denen  freilich  nicht  alle  anwesend  waren. 

Dem  Congresse  wurden  sieben  Fragen  vorgelegt.  Die  erste  war  darauf 
berechnet,  die  Fortschritte  in  der  Arbeite  rschutz-Gesetzgebung 
seit  dem  Jahre  1890,  also  seit  der  Berliner  Conferenz,  in  den  einzelnen  Staaten, 
insbesonders  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  in  Berlin  gefassten  Beschlüssen 
zu  prüfen.  Die  zweite  Frage  gieng  dahin,  ob  es  wünschenswert  sei,  männ- 
liche erwachsene  Arbeiter  einer  Schutzgesetzgebung  zu  unter- 
werfen, insbesonders  ob  die  Arbeitszeit  für  diese  Gruppe  von  Arbeitspersonen 
einer  gesetzlichen  Regel  unterliegen  solle.  Die  dritte  Frage  lautete:  Ist  ein 
internationaler  Arbeiterschutz  überhaupt  möglich  und  wünschenswert? 
Wenn  ja,  in  welchem  Maasse,  in  w-elclier  Form  ?  Vierte  Frage :  Ist  es  zweck- 
mässig, die  Arbeitsverhältnisse  in  der  Kleinindustrie,  im  Handwerk 
und  in  der  Hausindustrie  zu  regeln?  Wenn  ja,  in  welchem  praktischen 
Sinne?    Fünfte    Frage:    Ist    es    nüt'/lich,    besondere   Maassregeln    bezüglich    der 
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gefährlichen  und  gesundheitsschädlichen  In  dus  trie  n  vorzu- 
sehen ?  Sechste  Frage:  Welches  sind  die  besten  Mittel  zur  Durchführung 
des  Arbeiterschutzes  insbesondere  was  die  Ueberwachungspflicht  der 
Gewerbe-Inspectoren  betrifft?  Siebente  Frage:  Ist  es  wünschenswert,  dass 
man  internationale  Vereinbarungen  zwischen  den  Arbeits- 
ämtern und  eine  internationale  Statistik  der  Arbeit  herbeiführe? 

Wie  man  sieht,  war  es  ein  sehr  umfassendes  Programm,  das  dem  Congress 
vorgelegt  worden  war.  Abstimmungen  waren  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Es 
handelte  sich  ja  auch  nicht  darum,  wie  auf  dem  Züricher  Congresse,  positive  Ziele 
za  schaffen,  üebrigens  wurde  die  Berathun?  der  concreten  Fragen,  welche  immerhin 
vorlagen,  durch  den  ganzen  Charakter  des  Congresses  unmöglich  gemacht. 

Der  Congress  wurde  nämlich  dadurch  in  eine  andere  Kichtung  gedrängt, 
dass  auf  demselben  eine  allerdings  nicht  zahlreiche,  aber  um  so  lebhaftere  Gruppe 
von  absoluten  Manchesterleuten  vorhanden  war.  Diese  haben  von  allem  Anfang 
an  die  principiolle  Frage  aufgeworfen  und  sich  von  ihrem  Standpunkte  aus  immer 
wieder  gegen  die  Staatsintervention  gekehrt,  so  dass  die  ganzen  vier  Tage,  welche 
der  Congress  währte,  eine  Schlacht  geschlagen  wurde,  die  für  denselben  schon 
von  vornherein  hätte  entschieden  sein  sollen.  Ist  die  Staatsintervention  zweck- 
mässig oder  nicht?  So  lautet  die  grosse  Frage.  Man  hatte  also  auf  diesem 
Congresse  Gelegenheit,  Männer  von  Angesicht  zu  Angesicht  zu  sehen,  die  gewiss 
mancher  schon  für  ausgestorben  hielt.  Diesen  Männern  wurde  in  grosser  Ueber- 
einstimmung  von  den  Deutschen  und  Oesterreichern  entgegengetreten.  Eine  an- 
genehme Hilfstruppe  erhielten  wir  aus  England  in  der  Person  von  Miss  Anderson, 
einem  weiblichen  Fabriks-Inspector,  welche  den  ungeheuerlichen,  thatsächlichen 
Behauptungen  der  Manchesterleute  entschieden  wiederholt  die  wahre  Sachlage  mit 
durchschlagendem  Erfolge  entgegenhielt.  Die  Vertretung  des  Manchesterthums 
fiel  hauptsächlich  den  Franzosen  Yves  Guyot,  dem  ehemaligen  französischen 
Minister,  Ingenieur  und  Professor  Fleury,  dem  Anhänger  Le  Play's  H e  r  b  e  r  t- 
Valleroux,  zu.  Dazu  gesellte  sich  der  bekannte  russische  Agent  Raffa- 
1  0  w  i  t  s  c  h  und  Herr  Ludwig  Strauss  aus  Antwerpen. 

Im  gesammten  Verlaufe  des  Congresses  hat  sich  gezeigt,  dass  das  Princip 
der  Staatsintervention  heute  wirklich  nicht  mehr  zu  discutieren  ist.  Wenn  gerade 
von  Seite  der  Franzosen  gegen  die  Einmischung  des  Staates  so  leidenschaftlich 
Stellung  genommen  wurde,  so  scheint  dies  auf  ausserordentlichen  Mängeln  in 
der  französischen  Verwaltung  zu  beruhen.  Die  Franzosen  sprachen 
auf  dem  Congresse  ganz  offen  und  unter  der  Zustimmung  ihrer  Compatrioten 
von  Dingen,  die  man  sonst  lieber  unter  sich  abmacht,  aber  nicht  auf  einem 
internationalen  Congresse  bespricht.  Der  Fremde  konnte  da  von  den  Franzosen 
selbst  hören,  dass  die  bestehenden  Gesetze  in  der  Kegel  ohnehin  nicht  ausgeführt 
werden.  Yves  Guyot,  Fleury  tind  Vanlaer,  ein  katholischer  Professor  aus  Lille, 
erzählten  Fälle  von  Corruption  der  französischen  Gewerbe-Inspectoren  und  Wider- 
haarigkeiten  der  Verwaltung  gegen  die  Gesetze.  Darnach  genügte  ein  Diner, 
das  ein  Grossindustrieller  dem  Gewerbe-Inspector  bietet,  um  letzteren  für  alle 
Unzukömmlichkeiten  in  der  Fabrik  blind  zu  machen.  Auch  wurden  zahlreiche 
Fälle   vorgebracht,    in  denen    die  Ausführung   der  Gesetze  durch    die  Magistrate, 
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beziehungsweise  die  hiezn  berufenen  politischen  Behörden  selbst  gehemmt  wurde. 
Eine  derartig  schwache  Verwaltung  ist  natürlich  nicht  geeignet,  socialpolitische 
Maassregeln  durchzuführen. 

In  positiver  Hinsicht  hat  der  Congress  kein  Ergebnis  geliefert  —  eben- 
sowenig wie  eigentlich  der  Züricher  Congress.  Eine  moralische  Bedeutung  hat 
aber  der  Congress  gehabt,  indem  er  eine  ganz  gewaltige  Uebereinstimmung  der 
Meinungen  der  deutschen,  österreichischen  und  belgischen  Socialpolitiker  insbeson- 
dere in  der  Frage  des  Kleingewerbes  und  der  Heimarbeit  zutage  treten  Hess. 
Sowohl  Professor  Hitze  als  Vertreter  des  deutschen  Centrums,  als  Verhaegen, 
der  Führer  der  katholischen  Demokraten  in  Belgien,  haben  mit  aller  Entschieden- 
keit erklärt,  dass  die  Schäden  in  der  Kleinindustrie  vielfach  grösser  seien  als  in  der 
Grossindustrie,  und  dass  gar  kein  Grund  vorhanden  sei,  die  Gesetze  nicht  auch 
auf  die  erstere  —  wenn  auch,  wie  zugestanden  werden  muss,  unter  schwierigeren 
Verhältnissen  —  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Die  Belgier,  die  durchwegs  sehr  sympatisch  und  dem  Arbeiterschutze 
freundlich  gesprochen  haben,  auch  wenn  sie  verschiedenen  Lagern  angehörten, 
haben  auch  im  privaten  Verkehre  betont,  dass  sie  eine  Verstärkung  der  inter- 
nationalen wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  den  europäischen  Staaten  über- 
haupt vor  allem  aber  derjenigen,  welche  bereits  die  1892er  Handelsverträge 
geschlossen  haben,  wünschten.  Insbesondere  aber  verlangten  sie  eine  Annäherung 
aller  mitteleuropäischen  Staaten  mit  oder  ohne  Frankreich  angesichts  der  drohenden 
Concurrenz  Russlands  und  Amerikas. 

Nach  dem  Schlüsse  des  Congresses  kamen  die  Freunde  des  Arbeiterschutzes 
zusammen,  um  zu  besprechen,  in  welcher  Weise  denn  auch  praktisch  etwas 
geschehen  könne.  Es  war  die  Frage  der  Fortführung  dieser  Beziehungen,  beziehungs- 
weise der  Bildung  eines  Mittelpunktes  für  den  Arbeiterschutz,  welche  hier  auf 
der  Tagesordnung  stand,  der  Gedanke,  dass  es  zunächst  wünschenswert  wäre, 
wenigstens  ein  Organ  zu  schaffen,  welches  alle  Materialien  über  den  Arbeiter- 
schutz —  nicht  nur  die  Gesetze,  sondern  auch  die  Verordnungen,  welche  viel- 
fach wichtiger  als  die  Gesetze  sind,  und  die  Beobachtungen  über  deren  Durch- 
führung sammelt.  Der  Plan,  diese  Thätigkeit  dem  internationalen  statistischen 
Institute  zu  übertragen,  wie  angeregt  wurde,  ist  als  beseitigt  anzusehen.  Dagegen 
wurde  der  Vorsitzende  D  u  c  d'Ü  r  s  e  1  beauftragt,  im  Vereine  mit  Professor 
Marhaim  und  dem  katholischen  Socialpolitiker  Professor  Brandts  und  wo- 
möglich mit  Herrn  v.  Berlepsch  diesbezügliche  vorbereitende  Schritte  zu 
unternehmen.  Es  wird  sich  praktisch  darum  handeln,  einen  Staat  zu  finden,  der 
mit  seinem  Arbeitsamte  den  Anfang  macht.  Am  nächsten  wären  hiezu  die  Schweiz 
oder  Belgien. 

Für  Oesterreich  kann  aus  den  beiden  Congressen  gefolgert  werden,  dass 
es  wünschenswert,  ja  nothwcndig  ist,  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes 
weiterzuschreiten,  ohne  eine  internationale  Organisation  abzuwarten.  Denn  wenn 
man  von  einem  internationalen  Arbeiterschutz  spricht,  so  kann  es  sich  gar  nicht 
darum  handeln,  eine  reine  mechanische  Gleichstellung  der  diesbezüglichen  Gesetze 
in  allen  Staaten  herbeizuführen.  Es  kann  sich  nur  handeln  um  Parallelactionen 
innerhalb  der  einzelnen  Staaten,  es  kann  sich  nur  darum  handeln,  darauf  hinzu- 
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wirken,  dass  in  fremden  Ländern  Verhältnisse  beseitigt  werden,  welche  als 
Hemmnisse  des  nationalen  Arbeiterschutzes  erscheinen,  nicht  aber  darum,  die 
eigenen  von  den  fremden  abhängig  zu  machen.  Doch  ist  einzuräumen,  dass  wir 
in  manchen  Fällen  auch  ein  praktisches  Interesse  an  der  internationalen  Regelung 
haben  könnten.  Denn  einerseits  können  sich  die  Gegner  des  nationalen  Arbeiter- 
schutzes auf  diese  Verhältnisse  berufen,  andererseits  wird  in  manchen  Fällen 
auch  die  Concurrenzfähigkeit  einer  Industrie  durch  den  nationalen  Arbeiterschutz 
gegenüber  der  eines  anderen  Landes,  wo  ein  solcher  fehlt,  geschmälert  —  aller- 
dings nicht  immer  in  jenem  Maasse,  in  welchem  es  in  dem  Schreiben  Kaiser 
Wilhelms  an  seinen  Handelsminister  ausgesprochen  worden  ist.  In  den  wirklich 
zutreffenden  Fällen  wird  aber  auch  eine  Regelung  möglich  sein. 

Wenn  es  möglich  ist,  internationale  Vereinbarungen  über  den  Transport 
gefährlicher  Stoffe,  über  dies  und  jenes  zu  treffen,  so  muss  es  auch  möglich  sein, 
auf  internationalem  Wege  zu  einer  Vereinbarung  gegen  eine  gewisse  Methode 
der  Ausnützung  menschlicher  Arbeitskraft  zu  gelangen.  Wir  schonen  damit  jene  Kraft, 
welche  die  Welt  weiter-,  welche  die  Welt  vorwärtsbringt ! 

Der  Vorsitzende,  Dr.  v.  D  o  r  n,  schloss  hierauf  die  Versammlung. 

LXXVII.   Plenapversammlung  vom   30.   November  1897. 

Professor  v.  Philippovich  eröffnet  die  Versammlung  mit  einer  Ansprache, 
in  der  er  es  als  Pflicht  der  Gesellschaft  bezeichnet,  zu  den  neuesten  politischen 
Ereignissen  Stellung  zu  nehmen;  es  sei  mit  Freude  zu  begrüssen,  dass  in  der 
politischen  Lage  eine  Aenderung  eingetreten  sei,  welche  hoffen  lasse,  dass  nun- 
mehr im  Parlamente,  dort  also,  wo  sie  zunächst  besprochen  werden  sollen,  die 
wirtschaftlichen  und  socialpolitischen  Fragen  auch  thatsächlich  zur  Erörterung 
gelangen  werden ;  dies  möge  das  neue  Ministerium,  dem  ja  auch  ein  Ausschuss- 
mitglied der  Gesellschaft,  Finanzminister  von  Böhm-Bawerk  angehöre,  indem 
es  die  Gegensätze  mildere,  erreichen.  Der  Vorsitzende  entbietet  dem  neuen  Finanz- 
minister die  besten  Wünsche  der  Gesellschaft  für  den  Erfolg  seiner  Thätigkeit 
und  spricht  die  Hoffnung  aus,  ihn  dem  Ausschusse  erhalten  zu  sehen. 

Es  ergreift  sodann  Manfred  Frh.  v.  Maderny  das  Wort  zu  seinem 
Vortrage  über  die  Kunstweinfrage. 

Redner  bezeichnet  zunächst  sein  Thema  als  ausserordentlich  schwierig,  weil 
bei  denselben  neben  den  wirtschaftlichen  und  socialen  auch  physikalische  und 
chemische  Fragen  in  Betracht  kommen.  Ueberdies  sei  nicht  einmal  eine  genaue 
Begrenzung  der  Begriffe  da,  es  sei  nicht  genau  entschieden,  was  man  als  Natur-, 
was  als  Kunstwein  zu  betrachten  habe.  Es  fragt  sich,  wo  man  gesetzlich  die 
Grenze  ziehen  soll. 

Aus  dieser  Schwierigkeit  ist  die  Anregung  hervorgegangen,  eine  Scheidung  in 
Weine  und  Weinsurrogate  zu  schaffen,  und  die  ersteren  wieder  in  stille, 
schäumende  und  edle,  letztere  in  gesundheitsschädliche  und  nichtgesundheits- 
schädliche einzutheilen.  Gesundheitschädliche  Weinsurrogate  wären  selbstverständ- 
lich gänzlich  zu  verbieten ;  für  die  nichtgesundheitsschädlichen  Weine  sei  der 
Ausdruck  „Vi  no  sine"  zu  empfehlen.  Zu  ihnen  gehöre  auch  das  in  Oesterreich 
als  Halbwein  zu  declarierende  Getränke. 
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Eedner  erörtert  nun  die  gebräuchlichsten  Methoden,  durch  welche  der 
Wein  oder  schon  der  Most  behufs  Conservierung  oder  Verbesserung  behandelt  zu 
werden  pflegt,  und  erwähnt  u.  A.  das  Gipsen,  dann  das  Gallisieren,  endlich 
das  Petiotisieren. 

Derartige  Weinbehandlungsmethoden  sind  gefährlich,  weil  die  Weinhäpdler 
solche  gallisierte  und  petiotisierte  Weine  zu  Verschnitten  verwenden. 

Inteiessant  sind  in  dieser  Beziehung  die  Ergebnisse  einer  vom  Ackerbau- 
Ministerium  veranstalteten  schriftlichen  Umfrage,  welche  sich  auf  die 
Ergänzung  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1886  bezog. 

Die  Antworten  sind  in  hohem  Grade  widersprechend.  Eine  Keihe  der  Ant- 
worten —  speciell  aus  Niederösterreich  und  Steiermark  —  lautet 
durchaus  verdammend  für  den  Halbwein,  während  andere  Stimmen  —  insbesondere 
aus  Tirol  und  D  a  1  m  a  t  i  e  n  —  für  die  Zulassung  der  Halbweinfabrication  ein- 
treten und  wiederum  andere  einen  Mittelweg  empfahlen,  insoferne  die  Erzeugung 
von  Halbwein  für  den  Eigengebrauch  gestattet  werden  sollte. 

Diese  Divergenz  der  Anschauungen  ist  übrigens  nicht  schwer  zu  erklären. 
Tirol  und  Dalmatien  sind  Wein  exportierende  Länder,  Steiermark  und  Nieder- 
österreich exportieren  fast  gar  keinen  Wein.  Die  letzteren  brauchen  tiroler  und 
dalmatinische  Weine  zum  Verschnitt,  für  Tirol  und  Dalmatien  wiederum  würde 
das  Verbot  des  Gallisierens  und  Petiotisierens  eine  Lahmlegung  des  Exportes 
bedeuten. 

In  Deutschland  wird  gallisierter  Wein  als  Naturwein,  petiotisierter  hingegen 
als  Halbwein  betrachtet. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  "wie  sich  die  staatliche  Gesetzgebung  der 
„Vinosine"   gegenüber  zu  verhalten  habe. 

Soll  sie  die  Vinosinefabrikation  etwa  ganz  verbieten  ?  Das  wäre  verfehlt 
und  mit  einer  gesunden  Socialpolitik  gänzlich  unvereinbar.  Der  Kunstwein  muss 
und  kann  neben  dem  Naturwein  eine  hohe  sociale  und  wirtschaftliche  Aufgabe 
erfüllen.  Er  kann  dem  Brantwein  eine  Concurrenz  bieten,  welche  nur  die  segens- 
reichsten Folgen  nach  sich  ziehen  würde.  Wenn  man  endlich  auch  aufliören  wollte, 
dem  Publicum  den  Genuss  von  Kunstwein  zu  verekeln,  so  würden  die  minder 
kaufkräftigen  Kreise  sicli  mit  diesem  Getränke  bescheiden,  während  man  anderer- 
seits sicher  sein  könnte,  den  als  „Naturwein"  angekündigten  Wein  gänzlich  un- 
verfälscht, freilich  theurer  zu  erhalten. 

Es  muss  möglich  gemacht  werden,  dass  die  Vinosine  von  jedem  Käufer 
erkannt  wird,  es  muss  unbedingt  verhindert  werden,  dass  Naturwein  durch  Vinosine 
verfälscht  werde.  Ein  Mittel  hiezu  hat  es  bisher  nicht  gegeben.  Redner  hat  aber 
ein  solches  erdacht  und  dasselbe  in  seinem  Gesetzentwurf  auch  vorgeschlagen. 
Es  sollen  nämlich  durch  staatlichen  Zwang  die  Vinosinefabrikanten  verhalten 
werden,  jedem  Hektoliter  Vinosine  ein  Gramm  eines  von  Prof.  A.  v.  Bayer  1871 
entdeckten  Körpers  beizumengen,  der  den  Namen  „P  h  e  n  o  1  p  h  t  a  1  e  ii  n"  führt 
und  vollkommene  Geschmack-  und  Geruchlosigkeit,  sowie  gänzliche  Unschädlichkeit 
mit  der  Eigenschaft  verbindet,  auf  jeden  basischen  Körper  sofort  zu  reagieren. 
Gibt  man  in  eine  mit  diesem  Stoffe  versehene  Weinquantität  z.  B.  ein  bisschen  Soda, 
so    kann    man    sofort    eine    Aenderung    in    der   Farbe    des   Weines   constatieren. 
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Weisser  Wein  wird  sofort  roth.  Bei  Eothwein  ist  ein  solcher  basischer  Körper 
anzuwenden,  der  zugleich  den  vegetabilischen  Farbstoff  niederschlägt.  Die  über- 
stehende Flüssigkeit  der  phenolphtaleinhaltigen  Probe  erscheint  alsdann  roth, 
während  das  Filtrat  mit  Kalk  versetzten  Kothweines  farblos  ist. 

Die  Controle  darüber,  ob  das  Phenolphtaloin  auch  überall  der  Vinosine 
beigefügt  wird,  hätte  durch  die  Finanzverwaltung  gleichzeitig  mit  einer  Besteuerung 
der  Vinosine-Erzeugung  zu  geschehen.  Auf  diese  Weise  könnte  die  Kunstwein- 
frage gelöst  werden. 

Im  Anschlüsse  an  den  Vortrag  demonstrierte  Freiherr  v.  Maderny  in  einer 
Reihe  wohlgelungener  Versuche  die  praktische  Durchführung  eines  Gedankens. 

Zur  Discussion  nahmen  das  Wort  Dr.  von  Schlumb  erger,  Weinhändler 
Spitzer,  welcher  sich  für  das  Verbot  der  Kunstweinfabrication  aussprach, 
Herr  v.  Neumann,  Adjunct  Pirxhofer,  Ingenieur  v.  Wenusch  und  endlich 
Freiherr  v.  Maderny. 

Der  Vorsitzende  Professor  v.  Philipp  o  vi ch,  resümierte  die  Ergebnisse 
der  Discussion :  Es  sei  von  keiner  Seite  bestritten  worden^  dass  Vinosine  an  und 
für  sich  ein  ganz  zweckmässiges  Getränk  und  insbesondere  geeignet  sei,  den 
Brantweingenuss  zu  verdrängen.  Ebenso  sei  principiell  gegen  die  Beimengung 
von  Phenolphtalein  zur  Vinosine  nichts  einzuwenden.  Nur  darüber  sei  die  Ver- 
sammlung nicht  einig,  ob  dieses  Mittel  geeignet  sei,  dem  ünfuge  der  Vinosiue- 
beimengung  zu  steuern.  Die  Verhältnisse  in  Deutschland  seien  eben  ganz  andere 
als  in  Oesterreich.  Dort  blühe  die  Vinosinefabrication,  während  bei  uns  Kunst- 
wein fast  nur  sozusagen  kleingewerblich  erzeugt  wird.  Da  in  Deutschland  das 
Phenolphtalein  ja  vielleicht  bald  in  Action  treten  werde,  so  werde  wohl  bald  die 
Probe  auf  die  praktische  Brauchbarkeit  des  vom  Vortragenden  vorgeschlagenen 
Mittels  gemacht  werden  können. 

Hierauf  schloss  der  Vorsitzende  die  Versammlung. 

LXXVIII.   Plenapvepsammlung  vom  7.   Decembep  1897. 

Der  Vorsitzende,  Professor  Dr.  v.  P  h  i  1  i  p  p  o  v  i  c  h,  eröffnet  die  Versammlung 
mit  der  Verlesung  einer  Zuschrift  des  neu  ernannten  Finanzministers  Dr.  v.  Böhm- 
Bawerk,  worin  derselbe  mittheilt,  dass  er  es  auch  fernerhin  sich  zur  Ehre  anrechnen 
werde,  dem  Ausschusse  der  Gesellschaft  Oesterreichischer  Volkswirte  anzugehören. 
Zum  Gegenstande  der  Tagesordnung  übergehend  betont  der  Vorsitzende,  dass  es  sich 
der  Gesellschaft  darum  handle,  das  Thema  des  Vortrages  nach  allen  Richtungen 
hin  zu  erörtern,  um  dadurch  die  Grundlage  zu  einer  Klärung  der  Meinungen  zu 
schaffen.  Das  sei  der  Grund  gewesen,  weshalb  die  Transportsteuer,  die  ja  von 
Vielen  als  nicht  discutabel  bezeichnet  werde,  doch  zum  Gegenstande  eines  Vor- 
trages in  der  Gesellschaft  gewählt  wurde,  zu  dem  er  nunmehr  Herrn  Inspector 
Rank  das  Wort  ertheilt. 

Der  Vortragende  bemerkt,  dass  er  in  seinem  Vortrage  das  Hauptgewicht 
darauf  legen  wolle,  zu  untersuchen,  inwieweit  die  neue  Transportsteuer  den  Anfor- 
derungen, welche  die  Theorie  an  eine  gute  Steuer  stelle,  entspreche  und  insbe- 
sondere inwieweit  die  von  der  Industrie  geltend  gemachten  Bedenken  begründet 
erscheinen. 
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Die  Transporsteuer  soll,  dem  Gesetzentwurfe  gemäss,  12  Proc.  der  Beför- 
derung-spreise  für  den  Personen-  und  Gepäcksverkehr,  5  Proc.  für  den  Eilgut- 
und  Fraclitgutverkehr  betragen.  Ausgenommen  von  der  Besteuerung  sollen  nur 
Militärpersonen  und  -Güter,  Eegietransporte  der  Eisenbahnen,  der  engere  Local- 
verkehr  und  der  Verkehr  auf  den  hauptsächlichsten  Wasserwegen  sein  ;  auf  Klein- 
bahnen soll  die  Steuer  nur  6  Proc.  im  Personen-  und  2^/^  Proc.  im  Güterverkehre 
betragen.  Aus  dem  Motivenberichte  zur  Regierungsvorlage  gehe  weiters  hervor, 
dass  die  Transportsteuer  bestimmt  sei,  den  Ausfall  zu  decken,  der  aus  der  Auf- 
hebung des  Lotto,  des  Zeitungs-  und  Kalenderstempels,  der  ärarischen  Mauten 
und  der  besonderen  Abgaben  von  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  sich  ergeben 
wird.  Man  habe  es  demgemäss  mit  einem  Steuer  tausch,  mit  einer  parti- 
ellen Steuerreform  zu  thun,  und  es  frage  sich  nunmehr,  ob  diese  neue 
Steuer  den  an  eine  gute  Steuerpolitik  zu  stellenden  Anforderungen  entspreche. 
Die  Theorie  verlange  in  erster  Linie,  dass  eine  neue  Steuer  nothwendig  sei,  das 
heisst,  dass  sie  unumgänglich  nothwendige  Staatsausgaben  decken  muss,  die  auf 
andere  Weise  nicht  zweckmässiger  gedeckt  werden  können ;  ferner  müsse  eine 
Steuer  genügenden  Ertrag  liefern,  einfach  und  klar  sein,  möglichst  geringe  Ein- 
hebungskosten  verursachen  u.  dgl.  m.  Diesen  bisher  genannten  Forderungen 
dürfte  die  neue  Steuer  besser  entsprecheu,  als  die  alten,  an  deren  Stelle  sie 
treten  soll  und  insofern  sei  sie  zu  billigen. 

Nun  sei  aber  die  Transportsteuer  eine  Verkehrssteuer.  Bezüglich  dieser 
verlange  die  Theorie,  dass  sie  nur  die  Einkommentheile  treffe,  die  sich  den 
sonstigen  directen  oder  indirecten  Steuern  ganz  oder  theilweise  entziehen.  Das 
sei  aber  bei  der  Transportsteuer  durchaus  nicht  der  Eall,  da  dieselbe,  wie  selbst 
ihre  Anhänger  zugeben,  alles  wahllos  trifft  und  demnach  eine,  von  der  Theorie 
jederzeit  verworfene  Doppelbesteuerung  herbeiführe.  Auch  die  weitere  Forderung, 
dass  die  Steuer  alle  steuerpflichtigen  Personen  und  Güter  treffe,  könne  nicht 
befriedigt  werden,  weil  die  Beförderung  auf  den  wichtigsten  Wasserstrassen  in 
Folge  der  bestehenden  Staatsverträge  nicht  versteuert  werden  dürfe  und  weil  die 
Besteuerung  des  Landstrassenverkehres  mehr  kosten  würde,  als  sie  einbringt. 

Am  schwerstwiegenden  seien  aber  die  von  der  Industrie  gegen  die 
neue  Steuer  erhobenen  Bedenken.  Mit  Recht  befürchte  man,  dass  die  ausländischen 
Producenten  beim  Transporte  ihrer  Fabrikate  den  inländischen  gegenüber  im 
Vortheile  wären.  Der  inländischB  Producent  würde  in  der  Regel  sowohl  für  den 
Bezug  der  Rohstoffe,  als  für  den  Versandt  des  Fabrikates,  also  doppelt  besteuert 
werden  und  er  w^äre  somit  der  Concurrenz  des  Ausländers  nicht  gewachsen.  Ja 
selbst  beim  Wettbewerbe  der  österreichischen  Industriellen  im  Inlande  würde  in 
Folge  der  verschiedenen  geographischen  Lage  der  eine  härter  getroffen  werden 
als  der  andere.  Es  würde  sich  die  Höhe  der  Besteuerung  nur  nach  der  grösseren 
oder  geringeren  Menge  der  zu  verfrachtenden  Stoffe  und  nach  der  Länge  des  zu 
durchlaufenden  Weges  richten,  und  das  hätte  eine  ganz  ungerechte  Begünstigung 
des  einen  Unternehmens  dem  anderen  gegenüber  zur  Folge.  Demgegenüber  sei 
der  Einwand  ohne  Bedeutung,  dass  dieselbe  ebenso  wie  der  Tarif  selbst  auf  die 
Belastungsfähigkeit  der  einzelnen  Güter  Rücksicht  nehme,  weil  sie  sich  an  den 
Tarif  anschmiegt.    Man   müsse   nämlich   bedenken,    dass,   wenn    ein  Tarif   erhöht 
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werde,  dies  in  rationeller  Weise  geschehe,  während  die  Transportsteuer  eine  rein 
mechanische  Tariferhöhung  involviere.  Dagegen  sei  das  von  den  Industriellen  vor- 
gebrachte Moment,  dass  die  österreichischen  Eisenbahntarife  ohnehin  schon  sehr 
hoho  seien  und  eine  Erhöhung  derselben  durch  die  Transportsteuer  die  Concurrenz 
der  österreichischen  Industrie  mit  der  der  anderen  Staaten  unmöglich  machen 
würde,  nicht  stichhältig,  da  sich  beispielsweise  im  Durchschnitte  die  Tarife  der 
deutschen  Bahnen  ebenso  hoch  stellen  als  die  der  österreichischen  Staatsbahnen. 
Den  Privatbahnen  gegenüber  ergeben  sich  allerdings  bisweilen  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten. 

Als  weiteres  Argument  gegen  die  Zweckmässigkeit  einer  Transportsteuer 
wird  auch  angeführt,  dass  eine  solche  gegenwärtig  nur  in  wenigen  Staaten 
bestehe  und  auch  da  nur  in  wesentlich  beschränkterem  Maasse,  als  es  die  öster- 
reichische wäre.  Auch  wäre  eine  Neubelastung  der  Industrie,  die  ja  durch  besondere 
Opfer,  wie  Kranken-  und  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  ohnehii?  wesentlich 
bedrückt,  und  deren  Lage  gegenwärtig  durchaus  keine  rosige  sei,  nicht  zu  recht- 
fertigen und  vielleicht  auch  ganz  entbehrlich,  da  man  den  Ertrag  der  neuen 
Personal-Einkommensteuer  noch  gar  nicht  kenne.  Alle  diese  von  den  Vertretern 
der  Industrie  erhobenen  Bedenken  verdienen  Beherzigung  und  sie  sind,  zusammen- 
gefasst,  wohl  das  stärkste  und  das  ausschlaggebende  Argument  gegen  die  Trans- 
portsteuer. 

Es  erübrigt  nunmehr,  noch  den  Einfluss  der  Transportsteuer  auf  den  P  e  r- 
sonen-  und  Gepäckverkehr  zu  erörtern.  Die  Besteuerung  des  Personen- 
verkehres würde  vorwiegend  die  Reisenden  dritter  Classe,  also  die  minderbemittelte 
Bevölkerung  treffen,  da  beispielsweise  auf  den  österreichischen  Staatsbahnen 
68  Proc.  der  Gesammteinnahmen  aus  dem  Personenverkehre  des  Jahres  1896  auf 
Reisen  dritter  Classe  entfielen.  Auch  wird  die  Steuerlast  erst  dann  drückend,  wenn 
sie  sehr  oft  zu  tragen  ist.  Nicht  bei  den  Vergnügungsreisenden,  sondern  gerade 
bei  den  zu  Geschäftszwecken  Reisenden  oder  bei  den  vom  Geschäftsorte  enifornt 
Wohnenden  wird  sich  die  Belastung  empfindlich  geltend  machen.  Andererseits 
muss  anerkannt  werden,  dass  die  Fahrpreise  unserer  Bahnen  im  Vergleiclie  zu 
denen  anderer  Staaten  niedrig  sind,  und  dass  sich  selbst  durch  die  Erhöhung 
derselben  in  Folge  der  Transportsteuer  das  Verhältniss  noch  nicht  zu  Ungunsten 
Oesterreichs  stellen  würde.  Doch  dies  spricht  durchaus  nicht  für  eine  solche  Er- 
höhung, da  die  Rücksichtsnahme  auf  die  grosse  socialpolitische  Bedeutung  einer 
möglichst  freien  Bewegung  der  Bevölkerung  dieselbe  als  nicht  empfehlenswert 
erscheinen  lässt.  Dagegen  ist  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  die  Besteu- 
erung des  Gepäcksverkehres  viel  weniger  bedenklich,  da  diese  meist  nur  die  wohl- 
habendere Bevölkerung  treffen  würde. 

Was  nun  schliesslich  die  Wirkung  der  Transportsteuer  auf  die  Eisenbahn- 
gesellschaften  betreffe,  so  handle  es  sich  für  die  Staatsbahnen  dabei 
jedesfalls  nur  um  eine  buchhalterische  Angelegenheit.  Die  Privatbahnen  dagegen 
wären  dem  Gesetzentwurfe  zufolge  unbesoldete  Steuereinnehmer,  die  dazu  noch 
die  Einhebungskosten  der  Steuer  zu  tragen  hätten,  indem  sie  die  nicht  unbedeu- 
tenden materiellen  Opfer  der  Umarbeitung  aller  Tarife  auf  sich  nehmen  und 
eden  Abrechnungsfehler  aus  eigener  Tasche  ersetzen  müssten.  Ja,  aus  einer  Stelle 
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des  Motivenberichtes,  wonach  die  Staatsbahnen  die  Transportsteuer  in  der  vollen 
gesetzlichen  Höhe  abführen  müssen,  ob  sie  dieselben  einzuheben  in  der  Lage 
seien  oder  nicht,  könnte  sogar  geschlossen  werden,  dass  dasselbe  auch  für  die 
Privatbahnen  beabsichtigt  sei.  Dies  aber  würde  beispielsweise  für  die  Nordwest- 
bahn  einen  Zuschlag  von  etwa  100  Proc.  auf  die  Grund-  und  Gebäudesteuer 
oder  20  Proc.  auf  die  Einkommensteuer  ergeben. 

Diese  aus  der  Transportsteuer  sich  ergebende,  bedeutende  Mehrbelastung 
der  Eisenbahnen  lässt  sich  durchaus  nicht  damit  rechtfertigen,  dass  dieselben 
ein  Monopol  haben  und  dadurch  den  anderen  Unternehmungen  gegenüber  bevor- 
zugt sind.  Das  Monopol  allein  bringt  noch  keinen  Gewinn,  wozu  ja  die  traurige 
Lage  vieler  Privatbahnen  Oesterreichs  eine  beweiskrätige  Illustration  bildet.  Auch 
würden  durch  die  neue  Steuer  grösstentheils  die  derzeitigen  Actienbesitzer  getroffen 
werden,  welche  ihre  Actien  meist  zum  Börsencurse  gekauft  haben  und  daher  in 
der  That  oft  kaum  eine  landesübliche  Verzinsung  geniessen.  Alle  diese  Umstände 
sprechen  dafür,  dass  die  Transportsteuer,  um  unendliche  Verwicklungen  bezüg- 
lich der  Verrechnung  zu  vermeiden,  nur  im  Wege  der  Einrechnung  in  die  Tarife 
eingehoben  werden  könnte. 

Die  vorgebrachten,  für  und  gegen  die  Transportsteuer  sprechenden  Momente 
berechtigen  jedesfalls  zu  der  Behauptung,  dass  die  Ersetzung  des  Lotto  und  der 
abzuschaffenden  Steuern  durch  die  Transportsteuer  die  Ersetzung  eines  Uebels 
durch  ein  anderes  bedeute.  Welches  dieser  zwei  Uebel  das  grössere  sei,  möge 
dahingestellt  bleiben,  aber  für  die  Einführung  der  Transportsteupr  könnnte  es  nur 
eine  Begründung  geben  und  das  wäre  die  im  Motivenberichte  erwähnte  „zwin- 
gendste staatsfinanzielle  No  th  wen  digkei  t". 

Dr.  Schwiedland  schliesst  sich  dieser  ablehnenden  Kritik  völlig  an. 
Er  bezeichnet  den  Entwurf  als  für  alle  Erwerbskreise  nachtheilig  und  betont, 
dass  seine  Einbringung  ohne  vorherige  Befragung  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern gegen  das  Kammergesetz  von  1868  Verstössen  hat. 

Herr  Wittelshöfer  bemerkt:  Wir  haben  nicht  zu  entscheiden,  ob  die 
Transportsteuer  an  sich  gut  ist,  sondern  wir  haben  zu  wählen  zwischen  Petroleum- 
steuer, Zündhölzchensteuer,  Lotto  etc.  und  Transportsteuer,  und  unter  dieser  Vor- 
aussetzung scheint  mir  diese  Steuer  denn  doch  discutierbar.  Jede  Transportsteuer 
bedeutet  im  Principe  eine  Tariferhöhung,  allein  eine  solche  zu  Gunsten  der 
Staatsfinanzen,  während  eine  gewöhnliche  Tariferhöhung  bei  den  Privatbahnen  in 
die  Gasse  der  Gesellschaft  fiiesst.  In  Deutschland,  welches  fast  ausschliesslich 
Staatsbahnen  besitzt,  ist  darum  eine  Transportsteuer  überflüssig,  anders  in  Staaten 
mit  gemischtem  oder  mit  reinem  Privatbahn-System.  Wenn  man  auf  dem  Stand- 
punkte steht,  dass  billige  Tarife  unter  allen  Umständen  gut  sind,  dann  kann  man 
freilich  nicht  für  diese  Steuer  sein.  Wer  aber  in  Erwägung  zieht,  dass  billige 
Tarife  oft  nur  einzelnen  Grossfrächtern  zugute  kommen,  und  dass  der  durch  Ver- 
billigang  der  Fracht  hervorgerufene  Ausfall  bei  den  Staatsbahnen  durch  drückende 
Steuern  aufgebracht  werden  muss,  der  wird  die  Frage,  wie  die  Tarife  zu  bemessen 
sind,  als  eine  offene  betrachten.  Jede  neue  Steuer  greift  allerdings  mit  rauher 
Hand  in  die  ökonomischen  Verhältnisse  ein,  sie  belastet  den  einen  und  begünstigt 
relativ  den   andern,    aber  das  können  wir  in  keinem  Falle  vermeiden,    wenn  wir 
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neue  Steuern  brauchen.  Uebrigens  ist  noch  gar  nicht  entschieden,  wer  im  ein- 
zelnen Falle  die  Steuer  wirklich  tragen  würde.  Der  Herr  Vorredner  hat  speciell 
das  Beispiel  des  Transportes  von  Kohle  von  Ostrau  nach  Wien  erwähnt  und 
dieser  Umstand  hat  mich  veranlasst,  mich  zum  Worte  zu  melden.  Er  befürchtet 
eine  Vertheuerung  von  2  Kreuzern  beim  Centner  Kohle  für  die  Wiener  Bevöl- 
kerung. Aber  gerade  in  diesem  Falle  zeigt  sich,  dass  der  Consument  nicht  einen 
Kreuzer  von  der  Transportsteuer  zu  zahlen  braucht.  Die  Eegierung  hat  nämlich 
nach  der  Nordbahn-Concession  das  Eecht,  die  Tarife  jederzeit  herunterzusetzen, 
weil  die  den  Actionären  zugesicherte  Dividende  von  100  fl.  für  das  Hauptnetz 
seit  langer  Zeit,  im  vergangenen  Jahre  um  circa  24  fl.  per  Actie,  überschritten 
ist.  Wenn  das  Eisenbahn-Ministerium  bisher  gegen  das  Gesetz  von  diesem  Eechte 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  so  geschieht  dies,  weil  der  Finanzminister,  welcher 
die  Hälfte  des  Mehrertrages  der  Xordbahn  empfängt,  darauf  nicht  verzichten  will, 
aber  er  wird  gerne  die  50  Proc.  opfern,  wenn  er  in  Form  der  Transportsteuer 
die  ganzen  100  Proc.  erhalten  kann.  Die  Transportsteuer  für  die  Kohlentrans- 
porte der  Nordbahn,  welche  60 — 70  Proc.  des  ganzen  Frachtverkehres  dieser 
Bahn  bilden,  beträgt  etwa  700.000  fl.,  und  ein  Erlass  des  Eisenbahn-Ministe- 
riums genügt,  um  diese  Last  den  Consumenten  abzunehmen  und  mindestens  zur 
Hälfte  auf  die  Nordbahn actionäre  abzuwälzen. 

Was  nun  die  Schädigung  der  Industrie  betrifft,  so  werden  die  Gefahren 
jedesfalls  übertrieben.  Eine  Erhöhung  der  Frachtspesen  um  ein  Zwanzigstel  kann 
doch  wohl  nur  in  seltenen  Ausnahmsfällen  die  Concurrenzfähigkeit  bedrohen. 
Gegenüber  den  enormen  Schwankungen  der  Eohstoffe  —  zum  Beispiel  bei  Baum- 
wolle manchmal  fast  100  Proc.  in  einem  Jahre  —  kommt  eine  solche  Steigerung 
gar  nicht  in  Betracht.  Der  Herr  Eeferent  hat  die  Frage  der  Ueberwälzung  zu 
abstract  gefasst.  Es  handelt  sich  ja  nicht  darum,  zu  Preisen,  die  ein  für  allemal 
feststehen,  einen  Zuschlag  zu  machen,  sondern  im  wirklichen  Leben  finden  stets 
Neuregulierungen  der  Preise  statt,  wobei  dann  je  nach  der  Conjunctur  vorgegangen 
werden  kann.  Bei  der  Ueberwälzung  kommt  es  praktisch  am  Schlüsse  immer 
darauf  hinaus,  dass  der  Stärkere  jede  Last  abwälzen  kann,  ja  dieselbe  oft  sogar 
noch  zu  einer  Eegulierung  nach  oben,  zu  einem  Profit  benützt.  Der  Detailcon- 
sument  wird  die  Transportsteuer  keinesfalls  spüren. 

Nur  in  Betreff  des  Personenverkehres  möchte  ich  mich  rückhaltlos  gegen 
die  neue  Steuer  aussprechen.  Vor  allem  ist  es  hiebei  sicher,  dass  die  Eisenbahnen 
durch  Zuschlag  der  Steuer  auf  die  Tarife  die  Last  zur  Gänze  den  Eeisenden  auf- 
bürden würden.  Dies  hat  umso  mehr  Bedeutung,  als  die  Feststellung  des  Herrn 
Eeferenten,  wonach  wir  die  billigsten  Tarife  für  die  III.  Classe  haben,  nicht  viel 
beweist,  da  es  ja  zum  Beispiel  in  Preussen  eine  IV.  Classe  gibt  und  daher  die 
ärmere  Bevölkerung  dort  Gelegenheit  hat,  billiger  zu  reisen  als  bei  uns. 

Dr.  Spitzmüller  tritt  vom  staatsfinanziellen  Standpunkte  aus  ebenfalls 
für  die  Steuer  ein.  In  diesem  Lichte  betrachtet,  sei  die  Transportsteuer  vielleicht 
sogar  eine  Staatsnothwendigkeit. 

Dr.  Schwiedland  kann  eine  Staatsnothwendigkeit  zur  Einführung  der 
Transportsteuer  nicht  erkennen,  so  lange  das  wirkliche  Erträgniss  der  neuen 
Personal-Einkommensteuer  unbekannt  ist  und  so  lange  die  Prüfung  des  Budgets 
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nicht  erweist,    dass   auch   eine   andere  Finanzverwaltung  nicht  20  Millionen   er- 
sparen könnte. 

Hierauf  schloss  dor  Vorsitzende,  Professoi  v.  Phi  1  i  pp  ovi  ch,  die  Ver- 
sammlung. 

LXXIX.   Plenanvensammlung  vom   11.   Jännen  1898. 

Der  Vorsitzende,  Professor  v.  Philippovich,  gibt  zunächst  eine  Zuschrift 
des  Präsidiums  des  österreichischen  Agrartages  bekannt,  worin  Mittheilung  von 
der  sofortigen  Auflösung  desselben  gemacht  und  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben 
wird,  dass  sich  die  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  bei  dem  im  Früh- 
jahre 1898  mit  der  alten  Tagesordnung  abzuhaltenden  Agrartage  betheiligen 
werde.  Sodann  ertheilt  er  dem  Referenten,  Professor  Dr.  Gustav  Seidler  das 
Wort  zu  seinem  Vortrage  über  „Die  bankmässige  Organisation  der  staatlichen 
Cassenverwaltung",  welchen  wir  in  diesem  Hefte  vollinhaltlich  zum  Abdrucke 
bringen. 

An  der  Discussion  hierüber  betheiligt  sich  zunächst  Herr  Dr.  Calligaris, 
indem  er  ausführt: 

Die  vom  Referenten  entworfene  Organisierung  des  Postsparcassenamtes  als 
Centralcasseninstitut  des  Staates  würde  wohl  eine  Verbesserung  des  jetzigen 
primitiven  Zahlungsverkehres  herbeiführen.  Dies  wäre  aber  nur  ein  Theil  der 
grösseren  Aufgabe,  welche  man  mit  den  Staatscassenbeständen  bei  der  Notenbank 
erreichen  könnte.  Es  handle  sich  auch  darum,  die  in  so  grossen  Beträgen  in 
vielen  Staatscassen,  oft  scheinbare  Geldknappheit  verursachend,  unbenutzt  liegen- 
den Cassenbestände,  so  weit  als  möglich,  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Zwecken 
zuzuführen.  Hiezu  diene  am  besten  die  Notenbank,  welche  zugleich  in  ihren 
Anlagen  eine  grössere  Mobilität  biete,  als  die  Postsparcasse,  deren  Anlagen  mehr 
finanzielle  Staatszwecke  verfolgen.  Die  der  Notenbank  übergebenen  Staatscassen- 
bestände  üben  auf  den  Stand  ihrer  Reserven  Einfluss  und  können  durch  den  allgemeinen 
Bankzinsfuss  der  gosammten  Volkswirtschaft  zugute  kommen.  Der  Referent  nimmt 
zwar  in  Aussicht,  dass  die  Postsparcasse  gewisse  überschüssige  Bestände  auf 
Giroconto  der  Notenbank  zu  geben  hätte.  Es  erscheine  dies  aber  zu  nebensächlich 
und  wie  ein  Verzicht  auf  jenen  umfassenderen  Zweck,  welchen  man  nach  dem 
Beispiele  anderer  Länder,  Frankreichs  und  Deutschlands,  durch  die  Notenbank 
erreichen  könne.  In  wiederholten  Erklärungen  habe  sich  die  Bank  bereit  erklärt, 
den  Dienst  zu  übernehmen,  die  Staatscassenbestände  auf  ihrem  Conto  zu  führen, 
so  dass  in  diesem  Punkte  ein  Vorwurf  unverdient  wäre.  Unsere  staatlichen  Ver- 
hältnisse böten  kein  Hindernis.  Eine  selbständige  Bank,  welche  den  beiden 
Staaten  neutral  gegenübersteht,  würde  diesen  Dienst  zur  vollen  Zufriedenheit  auf 
sich  nehmen  können. 

Professor  v.  Philippovich  sagt,  dass  zwischen  den  Meinungen  der  beiden 
Vorredner  ein  Gegensatz  eigentlich  nicht  bestehe.  Es  handle  sich  um  zwei  Auf- 
gaben :  um  den  Mechanismus  des  öffentlichen  Zahlungs-  und  Rechnungswesens 
und  um  die  creditwirtschaftliche  Verwertung  der  durch  eine  zweckmässige  Orga- 
nisation des  ersteren  frei  werdenden  Cassenbestände.  Erstere  solle  durch  die 
Postsparcasse  gegeben   sein,   letztere    der  Bank    übertragen   werden.     Wenn   man 
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früher  in  dieser  Frage  nur  von  der  Bank  gesprochen  habe  und'  in  anderen 
Staaten  noch  heute  nur  eine  Bank  in  Frage  komme,  so  ist  dies  in  dem  Fehlen 
eines  Institutes  wie  unsere  Postsparcasse  begründet.  Es  ist  kein  Eückschritt, 
sondern  das  Ausbauen  eines  Fortschrittes,  wenn  wir  den  musterhaften  Zahlungs- 
organismus der  Postsparcasse  noch  weiter  dem  staatlichen  Zahlungsverkehre 
dienstbar  machen.  Der  Bank  würde  eine  Belastung  mit  den  Gehaltzahlungen  für 
die  einzelnen  Beamten,  mit  den  privaten  Zahlungen  dieser,  die  die  Postsparcasse, 
wie  Eedner,  zur  Auszahlung  oft  von  kleinen  Beträgen  bis  zu  5  fl.  in  Anspruch 
nehmen,  nur  unbequem  sein.  Das  Publicum  hat  sich  an  die  Postsparcasse 
gewöhnt.  Staatscassen  halten  heute  bereits  Guthaben  bei  ihr,  die  Verbreiterung 
der  bankmässigen  Zahlungsweise  schliesst  sich  hier  am  besten  an.  Aber  anderer- 
seits sei  es  gerechtfertigt,  die  Verwertung  der  staatlichen  Cassenbestände  der 
Postsparcasse  nur  bis  zu  dem  Betrage  zu  überlassen,  durch  dessen  Genuss  sie 
die  Kosten  der  grossen  Zahlungslast  gedeckt  findet.  Steigen  die  Bestände  über 
ein  gewisses,  festzusetzendes  Maass,  so  müssten  sie  der  Oesterreichisch-ungarischea 
Bank  überwiesen  werden.  Es  sei  ein  ähnliches  Verhältnis  wie  in  Belgien,  wo 
staatliche  Cassenbestände  über  5  Millionen  Francs  durch  die  Bank  für  Rechnung 
des  Staates  verwertet  werden.  Eine  Angliederung  des  Staates  an  die  Bank  — 
auf  dem  Wege  einer  engeren  Verbindung  der  Postsparcasse  mit  der  Bank  — 
müsste  auch  deshalb  gesucht  werden,  weil  der  Staat  in  die  Lage  gebracht  werden 
soll,  ein  Cassendeficit  mit  Hilfe  der  Bank  decken  zu  können.  Endlich  werde 
drittens,  unbeschadet  der  Aufgabe  der  Postsparcasse,  für  die  Centralisierung  der 
Staatsgelder  und  die  Ausführung  der  staatlichen  Zahlungen  in  Wien  zu  sorgen, 
für  den  Detailzahlungsverkehr  in  den  Provinzen  die  Mitwirkung  der  Bank  in 
Anspruch  genommen  werden  müssen,  weil  die  jetzt  bei  der  Postsparcasse 
bestehende  Uebung,  alle  Zahlungen  über  Wien  zu  leiten,  ein  Hindernis  für  die 
einfache  Abwicklung  der  Zahlungen  in  den  Provinzen  bilde.  Der  Eeferent  habe 
zwar  von  einer  Decentralisation  der  Postsparcasse  gesprochen,  doch  fehlten  dafür 
noch  die  concreten  Vorschläge. 

Dr.  Hammerschlag  schliesst  sich  den  Ausführungen  des  Vorredners  an, 
möchte  aber  noch  stärker  betont  wissen,  dass  die  rein  organisatorische  Frage  der 
Abänderung  des  staatlichen  Cassensystemes  von  der  volkswirtschaftlich  wichtigen 
Frage  der  Verwendung  der  Cassenbestände  strenge  zu  scheiden  sei.  Es  wäre  im 
höchsten  Grade  bedenklich,  der  Postsparcasse  die  Verwendung  dieser  Bestände 
zu  überlassen,  weil  dadurch  leicht  die  Discontopolitik  der  Bank  in  unzeitgemässer 
Weise  durchkreuzt  werden  könnte.  Was  die  organisatorische  Seite  betreffe,  so 
glaube  er,  dass  der  richtige  Weg  nur  der  sein  könnte,  die  beiden  Institute,  die 
Bank  und  die  Postsparcasse,  zu  benützen  und  zwar  jedes  zu  dem  Zwecke,  dem 
es  am  besten  dienen  könnte,  jene  zu  den  grösseren  Transactionen,  diese  zur 
Perception  der  Gelder  und  zur  Ausfolgung  derselben  an  die  letzten  Hände.  Nur 
müsse,  wenn  dies  eintreten  sollte,  der  Hoffnung  Ausdruck  gegeben  werden,  dass 
dann  die  Postsparcasse  die  exclusive  Haltung,  die  sie  jetzt  einnehme,  aufgeben 
und  in  möglichst  intensive  Verbindung  mit  den  anderen  Instituten  treten  werde. 

Secretär  Friedrich  Schmid  sagt:  Das  hauptsächlichste  Hindernis,  welches 
die  Staatsverwaltungen  Oesterreich-Ungarns  abhält,  ihre  verfügbaren  Cassenbestände 
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auf  dem  Conto  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  führen  zu  lassen,  dürfte 
darin  gelegen  sein,  dass  die  Bank  als  Notenbank  für  Depositengelder  keine  Ver- 
zinsung gewährt,  die  Staatsverwaltungen  aber  auf  eine  solche  nicht  verzichten 
wollen.  Es  ist  dies  derselbe  Umstand,  der  auch  —  abgesehen  von  dem  Capitals- 
mangel  —  einer  grösseren  Entwicklung  des  Giroverkehres  in  Oesterreich-Üngarn 
entgegensteht.  Nicht  nur,  dass  die  Girokunden  der  Bank  stets  bestrebt  sind,  die 
bei  derselben  zu  haltenden  Minimalguthaben  auf  eine  möglichst  kleine  Ziffer  zu 
drücken,  sie  pflegen  auch  alle  halbwegs  grösseren,  über  das  Minimalgüthaben 
hinausgehenden  Guthabungen  immer  sofort  abzuheben,  um  die  betreffenden 
Beträge  zinsentragend  zu  verwerten;  dieses  Vorgehen  halten  unsere  Kaufleute 
sogar  noch  für  ganz  besonders  wirtschaftlich.  'Wie  ganz  anders  die  Staatsver- 
waltung und  die  Kaufmannschaft  Englands  über  die  Frage  der  Verzinsung  von 
Depositengeldern  denken,  beweist  wohl  am  besten  der  Umstand,  dass  die  staat- 
lichen und  privaten  Depositengelder  bei  der  Bank  von  England,  die  ebenso  wie 
die  Bank  von  Frankreich,  die  Deutsche  Reichsbank  u.  s.  w.  für  solche  Gelder 
auch  keine  Verzinsung  gewährt,  nicht  selten  die  ungeheuere  Höhe  von  6 — 700 
Millionen  Gulden  erreichen.  Wenn  die  Staatsverwaltung  und  die  Kaufmannschaft 
Englands  auf  die  Zinsen  so  riesiger  Summen  verzichten,  so  wissen  sie  warum. 
Durch  diese  kolossalen  Bestände  von  Depositengeldern  werden  der  Metallschatz 
und  die  Reserve  der  Bank  in  ganz  ausserordentlicher  Weise  gestärkt,  der  Credit 
der  Bank  und  damit  jener  des  ganzen  englischen  Geldwesens  gehoben,  und  es 
wird  der  Bank  möglich,  im  Durchschnitte  mit  einem  viel  billigeren  Zinsfusse  zu 
arbeiten,  als  dies  z.  B.  bei  uns  der  Fall  sein  kann.  Durch  den  billigeren  Zins- 
fuss  der  Bank,  der  wieder  auf  den  Standard-Zinsfuss  des  ganzen  Landes  einwirkt, 
ergeben  sich  für  den  Staat  wie  für  die  Kaufmannschaft  aber  weit  grössere  Vor- 
theile,  als  ihnen  aus  der  Verzinsung  der  bei  der  Bank  erliegenden  Depositen- 
gelder erwachsen  können.  Würden  sich  in  Oesterreich-Ungarn  die  Staatsverwaltungen 
und  das  Publicum  auf  diesen  höheren  Standpunkt  stellen,  den  die  Regierung  und 
die  Kaufmannschaft  Englands  einnehmen,  so  würden  auch  bei  uns  die  günstigen 
Folgen  wohl  nicht  ausbleiben.  Gelänge  es,  durch  die  Concentration  aller  verfüg- 
baren Kräfte  bei  der  Bank  und  die  daraus  resultierende  Stärkung  des  österreichisch- 
ungarischen Geldwesens  und  damit  des  Credites  der  Monarchie  den  allgemeinen 
Zinsfuss  in  Oesterreich-Ungarn  auch  nur  um  ein  halbes  Percent  zu  drücken, 
so  würde  dies  allein  schon  bei  dem  Stande  unserer  Staatsschulden  von  rund 
4000  Millionen  Gulden  ein  jährliches  Zinsenersparnis  von  rund  20  Millionen  Gulden 
für  die  Staatsverwaltungen  bedeuten,  also  weit  mehr  als  die  beiden  Staaten  der 
Monarchie  jemals  an  Zinsen  für  ihre  Cassenbestände  einnehmen  werden. 

In  England  lässt  man  auch  die  politische  Seite  der  Frage  nicht 
ausser  Acht. 

Nicht  unerwähnt  darf  übrigens  bleiben,  dass  bei  der  Bank  erliegende 
staatliche  Cassenbestände  völkerrechtlich  geschützt  sind. 

Auch  ist  es  nicht  allgemein  bekannt,  dass  es  im  vorigen  Jahrhunderte  in 
Oesterreich  eine  ähnliche  Organisation  gab,  wie  sie  heute  in  England  besteht, 
nämlich  die   alte  Wiener   Stadtbank. 

Damit  wurde  die  Discussion  und  die  Sitzung  geschlossen. 


DIE  ÖSTERREICHISCH-UNGARISCHE  COLONIAL- 

GESELLSCHAFT. 

EIN  KÜCKBLICK  AUF  IHRE  DEEIJÄHRIGE  WIRKSAMKEIT,  i) 


Die  wachsende  Gefahr,  durch  üeberproduction  zu  verarmen,  lässt  die  euro- 
päischen Industrie- Staaten  alle  Hebel  in  Bewegung  setzen,  neue  Absatzgebiete, 
neue  Kunden  zu  erlangen.  Zum  Glücke  ist  noch  genügend  Platz  in  der  Welt 
vorhanden,  für  alle,  welche  an  dieser  Wettjagd  theilnuhmen  wollen,  und  dem 
Unternehmungsgeiste  erscheint  sonach  noch  auf  lange  Zeit  ein  gewaltiger  Spiel- 
raum gegeben,  ob  er  sich  nun  dem  modernen  Zuge  nach  Ost-Asien,  nach  Süd- 
Amerika,   Afrika  oder  anderswohin  anschliessen  wird. 

Das  landläufige  „Bleibe  im  Lande  und  nähre  dich  redlich",  hat  sowohl 
für  Staat  als  Individuum  schon  längst  jedwede  Bedeutung  verloren.  Wozu  auch 
zu  Hause  verhungern,  wenn  man  an  der  vollgedeckten  Tafel  des  Weltmarktes 
Sättigung  finden  kann  ?  Nicht  nur,  dass  jede  Nation  ein  Recht  hiezu  hat,  an 
dieser  Tafel  theilzunehmen,  ist  es  geradezu  ihre  Pflicht,  sich  einen  Theil  daran 
zu  sichern,  der  nur  wieder  im  Verhältnisse  zu  ihrem  Unternehmungsgeiste,  Muthe 
und  zu  ihrer  Entschlossenheit  und  Ellenbogenstärke  stehen  wird.  Welches  Ver- 
ständnis und  welche  Voraussicht  nach  dieser  Richtung  das  Ausland  an  den  Tag 
legt,  lehrt  fast  die  tägliche  Erfahrung.  Die  Vorgänge  in  Ost-Asien,  die  zur 
Stunde  im  Vordergrunde  des  Interesses  stehen,  haben  dies  wieder  auf  das  deut- 
lichste bewiesen.  Den  zukünftigen  Schauplatz  des  wirtschaftlichen  Tummelplatzes 
aller  Nationen  im  fernsten  Osten  richtig  beurtheilend,  hat  Deutschland  rasch  die 
Gekgenheit  benützt,  sich  bei  der  zu  erwartenden  erhöhteren  wirtschaftlichen 
Concurrenz  in  China,  rechtzeitig  die  ihm  gebürende  Machtstellung  zu  wahren, 
nachdem  ihm  England,  Russland,  Frankreich  schon  früher  thatkräftig  voraus  ge- 
gangen waren.  Andere,  kleinere  Nationen,  sind  bereits  gefolgt,  oder  werden 
sicherlich  folgen,  und  wird  es  in  erster  Linie  von  der  persönlichen  Initiative  und 
selbständigen  Handlungsweise  ihrer  Angehörigen  abhängen,  dass  sie  bei  dem 
friedlichen  Wettkampfe  einen  guten  „Bissen"  wegbekommen.  Auf  dieses  ener- 
gische Selbsthandeln  Einzelner,  ist  ja  das  ganze  Wirtschaftssystem  Englands 
aufgebaut  und  sein  grandioser  Erfolg  auf  handelspolitischem  Gebiete  zurückzu- 
führen.   Man  achte   darauf,    welche  Summen  Geldes  England   in    aller  Welt    für 


*)  Den  Herausgebern  ist  auf  ihren  ausdrücklichen  Wunsch  diese  Darstellung  durch 
die  gütige  Vermittlung  des  Präsidenten  der  österreichisch-ungarischen  Colonialgesell- 
schaft,  Fürsten  Alfred  Wrede,  zur  Verfügung  gestellt  worden. 
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Banken,  Eisenbahnen  und  ander?i  industrielle  Unternehmungen,  dann  für  den  An- 
kauf von  Ländereien  und  Colonisation  im  grossen  Style  angelegt  hat?  Ich  möchte 
hier  speciell  auf  die  Kiesenunternehmungen  in  einzelnen  südamerikanischen  Staaten 
hinweisen,  deren  finanzielle  Verhältnisse  gerade  nicht  immer  zur  Placierung  von 
Capitalien  aufmunternd  erscheinen.  Trotz  alledem  haben  weder  die  englischen, 
noch  die  französischen,  nordamerikanischen,  belgischen  Grosscapitalisten  Ursache, 
über  ihre  südamerikanischen  Geschäfte  Klage  zu  führen.  Dasselbe  gilt  vom  deutschen 
Gelde,  das  seit  kurzem  eine  grosse  Rührigkeit  in  sogenannten  exotischen  Unter- 
nehmungen entwickelt  und  mit  welchem,  nebstbei  bemerkt,  in  Brasilien  drei  und 
in  Chile  eine  Bank  gegründet  wurden.  Zur  Zeit  streiten  England,  Eussland, 
Frankreich,  Deutschland  und  Belgien  um  die  Ehre,  das  chinesische  Anlehen  zu- 
stande zu  bringen.  England  ist  ausserdem  daran,  Persien  mit  Geld  zu  versorgen, 
und  Fi'ankreich  steht  im  Begriffe,  in  Abyssinien  eine  Bank  zu  gründen.  Speciell 
in  Süd-Amerika,  diesem  gleich  Ost-Asien  in  die  Nähe  gerückten  unermesslichen 
Absatzgebiete,  kommt  dem  Capitalisten  ein  grosser  Vortheil  zu  Gute:  Seinem 
Gelde  folgt  der  im  steten  Anwachsen  begriffene  Auswan- 
dererstrom aller  Herren  Länder! 

Während  Ost-Asien  lediglich  als  Marktgebiet  europäischer  Erzeugnisse  in 
Frage  kommt,  ist  Süd-Amerika  gleichzeitg  das  vielversprechendste  Einwanderungs- 
land nicht  nur  der  Gegenwart,  sondern  auch  der  Zukunft,  da  Afrika  als  Besied- 
lungs-Gebiet für  europäische  Einwanderer,  fachmännischen  Aussprüchen  zufolge, 
schwer  oder  gar  nicht  in  Betracht  kommen  dürfte. 

Dass  die  geregelte,  zielbewusste  Auswanderung  dem  Handel  und  der  Industrie 
von  grösstem  Nutzen  sein  kann,  braucht  an  dieser  Stelle  nicht  des  Näheren 
erörtert  werden.  Nachweisbar  ist  sie  im  Stande,  die  Handelspolitik  eines  Staates, 
welche  auf  die  Förderung  des  Exportes  abzielt,  kräftigst  zu  unterstützen.  Deshalb 
lassen  fast  alle  an  der  Auswanderung  interessierten  europäischen  Culturstaaten 
ihren  Auswanderern  mannigfachen  Schutz  und  Fürsorge  angedeihen,  in  dem  Be- 
streben, mit  ihnen  wenigstens  wirtschaftlich  in  Fühlung  zu  bleiben,  wodurch  der 
Emigrant,  wenn  er  einmal  in  der  neuen  Heimat  festen  Fuss  gefasst  hat,  in  der 
Kegel  zu  einem  guten  Abnehmer  heimischer  Erzeugnisse  gemacht  werden  kann. 

Um  nur  ein  Beispiel  anzuführen,  sei  auf  die  in  Süd-Brasilien  angesiedelten 
Deutschen  verwiesen,  welche  daselbst,  von  den  50  er  Jahren  angefangen  bis  zum 
heutigen  Tage,  die  blühendsten  Niederlassungen  (Colonien)  gegründet  haben.  Von 
den  in  Brasilien,  Argentinien  und  Chile  existierenden  300.000  Deutschen,  sind 
zum  Beispiel  in  dem  brasilianischen  Staate  Rio  grande  do  Sul  allein  80.000  ansässig 
und  beträgt  der  deutsche  Export  nach  diesen  Ländern  schon  heute  weit  über 
200  Millionen  Mark! 

Hinsichtlich  der  dort  ansässigen  Portugiesen,  Spanier,  Franzosen,  Schweizer 
u.  s.  w.  sind  die  Verhältnisse  analoge ;  sie  alle  erfreuen  sich  einer  mehr  minder 
behaglichen  Existenz  und  stehen  mit  der  Heimat  in  reger  geistiger  und  wirt- 
schaftlicher Fühlung. 

Abgesehen  von  den  Engländern,  die  ja  mit  Rücksicht  auf  diese  praktische 
Wechselwirkung,  der  Zusammengehörigkeit  mit  ihren  Landsleuten,  sie  mögen  nun 
in  den  eigenen  Colonien  oder  überhaupt  in  der  weiten  Welt  vereinzelt  oder  gesammelt 
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vorkommen,  von  jeher  die  grösste  Pflege  angedeihen  lassen.  Der  Erfolg,  den  England 
hiedurch  erzielte,  und  die  Stellung,  welche  es  sich  auf  dem  Gebiete  des  Welt- 
handels errang,  spricht  jedesfalls  deutlich  genug  für  besagtes  System.  Die 
weitere  Ausgestaltung  dieses  Systemes,  das  unbedingt  eine  Organisierung  der 
Auswanderung  erfordert,  wird  in  Zukunft  für  alle  mächtig  aufstrebenden  Industrie- 
Staaten  geradezu  eine  Lebensfrage  sein. 

Denn  diese  Staaten,  welchen  zur  Aufrechthaltung  ihres  status  quo,  die 
Handelsconcurrenz  mit  den  Rivalen  des  heimischen  Exporthandels  auf  überseeischen 
Märkten,  das  einfache  überseeische  Verkaufsgeschäft,  auf  die  Dauer  nicht  wird 
genügen  können,  werden  zur  Deckung  des  Ausfalles  nothgedrungen  auf  exten- 
sive Cultivation  und  Colonisation  übergehen  müssen. 

Deshalb  ist  der  Lösung  der  Auswanderungsfrage,  nicht  nur  aus  rein  huma- 
nitären, sondern  hervorrragend  aus  handelspolitischen  Gründen  die  grösste  Bedeutung 
zuzumessen,  was  übrigens  seitens  der  aufgeklärten,  in  der  Cultur  vorgeschrittenen 
Staate  auch  schon  anerkannt  wird. 

Fragen  wir  nun,  wie  es  nach  den  vorerwähnten  Eiclitungen  in  unserem 
Vaterlande  aussieht? 

Wann  hat  unsere  Monarchie  das  ernstliche  Bestreben  gezeigt,  mit  anderen 
rührigeren  Nationen  in  Eeih'  und  Glied  zu  treten  und  eine  für  sie  glückliche 
Constellation  auf  dem  Weltmarkte  abzuwarten  oder  gar  auszunützen ;  oder  hat 
die  gemeinsame  Regierung  wenigstens  jetzt  die  Absicht,  sich  diesbezüglich  für 
die  ihrer  im  kommenden  Jahrhundeii;  harrende  Aufgabe  zu  rüsten?  —  Die  erste 
Frage  muss  leider  unbeantwortet  bleiben;  bezüglich  der  letzteren  darf  mit  Rücksicht 
auf  die  letzthin  gefallenen  impulsiven  und  schönen  Worte  Sr.  Ex.  des  Herrn 
Ministers  des  Auswärtigen,  mindestens  eine  angenehme  Hoffnung  aufrecht  erhalten 
bleiben.  Oder  haben  etwa  unsere  grossen,  reichen  Geldinstitute,  oder  die  Ange- 
hörigen der  heimischen  haute  finance,  jemals  den  Versuch  gemacht,  an  über- 
seeischer Culitivation  und  Colonisation  theilzunehmen,  d.  h.  haben  sie  bislang 
hiefür  überhaupt  das  richtige  Verständnis  an  den  Tag  gelegt?  Ist  von  dieser 
Seite  für  die  Förderung  der  österreichischen  Volkswirtschaft  in  besagter  Richtung 
etwas  geschehen? 

Und  unsere  Matadoren  des  Handels  und  der  Industrie,  die  officiellen  Ver- 
treter unserer  Volkswirtschaft,  dann,  nicht  zu  vergessen  unsere  zahlreichen 
commerciellen,  zur  Hebung  des  Exportes  berufenen  Institutionen  und  Vereinigungen? 
Was  haben  sie  trotz  des  rapiden  Verlustes  unserer  alten  Absatzgebiete,  trotz  der 
wachsenden  Concurrenz,  trotz  der  stetig  schlechter  werdenden  Handelsbilanz 
unternommen  oder  gar  Positives  geleistet? 

Selbst  schaflfensträge  und  unwillig,  fremde  gute  Ideen  zu  acceptieren,  sind 
sie  halsstarrig  genug,  zu  ihrem  eigenen  und  zum  Schaden  des  Staates,  in  aus- 
gefahrenen Geleisen  verharren  zu  wollen. 

Vergleichen  wir  ihre  Leistungen  mit  denjenigen  der  bezüglichen  Interessen- 
kreise des  Auslandes,  dann  fällt  dieser  Vergleich  wahrhaftig  tief  beschämend  für  die 
Genannten  aus. 

Sehr  lehrreich  in  Bezug  darauf,  war  das  Ergebnis  der  jüngst  abgehaltenen 
Export-Enquete,  in  welcher  über  geeignete  Mittel,  unseren  siechen  Ausfuhrhandel 
zu  heben,  berathen  wurde. 
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Nach  langen  Debatten  kam  man  zu  dem  eigentlich  schon  längst  bekannten 
Kesultate :   „Wir  haben  keinen  Handel." 

Die  Exporteure  stellten  sich  gegen  die  Industriellen,  diese  wieder  gegen  die 
Ersteren,  und  beide  gegen  die  Regierung. 

Zum  Schlüsse  durchdrang  nur  der  eine  rettende  Gedanke  die  Versammelten: 
„Regierung  hilf,  hilf!" 

Ehrlich  gesprochen,  kam  eigentlich  während  der  ganzen  Verhandlung  kein 
einziger  neuer  Gedanke  zum  Ausdrucke.  Alles  was  seit  dreissig  Jahren  in  ähn- 
lichen hiesigen  Enqueten  und  Expertisen  gesprochen  und  verhandelt  wurde,  kam 
abermals  aufs  Tapet.  Dieselben  Redner  und  Gedanken  von  anno  dazumal :  Nichts 
gelernt  und  nichts  vergessen ! 

Es  wurde  sehr  eingehend  von  vielen  theoretischen  Mitteln  und  Mittelchen, 
einen  blühenden  Ausfuhrhandel  zu  schaffen,  gesprochen,  allein  das  einzig  prak- 
tische Mittel,  dahin  zu  gelangen,  will  man  bei  uns  noch  immer  nicht  begreifen 
lernen! 

Dieses  unfehlbare  Mittel  besteht  darin,  einen  tüchtigen,  im  Auslande  ge- 
schulten Kaufmannsstand  zu  schaffen,  der  den  Welthandel  auf  den  Weltmärkten 
kennen  gelernt  hat  und  ihm  gewachsen  ist;  man  ermögliche  dessen  Etablierung  im 
Auslande  und  trachte  hiedurch  die  uns  vollkommen  mangelnden  Stützpunkte  in 
überseeischen  Handels-Emporien  festzusetzen.  Diese  unumgänglich  nothwendige  Vor- 
bedingung und  die  Fühlung  mit  unsern  Landsleuten  auf  der  Erden- 
runde, werden  allmählich  das  sichere  Rückgrat  einer  gesunden  Wirtschaft  über- 
haupt bilden  und  den  darniederliegenden  Ex-  und  Import  von  selbst  heben. 

Das  Mittel  ist  so  einfach  und  liegt  so  nahe;  wir  brauchen  es  gleich  anderen 
Nationen  bloss  richtig  anzuwenden! 

Hier  gilt  es  thatkräftig  einsetzen,  denn  falls  auf  einem  Gebiete  das 
Sprichwort:  „Probieren  geht  über  Studieren!"  seine  Anwendung  finden  muss,  so 
ist  es  auf  dem  der  überseeischen  Culturarbeit. 

Decennien  haben  wir  müssigen,  resultatlosen  Berathungen  und  Disputen  zu- 
gehört. Genug  der  vielen  Worte,  lasst  uns  einmal  Thaten  sehen ! 

Es  wurde  unter  anderem  im  Verlaufe  der  Enquete  auf  die  Nothwendigkeit 
einer  den  praktischen  Bedürfnissen  entsprechenden  Ergänzung  des  commerciellen 
Unterrichtes  hingewiesen.  Mit  Recht.  Allein  es  ist  zu  fürchten,  dass,  vom  praktischen 
Standpunkte  aus,  mit  dem  Projecte  einer  „Oestereichischen  Export-  und 
Colonial -Akademie",  also  einer  Institution  mit  Hochschulprogramm,  vorläufig 
weit  übers  Ziel  geschossen  würde.  Für  eine  solche  Lehranstalt  muss  bei  uns  der 
Boden  erst  langsam  vorbereitet  werden.  Zuerst  muss  das  Gebäude  fertig  sein, 
bevor  das  Dach  aufgesetzt  werden  kann! 

Dieselbe  Zukunftsmusik  wurde  in  Bezug  auf  die  Gründung  einer  „Oester- 
reichischen  Export-Handels-Gesellschaft"  betrieben. 

Sehr  bedauerlich  erscheint,  dass  über  den  Nutzen  der  Verwendung  von 
Handelseleven  mit  Stipendien  und  die  Entsendung  von  Handelsexpe- 
ditionen zum  Studium,  sowie  zur  Exploitierung  überseeischer  Absatzgebiete, 
abträglich  geurtheilt  wurde.  Zugegeben,  dass  hierlands  mit  der  Entsendung  junger 
Kaufleute  trübe  Erfahrungen  gemacht  wurden;    diese  sind  aber  nicht  zuletzt  auf 
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die  an  zulänglichen  Mittel  zurückzuführen,  durch  welche  die  jungen,  zumeist  ganz 
1  e  b  e  n  s-  und  geschäftsunkundigen  Leute  einem  ungewissen  Schicksal 
überantwortet  wurden.  Was  jedoch  die  Handelsmissionen  und  Expeditionen  betrifft, 
wie  sie  fast  täglich  von  weitblickenden  ausländischen  Regierungen,  Corporationen 
und  Privaten,  unter  Aufwand  grosser  Opfer  ausgerüstet  werden,  so  sprechen 
deren  Erfolge  in  commercieller  und  wissenschaftlicher  Beziehung  deutlich  genug 
für  sie.  Nebstbei  bemerkt,  hat  erst  kürzlich  Japan  eine  solche  Expedition  nach 
Europa  entsendet! 

Steht  es  bei  den  landläufigen  Anschauungen  mit  der  Lösung  österreichischer 
Exportfragen  sehr  schlimm,  so  steht  es  mit  der  Lösung  der  vaterländischen  Aus- 
wanderungsfrage womöglich  noch  schlimmer. 

Wer  von  den  maassgebenden  Factoren  Oesterreichs  hat  bis  zur  Stunde  die 
wohlthätige  Rückwirkung  der  Auswanderung  in  politischer,  wirtschaft- 
licher und  commercieller  Beziehung  zu  würdigen  verstanden? 

Aus  diesem  einfachen  Grunde  hat  die  Regierung  niemals  ernstlich 
daran  gedacht,  die  Auswanderung  zu  regeln  oder  gar  überseeisch  nutz- 
bringend zu  organisieren.  Für  die  Behörden  gibt  es  nur  eine  Auswanderung 
von  Blinden,  Lahmen  u.  dgl.,  und  der  höchste  Begriff  des  Auswandererschutzes 
besteht  in  einer  systemlosen  Bekämpfung  der  Emigration  an  und  für  sich. 
Ja  noch  mehr:  die  Regierung  erschwert  den  Schutz  und  die  Für- 
sorge für  den,  gegen  dessen  Fortzug  kein  gesetzliches  Hinder- 
nis besteht,  und  erleichtert  resp.  schützt  dadurch  die  Arbeit 
des  oft  gewissenlosen  Aus  wan  de  r  ungsagenten. 

Was  kümmert  es  heute  den  Staat,  wenn  durch  seine  eigene  Schuld  alljährlich 
30 — 50.000  Landeskinder  aus  dem  Herzen  der  Heimat  gerissen  werden,  dieser 
einen  volkswirtschaftlichen  Schaden  verursachen  und  selbst  einem  ungewissen 
Schicksal  entgegengehen? 

Es  hat  sich  aber  auch  bislang  keine  einzige  unserer  vielen  wirtschaft- 
lichen Corporationen  mit  der  Frage  beschäftigt,  wie  dem  Unglücke  der  Auswanderer 
abzuhelfen    oder    der    besagte  Schaden    für    das  Vaterland    zu  paralysieren  wäre. 

In  voller  Unkenntnis  oder  dem  nicht  wissen  wollen  dessen,  was  diesbe- 
züglich in  anderen  Staaten  geschieht,  kümmert  uns  selbstverständlich  noch  weniger 
das  weitere  Schicksal  unserer  Emigranten  und  so  kommt  es,  dass  es  fast  unglaublich 
scheint,  wenn  wir  von  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  ansässigen 
700.000  Oesterreicher-Ungarn  hören,  welche  ganz  ansehnliche,  theilweise  abge- 
schlossene Niederlassungen  (Colonien)  bilden.  Interessant  ist  ferner  anzuführen, 
dass  in  Nord-Amerika  32  czechische,  22  polnische,  4  slovenische  und  2  deutsch- 
österreichische (14.350  Leser)  Zeitungen  bestehen,  und  beispielsweise  Chicago 
57  österreichisch-ungarische  Vereinigungen,  8  czechische  und  10  polnische  Kirchen- 
gemeinden, dann  St.  Louis  45  verschiedene  czechische,  polnische  und  slovenische 
Vereine  zählt. 

War  der  Zuzug  der  Auswanderer  aus  der  Monarchie  nach  Nord-Amerika 
im  Jahr  1896/97  33.031  Köpfe  stark,  so  befanden  sich  unter  den  in  derselben 
Zeit  in  Brasilien,  speciell  in  Rio  de  Janeiro  und  Santos  landenden  158.120  Ein- 
wanderern,  11.265  Oesterreicher,  zumeist  Slaven. 
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Diese  Ziffern  dürften  immerhin  die  Anschauung  rechtfer- 
tigen, dass  doch  nicht  lauter  Krüppel  die  Heimat  verlassen! 

So  wie  in  Nord-Amerika,  leben  auch  in  Brasilien,  namentlich  in  den  Süd- 
staaten, unsere  Landsleute  in  ganz  erträglichen  Verhältnissen  und  bilden  z.  B. 
die  Polen  das  grösste  Contingent  der  Bevölkerung  Paranäs,  60  bis  70.000  Seelen, 
d.  i.  90  Proc.  der  dortigen  Gesammteinwohner !  Ausser  in  Paranä  sind  endlich  in 
Rio  grande  do  Sul  und  in  Sta  Catharina  blühende  österreichisch-ungarische  Nieder- 
lassungen. Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  unsere  Staatsunterthanen  in  Argen- 
tina in  einer  Stärke  von  mehr  als  25.000  Seelen  vertreten  sind. 

Sollte  man  unter  solchen  Umständen  nicht  annehmen  dürfen,  dass  selbst 
für  Oesterreich-Ungarn  der  Boden  zu  extensiver  Cultivation  und  Colo- 
nisation  gegeben  wäre  und  zu  Exportzwecken  fruchtbringend 
bebaut  werden  könnte?  Wie  rasch  hätten  in  den  genannten  Staaten  andere 
Nationen  ihre  Stammesgenossen  zu  den  angeführten  Zwecken  benützt,  um  nicht 
von  anderen  nachdrängenden  Volkseiementen  verdrängt  und  überflügelt  zu  werden! 

Wahr  ist,  dass  unsere  derzeitigen  abnormen  innerpolitischen  Zustände  eine 
lähmende  Wirkung  auf  das  gesammte  wirtschaftliche  Leben  ausüben  und  gerade 
keinen  tröstlichen  Ausblick  in  die  Zukunft  gestatten. 

Eine  Kette  von  Irrthümern  hat  Ereignisse  heraufbeschworen,  welche  durch 
eine  grausame  Aufstachelung  nationaler  Gegensätze,  selbst  das  Band  zwischen 
beiden  Eeichshälften  zu  zerreissen  drohen  und  sogar  die  Staatsautorität  in  Frage 
stellen. 

Allein  ein  altes  Sprichwort  lautet:  „Oesterreich  kann  Alles  —  wenn 
es  nur  will!"  und  so  ist  die  Hoffnung  gegeben,  dass  im  Interesse  des  staat- 
lichen Gesammtwohles  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  die  gegenwärtig  so 
hochgehenden  Wogen  der  Erregung  zu  glätten. 

Man  übe  ein  unparteiisches  Wohlwollen  gegen  alle  im  Eeichsrathe  vertre- 
tenen Völker  und  Nationen,  stelle  deren  Abgeordnete  vor  ein  gross  angelegtes 
Wirtschaftsprogramm  und  sie  werden  und  müssen  bei  der  lohnenden  Arbeit 
der  Durchführung  desselben,  aus  Patriotismus  den  nationalen  Streit  und  Hader 
einstellen. 

Noch  ist  Oesterreich-Üngarns  Ansehen,  vermöge  seiner  hervorragenden 
Stellung  im  Dreibund,  unter  den  europäischen  Staaten  ungeschmälert. 

Es  liegt  für  unser  Vaterland  kein  stichhältiger  Grund  vor,  hinter  einer 
anderen  Macht  zurückzustehen,  an  dem  allgemeinen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
theilzunehmen,  kraft  der  Güte  und  Solidität  seiner  Erzeugnisse. 

Es  wird  und  muss  gelingen! 

Ist  nur  endlich  die  bekannte  Lethargie  unserer  Gesammtbevölkerung  beseitigt 
und  der  Unternehmungsgeist  der  productiven  Stände  geweckt. 

Sind  nur  einmal  alle  hiezu  berufenen  Factoren  zur  heilsamen  Erkenntnis 
gelangt,  dass  nur  dadurch  die  Wiedergeburt  unserer  Volkswirtschaft  erzielt  zu 
werden  vermag. 

Nach  dieser,  die  traurige  Sachlage  im  allgemeinen  beleuchtenden  und  kri- 
tisierenden Einleitung  kommen  wir  auf  den  eigentlichen  Gegenstand  vorliegender 
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Abhandlung,  das  ist  die  „Oesterreichisch-ungarische  Colonial-G-esell- 
schaft,"  eine  Institution,  deren  Bestrebungen  und  Ziele  sowohl  in  patriotischer 
als  handelspolitischer  und  social-reformatorischer  Beziehung, 
die  grösste  Beachtung  und  Unterstützung  verdienen ;  eine  Institution,  deren  Programm 
alles  in  sich  fasst,  was  bei  uns  gebieterisch  nach  Ausführung  verlangt,  um 
nach  den  besprochenen  Eichtungen  segensreichen  Wandel  zu  schaffen ;  eine 
Gesellschaft,  die  seit  3  Jahren  unter  den  denkbar  grössten  Widerwärtigkeiten 
und  Hindernissen  Erfolge  zu  erzielen  w^usste,  die  nach  öffentlicher  Anerkennung 
schreien ! 

Ist  ihr  diese  noch  nicht  im  gehörigen  Maasse  zu  theil  geworden,  so  sind 
nur  wieder  die  Indolenz  der  Allgemeinheit,  die  Trägheit  derselben,  sich  mit  neuen 
Ideen  zu  befassen,  der  Mangel  an  Unternehmungslust,  die  lähmende  Vormund- 
schaft einer  schaffensunlustigen  Bureaukratie  und  last  not  least  Neid  und  Scheel- 
sucht daran  Schuld. 

Man  betrachte  einmal  das  Programm  der  „Oesterreichisch-ungarischen  Colonial- 
Gesellschaft",  und  jeder  objectiv  Denkende  wird  zugeben,  dass  sich  diese  Aufgaben 
stellt,  welche  aus  Staatsnothwendigkeit  auch  bei  uns  nicht  mehr  länger  zurück- 
gestellt werden  dürfen,  soll  unsere  Grossmachtstellung  nicht  ernstlich  gefährdet 
werden. 

Zweck,  Ziel   und   Wirksamkeit  den  Gesellschaft. 

a)  Die  Anregung  und  Erhaltung  des  Interesses  der  Bevölkerung  Oesterreich- 
Ungarns  für  den  Schutz  der  Auswanderer  und  das  Colonialwesen ; 

b)  eingehendes  Studium  zum  Zwecke  der  Regelung  des  österreichisch-unga- 
rischen Auswandererwesens ; 

c)  die  Erhaltung  bestehender  und  die  Schaifung  neuer  Absatzgebiete  für 
die  Producte  Oesterreich-Ungarns; 

d)  die  Erwerbung  geeigneter  Colonisations-Districte  durch  die  Gesellschaft, 
die  Besiedelung  dieser  Districte  mit  österreichisch-ungarischen  Auswanderern ;  die 
bestmögliche  Unterstützung  dieser  Auswanderer  zum  Behufe  der  Gründung  von 
Ackerbau-,  Handels- und  Industrie-Niederlassungen,  wobei  jedoch  die  Auswanderung 
in  keiner  Weise  angeregt  werden  darf; 

e)  unter  der  ad  a)  genannten  Beschränkung  die  Fürsorge  für  alle  österrei- 
chisch-ungarischen Auswanderer,  welche  sich  nicht  nach  den  ad  d)  genannten 
Niederlassungen,  sondern  nach  anderen  Territorien  begeben  wollen,  auf  Grund 
gewissenhafter  Informationen,  sowie  die  bestmögliche  Unterstützung  dieser  Aus- 
wanderer namentlich  auch  dadurch,  dass  dem  unredlichen  Treiben  gewissenloser 
Auswanderungsagenten  vorgebeugt  und  entgegengetreten  wird: 

/)  die  Kräftigung  des  geistigen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhanges  der 
österreichisch-ungarischen  Ausgewanderten  unter  einander  und  mit  ihrem  Vaterlande ; 

g)  die  Förderung  aller  in  Oesterreich-Ungarn  auftretenden  Bestrebungen,  welche 
mit  den  Zielen  der  Gesellschaft  übereinstimmen. 

Im  November  1894  von  dem  Rechnungsrathe  R.  Schroff,  im  Vereine  mit 
seinen  Mitarbeitern  den  Herren  k.  k.  Notar  Dr.  Philipp  Ritter  v.  Böhm  und 
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Reichsrathsabgeordneten  Dr.  Heinrich  Ritter  v.  Wielowieyski  gegründet, 
hat  sie  bis  za  ihrem  heurigen  Eintritte  in  das  4.  Lebensjahr,  ein  wahrhaftiges 
Martyrium  durchgemacht. 

Im  Anfange  von  der  gesammten  heimischen  Tages-  und  Fachpresse  auf  das 
sympatischeste  begrüsst,  hat  leider  deren  Unterstützung  nachgelassen,  theilweise 
weil  das  öifentliche  Interesse  für  die  Sache  sich  nicht  so  schnell  erwärmte, 
theilweise  —  es  sei  offen  gesagt  —  weil  unsere  Presse  überhaupt  zu  wenig  Antheil 
an  der  Aufklärung  und  Veraligemeinung  wirtschaftlicher  Fragen  nimmt. 

Von  der  Oeffentlichkeit  zumeist  utopischer  Ziele  geziehen,  von  einer  unent- 
schlossenen zaghaften  Regierung  nur  mit  Versprechungen  des  innigstens  Wohl- 
wollens unterstützt,  von  den  erbgesessenen  commerciellen  Schwestercorporationen 
zum  Theile  belächelt,  zum  Theile  ignoriert,  von  den  Exporteuren  als  Eindringling 
auf  ihre  Domäne  betrachtet,  von  den  Industriellen  und  Kaufleuten  nicht  richtig 
verstanden,  hatte  die  Gesellschaft  von  aller  Anfang  her  einen  schwierigen  Stand, 
sich  behaupten  zu  können. 

Und  gelang  es  ihr  trotz  alledem,  so  ist  dies  nur  der  Ausdauer,  Aufopferung 
ihres  hochgeehrten  Präsidenten,  des  Fürsten  Alfred  Wrede  zu  danken. 

Was  hat  nicht  alles  das  Präsidium  im  Vereine  mit  den  rührigen  Vor- 
standsmitgliedern in  Wort,  Schrift^)  und  That  versucht,  seine  Bestrebungen  zu 
propagieren,  Förderer  und  Gesellschaft-Mitglieder  zu  gewinnen? 

Während  gleich  nach  Constituierung  der  Gesellschaft  der  kais.  deutsche 
Consul  in  Wien,  dann  die  deutsche  Colonial-Gesellschaft  in  Berlin  sich  die  Statuten 
und  anderen  Druckschriften  derselben  beschafften,  hat  sich  bis  heute  kein  einziges 
österreichisch-ungarisches  Consulat  officiell  um  den  Bestand  der  Gesellschaft  ge- 
kümmert, sowie  auch  heimische  Consulatsfunctionäre  in  verschwindend  kleiner 
Anzahl  zu  ihren  Mitgliedern  zählen. 

Dagegen  haben  beiläufig  seit  Jahresfrist,  die  Legation  von  Venezuela  in 
Rom,  dann  die  Consulate  von  Peru  und  Nikaragua  in  Wien,  die  Gesellschaft  als 
commercielle  Auskunftstelle  designiert. 

Hinsichtlich  des  Interesses  unserer  Handelskammern  für  die  Gesellschaft 
war  und  ist  es  nicht  besser  bestellt. 

Das   letzte  Mitglieder- Verzeichnis  (1896)    weist    deren  nur  3   öder  4  auf! 

Nicht  minder  blieb  ein  Appell  an  alle  österreichischen  Handelsschulen  ohne 
Erfolg,  welche  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Erziehung  der  kaufmännischen  Jugend, 
ein  Interesse  an  der  Entwicklung  der  Oesterreichisch-migarischen  Colonial-Gesell- 
schaft haben  sollten.  Von  sämmtlichen  österreichischen  Handelsschulen  ist  bloss 
diejenige  in  Linz  als  Mitglied  beigetreten,  mit  der  Zusage,  ihre  Zöglinge  auf  die 
wichtigen  Bestrebungen  der  Gesellschaft  aufmerksam  zu  machen. 

Im  zweiten  Jahre  ihres  Bestandes  hat  dieselbe  nahezu  40.000  Schriftstücke: 
Einladungen    zum    Beitritte,    an    wirtschaftliche   Institutionen,    Consulate,   Reichs- 
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^)  „Die  östereichisch-ungarische  überseeische  Culturarbeit  und  Auswanderung,"  Zur 
Auswanderungsfrage.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  österreichisch-ungarischen  Aus- 
wanderung." „Das  Programm  der  Oesterreichisch-ungarischen  Colonial-Gesellschaft"  von 
Eechnungsrath  K.  Schroft. 
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rathsabgeordnete,  an  Industrieunternehmuiig-en,  Industrielle,  Kaufleute,  Private 
u.  s.  w.,  commercielle  Informationen,  Berichte  über  Auswanderungswesen  an  Be- 
hörden und  Gemeinden,  Abmahnungen  vor  der  Auswanderung,  Warnungen  und 
Auskünfte  an  Auswanderer  und  anderes  ausgefertigt.  Hiezu  kommen  noch  sach- 
und  fachgemässe,  eingehende  Elaborate  an  die  Ministerien  über  das  Auswanderer- 
Agentenunwesen,  über  ausländische  Auswanderergesetze,  ein  eingehendes  der 
Eegierung  vorgelegtes  Finanzprogramm  der  Gesellschaft,  behördliche  Meldungen  und 
Bekanntmachungen  in  Bezug  auf  Emigrantenangelegenheiten  etc. 

Was  speciell  die  oberwähnten  Beitritts-Einladungen,  dann  die  diesbezüglich 
in  der  Tagespresse  verlautbarten  Aufrufe  betrifft,  so  waren  sie  von  einem  so  beschä- 
menden Erfolg  begleitet,  dass  die  Gesellschaft  gegenwärtig  erst  einen  Mitgliederstaud 
von  200  Personen  zählt!  Darunter  keine  einzige  Bank,  nur  wenige  Industrie- 
unternehmungen und  etliche  hervorragende  Handelsleute  und  Private! 

Der  Vorstand  hat  aber  das  von  ihm  geleitete,  gemeinnützige  Unternehmen 
nicht  bloss  durch  das  Sammeln  von  Förderern  und  Mitgliedern  zu  popularisieren 
versucht;  so  veranstaltete  er  unter  anderem  auch  eine  Keihe  interessanter  Vor- 
träge, Discussionen  und  geselliger  Zusammenkünfte. 

Den  Beigen  der  Vorträge  eröffnete  Präsident  Fürst  Wrede,  indem  er  gleich 
nach  der  Constituierung  der  Gesellschaft,  im  Vereine  der  österreichischen  Volkswirte, 
„lieber  Colon  isation"  sprach.  Ihm  folgte  bald  darauf  Vicepräsident  E.  Sehr  oft, 
„Das  Programm  der  Gesellschaft"  entwickelnd  und  die  „Eegelung  der 
heimischen  Auswanderung"  behandelnd.  Unmittelbar  nach  dem  chinesisch- 
japanischen Friedensschlüsse  veranstaltete  die  Gesellschaft  einen  Discussionsabend, 
welchen  der  kais.  chinesische  ZoUinspector  L.  Eitter  v.  Fries  einleitete  und 
der  den  Zweck  verfolgte,  die  vaterländische  Kaufmannschaft  auf  die  im  fernen  Osten 
sich  vollziehenden  Veränderungen  und  auf  die  dadurch  entstehenden  commer- 
ciellen  Chancen  aufmerksam  zu  machen.  Das  Eesultat  hievon  war  die  Ein- 
leitung einer  Action  wegen  Theilnahme  der  Oesterreicher  an  der  so  lohnenden 
Küstenschiffahrt  in  China.  Leider  waren  die  darauf  gerichteten,  vielseitigen  ener- 
gischen Bemühungen  ohne  Erfolg,  trotz  des  stichhältigen  Hinweises,  dass  selbst 
Consortien  deutscher  Binnenstädtler,  u.  z.  ganz  kleiner  Capitalisten,  sich  an  derlei 
Unternehmungen  betheiligen. 

Gleichfalls  ohne  Erfolg  waren  die  Schritte  in  Bezug  auf  die  Errichtung 
eines  heimischen  Geschäftshauses  in  Shanghai.  Nach  dem  Beispiele  ausländischer 
Behörden  und  Grossindustrien,  welche  alle  das  egoistische  Bestreben  hatten,  die 
Gunst  des  Vicekönigs  Li-Hung-Schangs  zu  erlangen,  als  er  seine  europäische 
Studienreise  persolvierte,  brachte  der  Vorstand  der  Gesellschaft  bei  der  Aussicht, 
als  der  Vicekönig  Wien  berühren  sollte,  in  Vorschlag,  denselben  diesfalls  festlich 
zu  empfangen,  beziehungsweise  ihm  verschiedene  Etablissements  unserer  leistungs- 
fähigen  Grossindustrie  zu  zeigen.  Der  Vorschlag  fand  bei  den  hervor- 
ragendsten wirtschaftlichen  Vereinigungen  Wiens  theilweise  Anklang,  kam  jedoch 
nicht  zur  Ausführung,  da  Li-Hung-Schang  von  einem  Besuche  in  Oesterreich 
leider  absah. 

Mit  Eücksicht  auf  die  in  China  dargebotene  günstige  Gelegenheit  zu  Unter- 
nehmungen aller  Art  veranstaltete  der  Vorstand  noch  einen  Vortrag  über  commer- 
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cielle  Verhältnisse    daselbst,  welcher   von  dem  Gesellschaftsmitgliede   Herrn 
K.  Berg  gehalten  wurde. 

Aus  demselben  Grunde  nahm  er  Anlass,  mit  seinen  Correspondenten  in 
China  in  warmem  Contact  zu  bleiben,  welche  in  Aussicht  stellten,  specielle 
Lieferungen  österreichischen  Geschäftshäusern  zugute  kommen  lassen  zu  können. 
Zum  Zwecke  der  Lancierung  einer  Handelsmission  nach  Westindien 
hielt  Herr  Karl  Khun  einen  Vortrag,  mit  besonderer  Berücksichtigung  auf  die 
Eepublik  Haiti.  Weitere  Vorträge  wurden  gehalten:  „lieber  Welthandels- 
politik" von  Dr.  H.  Hirsch,  „lieber  die  Auffindung  des  Seeweges 
nach  Ostindien  durch  Vasco  da  Gama"  von  Herrn  V.  Levy,  „lieber 
Kleinasien"  von  Herrn  Dr.  Grunze  1,  „UeberMadagascar",  dann  „Malta 
und  Sicilien"    von  den  Herren  E.   Sikora  und  F.  Winternitz. 

Eine  weitere  wichtige  Aufgabe  wurde  darin  erblickt,  eine  Anzahl  tüchtiger 
Correspondenten  und  verlässlicher  Vertrauensmänner  zu  bestellen, 
um  ergiebige  kaufmännische  Informationsquellen  zu  eröffnen  und  überseeische 
Verbindungen  anzuknüpfen.  So  ist  es  durch  Fleiss  und  Ausdauer  binnen  kurzem 
gelungen,  ausser  in  0 s t a s i e n,  in  den  meisten  südamerikanischen  Staaten, 
in  Süd-Afrika,  in  Nord -Amerika,  Canada,  auf  Madagascar,  Stütz- 
punkte zu  finden,  bezw.  Berichterstatter  zu  sammeln,  welche  über  die  einschlä- 
gigen Verhältnisse,  sowie  den  Marktbedarf  ein  ganz  schätzenswertes  Material  lieferten, 
das  lediglich  der  Verarbeitung  durch  die  hiesigen  Interessentenkreise  harrt.  Zum 
mindesten  ist  daraus  zu  ersehen,  was  in  dieser  Beziehung  durch 
etwas  regere  Unternehmungslust  geleistet  werden  könnte! 

Die  Gesellschaft  hat  es  sich  die  Mühe  kosten  lassen,  ihre  erhaltenen  Infor- 
mationen und  Berichte  verschiedenen  Industriellen  mitzutheilen.  Verschwindend 
wenige  haben  davon  Gebrauch  gemacht  und  sich  widerstrebend  zu  Muster- 
sendungen herbeigelassen.  Mit  Genugthuung  kann  aber  hervorgehoben  werden, 
dass  diese  vermittelten  Verbindungen  thatsächlich  für  die  gedachten  Firmen 
Aufträge  geschäftlicher  Natur  nach  sich  zogen. 

Der  sehnliche  Wunsch  der  Gesellschaft,  in  der  Provinz,  „Zweigvereine" 
zu  gründen,  Hess  sich  trotz  aller  erdenklichen  Mühe  und  Opfer  bis  zur  Stunde 
nicht  realisieren.  Dagegen  darf  sie  mit  Stolz  anführen,  in  Fall  River  (Maass), 
dann  in  Joinville  (Sta  Katharina,  Brasilien)  je  einen  Zweigverein  zu  besitzen, 
Während  in  Eio  de  Janeiro  derzeit  ein  solcher  in  Bildung  begriffen  ist. 

Und  vielleicht  ist  es  hier  am  Platze,  hervorzuheben,  dass  unsere  im  Aus- 
lande lebenden  Landsleute,  die  Bedeutung  der  Wirksamkeit  der  „Oesterreichisch- 
ungarischen  Colonial-Gesellschaft"  eher  verstanden  haben,  als  dies  bislang  im 
Inlande  der  Fall  war. 

Mit  Genugthuung  kann  es  deren  Vorstand  erfüllen,  anzuführen,  dass  wenigstens 
der  Club  der  Industriellen  in  Wien  der  Gesellschaft  insoferne  Beachtung 
schenkte,  als  er  zu  seiner  im  Vorjahre  stattgehabten  Enquete  Vertreter  derselben 
heranzog.  Ebenso  hat  das  Co  mite,  welches  derzeit  die  Idee  der  Gründung  einer 
»Oesterreichischen  Export- und  Colonial-Akademie"  propagiert,  einige 
Vorstandsmitglieder  der  „Oesterreichisch-ungarischen  Colonial-Gesellschaft"  zu  seinen 
Berathungen  herangezogen,    sowie   anderseits   wieder   ein  Mitglied    des   genannten 
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Comitös  in  den  Vorstand  der  Gesellschaft  eingetreten  ist.  Zwischen  beiden  Unter- 
nehmungen sind  bezüglich  einer  gegenseitigen  Angliederung  Verhandlungen 
im  Zuge.  Jedenfalls  fällt  das  Project  in  das  Programm  der  „Oesterreichisch-ungarischen 
Colonial-Gesellschaft",  wobei  betont  werden  soll,  dass  letztere  bereits  im  Jahre  1895 
die  Gründung  einer  praktischen  Exportschule  (ohne  Hochschultendenz),  leider 
ohne  Anklang  zu  finden,  lancierte. 

Auch  den  Verhandlungen  der  jüngst  im  österreichischen  Handelsmuseum 
abgehaltenen  Export-Enquete  haben  Delegierte  der  Gesellschaft  beigewohnt  und 
wurde  dieser  schliesslich  auch  die  besondere  Ehre  zutheil,  zu  dem  im  Herbste  vergan- 
genen Jahres  unter  dem  Protectorate  Sr.  Maj.  des  Königs  der  Belgier  in  Brüssel 
stattgefundenen  „Internationalen  Colonialcongress",  eingeladen  zu 
werden.  Ihr  in  Antwerpen  domicilierendes  Mitglied,  Herr  E.  Pick,  war  mit  der 
ehrenvollen  Mission  betraut,  sie  bei  dem  genannten  Congresse  zu  vertreten. 
Endlich  wäre  noch  die  schmeichelhafte  Thatsache  zu  verzeichnen,  das  mehrere  hervor- 
ragende Persönlickkeiten  des  In-  und  Auslandes,  die  Ehren  mit  gliedschaft  der 
Gesellschaft  annahmen,  mit  der  Versicherung,  für  deren  segensreiche  Bestre- 
bungen jederzeit  einzutreten. 

Ueberblicken  wir  das  bereits  Angeführte,  ziehen  wir  hiebei  die  geringe 
Anzahl  von  Mitgliedern  und  vor  allem  die  unzulänglichen  materiellen  Mittel  in 
Betracht,  so  muss  unumwunden  zugestanden  werden,  dass  die  Gesellschaft  ihre 
Zeit  nutzbar  anzuwenden  verstand  und  bei  intensiver  Unterstützung  seitens  der 
maassgebenden  Factoren  unbedingt  einen  rascheren  Entwicklungsgang  hätte  nehmen 
müssen. 

Das  war  bei  der  Gründung  der  deutschen  Colonial-Gesellschaft  in  Berlin 
ganz  anders. 

Von  einem  schlichten  Forschungsreisenden  noch  zu  einer  Zeit  in  Anregung 
gebracht,  wo  in  Deutschland  niemand  ernstlich  an  Colonialpolitik  dachte,  hatte 
sein  Aufruf  zu  ihrer  Gründung,  den  Erfolg,  von  Staatsmännern,  Militär  und  Civil, 
Parlamentsmitgliedern,  Gelehrten,  Industriellen,  Kaufherren  und  Angehörigen 
anderer  Berufsstände  gezeichnet  und  unterstützt  zu  werden,  so  zwar,  dass  die 
Gesellschaft  binnen  kurzem  viele  Mitglieder  erlangte,  deren  Zahl  heute  mehr  als 
17.000  beträgt,  und  durch  reichliche  Geldmittel  sowie  staatliche  Begünstigungen 
leicht  in  die  Lage  kam,  wahrhaft  Grosses  zu  leisten. 

Doch  wieder  zurück  zur  „Oesterreichisch-ungarischen  Colonial-Gesellschaft". 

Das  Hauptverdienst  in  Bezug  auf  deren  bisherige  Leistungen  liegt  auf 
dem  Gebiete  des  „Auswandererschutzes",  der  Sanierung  unserer  total 
versumpften  Auswanderungsverhältnisse. 

Von  den  ausländischen  hier  concessionierten  Schiffahrtsgesellschaften  irrthüm- 
lich  angefeindet,  von  deren  legalen  und  illegalen  Auswanderungsagenten  gefürchtet 
und  gehasst,  verdächtigt,  verleumdet  und  mit  allen  erlaubten  und  unerlaubten 
Mitteln  chicaniert,  führt  sie  gegen  diese  Feinde  seit  zwei  Jahren  einen. Kampf  auf 
Leben  und  Tod.  Ein  Kampf,  bei  dem  der  Gesellschaft  nur  ihre  moralische 
Stärke  als  Vertheidigungsmittel  zur  Verfügung  steht,  da  die  Eegierung  noch 
immer  nicht  in  vollem  Maasse  gestattet,  was  sie  im  Hinblick  auf  die  Ausgestaltung  der 
Gesellschaft  in  deren  Statuten  ohnedies  klar  und  deutlich  bewilligt  hat,    obgleich 
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der  Vorstand  der  Gesellschaft,  indem  er  seine  Wirksamkeit  auf  dem  Gebiete  des 
Auswändererschutzes  inaugurierte,  Agenden  übernahm,  die  von  pflichts- 
■wegen  der  Eegierung  zukommen.  Wenngleich  nun  dieser  wichtige 
Umstand  endlich  hohen  Orts  zur  Anerkennung  gelangte,  und  auch  sonst  die 
Gesellschaft  dem  Agententhum  gegenüber  Siegerin  blieb,  waren  doch  die  damit  im 
Zusammenhange  stehenden  Verhandlungen,  dann  anderweitige  Geschehnisse  und 
Vorfälle  moralisch  und  physisch  derart  aufreibend,  dass  der  Vorstand  lediglich 
in  dem  edlen  Bewusstsein  der  hohen  Ziele,  welche  er  anstrebt,  die  Kraft  and 
Ausdauer  fand,  auf  seinem  durchaus  nicht  beneidenswerten  Posten  auszuharren. 
Was  hat  aber  die  Gesellschaft  trotz  aller  Hindernisse  und  Widerwärtig- 
keiten in  Bezug  auf  die  Sanierung  unseres  Auswandererwesens  zuwege  gebracht? 
Es  ist  ihr  zunächst  gelungen,  den  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  des 
Schutzes,  der  Information  des  nach  jeder  Eichtung  hin  nur  zu  häufig  der  Ausbeutung 
überlieferten  Auswanderers  zu  erbringen,  und  es  spricht  sicherlich  für  ihre  wohl- 
thätige  Wirksamkeit,  wenn  sie  nach  kaum  einjährigem  praktischen  Arbeiten  bei 
den  ungemein  misstrauischen  Emigranten  schon  so  ziemlich  als  ,,S  chutz  s  teile" 
bekannt  wurde. 

Hat  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Jahre  1896  durch  einen  Delegierten 
die  Auswandererverhältnisse  in  den  nördlichen  Häfen  studieren  lassen,  so  sandte 
er  im  Jahre  1897  einen  Delegierten  zum  selben  Zwecke  nach  Genua.  Nicht  minder 
wichtig  waren  seine  noch  nicht  abgeschlossenen  Verhandlungen  in  Bezug  auf  die 
Durchführung  der  Unfallversicherung  unserer  Emigranten.  Ausserdem 
ist  er  bestrebt,  ein  „Aus  wan  de  r  erh  ei  m"  ins  Leben  zu  rufen,  d.  h.  even- 
tuell Räumlichkeiten  zu  mieten,  wo  die  Auswanderer  während  ihres  nothwendigen 
Aufenthaltes  in  Wien  untergebracht  werden  können,  wie  dies  z.  B.  in  den  Aus- 
wandererhallen Hamburgs  geschieht,  deren  vorzügliche  Einrichtungen  zu 
diesem  Behufe  seitens  eines  Abgesandten  der  Gesellschaft  gleichfalls  einem  einge- 
henden Studium  unterzogen  wurden.  Inzwischen  wird  vielen  der  Auswanderer, 
soweit  es  der  Eaum  zulässt,  in  den  Bureaux  der  Gesellschaft  freies  Nacht- 
quartier gestattet. 

Wer  nun  die  derzeitigen  traurigen  Unterkunftsverhältnisse  der 
Emigranten  speciell  in  Wien  kennt,  wird  die  diesbezüglichen  Absichton  der 
Gesellschaft,  sowohl  aus  humanitären  als  sanitären  Gründen,  begreif- 
lich finden. 

Von  hoher  Wichtigkeit  ist  ferner  die  schon  gewonnene  Fühlungsnah me 
der  Gesellschaft  mit  unseren  Landsleuten  in  der  weiten  Welt. 
Die  Ausstellung  im  Jahre  1898  soll  hievon  Zeugnis  geben.  An  der  grossen 
Jubiläums-Ausstellung  theilnehmend,  wird  die  Gesellschaft  als  Wohl- 
fahrtsinstitution alle  jene  Vorkehrungen  veranschaulichen,  welche  sie  zum 
Schutze  und  zur  Fürsorge  des  verlassenen  Auswandeiers  getroffen  und  zwar  unter 
Hinweis  auf  ähnliche  Institutionen  anderer  Staaten ;  sie  wird  das  Modell  eines 
Auswandererschiffes  ausstellen  und  durch  eine  Weltkarte  veranschau- 
lichen, wo  sich  Landsleute  befinden,  in  welcher  Anzahl  und  wo  diese  Landsmann- 
schaften resp,  Vereinigungen  aller  Art,  oder  wirtschaftliche  Niederlassungen 
gebildet  haben.  Schon  hat  sich  das  Ausstellungscomit^  mit  mehr  als  100  österreichisch- 


Die  üsterreiehisch-ungavische  Colonial-Gesellschaft.  119 

ungarischen  Vereinigungen  des  Auslandes,  dann  mit  unseren  und  fremdländischen 
Consulaten  und  deren  Regierungen  in  Verbindung  gesetzt.  Hauptsächlich  mit  den 
Erstgenannten  auch  deshalb,  um  eine  Jubiläums-Adresse  zu  Stande  zu 
bringen,  welche  speciell  von  überseelebenden  Oester reichern  und 
Ungarn  unterfertigt  und  zum  Zeichen  der  Huldigung,  Sr.  Ma- 
jestät im  Jahre  1898  überreicht  werden  soll.  Es  braucht  nicht 
erst  gesagt  zu  werden,  dass  diese  eminent  patriotische  Idee,  von  unseren,  in  der 
weiten  Welt  sich  befindlichen  Landsleuten  wärmstens  begrüsst  wurde,  und 
überdies  auch  schon,  wo  immer  sich  im  Auslande  Patrioten  befinden,  Unterschriften 
für  diese  Adresse  gesammelt  werden. 

Der  praktische  Wert  der  Verbindung  mit  unseren  überseeischen  Landsleuten 
tritt  auch  schon  zu  Tage  und  bietet  das  dadurch  erlangte  Material  zum  ersten" 
male  ein  Bild  über  die  im  Auslande  lebenden  österreichisch -ungarischen 
Staatsangehörigen  überhaupt,  dann  über  ihre  Verhältnisse,  Vereinigungen  und 
Niederlassungen. 

Ein  Werkchen,  das  sich  mit  diesem  interessanten  Gegenstande  beschäftigt 
und  aus  der  Feder  des  Eechnungsrathes  R.  Schroft  stammt,  wird  im  Jahre  1898 
veröffentlicht  werden. 

Die  der  Gesellschaft  zugegangenen  gewissenhaften  Elaborate  und  Berichte 
setzen  sie  heute  schon  in  die  Lage,  über  die  Verhältnisse  der  meisten  Einwan- 
derungsländer  genau  informiert  und  über  die  verschiedenen  Auswanderer  resp. 
Einwanderergesetze  unterrichtet  zu  sein.  Ja,  aus  den  südamerikanischen  Staaten, 
namentlich  aus  Brasilien  stammende  Berichte,  rühren  zum  grössten  Theile  von 
Oesterreichern  her ;  so  z.  B.  eine  Abhandlung  über  Sta  Katharina  von  F.  Baron 
Dreifus  in  Joinville,  dann  über  die  polnischen  Niederlassungen  und  Colonisations- 
verhältnisse  in  den  Südstaaten  Brasiliens  von  dem  österreichisch-ungarischen 
Hilfsverein  zu  Curityba  (Parana)  u.  s.  w. 

Eben  solche  Berichte  gelangten  aus  Nord-Amerika,  Canada,  Columbien, 
Madagascar,  dann  vom  Congo-Staate  an  die  Gesellschaft.  Aus  Madagascar  liegt 
sogar  von  französischer  officieller  Seite  ein  Antrag  wegen  Gründung  österreichisch- 
ungarischer Niederlassungen  vor.  Ein  sehr  ernstes  Colonisationsproject  kam  der 
Gesellschaft  von  der  Regierung  eines  angesehenen  südamerikanischen  Staates  zu. 
Diese  Regierung  wäre  gewillt,  behufs  Gründung  österreichisch-ungarischer  Nieder- 
lassungen geeignete  Ländereien  geschenkweise  abzutreten  und  nebstbei  noch  andere, 
insbesondere  Handelsbonificationen  einzuräumen.  Es  wurde  gleichzeitig  der  Wunsch 
ausgesprochen,  dass  Delegierte  der  Gesellschaft  abgesendet  werden  sollen,  um  die 
Ländereien  zu  prüfen  und  mit  der  Regierung  alle  weiteren  nothwendigen  Verein- 
barungen zu  treffen.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  der  Vorstand  diese  günstige 
Gelegenheit,  vielleicht  noch  im  Regierungsjubeljahre  1898  eine 
wirkliche  wirtschaftliche  österreichisc  h-u  n  garische  Colonie 
zu  gründen,  und  diese  allmählich  mit  heimischen  Auswan- 
derern besiedeln  zu  können,  nicht  von  der  Hand  wies.  Die  im  Zuge 
sich  befindlichen  Verhandlungen  geben  der  Hoffnung  Raum,  dass  es  der  Gesell- 
schaft gegönnt  sein  wird,  dieses  Colonisationsproject  zur  Ausführung 
zu  bringen. 
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Das  Studium  der  hervorragenden  südamerikanischen  Einwanderungsländer  hat 
den  Vorstand  der  Gesellschaft  veranlasst,  sich  betreffs  Erzielung  einer  einheit- 
lichen Einwanderungspolitik,  an  die  bezüglichen  Eegierungen  zu  wenden  und 
sind  im  Hinblicke  auf  diesen  wichtigen  Gegenstand  auch  etliche  Dankschreiben 
eingelangt. 

Wesentlich  erspriesslich  war  die  Gesellschafts-Thätigkeit  dort,  wo  dieselbe 
im  Interesse  der  heimischen  politischen  und  der  Polizeibehörden 
gelegen  war. 

Dies  gilt  dort,  wo  die  Gesellschaft  diese  Behörden  in  der  Habhaftwerdung 
von  Militärflüchtlingen,  sowie  in  der  Eevision  der  Auswandererpässe  unterstützte. 
Im  Uebrigen  speciell  dadurch,  dass  diese  auf  die  vielen  strafbaren  Handlungen 
seitens  der  Agenten  an  Auswanderungslustigen,  dann  auf  den  Thatbestand  der 
Verleitung  zur  Auswanderung  aufmerksam  gemacht  werden  konnten.  Dass  die 
Gesellschaft  in  dieser  Beziehung  mit  der  Eegierung  Hand  in  Hand  gehen  muss 
und  auch  geht,  ist  selbstverständlich.  Darin  liegt  aber  auch  der  stichhältigste 
Grund,  weshalb  die  schon  erwähnten  natürlichen  Feinde  der  Gesellschaft  kein 
Mittel  unversucht  lassen,  deren  Renommee  zu  erschüttern. 

Das  ganze  seit  dem  Bestände  der  Gesellschaft  gegen  diese  systematisch 
arrangierte  Kesseltreiben  ist  lediglich  auf  die  Gegnerschaft  der  in  Wien  conces- 
sionierten  Schiffsgesellschaften  und  Schiffsexpedienten  untereinander  zurückzuführen, 
welche  nicht  nur  den  hässlichen  Concurrenzneid  unter  diesen  heraufbeschwört, 
sondern  überhaupt  die  unglaublichsten  Auswüchse  auf  dem  Gebiete  unseres  Aus- 
wanderungswesens in  Wien,  sowie  in  der  Provinz  zeitigt.  Krankheitserscheinungen, 
deren  Ursache  und  Wirkung  nur  dann  richtig  beurtheilt  zu  werden  vermögen, 
sobald  man  einen  praktischen  Einblick  in  das  ganze  Getriebe  hat,  wie  dies  bei  der 
Colonial-Gesellschaft  der  Fall  ist,  deren  Functionäre  daher  in  erster  Linie  berufen 
sind,  ein  Mittel  zur  Behebung  dieser  Krankheitserscheinungen  anzugeben.  Und 
dass  diese  Mittel  niclit  allein  auf  legislatorischem  Wege  zu  beschaffen  sind, 
sondern  hauptsächlich  durch  das  Zusammenwirken  von  Eegierung  und  privater 
Hilfeleistung,  wird  jedem,  der  das  moderne  Auswanderungswesen  (Auswanderungs- 
politik) überhaupt  und  die  diesbezüglichen  Einrichtungen  in  anderen  Staaten 
studiert  hat,  insbesondere  aber  unsere  heimischen  Auswanderungsverhältnisse  kennt, 
einleuchtend  sein. 

Hat  die  Gesellschaft  bislang  ohne  Umgehung  der  hiesigen  Agenturen,  die 
Zuweisung  der  von  ihr  auf  den  Bahnhöfen  übernommenen  Emigranten  durchgeführt, 
das  heisst,  hat  sie  die  Auswanderer  nicht  selbständig  nach  den  Hafenorten 
gelenkt,  so  liegt  darin  schon  der  beste  Beweis,  dass  ihr  Vorgehen  weder  gegen 
die  Schiffslinien  noch  die  legal  arbeitenden  Expedienten  gerichtet  war ;  im  Gegen- 
theil^  durch  ihre  Objectivität  war  sie  bemüht,  die  Eifersucht  der  sich  gegenseitig 
Bekämpfenden  zu  bannen.  Den[n  die  Kosten  des  dadurch  hervorge- 
rufenen Kampfes,  welcher  von  illegalen  Agenten,  mit  den 
oft  verwerflichsten  Mitteln  geführtwird,  haben  ja  stets  nur 
die  armen  Auswanderer  zu  tragen. 

Die  nach  dieser  Eichtung  seitens  der  Gesellschaft  gemachten  Wahrneh- 
mungen   sind  äusserst  trauriger  Natur.    Dass    nun    eine    derartige  Ueberwachung 
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den  genannten  Agenten  nicht  in  den  Kram  passt,  braucht  nicht  erst  betont  zu 
werden.  Sind  doch  diese  Leute  seit  dem  Bestände  der  Gesellschaft  in  ihrem  freien 
Handeln  gehindert.  Wie  nothwendig  eine  solche  Behinderung  aber  ist,  soll,  wie 
folgt,  erläutert  werden.  Die  Gesellschaft  hat  schon  im  ersten  Monat  ihrer  Thätigkeit 
den  Auswanderern  durch  einzelne  Bedienstete  der  hiesigen  Agenturen  zu  viel 
respective  unrechtmässig  abgenommenes  Fahrgeld  im  Betrage  von  über 
2.000  fl.  zurückerstatten  können.  Ausserdem  war  sie  in  der  Lage,  so  manchen 
Agenten,  der  arme  Auswanderer  auf  der  Eisenbahnstrecke  plünderte,  seiner  gerechten 
Bestrafung  zuzuführen.  Nicht  minder  haben  seit  dem  Bahngange  ihrer  Bedien- 
steten, die  schändlichen  Vorgänge  der  „Menschenhändler"  in  den  Strassen  vor  den 
Bahnhöfen  aufgehört. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Gebahren  der  sogenannten  reisenden  Agenten. 
Um  der  Controle  der  Gesellschaft  zu  entgehen,  verlegen  diese  ihre  Thätigkeit 
mehr  denn  je  auf  die  Eisenbahnstrecke,  und  kommt  es  vor,  dass  sie  ihre  Opfer 
auf  einer  nahe  vor  Wien  gelegenen  Station  aussteigen  lassen,  um  sie  dann  zu 
Fuss  oder  per  Wagen  in  jene  Bureaux  zu  bringen,  für  welche  sie  „arbeiten". 
Auf  diese  Art  lässt  es  sich  erklären,  dass  bislang  nicht  alle  über  Wien  gravi- 
tierenden Emigranten  von  den  ihrer  auf  den  Bahnhöfen  harrenden  Beamten  der 
Gesellschaft  behufs  Informierung  in  Empfang  genommen  werden  können.  Auch 
werden  die  Emigranten  in  der  Regel  bereits  in  der  Heimat  oder  auf  der  Fahrt 
nach  Wien  seitens  der  Agenten  vor  der  Gesellschaft  gewarnt,  und  fürchten  sich 
daher  in  vielen  Fällen  den  Rathschlägen  der  Gesellschaft  zu  folgen,  in  dem 
Glauben,  deren  Bedienstete  seien  Polizeiorgane,  welche  sie  wieder  in  die  Heimat 
zurückschicken  wollen. 

Dem  Unwesen  der  reisenden  Agenten  zu  steuern,  war  der  Colonial-Gesellschaft 
bis  jetzt  unmöglich;  ihre  derzeitigen  Mittel  reichen  nicht  hinan,  diese  wichtigste 
aller  Aufgaben,  im  Hinblicke  auf  eine  Sanierung  unseres  Auswanderungswesens, 
der  Lösung  näher  zu  bringen.  Es  wäre  dies  nur  dann  möglich,  falls  sie,  wie 
beabsichtigt  ist,  auch  in  den  Auswanderungscentren  Zweigvereine  errichten 
könnte  und  ihre  Controlore  nicht  nur  auf  den  Fahrstrecken,  sondern  auch  in  den 
Auswanderungsherden  behufs  Informierung  der  irregeführten  Emigrationslustigen 
den  Dienst  aufnehmen  würden,  wodurch  das  Auswanderungsfieber  in  prak- 
tischer Art  und  Weise  eingedämmt,  beziehungsweise  die  Auswanderungsbewegung 
auf  das  richtige  Maass  reduciert  zu  werden  vermöchte  —  eine  Erfahrung,  welche  man 
anderwärts  auf  ihre  Richtigkeit  schon  längst  geprüft  hat. 

Wie  nothwendig  ein  solcher  Informations-,  respective  Controlsdienst  erscheint, 
geht  aus  dem  seinerzeit  veröffentlichten,  an  alle  Herren  Reichsrathsabgeordneten 
zur  Vertheilung  gelangten  Berichte  der  Gesellschaft  „Auswandererelend* 
hervor,  der  einen  Theil  jener  Correspondenz  enthält,  welche  zwischen  Auswan- 
derungslustigen und  der  Gesellschaft  gewechselt  wurde. 

Ist  einerseits  daraus  zu  sehen,  dass  es  vielfach  Verlockungen  der  Agenten 
sind,  welchen  die  Emigrierenden  unterliegen,  so  gibt  uns  die  Schrift  andererseits 
ein  klares  Bild  über  die  den  Fragestellern  ertheilten,  durchwegs  objectiven  Beleh- 
rungen, wobei  insbesondere  hervorgehoben  werden  muss,  dass  die  Gesellschaft  in 
jedem   einzelnen  Falle  vor  einer  übereilten  Auswanderung  warnte.    Das   allein 
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beweist,  dass  die  Gesellschaft  ihren  statutenmässigen  humanitären  Bestrehungen, 
respective    Verpflichtungen  vollauf  gerecht  geworden  ist. 

Jedesfalls  ist  durch  ihre  Bethätigung  in  vielen  hunderten  Fällen  mehr  erreicht 
worden,  als  durch  sämmtliche  bisher  erflossenen  behördlichen  Verwarnungen  und  Ver- 
bote vor  der  Auswanderang.  Im  übrigen  hat  sich  die  Gesellschaft  nicht  nur  auf  das 
Abrathen  verlegt,  sondern  hat  jene  Emigranten,  wo  die  Mahnung  nichts  fruchtete  und 
gegen  deren  Fortzug  nichts  vorlag,  erst  recht  in  ihren  Schutz  genommen.  Dabei 
muss  bedacht  werden,  dass  es  sich  in  allen  Fällen,  wo  sich 
Auswanderer  an  die  Gesellschaft  wandten,  nur  um  solche 
handelte,  welche  zur  Auswanderung  bereits  entschlossen 
waren  und  welche  dem  Gesetze  nach,  die  Heimat  anstandslos 
verlassen  durften.  Die  Gesellschaft  hat  also  bis  zum 
heutigen  Tage  in  keinem  einzigen  Falle  aus  eigenem  Antriebe 
irgend  einem  Emigranten  geschrieben  oder  gesagt:  Geh' 
dahin  o  der  geh'  d  o  rthin.  Hat  sich  aber  einer  an  die  Gesellschaft  gewandt, 
dann  erhielt  er  gewissenhafte  Information  und  fast  immer  den  Eath :  Bleibe 
im  Lande!  Das  geht  aus  allen  von  der  Gesellschaft  in  den  verschiedenen 
Landessprachen  an  die  Bezirkshauptmannschaften,  an  die  Gemeindeämter  und  die 
Auswanderer  selbst  versandten  tausenden  von  Circularen  hervor,  wo  eine 
deutliche  Abmahnung  vor  der  Emigration  zum  Ausdrucke  kommt  und  gleichzeitig 
die  Warnung  vor  den  Agenten.  Dasselbe  ist  aus  dem  von  der  Gesellschaft  heraus- 
gegebenen „Katechismus  für  die  Landbevölkerung"  zu  entnehmen. 

Dass  mit  einer  im  Sinne  der  Gesellschaft  gedachten  Organisierung  des 
Auswandererschutzes,  im  praktischen  und  grossen  Style,  bedeutende  Kosten  ver- 
bunden sind,  wer  wollte  das  bestreiten?  Handelt  es  sich  doch  nicht  nur  um  die 
Erhaltungskosten  der  gesellschaftlichen  Bureaux,  sondern  auch  um  Ausgaben  für 
Wohlfahrtseinrichtungen  (Auswandererasyle,  Unterstützungen  für  die  Fahrt,  An- 
siedlung  u.  s.  w.)  und  handelspolitische  Zwecke  (Handelsexpeditionen,  Subsidien 
für  junge  Kaufloute  an  überseeischen  Plätzen,  Colonisationsversuche)  u.  s.  w. 

Bis  nun  sind  von  den  Gesellschaftsorganen  über  8000  Auswanderer 
an  den  Bahnhöfen  erwartet,  in  den  Bureaux  der  Gesellschaft  (Centrale  IV., 
Weyringergasse  13,  Filiale,  IL,  Volckertplatz  23)  belehrt  und  sodann  den  in  Wien 
concessionierten  Schiffsgesellschaftcn,  resp.  deren  Agenten  behufs  Weiterbeförderung 
überwiesen  worden. 

Wichtig  erscheint,  was  der  erwähnte  Bericht  des  Vorstandes  hinsichtlich 
der  citierten  Zuweisungen  enthält:  „Bisher  haben  unsere  Organe  die  an  den 
hiesigen  Bahnhöfen  angelangten  Auswanderer,  nach  Entgegennahme  ihrer  Wünsche 
und  Beschwerden  in  unseren  Bureaux,  an  jene  Schiffahrtgesellschaften  über- 
wiesen, durch  welche  die  Emigranten  befördert  zu  werden  „wünschten".  Und 
zwar  nach  Aufnahme  von  Protokollen  mit  den  Auswanderern, 
welche  das  Nationale  dieser  enthalten  und  denen  auch  Frage- 
bogen beiliegen,  die  über  die  Auswanderungsverhältnisse 
vielsagendes  Material  bieten. 

„Es  zeigt  sich",  heisst  es  in  dem  oft  erwähnten  Berichte,  „dass  der  vor- 
genannte,  zur  Zeit  noch  geübte  Modus    der  Zuweisung    der  Emigranten    an    die 
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Schiffsagentien,  mehr  zum  Vortheil  dieser,  als  zu  demjenigen  der  Aus- 
wanderer gereicht,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  dem  Emigranten  schon 
in  der  Heimat  durch  dortige  Agenten  oder  auf  der  Keise  bis  Wien  durch  fahrende 
Emissäre  der  untereinander  concurrierenden  ausländischen  Schiffsgesellschaften,  die 
Linie  suggeriert  wird,  mit  welcher  er  fahren  soll.  Unser  Vorgehen 
lässt  somit  wider  Willen,  oft  genug  den  Wunsch  des  Agenten 
in  Erfüllung  gehen,  obwohl  es  zumeist  im  Interesse  des  Aus- 
wanderers gelegen  wäre,  den  Auswanderer  mit  Eücksicht 
auf  die  Billigkeit  des  Passagepreises,  dann  der  Reisedauer, 
weiters  in  Hinblick  auf  den  kürzeren  und  billigeren  Aufent- 
halt im  Abfahrtshafen,  auf  die  frühere  Abfahrt  der  Schiffe 
und  dergl.  einer  anderen  Linie  zuzuweisen." 

Daraus  erhellt,  dass  erst  in  einer  Informierung  respective  Vermittlung  der 
Beförderung  des  Auswanderers  durch  die  Gesellschaft,  wie  eben  angedeutet,  die 
richtige  Fürsorge,  der  praktische  Schutz  des  Auswanderers  gelegen 
sein  kann. 

Und  gerade  diese  Information,  Fürsorge,  diesen. Schutz 
den  Auswanderern  angedeihen  zu  lassen,  ist  die  Gesellschaft 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  statutarisch  verpflichtet.  Erst 
dann  kann  die  Gesellschaft  ihren  im  §  3  der  Statuten  (Zweck,  Ziel  und  Wirksamkeit 
des  Vereines)  gegebenen  Versprechungen  nachkommen.  Erst  dann  vermag  sie  die 
Auswanderung  zu  regeln,  in  Bahnen  zu  lenken,  Colonisationsdistricte  zu  erwerben 
und  deren  Besiedlung  vorzunehmen.  Erst  dann  kann  sie  die  Emigranten  vor 
dem  Treiben  gewissenloser  Agenten  des  In-  und  Auslandes  schützen,  und  die 
Kräftigung  des  geistigen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhanges  der  österr.-ungar. 
Auswanderer  untereinander  und  mit  ihrem  Vaterlande  herbeiführen.  Hieb  ei 
die  Gesellschaft  eindringlichst  zu  unterstützen,  ist  die 
Pflicht  einer  einsichtsvollen  Eegierung.  Um  den  vorgezeichneten 
Aufgaben  nachkommen  zu  können,  darf  sich  die  Colonial-Gesellschaft  nicht  bloss 
auf  jene  hier  concessionierten  Linien  beschränken,  welche  die  Beförderung  zu 
monopolisieren  trachten,  sie  muss  ihre  Verbindungen  mit  allen  jenen 
Häfen  aufrecht  erhalten,  welche  überhaupt  für  die  Beförderung  in  Betracht 
kommen.  Im  übrigen  gerade  mit  solchen,  welche  hier  zu  Lande  nicht  vertreten 
sind,  da  ja  eben  in  diesen  Fällen,  der  Auswanderer,  welchem  in  der  Eegel  die 
Wahl  des  Hafens  und  der  Schiffahrtsgesellschaft  gewährleistet  bleiben  soll,  zunächst 
an  die  Vermittlung  der  Colonial-Gesellschaft  angewiesen  ist,  insoferne  er  sich 
derselben  bedienen  will. 

Und  gedenkt  die  Gesellschaft  auch  auf  überseeischem  Boden  ihre  Zwecke 
vollkommen  zu  erfüllen,  ist  sie  bemüssigt,  ihre  Verbindungen  selbst  mit  über- 
seeischen Regierungen,  Schiffahrts-,  Eisenbahn-  und  Colonisations  Gesellschaften 
anzuknüpfen  respective  auszugestalten.  Die  zu  diesem  Behufe  nothwendige  Aus- 
wahl von  Vertrauensmännern  ist  eine  interne  Gesellschaftsangelegenheit;  ebensogut 
wie  der  Abschluss  von  allen  möglichen  Uebereinkommen  mit  diesen,  auch  dann, 
wenn  ein  solches  Uebereinkommen  mit  irgend  einem  Schiffsexpedienten 
allein  getroffen   werden   soll.    Diese    Personen    können    nicht   nur,    sondern 


124  Die  österreichisch-ungarische  Colonial- Gesellschaft.  - 

sollen  ein  geschäftliches  Interesse  dabei  haben  und  kommen  sie  den 
Intentionen  der  Gesellschaft  nicht  nach,  dann  kann  jederzeit  die  Beziehung 
mit  ihnen  abgebrochen  werden.  Und  wenn  nun  dieser  Vertrauens- 
mann, dieser  Bevollmächtigte,  diese  oder  jene  Institution, 
der  Colonial-Gesellschaft  von  seinem  oder  ihrem  geschäft- 
lichen Gewinne,  Spenden  zukommen  lässt,  oder  die  Spesen 
der  Gesellschaft  rückvergütet,  damit  die  Colonial-Gesell- 
schaft ihren  Verpflichtungen,  den  Auswanderern  gegen- 
über, ihren  Schützlingen,  nachkommen  kann,  so  darf  ihr  das 
durchaus  nicht  zum  Vorwurfe  gemacht  werden,  wenn  der 
Auswanderer  hiedurch  auf  keinen  Fall  mehr  zu  bezahlen 
hat,  als  eben  sein  Bahn-  und  Passagepreis  ausmacht. 

Während  heute  noch  der  Auswanderer,  der  ärmste  und  unglücklichste 
Theil  unserer  Bevölkerung,  infolge  des  Treibens  unlauterer  Agenten  oft  genug 
einen  höheren  Passagepreis  zu  zahlen  hat,  beim  Geldwechseln,  bei  der  Unterkunft 
und  sonst  noch  vielfach  geschädigt,  ja  gebrandschatzt  wird,  hätte  er  bei  Ver- 
mittlung .der  Beförderung  durch  die  Colonial-Gesellschaft  bloss  den  richtigen 
Passagepreis  zu  bezahlen,  indem  er  ohne  jede  Mehrleistung  ihres  vollen  Schutzes, 
ihrer  ganzen  Unterstützung  vom  Heimatsorte  bis  zu  seinem  Endziele  theilhaftig 
werden  könnte. 

Von  den  grossen  Fragen  „Hebung  des  Exportes"  und  „Organi- 
sierung der  Auswanderung",  deren  Lösung  die  Colonial-Gesellschaft 
anstrebt,  hängt  das  Emporblühen,  die  Zukunft  unserer  heimischen  Wirtschaft  ab. 
Wie  oft  und  eindringlich  wurde  betont,  dass  auf  diesem  Gebiete  bei  uns  sowohl 
seitens  des  Staates  als  der  Privaten  mehr  geschehen  müsse  als  bisher.  Wohlan, 
für  beide  Theile  ist  Gelegenheit  geboten,  durch  die  Unterstützung  der  Colonial- 
Gesellschaft  ihren  guten  Willen  zu  bethätigen.  Derselben  fehlt  es  noch  immer 
an  thätigen  Mitgliedern  und  einem  ausgedehnten  Wirkungskreis.  Hoffen  wir  daher, 
dass  sich  opferwillige,  einflussreiche  Männer  finden,  die  deren  Vorstand  bei  der 
Organisierung  und  Durchführung  seines  Programmes  unterstützten. 
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DR-  JOSEF  V.  CHEENOCZY-NAGY. 

K.  U.  K.  SECTIONSRATH  IM  GEMEINS.  OBERSTEX  RECHNUNGSHOFE,  WIEN. 


Ji/inen  bedeutsamen  Abschnitt  und  ein  grundlegendes  Werk  bildet  in  der 
Geschichte  der  ungarischen  landwirtschaftlichen  Statistik  die  im  Jahre  1895 
erfolgte  Erhebung  der  landwirtschaftlichen  Betriebsverhältnisse,  durch  welche  für 
die  künftige  Beurtheilung  des  Entwicklungsganges  der  Landwirtschaft  —  dieses 
wichtigsten  nationalen  und  wirtschaftlichen  Factors  Ungarns  —  die  erste  positive 
Basis  gewonnen  wurde.  Diese  Conscription  erstreckte  sich  im  Sinne  des  bezüg- 
lichen Gesetzes  auf  die  Erhebung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Gemeinden,  auf  die  Verzeichnung  des  Umfanges,  der  Culturzweige  und  der 
Culturarten  der  einzelnen  Wirtschaftsbetriebe,  sowie  auch  auf  die  Zählung  der 
nützlichen  Hausthiere.  Da  die  eigentliche  Basis  der  landwirtschaftlichen  Production 
nicht  der  Eigenthumsbesitz,  sondern  der  in  der  Verwaltung  eines  Individuums 
sei  es  unter  welchem  Titel  immer  befindliche  Wirtschaftsbetrieb  und  dessen 
Einrichtung  bildet;  so  war  bei  dieser  statistischen  Aufnahme  nicht  eine  eigent- 
liche Grundbesitzstatistik  beabsichtigt,  sondern  es  war  das  Bestreben  auf  die 
Schaffung  einer  „Landwirtschaftlichen  Betriebsstatistik"  gerichtet,  wie  dieselbe 
auch  anderwärts  versucht  und  nach  den  bekanntgewordenen  Ergebnissen  im 
Deutschen  Keiche  auch  mit  Erfolg  durchgeführt  wurde.  Die  Erhebung  selbst 
wurde  im  November  1895  auf  Grund  der  bei  den  Volkszählungen  gewonnenen 
Erfahrungen  unter  Anwendung  des  individuellen  Fragebogensystem  auf  dem  ganzen 
Gebiete  der  Stefanskrone  anstandslos  durchgeführt,  und  hat  ein  überaus  reiches 
Material  zu  Tage  gefördert.  Dasselbe  wird  vom  königl.  ungar.  Statistischen  Amt 
in  einem  grossangelegten  in  fünf  Bänden  geplanten  Werke  bearbeitet,  von 
welchem  die  ersten  drei  Bände  bereits  erschienen  sind. 

In  dem  ersten,  765  Grossquartseiten  zählenden  Bande  werden  nur  die 
wichtigsten  von  den  gesammelten  statistischen  Daten,  so  die  Vertheilung  der 
Gebietsfläche  der  einzelnen  Wirtschaftsbetriebe  nach  Culturzweigen,  nach  der  Art 
des  Betriebes  (eigener,  Pachtbetrieb,  Nutzgenuss),  die  Nachweisung  der  Thier- 
bestände,  und  der  Arbeitsgespanne  und  der  Obstbäume,  endlich  die  auf  das 
landwirtschaftliche  Versicherungswesen,  die  landwirtschaftlichen  Industrie -Unter- 
nehmungen, und  den  Gebrauch  des  Kunstdüngers  bezüglichen  Daten  nach  Gemeinden 
publiciert. 
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Den  tabellarischen  Nachweisungen  geht  ein  allgemeiner  Bericht  voran, 
enthaltend  ein  sehr  interessantes,  bis  in  die  Zeit  der  Arpaden  reichendes  geschicht- 
liches Detail  (Conscription  des  Kirchenzehents),  über  die  Entwicklung  der  ungarischen 
Agrarstatistik,  dann  eine  eingehende  Erörterung  der  in  der  absoluten  Aera  und 
seit  der  Wiederherstellung  der  Verfassung  vollbrachten  agrarstatistischen  Arbeiten 
in  Ungarn  und  Croatien-Slavonien. 

Die  Zahl  der  ermittelten  Landwirtschaftsbetriebe  betrug  3,411.686  mit  einer 
Fläche  von  56,186.327  catast.  Joch^)  (Culturboden  ohne  Strassen,  Wege  u.  s.  w.); 
nach  dem  Besitzverhältnisse  hievon: 

in  Eigenbetrieb     .    ,    .     48,671.488  catast.  Joch  oder  86*63  Proc. 
„  Pacht 5,914.388       „  „       „      10-52     „ 

„  Nutzgenuss  ....       1,600.461        „  „        „        2*85     „ 

sonach  die  Selbstbewirtschaftung  die  ganz  überwiegende  Form  bildet. 

Bezüglich  der  Anbauverhältnisse  nach  den  auch  im  Grundsteuer- Cataster 
angenommenen  sieben  Culturzweigen  geben  folgende  Daten  Aufschluss. 

Ackerland 23,276.347  catast.  Joch 

Gartenland 748.845       „ 

Wiesen 5,751.625      „         „ 

Weingärten,  cultiviert      .        385.730       „         „ 
„  brachliegend        190.763      „         „ 

Weideland 7,392.864      „         „ 

Waldland 15,617.380      „ 

Eöhricht 146.058       „ 

Die  Zunahme  der  Ackerlandfläche  ist,  im 
80er  Jahren  die  Richtung  nach  einer  Extension  der  Getreideproduction  nicht 
mehr  vorherrschend  war,  eine  bedeutende.  Die  Erweiterung  der  Gartenlandfläche 
steht  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  fortschreitenden  Cultur  im 
natürlichen  Zusammenhange.  Im  Hinblick  auf  die  grosse  Wichtigkeit  der  Vieh- 
zucht besteht  in  der  zwar  nicht  bedeutenden  Verminderung,  der  Wiesen  und 
Weidenflächen,  scheinbar  ein  Widerspruch,  und  tindet  in  dem  Uebergange  zur 
intensiven  Landwirtschaft,  bei  welcher  die  Beibehaltung  der  mageren  und  trockenen 
Wiesen  nicht  mehr  rentabel  erscheint,  und  auf  ein  und  derselben  Fläche  ein 
grösseres  Quantum  von  Kunstfutter  produciert  werden  kann,  ihre  Erklärung. 
Erheblich  gross  ist  die  Verringerung  der  Weingartenfläche  infolge  der  Verwüstungen 
der  Phylloxera,  und  wurde  hievon  das  edelste  Weingebiet,  das  rechte  Theissufer 
am  härtesten  betroffen  (84*20  Proc). 

üeber  die  Arbeitsgespanne  entnehmen  wir  folgende  Daten: 

Pferdegespanne: 

Einspänner 152.108 

Zweispänner 610.302 

Dreispänner 45.026 

Vierspänner 16.168 
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Ochsengespanne: 

Zweispänner 377.303 

Vierspänner 84.429 

Sechsspänner 5.687 

Kuh-,  Büffel-  und  Maulthiergespanne     .  212.940 

Summe     ....  1,503.973 

Durchschnittlich    entfallen    in     Ungarn    16*91,    in  Croatien    11*06    Joch 
Ackerlandes  auf  ein  Gespann. 

Die   Zahl    der  verschiedenen   Thiergattungen    stellt  sich    nach    der   letzten 
Zählung  folgendermaassen 
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Hornvieh 6,738.257 

Pferde 2,282.028 

Schafe 8,122.681 

Schweine .  7,380.091 

Ziegen 308.810 

Esel 23.852 

Maulthiere  .......  1.911 

Geflügel      32,767.885 

Bienenstöcke 769.074 

Diese  Daten  —  enthaltend  bereits  eine  Gruppierung  der  Racen,  des  Alters 
etc.  der  diversen  Thiergattungen  —  weisen  den  Stand  vor  2  Jahren  nach  und 
würden  auch  dem  heutigen  Stande  beiläufig  entsprechen,  die  im  Sommer  1895 
ausgebrochene  Schweineseuche,  welche  bis  in  das  erste  Vierteljahr  1897  andauerte, 
verringerte  jedoch  erheblich  die  nachgewiesene  Anzahl  beim  Borstenvieh,  in 
welcher  Zeit,  nach  der  officiellen  Schätzung  mehr  als  eine  Million  Stück  gefallen 
sind.  Sowohl  bei  der  Hornvieh-  als  auch  bei  der  Pferdezucht  ist  eine  erhebliche 
Zunahme  zu  constatieren,  nach  den  Details  hat  sich  beim  Hornvieh  die  westliche 
Race  mehr  als  verdoppelt.  Die  Daten  bezüglich  des  Geflügels  sind  nicht  ver- 
lässlich, da  die  Conscription  im  November  stattfand,  in  welcher  Zeit,  in  der 
Vermehrung  des  Geflügels  nicht  nur  bereits  ein  Stillstand,  sondern  eine  Aufzehrung 
desselben  eingetreten  ist.  Auch  wirkte  hier  nachtheilig  die  grosse  Verheimlichung 
seitens  der  Bevölkerung. 

Erwähnenswert  sind  noch  folgende  Daten. 

Von  den  Wirtschaften  sind  versichert: 


"Wirtschafts- Gebäude  mit  Feuerversicherung  .... 

Frucht  und  Futter 

Pauschaliter 

Mit  Hagelversicherung 

Wirtschaftsbetriebe  mit  Industrie-Unter- 
nehmungen   

Wirtschaftsbetriebe,  welche  Kunstdünger 
benützen  


809.988  oder  23-73  Proc. 
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Die  Daten  der  Versicherung  sind  nicht  erfreulich,  können  aber  dem  Ver- 
sicherungswesen gute  Dienste  leisten. 

Von  den  Industrie-Unternehmungen  entfällt  der  grösste  Theil  auf  die 
Spiritus-Brennereien. 

Der  Gebrauch  des  Kunstdüngers  hängt,  in  Ungarn  lediglich  mit  der  Zucker- 
rübenproduction  zusammen,  eine  weitere  Verwendung  desselben  hat  bisher  nicht 
platzgegriffen. 

Die  bei  dieser  Conscription  das  erstemal  vorgenommene  Zählung  der  Obst- 
bäume nach  11  Gattungen  hat  die  Summe  von  77,987.175  Stück  ergeben,  ver- 
lässlich sind  jedoch  diese  Daten  nicht,  da  die  Bevölkerung  in  der  Besorgnis, 
dass  die  Aufnahme  zu  Steuerzwecken  geschah,  unrichtige  Angaben  machte,  und 
die  Behörden  gerade  bei  diesem  Object  eine  Controle  nicht  ausüben  konnten. 

Der  zweite  Band  bildet  ein  allgemeines  grosses  Adressenbuch  der  Oeko- 
nomen  und  sind  in  demselben  die  einzelnen  Landwirtschaftsbetriebe  von  100 
oder  mehr  Katastral-Joch  mit  den  gesammten  charakteristischen  Daten  (die  Grösse 
des  Areals  nach  Culturarten,  der  Gesindestand,  das  lebende  und  todte  Inventar) 
enthalten,  und  endet  mit  einem  Namens- Verzeichnisse  über  die  Eigenthümer  der 
einzelnen  Besitze  und  Besitztheile ;  wodurch  ein  praktisches  Bedürfnis  der  Land- 
wirte befriedigt  wird. 

Der  dritte  Band  enthält  die  Ergebnisse  der  landwirtschaftlichen  Production 
Ungarns  in  den  Jahren  1895  und  1896. 

Das  Erscheinen  des  zweiten  und  dritten  Bandes  wird  nicht  nur  von  der 
Fachwelt,  sondern  auch  von  anderen  Kreisen  auch  deshalb  mit  grosser  Befrie- 
digung begrüsst  werden,  weil  hier  die  Erläuterungen  zugleich  auch  in  deutscher 
Sprache  gegeben  sind,  und  in  dem  materiell  wichtigeren  dritten  Bande  auch  die 
tabellarischen  Ausweise  in  den  Eubrikenköpfen  mit  deutschen  Ueberschriften  ver- 
sehen sind,  somit  die  Benützung  dieser  reichen  Datensammlung  auch  weiteren 
Kreisen  zugänglich  gemacht  wurde. 

Der  dritte  Band,  betreffend  die  „Landwirtschaftliche  Production  in  den 
Jahren  1895  und  1896"^,  schliesst  sich  den  über  das  Jahresergebnis  der  land- 
wirtschaftlichen Production  alljährlich  mitgetheilten  ämtlichen  Publicationen  un- 
mittelbar an,  ist  jedoch  viel  vollständiger,  weil  sich  die  Aufnahme  auch  auf 
andere  in  der  Erntestatistik  bisher  unberücksichtigt  gebliebenen,  von  Jahr  zu  Jahr 
eine  grosse  Bodenfläche  einnehmenden  landwirtschaftlichen  Producte  erstreckte, 
ferner  bei  dieser  Erhebung  auch  die  Nebeiiproducte  und  die  Nachpflanzen  nicht 
ausseracht  gelassen  worden  sind,  und  die  Arealdaten  selbst  mit  so  grosser 
Sorgfalt  gesammelt  wurden,  dass  dieselben  bis  zu  einer  neuerlichen  Flächenauf- 
nahme  mit  Beruhigung  zur  Basis  der  Ernte  Statistik  der  künftigen  Jahre  genommen 
werden  können. 

Die  Vergleichung  mit  den  Daten  früherer  Jahre  geschieht  im  einleitenden 
Theile,  wogegen  der  tabellarische  Theil  lediglich  die  Ergebnisse  der  Jahre  1895 
und  1896  enthält. 

Bezüglich  der  zur  landwirtschaftlichen  Production  dienenden  Fläche  wurde 
das  Ackerland,  das  Gartenland,  insoweit  es  zur  Erzeugung  von  Feldwirtschafts- 
Producten  verwendet  wird,   und   das   gesammte  Wiesenland  in  Betracht  gezogen. 
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Dagegen  blieb  das  Weideland  unberücksichtigt,  da  bisher  noch  kein  Versuch 
gemacht  worden  ist,  den  im  Wege  des  Abweidens  verwerteten  Graswuchs  zu 
schätzen,  ebenso  das  Röhricht,  und  endlich  das  Waldland,  da  das  Forstwesen 
ausserhalb  des  Begriffes  der  eigentlichen  Feldwirtschaft  liegt. 

Mit  dem  Weinland  beschäftigt  sich  diese  Statistik  eingehend,  denn  die  Trauben 
und  Weinproduction  war  gleichfalls  der  Gegenstand  einer  detaillierten  Datensammlung. 
Das  Ausnützungsniaass  des  Ackerlandes,  die  Grösse  der  Anbaufläche  und 
der  Brache,  sowie  die  Entwicklung  veranschaulicht  eine  Tabelle,  welche  die  Ver- 
hältnisse des  Mutterlandes  seit  1871,  die  der  adnexen  Länder  aber  seit  1885 
zeigt.  Dieser  Ausweis  zeigt  von  dem  beständigen  Wachsthum  des  Ackerlandes. 
Auf  Grund  ämtlicher  Daten  hat  sich  der  Flächeninhalt  des  Ackerlandes  im 
ungarischen  Mutterlande  in  den  Jahren  1871 — 1895  um  1,915.188  Hektar,  oder 
um  19"12  Proc,  jener  der  Saatfläche  um  2,671.397  Hektar  oder  um  34"61  Proc. 
vormehrt;  die  Brache  hingegen  um  572. 5Ö1  Hektar  d.  i.  24*93  Proc.  verringert. 
Vor  25  Jahren  blieb  beinahe  V4?  heute  schon  nicht  ganz  ^/\j,T!heil  des  gesammten 
Ackerlandes  brach;  1871  betrug  die  Saatfläche  77*07  Proc.  und  die  Brache 
22*93  Proc,  im  Jahre  1895  die  Saatfläche  85*76  Proc,  die  Brache  hingegen 
nur  14*24  Proc. 

Aehnlich  gestaltet  sich  die  Entwicklung  auch  in  den  adnexen  Ländern. 
Im    ganzen   Königreiche    Ungarn   hat    sich    das    Ackerland    in    den   Jahren 
1885—1895    um    290.197   Hektar    d.   i.    um    2*93   Proc,    die    Saatfläche    um 
980.929    Hektar   d.   i.    um   9*20   Proc.    vergrössert,    die    Brache    hingegen    um 
690.732  Hektar  d.  i.  um  29*38  Proc.  verringert. 

Nach  der  Tabelle  über  die  Vertheilung  der  Saatfläche  nach  Producten- 
gattungen  verfolgt  die  Getreideproduction  eine  abnehmende,  die  Production  der 
Hackfrüchte  aber  eine  zunehmende  Eichtung.  Es  scheint  also,  dass  die  einseitige 
Getreideproduction,  welche  ohnehin  die  Schattenseite  der  ungarischen  Landwirt- 
schaft bildet,  an  Bedeutung  verliert ;  die  rationellen  Grundsätze  der  Production 
gewinnen  Kaum,  und  die  Gefahr  der  Bodenerschöpfung,  welche  sich  bei  der 
gesteigerten  Körnerproduction  so  drohend  gestaltete,  ist  nicht  mehr  imminent. 
Neu  ist  in  dieser  Statistik  die  Aufnahme  der  Saatflächen  und  Production 
der  Neben-  und  Nachproducte.  Im  ganzen  Lande  sind  2, 14'!'. 784  Hektare 
18*40  Proc.  des  gesammten  mit  Hauptproducten  bebauten  Areals  durchschnittlich 
auch  mit  Nebenproducten  bebaut,  vorwiegend  Hülsen  und  Hackfrüchte ;  von  den  ersteren 
Bohnen,  von  letzteren  Kürbisse.  Die  Saatfläche  der  Nachpflanzen  ist  unbedeutend, 
41.707  Hektare  kaum  0*36  Proc.  der  mit  Hauptproducten  bebauten  Saatfläche. 
Von  dem  im  Jahre  1895  festgestellten  Gartenareal  von  430.933  Hektar 
werden  162.491  Hektare  zu  landwirtschafilichen  Zwecken  verwendet  als  Heuwiesen 
und  zur  Erzeugung  künstlicher  Futterarten. 

Die  Kategorie  der  natürlichen  Heuwiesen  wurde  bei  Gelegenheit  der  Con- 
scription  ebenfalls  erweitert,  da  zu  den  Wiesen  (3,376.787  Hektar)  die  Fläche 
der  zur  Heuerzeugung  verwendeten  Gärten  und  der  sonstigen  Heuwiesen  hiezu- 
genommen wurde,  was  eine  Vermehrung  um   162.000  Hektare  bedeutet. 

Von  den  seit  1880  aufgenommenen  Kategorien  der  Elementarschäden, 
welchen  in  einzelnen  Jahren  riesige  Saatflächen   zum  Opfer   gefallen    sind,    pflegt 
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auf  grösseren  Gebieten    nur    die  üeberschwemmung,    die    Dürre    und    der    Hagel 
Verwüstungen  anzustellen,  seltener  der  Frost  u.  s.  w. 

Die  Erntestatistik,  welche  auf  eine  mehr  als  viertelhundertjährige  Ver- 
gangenheit zurückblicken  kann,  bezeugt  durch  ihre  Daten,  dass  sich  nicht  nur 
die  Saatfläche  vergrössert,  sondern  noch  mehr  die  Ertragsmenge  und  die  Ertrags- 
durchschnitte. 

Die  auf-  und  absteigenden  Daten  einzelner  Jahre  können  nicht  maassgebend 
sein ;  aber  die  Durchschnitte  längerer  Zeit  geben  schon  ein  getreueres  und  gründ- 
licheres Bild.  Die  Ertragsdurchschnitte  der  Jahre  1870 — 1879  erscheinen  noch 
sehr  niedrig,  die  der  folgenden  Jahre  um  ein  bedeutendes  höher,  während  die 
Daten  der  nächsten  fünf  Jahre  —  1890—1894  —  und  der  letzten  zwei  Jahre, 
bei  jedem  Producte  ohne  Ausnahme  so  beträchtlich  hohe  Ertragsdurchschnitte 
aufweisen,  welche  man  mit  Kecht  den  Durchschnitt-Productionen  der  grossen 
westlichen  Staaten  (Deutsches  Keich,  Frankreich)  anreihen  kann.  Der  Gesammt- 
betrag  betrug  im  Jahre  1896  beim  Getreide  insgesammt  125,642.543  Hekto- 
liter.   Die  übrigen  Details  sind  im  tabellarischen  Theile  enthalten. 

Neu  ist  in  dieser  Datensammlung  der  Wertausweis.  Im  Jahre  1896  war 
der  Wert  der  gesammten  landwirtschaftlichen  Production,  im  Mutterlande  auch 
die  Strohernte  hinzngenommen,  in  den  annexen  Ländern  nur  auf  die  Körnerernte 
beschränkt  1.151  Millionen  Gulden,  wovon  beinahe  zwei  Fünftel  auf  die  Brot- 
früchte, ein  Fünftel  auf  Hackfrüchte  von   diesen   vorwiegend   auf  Mais   entfallen. 

Der  dritte  Band  schliesst  mit  einer  wertvollen  Statistik  des  von  den  Ver- 
heerungen der  Phylloxera  befallenen  Weinbaues.  Zur  Orientierung  genügt  es,  aus 
den  mit  dem  Jahre  1892  beginnenden  Zahlencolumnen  den  heutigen  Stand  mit 
den  Daten  des  Jahres  1886,  wo  das  Weinland  noch  keine  Spuren  der  Ver- 
wüstungen zeigte  und  von  welchem  Jahre  an  das  Weingebiet  von  431.325  Hektar 
sich  um  183.820  Hektar  d.  i.  um  42*62  Proc.  verringerte,  zu  vergleichen.  Die 
Infectionen  verbreiten  sich  beständig,  die  inficierten  Weingärten  gehen  fortwährend 
zu  Grunde;  fast  ein  Viertel  des  Weinlandes,  ein  Drittel  der  in  nicht  immunen 
Boden  gepflanzten  Reben  ist  mehr  oder  weniger  von  der  Phylloxera  betroffen 
und  nur  114.000  Hektar  Weinland  mit  nicht  immunem  Boden  ist  bisher  noch 
phyllöxerafrei.  Vom  grossen  Vortheile  ist  es,  dass  der  Weinbau  in  den  immunen 
Boden  die  Garantie  seines  Bestehens  gefunden  hat,  so  dass  heute  in  Ungarn  der 
dritte  Theil  des  gesammten  Weinlandes,  einen  gegen  die  Phylloxera  geschützten 
Boden  hat.  Das  Verhältnis  des  neuen  Weinlandes  mit  immunem  Boden  wird 
aber  dadurch  beeinflusst,  dass  in  neuester  Zeit  dort,  wo  die  Auffrischung  des 
alten,  keinen  immunen  Boden  besitzenden  Weinlandes  der  Gebirgsgegenden  in 
Fluss  ist,  in  grosser  Anzahl  amerikanische,  ja  auch  heimische  Eeben  gepflanzt 
werden.  In  Bezug  auf  die  Pflanzung  der  neuen  Reben  geben  die  tabellarischen 
Ausweise  detaillierte  Auskunft. 

Auch  die  amerikanischen  Rebenschulen  werden  zu  den  Neupflanzungen 
gezählt,  gegenwärtig  gibt  es  13,991  Hektar  d.  i.  6"80  Proc.  amerikanische 
Rebenstationen  und  hievon  nur  8*74  Proc.  solche,  welche  einen  Wein  minderer 
Gattung  liefern,  alle  übrigen  sind  gepelzt  oder  sollen  gepelzt  werden.  Im  Allge- 
meinen   ist    die    Terraingewinnung    der  Neupflanzungen    im   ganzen  Lande,   nich| 
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nur  in  absoluten,  sondern  auch  in  Verhältniszahlen  auffallend ;  1892  war  nur 
24.192  Hektar,  1896  40.287  Hektar  solches  Weinland,  die  Zunahme  beträft 
also  66*83  Proc.  und  die  Verhältniszahl  dieser  Kategorie  von  Weinland  von 
7'92  Proc.  auf  1628  Proc.  gestiegen. 

Ganz  anders  ist  der  Entwicklungsgang  bei  den  in  vollem  Ertrage  stehen- 
den Eeben;  bei  diesen  nimmt  das  absolute  Areal  und  auch  die  Verhältniszahl 
ab.  —  Der  gegenwärtige  Stand  der  Phylloxerainfection  weist  noch  immer  darauf 
hin,  dass  die  Flächenabnahme,  welche  weder  durch  die  Verwendung  von  immunem 
Boden,  noch  durch  die  gesteigerte  Anpflanzung  von  amerikanischen  Reben  hintan- 
gehalten werden  kann,  nicht  sobald  aufhören  wird.  Nebst  den  zwei  Arten  der 
Abwehr,  Verwendung  von  immunem  Boden  und  die  Pflanzung  amerikanischer 
Eeben  wird  auch  die  Behandlung  mit  Kohlensulpfid  angewendet. 

Auf  die  Entwicklung  der  Rebencultur  übt  noch  eine  Rebenkrankheit,  die 
Peronospora,  eine  überaus  lähmende  Wirkung  und  hat  sie  in  manchen  Gegenden 
nebst  der  Phylloxera  in  nicht  geringem  Maasse  dazu  beigetragen,  dass  die  Reben- 
cultur aufgelassen  und  die  noch  rettbaren  Weingärten  unbebaut  bleiben.  Aber 
sie  hat  auch  die  Pflanzung  von  Reben  auf  Sandboden  hintangehalten  und  wurde 
die  Hauptursache  dessen,  dass  die  Weinernte  Ungarns  am  Anfang  der  90er  Jahre 
einen  so  schrecklichen  Niedergang  zeigte. 

Schwär tn er  schätzt  die  Menge  der  Weinproduction  Ungarns  zu  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  auf  12 — 14  Millionen  Eimer;  in  der  ersten  Hälfte 
unseres  Jahrhunderts  wurde  sie  in  der  für  die  Zwecke  der  Wiener  statistischen 
Commission  angelegten  Datensammlung  gar  auf  28  —  29  Millionen  Eimer  geschätz't. 
Aber  das  Grundsteuer-Provisorium,  welches  mit  grosser  Umsicht  angelegt  wurde, 
setzte  die  Weinfechsung  mit  lOYa  Millionen  an.  Dem  gegenüber  setzt  die  grosse 
Weinbau-Conscription  vom  Jahre  1872  dieselbe  in  einem  Durchschnitt  von  12  Jahren 
nur  auf  3,996.577  Hektoliter,  also  auf  viel  niedriger  an.  Letztere  Daten  sind 
eher  für  zu  niedrig  als  für  zu  hoch  zu  halten  ;  bis  zu  den  90er  Jahren  war  näm- 
lich der  Weinhandel  activ  und  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  in  einem  Lande, 
welches  soviel  Wein  consumiert,  wie  Ungarn,  einer  Fechsung  von  4 — 5  Millionen 
dem  Binnenconsum  genügt  hätte.  Bis  zum  Ende  der  80er  Jahre  haben  sich  in 
den  Daten  der  Weinproduction  die  Folgen  der  Flächenabnahme  nicht  sehr  gezeigt, 
die  Fechsung  war  ständig  nahe  an  4  Millionen  Hektoliter,  oder  betrug  auch  noch  mehr. 

Von  1890  angefangen  fiel  dann  innerhalb  zweier  Jahre  die  Fechsung  auf 
das  Minimum  herab,  denn  in  jener  Zeit  trat  neben  der  Phylloxera  auch  die  Pero- 
nospora auf.  In  den  darauffolgenden  Jahren  verbesserte  sich  schon  die  Lage  wieder, 
und  es  ist  anzunehmen,  dass  durch  die  in  neuester  Zeit  seitens  des  Staates  und 
der  Gesellschaft  in  Bewegung  gesetzte  Reconstructions-Action  der  Durchschnitt  von 
4  Millionen  wieder  in  wenigen  Jahren  erreicht  werden  wird. 

Im  Jahre  1895  wurde  gefechst,  beziehungsweise  erzeugt: 

Most    2,434.826  Hektoliter  im  Werte  von 9,611.176  fl. 

Aus  dem  gefechsten  Most  erzeugter  Wein  2,191.359  Hektoliter 

im  Werte  von 34,608.700  „ 

Trauben  verkauft  8,886.894  Kilogramm  im  Werte  von    .    .    .         1,748.980   „ 

Gesammtwert  der  Weinbauproduction 36,357.680   „ 
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Eugen  TOn  Berg:manii;  Die  Wirtschaftskrisen.  Geschichte  der  nationalökono- 
mischen Krisenthoorien.    Stuttgart,  W.  Kohlharnmer,  1895,  440  S. 

Doginengeschicliten  zu  schreiben,  gehört  im  Allgemeinen  gewiss  nicht  zu  den 
dankbarsten,  wohl  aber  zu  den  dankenswertesten  wissenschaftlichen  Unterneiiniungen. 
Eine  Zeit  lang  ist  es  vornehmlich  deutscher  Gelehrten  Fleiss  gewesen,  der  sich  dieser 
Art  von  Aufgaben  widmete;  zugleich  waren  es,  wie  naturgeraäss,  anfangs  nur  gewisse 
ganz  grosse,  durch  Wichtigkeit  und  Umfang  gleich  hervorragende  theoretische  Stoffe, 
die  zu  einer  monographischen  Bearbeitung  des  Werdegangs  des  ihnen  gewidmeten  Denkens 
herausforderten,  wie  die  grossen  Lehren  von  Wert  und  Preis  und  von  den  grossen  Ein- 
kommenszweigen, der  Grundrente,  dem  Capitalszinse,  dem  Unternehmergewinn  u.  dgl. 
Seither  hat  sich  unser  Besitz  an  derartiger  Literatur  langsam,  aber  stetig  vermelirt, 
wobei  die  doppelte  Bemerkung  zu  machen  ist,  dass  neuestens  die  Deutschen  in  dieser 
Art  der  Thätigkeit  sehr  wacker  auch  von  anderen  Nationen  secundiert  werden,  wie 
insbesondere  von  Italienern  und  Amerikanern,  und  dass  ferner  successive  auch  kleinere 
„Fragen"  der  Ehre  einer  besonderen  dogmengeschichtlichen  Beliandlung  theilhaftig 
wurden.  In  den  letzten  Jahren  ist  die  Keihe  an  zwei  der  interessantesten  Specialthemata 
gekommen:  das  trotz  seiner  scheinbaren  Veraltung  noch  lange  nicht  völlig  erschöpfte 
Thema  der  Lohnfondstheorie,  welches  in  einer  mustergiltigen  Arbeit  des  Amerikaners 
Taussig,  über  die  noth  von  anderer  Seite  in  diesen  Blättern  berichtet  werden  wird, 
seine  dogniengeschichtliche  Behandlung  gei'unden  hat,  und  die  Kriesentheorien,  die 
das  Object  der  vorliegenden  Arbeit  v.  Bergmanns  bilden. 

Das  Thema  der  Krisen  ist  nicht  bloss  eines  der  interessantesten  unserer  ganzen 
Wissenschaft,  sondern  auch  eines  der  brennendsten.  Kein  Wunder  also,  dass  es  Erklärungs- 
versuche in  einem  Umfange  hervorgerufen  hat,  dass  die  kritische  Uebersicht  derselben  allein 
einen  starken  Band  füllt.  Das  Thema  hat  aber  noch  eine  Eigenthümlichkeit.  Es  ist  in  einem 
gewissen  Sinne  eines  der  anspruchvollsten.  Es  steht  nicht  am  Anfang  der  Systeme,  sondern 
an  ihrem  Ende.  Man  kann  ihm  der  Form  nach  Monographien  widmen,  nicht  aber  der  Sache 
nach.  Eine  Krisentheorie  kann  nie  die  Untersuchung  eines  abgesonderten  Theiles  der 
socialwirtschaftlichen  Phänomene  sein,  sondern  sie  ist,  wenn  sie  nicht  ein  diletantisches 
Unding  sein  soll,  immer  das  letzte  oder  vorletzte  Capitel  eines  geschriebenen  oder 
ungeschriebenen  socialwirtsciiaftlichen  Systems,  die  reife  Frucht  der  Erkenntnis  sämmt- 
licher  socialwirtsch ältlichen  Vorgänge  und  ihres  wechselwirkenden  Zusammenhanges. 
Daraus  geht  ein  Doppeltes  hervor.  Erstens,  dass  jedem  wissenschaftlichen  System  eine 
andere  Krisentheorie  entspricht;  und  zweitens,  dass  je  weniger  reif  und  vollendet  das 
zugehörige  wissenschaftliche  System  ist,  desto  hypothetischer,  gewagter,  sogar  abenteuer- 
licher die  darauf  gebaute  Krisentheorie  gerathen  kann.  Es  ist  wie  mit  den  volksthüm- 
lichen  Auffassungen  und  Erklärungen  vom  Wesen  der  Krankheiten,  die  nicht  auf  eine 
solide  Anatomie  und  Physiologie  des  menschlichen  Organismus  aufgebaut  sind. 

Durch  das  solcherart  bunt  und  dicht  gehäufte  Material  führt  uns  nun  v.  Berg- 
mann als  ein  kundiger  zuverlässiger  Führer.  Er  erleichtert  uns  die  Uebersicht  durch 
Zusammenfassung  der  jeweils  verwandten  Erklärungsversuche  in  grosse  Gruppen.  Eine 
erste  Gruppe  bilden  die  „einfachen"  Ueberproductionstheorien.  Sie  erblicken  die 
Ursache  der  Krisen  einfach  und  geradezu  in  einem  Zuviel  der  Production,  ohne  sich 
über  die  Möjrlichkeit   und   die  Voraussetzungen   eines   solchen   Zustandes   viel  Gedanken 
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oder  Skrupel  zu  machen.  Es  ist  dies  diejenige  Theorie,  welche  dem  älteren,  wenig 
kritischen  Zustand  der  Wissenschaft  entspriciit,  aber  auch  noch  in  unserer  Zeit  meist- 
verbreitete  Laienmeinung,   und  selbst  nicht  ganz   ohne   wissenschaftliche  Vertreter   ist. 

Diese  älteste  Theorie  fand  jedoch  lebhafte  Opposition  bei  den  Vertretern  des 
bürgerlichen  Liberali>mus,  welche  in  geistvoller  und  scharfsinniger  Weise  die  Ansicht 
entwickelten,  dass  der  Gesammtumf-ing  der  Produclion  und  der  Gesammtunifang  der 
Nachfrage  auf  die  Dauer  sich  nothwendig  decken  müsse,  eine  wirkliche  allgemeine 
Ueberproduction  also  begrilflich  unmöglich  sei.  Die  markanteste  Einzelleistung  dieser 
Gruppe  ist  die  berühmte  „Theorie  der  Absatzwege"  von  J.  B.  Say,  welcher  übrigens 
durch  unseren  Autor  das  Lob  der  Originalität  abgesprochen  wird,  indem  der  Kern  der- 
selben schon  von  älteren  Autoren,  zumal  von  den  Physiokraten,  gelehrt  worden  sei. 

Gegenüber  dieser  beachtenswerten  Opposition  musste  auch  die  ursprünglich  „naive" 
Ueberproductionstheorie  eine  wissenschaftliche  Vertiefung  erfahren:  es  traten  „ausge- 
bildete Ueberproductionstheorien"  hervor,  denen  der  Verfasser  ein  drittes  Capitel 
seines  Buches  widmet,  und  als  deren  bedeutendste  Vertreter  er  uns  Malthus  und 
Sismondi  vorfülirt. 

Aus  dem  Ideenschatz  dieser  alten  Controverse  ist  vieles  auch  von  den  neueren 
Krisentheorien  aufgenommen  urd  verwertet  worden.  Je  nach  dem  Bezirke,  in  welchem 
die  Hauptursache  der  Krisenbewegungen  gesucht  wird,  unterscheidet  der  Verfasser  in 
der  seitherigen  Entwicklung  vier  weitere  grosse  Theoriengruppen:  Eine  erklärt  die  Krisen 
vornehmlich  aus  den  Verliältnissen  der  Production,  zumal  aus  einer  Verminderung  des 
umlaufenden  Capitales.  In  dieser  Gruppe  begegnen  wir  Namen  wie  Torrens,  Tooke, 
Newmarch,  J.  St.  Mill,  Francis  Walker,  Max  Wirth,  Piogers,  M.  Block,  Leroy- 
Beaulieu,  Julius  Wolf.  Eine  andere  Gruppe  sucht  die  Erklärung  in  den  Verhältnissen 
sowohl  der  Production,  als  auch  besonders  der  Vertheilung  und  der  Consumtion 
(Rau,  Röscher,  Cauwes,  Gide,  Nasse,  Brentano).  Eine  dritte  Gruppe  legt  das 
Gewicht  besonders  auf  das  durch  die  Gütervertheilung  bedingte  Missverhältnis 
zwischen  Production  und  Kaufkraft  der  Gesellschaft.  Hier  finden  wir  viele  der  älteren 
und  neueren  Socialisten,  wie  insbesondere  Proudhon  und  Eodbertus.  Eine  vierte 
Gruppe  endlich  legt  die  Entstehung  der  Krisen  der  gesammten  gegenwärtigen  Organi- 
sation der  Volkswirtschaft,  insbesondere  der  capitalistischen  Gestaltung  der  Pro- 
duction zur  Last.  Hier  treffen  wir  einen  anderen  Theil  der  Socialisten,  wie  Louis 
Blanc,  Henry  George,  Marx,  Engels,  Kautsky,  dann  die  durch  systematische  Tiefe 
und  Gesclilossenheit  besonders  hervortretenden  Darlegungen  Schäffles,  und  verwandte 
Ansichten  zahlreicher  anderer  Socialpolitiker,  wie  A.  Wagner,  Lexis,  Wasserrab, 
Wittelshüfer,  Herkner. 

In  einem  besonderen  Capitel  fasst  unser  Autor  endlich  diejenigen  Ansichten 
zusammen,  welche  speciell  eine  Periodicität  der  Krisen  zu  behaupten  und  zu 
begründen  unternehmen.  Unter  ihnen  ist  die  Hypothese  von  Jevons  besonders  auf- 
fallend, welcher  die  Wiederkehr  der  Krisen  mit  der  etwa  10 '/2jährigen  Periode  der 
Sonnenflecken  in  Verbindung  bringen  will. 

Im  vorliegenden  Bande  tritt  unser  Autor  lediglich  als  Historiker  und  Kritiker 
auf.  Die  Darlegung  seiner  eigenen  Krisentheorie  behält  derselbe  einer  besonderen  Arbeit 
vor.  Ueber  die  Richtung,  in  welcher  dieselbe  sich  bewegen  dürfte,  können  wir  einstweilen 
nur  Muthmaassungen  schöpfen,  zu  denen  uns  einige  Stellen  seiner  „Schlussbetrachtungen" 
einladen.  Als  charakteristisch  für  die  ganze  bisherige  Entwicklung  Dezeichnet  der  Autor 
nämlich  das  immer  schärfere  Hervortreten  zweier  Gedankenrichtungen.  „Die  eine  Gedanken- 
reihe beschäftigt  sich  mit  den  Beziehungen  zwischen  der  Rentabilität  privatwirtschaft- 
licher Unternehmungen  imd  dem  Wachstimm  der  gesellschaftlichen  Productivkräfie.  Die 
andere  Gedankenreihe  hat  zum  Gegenstand  die  Beziehungen  zwischen  der  Einkommens- 
vertheilung  der  Gesellschaft  und  ihrer  kaufkräftigen  Nachfrage."  Voraussichtlich  wird 
auch  die  eigene  Theorie  des  Verfassers  an  diese  Gedankenreihen  anknüpfen.  Man  darf 
ihrem  Erscheinen  mit  berechtigter  Spannung  entgegensehen.  E.  Böhm-Bawerk. 


134 


Literaturbericht. 


Bullock  Charles  Jesse:  Introduction  to  the  study  of  Economics,  Boston,  Silver, 
Burdett  and  Co.  1897,  511  pag. 

Es  liegt  ein  speciell  für  den  Bedarf  der  amerikanischen  Studenten  eingerichtetes 
Jjehrbuch  der  Nationalökonomie  vor  uns,  das  seiner  Bestimmung  gemäss  fast  ausschliess- 
lich auf  amerikanische  Verhältnisse  exemplificiert  und  theoretische  Streitfragen  nur  kurz 
und  dogmatisch,  ohne  auf  die  von  einander  abweichenden  Meinungen  einzugehen,  der 
persönlichen  Anschauung  des  Autors  entsprechend  erledigt.  Die  ersten  drei  Capitel 
geben  einen  Abriss  der  Wirtschaftsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten,  mit  dem  vierten 
beginnt  der  theoretische  Theil;  er  wird  eröifnet  mit  einer  Besprechung  des  Consum- 
problems,  was  der  Autor  im  Sinne  Marshalls  damit  rechtfertigt,  dass  es  die  Bedürf- 
nisse der  Menschen  sind,  welche  sie  zur  Production  und  zur  Wirtschaft  zwingen,  und 
die  ihre  Befriedigung  in  dem  Consume  finden.  Das  Productionsproblem  umfasst  das 
V.  und  VI.  Capitel,  die  Lehre  vom  Tausche  das  VIL;  hiezu  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Wertlehre  nicht  ganz  in  diesem  Capitel  dargestellt  ist,  sondern  dass  ihre  Vorbegriffe, 
so  insbesondere  der  Begriff  des  Grenznutzens  im  IV.  Capitel  zu  suchen  sind,  (siehe  ins- 
besonders  S.  95).  Das  Geld  und  der  Credit^  die  Währungsgeschichte  der  Vereinigten 
Staaten,  die  Monopole  und  der  auswärtige  Handel  sind  in  fünf  weiteren  Capiteln 
besprochen;  die  Einkommensvertheilung  und  insbesondere  die  Löhne  finden  ihre  Dar- 
stellung in  zwei  Capiteln.  Die  Capitalzinstbeorie  ist  hiebei  jene  v.  Böhm-Bawerks; 
auf  die  kurze  Darstellung  der  Grundrentenlehre  sei  besonders  verwiesen,  weil  sie  sehr 
klar  und  präcise  gefasst  ist. 

Die  letzten  Capitel  beschäftigen  sich  in  gedrängtester  Kürze  mit  dem  Probleme 
der  Verstaatlichung  des  Grundbesitzes,  dem  Socialismus,  welchem  der  'Verfasser  ablehnend 
gegenübersteht,  und  mit  den  ökonomischen  Aufgaben  der  Kegierung. 

Das  Buch  ist  klar  geschrieben  und  dürfte  für  Amerika  gewiss  seinen  Zweck  als 
Lehrbuch  zu  erfüllen  geeignet  sein,  wenn  sich  auch  gerade  vom  allgemein  pädagogischen 
Standpunkte  aus  da  und  dort  Zweifel  regen  können;  doch  das  sind  Fragen,  die  hier 
nicht  erörtert  werden  sollen,  schon  weil  sie  ja  nach  den  charakteristischen  Eigenschaften 
der  Hörerkreise  verschieden  zu  beantworten  sind. 

J.  Conrad:  Grundriss  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie,  II.  Theil  Volks - 
Wirtschaftspolitik,  Jena,  Fischer  1897.  127  S.  Preis  2  Mark  80  Pfennige. 

Easch  ist  dem  ersten  Theile  dieses  Leitfadens  (er  zweite  gefolgt;  wie  der  erste 
■wird  auch  er  freudig  begrüsst  werden.  Unseres  Erachtens  ist  es  vollkommen  genügend, 
dass  auf  sein  Erscheinen  hiemit  aufmerksam  gemacht  werde;  alles  Weitere  wäre  ange- 
sichts der  Stellung,  die  Conrad  in  der  wissenschaftlichen  Welt  einnimmt,  und  mit 
Kücksicht  auf  den  Zweck  und  die  Natur  des  Buches  überflüssig.  Nur  zur  Information 
seien  die  wichtigsten  Probleme  genannt,  welche  kurze  und  präcise  Behandlung  finden; 
es  sind  dies:  Die  Stellung  des  Staates  zur  Volkswirtschaft,  die  Agrarverfassung,  das  land- 
wirtschaftliche Creditwesen,  die  Gewerbeverfassung,  die  Arbeiterfrage,  der  Erfinderschutz 
und  die  Zollpolitik,  das  Versicherungswesen  und  die  Bevölkerungspolitik,  endlich  das 
Armenwesen  und  die  Armenpflege.  Dass  hiebei  vorwiegend  die  Verhältnisse  des  Deutschen 
Reiches  in  Betracht  gezogen  werden,  rechtfertigt  sich  aus  dem  schon  angedeuteten 
Ursprünge  und  Zwecke  des  Werkes^  als  eines  Leitfadens  bei  Vorlesungen  an  der  Univer- 
sität Halle. 

Internationale  Arbeitstheilung.  Vortrag,  gehalten  im  socialwissenschaftlichen 
Bildungsverein  in  Wien  am  18.  Mai  1896  von  Dr.  Hugo  Bach.  Wien  1896,   31  Seiten. 

Die  Lehre  von  der  Handelsbilanz  gehört  bekanntlich  zu  den  ältesten  Inventar- 
stücken der  Nationalökonomie.  Gleichwohl  sind  die  Anschauungen  hierüber,  wie  wir  uns 
erst  vor  kurzem  gelegentlich  der  Durchführung  der  österreichischen  Valutaregulierung 
überzeugen  konnten,  in  weiten  Kreisen  unseres  Vaterlandes  noch  immer  nicht  voll- 
ständig geklärt.  Noch  ist  die  Anschauung  der  Merkantilisten,  welche  den  Verkehr  mit 
dem  Auslande  lediglich  als  freien  Tausch  wirtschaftlich  selbständiger  Individualitäten 
betrachtet,  und  ebenso  die  damit  im  Zusammenhange  stehende  Ueberschätzung  der  wirt- 
schaftlichen Bedeutung    des   Bargeldverkehres   für  die   internationale  Machtstellung  der 
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Staaten  nicht  vollständig  überwunden  und  noch  ist  man  vielfach  gewöhnt,  einen  Ausfuhr- 
überschuss  als  eine  günstige,  einen  Einfuhrüberschuss  dagegen  als  eine  ungünstige 
Handelsbilanz  zu  bezeichnen.  Gar  vielfach  pflegt  man  die  internationalen  Wirtschafts- 
beziehungen sich  bloss  als  einen  entgeltlichen  Tausch  von  Productionsüberschüssen  vor- 
zustellen und  übersieht  dabei  ganz,  dass  alle  Wirtschaftskörper  nicht  nur  in  einer 
ergänzenden  Wechselwirkung,  sondern  auch  in  einem  Kampfverhältnisse  stehen,  wobei 
der  Abhängigkeit  der  einen  Seite  ein  gleiches  Maass  von  Ausbeutung  durch  die  andere 
Partei  entspricht.  Diese  rückständige  Anschauung  von  den  wirtschaftlichen  Beziehungen 
der  Völker  untereinander  innerhalb  der  Weltwirtschaft  erklärt  sich  ohne  Zweifel  durch 
den  Umstand,  dass  die  socialistische  Theorie  dem  ganzen  Probleme  noch  nicht  die 
gebürende  Aufmerksamkeit  geschenkt  hat. 

Die  vorstehenden  Grundgedanken  bilden  den  Ilahmen  des  vorliegenden  Vortrages. 
Ausgezeichne  t  durch  eine  Fülle  anregender  Bemerkungen,  die  auf  einem  verhältnismässig 
bescheidenen  Kaume  zusammengedrängt  sind,  ist  derselbe  geeignet,  die  auf  unserem 
Gebiete  noch  herrschenden  unklaren  Vorstellungen  zu  läutern  und  fortzubilden. 

Dr.  Schm. 

Alfred  R.  v.  Wretschko.  Das  österreichische  Marschallarat  im  Mittelalter.  Wien, 
Manz  1897.  XXVI  und  263  Seiten. 

Die  Geschichte  der  österreichischen  Verwaltung  entbehrt  noch  sehr  einer  ein- 
gehenden Behandlung  der  Entwicklung  des  Beamtenwesens,  wie  sie  z.  B.  für  Preussen 
durch  Bornhark  und  Jsaacsohn  geboten  sind.  Zwar  hat  der  kräftige  Anstoss,  welcher 
durch  die  neue  juristische  Studienordnung  den  Studien  zur  österreichischen  Verfassungs- 
geschichte gegeben  worden  ist,  auch  schon  einige  wertvolle  Versuche  zutage  gefördert, 
das  vorhandene  Wissen  über  die  Geschichte  der  Aemter  und  Behörden  zusammenfassend 
darzustellen  und  insbesondere  in  Luschins  österreichischer  Reichsgeschichte  (1896)  ist 
auch  diesem  Gebiete  verdiente  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Aber  doch  wird  es  noch  vieler 
und  gründlicher  Specialuntersuchungen  bedürfen,  bis  sich  auch  nur  in  allgemeinen  Zügen 
ein  sicheres  Bild  der  Entwicklungsgeschichte  und  der  Stellung  des  Beamtenwesens  in 
Oesterreich  entwerfen  lassen  wird. 

Eine  verdienstliche  Arbeit  dieser  Art  hat  A.  v.  Wretschko  mit  seinem  jüngst 
erschienenen  „Oesterreichischen  Marschallamte"  geliefert.  In  den  grossen  Marken  des 
Deutschen  Reiches  sind  am  frühesten  die  Bedingungen  füi  die  Ausbildung  einer  einheit- 
lichen Beamtenverwaltung  gegeben  gewesen.  Sowohl  die  österreichischen  Herzoge  als  die 
Markgrafen  von  Brandenburg  haben  schon  im  13.  Jahrhunderte  einen  Beamtenstand 
geschaifen,  welcher  seine  wirtschaftliche  Grundlage  nicht  im  Lehensbesitze,  sondern  in 
den  landesherrlichen  Einkünften  finden  sollte,  und  in  der  Folge  ist  es  für  diese  beiden 
Vormächte  des  Reiches  von  entscheidender  Bedeutung  geworden,  dass  hier  die  Ausge- 
staltung des  Staatswesens  nicht  durch  ein  alle  Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechtes 
erfüllendes  Lehenswesen  aufgehalten  worden  ist.  Speciell  in  Oesterreich  ist  der  wieder- 
holte Versuch  der  Ministerialen,  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Hof-  und  Verwaltungs- 
ämter in  Lehen  zu  verwandeln,  abgesehen  von  den  vier  alten  Hausämtern,  nie  von 
durchschlagendem  Erfolge  gewesen.  Der  Amtsbegriff  behielt  in  der  Verwaltung  des 
Landes  gegenüber  den  versuchsweise  vordringenden  lehensrechtlichen  Grundsätzen 
schliesslich  doch  die  Oberhand;  die  Organe  der  centralen  wie  der  herzoglichen  Localver- 
waltung  waren  seit  dem  Ende  der  Babenbergerzeit  fast  durchwegs  frei  ein-  und  absetz- 
bare Beamte,  die  sich  in  Bezug  auf  ihre  Dienstpflicht,  ihre  wirtschaftliche  Lage,  ja  in 
Bezug  auf  die  allgemeine  politische  Auffassung  ihrer  Stellung  urasomehr  von  den  alten 
ministerialischen  Vasallen  unterscheiden,  je  mehr  sie  sich  von  dem  Landesherrn  abhängig 
wussten,  je  mehr  sich  die  wirtschaftlichen  Grundlagen  ihrer  Existenz  besonders  mit  dem 
Vordringen  der  Geldwirtschaft  änderten,  die  Einkünfte  der  Lehengüter  der  Beamten 
kleiner,  ihre  fixen  Geldbezüge  aus  der  fürstlichen  Kammer  grösser  wurden  und  je  mehr 
endlich  gerade  die  Beamtenschaft  zum  wichtigsten  Träger  des  einheitlichen  Staatsgedankens 
wurde,  in  dem  sie  sich  mit  dem  Landesherrn  eins  wusste.  Dies  gilt  von  der  Stellung 
des  Oberstlandrichters  und  der  höheren  Landrichter.    Das  Gleiche  war  der  Fall  bei  den 
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Landeshauptleuten,  Landvögten  und   Landschreibern,   ebenso   wie   bei    den    herzoglichen 
Burggrafen,  Pflegern,  Richtern  und  Finanzbeamten.  Regelmässig  wurde  die  Beschaffenheit 
und  Höhe  des  für  die  einzelnen  Dienstleistungen  zu  gewährenden  Entgeldes  in  der  Form 
einer  fixen  jährlichen  Besoldung  in  Geld  festgesetzt  und  zwar  seit  dem  14.  Jahrhunderte 
auch  schon  für  die  Organe  der  Centralstelle.    Auch   der  Landmarschall  war  ein  solcher 
vom  Landesfürsten  auf  Widerruf  ernannter  Beamter,  mit  festem  Sold,  vereidet  auf  den 
Inhalt  des  Rechte  und  Pflichten   verzeichnenden  Bestallungsbriefes.    Während  aber   die 
meisten  landesfürstlichen  Beamten  noch  überwiegend  nur  in  einem  privatrechtlichen  Ver- 
tragsverhältnisse  zum   Landesherrn   standen,   tritt  bei   dem   Landmarschall   speciell   das 
öffentlich  rechtliche  Moment  des  Staatsdienstes  frühzeitig  hervor,   so   dass   er  gewisser- 
maassen  als  der  erste  Repräsentant  eines  modernen  Staatsbeamten   erscheinen  kann.    Er 
war   in   Oesterreich   unter   der   Enns    Chef    der   Militärverwaltung,    oberstes   Organ   der 
Polizei,  hatte  Antheil  an  der  vom  Landesfürsten  geübten  Gerichtsbarkeit  und  wurde  in 
der  Folge  ordentlicher  Richter  über  die   privilegierten  Personen   des  Landes;   zu   diesen 
vielseitigen  Functionen,  welche  sich  alle   aus   der  primären  Stellung  des  Landmarschalis 
als  Hilfsorgan  und  Vertreter  des  Herzogs  in  der  Verwaltung  des  Landes  unter  der  Enns 
herausbildeten,   trat   der   Antheil    des    Marschalls   an   dem   herzoglichen  RathscoUegium, 
solange  als  dasselbe  überhaupt  noch  den  Charakt«r  einer  dem  Fürsten  ergebenen  Behörde 
hatte.  Dagegen  ist  die  Stellung,  welche  der  Landmarschall  innerhalb  der  landständischen 
Vertretung  erlangte,   ein   dem  ßeamtencharakter  seines  Amtes  wesensfremdes  Element; 
erscheint    er   hier   schon   zu   einer  Zeit  als  Vertrauensmann  der  ständischen  Macht,   als 
diese  noch  durch  die  Classe   der  Landherrn  allein  repräsentiert  wurde,  später  geradezu 
als  Haupt  der  ganzen  Landschaft,  deren  Sitzungen   er  präsidierte,   deren  Verwaltung  er 
leitete,  so  lässt  sich  das  mit  seiner  eminenten  Vertrauensstellung  als  Stellvertreter  des 
Herzogs  doch  nur  vereinen,  wenn  entweder  dieser  durcii  seinen  Marschall  die  Institution 
der  ständischen  Vertretung  und  Verwaltung  beherrschen  zu  können  glaubte,   oder  weiiU 
diese   mit  ihrem   Geiste  und   mit   ihren  Interessen   in   die  Führung  der  Staatsgeschäfte 
eindrang   und    sich   dazu    des  Marschalls  als  ihres  wichtigsten  Repräsentanten  bediente. 
Beides    findet    sich    in    der    Geschichte    des    österreichisdien    Ständewesens;    der   Kampf 
zwischen    Regierung    und    Ständen    wird   mit  abwechselnden    Erfolgen    geführt   und   die 
Marschälle  sind  bald  auf  der  einen  bald  auf  der  anderen   Seite    entscheidend  geworden, 
bis  endlich  der  innere  Gegensatz  beider  Institutionen  auch  in  einer  reinlichen  Scheidung 
der  Competenzen  ausgesprochen   und   damit   das   Doppelspiel  des  Marschalls    unmöglich 
gemacht  wurde.    Darüber  hätten  wir  allerdings  ausführlichere  Darlegungen  in  dem  Buclie 
von  Wretschko  gewünscht;  ist  er  ihnen  als  Rechtshistoriker  aus  dem  Wege  gegangen, 
so  können  wir  nur  wünschen,  dass  er,   als   vortrefflicher  Kenner  und  Beurtheiler  dieser 
Verhältnisse,  auch  einmal  der  politischen  Seite  dieser  Institution  näher  trete;  denn  wie  die 
Ausbildung   der   Behördenorganisation,    des    Aemterwesens   und  Beamtenthums   für   die 
Befreiung  aus  den  staatsfeindlichen  Consequenzen  des  Leheuswesaus  und  für  die  Einheit 
des  österreischischen  Staatswesens  schon  im  Mittelalter  von  höchster  Bedeutung  geworden 
ist,  so  kann    gerade   an   der   Geschichte   des   Marschallamtes   gezeigt  werden,   wie   doch 
beständig  aufs   neue  Gefahren   dieser  Entwicklung   entstanden,   die  nicht  immer  recht- 
zeitig und    so   gründlich  überwunden  wurden,    als   es  für  die   kraftvolle   Entfaltung   des 
Staatswesens  wünschenswert  gewesen  wäre.     Ist   auch   in   Oesterreich  bei  weitem  nicht 
in  dem  Umfange,  wie  das  in  der  Zeit  der  schwachen  Markgrafen   von  Brandenburg  der 
Fall  war,  ein  Rückfall  der  Behördenverwaltung  in  das  Lehenswesen  eingetreten,  so  hat 
es  doch  auch  seine  Periode  gehabt,  in  der  ein  grosser  Theil  der  früher  bereits  errungenen 
Staatsgewalt  wieder  verloren  zu  gehen  schien,  bis  der  schöpferische  Geist  Maximilians  I 
und    seiner    Nachfolger    jene    landesfürstlichen    Centralbehörden    einsetzte,    welche    die 
ständische    Verwaltung   Niederösterreichs   mit   ihrem   Landmarschall    wieder    in    engere 
Schranken    zurückdrängte    und    in    ein    Verhältnis    der    Unterordnung    zur    Regierung 
brachte.  J- 

Radoir  Eberstadt,   Magisterium  und  Fraternitas.   Eine  verwaltungsgeschichtliche 
Darstellung   der   Entstehung    des    Zunftwesens.    Leipzig.    Dunker   <fe   Humblot    1897. 
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(Staats-  und  socialwissenscliaftliche  Forschungen  heraiasgegeben  von  G.  Schmoller  XV. 2.) 
VI  und  241  S. 

Wer  heutzutage  ganz  unbefangen  an  die  Frage  nach  der  Entstehung  und  Ent- 
wicklung des  Zunftwesens  herantritt  und  sich  aus  der  schon  ziemlich  reichen  Literatur 
über  die  ältere  Wirtschaftsgeschichte  darüber  Klarheit  verschaffen  will,  wird  alsbald 
in  nicht  geringe  Verlegenheit  versetzt.  Schritt  für  Schritt  hat  die  historische  Kritik  mit 
den  älteren  Vorstellungen,  welche  der  Reihe  nach  in  dieser  Frage  herrschend  waren, 
aufgeräumt.  Zuerst  mit  der  Idee,  dass  die  deutschen  Zünfte  eine  Fortsetzung  der 
römischen  Collegien  seien,  wie  sie  in  den  ersten  Jahrhunderten  unserer  Zeitrechnung  auch 
in  den  Coloniestädten  auf  deutschem  Boden  vorhanden  waren;  sie  fiel  zugleich  mit  der 
Ableitung  der  deutschen  Städteverfassung  aus  römisch-rechtlichen  Grundlagen,  wie  sie 
noch  Savigny  vertreten  hatte.  Dann  ward  die  Lehre  verworfen,  dass  die  Zünfte  ein 
Product  der  städtischen  Gewerbe-  und  Handelspolitik  seien,  welche  in  der  örtlichen  Con- 
centration  einzelner  Gewerbszweige  innerhalb  der  Stadt  und  in  der  privilegierten  Benutzung 
ihrer  Bänke  und  Hallen  die  Grundlagen  für  einen  ausscbliessenden  Betrieb  der  hiezu 
Berechtigten  in  den  Zünften  geschaffen  habe.  (Hüllmann).  Aber  auch  die  noch  vor 
nicht  langer  Zeit  herrschende  Ansicht,  dass  die  Zünfte  aus  hofrechtlichen  Innungen  her- 
vorgegangen seien,  wie  sie  die  Grundherren  in  der  Zeit  schufen,  als  sie  noch  so  ziemlich 
die  einzigen  Beherrscher  des  volkswirtschaftlichen  Productionsprocesses  waren  (Nitzsch, 
Arnold),  ist  in  ihren  Grundfesten  erschüttert  und  ebenso  ist  die  Idee  abgelehnt,  dass 
die  Zünfte  nur  eine  Weiterbildung  der  alten  Schwurgenossenschaften  und  Bruderschaften 
seien,  wie  sie  schon  in  frühmittelalterlicher  Zeit  in  der  ganzen  germanischen  und 
romanischen  Welt  als  Lebensverbindungen  hervortreten  (Wilda).  Nicht  besser  aber 
scheint  es  der  an  die  Stelle  dieser  älteren  Vorstellungen  getretenen  Ansicht  zu  ergehen, 
dass  das  freie  Vereinswesen  der  Städte  die  bildende  Kraft  der  Zunft  gewesen  sei,  wobei 
nicht  von  wesentlicher  Bedeutung  ist,  ob  ein  allmähliches  Aufsteigen  der  Handwerker 
aus  den  unfreien  Verhältnissen  des  Hofrechtes  oder  ein  mit  dem  Eintritt  in  die  Stadt 
sofort  sich  vollziehender  Uebergang  aus  der  Unfreiheit  in  die  Freiheit  vorausgesetzt 
wird.  Die  „freie  Eiuung"  als  die  bildende  Kraft  der  Zunft  wird  von  dem  Verfasser  abge- 
lehnt mit  dem  Hinweis  auf  die  Thatsache,  dass  die  altgermanische  Vollfreihcit  überhaupt 
in  der  Zeit  des  entstehenden  Zunftwesens  nur  mehr  in  schwachen  Ueberresten  vorhanden 
war,  und  dass  auch  die  in  der  Stadt  freiwerdenden  Bevölkerungstlemente,  da  sie  eben 
aus  unfreien  Verhältnissen  hervorgegangen  sind,  nicht  imstande  waren,  aus  sich  heraus 
freie  Einungen  zu  bilden.  „Die  Zunft  ist  ihrer  Natur  nach  nicht  ein  freies,  sondern  ein 
befreiendes  Rechtsinstitut.  Nicht  dem  Schutze,  sondern  der  Gewinnung  der  Freiheit 
hat  die  Zunft  gedient."  Die  positive  Grundlage  des  Zunftwesens  aber  erblickt  der  Ver- 
fasser einerseits  in  dem  aus  dem  hofrechtlichen  Handwerkeramte  hervorgegangenen 
Magisteriuin,  dem  schon  frühzeitig  zu  rechtlicher  Selbständigkeit  (Aintsrecht)  gediehenen 
Amte  des  Meisters  (magister)  der  einzelnen  hofhörigen  Handwerker,  das  diese  zu 
bestimmten  Aufgaben  innerhalb  der  grundherrlichen  Verwaltung  in  ähnlicher  Weise 
zusammenfasst,  wie  das  officium  oder  die  Villication  die  Grundholden  zu  einer  Gemeinde 
der  Pflichtigen,  und  anderseits  in  der  Fraternitas,  den  ursprünglich  kirchlichen  Bruder- 
schaften, welche,  begünstigt  durch  den  allgemeinen  Geist  der  Verwaltung,  seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  weltliche  Aufgaben  in  ihren  Bereich  aufnehmen  und  damit  all- 
mählich in  den  Kreis  des  öflfentlichen  Rechtes  hinübertreten.  Es  ist  also  in  gewisser 
Hinsicht  eine  Rückkehr  zu  älteren  Anschauungen  über  die  Entstehung  des  Zunftwesens; 
aber  sie  erfolgt  auf  durchaus  neuen  Wegen,  gestützt  auf  ein  reiches,  sorgfältig  gesam- 
meltes und  gut  durchgearbeitetes  Material.  Dass  wir  trotzdem  das  von  dem  Verfasser 
behauptete  Ergebnis,  eine  definitive  und  erschöpfende  Entscheidung  der  Frage  zu  bieten, 
nicht  anerkennen  können,  kann  an  dieser  Stelle  nur  angedeutet  werden.  Dass  er  die 
Entstehung  einzelner  Zünfte  aus  den  genannten  beiden  Fundamenten  mit  zwingender 
Beweiskraft  dargethan  hat,  während  für  Tausend  andere  gleichwichtige  Zünfte  ein  solcher 
Beweis  gar  nicht  versucht  werden  kann,  weil  alle  Anhaltspunkte  dafür  fehlen,  zeigt  nur 
aufs  neue,  wie  wenig  in  dieser  Frage  von  ein-^m  Absolutismus  der  Lösung  die  Rede  sein 
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kann.  Aber  lehrreich  ist  das  Buch  trotzdem  wie  wenige  und  besonders  durch  die  ver- 
gleichende Darstellung  französischer  und  deutscher  Zunfteinrichtung  auch  für  Nicht- 
specialisten  von  grossem  Eeiz;  dem  Fachmann  aber  werden  nicht  unwichtige  neue  Gesichts- 
punkte eröffnet  und  eine  Reihe  schwerer  Probleme  gestellt,  mit  denen  sich  die  Forschung 
fortan  ernstlich  wird  beschäftigen  müssen.  J. 

Emil  Michael  S.  J.  Geschichte  des  deutschen  Volkes  seit  dem  13.  Jahrhunderte 
bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters.  I.  Band,  Deutschlands  wirtschaftliche,  gesellschaft- 
liche und  rechtliche  Zustände  während  des  13.  Jahrhunderts.  2.  Auflage.  Freiburg  im 
Breisgau,  Herder  1897.  XIX  und  868  S. 

Johannes  Janssen  hat  in  den  8  Bänden  seiner  Geschichte  des  deutschen  Volkes 
seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters,  bekanntlich  eine  Apologie  der  katholischen  Kirche 
in  ihrer  universellen  Wirksamkeit  für  die  Geschichte  des  deutschen  Volkes  während  des 
ßeformationszeitalters  geschrieben,  deren  grossartiger  Erfolg  wohl  in  erster  Linie  der 
glücklichen  Verbindung  der  culturgcschiclitlichen  Darstellung  mit  der  politischen  und 
Kirchengeschichte  dieser  Zeit  zu  sehen  ist.  Mag  dabei  auch  die  von  der  ausgesprochenen 
Tendenz  des  Buches  beeinflusste  Vertheilung  von  Licht  und  Schatten  vielfach,  selbst  in 
Hauptsachen,  eine  objective  Beurtheilung  der  Zustände  und  Vorgänge  erschweren,  so 
muss  doch  anderseits  anerkannt  werden,  dass  die  Vorführung  des  Thatsachenmateriales 
von  einer  bisher  unerreichten  Vielseitigkeit  und  Lebendigkeit  ist.  Alle  Kräfte,  welche  das 
Volksleben  bestimmten  und  bewegten,  alle  Vorgänge  und  Ergebnisse,  welche  sie  erzeugten, 
Kunst-  und  Volkslitcratur,  Wissenschaft  und  Bildung,  volkswirtschaftliche,  gesellschaft- 
liche und  religiös-sittliche  Zustände  sind  nicht  bloss  in  äusserlichcr  Verbindung  mit  den 
grossen  geschichtlichen  Vorgängen  der  Zeit,  sondern  in  ihren  causalen  Beziehungen  zu 
denselben  dargestellt;  volles,  wirkliches  Volksleben  ist  es,  dessen  Schicksal  der  Verfasser 
schildert;  darin  liegt  der  grosse  Eindruck,  den  das  Buch  auch  dann  ausübt,  wenn  sein 
Urtheil  über  die  Dinge  zum  entschiedenen  Widerspruch  reizt. 

Emil  Michael  wandelt  in  den  Spuren  von  Janssen;  er  will  das  unleugbare 
Bedürfnis  befriedigen,  der  „Geschichte  des  deutschen  Volkes''  eine  breitere  historische 
Grundlage  zu  geben,  indem  er  dieselbe  bis  in  das  13.  Jahrhundert  zurückverfolgt,  also 
bis  in  die  Zeit,  welche  die  Grundlagen  für  die  allgemeinen  Culturzustände  der  beginnen- 
den neueren  Zeit  gelegt  hat. 

In  dem  vorliegenden  ersten  Bande  sind  die  wirtschaftlichen,  gesellschaftlichen 
und  rechtlichen  Zustände  geschildert,  wie  sie  sich  im  deutschen  Volke  während  des 
18.  Jahrhundertes  herausgebildet  haben.  Das  zweite  Buch  soll  die  religiös-sittlichen  Zu- 
stände, das  dritte  die  deutsche  Kunst  des  13.  Jahrhunderts  behandeln.  Damit  schaftt 
sich  der  Verfasser  den  culturgeschichtlichen  Unterbau  für  die  Darstellung  der  politischen 
Geschichte.  Das  Werk  ist  damit  allerdings  nicht  so  glücklich  disponiert,  wie  das  seines 
Meisters.  Die  innere  Verknüpfung  der  politischen  Geschichte  mit  dem  Culturleben  des 
Volkes  wird  nicht  so  plastisch  hervortreten  können,  wenigstens  dann,  wenn  nicht 
bedeutende  Wiederholungen  aus  der  Cultui-geschichte  in  der  Darstellung  der  politischen 
GescMchte  angewendet  werden.  Aber  für  sich  genommen,  als  Versuch  einer  Wirtschafts-, 
Social-  und  Rechtsgeschichte  des  13.  Jahrhunderts,  kann  der  vorliegende  Band  immerhin 
volle  Beachtung  und  Anerkennung  beanspruchen.  Die  Thatsachen,  welche  die  Wirtschafts- 
und Socialgeschichte,  sowohl  in  allgemeinen  Werken  als  auch  in  Monographien  zutage 
gefördert  hat,  sind  in  grosser  Vollständigkeit  und  Uebersichtlichkeit  herbeigezogen;  fehlt 
auch  zuweilen  der  kritische  Blick,  um  Gesichertes  von  dem  noch  Problematischen  zu 
sondern,  so  ist  doch  im  garizen  eine  klare  Anschauung  von  den  Dingen  gewonnen;  ja  es 
darf  als  ein  Vorzug  auch  gegenüber  Janssen  geltend  gemacht  werden,  dass  die  apolo- 
getische Tendenz  bei  weitem  mehr  zurücktritt.  Freilich  war  für  eine  im  Mittelalter  sich 
bewegende  Geschichtsdarstellung  auch  viel  weniger  Anlass  und  Gelegenheit  dazu  geboten; 
die  mittelalterliche  christliche  Kirche  hat  in  der  That  eine  Reihe  der  wertvollsten 
cultui-ellen  Leistungen  aufzuweisen,  welche  unbestritten  als  ein  bedeutsames  Moment  in 
der  Entwicklungsgeschichte  des  deutschen  Volksthumes  gelten.  Ein  wissenschaftliches 
Werk  im  strengen  Sinne,  das   auf  selbständiger  Quellenforschung  beruht,   ist   das   Buch 
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allerdings  nicht;  es  erhebt  auch  gar  nicht  diesen  Anspruch;  aber  dem  allgemein  gebildeten 
Laien  und  dem  angehenden  Historiker  wird  es  immer  eine  gute  Einführung  in  die  Wirt- 
schafts- und  Socialgeschichte  des  deutschen  Volkes  sein  können.  Auch  sie  werden  sich 
nicht  ohne  weiteres  den  Urtheilen  des  Verfassers  über  die  Zustände  und  Einrichtungen 
gefangen  geben;  aus  den  Thatsachen,  die  er  berichtet,  werden  sie  unter  allen  Umständen 
viel  lernen  können.  J. 

R.  Hildebrand.  Eecht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirtschaftlichen  Cultur- 
stufen.  Jena.  Gustav  Fischer.  I.  Theil  1897. 

Eine  gerechte  Würdigung  des  vorliegenden  Buches  erheischt  vor  allem  eine  ein- 
schränkende Interpretation  seines  Titels.  Schon  ein  Blick  auf  den  Umfang  der  Schrift 
Hildebrands  legt  die  Verrauthung  nahe,  dass  die  Benennung  derselben  nicht  ganz 
glücklich  gewählt  worden  ist.  Denn  das  grosse  Problem,  auf  welches  letztere  hindeutet, 
eine  entwicklungsgescliichtliche  Darstellung  von  Eecht  und  Sitte,  kann  unmöglich 
in  dem  hier  gezogenen,  verhältnismässig  engen  Rahmen  umfassend  behandelt  werden. 
Wenn  nun  auch  der  Autor,  dieser  Schwierigkeit  wohl  bewusst,  in  der  Einleitung  selbst 
seine  Aufgabe  auf  die  „wichtigsten  oder  fundamentalen  Fragen"  einschränkt,  so  ist  das 
in  dem  Titel  doch  nicht  zum  Ausdruck  gebracht  worden.  Eine  nähere  Prüfung  des 
Buches  lässt  aber  das  Thema  noch  enger  begrenzt  erscheinen.  Ln  Grunde  genommen 
lag  dem  Verfasser  nur  eines  von  den  fundamentalen  Problemen  der  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte vor  Augen,  allerdings  das  wichtigste  von  allen:  nämlich  die  Frage 
nach  den  ältesteu  Gestaltungsformen  der  Agrarverfassung  und  auch  diese  nur  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  der  deutschen  Agrargeschichte.  Das  geht  schon  aus  der  äusseren 
Anordnung  des  Stoffes  hervor.  Von  den  drei  grossen  Capiteln,  in  die  das  Buch  zerfällt, 
nimmt  das  dritte,  mit  der  Uebcrschrift  „Bauern  und  Grundherren",  dreiviertel  der  ganzen 
Schrift  ein.  Thatsächlich  bilden  die  beiden  vorhergehenden  kurzen  Abschnitte,  in  welchen 
nebst  dem  Rechte  der  Landbenützung  in  der  ältesten  P'poche  menschlicher  Entwicklung 
auch  die  Urformen  des  Ehe-  und  Erbrechtes  berührt  werden,  nur  die  Einleitung  und 
Grundlegung  zu  dem  eigentlichen  Vorhaben  der  Schrift,  zur  Aufdeckung  des  ältesten 
deutschen  Agrarrechtes. 

Den  theoretischen  Ausgangspunkt  für  die  Untersuchungen  des  Verfassers  bildet 
seine  Anschauung  über  das  Problem  der  Entwicklungsgeschichte  des  Rechtes :  dass  es 
für  die  Lösung  desselben  nicht  genüge,  die  einzelnen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  des 
Rechtes  miteinander  zu  vergleichen,  sondern  dass  man  sie  auch  nach  wirtschaftlichen  Cultur- 
stufen  gruppieren  müsse.  In  letzteren  sieht  nämlich  der  Autor  ein  über  alle  Chronologie 
hinausreichendes,  festes  Kriterium  zur  Beurtheilung  des  Alters  eines"  Rechtsinstitutes. 
Als  solche  Culturstufen  aber  betrachtet  er  die  längst  geläufige  Trias :  das  Zeitalter 
des  Jägers  und  Fischers  —  das  Hirtendasein  und  schliesslich  die  Periode  des  Ackerbaues. 
Es  ist  nun  von  vornherein  klar,  dass  mit  der  Aufstellung  dieser  von  altersher  über- 
lieferten Kategorien  nicht  viel  gewonnen  sein  dürfte,  und  es  ist  auch  nicht  zweifelhaft, 
dass  die  Annahme  solcher  fester  Culturstufen  mit  dem  Wesen  entwicklungsgeschichtlicher 
Forschung  überhaupt  kaum  vereinbar  ist. 

Die  Bezeichnungen  eines  Volkes  als  Jäger-  oder  Hirtenvolk  sind  und  bleiben 
Abstractionen  und  köjmen  als  solche  nur  geringen  Wert  für  die  positive  Erkenntnis  der 
Entwicklung  des  Rechtes  besitzen.  Der  ungeheure  Eeichthum  an  primitiven  Gesellschafts- 
formen und  Ordnungen,  welche  die  moderne  Ethnologie  immer  umfassender  zu  Tage 
fordert,  spottet  aller  kunstlichen,  a  priori  in  die  Erscheinungen  hineingelegter  Classifi- 
cierung.  Und  so  ist  der  Verfasser  meines  Erachtens  durch  die  Annahme  fester  Culturstufen 
auf  eben  denselben  Abweg  gerathen  wie  viele  seiner  Vorgänger,  deren  dogmatische  Theorien 
er  selbst  treffend  bekämpft,  so  besonders  die  von  der  modernen  socialistischen  Lehre  gerade- 
zu als  Universalschlüssel  für  alle  urgeschichtlichen  Probleme  aufgestellte  Theorie  vom 
Mutterrechte.  Die  Annahme  solcher  Kriterien  birgt  eben  immer  die  grosse  Gefahr  einer 
schematischen  Verallgemeinerung  in  sich,  und  auch  der  Verfasser  ist  ihr  nicht  ganz 
entgangen.  Il\m  lag  daran,  in  den  beiden   ersten  Abschnitten  seines  Buches  die   wesent- 
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liehen  Bedingungen  der  wirtschaftlichen  Existenz  primitiver  Volksstämme  auf  Grund 
der  älteren  und  neue  Beobachtungen  festzustellen  und  aus  diesen  heraus  die  causal 
verknüpfte  Gestaltung  der  ersten  Formen  gesellschaftlicher  Ordnung  zu  erklären.  Auf 
Westermarcks  beweiskräftige  Forschungen  sich  stützend,  sieht  Hildebrau d  in  der 
Familie  den  Grundpfeiler  der  primitiven  Gesellschaft.  Treffend  weist  er  auf  Grund 
der  neueren  ethnographischen  Untersuchungen  darauf  hin,  dass  die  heute  so  viel- 
fach verfochtene  Theorie  von  dem  Mutterrechte  als  der  ältesten  Form  der  Familien- 
organisation bei  einer  Eeihe  primitiver  Völker  nicht  zutrilft,  und  dass  die  Annahme, 
es  habe  sich  das  Institut  des  Mutterrechtes  überall  aus  der  Proniiscuität  als  der  ältesten 
Form  des  mensclilichen  Geschlechtsverkehres  hevausentwickelt,  nichts  mehr  als  eine 
unbegründete  Hypothese  ist.  Auch  darin  hat  Hildebrand  zweifellos  Recht,  dass  bei 
vielen  Stämmen  nicht  der  Frauenkauf  aus  dem  Frauenraub,  sondern  umgekehrt  letzterer 
sich  aus  dem  ersteren  entwickelt  haben  dürfte,  weil  ein  Antrieb  zum  Frauenraube  erst 
in  einer  Zeit  individueller  Vermögensungleichheit  innerhalb  des  Stammes  wirksam  zu 
werden  pflegt.  Aber,  so  richtig  und  treffend  die  Schlussfolgerungen  des  Verfassers  in 
dieser  Hinsicht  sind,  geht  er  doch  seinerseits  wieder  in  der  Verallgemeinerung  dieser 
Sätze  zu  weit,  wenn  er,  gegen  die  herrschende  Lehre  polemisierend,  erklärt:  auf  der 
untersten  Stufe  kann  von  einem  Mutterrecht  keine  Rede  sein.  (S.  18)  In  solcher  Allge- 
meinheit vorgebracht  isc  diese  Behauptung  ebenso  unrichtig  wie  die  Canonisierung  der 
Morganscheu  Theorie  durch  die  soeialistischen  Geschieht ierklärer.  Es  ist  irrig,  anzunehmen, 
dass  gerade  vom  entwicklungsgeschichtlichen  Standpunkte  aus  eine  für  alle  Erdtheile 
und  Völker,  gleichartige  Kette  stets  gleich  bleibender  Erscheinungen  in  der  Rechts- 
entwicklung gefunden  werden  müsse.  Nichts  berechtigt  uns  zu  der  Anschauung,  dass 
die  Einförmigkeit  ein  nothwendiges  Merkmal  der  Entwicklung  sei.  Es  gibt  zweifellos 
Völker,  bei  denen  eine  mutterrechtliche  Organisation  die  erste  erkennbare  Ordnung  ist; 
andere,  bei  denen  diese  Entwicklungsform  felilt  oder  später  eintritt.  Aber  die  eine  oder 
die  andere  Form  als  unvermeidbares  Merkmal  einer  älteren  oder  jüngeren  Cultur- 
stufe  bezeichen  zu  wollen,  ist  ebenso  willkürlich  als  wertlos,  und  nur  die  Folge  der 
so  häufigen  Erscheinung,  dass  die  wissenschaftliche  Induction  durch  Einschaltung 
deductiv  gewonnener  Abstractionen  gestört  wird. 

Noch  ein  weiterer  Einwand  gegen  die  Anschauungen  des  Verfassers  über  die 
Urformen  von  Ehe  und  Familie  muss  erhoben  werden.  Es  ist  nämlich  auffällig,  dass 
Hildebrand  eine  der  wichtigsten  Erscheinungen  primitiver  Gesellschaftsordnung,  die 
Gentilorganisation,  so  wenig  berücksichtigt.  Wenn  auch  die  Bedeutung  derselben  auf 
vielen  Seiten  gegenwärtig  zweifellos  überschätzt  wird,  so  kann  man  doch  andererseits 
über  dieselbe  nicht  einfach  hinweg  gehen.  Der  Verfasser  verwendet  die  VVorte  Stamm, 
Geschlecht,  Völkerschaft  oft  in  zu  unbestimmter  Weise.  Nach  den  zahlreichen,  tief- 
greifenden Forschungen  der  neueren  Zeit  erscheint  mir  überhaupt  eine  Behandlung 
dieser  so  viel  umstrittenen  Fragen  der  ältesten  Rechtsgeschichte  auf  so  knapp  zugemes- 
senem Räume,  wie  ihn  der  Verfasser  hier  abgesteckt  hat,  von  vornherein  wenig  aus- 
sichtsvoll. 

Alle  diese  Einwendungen  aber  betreffen  doch  nicht  den  eigentlichen  Kern  der 
Darstellung  des  Verfassers;  deren  Wert  und  Bedeutung  liegt,  wie  schon  zu  Eingang 
bemerkt,  lediglich  in  der  gründlichen  und  selbständigen  Erörterung  der  ältesten 
deutschen  Agrarverfassung.  Die  Ausführungen  des  Verfassers  hierüber  sind  in  den  Haupt- 
zügen folgende. 

Der  Stufe  des  Ackerbaues  geht  bei  den  meisten  Völkern  eine  Wirtschaftsordnung 
voraus,  die  man  kurz  als  Halbnomadenthum  bezeichen  kann.  Charakteristisch  für  diese 
Periode  ist,  dass  neben  der  Viehhaltung  und  Jagd  als  den  eigentlichen  Nahrungsquellen 
auch  nebenher  Ackerbau  betrieben  wird,  allerdings  in  ganz  roher  Weise,  und  regelmässig 
nur  den  Frauen  und  Sclaven  als  eigentlichen  Landarbeitern  obliegend.  Die  Landbenützung 
aber  führt  auf  dieser  Stufe  noch  nicht  zu  Grundeigenthum:  Der  Ackerbau  ist  eben  selbst 
nomadisch,  d.  h.  er.  wechselt  innerhalb  des  weitgedehnten  Weidegebietes  jährlich  seinen 
Standort.    Und  es  gibt  auch  noch  nirht  einmal  Grundbesitz  weder  des  p]inzelnen  noch 
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der  Gemeinschaft,  nur  ein  Recht  des  Stammes  auf  das  Gebiet,  das  in  Besitz  genommen. 
Zahlreiche  Beobachtungen  zeigen  uns  diese  älteste  Gestalt  der  Bodenbenützung  fast  über 
die  ganze  Erde  verbreitet.  *)  Diese  durch  die  vergleichende  Ethnographie  gewonnene  Er- 
fahrung wirft  nun  ihr  volles  Licht  auf  die  urkundlichen  Nachrichten,  die  uns  die  ältesten 
Zustände  bei  den  Germanen  schildern. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  gelingt  es,  die  so  viel  gedeuteten  Berichte  Cäsars 
und  Tacitus  dergestalt  aufzuklären,  dass  man  sich  weder  genöthigt  sieht,  dem  Tacitus 
geringes  Verständnis  für  deutsches  Agrarwesen  vorzuwerfen,  wie  Haussen  das  gethan 
hat,  noch  auch  Veranlassung  hat,  bei  den  Germanen  eine  von  allen  übrigen  Völkern 
gänzlich  abweichende  Entwicklung  zu  entdecken.  Es  ergibt  sich  dann  zwanglos  aus 
den  ältesten  Berichten,  dass  die  Deutschen  zu  Cäsars  Zeit  kein  Grundeigenthum  kannten, 
dass  sie  nach  Geschlechtern  unter  Geschlechtshäuptern  lebten  und  geringen  Ackerbau 
nomadisch  betrieben,  jedes  Jahr  den  Standort  wechselnd,  wobei  Grund  und  Boden  in 
Uebeifluss  vorhanden  war.  Die  bei  Cäsar  genannten  Magistratus  sind  keine  „Behörden" 
gewesen,  es  bestand  bei  den  nomadischen  Germanen  ebensowennig  als  bei  allen  andern 
Völkern  auf  dieser  Stufe  eine  eigentliclie  Agrarverfassung,  es  gab  damals  weder  ein 
„germanisches  Staatswesen"  noch  eine  Gesammtheit  im  Sinne  des  Rechtes.  Damit  fällt 
aber  auch  die  ganze  von  der  herrschenden  deutschen  Wissenschaft  vertretene  Lehre 
hinweg,  dass  die  Germanen  zur  Zeit  Cäsars  sich  eines  ursprünglichen  Communismus 
erfreut  hätten,  dass  alles  Land  im  Gemeinbesitz  der  Markgenossenschaften  gewesen  und 
was  sonst  noch  alles  von  Maurer  bis  Lamprecht  und  Schröder  in  die  älteste  deutsche 
Verfassung-  und  Wirtschaftsgeschichte  hineingeheimnisst  worden  ist.  Hildebrand  weist 
diese  ganze  Theorie  als  eine  haltlose,  in  den  Quellen  nicht  begründete  Hypothese  zurück ; 
treifend  bemerkt  er,  dass  dieselbe  auf  die  ganz  widersinnige,  paradoxe  Vorstellung 
hinauslaufe,  als  ob  die  Gesammtheit  älter  sei  als  der  Einzelne. 

Noch  wichtigere  Resultate  aber  ergibt  die  vom  Autor  eingeschlagene  ünter- 
suchungsmethode  für  die  Erklärung  der  taciteischen  Germania.  Wer  z.  B.  die  wider- 
spruchsvolle Darstellung  der  altgermanischen  Sclaverei  und  ihrer  wirtschaftlichen  Stellung 
in  Schröders  Rechtsgeschichte  sich  in  Erinnerung  bringt,  wird  es  als  einen  wirklichen 
Fortschritt  ansehen,  dass  H.  ganz  conform  den  bei  andern  Völkern  gleicher  Entwicklungs- 
stufe vorgefundenen  Verhältnissen,  eine  zahlreiche  Hörigenclasse  als  die  eigentliche 
Trägerin  des  Ackerbaues  bei  den  Germanen  nachweist.  Tacitus  spricht  in  diesem  Falle 
so  deutlich,  dass  nur  das  geradezu  fanatische  Bestreben  der  deutschen  Rechtshistoriker 
einen  urgermanisch-demokratischen  Ackerbaustaat  um  jeden  Preis  zu  construieren,  ein 
Missverstehen  seines  Berichtes  herbeiführen  konnte.  Nicht  in  „Ortsverbänden"  und 
„Dorfgemeinden"  lässt  Tacitus  die  Germanen  wohnen,  sondern  die  Vici,  die  er  erwähnt, 
sind  Sippendörfer,  in  denen  das  Land  an  die  Familiencommunionen  ausgetheilt  ist, 
gerade  so  wie  dies  Baden-Powell  für  das  altindiche  Dorf  und  Kovalevsky  als  die  regel- 
mässig zuerst  auftretende  Grundbesitzordnung  lür  viele  Völkerschaften  nachgewiesen  haben. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  wird  dann  auch  die  so  viel  gedeutete  Stelle  des  Tacitus ; 
Agri  pro  numero  cultorum  ab  universis  in  vices  occupantur,  quos  mox  inter  se  secundum 
dignationem  partiuntur:  dem  richtigen  Verständisse  zugeführt.  In  dieser  Stelle  liegt 
nicht,  wie  Hanssen,  Gierke,  Lamprecht  u.  A.  m.  wollen,  der  Beweis  für  die  Existenz 
des  altgermanischen  Gemeineigenthumes  an  Grund  und  Boden,  sondern  es  wird  darin 
einfach  nur  der  Vorgang  der  Landtheilung  nach  vollzogener  Besetzung  und  Rodung  des 
Gebietes  geschildert.  Die  cultores,  die  wirklichen  Landarbeiter,  sind  die  den  ingenuis  unter- 
thänigen  Hörigen,  die  verarmten  Volksgenossen.  Wie  wir  das  bei  allen  Völkern  in  der 
Zeit  des  Ueberganges  von  Nomadenthum  zum  Ackerbau  finden,  so  sind  auch  bei  den 
Germanen  die  wirklich  Freien  nie  „Bauern"  gewesen,  sondern  Herren  geblieben,  oder  schon 
von  altersher  in  den  tieferen  Stand  der  landarbeitenden  Halbfreien  herabgesunken. 


*)  Meitzen  hat  neuerdings  in  seinem  grossen  "Werke  „f^iedelung  und  Agrarwesen"  etc.  I.  S.  11 
treffend  darauf  hingewiesen,  dass  das  Bedürfnis  der  menschlichpn  Natur  nacli  vegetabilischer  Nahrung  schon 
den  viehzüchtenden  Nomaden  und  Jäger  zu  Püan/.enlese  oder  Pflanzenbau  zwingt. 
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Ob  nun  die  vielumstrittene  Textstelle  „in  Vices"  wirklich  ab  universis  vicinis  zu 
lesen  ist,  wie  H.  vorschlägt,  mag  dahingestellt  bleiben;  an  der  durch  den  ganzen  Bericht 
des  Tacitus  und  die  ethnographisch  sich  darbietenden  Parallelen  wohlbegriindeten 
Gesammtauffassung  kann  diese  Einzelheit  nichts  ändern. 

Die  Consequenzen,  welche  aus  der  vom  Verfasser  gegebenen  Geschichtserklärung 
hervorgehen,  sind  klar.  Während  die  herrschende  Theorie  die  Zerstörung  der  altgerma- 
nischen Markgenossenschaft  durch  das  Eindringen  des  Feudalismus  lehrt,  wobei  der  Grund- 
herr bald  als  „Obermärker",  bald  als  Beamter  des  Königs  eine  der  klaren  Auffassung 
wiederstrebende  Function  zugewiesen  erhält,  erscheint  nach  H.  Darstellung  Ungleichheit 
im  Vermögen  und  damit  die  Grundherrlichkeit  von  allem  Anfang  an  gegeben.  Die 
Grundherrlichkeit,  und  nicht  die  Markgenossenschaft  freier  Bauern  bildet 
den  Ausgangspunkt  der  deutschen  Agrar-  und  Verfassungsentwicklun  g. 
Ohne  jeden  Zwang  fügt  sich  in  den  gezogenen  Eahmen  das  Bild  der  fränkischen  Wirt- 
schaitszustände,  wie  es  die  Lex  Salica  gibt.  Nirgends  ist  da  von  Gemeindeeigenthum, 
Dorfgenossenschaften  u.  s,  w.  die  Rede,  das  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  scheint 
vollkommen  durcli geführt.  Nie  finden  wir  in  den  Eechtsquellen  eine  Mark  im  Gemein- 
eigenthum  oder  im  Besitze  einer  Dorfgemeinde.  Die  wenigen  Urkunden,  die  seit  Maurer 
so  gedeutet  werden,  lassen  sich  viel  natürlicher  und  einfacher  als  lieste  des  Familien- 
oder Miteigenthumes  an  einem  Herrschaftsbezirke  (Villa)  erklären.  Und  so  gelangt  H. 
schliesslich  zu  dem  Satze:  das  ursprüngliche  Gemein eigenthum  an  Grund  und  Boden, 
oder  die  alte  deutsche  Markgenossenschaft  besteht  mehr  in  der  Phantasie  wie  in  der 
Wirklichkeit.  Es  ist  gewiss  ein  kühner  Schritt  einer  seit  einem  halben  Jahrhundert 
herrschenden  und  fast  allerseits  anerkannten  Lehre  so  energisch  ablehnend  entgegen  -zu 
treten,  wie  dies  H.  gegenüber  der  traditionellen,  deutschen  Theorie  von  der  altgermanischen 
Markgenossenschaft  in  dem  vorliegenden  Buche  gethan  hat.  Aber  um  so  grösser  ist  auch 
sein  Verdienst,  welches  gewiss  nicht  dadurch  geschmälert  wird,  dass  der  Verfasser  sich 
hiebei  auf  die  grundlegenden  und  eindringlichen  Untersuchungen  der  neueren  franzö- 
sischen und  englischen  Rechtshistoriker  stützte.  Besonders  Fustel  de  Coulanges  geistvolles 
„Essay  sur  Torigine  de  la  proprietö  fonciere"  hat  den  kritischen  Untersuchungen  des 
Verfassers  die  Wege  geebnet:  aber  auch  die  ausgezeichneten  Forschungen  von  Seebohra, 
Denman  Ross,  Kovalevsky,  und  die  neueste  grosse  Leistung  auf  dem  Gebiete  eng- 
lischer Rechtsgeschichte,  das  grosse  Werk  von  Maitland  und  Pollock,  haben  ihm 
sicheren  Rückhalt  geboten.  Es  lässt  sich  ja  kaum  bestreiten,  dass  gerade  in  den  hier 
behandelten  Problemen  die  französischen  und  englischen  Rechtshistoriker  der  beiden 
letzten  Jahrzehnte  eifrig  und  erfolgreich  neue  Wege  und  neue  Gesichtspunkte  eröifnet 
haben,  während  die  deutsche  Wissenschaft  auf  der  durch  Maurer  und  Gierke  festge- 
stellten Grundlage  allzu  conservativ  beharrt,  ohne  zu  beachten,  dass  gerade  ihre 
Grundlage  am  meisten  gefährdet  ist.  Um  so  mehr  erscheint  es  mir  anerkennenswert, 
dass  endlich  ein  deutscher  Gelehrter  mit  der  nachgerade  förmlich  zum  Dogma  erhobenen 
Lehre  von  der  Markgenossenschaft  rückhaltlos  gebrochen  hat.  Mag  auch  zweifellos  in 
vielen  Einzelheiten  der  Darstellung  H.  noch  lange  nicht  das  letzte  Wort  gesprochen  sein, 
so  gebührt  ihm  doch  jedesfalls  das  Verdienst,  dem  —  fast  möchte  man  sagen  —  ehrfurchts- 
voll beschaulichen  Schweigen  ein  Ende  gemacht  zu  haben,  welches  die  deutsche 
Wissenschaft  —  wenigstens  bis  auf  das  jüngste  grosse  Werk  Meitzens  —  dem  grossem 
Grundproblem  der  germanischen  Agrar-  und  Verfassungsgeschichte  gegenüber  seit  Decen- 
nien  bewahrt  hat.  Es  darf  hier  wohl  der  Wunsch  ausgesproschen  werden,  dass  der  von 
dem  Verfasser  gegebene  Anstoss  nicht  wirkungslos  bleiben,  sondern  vielmehr  zu  einer 
gründlichen  Revision  der  herrschenden  Theorie  über  das  ältere  deutsche  Agrar-  und  Ver- 
fassungsrecht führen  möge.  Wer  so,  wie  der  Referent,  in  der  Maurer-Lamprecht'schen 
Markgenossenschaftstheorie  seit  langem  nichts  weiter  sieht  als  den  letzten  Rest  romantischer 
Geschichtsauffassung,  die  an  den  Anfang  aller  Dinge  das  goldene  Zeitalter  zu  setzen 
liebt,  der  wird  die  Schrift  Hildebrands  als  einen  wesentlichen  und  bedeutungsvollen 
Fortschritt  positiver  wissenschaftlicher  Erkenntnis  bereitwillig  anerkennen. 

Wien.  Dr.  Josef  Redlich. 
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A.  Biichenl) erger:  Gnmdzüge  der  deutschen  Agrarpolitik  mit  besonderer  Wür- 
digung der  kleinen  und  grossen  Mittel,  Berlin,  P.  Parey,  1897. 

Graf  Klinkowstroem- Korklack:  Dr.  Buchenbergers  Agrarpolitik  und  die 
Forderungen  der  Landwirtschaft  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  östlichen  Landes- 
theile  Preussens,  Berlin,  P.  Parey,  1898. 

Das  vorliegende  Werk  des  grössherzogl.  badischen  Finanzministers  soll  „den 
weitesten  Kreisen  der  Landbevölkerung  in  dem  Irrgarten  agrarpolitischer  Fragen  ein 
Führer  und  Wegweiser"  sein;  es  ist  demnach  so  kurz  und  so  gemeinverständlich,  wie 
möglich,  gehalten,  ein  vortrefflicher  populärer  Auszug  aus  des  Verfassers  bedeutendem 
Werke:  „Ägrarwesen  und  Agrarpolitik";  aber  doch  nicht  nur  ein  einfacher  Auszug,  da  ja 
eine  Reihe  seither  actuell  gewordener  Fragen  in  ihm  eine  durchaus  selbständige  Erörterung 
und  Lösung  findet.  Insbesondere  hat  Buchenberger  dem  in  den  letzten  Jahren 
besonders  heftig  entbrannten  Streite  über  Bedeutung  und  Wirksamkeit  der  „grossen"  und 
der  „kleinen"  Mittel  im  Gebiet  der  Agrarpolitik  gegenüber  Stellung  genommen  und 
unter  anderen  auch  die  Frage  des  Getreideterminhandels  erörtert.  Dabei  soll  das  Werk, 
wie  im  Vorworte  gesagt  ist,  den  Nachweis  führen,  dass  der  sehr  schwierigen  Lage  der 
Landwirtschaft  gegenüber  der  Staat  heute  in  weitergehendem  Maasse  helfend  eingreift, 
als  dies  bisher  jemals  geschehen  ist,  dass  die  „kleinen"  Mittel  in  ihrer  Gesammtheit 
eine  grosse  Heilkraft  besitzen,  und  dass  wenigstens  ein  Theil  der  sogenannten  „grossen" 
Mittel  entweder  gar  nicht,  oder  nur  unter  weitgehender  Schädigung  der  Interessen 
anderer  Berufsstände  angewendet  werden  kann. 

Schon  das  Vorwort  präcisiert  klar  und  bestimmt  die  Stellung,  welche  einer  der  besten 
und  vorurtheilslosesten  Kenner  der  deutschen  Agrarpolitik  den  verschiedenen  Forderungen 
gegenüber  einnimmt,  welche  von  Seite  der  Grundbesitzer  gestellt  und  von  anderen  Berufs- 
ständen vielfach  in  höchst  einseitiger  und  gehässiger  Weise  und  zwar  oft  unter  Verkennung  der 
eigenen  Interessen  bekämpft  werden;  es  soll  damit  gewiss  nicht  behauptet  werden,  dass 
Alles,  was  die  sogenannten  „Agrarier"  fordern^  —  mit  diesem  Ausdrucke  soll  eine  ganze 
Bevölkerungsciasse  vor  den  anderen  stigmatisiert  werden  —  an  sich  rationell  oder  gar 
praktisch  durchführbar  sei;  es  soll  damit  nur  hervorgehoben  sein,  dass  Buchenberger  es 
versteht,  die  Spreu  vom  Weizen  zu  sondern,  d.  h.  den  Ansprüchen  der  agrarischen  Kreise  im 
allgemeinen  gerecht  zu  werden  und  die  durchführbaren  Forderungen  derselben  —  durch- 
führbar aber  ist  alles,  was  der  Gesammtheit,  in  der  ja  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
nur  ein  Oi'gan  ist,  zum  Vortheile  ausschlagen  muss,  —  bestimmt  und  mit  den  besten 
Waffen  vollster  Sachkenntnis  zu  vertreten.  Es  lässt  sich  wohl  nicht  leugnen,  dass  die 
Periode,  in  welcher  die  Interessen  der  Landwirtschaft  in  die  zweite  Stelle  gedrängt 
worden  waren,  und  Industrie  und  Handel  die  ganz  oder  fast  ausschliessliche  Berück- 
sichtigung der  Legislative  gefunden  haben,  ein  Ende  finden  musste  oder  muss  und  zwar 
gerade  so  wie  eine  ähnlich  geartete  Epoche  schon  in  früherer  Zeit  ihr  Ende  gefunden 
hat  und  auch  diejenige  nicht  eine  ewige  Dauer  sich  hat  bewahren  können,  in  der  den 
Bedürfnissen  der  Gewerbe  und  des  Handelsverkehres  nur  ein  ungenügender  Schutz  zuerkannt 
worden  war.  Es  versteht  sich  von  seilst,  dass  der  Zeitpunkt  solcher  Wandlungen  von  den 
thatsächlichen  Zuständen  der  Volkswirtschaft  und  der  socialen  Structur  abhängt.  Wenn  man 
einmal  allgemein  die  gegenseitige  Bedingtheit  des  Gedeihens  der  einzelnen  Productionszweige 
und  die  Thatsache  erkannt  haben  wird,  dass  keine  Gesellschaftsciasse  eine  selbständige 
Existenzberechtigung  hat,  sondern  alle  zusammen  dem  obersten  Ziele  der  Culturentwicklung 
dienen  müssen,  wird  man  an  solchen  Wandlungen,  genug,  dass  sie  im  richtigen  Zeitpunkte  ein- 
treten, keinen  Anstoss  mehr  nehmen;  die  momentan  scheinbar  Zurückgesetzten  werden  ihre 
Nothwendigkeit  erkennen  und  sich  dabei  bescheiden.  —  Diesen  freilich  sehr  und  nur  zu 
idealen  Zustand  näher  zu  rücken,  ist  Buchenberger  vollauf  geeignet,  und  es  wäre 
nur  zu  wünschen,  dass  die  von  ihm  gelehrten  Wahrheiten  so  recht  in  Fleisch  und  Blut 
der  Gesammtbevölkerung  übergiengen;  dass  dies  aber  möglich  werde,  dazu  ist  sein  Werk, 
wie  es  in  seiner  populären  Fassung  nun  vor  uns  liegt,  ein  treffliches  Mittel. 

Es  wäre  überflüssig,  auf  den  Inhalt  in  allen  seinen  Theilen  einzugehen  und  es 
mag  genügen,  zwei  Capitel  von    grösster  Actualität  herauszugreifen   und   über  Buchen- 
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bergers  Stellung  zu  den  betreffenden  Fragen  kurz  zu  berichten.  Wir  wollen  über  die 
Marktpreisbildung  des  Getreides  und  die  Handelsverträge,  dann  über  den  Getreidetermin- 
bandel  einige  ausschlaggebende  Bemerkungen  des  Verfassers  rnittheilen.  Die  erstere 
Frage  ist  von  grösster  Actualität  auch  für  Oesterreich-Üngarn,  weil  ja  die  Vorbereitungen 
und  Vorstudien  für  die  Erneuerung  der  Handelsverträge  schon  begonnen  haben,  oder 
doch  ehestens  beginnen  sollten. 

Buchenberg  er  geht  davon  aus,  dass  die  Getreide- Schutzzölle  die  von  ihnen 
erwartete  Wirkung  nicht  gehabt  haben,  sondern  dass  unter  ihrer  Herrschaft  „die  Welt- 
marktpreise in  einem  die  Schutzzölle  noch  übersteigenden  Betrage  zurückgegangen  seien" 
und  auch  die  Inlandspreise  mit  nach  unten  gerissen  haben,  ein  Ergebnis,  das  kein 
Importland  hätte  verhindern  können.  Es  sind  demnach  die  Vorwürfe,  die  den  Handels- 
yerträgen  mit  ihrer  geringen  Keduction  der  GetreidezöUe,  insbesondere  von  agrarischer 
Seite,  gemacht  werden,  in  keiner  Richtung  berechtigt  und  zwar  weder  in  der  Richtung, 
dass  in  diesen  Verträgen  die  Getreidezölle  eine  Ermässigung  erfahren  haben,  noch  in 
der,  dass  die  letzteren  dadurch  für  lange  Zeit  festgelegt  worden  seien,  und  zwar  schon 
deswegen,  weil  die  Politik  Deutschlands  nicht  einseitig  das  Interesse  der  Landwirtschaft, 
wie  es  augenblicklich  empfunden  wurde,  vertreten  durfte,  sondern  auf  die  gewaltige 
Entwicklung  der  Grossindüstrie  Bedacht  haben  musste;  diese  Industrie  erfordert  aber 
Stabilität  der  Verhältnisse  und  damit  auch  dauernd  gesicherte  Absatzgebiete  im  Aus- 
lande;  überdies  ist  aber  ihr  Gedeihen  auch  der  Landwirtschaft  förderlich  und  zwar  am 
meisten  im  Deutschen  Reiche  mit  seiner  rapid  wachsenden  Bevölkerungszahl.  Eine 
Erneuerung  der  Handelsverträge  nach  ihrem  Ablaufe  wird  also  nicht  umgangen  werden 
können,  dagegen  mag  mit  Recht  gegen  die  bestehenden  Meistbegünstigungsverträge  auf- 
getreten werden,  die  vielfach  thatsächlich  die  Interessen  Deutschlands  und  damit  auch 
die  seiner  Landwirtschaft  beeinträchtigen.  —  In  Schlagworten  nur  haben  wir  hiemit 
den  Gedankengang  Buchenbergers  angedeutet,  dessen  Ergebnis  in  Betreff  der  Handels- 
verträge dahin  lautet,  dass  die  Frage,  wie  bei  Erneuerung  derselben  die  Forderung  nach 
erhöhtem  Zollschutze  der  Landwirtschaft  Berücksichtigung  finden  könne,  eine  Thatfrage 
sei  und  dass  ihre  Entscheidung  von  der  Entwicklung  des  Weltverkehrs  in  landwirtschaft- 
lichen Producten  und  insbesondere  von  deren  Preisstand  in  den  nächsten  Jahren  abhänge; 
es  sei  nicht  zu  erwarten,  dass  der  Tiefstand  der  Getreidepreise  dauernd  vorhalten  werde, 
zeigen  die  letzteren  ja  doch  schon  die  Tendenz,  sich  zu  heben.  —  Kur  nebenbei  sei 
bemerkt,  dass  ein  vor  3  Jahren  in  der  „statistischen  Monatsschrift"  erschienener  Artikel 
über  die  Entwicklung  der  Getreidepreise  trotz  oder  gerade  wegen  des  damals  ausser- 
ordentlich tiefen  Standes  derselben  auf  die  Möglichkeit  einer  neuerlichen  Steigerung  hin- 
gewiesen und  damit  die  Anschauung  Conrads  als  richtig  anerkannt  hat,  welche  der- 
selbe in  einem  Aufsatze  über  den  Antrag  des  Gr.  Kanitz  ausgesprochen  hatte;  damals 
wurde  dieser  Gedanke  belächelt,  heute  zeigt  es  sich,  dass  er  berechtigt  war,  ja  ein  Mann 
wie  Buchenberge r,  scheint  ein  noch  weiteres  Steigen  der  Preise  für  wahrscheinlich 
zu  halten. 

In  Betreff  der  Frage  nach  der  Bedeutung  des  Terminhandels  bildet  für  den 
Verfasser  der  Gedanke  den  Ausgangspunkt,  dass  die  Börsen  als  die  concentrier- 
teste  Form  des  Marktverkehres  im  Interesse  nicht  minder  des  Producenten,  als  des 
Abnehmers  der  Ware  liegen,  dass  daher  der  Ruf  nach  Beseitigung  der  Productenbörsen 
ein  unverständiger  sei.  An  dem  Bestände  des  Terminhandels  sei  aber  nicht  das  gesammte 
Getreidehandels-  und  das  Mühlengeschäft  interessiert,  „sondern  nur  jener  kleine  Bruch- 
theil  des  Getreidegrosshandels  und  der  grossen  Mühlenbetriebe,  der  den  Terminmarkt 
für  seine  Geschäftsabschlüsse  zur  Eindeckung  d.  h.  als  Assecuranzanstalt  gegen  die 
wechselnden  Chancen  der  Preisbewegung  thatsächlich  benutzt  hat";  nicht  interessiert 
daran  ist  die  Landwirtschaft,  die  wohl  einer  grossen  Productenbörse,  nicht  aber  des 
Terminmarktes  bedarf,  oer  wenigstens  heute  auf  die  Preis-bihlung  eine  den  Interessen 
der  Getreideproducenten  nachtheilige  Wirkung  ausüben  kann.  Der  Verfasser  gelangt  nach 
eingehender  Darstellung  des  Termingeschäftes  und  seiner  Wirkungen  und  nachdem  er 
auch  die  Folgen  des  Verbotes  börsenmässiger  Getreideterraingeschäfte  erörtert  hat,  dahin, 
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die  bezüglichen  Beschlüsse  des  deutschen  Reichstages  im  Wesentlichen  zu  billigen. 
Damit  widerlegt  sich  am  besten  jene  Art  von  Polemik  zu  Gunsten  des  Termingeschäftes, 
welche  von  einem  grossen  und  einflussreichen  Theile  der  Tagespresse  geführt  und  jenes 
Verbot  als  den  Gipfelpunkt  reactionärer  Bestrebungen  und  die  Ursache  der  Vernichtung 
von  Handel  und  Verkehr  hingestellt  hat.  Dass  der  Verfasser  aber  gegen  noch  weiter- 
gehende Forderungen  agrarischer  Kreise  in  Betreff  des  Börsenhandels  und  dass  er  insbe- 
sondere gegen  den  Antrag  Kanitz  Stellung  nimmt,  erklärt  sich  vollkommen  aus  seiner 
vorurtheilslosen  und  reifen  Beurtheilung  aller  einschlägigen  Fragen  und  daraus,  dass  er 
eine  einseitige  Berücksichtigung  der  Landwirtschaft  in  einem  zu  gewaltiger,  industrieller 
Entwicklung  gelangten  Staate  für  verderblich  hält. 

Es  ist  begreiflich,  dass  einer  so  allseitig  abgeklärten  Auffassung  gegenüber  von 
Seiten  der  Vertreter  bestimmter  Berufsinteressen  nicht  immer  volle  Anerkennung  gezollt 
wird,  ja  es  ist  vielleicht  sogar  wünschenswert,  dass,  solange  jene  Anschauungen  nur  von 
einzelnen  Personen  getheilt  werden,  auch  alle  extremeren  Forderungen  noch  literarische 
Vertretung  finden,  damit  bei  gleicher  Vertheilung  von  Sonne  und  Schatten  in  diesem 
Wettkampfe  der  Interessen  schliesslich  billiges  Urtheil  und  ruhige  Ueberlegung  den 
richtigen  Mittelweg  finden  und  jenen  wenigen,  die  ihn  schon  früher  beschritten  haben, 
allgemeine  Zustimmung  verschaffen.  In  diesem  Sinne  begrüssen  wir  auch  die  Schrift  des 
Grafen  Klinkowstro  em  und  zwar  um  so  mehr,  als  sie  sich  in  ihrem  Gedankengange 
Schritt  vor  Schritt  an  das  eben  angezeigte  Werk  Buchenbergers  anschliesst  und  es 
damit  wesentlich  erleichtert,  die  Stellung  zu  erkennen  und  zu  beurtheilen,  welche  „die 
Vertreter  der  Landwirtschaft  des  Ostens"  zu  seinen  Anschauungen  einnehmen,  freilich  — 
wie  uns  scheint  —  schon  wesentlich  beeinflusst  durch  Buchenberger  selbst. 

V.  Schullern. 
Die  Eisenbahntransportsteuer  und  ihre  Stellung  im  Staatshaushalte.    Von 
Sigmund  Sonnenschein,  Ministerialvicesecretär  im  k.  k.  Eisenbahnministerium.  Berlin, 
Verlag  von  Julius  Springer  1867. 

In  der  vorliegenden  Schrift  bemerkt  der  Verfasser  zunächst  einleitend,  dass  die 
von  ihm  gegebenen  Ausführungen  lediglich  als  eine  Darlegung  seiner  persönlichen 
Ansichten  zu  betrachten  seien,  welche  keinen  weiteren  Anspruch  mache,  als  den  sie  vermöge 
ihres  theoretischen  Charakters  erheben  dürfe.  Wir  wollen  keine  Zweifel  in  diese  aus- 
drückliche Versicherung  des  Verfassers  legen,  obwohl  bei  dem  Umstände  als  in  Oesterreich 
die  Vermuthung  immer  für  die  Wahrscheinlichkeit  der  Einführung  einer  neuen  Steuer 
streitet,  sowie  bei  der  anerkannten  sachlichen  Bedeutung  des  Autors  und  bei  der  Stellung, 
welche  derselbe  im  Eisenbahnverwaltungsdienste  einnimmt,  es  sehr  nahe  läge,  in  dieser 
Arbeit  einen  ballon  d^essay  zu  erblicken.  Auf  jeden  Fall  erscheint  eine  eingehende  Be- 
sprechung derselben  in  jeder  Hinsicht  gerechtfertigt. 

Dem  Wesen  nach  zerfallen  die  Ausführungen  Sonnenscheins  in  zwei  Theile. 
Einerseits  in  die  Betrachtung  der  Besteuerung  des  Eisenbahnverkehres  in  ihren 
Beziehungen  zu  den  Verkehrssteuern  und  andererseits  in  eine  Klarlegung  der  besonderen 
Function,  welche  die  Eisenbahntransportsteuer  vom  Standpunkt  der  modernen  Eisenbahn- 
finanzpolitik im  Staatsbahnsystem  zu  erfüllen  berufen  ist.  Einen  besonderen  Wert  verleiht 
dem  Buche  ausserdem  die  im  zweiten  Abschnitt  enthaltene  Darlegung  der  einschlägigen 
Steuergesetzgebung  in  zwölf  Staaten  (Frankreich,  England,  Italien,  Russland,  Ungarn, 
Oesterreich,  Deutschland,  Spanien,  Niederlande,  Rumänien,  Serbien  und  Bulgarien). 

Im  ersten  Abschnitte,  welcher  die  Stellung  der  Transportsteuer  im  Steuersystem 
und  in  der  Finanzwissenschaft  behandelt,  hat  Sonnenschein  mit  grossem  Fleisse  das 
vorhandene  wissenschaftliche  Material  zusammengetragen  und  zu  sichten  versucht.  So 
wertvoll  nun  auch  die  Anführung  aller  vom  Verfasser  citierten  Autoritäten  —  und  es 
sind  deren  recht  viele  und  zuweilen  auch  recht  unbekannte  —  ist,  so  hätten  wir  doch 
noch  mehr  Gewicht  auf  eine  klare  und  unzweideutige  Entwicklung  der  eigenen  Ansichten 
und  auf  eine  durchsichtige  Systematik  gelegt.  Diesem  Wunsche  hat  der  Autor,  wie  uns 
scheint,  nicht  vollständig  entsprochen.  Allerdings  ]ässt  sich  nicht  leugnen,  dass  das  Wesen 
der  Eisenbahntransportsteuer  in   der  Wissenschaft  nicht  vollkommen   geklärt  ist.    Auch 
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Sonnenschein  scheint  sich  jedoch  darüber  nicht  ganz  klar  geworden  zu  sein.  Er  unter- 
scheidet zwei  Arten  von  Transportsteuern  (S.  16) : 

1.  Eine   Transportsteuer,  welche    als   Stempelabgabe   von   Urkunden   u.    zw.    von 
Transportbegleitpapieren,   Frachtbriefen,    Aufgabsrecipissen    etc.    eingehoben    wird,    und 

2.  eine  Transportsteuer  (Eisenbahnsteuer),  welche  als  Zuschlag  zu  den  Beförderungs- 
preisen eingehoben  wird  und  an  letztere  sich  proportional  anlehnt. 

Dass  die  Anschauung  des  Verfassers:  Der  Fahrkarten-,  Frachtkarten-  und  Fracht- 
briefstempel sei  als  eine  Verkehrssteuer  aufzufassen,  der  historischen  Entstehungsweise 
des  Stempels  widerspricht,  wurde  bereits  von  einem  Kritiker  in  der  „Zeitschrift  für  Ver- 
waltung" richtig  hervorgehoben.  Der  Stempel  ist,  wie  seine  historische  Entstehungsweise 
zeigt,  eine  Abgabe  vom  Verbrauche  des  Papiers  für  rechtliche  Beurkundungsacte.  Die 
Transportleistung  ist  lediglich  das  Maass,  nicht  das  Object  der  Steuer.  Es  zeigt  sich  dies 
am  besten  darin,  dass,  wie  in  der  genannten  Zeitschrift  treifend  hervorgehoben  wird, 
sich  die  Stempelsteuer  bei  jedem  weiteren  Exemplar  der  gleichen  Urkunde  wiederholt 
und  sich  daher  unter  Umständen  verdoppelt,  verdreifacht  etc.,  während  die  Transport- 
leistung doch  nur  einmal  erfolgt.  Daher  vermag  auch  der  Autor  diese  „ohne  systematischen 
Plan,  mit  scheinbar  gebührenartigem  Charakter  auftretende  Abgabe"  theoretisch  nicht  zu 
erklären.  Dieselbe  gehört  eben  in  eine  Darstellung  der  Verkehrssteuern  gar  nicht  hinein. 
Was  nun  die  eigentliche  Transportsteuer  anbelangt,  so  scheint  sich  Sonnenschein 
selbst  nicht  ganz  klar  darüber  zu  sein,  ob  er  sie  zu  den  Verkehrssteuern  rechnen  soll 
oder  nicht.  So  sagt  er  auf  S.  15:  „Die  Transportsteuer  ist  ihrem  ganzen  Wesen  nach  zu 
den  Verkehrssteuern  zu  rechnen,  in  deren  System  sie  vermöge  ihrer  eigenthümlichen 
Erhebungsform  eine  ganz  bestimmte  Stellung  einnimmt"  (aber  welche?!),  und  S.  14:  „ihre 
Bemessungsgrundlage  bildet  nicht  wie  bei  den  Verkehrssteuern  im  Allgemeinen  die  Wert- 
summe der  in  Verkehr  gesetzten  Gegenstände,  sondern  der  Beförderungspreis.  In  dieser 
Erhebungsform  scheint  uns  eines  der  steuerpolitisch  entscheidenden  Merkmale  der  Eisen- 
bal^ntransportsteuer  zu  liegen."  Sonnenschein  nennt  sie  daher  eine  „Steuer  sui  generis", 
ein  bequemer  Ausweg,  welcher  aber  keine  Lösung  der  Frage  darstellt.  Uns  will  scheinen, 
als  ob  für  die  Frage,  wohin  diese  Steuer  zu  rechnen  sei,  zunächst  das  Moment  der  Ueber- 
wälzung  in  Betracht  kommt,  wobei  wir  natürlich  nur  Privatbahnen  im  Auge  haben,  denn 
bei  den  Staatsbahnen  muss  die  Ueberwälzung  selbstverständlich  vorhanden  sein.  (Uebrigens 
hat,  wie  wir  noch  später  zeigen  werden,  diese  Steuer  in  Ländern  mit  reinem  Staatsbahn- 
system überhaupt  keinen  Sinn.)  Als  Verkehrssteuer  oder,  um  mit  Sonnenschein  zu 
sprechen,  als  Steuer  „mit  verkehrssteuerartigem  Charakter"  kann  die  Transportsteuer  nur 
so  lang  aufgefasst  werden,  als  man  der  Eisenbahn  gestattet,  dieselbe  durch  eine  ent- 
sprechende Tariferhöhung  auf  das  Publicum  zu  überwälzen.  Anderesfalls  hört  sie,  wie 
Schwab  treffend  hervorgehoben  hat,  auf,  eine  eigene  Steuerart  zu  sein,  und  stellt  sich 
lediglich  als  eine  Form  der  Erwerbsteuer  der  Eisenbahnen  dar,  indem  ausser  dem  Ertrage 
der  Eisenbahn  als  solchem  noch  jede  einzelne  Einnahme  aus  dem  Frachtgeschäfte 
besteuert  wird.  Gerade  dies  ist  aber  im  Sonnenschein'schen  Buche  der  Weisheit  letzter 
Schluss  und  muss  es  auch  sein. 

Wenn  wir  nun  auch  von  unserem  Standpunkte  nichts  dagegen  einzuwenden  haben, 
dass  reiche  capitalskräftige  Privatbahnen  zu  den  Staatslasten  in  möglichst  hohem  Maasse 
beitragen,  so  scheint  uns  doch  die  wissenschaftliche  Begründung  dieser  Steuer  im  vor- 
liegenden Buche  allzu  dürftig.  Was  soll  man  damit  anfangen,  wenn  lediglich  gesagt 
wird  (S.  16),  die  Steuer  sei  dazu  bestimmt  „den  Staat  für  die  im  Interesse  des  Eisenbahn- 
wesens gebrachten  Opfer  zu  entschädigen".  Da  wäre  es  denn  doch  nicht  schlecht  gewesen, 
wenn  Sonnenschein  diesen  Satz  etwas  näher  ausgeführt,  wenn  er  ausserdem  die 
Steuerberechtigung  aus  dem  Monopol  abgeleitet  und  mit  dem  besonderen  staatlichen 
Schutze,  welcher  weit  über  den  dea  anderen  Privatunternehmungen  zutheil  werdenden  wirt- 
schaftlichen Schutz  hinausgeht,  zu  begründen  versucht  hätte.  Dass  diese  Steuergattung  in 
Staaten  mit  reinen  Privatbahnen  oder  gemischtem  System  eine  reiche  Einnahmsquelle  für  den 
Staat  bilden  kann,  dafür  spricht  allerdings  das  im  zweiten  Theilc  angeführte  Beispiel 
Frankreichs.  Wir  erfahren  da,  dass  Frankreich  im  Jahre  1891  100  Millionen  Francs  aus  der 
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Transportsteuer  gewonnen  habe.  Auch  das  von  Sonnenschein  citierte  Werk  des  ehe- 
maligen ungarischen  Finanzministers  Luckacs  über  das  Steuerwesen  Oesterreich-Üngarns 
weiss  von  den  praktischen  Erfolgen  dieser  Steuer  nur  Günstiges  zu  sagen:  „Diese  Steuer- 
gattung ist  eine  sehr  ergiebige,  ihre  Einhebung  verursacht  fast  gar  keine  Kosten  und 
trägt  der  Staatscassa  über  zwei  Millionen  GulJen  jährlich,  ohne  dass  diese  Belastung 
durch  die  Bürger  stark  empfunden  würde." 

Sehr  interessant  ist  die  Darstellung,  welche  Sonnenschein  von  den  bisherigen 
Bestrebungen,  in  Oesterreich  eine  Transportsteuer  einzuführen,  gibt.  Sie  bildete  einen 
Theil  des  grossen  Steinbach'schen  Finanzprogiammes.  Die  Eegierung  hatte  bereits 
einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  welchem  ein  Satz  von  10  Proc.  für  Personen  und 
Gepäck,  7  Proc.  für  Eilgüter  und  5  Proc.  für  die  Frachtgüter  zugrunde  lag.  Der  finanzielle 
Effect  aus  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  war  auf  Grund  der  Eisenbahneinnahrae  des 
Jahres  1891  mit  circa  15  Millionen  Gulden  veranschlagt  worden,  wobei  allerdings  die 
auf  den  Staatsbahnbetrieb  entfallende  gewiss  sehr  bedeutende  Quote  in  Abschlag  zu 
bringen  gewesen  wäre.  Dieser  Plan  der  Eegierung  begegnete  jedoch  dem  lebhaften 
Widerspruch  zahlreicher  Interessentenkreise  des  Handels  und  der  Industrie  und  wurde 
ad  acta  gelegt. 

Die  Frage,  ob  die  Einführung  einer  Transportsteuer  oder  eine  Tariferhöhung  das 
richtige  Mittel  ist,  muss,  wenn  man  sich  ausschliesslich  auf  den  Standpunkt  des  prak- 
tischen Finanzmannes  stellt,  der  die  Steuer  nimmt,  wo  er  sie  eben  findet,  verschieden 
beantwortet  werden,  je  nachdem  man  es  mit  Staaten  zu  thun  hat,  in  denen  das  reine 
Privatbahns}  stem,  das  gemischte  oder  das  ausschliessliche  Staatsbahnsystem  herrscht. 
Sowohl  dort,  wo  das  reine  Privatbahnsystem  vorhanden  ist,  als  auch  dort,  wo  neben  einem 
mehr  oder  minder  grossen  Staatsbahnkörper  noch  grössere  Privatbahncomplexe  existieren, 
wird  man  der  Transportsteuer  den  unbedingten  Vorrang  einräumen  müssen.  (Nur  bei 
garantierten  Bahnen  wird,  solange  der  Staat  Zinsgewähr  zu  leisten  hat,  der  PJffect  in 
beiden  Fällen  der  gleiche  sein,  wobei  angenommen  wird,  dass  der  Bahn  die  Ueberwälzung 
auf  den  Transportgeber  gestattet  erscheint,  da  sonst  die  Transportsteuer  praktisch  keinen 
Sinn  hätte).  Im  ersteren  Falle  käme  ja  eine  Erhöhung  der  Tarife  nur  in  sehr  minimalem 
Ausmaasse  durch  den  Canal  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  dem  Staate,  im  übrigen 
aber  ausschliesslich  den  betreffenden  Actionären  zugute.  Im  zweiten  Falle  aber  bildet 
sie  ein  bequemes  Mittel,  das  Odium  und  die  möglichen  Nachtheile  einer  Tariferhöhung  zu 
vermeiden.  Gerade  in  diesem  Falle  geräth  nämlich  der  Staat  bei  einer  Tariferhöhung 
in  ein  sehr  unangenehmes  Dilemma.  Erhöht  er  die  Tarife  und  gestattet  er  den  Privat- 
bahnen nicht  die  gleichen  Tariferhöhungen,  so  geräth  er  in  die  Gefahr,  ungerecht  zu 
erscheinen,  und  lenkt  unter  Umständen  einen  Theil  des  Verkehres  und  damit  seiner  Ein- 
nahmen auf  die  Privatbahnen  ab.  Eäumt  er  diesen  die  gleiche  Befugnis  ein,  so  erhöht 
er  überflüssiger  Weise  die  Dividenden  und  vielleicht  auch  die  künftige  Einlösungsrente. 
Gerade  in  Staaten  mit  gemischtem  System  wird  daher  eine  Transportsteuer  am  Platze 
sein,  da  sie  auf  der  einen  Seite  dieselben  Dienste  thut  wie  eine  Tariferhöhung,  ohne  auf 
der  anderen  Seite  ihre  Nachtheile  im  Gefolge  zu  haben.  Da  wir  nun  heute  noch  in 
Oesterreich  neben  dem  Staatsbahn  System  sehr  mächtige  und  reiche,  dazu  noch  einlösungs- 
reife Privatbahnen  besitzen,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  das  Steinbach'sche 
Project  der  Einführung  einer  solchen  Steuer  vom  staatsfinanziellen  Standpunkte  sehr 
vortheilhaft  wäre. 

Schwieriger  gestaltet  sich  allerdings  die  Frage,  ob  bei  dem  reinen  Staatsbahn- 
system, auf  welches  Oesterreich  hinzusteuern  scheint  (die  Labilität  und  das  Schwanken 
unserer  Eisenbahnpolitik  gestattet  leider  keinen  anderen  Ausdruck)  diese  Steuer  gleich- 
falls am  Platze  ist.  Ihrer  Beantwortung  ist  der  dritte  Theil  der  vorliegenden  Schrift 
gewidmet,  in  welchem  die  Stellung  der  eigentlichen  Transportsteuer  im  Staatshaushalte 
der  Länder  mit  Staatsbahnbesitz  besprochen  und  dabei  diese  Steuer  im  Gegensatz  zu 
der  von  vielen  Seiten  empfohlenen  und  gegenwärtig  in  Preussen  von  der  Eegierung  in 
Vorschlag  gebrachten  Ansammlung  von  Eeservefonds  als  das  beste  Mittel  bezeichnet 
wird,   um   den    Staatshaushalt  von   den  Schwankungen   der  Staatsbahnerträgnisse   unab- 
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hängig  zu  machen.  Wir  vermögen  jedoch  darin  dem  Verfasser  nicht  zuzustimmen.  Der 
Effect  einer  solchen  Steuer  ist  ganz  der  gleiche  wie  der  einer  Tariferhöhung,  nur  dass 
letztere  viel  leichter  individualisiert  und  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  angepasst 
werden  kann  als  eine  Steuer.  Bleiben  trotz  einer  solchen  Erhöhung  der  Fahrpreise  (bei 
den  Staatsbahnen  nimmt  Sonnenschein  die  Berechtigung,  die  Steuer  auf  das  Publicum 
zu  überwälzen,  wie  es  scheint,  als  selbstverständlich  an)  die  Staatsbahnen  passiv,  so 
erzielt  man  einfach  eine  fictive  Einnahmenpost  im  Finanzressort,  ist  dies  nicht  der  Fall 
sondern  ergibt  sich  ein  Ueberschuss,  so  ist  es  viel  einfacher,  diesen  Ueberschuss  zum 
Theile  als  Eeserve  zu  verwenden,  statt  denselben  in  Form  einer  Steuer  ganz  oder  theil- 
weise  in  einen  den  Staatsbahnen  ferne  stehenden  Säckel  zu  lenken.  Durch  dieses  Vor- 
gehen würde  also  höchstens  das  labile  Moment,  welches  den  Staatsbahnfinanzen  innewohnt, 
zum  Theile  auf  die  allgemeinen  Finanzen  übertragen,  wodurch  deren  Stabilität  ernstlich 
gefährdet  werden  könnte. 

Wenn  wir  daher  die  Meinung  Sonnenscheins,  welcher  in  der  Transportsteuer 
ein  Universalmittel  gegen  die  in  unserem  Staatsbahnwesen  herrschende  Finanzmisere  zu 
erblicken  scheint,  nicht  theilen  können,  so  verringert  dies  doch  keineswegs  die  Wertung, 
welche  wir  dieser  jüngsten  Arbeit  des  hochbegabten  Eisenbahnfachmannes  zollen.  Dem 
Verfasser  gebührt  zweifellos  das  grosse  Verdienst,  das  gesammte  weitzerstreute  Material 
über  die  Transportsteuer  mit  unendlichem  Fleisse  gesammelt  und  mit  grossem  Scharfsinne 
verwertet  zu  haben.  Sein  Buch  ist  für  jeden,  der  in  dieser  Frage  Stellung  zu  nehmen 
hat,  unentbehrlich.  Eder. 

Adolphe  Houdard.  Le  malentendu  monetaire.  Etüde  critique  du  Monometallisme 
or  et  du  Bimetallisme  a  rapport  constant.  Paris  Guillaumin  &  Comp.  1897. 

Der  Titel  besagt,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Währungsfrage  ein  arges  Missver- 
ständnis herrsche.  Nach  Houdard  besteht  dasselbe  darin,  dass  man  die  Währungs- 
frage nur  auf  zweierlei  Art  zu  lösen  glaubt,  und  zwar  entweder  durch  den  Goldmono- 
metallismus oder  durch  den  Biraetallismus  mit  fixer  Kelation.  Die  Lösung  des  Währungs- 
problermes  liegt  indessen  weder  in  dem  ersten,  noch  im  zweiten  Systeme,  und  deshalb 
kann  der  seit  Jahren  bestehende  und  nur  auf  diese  zwei  Gebiete  begrenzte  Streit  nie 
und  nimmer  zu  einem  Resultate  führen. 

Was  den  Monometallismus  betrifft,  so  erinnert  er,  insoferne  er  das  Silber  von  der 
Verwendung  als  Münzmetall  ausschliesst,  an  das  Prohibitivsj'stem  und  steht  als  solcher 
mit  den  Grundsätzen  der  neueren  Wirtschaftslehre  im  crassen  Widerspruche.  Der 
Bimetallismus  steht,  insoferne  er  beide  Metalle  als  Währungsmctalle  anerkennt,  viel  höher, 
dennoch  widerstreitet  die  Fixierung  der  Relation  den  Grundsätzen  über  die  freie  Preis- 
bildung, und  das  System  erinnert  auch  an  die  alten  Zeiten  der  gesetzlichen  Preistarife. 
Beide  Theorien  stehen  mit  der  Wissenschaft  nicht  im  Einklänge,  und  es  muss  nur  Wunder 
erregen,  dass  die  grossten  und  tüchtigsten  Volkswirte,  sobald  sie  sich  mit  der  Währungs- 
frage befassen,  auf  die  elementarsten  Regeln  der  Wissenschaft  vergessen. 

Sobald  man  aber  dieselben  nicht  aus  den  Augen  lässt  und  sich  allein  au  die 
Natur  der  Sache  hält,  so  gelangt  man  gewiss  und  zwar  ganz  einfach  zu  einem  befrie- 
digenden Resultate. 

Die  Währungsfrage  kann  allein  auf  einer  bimetallistischen  Basis,  d.  h.  bei  gleich- 
zeitiger Berücksichtigung  beider  Metalle  zur  Lösung  gelangen,  aber  nicht  in  dem  Sinne, 
dass  zwischen  denselben  ein  festes  Wertverhältnis  festgesetzt  werde  —  was  ohnedies 
ganz  unmöglich  ist  —  sondern  in  dem  Sinne,  dass  beiden  Metallen  die  Währungseigen- 
schaft beigelegt  werde  und  das  Publicum  dieselben  zwangslos,  nach  Bilieben  und  nach 
ihrem  thatsächlichen  Marktwerte  als  Geld  benütze.  Die  Benützung  beider  Metalle  zu 
Geldzwecken  entspricht  der  geschichtlichen  Evolution,  wonach  die  Mentchen  immer  von 
einem  minderwertigen  zu  einem  wertvolleren  Metalle  übergehen,  wobei  aber  der  Ueber- 
gang  sich  nicht  sofort  vollzieht,  sondern  auf  Jahrhunderte  vertheilt.  Nur  jenes  System, 
welches  zeigen  wird,  wie  es  möglich  ist,  ohne  Krisen  und  nach  und  nach  von  einem 
minderwertigen  zu  einem  wertvolleren  Gelde  zu  übergehen,  d.  h.  durch  eine  längere  oder 
kürzere   Reihe   von   Jahren   zwei   Münzmetalle   und   zwar   sowohl  jenes,  welches   „geht" 
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(Silber),  als  auch  jenes,  welches  „kommt"  (Gold),  als  Währung  zu  benutzen,  wird  die 
allein  richtige  Lösung  des  Wührungsproblemes  liefern.  Diese  Idee  ist  übrigens  nicht 
neu;  Houdard  verdankt  sie  Joseph  Garnier.  Ihre  praktische  Ausführung  stellt  sich 
der  Verfasser  folgendermaassen  vor: 

Das  Gold  und  das  Silber  werden  als  Währungsmetall  und  als  Wertmaasstab  aner- 
kannt. Die  Silbermünzeinheit  wird  Franc,  die  Goldmünzeinheit  Louis  heissen  und  die 
Prägung  beider  freigegeben.  Die  Anerkennung  beider  Metalle  als  Währungsmetalle  zieht 
nach  sich  nicht  das  Eecht,  alternativ  in  Silber  oder  in  Gold  zu  zahlen  und  sich  zu 
liberieren;  sie  verpflichtet  ebenfalls  nicht,  den  Wert  in  beiden  Einheiten  gleichzeitig  zu 
messen  und  auszudrücken  Im  Gegentheil,  unter  diesem  S3'steme  ist  jedem  freigestellt, 
nach  seinem  Willen,  nach  der  Natur  des  Geschäftes  und  gemäss  der  vertragsmässigen 
Verabredung  in  einer  Münzsorte  zu  zahlen  und  in  einer  Münzsorte  zu  rechnen  und  den 
Wert  zu  messen.  Aus  praktischen  Rücksichten  auf  den  täglichen  Kleinverkehr  wird  aber 
für  die  niederen  Zahlungen  eine  Relation  zwischen  beiden  Metallen  fixiert,  auf  Grund 
welcher  bis  zur  Höhe  von  2  Louis  in  Gold  und  50  Franc  in  Silber,  beide  Metalle  alter- 
nativ in  Zahlung   gegeben   werden   können,  beziehungsweise   genommen  werden  müssen. 

Hiedurch  wird  aber  das  Houdard'sche  System  nicht  zu  Bimetallismus  im  gewöhn- 
lichen Sinne  dieses  Wortes  und  zwar  deshalb  nicht,  weil  die  Festsetzung  des  Wertver- 
hältnisses nur  auf  die  kleinen  Zahlungen  Anwendung  haben  soll,  im  Gegensatze  zur 
bimetallistischen  Relation,  welche  allen  Zahlungen  ohne  Ausnahme  und  ohne  Rücksicht 
auf  deren  Höhe  zugrunde  gelegt  wird.  Die  Houdard'sche  Relation  soll  auch  nicht 
beständig  sein,  sondern  den  geänderten  Preisverhältnissen  gemäss  von  Zeit  zu  Zeit 
revidiert  werden.  Der  Cours  der  Goldlouis  wird  in  ganzen  und  halben  Francs,  derjenige 
des  Silberfrancs  in  Theilen  des  Goldlouis  —  aber  immer  unter  dem  wirklichen  Markt- 
course festgesetzt  werden.  Diese  Bestimmung  hat  den  Zweck,  zu  verhindern,  dass  die 
minderen  in  Gold  zu  leistenden  Zahlungen  systematisch  in  Silber  effectuiert  werden  und 
auf  diese  Weise  der  Verkehr,  welcher  der  natürlichen  Entwicklung  gemäss  immer  mehr 
sich  dem  wertvolleren  Metalle  zuwendet,  mit  Silber  überfüllt  werde!  Hätte  man  dieses 
System  zur  Zeit,  als  das  Silber  noch  pari  stand  verwirklicht,  dann  hätte  jetzt  der 
Silberfranc  einen  wirklichen  und  nicht  fictiven  Wtrt.  Das  überflüssige  Silbergeld  wäre 
durch  Einschmelzung  verschwunden,  gleich  wie  bei  anderen  Waren,  wo  die  bessere 
Qualität  die  schlechtere  immer  verdrängt,  und  die  Verwendung  des  Goldes  hätte  immer 
mehr  an  Boden  gewonnen.  Das  Münzsystem  würde  daher  auf  einer  festen  Basis  beruhen 
■und  nicht,  wie  heute  in  Frankreich,  wo  die  Goldwährung  ohne  ausreichende  Metallunter- 
lage besteht  und  der  Silberfranc  um  die  Hälfte  unterwertig  ist,  in   der  Luft  schweben. 

Die  Grundidee  des  Houdard'schen  Systemes  ist  nicht  unrichtig.  Es  lässt  sich 
mit  Sicherheit  behaupten,  dass  die  Menschheit  mit  fortschreitender  Civilisation  und  mit 
der  Ausdehnung  des  Geschäftslebens  und  Vergrösserung  des  Reichthumes  vom  minder- 
wertigen zum  wertvolleren  Münzmetalle  übergeht.  Hieraus  folgt  aber  nicht,  dass  es 
möglich  wäre,  bei  dem  freien  Regime  Houdard's  beide  Münzmetalle  als  Währungsmetalle 
zu  erhalten.  Gesetzt  den  Fall,  dass  der  in  Rede  stehende  normale  Bimetallismus  —  wie 
ihn  der  Verfasser  nennt  —  thatsächlich  zu  der  Zeit  bestanden  hätte,  als  das  Silber  pari 
notierte;  bis  dahin  hätte  es  seine  Zwecke  erfüllt.  Sobald  aber  die  Silberentwertung  ein- 
getreten ist,  wäre  das  Silber  zweifellos  aus  dem  Verkehre  verschwunden,  und  das  Gold 
hätte  seinen  Platz  genommen,  weil  jeder  das  Gold  vorgezogen  und  jeder  in  Gold  gerechnet 
und  die  Zahlungen  in  diesem  Metalle  stipuliert  hätte.  Es  stünde  ihm  in  dieser  Richtung 
—  im  Gegensatze  zum  Bimetallismus  —  nichts  im  Wege,  da  der  Schuldner  das  Recht 
nicht  hätte,  eine  Goldzahlung  in  Silber  zu  leisten.  Das  Silber  wäre  auf  diese  Weise 
ganz  zurückgedrängt  und  würde  —  was  es  ohnedies  auch  heute  ist  —  eine  Münze  für 
kleinere  Zahlungen,  für  den  localen  Verkehr.  Das  Houdard'sche  System  hätte  daher 
an  .den  jetzigen  Münzzuständen  nichts  geändert.  Die  Bimetallisten  haben  daher  voll- 
kommen Recht,  wenn  sie  eine  fixe  Relation  für  alle  Zahlungen  und  unbegrenzt  als  Basis 
ihres  Systemes  annehmen,  weil  thatsächlich  ohne  dieselbe  an  eine  grosse  und  den  that- 
sächlichen   Bedürfnissen   entsprechende  Verwendung    des    Silbers   nicht   gedacht   werden 
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kann.  Wenn  Houdard  bestreitet,  dass  das  Goldgeld  ein  besseres  Geld  sei  als  das 
Silbergeld,  weil  es  eben  kein  besseres  Geld  sei,  für  diejenigen,  welche  Silber  vorziehen, 
so  setzt  er  sich  mit  sich  selbst  in  "Widerspruch.  Reiche  und  mächtige  Staaten,  und  zu 
diesen  gehört  doch  Frankreich,  sind  der  geschichtlichen  Evolution  gemäss  —  eben  nur 
Goldländer,  und  deshalb  wollen  sie  nur  das  Gold  als  Geld  benützen.  Sie  haben  dies 
auch  durchgeführt,  trotz  der  gesetzlichen  Vorschriften,  welche  ihnen  das  Silber  als 
Währung  neben  dem  Golde  aufdrängten.  Wie  wäre  es  nun  möglich,  dass  sie  unter  einem 
Regime,  wo  ihnen  die  Verwendung  des  Silbers  freigestellt  ist  —  wo  also  der  Schuldner 
nicht  berechtigt  ist,  Silber  ohne  gegenseitiges  Einverständnis  zu  zahlen  —  eben  dieses 
Metall  mit  Vorliebe  benützten?  Zum  Schlüsse  sei  nur  nebenbei  bemerkt,  dass  das 
Houdard'sche  System  eher  zu  einer  Verschlechterung  der  Münzverhältnisse  als  zu  einer 
Sanierung  derselben  geführt  hätte.  Gegenwärtig  erhalten  den  Münzverkehr  in  Frank- 
reich doch  in  einem  nicht  ganz  geringen  Maasse  die  al  pari  coursierenden  Silbermünzen 
ä  5  Francs.  Bei  dem  beantragten  System  wäre  dies  kaum  möglich,  und  auf  diese  Weise 
musste  der  Verkehr  sich  dem  Golde  noch  mehr  zuwenden  und  dessen  Nachfrage  noch 
mehr  steigern.  Die  Frage  bleibt  offen,  ob  es  deshalb  nicht  besser  ist,  dass  der  Münz- 
verkehr zum  Theile  auf  unterwertigen  Metallmünzen  beruht,  als  dass  er  bei  der 
behaupteten  und  von  Houdard  zugegebenen  Goldknappheit  einer  weiteren  Contraction 
unterworfen  würde.  Dr.  Martin  Szarski. 

Alfred  Freiherr  von  Offermanii;  Parlamentarismus  contra  Staat  in 
unserer  Zeit.  Wien  1898. 

Der  Parlamentarismus  hat  in  der  letzten  Zeit  unzweifelhaft  manches  von  seinem 
ursprünglichen  Prestige  verloren,  sein  Einfluss  ist  geringer,  andere  Elemente  des  politischen 
Lebens  haben  an  Bedeutung  gewonnen,  und  viele  Stimmen  erheben  sich  heute,  um  seine 
Misserfolge  schonungslos  zu  constatieren  und  sein  Ende  zu  verkünden.  Die  vorliegende 
Schrift  reiht  sich  auch  unter  die  Zahl  der  Ankläger,  verdient  aber  wegen  ihres  ruhigen 
Tones,  ihrer  festen  offenen  Sprache  und  ihrer  patriotischen  Gesinnung  alle  Beachtung. 
Sie  geht  von  der  Stein-Gneist'schen  Grundanschauung  des  beständigen  Gegensatzes 
zwischen  Staat  und  Gesellschaft  aus,  hält  die  moderne  staatsbürgerliche  Gesellschaft  für 
unfähig,  den  Staat  zu  leiten,  und  sieht  in  der  Gneist'schen  Legende  vom  England  des 
Endes  des  vorigen  Jahrhunderts  die  einzige  und  letzte  mögliche  Form  des  Parlamentarismus, 
der  in  Folge  der  Durchsetzung  des  Parlaments  mit  den  Elementen  der  neuen  Gesellschafts- 
ordnung, des  Zurücktretens  der  ehrenamtlichen  friedensrichterlichen  Thätigkeit  in  der 
Selbstverwaltung  selbst  in  England  unhaltbar  werde,  während  seine  festländischen  Nach- 
bildungen an  den  socialen  Gegensätzen,  dem  Mangel  politischer  Schulung  der  Majoritäts- 
parteien immer  scheitern. 

Manches  an  diesen  Vorwürfen  ist  richtig,  selbst  auch  dann,  wenn  der  doctrinäre 
Ausgangspunkt,  nämlich  die  Behauptung  von  der  totalen  Verschiedenheit  Englands  zu 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  von  dem  modernen  England  seit  der  Reformbill  und  der 
neuen  Städteordnung,  nicht  vollkommen  zutrilft.  Die  regierenden  Classen  des  alten  England 
hatten  unzweifelhaft  grosse  politische  Fähigkeiten,  weiten  Blick,  Freiheit  von  engherzigen 
Parteiprogrammen,  Unabhängigkeit  von  den  Wählerschaften,  aber  alle  diese  Eigenschaften 
hatten  sie  wesentlich  deshalb,  weil  sie  eine  herrschende  Classe  waren.  Di  j  Whig- Aristokratie, 
welche  Jakob  IL  absetzte  und  das  Land  unter  den  ersten  Georgen  regierte,  war  die 
factische  Trägerin  der  Regierungsgewalt,  und  an  der  praktischen  Ausübung  des  Regierens 
gewann  sie  die  Regierungskunst  und  alle  damit  zusammenhängenden  politischen  Eigen- 
schaften. Das  alte  Selfgovernment  in  den  Grafschaften,  die  Function  der  Friedensrichter 
war  sicher  eine  gute  Vorschule  und  Uebung,  aber  ganz  frei  von  Classeninstincten  war 
diese  Verwaltung  auch  nicht;  die  königliche  Bestellung  war  nur  eine  Formsache,  da  die 
Functionäre  nur  aus  dieser  Classe  genommen  werden  konnten.  Mit  der  Entwicklung  der 
grossen  Industrie  kamen  die  Mittelclassen  und  bald  auch  die  Arbeiter  zu  Worte,  ein 
grosser  Theil  der  alten  h'errschenden  Classe  hatte  Mühe,  die  neuen  Aufgaben  zu  begreifen, 
das  landed  interest  stemmte  sich  lange  gegen  die  neue  Zeit,  und  es  bedurfte  mehr  als 
einer  Generation,   um  durch  Einsicht  und  Anbequemung  den   guten  politischen  Ruf  der 
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obern  Classen  wiederherzustellen.  Dieser  glückliche  Process  war  dadurch  erleichtert,  dass 
die  obern  Classen  sich  in  England  bekanntlich  nicht  kastenmässig  abschliessen,  vielmehr 
beständig  Elemente  der  obern  Schichte  der  Mittelclasse  in  sich  aufnehmen  und  hinwiederum 
die  jüngeren  Söhne,  die  keinen  Grundbesitz  haben,  in  andere  Berufskreise  weisen,  welche 
ihrerseits  durch  den  Zuwachs  dieser  Elemente  auch  gewinnen.  Die  neue  Mittelclasse, 
welche  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  maassgebendem  Einfiuss  aufgerückt  ist,  hat  viel 
von  der  Tradition  ihrer  Vorgänger  übernommen  und  hat  bisher  mit  der  alten  Aristokratie 
zusammen  trotz  des  fast  allgemeinen  Stimmrechtes  die  Führung  behalten.  Die  beiden 
politischen  Parteien  kommen  populären  Anforderungen  fortwährend  entgegen,  die  progressive 
Erbsteuer  und  das  letzte  Arbeiterschutzgesetz  sind  radicale  Maassregeln,  aber  die  wirkliche 
Macht  ist  nicht  an  die  Eadicalen  übergegangen,  und  die  grossen  Aufgaben  der  britischen 
Gesammtreiches  werden  mit  dem  alten  Herrschergeiste  wahrgenommen. 

Das  ganze  Problem  des  Parlamentarismus  liegt  darin,  ob  die  heute  ökonomisch 
maassgebcnden  Classen  zur  Führung  staatlicher  Aufgaben  fähig  sind  oder  nicht.  Der  Herr 
Verfasser  verneint  dies,  die  heutigen  Parteien  können  ihre  socialpolitischen  Aufgaben 
nicht  erfüllen,  die  Classengegensätze  nicht  überwinden  und  seien  der  Gesetzgebungs aufgäbe 
nicht  gewachsen.  So  absolut  möchte  ich  dieses  strenge  Urtheil  doch  nicht  gelten  lassen. 
Die  heute  in  den  Parlamenten  vertretenen  Classen  sind  niclit  überall  auf  der  vollen  Höhe 
ihrer  Aufgaben,  aber  die  Bereitwilligkeit  zu  socialen  Eeformen  nimmt  überall  zu  und  die 
Fähigkeit  selbst  zu  grösseren  politischen  Leistungen  ist  nicht  vorweg  abzustreiten.  Die 
Entwicklung  ist  nur  eine  langsame,  während  die  Bedürfnisse  des  modernen  Staates  und 
die  grossen  socialen  Fragen  ungeduldig  nach  neuen  Lösungen  drängen.  Europa  aber 
steht  einmal  in  den  constitutionellen  Formen,  etwas  total  Anderes  kann  man  ohne 
gewaltsame  Umwälzung  nicht  an  ihre  Stelle  setzen,  und  so  muss  man  eher  versuchen, 
diese  Formen  zum  Bessern  zu  entwickeln  und  die  lebensfähigen  Elemente  zu  kräftigen. 
Im  Ganzen  ist  auch  die  festländische  Erfahrung  trotz  vieler  Misserfolge  und  Enttäuschungen 
doch  nicht  angethan,  um  ein  absolut  negatives  Urtheil  zu  rechtfertigen.  In  Frankreich 
herrscht  das  reine  parlamentarische  System  der  völligen  Abhängigkeit  der  Regierung  von 
der  Majorität.  Diese  selbbt  ist  keine  einheitliche  geschlossene  Partei,  daher  kommen 
durch  Zutritt  und  Abfall  einzelner  Gruppen  die  überraschenden  zufälligen  Majoritäten  zu 
Stande,  welche  oft  aus  unbedeutenden  Anlässen  ein  oft  ganz  tüchtiges  Ministerium  zu 
Fall  bringen.  Aber  schon  sind  die  Ansätze  vorhanden,  eine  grosse  gemässigte  Partei  aus 
dem  Gros  der  alten  Republikaner  zu  bilden,  die  mit  den  gemässigten  Resten  der  Monarchisten 
sich  zu  einer  grossen  erhaltenden  Partei  zusammenschliessen  werden,  gegenüber  welcher 
die  Radicalen  und  Socialisten  ihrerseits  auch  eine  compacte  Partei  bilden.  Diese  neuen 
republicains  de  gouvernement  werden  durch  die  Verhältnisse  zu  einer  staatlichen  Politik 
gedrängt,  und  es  ist  merkwürdig  zu  sehen,  wie  aus  der  radicalen  Bourgeoisie  hervorgegangene 
Politiker  sich  ziemlich  rasch  zu  ganz  ernsten  Regierungsmännein  entwickeln.  Freilich 
sind  dabei  Zwischenfälle  und  Störungen,  plötzliche  Schwankungen  und  Einflüsse  augen- 
blicklich populärer  Strömungen  bei  der  sprunghaften  Natur  des  französischen  Volkscharakters 
nicht  ausgeschlossen,  so  dass  der  Gesammteindruck  noch  immer  viel  zu  wünschen  übrig  lässt. 

In  Deutschland  und  Oesterreich  liegen  die  Verhältnisse  noch  weniger  günstig. 
Hier  hatte  sich  durch  das  wohlorganisierte  Beamtenregiment  der  vorconstitutionellen  Zeit 
eine  durchgängige  Unterscheidung  zwischen  Volk  und  Staat  entwickelt,  die  auch  durch 
die  seitherigen  constitutionellen  Einrichtungen  noch  immer  nicht  innerlich  überwunden 
ist.  Man  meinte,  für  den  Staat  habe  die  Regierung  zu  sorgen,  die  Kammern  sollen  üie 
Wünsche  und  Beschwerden  der  Bevölkerung  vorbringen  und  ihre  Interessenkämpfe  austragen. 
Aber  trotzdem  erfordert  es  die  geschichtliche  Wahrheit  anzuerkennen,  dass  Ansätze  höherer 
Entwicklung  vorhanden  sind  und  sich  zu  Zeiten  auch  kund  gegeben  haben.  Die  ersten 
Jahre  des  deutschen  Reichstages  verzeichnen  ein  bewusstes  staatsbildendes  Zusammenwirken 
der  monarchischen  Gewalt  mit  den  grossen  Parteien,  und  ebenso  haben  einzelne  spätere 
Sessionen  einen  ähnlichen  grossen  Zug  aufgewiesen. 

In  Oesterreich  waren  die  allgemeinen  antiparlamentarischen  Voraussetzungen  in 
noch  stärkerem  Grade  vorhanden  als  in  Deutschland,  und  dann  schuf  der  Xationalitätt  n- 
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kämpf  noch  eine  Schwierigkeit  sui  generis.  Keine  Partei  und  keine  Nationalität  ist  hier 
allein  zahlreich  genug,  die  Majorität  zu  bilden,  dadurch  sind  die  Parteien  vor  die  Alternative 
gestellt,  entweder  eine  absolut  unabhängige  Parteipolitik  zu  machen  oder  sich  mit  andern 
Parteien  zu  verbinden,  wobei  selbstverständlich  ein  Theil  der  namentlich  in  Zeiten  des 
Kampfes  aufgestellten  Parteiprogramme  weniger  in  Vordergrund  gerückt  werden  darf. 
Solche  Verbindungen  erfordern  eine  grosse  politische  Disciplin,  eine  gewisse  Emancipation 
von  parteimässigen  Empfindlichkeiten  und  einen  beständig  auf  das  Ganze  gerichteten 
Blick.  Im  Rückschlag  gegen  das  Misslingen  des  letzten  ähnlichen  Versuches  legten  sich 
die  Parteistandpunkte  noch  weiter  auseinander,  die  staatlichen  Gesichtspunkte  wurden 
von  allen  Seiten  zurückgestellt,  die  parlamentarische  Entwicklung  aber  hat  seitdem  keine 
Aufwärtsbewegung  zu  verzeichnen. 

Die  Parteien  können  sich  vernünftigerweise  nicht  vom  Staat  abkehren,  der  moderne 
Staat  mit  seiner  administrativen  Omnipotenz  greift  in  alle  Lebenssphären  ein,  jeder 
Einzelne  und  jede  Partei  hat  ein  Interesse  an  der  Verwaltung  und  der  Gesetzgebung; 
und  an  der  obersten  Btthätigung  des  staatlichen  Lebens,  dem  eigentlichen  Regieren,  soll 
plötzlich  das  Interesse  aufhören.  In  den  Selbstverwaltungskörpern  ringen  die  Parteien 
nach  Macht,  und  im  obersten  Vertretungskörper  soll  es  den  Parteien  gleichgiltig  sein,  von 
wem  und  wie  die  eigenlliche  Macht  des  Staates  ausgeübt  wird!  Aber  nicht  bloss  für  die 
Parteien,  auch  für  den  Staat  ist  der  staatliche  Sinn  der  Parteien  eine  Nothwendigkeit; 
ein  Land,  in  welchem  nur  die  Beamten  und  Officiere  von  staatlichem  Geist  erfüllt  sind, 
ir]^  welchem  grosse  Kreise  der  Bevölkerung  der  staatlichen  Ordnung  indifterent  gegenüber- 
stehen, kann  in  unserer  Zeit  unmöglich  gedeihen.  Der  Staat  muss  getragen  werden  durch 
die  Ideen  und  Gefühle  seiner  Bürger.  Die  Engländer  haben  das  Wort  nicht,  aber  die 
Sache,  die  Franzosen  haben  in  ihrer  nationalen  Ueberschätzung  ihres  Landes  einen  staatlichen 
Halt,  in  Preussen  haben  Monarchen,  Regierungen,  Universiläten  seit  anderhalb  Jahr- 
hunderten an  der  Pflege  des  Staatsgedankens  gearbeitet.  Eine  solche  bewusste  politische 
Arbeit  kann  aut  die  Dauer  ihre  Wirkung  nicht  verfehlen;  es  mögen  noch  so  viele  sociale 
und  andere  Interessen  nach  Geltung  verlangen,  wenn  die  staatliche  Tradition  stets  fest 
gehalten  wurde,  wenn  kein  zu  den  Existenzbedingungen  des  Staates  gehöriges  staatliches 
Attribut  je  preisgegeben  worden,  dann  kann  sich  das  politische  Fühlen  diesen  Ideen  nicht 
mehr  völlig  entziehen  und  die  Parteien  selbst  werden  von  diesen  Gedanken  durchtränkt. 
Bei  der  Beurtheilung  der  Parteien  wird  daher  immer  auch  zu  unterscheiden  sein,  ob  sie 
durch  solche  Voraussetzungen  unterstützt  werden  oder  ob  sie  ihre  polit.sche  Erziehung 
selbst  besorgen  mussten. 

Der  Verfasser  legt  mit  Recht  einen  grossen  Wert  auf  die  Mitwirkung  der 
verschiedenen  socialen  Kreise  an  der  eigentlichen  Verwaltung  und  empfiehlt  ein  ganzes 
System  von  Beiräthen,  gewiss  ein  guter  und  beherzigenswerter  Vorschlag  zur  politischen 
Schulung  und  Ausbildung  unserer  Gesellschaft.  Die  jetzigen  Unterhäuser  will  er  auch  nur 
als  oberste  Budget-  und  Verwaltungskammern  thätig  sein  lassen,  während  das  Oberhaus 
als  eine  Gesetzgebungskammer  aber  mehr  wie  ein  Staatsiath  gedacht  wird.  Wo  soll  aber 
eine  wirkliche  politische  Discussion  stattfinden  über  die  allgemeinen  Fragen,  welche  die 
Gemüther  der  Menschen  beschäftigen  und  aufregen?  Ein  Tribunat  des  ersten  Kaiserreichs 
st  kein  Organ  für  die  Befriedigung  dieses  einmal  bei  den  modernen  Menschen  bestehenden 
Bedürfnisses  nach  autoritativer  Besprechung  öifentlicher  Dinge.  Die  socialen  Gegensätze  sind 
ein  böses  Ding,  aber  ohne  Parlament  wäre  es  wahrscheinlich  noch  schlimmer.  Wenn  ein 
Theil  der  deutschen  Socialdemokraten  die  revolutionären  Allüren  wenigstens  äusserlich 
ablegt  und  die  Sprache  einer  gewöhnlichen  radicalen  Partei  führt,  so  ist  dies  nur  dem 
politischen  Zusammenwirken  mit  den  andern  Parteien  im  deutschen  Reichstag  zu  danken, 
wo  die  Forderungen  einer  totalen  Umbildung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  die  Wirkung 
nicht  üben,  wie  in  einer  Versammlung  von  Gesinnungsgenossen. 

Der  Parlamentarismus  hat  zwar  die  überspannten  Hofl'nungen  nicht  erfüllt,  die  man 
anfänglich  an  ihn  knüpfte,  aber  aus  der  gegenwärtij^en  europäischen  Entwicklung  können 
wir  ihn  uns  auch  nicht  mehr  wegdenken.  Aus  Wahlen  hervorgegangene  Körperschaften, 
die  sich  mit  öfi'entlichen  Angelegenheiten  beschäftigen,  sind  in  unsere  Sitten  übergegangen, 
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und  die  Frage  ist  nur,  ob  die  ins  öffentliche  Leben  immer  mehr  nachrückenden  verschie'denen 
Schichten  des  Volkes  zu  einer  verständigen  Thätigkeit  für  das  allgemeine  Wohl  zu  vereinen 
sind.  Von  ihrer  Fähigkeit  dazu  hängt  auch  ihr  Einfluss  und  ihr  Ansehen  ab.  Erlangen 
sie  einen  wohlthätigen  Einfluss,  dann  ist  es  ein  Gewinn  für  die  Allgemeinheit  und  auch 
für  die  monarchische  Gewalt,  deren  Autorität  wächst,  wenn  sie  von  niaassgebenden 
Körperschaften  in  allen  Belangen  des  Staatsl ebene  unterstützt  wird.  Die  Aufgabe  jedes 
Patrioten  ist,  den  Geist  des  Parlaments  zu  verbessern  und  zu  heben  und  daran  zu  erinnern, 
dass  in  Rom  neben  den  grossen  Magistraturen  auch  jeder  einzelne  Senator  ein  Träger  des 
Imperium  war.  E.  Plener. 

Neuere  Literatur  aur  Frauenfrag^e. 

1.  Der  internationale  Congress  für  Frauenwerke  und  Frauenbestre- 
bungen in  Berlin.  19.  bis  26.  September  1896.  Eine  Sammlung  der  auf  dem  Congress 
gehaltenen  Vorträge  und  Ansprachen.  Berlin  1897.  8".  412  S. 

2.  Eudolf  Martin.  Die  Ausschliessung  der  verheirateten  Frauen  aus  der  Fabrik. 
Eine  Studie  an  die  Textilindustrie.  (Aus  der  Zeitschr.  f.  d.  ges,  Staatswissensch.  1896. 
1.  und  3.  Heft.)  Tübingen.  1897.  S".  77  S. 

3.  Work  and  wages  ofMen,  Women  and  Children.  Eleventh  Annual  Report 
of  the  Commissioner  of  Labor.  1895— 9a.  Washington  1897.  8".  671  S. 

Das  Jahr  1897  hat  zahlreiche  neue  Publicationen  zur  Frauenfrage  gebracht.  Eine 
hervorragende  Stellung  unter  denselben  nehmen  die  angeführten  drei  Schriften  ein,  die  sich 
in  dem  Einlauf  dieser  Zeitschrift  zusammengefunden  haben.  Die  erste  derselben  ist  eine 
willkommene  Liformationsquelle  für  alle  diejenigen,  welche  sich  über  den  Stand  und  die 
Bestrebungen  der  sogenannten  bürgerlichen  Frauenbewegung  unterrichten  wollen.  Das 
Comite  des  Frauencongresses,  der  1896  zur  Zeit  der  Gewerbeausstellung  in  Berlin 
stattfand,  hat  die  auf  dem  Congress  gehaltenen  Vorträge  und  Ansprachen  durch  eine  zu 
diesem  Zwecke  eingesetzte  Redactionscommission  sammeln  und  herausgeben  lassen.  Der 
Congress  war  sehr  zahlreich  besucht.  Er  vereinigte  Vertreterinnen  fast  aller  Culturländer. 
Was  t>ie  zu  berichten  wussten  oder  anzuregen  wünschten^  bietet  nun  gerade  in  seiner 
bunten  Mannigfaltigkeit  ein  ganz  instructives  Bild  von  den  vielfachen  Bestrebungen, 
welche  der  Frauenfrage  entsprungen  sind.  Allerdings  ist  nur  ein  U eberblick,  nicht  aber 
ein  Einblick  möglich,  denn  die  Berichte  sind  überaus  kurz  gehalten,  was  wohl  auf  die 
den  einzelnen  Eednerinnen  nur  knapp  zugemessene  Redezeit  zurückzuführen  sein  dürfte. 
Die  Unmöglichkeit,  dabei  ein  gründliches  Referat  zu  erstatten,  hat  gerade  einige  der 
besten  Namen  in  der  Frauenfrage  zur  Abstinenz  veranlasst.  Uebrigens  hätten  auch  die 
kurzen  Mittheilungen  instructiver  ausfallen  können,  wenn  sie  sich  strenge  auf  das  That- 
sächliche  beschränkt  und  weiteres  Studium  durch  Literaturangaben  ermöglicht  hätten. 
Die  Redactionscommission  hätte  sich  ein  grosses  Verdienst  erworben,  wenn  sie  ihre 
Beziehungen  zu  den  Ref'erentinnen  dazu  benützt  hätte,  um  ein  vollständiges  Verzeichviis 
aller  Documente  und  Publicationen  anzulegen,  welche  für  die  auf  dem  Congresse  behan- 
delten Gegenstände  von  Belang  sind. 

Der  Frauencongress  hat  bei  seinen  Verhandlungen  principiell  den  Standpunkt  der 
bürgerlichen  Parteien  eingenommen.  Er  hat  hauptsächlich  jene  Frauenorganisationen  und 
Specialfragen  erörtert,  welche  die  Frauen  der  bürgerlichen  Classe  interessieren,  dabei 
aber  übersehen,  dass  diese  Anliegen,  so  begründet  sie  auch  sein  mögen,  noch  lange  nicht 
die  Frauenfrage  erschöpfen,  ja  nicht  einmal  den  wichtigsten  Theil  derselben  ausmachen. 
Er  besteht  in  der  Arbeiterinnenfrage,  also  nicht  in  der  bürgerlichen,  sondern  in  der 
proletarischen  Frauenfrage.  Sie  betrifft  nicht  nur  viel  weitere  Kreise,  sondern  trifft  sie 
auch  viel  ernster:  hier  handelt  es  sich  um  Sein  oder  Nichtsein,  um  die  Erhaltung  der 
eigenen  physischen  und  moralischen  Existenz  und  um  die  ganze  kommende  Arbeiter- 
generation. Die  Frauenfrage  in  diesem  Sinne  ist  auf  dem  Berliner  Frauencongresse  kaum 
gestreift  worden.  Im  Deutschen  Reiche  sowohl  wie  auch  in  Oesterreich  schliesst  sich  die 
Organisation  der  Arbeiterinnen  enge  an  die  socialdeniokratische  Parteiorganisation  an. 
Zwischen  der  bürgerlichen  Frau  und  der  Arbeiterin  scheint  eine  noch  tiefere  Kluft  zu 
bestehen  als  beim  männlichen  Geschlechte.  Vielleicht  deshalb^  weil  der  Classengegensatz 
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hier  in  der  Form  der  Dienstbotenfrage  gleichsam  zu  einem  Elemente  des  täglichen  Lebens 
geworden  ist.  So  sind  denn  die  speciellen  Interessen  der  Arbeiterinnen  auf  dem  Berliner 
Frauencongress  unberücksichtigt  geblieben.  Die  Vertreterinnen  der  organisierten  Arbeiter- 
innen hatten  sich  an  den  Verhandlungen  nicht  betheiligt  und  nur  erst  gegen  den  Schluss 
der  Discussion  ihren  principiell  ablehnenden  Standpunkt  gekennzeichnet. 

Mitten  hinein  in  die  eigentliche  Arbeiterinnenfrage  führt  uns  die  an  zweiter  Stelle 
angeführte  Studie  von  Kudolf  Martin.  Sie  untersucht,  inwieweit  es  wünschenswert 
und  wirtschaftlich  zulässig  ist,  die  Fabriksarbeit  verheirateter  Frauen  gesetzlich  zu  ver- 
bieten. Nach  einer  historischen  Uebersicht  über  die  eheweibliche  Arbeit  zur  Zeit  des 
Hand-  und  Hausbetriebes  stellt  Martin  das  statistische  Material  über  die  weibliche 
Fabriksarbeit  und  speciell  über  den  Antheil  der  verheirateten  oder  verheiratet  gewesenen 
Frauen  zusammen.  Auf  Grund  der  Materialien  für  England  und  Deutschland  kommt  er 
zu  folgendem  Ergebnis:  Mit  den  Fortschritten  der  Industrie  nimmt  die  absolute  Anzahl 
der  Fabriksaibeiterinnen  stetig  zu.  Hingegen  ist  der  relative  Antlieil  an  der  gesammten 
Fabriksbevölkerung,  der  durch  die  Arbeiterinnen,  und  speciell  durch  die  verheirateten, 
repräsentiert  wird,  eher  im  Rückgange  begriffen.  Die  Concurrenz  der  weiblichen  Fabriksarbeit 
mit  der  männlichen  scheint  demnach  in  den  wichtigsten  Culturländern  den  Höhepunkt  bereits 
überschritten  zu  haben.  Der  selbständige  Wert  der  Arbeit  Martins  liegt  darin,  dass  er 
eine  Privaterhebung  über  die  Arbeiterinnen  in  den  Vigogne-  und  Bukskinfabriken  der 
sächsischen  Amtsgerichtsbezirke  Krimmitschau  und  Werdau  veranstaltet  hat,  welche  wert- 
volle Aufschlüsse  über  die  Ursachen  und  die  Folgen  der  weiblichen  Fabriksarbeit  liefert. 
In  ersterer  Hinsicht  ist  insbesondere  die  Berufsstatistik  der  Männer  von  verheirateten 
Fabriksarbeiterinnen  wichtig.  Nur  54'8  Proc.  der  in  der  Krimmitschauer  Streichgarn- 
Industrie  beschäftigten  verheirateten  Arbeiterinnen  hatten  Männer,  die  in  der  gleichen 
Industrie  als  Fabriksarbeiter  thätig  waren.  Sie  gehören  fast  durchaus  den  schlechter 
gewohnten  Arbeiterkategorien  an.  Martin  stellt  fest,  dass  bei  einem  Wochenverdienst 
des  Mannes  von  circa  20  Mark  pro  Woche  die  Fabriksarbeit  der  Frau  regelmässig  aul- 
hört. Hingegen  sendet  von  den  Stuhlarbeitem,  die  wöchentlich  im  Durchschnitte  nur 
16-5  Mark  verdienen,  der  dritte  Theil  die  Frauen  in  die  Fabrik,  von  den  noch  schlechter 
gelohnten  Färbereiarbeitern  eine  noch  grössere  Quote.  Nicht  minder  wichtig  als  die 
absolute  Lohnhöhe  der  betreflenden  Branche  ist  das  relative  Lohnniveau.  Neben  der 
Unzulänglichkeit  des  Lohnes  für  gewisse  Kategorien  der  männlichen  Arbeiter,  welche 
deren  Frauen  zwingt,  durch  eigene  Fabriksarbeit  das  Familieneinkommen  zu  ergänzen, 
erklärt  sich  die  Bewerbung  verheirateter  Frauen  um  Fabriksarbeit  in  dem  von  Martin 
untersuchten  Gebiete  auch  daraus,  dass  daselbst  der  gemeine  Taglohn  für  Männer  sehr 
niedrig  steht,  wogegen  die  Textilfabriken  relativ  hohe  Löhne  für  weibliche  Arbeit  zahlen. 
Daraus  resultiert  eine  starke  Concurrenz  der  Frauen  aus  anderen  ßerufszweigen,  welche 
auf  die  Löhne  der  Textilindustrie  drückt.  Unzulänglichkeit  des  Einkommens  der  Männei 
ist  somit  die  Hauptursache  der  Fabriksarbeit  der  Ehefrauen.  Die  Folgen  der  weiblichen 
Fabriksarbeit  erhellen  am  deutlichsten  aus  Martins  Untersuchungen  über  die  Kinderzahl 
der  Fabriksarbeiterinnen  und  über  die  Kindersterblichkeit  in  den  Fabriksdistricten.  Die 
abnorm  hohe  Säuglingssterblichkeit  Sachsens  fällt  fast  ausschliesslich  den  Fabriksstädten 
der  Textilindustrie  zur  Last.  (Die  gleiche  Beobachtung  für  England  in  den  Protokollen 
der  Royal  Commission  on  Labor!)  Die  grössere  Hälfte  der  verheirateten  Fabriksarbeiterinnen, 
mit  denen  sich  Martins  Erhebung  befasst,  sind  Mütter.  Martin  hat  durch  private 
Umfrage  ermittelt,  dass  mehr  als  90  Proc.  aller  im  Jahre  1890  im  ersten  Lebensjahre 
in  der  Stadt  Krimmitschau  verstorbenen  Kinder  künstlich  ernährt  worden  waren.  Ursache: 
die  Fabriksarbeit  der  Mütter.  Selbst  wenn  sie  die  Fabriksarbeit  dauernd  aufgegeben 
haben,  sind  sie  zu  schwach  für  die  natürliche  Ernährung  ihrer  neugeborenen  Kinder. 
Das  ist  die  ernsteste  Seite  der  Arbeiterinnenfrage  und  um  dieser  willen  bildet  sie  in 
meinen  Augen  den  Kernpunkt  der  Frauenfiage.  Und  die  Consequenzen  daraus?  Sie 
können  keine  anderen  sein  als  die  Ausschliessung  der  verheirateten  Frauen  aus  der 
Fabrik  durch  gesetzliches  Verbot.  Die  evangelische  christlich-sociale  Arbeiterpartei  sowohl 
als  auch  die  arbeiterfreundliche   katholische   Partei  Deutschlands  haben  sie   in   ihr  Pro- 
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granim  aufgenommen;  nicht  auch  die  soeialdemokratische  Partei,  denn  die  Frau  in  der 
Fabrik  ist  ein  Agitationsmittel  ersten  Ranges.  Martin  hält  nach  der  Lage  der  deutschen 
Industrie  die  Zeit  für  das  gesetzliche  Verbot  noch  nicht  für  gekommen.  In  der  That  zeigen 
seine  Untersuchungen,  dass  auf  höheren  wirtschaftlichen  und  socialen  Wirtschaftsstufen 
die  verheirateten  Frauen  von  selbst  aus  der  Fabrik  zurücktreten.  Das  beste  Mittel  gegen 
Frauenarbeit  ist  der  Familienlohn  in  dem  Sinne,  dass  der  Arbeitsertrag  des  Mannes  für 
den  auskömmlichen  Unterhalt  der  Familien  ausreicht.  Ist  diese  Stufe  nur  erst  erreicht, 
dann  ist  auch  die  Zeit  für  die  gesetzliche  Ausschliessung  der  Frauen  aus  der  Fabrik 
gekommen.  Das  Gesetz  würde  nur  die  Sitte  sanctionieren.  Allein  es  wäre  meines  Erachtens 
doch  sehr  zu  erwägen,  ob  die  Entwicklung  nicht  sehr  erheblich  beschleunigt  würde, 
wenn  das  gesetzliche  Verbot  schon  zu  einem  etwas  früheren  Zeitpunkte  käme.  Die  dadurch 
bewirkte  Entleerung  des  Arbeitsmarktes  würde  zweifelsohne  eine  Steigerung  des  Arbeits- 
lohnes und  eine  Hebung  der  Lebenshaltung  bewirken,  so  dass  die  Familie  nicht  mehr  im 
gleichen  Maasse  auf  den  ergänzenden  Verdienst  der  Arbeiterfrau  angewiesen  bliebe. 

Eines  der  wichtigsten  Documente  zur  Beurtheilung  der  Frauenfrage  ist  der  oben 
an  dritter  Stelle  angeführte  Bericht  des  amerikanischen  Arbeitscommissärs  über  Frauen- 
und  Kinderarbeit  und  deren  Löhne  im  Vergleiche  zur  Arbeit  und  Entlohnung  von 
Männern.  Schon  der  letzte  Census  (1890)  hatte  gezeigt,  dass  auch  in  den  Vereinigten 
Staaten  die  Frauenarbeit  sowohl  absolut  als  auch  insbesondere  der  Männerarbeit  gegen- 
über immer  mehr  an  Boden  gewinnt. 

Es  betrug  die  Anzahl  berufsthätiger  Frauen 

nach  dem  Censiis  absolut  unter  je  lOOBerufsihätigen 

vom  Jahre  1870 1,836.288  14-68 

1880 2,647.157  15-2^ 

lö90 3,914.571  17-22 

Der  Antheil  der  Frauen  an  den  einzelnen  Hauptberufsclassen  ist  der  folgende: 
Von  je  100  Berufsthätigen  sind  weiblichen  Geschlechtes  iin  Jahre 

1870  1880  1890 

Urproduction 6-47  7-42  7-54 

Gewerbe-  und  Industrie 1444  1522  17-22 

Handel  und  Transport 1'61  337  6*87 

Freie  Berufe 2486  29-39  33-01 

Häusliche  und  persönliche  Dienste    ....      4209  33-72  3824 

Die  Statistik  des  Familienstandes  zeigt,  dass  auch  in  Amerika  die  Frage  der 
Frauenarbeit  in  engem  Zusammenhange  mit  der  Heiratsfrage  steht.  Von  je  100  Berufs- 
thätigen weiblichen  Geschlechtes  waren  nach  dem  letzten  Census  69-84  ledig,  13-16  ver- 
heiratet, 16-10  verwitwet  und  090  geschieden.  In  der  Industrie,  woselbst  die  Berufs- 
arbeit der  Frau  mit  der  Ehe  am  wenigsten  zu  vereinbaren  ist,  wsren  10-68  Procente 
aller  berufsthätigen  Frauen  verheiratet. 

Bei  einer  so  weiten  Verbreitung  der  Frauenarbeit  musste  in  der  That  eine  Special- 
Enquete  über  die  Lage  derselben  geboten  erscheinen.  Sie  ist  zufolge  eines  Congress- 
beschlusses  aus  dem  Jahre  1894  vorgenommen  worden  und  beabsichtigte  auch,  die  Ver- 
änderungen klarzustellen,  welche  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  in  der  Stellung  der 
weiblichen  und  jugendlichen  Berufsarbeit  eingetreten  sind.  Zu  diesem  Zwecke  wurden 
die  einschlägigen  Verhältnisse  von  1067  Etablissements  erhoben,  für  welche  Daten  auf 
mindestens  10  Jahre  zurück  zu  haben  waren.  Sie  beschäftigten  zur  Zeit  der  in  Rede 
stehenden  Erhebung  148.367  Personen,  darunter  79.987  Frauen,  vor  etwa  10  Jahren  aber 
94.529  Personen,  darunter  51.539  Frauen.  Beschränkt  n/an  die  Analyse  der  Ziffern  auf 
jene  Etablissements,  für  welche   das   erforderliche  Detail  vorliegt,  so  hat   sich  vermehrt 

das  männliche      das  weibliche 
im  AI' er  von  „  ,  t.  . 

Personal  um  Procente 

18  Jahren  oder  darüber 63-1  663 

unter  18  Jahren 806  891 
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Die  stärkere  Besetzung  mit  Frauen  und  jugendlichen  Arbeitern  kehrt  in  der  ganz 
überwiegenden  Mehrzahl  aller  Berufs-  und  Arbeitszweige  wieder,  auffälligerweise  am 
stärksten  in  solchen,  welche  bisher  hauptsächlich  von  Männern  besetzt  gewesen  sind, 
während  in  einigen  wenigen  anderen,  die  bisher  als  die  eigentliche  Domaine  der  Frauen- 
arbeit galten,  eine  Art  Rückbildung  zur.  Männerarbeit  stattzufinden  scheint,  so  dass 
das  Ergebnis  eine  gewisse  Nivellierung  der  Unterschiede  in  der  Stellung  der  beiden 
Geschlechter  in  der  Volkswirtschaft  ist.  Durch  die  Erhebung  ist  für  jeden  Berufszweig 
und  für  jede  technische  Verrichtung  das  Jahr  festgestellt  worden,  in  welchem  Frauen 
zum  erstenmale  in  Verwendung  traten.  Auch  sind  die  Unternehmer  über  die  Ursachen 
der  stärkeren  Verwendung  von  Frauenarbeit  befragt  worden.  Die  Antwoten  lauten 
durchaus:  „Grössere  Geschicklichkeit,  Verlässlichkeit,  Massigkeit,  Höflichkeit,  Gelehrig- 
keit, Billigkeit,  Sorgfalt,  grösserer  Fleiss,  geringere  Neigung  zu  Streiks".  Dagegen 
wird  jene  Rückbildung  erklärt  durch  die  Erfindung  von  Maschinen,  die  Frauenarbeit 
ersetzen  und  von  Männern  bedient  werden,  durch  den  Wechsel  der  Mode  und  durch  die 
Tendenz  der  Gewerkschaften,  Frauenarbeit  einzuschränken  oder  auszuschliessen.  Wissen- 
schaftlichen Wert  haben  derartige  Urtheile  von  Unternehmern  kaum;  der  Stand  und  die 
Ursachen  der  Bewegung  sollen  eben  durch  die  Statistik  festgestellt  werden.  Was  sie  an 
Anhaltspunkten  hiefür  bietet,  ist  Folgendes: 

Tabelle  I  gibt  sowohl  für  eine  Woche  des  Erhebungsjahres  (gegenwärtige 
Periode),  als  auch  für  eine  Woche  vor  mindestens  10  Jahren  (frühere  Periode)  nach 
einzelnen  Etablissements  an  die  Anzahl  der  Arbeiter  unter  18  Jahren  und  über 
18  Jahre  mit  Unterscheidung  des  Geschlechtes,  die  Lohnform  (Stück-  oder  Zeitlohn) 
ferner  Maximum,  Minimum  und  Durchschnittsbetrag  des  Wochenverdienstes  für  jede 
Arbeiterkategorie. 

In  Tabelle  II  werden  nun  die  Etablissements  und  Beschäftigungsarten  ausgesondert,  in 
welchen  Männer-  und  Frauenarbeit  gleichwertig  sind,  und  die  Löhne  der  concurrierenden 
Arbeiter  beiderlei  Geschlechtes  mit  einander  verglichen.  Das  ist's,  was  die  Erhebung  in 
meinen  Augen  besonders  wertvoll  macht.  Denn  alle  bisherigen  Untersuchungen  gleicher 
Art  sind  daran  gescheitert,  dass  die  den  Frauen  zugewiesenen  Arbeitsverrichtungen, 
selbst  wenn  sie  die  gleiche  technische  Benennung  führen  wie  jene  der  Männer,  sich  von 
der  Männerarbeit  doch  durch  die  Anforderungen  an  die  Leistungsfähigkeit  oder  durch  ihre 
Bedeutung  für  den  ganzen  Productionsprocess  unterscheiden.  Die  Frauenarbeit  konnte  mit 
der  Männerarbeit  nicht  auf  den  gleichen  Nenner  gebracht  werden,  und  der  Vergleich  erschien 
demnach  ausgeschlossen.  Hier  erhalten  wir  nun  die  Daten  für  Arbeiter  beiderlei  Geschlechtes, 
welche  nach  Aussage  des  Unternehmers  Gleiches  für  ihn  leisten.  Der  Vergleich  ist  nun- 
mehr möglich.  Da  aber  die  Angaben  für  die  einzelnen  Etablissements  zu  wenig  Individuen 
umfassen,  so  werden  sie  in  Tabelle  III  nach  Industriezweigen  und  innerhalb  derselben 
nach  technischen  Verrichtungen  zusammengezogen.  Das  Hauptergebnis  lässt  sich  in 
folgenden  Ziffern  ausdrücken:  In  129  Fällen  standen  die  Löhne  für  Frauenarbeit  höher, 
sie  überragten  die  Löhne  der  männlichen  Arbeit  durchschnittlich  um  10'4  Proc.  Dagegen 
waren  in  595  Fällen  die  Männer  höher  entlohnt;  die  Diflerenz  gegenüber  den  Frauen- 
löhnen beträgt  hier  durchschnittlich  32-3  Proc.  Aehnlich  verhält  es  sich,  wo  gleich- 
wertige Arbeit  von  jugendlichen  Personen  mit  Erwachsenen  concurriert.  Die  ersteren 
werden  um  mehr  als  50  Proc.  benachtheiligt.  Tabelle  IV  enthält  die  bereits  besprochenen 
Aussagen  über  die  Gründe  des  Vordringens  der  Frauenarbeit  und  Tabelle  V  die  Jahres- 
zahlen für  ihr  Eintreten  in  die  einzelnen  Arbeitszweige.  In  Tabelle  VI  werden  die  Angaben 
über  die  wöchentliche  Arbeitszeit  während  der  gegenwärtigen  und  der  früheren  Periode 
also  die  Veränderungen  während  etwa  eines  Jahrzehntes  vorgeführt.  Tabelle  VII  enthält 
endlich  ein  Verzeichnis  sämmtlicher  Berufe  und  Arbeitsverrichtungen,  für  welche  gelegent- 
lich der  Enquete  Frauenarbeit  angegeben  worden  war. 

Die  textliche  Bearbeitung  der  Materialien  ist  sehr  dürftig  ausgefallen.  Von  einigen 
wenigen  Uebersichtstabellen  abgesehen,  beschränkt  sie  sich  darauf,  den  Leser  zum  Ver- 
ständnis des  tabellarischen  Theiles  anzubiten  und  überlässt  es  ihm,  sich  einen  Ueberblick 
über  die  Details  zu  verschaffen^  welche  oft  genug  eine  nur  geringe  Anzahl  von  Individuen 
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betreffen,  und  daher  an  und  für  sich  nicht  concludent  sind.     Der  hier  erschlossene  Stoff 
harrt  also  noch  wissenschaftlicher  Durcharbeitung.  Dr.  H.  Rauchberg, 

Statistisches  Jalirbucli  Deutscher  Städte.    Herausgegeben  von  Dr.  M.  Neefe. 

V.  Jahrgang.  Breslau  1896,  360  S.,  VI.  Jahrgang.  Breslau  1897.  388  S.  S". 

Das  statistische  Jahrbuch  Deutscher  Städte  ist  bereits  im  vierten  Jahrgange  dieser 
Zeitschrift  (S.  510  f.)  begrüsst  und  gewürdigt  worden.  Seither  hat  sich  dasselbe  kräftig 
entwickelt,  sowohl  hinsichtlich  der  Anzahl  der  in  die  Darstellung  einbez(.genen  Städte, 
als  auch  hinsichtlich  der  Gliederung  und  Durcharbeitung  des  Stoffes.  Auf  der  XL  Con- 
ferenz  der  Deutschen  Städte-Statistiker  war  beschlossen  worden,  alle  Städte,  deren 
Bevölkerung  nach  den  Ergebnissen  der  letzten  Volkszählung  die  Zahl  von  50.000  über- 
schritten hatte,  um  Betheiligung  anzugehen.  Nur  eine  sehr  geringe  Anzahl  von  Städten 
hat  dieser  Einladung  keine  Folge  gegeben.    Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Tabellen  des 

VI.  Jahrganges  umfasst  bereits  47  Städte.  In  sachlicher  Hinsicht  erscheint  der  V.  Jahr- 
gang erweitert  durch  die  Abschnitte  über  Fortbildungsschulwesen,  sowie  über  Arbeits- 
nachweis und  Nothstandsarbeiten,  der  VI.  Jahrgang  durch  die  Abschnitte  über  öffent- 
liche Bibliotheken,  gerichtliche  Concurse,  öffentliche  Bäder,  Begräbniswesen,  beschäftigungs- 
lose Arbeitnehmer,  Einkommens-  und  Nothstands-Verhältnisse  und  die  Ergebnisse  der 
Berufszählung  vom  14.  Juni  1895,  die  letzteren  vom  Herausgeber  in  ganz  vorzüglicher 
Weise  bearbeitet.  Mit  der  Berufszählung  von  1895  sowie  mit  der  Volkszählung  vom 
2.  December  des  gleichen  Jahres  war  bekanntlich  schon  von  reichswegen  eine  Erhebung 
der  arbeitslosen  Arbeitnehmer  verbunden  worden.  Da  die  Fragestellung  in  mancher 
Hinsicht  ergänzungsbedürftig  schien,  haben  8  deutsche  Grosstädte,  einem  auf  der  X.  Con- 
ferenz  der  Deutschen  Städte-Statistiker  gefassten  Beschlüsse  entsprechend,  Nachtrags- 
erhebungen in  dieser  Eichtung  veranstaltet.  Die  Art  und  Weise  dieser  Specialerhebung, 
sowie  deren  Ergebnisse,  soweit  sie  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Eedaction  des  VI.  Jahr- 
ganges vorlagen,  werden  in  einem  von  dem  Dresdener  Statistiker  Schöbel  bearbeiteten 
Anhang  zum  Abschnitte  über  die  Berufszählung  mitgetheilt,  welcher  solchermaassen  eine 
besonders  wertvolle  Specialität  des  letzten  Jahrganges  bildet.  Berücksichtigt  man  noch, 
dass  auch  an  der  Verbesserung  der  aus  den  früheren  Jahrgängen  fortgeführten  Nach- 
weisungen unablässig  gearbeitet  wurde,  so  wird  man  das  vorliegende  Werk  als  einen 
rühmlichen  Beweis  sowohl  für  die  hohe  Entwicklung  der  deutschen  Städte-Statistik,  als 
auch  für  den  trefflichen  Gemeingeist  anerkennen  müssen,  der  sie  beseelt,  insbesondere 
für  die  Opferwilligkeit  jener  leitenden  Städte-Statistiker,  welche  die  zusammenfassende 
Bearbeitung  der  einzelnen  Abschnitte  übernommen  haben.  Infolge  dieses  Zusammen- 
wirkens bildet  es  nunmehr  nicht  bloss  die  Hauptquelle  für  deutsche  Städte-Statistik, 
sondern  es  besitzt  auch  vermöge  der  Fülle  der  Gesichtspunkte  und  der  trefflichen  methodo- 
logischen Behandlung  des  Materiales  einen  hohen  wissenschaftlichen  Wert.  Nicht  nur 
dem  Statistiker,  sondern  jedem,  der  sich  für  die  specielle  Gestaltung  wirtschaftlicher  und 
socialer  Verhältnisse  oder  für  den  Stand  der  Verwaltungsproblerae  in  den  grösseren 
deutschen  Städten  interessiert,  ist  es  ein  geradezu  unentbehrlicher  Behelf. 

Dr.  Heinrich  Rauchberg. 

Neue  Pnblicationen  des  englischen  Labour  Department. 

Im  III.  Hefte  des  VI.  Jahrganges  dieser  Zeitschrift  haben  wir  eine  Reihe  von 
Veröffentlichungen  des  oben  genannten  Amtes  angezeigt;  seither  ist  erschienen:  Der 
vierte  Jahresbericht  „on  changes  in  wages  and  hours  of  labour  in  the  United  Kingdom" 
1896,  welcher  sich  ganz  an  die  früheren  Berichte  anschliesst,  dadurch  aber  besonderes 
Interesse  gewinnt,  dass  er  im  Gegensatze  zum  zweiten  und  dritten  für  das  Jahr  1896 
ein  Steigen  der  Löhne  in  allen  Betrieben  mit  Ausnahme  des  Bergbaues  aufweist,  und 
der  IX.  „Report  by  the  Chief  labour  correspondent  on  the  Strikes  and  Lock-outs  of  1896". 
Dieser  Bericht  ist  das  erstemal  in  Octavfoimat  erschienen,  er.  bringt  aber  in  seiner 
Anordnung  der  bisherigen  gegenüber  keine  wesentlichen  Verschiebungen.  Auch  die 
Methode  der  einschlägigen  Erhebungen  ist  dieselbe  geblieben.  In  dieser  Richtung  sei 
auf  die  im  Anhange  IV  abgedruckten  drei  Fragebogen  verwiesen,  welche  in  Fällen  von 
Strikes  oder  Aussperrungen  sowohl  an  die  Unternehmer,  als  auch  an  die  Vertreter  der  Arbeiter- 
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Schaft  und  an  die  Einigungsämter  gesendet  werden  und  zwar  zum  Theile  zum  Zwecke 
sofortiger,  zum  Theile  zur  Beantwortung  nach  erfolgter  Beilegung  des  Conflictes.  Die 
ersten  beiden  Fragebogen  betreffen:  Die  Bezeichnung  des  betroifenen  Gewerbes  und  die 
Zahl  der  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Firmen,  die  Ursache  des  Conflictes,  den  Zeit- 
punkt seines  Beginnes,  die  Beschäftigung  und  Zahl  der  direct  und  der  iiidiiect  durch 
den  Strike  oder  die  Aussperrung  betroifenen  Arbeiter,  den  Zeitpunkt  der  Beilegung  des 
Strikes  oder  der  Aussperrung,  deren  Erfolg,  die  zur  Beilegung  angewendeten  Mittel 
und  die  Bezeichnung  der  dabei  wirksam  aufgetretenen  Körperschaften  oder  Personen, 
eventuell  die  Angabe  der  erzielten  Aenderung  in  der  Arbeitsdauer  und  den  Arbeitslöhnen, 
unter  Bezeichnung  des  Zeitpunktes,  in  dem  die  Aenderung  eingetreten  ist  und  der  Zahl 
der  Personen,  welche  an  ihr  theilhaben.  Der  dritte  Fragebogen  betriiFt  die  allgemeine 
Charakterisierung  der  Organisation  nach  ihrem  Namen  und  ihrem  räumlichen  und  sach- 
lichen Thätigkeitsgebiete,  die  Angabe  der  Zahl  der  vom  gesammten  Amte  und  von 
seinen  einzelnen  Sectionen  abgehaltenen  Sitzungen  und  der  Zahl  der  in  Behandlung 
genommenen,  der  erledigten,  der  vertagten,  der  noch  behängenden  und  der  ausser 
Behandlung  gebrachten  Angelegenheiten.  Auch  genaue  Angaben  über  besonders  wichtige 
Fälle  werden  erbeten.  Es  war  nicht  unangebracht,  hierüber  Näheres  mitzutheilen,  da  ja 
die  österreichische  Strikestatistilf,  wie  sie  nunmehr  in  der  „statistischen  Monatschrift" 
publiciert  wird,  auf  die  Correctheit  ihrer  Erhebungsmethode  wohl  am  besten  dadurch 
geprüft  werden  kann,  dass  man  der  ihren  diejenige  dör  fortgeschrittensten,  anderen 
Staaten  gegenüberstellt;  das  soll  durch  die  obigen  Zeilen  nur  erleichtert  werden,  da  es 
ja  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein  kann,  den  Vergleich  thatsächlich  durchzuführen. 

Der  Keport  weist  für  das  Jahr  1896  einen  wesentlichen  Rückgang  in  der  Aus- 
dehnung der  Arbeitsconflicte  dem  Jahre  1895  und  damit  auch  den  Jahren  1S92— 1894 
gegenüber  nach;  das  Jahr  1897  setzte  aber  diese  friedliche  und  erfreuliche  Tendenz  nicht 
fort,  sondern  brachte  insbesondere  infolge  des  grossen  „Engineering  Dispute"  eine  Stei- 
gerung in  der  Zahl  der  verlorenen  Arbeitstage  fast  bis  auf  jene  des  Jahres  1894.  Aus 
dieser  in  dem  Vorlagsberichte  enthaltenen  Bemerkung  kann  ersehen  werden,  wie  noth- 
wendig  es  ist,  gerade  bei  diesem  Zweige  der  Statistik  streng  individualisierend  zu  Werke 
zu  gehen,  soll  nicht  ein  ganz  schiefes  Urtheil  über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  gefällt 
werden;  mit  diesem  Vorbehalte  wollen  wir  einige  vergleichende  Dat?n  mittheilen,  welche 
uns  der  Report  für  die  Zeit  von  1892 — 1896  bietet: 

Zahl  der  Conflicte 

Zahl  der  betroffenen  Arbeiter 

Zahl  der  verlorenen  Arbeitstage 

Procentsatz  der  Arbeiter, 
welche  betroffen  wurden  von 
für  sie  gelungenen    .... 

missglückten 

ausgeglichenen  oder  unent- 
schiedenen Conflicten  .    .    .  52-6  25-0  35-8  480  27-1 

Der  gänzliche  Mangel  einer  Stabilität  in  der  Entwicklung,  wenigstens  insoweit  die 
Ergebnisse  der  Conflicte  in  Frage  kommen,  erklärt  sich  wohl  schon  dadurch,  dass,  wie 
da's  oben  gegebene  Beispiel  zeigt,  ein  einziger,  viele  Arbeiter  umfassender  Striiie  für  das 
Bild  eines  ganzen  Jahres  entscheidend  sein  kann;  es  dürfen  daher  aus  der  Bewegung 
der  zusammenfassenden  Daten  nur  mit  äusserster  Vorsicht,  wenn  überhaupt,  Schlüsse 
gezogen  werden;  erst  lange  Jahresreihen,  in  denen  im  grossen  und  ganzen  bestimmte 
Tendenzen  hervortreten,  können  sicherere  Urtheile  ermöglichen,  und  auch  das  wohl  nur 
dann,  wenn  besonders  grosse  Strikes  aus  der  Gesammtzahl  ausgeschieden  und  abgesondert 
in  Betracht  gezogen  werden. 

Es  ist  demnach  durchaus  zu  billigen,  dass  die  heutige  Strikestatistik  soviel  wie 
möglich  jede  einzelne  Arbeitseinstellung  für  sich  behandelt,  um  so  dem  Forscher  Gelegen- 


1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

700 

783 

1.061 

876 

1.021 

356.799 

636.386 

324.245 

263.758 

198.687 

17,381.933 

31,205.062 

9,322.096 

5,542.652 

3,748.825 

27-5 

62-9 

22-1 

24-1 

39-5 

19-9 

121 

42-1 

27'9 

33-4 
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heit  zu  bieten,  aus  der  gesam.nten  Fülle  des  Materials  heraus  und  nicht  aus  das  Indi- 
viduelle verwischenden  Zusammenfassungen  seine  Untersuchungen  zn  pflegen.  So  widmet 
denn  auch  unser  Eeport  den  grössten  Theil  seines  Raumes  der  Darstellung  der  einzelnen 
Conflicte,  geordnet  nach  den  verschiedenen  Gewerbszweigen,  welche  sie  betrafen;  der 
Standort  des  Gewerbes,  die  Arbeiterkategorie,  die  Ursache  des  Conflictes,  die  Zahl  der 
Betriebe,  die  Zahl  der  direct  und  indirect  betroffenen  Arbeiter,  die  Dauer  und  das 
Ergebnis  des  Strikes  werden  dabei  tabellarisch  zur  Darstellung  gebracht.  Eine  textliche 
und  tabellarische  Zusammenfassung  dieser  Individualdaten  ist  vorausgeschickt,  ebenso 
wie  eine  detaillierte  Schilderung  einzelner,  besonders  wichtiger  Conflicte.  Nebenbei  sei 
bemerkt,  dass  unsere  österreichische  Strikestatistik  mit  ihren  Angaben  in  einigen  Punkten 
weiter  geht  als  die  englische.  Zum  Schlüsse  finden  sich  im  Report  genaue  Angaben 
über  die  Einigungsämter  und  deren  Thiitigkeit.  Auch  auf  die  im  Anhang  gebrachte 
Statistik  arbeitsloser  Mitglieder  von  Trade-Unions  sei  verwiesen  und  bemerkt,  dass  die- 
selbe Procentzahlen  für  die  Zeit  vom  Jahre  1887 — 1896  und  für  die  einzelnen  Monate 
dieser  Jahre,  ohne  Unterscheidung  und  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse gewisser  Betriebe  bietet. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  des  Problemes  dürfte  es  wohl  rechtfertigen,  wenn 
hiemit  über  den  Inhalt  einer  officiellen  Publication  etwas  eingehender  berichtet  worden 
ist;  gerade  unsern  österreichischen,  einschlägigen  Arbeiten  gegenüber  würde  sie  grosse 
Verbreitung  verdienen  und  zwar  umsomehr  als,  wie  die  Einleitung  sagt,  angenommen 
werden  kann,  dass  die  Daten  des  Report  alle  irgend  erheblichen  Arbeitsconflicte  des 
Jahres  1896  umfassen,  also  im  wesentlichen  erschöpfend  sind. 

Es  sei  hier  auch  noch  auf  den  eben  erst  erschienenen  9.  Report  by  the  Chief 
labour  correspondent  of  the  board  of  trade  on  Trade  Unions,  1896,  verwiesen. 

Schullern. 
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I.  Einleitung. 

Unter  den  zahlreichen  neuen  und  fruchtbaren  Gedanken,  die  Adolf 
Wagner  durch  seine  epochemachende  „Grundlegung"  in  das  bisherige 
Lehrgebäude  der  politischen  Oekonomie  hereingetragen  hat,  befindet  sich 
einer,  der  gleich  von  Anfang  ab  meine  Aufmerksamkeit  in  hohem  Grade 
auf  sich  gezogen  und  mich  seither  ziemlich  ununterbrochen  beschäftigt  hat. 
Es  ist  dies  seine  Eintheilung  der  Bedürfnisse  in  Individual-  und  Gemein- 
oder Collectivbedürfnisse.  Wer  die  Sache  oberflächlich  betrachtet,  wird 
vielleicht  geneigt  sein  zu  sagen,  dass  es  auf  eine  theoretische  Unterscheidung 
mehr  oder  weniger  nicht  ankomme,  weil  durch  eine  solche  für  die  Praxis 
nichts  gewonnen  sei.  Geht  man  aber  auf  die  Sache  näher  ein  und  versucht 
man  es,  diesen  von  Adolf  Wagner  angeregten  Gedanken  consequent  bis 
zu  Ende  durchzudenken  und  weiter  auszubauen,  so  zeigt  es  sich,  dass  ein 
eingehenderes  Studium  der  von  Wagner  kurz  angedeuteten  Gemein-  oder 
Collectivbedürfnisse  geeignet  ist,  helleres  Licht  über  manche  , Fragen"  und 
dunklen  Partien  unserer  Wissenschaft  zu  verbreiten. 

Als  Individualbedürfnisse  bezeichnet  Wagner  (in  seiner  „Grund- 
legung", §  139  oder  pag.  206  ff.  der  1.  Auflage  von  1876)  diejenigen  Be- 
dürfnisse, die  jeder  Mensch  für  seine  Person,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Neben- 
menschen hat,  also  beispielsweise  das  Bedürfnis  der  Nahrung,  Kleidung, 
Wohnung,  u.  dgl.  —  Gemein-  oder  Collectivbedürfnisse  hingegen  nennt  er 
diejenigen,  „welche  aus  dem  socialen  (gesellschaftlichen)  Wegen  des  Menschen 
oder  aus  dem  menschlichen  Zusammenleben  hervorgehen".  Als  „das  wich- 
tigste Gemeinbedürfnis,  welches  aus  dem  menschlichen  Zusammenleben 
entspringt",  bezeichet  er  das  Bedürfnis  „nach  einer  festen  Rechtsordnung 
im  Volke",  welche  das  Zusammenleben  der  Menschen  regelt.  „Von  weiteren 
Gemeinbedürfnissen",  sagt  Wagner  a.  a.  0.  pag.  209  ff.,  „treten  folgende 
drei  Classen  besonders  hervor: 

1.  Diejenigen  Gemeinbedürfnisse,  welche  aus  dem  räumlichen  Beisam- 
menleben der  Menschen  hervorgehen,    wie   die  Entwährungsbedürfnisse   (im 
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Sinne  L.  v.  Steins),  die  Gemeinbediirfnisse  des  Versicherungswesens,  des 
Verkehrswesens  (Geld  —  Maass  und  Gewicht  —  Communicationsanstalten) ; 
der  Gesundheit  und  Keinlichkeit,  der  Eeligionsübung,  der  Sittlichkeit,  der 
Bildung,  des  Unterrichtes,  der  Humanität,  der  Vergnügungen  (Theater  u.  dgl.), 
und  selbst  Gemeinbedürfnisse  der  Versorgung  mit  gewissen  Sachgütern  (wie 
Gas,  Wasser  u.  dgl.  in  den  Städten), 

2.  Die  Gemeinbedürfnisse  der  verschieden  Altersclassen,  d.  i.  also  „zeit- 
liche Gemeinbediirfnisse",  wie  die  Fürsorge  für  die  Kinder  (Unterricht, 
Fabriksgesetzgebung,  Vormundscliaftswesen  u.  dgl.),  die  Fürsorge  für  die 
Greise  und  Witwen  (Altersversorgung  u.  dgl.),  sowie  die  Fürsorge  für  „die 
noch  ungeborenen  Geschlechter"  (Hintanhaltung  der  Kaubwirtschaft  auf  den 
verschiedenen  Gebieten  der  Production). 

3.  „Die  Gemeinbedürfnisse  der  Gesellschaftskreise  und  Interessen- 
gruppen in  der  Bevölkerung,  gesellschaftliche  Gemeinbedürfnisse".  Als 
besonders  wichtige  Fälle  dieser  Art  bezeiclmet  Wagner  die  Gemeinbedürf- 
nisse der  Glaubensgemeinschaften  und  die  der  wirtschaftlichen  Berufsge- 
gemeinschaften. 

Wagner  erörtert  sodann  (a.  a.  0.  §  105  ff.  oder  pag.  214  ff.)  die 
Frage,  wie  für  die  Befriedigung  dieser  Gemein-  oder  Collectivbedürfnisse 
vorgesorgt  werden  kann,  ob  durch  die  Privat-  oder  durch  die  Gemeinwirtschaft, 
und  gelangt  zu  dem  Kesultate,  dass  (abgesehen  von  der  Rechtsordnung,  die 
selbstverständlich  nur  durch  die  Gesammtheit  gegeben  und  aufrecht  erlialten 
v^erden  kann)  die  gemeinwirtschaftliche  Fürsorge  vorzuziehen  ist: 

a)  wenn  grössere  Kreise  der  Bevölkerung  an  dem  betreffenden  Gemein- 
bedürfnisse interessiert  sind; 

h)  wenn  es  mehr  auf  die  Qualität  der  gewünschten  Leistung  oder  des 
gewünschten  Gutes  ankommt  als  auf  die  billigere  Herstellung  derselben 
oder  desselben; 

c)  wenn  zu  befürchten  steht,  dass  die  betreffende  Privatwirtschaft 
(wegen  der  Grösse  des  Anlagecapitales)  <^in  factisches  Monopol  erlangen  und 
dasselbe  zum  Nachtheile  der  Gesammtheit  ausüben  könnte ;  und 

d)  w^enn  es  darauf  ankommt,  dass  die  betreffende  Veranstaltung,  An- 
lage, oder  Unternehmung  sich  gleichmässig  über  alle  Theile  des  ganzen 
Landes  erstrecke. 

Speciell  die  Frage  nach  der  Berechtigung  von  Zwangsgemeinwirtschatten 
beantwortet  Wagner  (a.  a.  0.  §  159  oder  pag.  238)  dahin,  dass  der  Zwang 
gerechtfertigt  sei; 

a)  wenn  die  fragliche  Gemeinwirtschaft  im  Interesse  der  Gesammtheit 
(eventuell  der  betreffenden  Gruppe)  nothwendig  ist,  und  wenn  die  Gefahr  vor- 
liegt, dass  die  in  Rede  stehende  Gemeinwirtschaft  durch  das  Widerstreben 
Einzelner  entweder  vereitelt,  oder  doch  nur  mangelhaft  functionieren  würde 
(die  Anlage  eines  Uferschutzdammes  z.  B.  könnte  durch  das  Widerstreben 
eines  einzigen  Uferbesitzers  vereitelt  werden),  und 

h)  wenn  der  Einzelne  auch  ohne  seinen  Willen  an  den  Vortheilen  der 
durch    die   Gemeinschaft    geschaffenen    Werke,    Anlagen,    Unternehmungen 
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oder  Veranstaltungen  participiert.  (Beispielsweise  geniesst  jeder  Einzelne  im 
Staate  den  Vortheil  der  Rechtssicherheit,  des  Schutzes,  der  Ordnung  etc.). 
Adolf  Wagner  hat  damit  nicht  nur  einen  neuen  und  fruchtbaren 
Gedanken  angeregt,  sondern  er  hat  —  wie  nach  meinem  Dafürhalten  auch 
sonst  überall  —  im  Allgemeinen  den  Nagel  auf  den  Kopf  getroffen.  Das 
hindert  mich  aber  nicht,  zu  glauben,  dass  seine  Darstellung  des  weiteren 
Ausbaues  fähig  und  im  Einzelnen  auch  bedürftig  ist.  Dies  soll  denn  im  Nach- 
stehenden versucht  werden. 

IT.  Die  Individualbedürfnisse. 

Mit  der  von  Adolf  AV agner  aufgestellten  Definition  der  Individual- 
bedürfnisse kann  man  sich  meines  Eraclitens  unbedingt  einverstanden  erklären. 
Er  sind  dies  in  der  That  diejenigen  Bedürfnisse,  die  der  Mensch  empfindet, 
ohne  Rüksicht  darauf,  ob  er  mit  anderen  Menschen  zusammen  lebt  oder  nicht. 
Das  Bedürfnis  nach  Nahrung,  Kleidung,  Obdach,  nach  Feuer  und  Licht,  nach 
Werkzeugen  und  Waffen  und  tausend  andere  Bedürfnisse  stellen  sich  ein, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Mensch  in  einer  Einöda  oder  in  einer  modernen 
Grosstadt  lebt.  Das  sind  die  Individualbedürfnisse.  Allerdings  darf  man  • — 
wie  übrigens  auch  Adolf  Wagner  schon  andeutet  —  nicht  übersehen,  dass 
schon  bei  diesen  Individualbedüfnissen  des  Menschen  das  collective  oder 
sociale  Moment  sich  nach  zwei  Richtungen  hin  bemerkbar  macht. 

Zunächst  ist  der  Mensch  schon  bei  der  Befriedigung  seiner  ursprüng- 
lichsten und  individuellsten  Bedürfnisse  auf  die  Mitwirkung  seiner  Neben- 
menschen angewiesen,  oder  mit  anderen  Worten:  das  Empfinden  dieser 
Bedürfnisse  ist  zwar  die  ureigenste  Sache  des  Individuums,  aber  für  die 
Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  vorzusorgen,  das  übersteigt  zumeist  die 
Kraft  des  isolierten  Menschen.  Bei  den  Pflanzen  und  den  niedrig  organisierten 
Thieren  ist  dies  anders.  Der  Pflanzenkeira,  der  auf  fruchtbaren  Boden  fällt, 
zieht  selbst  die  Stoffe,  die  er  zu  seiner  Ernährung  und  Entwicklung  braucht, 
aus  dem  Erdreich  und  ebenso  beginnt  das  niedrig  organisierte  Thier,  sobald 
es  aus  dem  Ei  geschlüpft  ist,  ohne  jede  fremde  Beihilfe  sofort  selbst  seine 
Nahrung  zu  suchen.  Allein  schon  bei  den  höher  organisierten  Thieren  zeigt 
sich  das  Unvermögen,  sofort  für  den  eigenen  Unterhalt  selbst  vorzusorgen, 
und  sehen  wir  denn,  wie  die  Eltern  ängstlich  bemüht  sind,  für  die  Ernährung 
ihrer  Jungen  zu  sorgen.  In  noch  viel  höherem  Maasse  gilt  dies  vom  Menschen, 
denn  bei  diesem  folgt  auf  die  Zeit  der  eigentlichen  Kindheit,  während 
welcher  die  Eltern  für  die  physische  Ernährung  des  Kindes  sorgen  müssen, 
die  mehrere  Jahre  umfassende  Periode  des  Unterrichtes  und  der  Erziehung. 
Und  auch  der  erwachsene  Mensch  bleibt  bei  der  Befriedigung  fast  aller 
seiner  Bedürfnisse  und  ganz  besonders  seiner  geistigen  Bedürfnisse  auf  die 
Mitwirkung  seiner  Nebenmenschen  angewiesen.  Ja,  man  darf  umgekehrt 
sagen,  dass  wir  um  so  weniger  im  Stande  sind,  für  die  Befriedigung  unserer 
Bedürfnisse  selbst  vorzusorgen,  je  höher  unsere  sogenannte  Cultur  steigt, 
und  je  zahlreicher  und  mannigfaltiger  unsere  Bedürfnisse  werden.    Ein  ein- 
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ziger  Blick  auf  die  hunderterlei  Dinge,  die  wir  im  Laufe  auch  nur  eines 
Tages  benutzen,  genügt  um  zu  beweisen,  wie  wenig  wir  im  Stande  sind, 
alle  diese  Gegenstände  selbst  herzustellen  oder  auch  nur  herbeizuschaffen. 

Zum  Zweiten  werden  auch  unsere  individuellsten  Bedürfnisse  durch 
das  Zusammenleben  mit  anderen  Menschen  wesentlich  beeinflusst.  Es  ist  ja 
ganz  richtig,  dass  z.  B.  meine  Kleidung  meinem  individuellen  Bedürfnisse 
dient,  weil  sie  die  Bestimmung  hat,  meinen  Körper  gegen  die  nachtheiligen 
Einflüsse  des  Klimas  und  der  Witterung  zu  schützen,  und  ebenso  ist  es 
ausschliesslich  Sache  meines  höchst  subjectiven  Gefühles,  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  mir  mein  Kleid  gut  und  bequem  sitzt,  oder  ob  es  in  Schnitt 
und  Farbe  meinem  Geschmack  entspricht.  Und  trotzdem  bin  ich  schon  bei 
der  Wahl  meiner  Kleidung  von  meinen  Nebenmenschen  abhängig,  denn 
wenn  ich  es  nicht  darauf  ankommen  lassen  will,  als  Sonderling  ausgelacht 
oder  gar  aus  der  sogenannten  „Gesellschaft*  ausgestossen  zu  werden, 
so  muss  ich  mich  so  kleiden,  wie  es  die  Mode  oder  doch  die  herrschende 
Sitte  vorschreibt.  Und  da  die  Mode  oder  die  Sitte  bekanntlich  so  ziemlich 
das  ganze  Gebiet  des  menschlichen  Lebens  beherrscht,  so  kann  man  sagen, 
dass  es  kaum  ein  einziges  Individualbedürfnis  gibt,  welches  nicht  durch 
das  Zusammenleben  mit  anderen  Menschen  mehr  oder  weniger  wesentlich 
beeinflusst  wird. 

Trotzdem  wird  man  an  dem  Begriife  der  Individualbedürfnisse  fest- 
halten dürfen  und  müssen  und  darunter  diejenigen  Be  lürfnisse  zu  verstehen 
haben,  welche  der  Mensch  für  seine  Person  und  ohne  llücksicht  darauf  hat, 
ob  er  mit  anderen  Menschen  zusammen  lebt  oder  nicht. 

in.  Die  Collectivbedürfnisse. 

1.  Begriff  denselben. 

Nicht  so  unbedingt  kann  ich  mich  mit  dem  einverstanden  erklären, 
was  Adolf  Wagner  über  die  Gemein-  und  Collectivbedürfnisse  sagt, 
Avenn  er  dieselben  als  diejenigen  Bedürfnisse  definiert,  „welche  aus  dem 
socialen  (gesellschaftlichen)  Wesen  des  Menschen  oder  aus  dem  Zusammen- 
leben hervorgehen",  und  wenn  er  dieselben  in  „räumliche",  „zeitliche"  und 
„gesellschaftliche  Gemeinbedürfnisse"  eintheilt.  Ich  halte  weder  diese  Defi- 
nition, noch  diese  Eintheilung  für  richtig. 

Zunächst  setzt  sich,  wie  ich  glaube,  die  Wagner'sche  Definition 
mit  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  in  Widerspruch,  denn  der  Ausdruck 
„Gemeinbedürfnisse"  bedeutet  meines  Erachtens  solche  Bedürfnisse,  welche 
mehreren  Personen  „gemeinsam",  oder  welche  (bis  zu  einem  gewissen  Grade), 
„allgemein"  sind.  In  diesem  Sinne  ist  z.  B.  das  Bedürfnis  nach  Nahrung, 
nach  Kleidung,  nach  Wohnung  etc.  unstreitig  ein  „allgemeines",  ein  allen 
Menschen  „gemeinsames",  also  sicherlich  ein  „Gemein-"  oder  „Collectiv- 
bedürfnis",  ungeachtet  jedes  dieser  Bedürfnisse  ein  Individualbedürfnis,  d.  i. 
ein  Bedürfnis  ist,  welches  jeder  Einzelne  für  seine  Person  und  ohne  Kücksicht 
darauf  empfindet,    ob  er  mit  anderen  Menschen   zusammen  lebt  oder  nicht 
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Freilich  entsteht  hier  sofort  die  weitere  Erage,  was  unter  dem  Ausdruck 
„allgemein"  zu  verstehen  ist.  Das  Bedürfnis,  Briefmarken  zu  sammeln,  ist 
sicherlich  kein  „allgemeines"  Bedürfnis  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes, 
weil  nicht  jeder  Mensch  das  Bedürfnis  hat,  gebrauchte  Briefmarken  zu 
besitzen.  Wenn  jedoch  in  einem  Orte  sich  mehrere  Briefmarkensammler  zu- 
sammenfinden, so  kann  man  in  dem  Kreise  dieser  Personen  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  ganz  wohl  von  einem  „allgemeinen"  —  von  einem  diesen 
Personen  „gemeinsamen"  —  Bedürfnisse,  Briefmarken  zu  sammeln,  sprechen. 
Und  da  dort,  wo  viele  Menschen  beisammen  leben,  also  speciell  in  unseren 
modernen  Grosstädten,  sich  jedesmal  eine  Anzahl  von  Personen  zusammen- 
finden wird,  die  der  gleichen  —  eventuell  noch  so  extravaganten  —  Schrulle 
huldigen  (man  erinnere  sich  nur  an  die  diversen  „Clubs  der  13",  an  die 
„Clubs  der  Selbstmordcandidaten"  u.  dgl.,  von  denen  die  Tagesblätter  ab  und 
'ZU  berichten),  so  kann  man  sagen,  dass  bis  zu  einem  gewissen  Grade  alle 
individuellen  Bedürfnisse,  mögen  sie  eventuell  noch  so  eigens  geartet  oder 
sonderbar  sein,  „allgemeine"  Bedürfnisse,  d.  h.  dass  sie  einer  Mehrheit 
von  Personen  „gemeinsam"  sind.  Im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  wird 
man  freilich  nur  diejenigen  Bedürfnisse  als  Gemein-  oder  Collectivbedürf- 
nisse bezeichnen  dürfen,  die  nicht  etwa  nur  von  einer  Handvoll  Menschen 
empfunden  werden,  sondern  die  einer  „grösseren"  Anzahl  von  Menschen 
gemeinsam  sind. 

Zum  Zweiten  scheint  mir,  dass  Adolf  Wagner  mit  sich  selbst  in 
Widerspruch  geräth,  wenn  er  die  Gemein-  oder  Collectivbedürfnisse  als 
diejenigen  Bedürfnisse  definiert,  die  erst  durch  das  Zusammenleben  des 
Menschen  mit  Seinesgleichen  hervorgerufen  werden,  und  wenn  er  hinterher 
in  der  oben  citierten  Stelle  die  Bedürfnisse  der  Versicherung,  des  Verkehrs, 
der  Gesundheit,  der  Reinlichkeit,  der  Religionsübung,  der  Bildung,  der 
Vergnügungen,  der  Altersversorgung,  der  Hintanhaltung  der  Raub  Wirtschaft 
und  selbst  der  Versorgung  mit  gewissen  Sachgütern,  wie  Gas,  Wasser 
u.  dgl.  als  Beispiele  von  Gemeinbedürfnissen  aufzählt.  Alle  hier  genannten 
Bedürfnisse  sind  nach  der  eigenen  Definition  Wagners  ganz  unzweifelhafte 
Individualbedürfnisse,  die  mit  dem  „socialen  (gesellschaftlichen)  Wesen  des 
Menschen",  oder  mit  dem  „menschlichen  Zusammenleben"  in  gar  keinem 
nothwendigen  Zusammenhange  stehen.  Denn  auch  der  isolierte  Wirt  empfindet 
das  Bedürfnis,  sein  Haus  und  seine  Effecten  durch  eine  solidere  Construc- 
tion,  durch  vorsichtiges  Gebaren  mit  dem  Feuer  oder  sonst  gegen  Feuers- 
gefahr zu  sichern,  oder  sich  durch  Aufspeichern  von  Vorräthen  gegen 
Hunger  in  Zeiten  des  Mangels  zu  schützen.  Auch  der  isolierte  Wirt  em- 
findet  das  Bedürfnis  der  Orisveränderung  und  muss  wenigstens  in  seiner 
nächsten  Umgebung  für  die  nothdürftige  Herstellung  und  Instandhaltung 
gewisser  Pfade  sorgen,  und  ebenso  wird  er  für  seine  Person  (man  denke 
nur  an  die  Thätigkeit  der  Hausfrau  in  der  Küche  oder  am  Nähtische)  oft 
genug  in  die  Lage  kommen,  Maass  und  Gewicht  handhaben  zu  müssen. 
Vielleicht  in  noch  höherem  Maasse  als  der  in  der  Gesellschaft  lebende  ist 
der  isolierte  Mensch   an   der  Erhaltung  seiner  Gesundheit   interessiert   und 
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wird  sich  daher  auch  einer  gewissen  Keinlicheit  befleissigen  müssen.  Nicht 
minder  als  der  in  der  Gesellschaft  lebende  Mensch  empfindet  auch  der 
isolierte  Wirt  das  Bedürfnis,  sich  mit  seinem  Schöpfer  auseinander  zu  setzen ; 
Erfahrungen  zu  sammeln  und  sich  gewisse  Kenntnisse  und  Geschicklich- 
keiten anzuzeigen;  sich  ab  und  zu  zu  erholen  und  sich  zu  zerstreuen.  Auch 
der  isolierte  Wirt  wird  das  Bedürfnis  empfinden,  für  die  Tage  seines  Alters 
vorzusorgen,  so  gut  er  kann.  Und  auch  der  isolierte  Wirt  wird  auf  die  Nach- 
haltiffkeit  seiner  Wirtschaft  bedacht  sein  müssen  und  wird  nicht  leicht- 
sinnigerweise  die  Bäume  fällen  dürfen,  deren  Früchte  er  zur  Fristung  seines 
Lebens  bedarf.  Und  wenn  AdolfWagner  schliesslich  gar  die  Versorgung 
mit  Gas,  mit  Wasser  u.  dgl.  in  den  Städten  unter  den  Gemeinbedürfnissen 
mit  aufzählt,  so  liegt  es  schon  ganz  und  gar  auf  der  platten  Hand,  dass 
das  Bedürfnis  der  Gas-  oder  der  Wasserversorgung  sich  unter  seine  Defini- 
tion der  Collectivbedürfnisse  nie  und  nimmer  subsumieren  lässt. 

Endlich  drittens  scheint  es  mir  ziemlich  gleichgiltig  zu  sein,  wodurch 
das  betreffende  Bedürfnis  hervorgerufen  wurde,  d.  h.  ob  es  erst  durch  das 
Zusammenleben  mit  anderen  Menschen  hervorgerufen  wurde,  oder  ob  es 
dem  Einzelnen  schon  vom  Hause  aus  innewohnte.  Denn  dasjenige,  worauf 
es  hier  in  erster  Eeihe  ankommt,  ist  die  Frage,  ob  die  Befriedigung  des 
betreffenden  Bedürfnisses  der  privaten  Thätigkeit  zu  überlassen  ist  oder  ob 
nicht  etwa  die  Gesammtheit  hiefür  zu  sorgen  habe.  Und  für  die  Entschei- 
dung dieser  Frage  ist  ausschliesslich  der  Umstand  maassgebend,  erstens  ob 
das  fragliche  Bedürfnis  ein  ernstes  oder  dringendes  ist,  und  zweitens  ob  es 
einer  grösseren  Zahl  v'on  Menschen  gemeinsam  ist  oder  nicht.  Adolf 
Wagner  —  der,  und  das  darf  man  nicht  vergessen,  in  seiner  ,  Grund- 
legung" die  Lehre  von  den  Collectivbedürfnissen  nur  angedeutet  und  nicht 
systematisch  durchgearbeitet  hat  —  war  es  darum  zu  thun,  der  Lehre 
der  älteren  individualistischen  Nationalökonomie,  wonach  jeder  Einzelne  für 
die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  versorgen  soll,  entgegenzutreten  und 
zum  erstenmale  darauf  hinzuweisen,  dass  in  unzähligen  Fällen  die  Gesammt- 
heit die  Vorsorge  für  die  Befriedigung  gewisser  Bedürfnisse  selbst  in  die 
Hand  nimmt.  Nothwendiger  Weise  musste  ihm  hiebei  sofort  die  Frage 
aufstossen,  für  welche  Bedürfnisse  die  Gemeinwirtschaft,  für  welche  die 
Individualwirtschaft  zu  sorgen  habe,  und  da  war  denn  die  Antwort  eine 
sehr  naheliegende:  Die  Gemein  Wirtschaft  sorgt  für  die  Gemeinbedürfnisse, 
die  Individualwirtschaft  für  die  Individualbedürfnisse.  Nun  entstand  wieder 
die  weitere  Frage :  Welche  Bedürfnisse  sind  Gemein-  und  welche  sind  Indi- 
vidualbedürfnisse ?  Und  da  war  es  denn  nach  der  ganzen  Natur  unseres 
Denkens  nur  selbstverständlich,  dass  Adolf  Wagner  bestrebt  war,  einen 
principiellen  Unterschied  zwischen  den  Individual-  und  den  Collectivbedürf- 
nissen zu  statuieren  und  dass  er  demgemäss  sagte :  Die  Individualbedürfnisse 
sind  solche,  die  jeder  Einzelne  für  seine  Person  und  ohne  Kücksicht  auf  seine 
Nebenmenschen  empfindet,  während  die  Gemein-  oder  Collectivbedürfnisse  erst 
durch  das  Zusammenleben  mit  anderen  Menschen  hervorgerufen  werden.  Dabei 
hat  Adolf  Wagner  allerdings  übersehen,  dass  der  von  ihm  gemachte  Unter- 
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schied  zwischen  den  Individual-  und  den  Geineinbedürfnissen  für  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  individual-  ob  gemeinwirtschaftliche  Fürsorge  ange- 
zeigt sei,  ganz  irrelevant  ist  und  dass  die  Gemeinwirschaft  (z.  B.  bei  der 
Handhabung  der  Justiz)  ebensowohl  für  die  Befriedigung  wirklicher  Gemein- 
oder Collectivbedürfnisse  sorgt,  wie  sie  in  anderen  Fällen  (z.  B.  durch 
Errichtung  eines  städtischen  Gas-  und  Wasserwerkes)  für  die  Befriedigung 
eines  ganz  unzweifelhaften  Individualbedürfnisses  vorsorgt.  Wäre  der  von 
Adolf  Wagner  statuierte  Unterschied  zwischen  Indvidual-  und  Gemein- 
bedürfnissen wirklich  entscheidend,  so  dürfte  es  keine  öffentlichen  Wasser-, 
Gas-  oder  Elektricitätswerke,  keine  öffentlichen  Belustigungsorte,  keine 
öffentlichen  Schulen  u.  dgl.  geben,  wohl  wäre  es  allerorts  Aufgabe  der 
Gesammtheit,  für  die  Erzeugung  von  Schminke,  Haarpuder,  Parfümerien 
und  ähnliche  Modethorheiten  zu  sorgen,  denn  die  ganze  Mode  mit  all  ihren 
unzähligen  und  unbeschreiblichen  Geschmacksverwirrungen  ist  lediglich  das 
Eesultat  des  Zusammenlebens  der  Menschen. 

Ist  der  vorstehend  entwickelte  Gedankengang  richtig,  denn  wird  man 
—  unter  Anlehnung  an  den  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens  —  unter 
„Gemein-"  oder  „Collectivbedürfnissen"  nichts  anderes  verstehen  dürfen, 
als  Bedürfnisse,  welche  „allgemein",  d.  h.  welche  einer  „grösseren"  Anzahl 
von  Menschen  „gemeinsam"  sind,  u.  zw.  gleichgiltig,  ob  diese  Bedürfnisse 
dem  Einzelnen  schon  von  Hause  innewohnen,  also  ursprünglich  Individual- 
bedürfnisse  waren,  oder  ob  sie  erst  durch  das  Zusammenleben  mit  anderen 
Menschen  hervorgerufen  wurden.  Dieser  Definition  entsprechend,  wird  es 
sich  sodann  empfehlen,  lieber  von  „gemeinsamen"  oder  »allgemeinen"  als 
von  „Collectivbedürfnissen"  zu  sprechen. 

Damit  soll  aber  das  Verdienst  Adolf  Wagners  um  die  Lehre  von 
diesen  gemeinsamen  Bedürfnissen  nicht  verkleinert  werden.  Ob  ein  bahn- 
brechendes Genie  wie  Adolf  Wagner  sich  in  einem  untergeordneten  und 
unwesentlichen  Punkte  geirrt  hat  oder  nicht,  ist  gleichgiltig  —  minima 
non  curat  praetor!  Ungeschmälert  bleibt  das  Verdienst  Wagners,  dass  er 
zum  erstenmale  auf  die  Existenz  dieser  sogenannten  Collectivbedürfnisse 
und  auf  den  Umstand  hingewiesen  hat,  dass  es  mitunter  Aufgabe  der 
Gesammtheit  sein  kann,  für  die  Befriedigung  derartiger  gemeinsamer  Bedürf- 
nisse zu  sorgen. 

An  dieser  Stelle  wäre  schliesslich  auf  eine  Gruppe  von  eigentlichen 
Collectivbedürfnissen  hinzuweisen,  die  sich  von  den  bisher  erörterten  „all- 
gemeinen" oder  „gemeinsamen"  Bedürfnissen  wesentlich  unterscheidet.  Die 
Bedürfnisse,  von  denen  bisher  die  Eede  war,  sind  durchgehends  Bedürfnisse 
die  von  einzelnen  Menschen  im  Interesse  ihrer  Person  oder  Wirtschaft  em- 
pfunden werden.  Den  einzelnen  Personen  stehen  aber  Vereinigungen  von 
Personen  (Gemeinschaften,  juristische  Personen)  gegenüber,  welche  ihrerseits 
wieder  ihre  besonderen  Bedürfnisse  haben.  So  benöthigt  der  Staat  Amts- 
gebäude, Möbel,  Beheizungs-  und  Beleuchtungsmaterial,  Bücher,  Schreib- 
materialien u.  dgl.  für  seine  Beamten;  er  braucht  Kasernen,  Uniformen, 
Waffen,  Munition  für  seine  Soldaten;    er   braucht  Pferde   sowie  Stallungen 
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und  Futter  für  dieselben;  kurz  er  braucht  tausenderlei  Dinge.  Und  was  vom 
Staate  gilt,  gilt  mutatis  mutandis  von  der  Provinz,  von  der  Gemeinde  u.  dgl., 
sowie  von  jeder  sonstigen  freien  oder  zwangsweisen  Vereinigung  (Corporation, 
Verein,  Erwerbgesellschaft  u.  dgl.).  Streng  genommen  wären  diese  Bedürf- 
nisse, weil  sie  Bedürfnisse  einer  Geraeinschaft  sind,  als  „Gemeinschafts-* 
Bedürfnisse  zu  bezeichnen.  Für  dieselben  kann  (von  freiwilligen  Zuwendungen 
wie  Schenkungen  oder  Erbschaften  abgesehen)  nur  durch  die  Thätigkeit  der 
betreffenden  Gemeinschaft  vorgesorgt  werden,  u.  zw.  kann  dies  auf  dreifache 
Weise  geschehen: 

1.  Die  betreffende  Gemeinschaft  richtet  eine  eigene  Wirtschaft  ein, 
in  welcher  sie  die  fraglichen  Güter  unmittelbar  für  den  eigenen  Bedarf 
selbst  herstellen  lässt.  (Der  Staat  z.  B.  errichtet  Arsenale,  in  welchen  Kriegs- 
schiffe, Waffen,  Geschosse  u.  dgl.  unmittelbar  für  den  eigenen  Bedarf  her- 
gestellt werden.) 

2.  Die  betreffende  Gemeinschaft  scheidet  einen  bestimmten  Vermö- 
genscomplex  aus,  dessen  Erträgnis  zur  Bestreitung  der  fraglichen  Ausgaben 
verwendet  wird.  Hiebei  ist  es  gleichgiltig : 

a)  ob  die  betreffende  Gemeinschaft  den  fraglichen  Vermögenscomplex 
selbst  bewirtschaftet.  (Der  Staat  bewirtschaftet  selbst  seine  Landgüter, 
Forste,  Bergwerke,  Eisenbahnen  u.  dgl.  und  verwendet  das  Erträgnis  mit 
zur  Bestreitung  der  allgemeinen  Staatsausgaben.) 

h)  ob  die  betreffende  Gemeinschaft  den  fraglichen  Vermögenscomplex 
verpachtet.  (Der  Staat  oder  die  Gemeinde  verpachtet  die  Landgüter  u.  dgl. 
und  verwendet  den  Pachtschilling  mit  zur  Bestreitung  der  allgemeinen 
Staatsausgaben.) 

c)  ob  die  betreffende  Gemeinschaft  den  Nutzgenuss  des  fraglichen 
Vermögenscomplexes  den  bestimmten  Functionären  an  Stelle  einer  baren 
Bezahlung  zuweist.  (PfarrgrundstUcke,  Schulgrundstücke,  Amtswohnungen 
u.  dgl.). 

3.  Die  betreffende  Gemeinschaft  erhebt  von  ihren  Mitgliedern  Beiträge 
(der  Staat  fordert  Steuern,  der  Verein  fordert  Vereinsbeiträge)  und  ver- 
wendet dieselben  zur  Bestreitung  der  nothwendigen  Ausgaben. 

In  allen  diesen  Fällen  liegt  eine  regelrechte  Gemeinwirtschaft  vor, 
denn  die  betreffende  Gemeinschaft  führt  ihre  eigene  Wirtschaft  und  sorgt 
auf  diese  Weise  für  die  Deckung  ihres  Bedarfes. 

Die  vorstehend  erörterten  „Gemeinschafts-"  Bedürfnisse  und  die  Vor- 
sorge für  dieselben  mussten  hier  der  Vollständigkeit  wegen  berührt  werden; 
sie  werden  uns  jedoch  im  Nachstehenden  nicht  weiter  oder  nur  so  neben- 
bei beschäftigen. 

2.   Die   Arten   den  gemeinsamen   öden  Collectivbedürfnisse. 

Lässt  sich  der  von  AdolfWagner  aufgestellte  Begriff  der  Collectiv- 
bedürfnisse nicht  aufrecht  halten,  so  gilt  ein  Gleiches  von  seiner  Eintheilung 
dieser  Bedürfnisse  in  „räumliche",  „zeitliclie"  und  „gesellschaftliche" 
Gemeinbedürfnisse ,    obwohl   auch   hier   Wagner   der   Wahrheit    ziemlich 
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nahe  gekommen  ist.  Nach  meinem  Dafürhalten  gelangt  man  zu  einer 
unanfechtbaren  Eintheilung  der  Bedürfnisse  auf  folgendem  Wege.  Die  Zahl 
der  Bedürfnisse,  die  der  einzelne  Mensch  hat,  ist  bekanntlich  Legion;  allein 
trotzdem  lassen  sich  diese  unzähligen  Bedürfnisse  —  wie  ich  glaube  — 
unter  nachstehende  drei  Kubriken  subsumieren.  Jeder  wirtschaftende  Mensch 
führt  nämlich  eine  doppelte  Wirtschaft,  eine  Erwerbs-  und  eine  Consum- 
oder  Hauswirtschaft.  Und  da  nach  jeder  dieser  beiden  Seiten  hin  besondere 
Bedürfnisse  auftauchen,  so  zerfallen  zunächst  die  Bedürfnisse  eines  jeden 
Menschen  in  zwei  grosse  Gruppen,  in  die  Bedürfnisse  der  Erwerbswirtschaft 
und  in  die  der  Hauswirtschaft.  Und  da  ferner  jeder  Mensch  sich  seiner 
Endlichkeit  und  seiner  Schwäche  bewusst  ist,  so  empfindet  er  überdies  das 
Bedürfnis,  sich  mit  den  sogenannten  transscendentalen  Fragen  zu  befassen. 
Wir  erhalten  auf  diese  Weise  drei  grosse  Gruppen  von  Bedürfnissen,  in 
welche  sich  —  wie  ich  glaube  —  die  sämmtlichen  Bedürfnisse  des  Indi- 
viduums einreihen  lassen,  nämlich : 

1.  Die  Gruppe  der  Cultusbedürfnisse, 

2.  die  Gruppe  der  Bedürfnisse  der  Erwerbswirtschaft,  und 

3.  die  Gruppe  der  Bedürfnisse  der  Consumwirtschaft  oder  des  Haus- 
haltes. 

Freilich  muss  man  sich  hier  wie  bei  jeder  Eintheilung  gegenwärtig 
halten,  dass  wir  durch  die  ganze  Natur  unseres  Denkens  genöthigt  sind, 
Begriffe  aufzustellen  und  begriffliche  Unterscheidungen  zu  machen,  während 
die  Natur  oder  das  wirkliche  Leben  keine  Schemen,  sondern  nur  Individuen 
oder  einzelne  Erscheinungen  der  verschiedensten  Formen  kennt,  so  dass  wir 
an  einem  gewissen  Punkte  regelmässig  mit  unserer  gesammten  Weisheit  zu 
Ende  und  ausser  Stande  sind,  anzugeben,  wo  der  eine  unserer  fein  säuberlich 
construierten  Begriffe  aufhört  und  wo  der  andere  anfängt.  Dies  gilt  denn 
auch  hier,  denn  bei  einer  ganzen  Keihe  von  Bedürfnissen  ist  es  ungeheuer 
schwer,  wenn  nicht  unmöglich,  anzugeben,  in  welche  Gruppe  sie  eigentlich 
einzureihen  sind.  Eine  gewisse  Ausbildung,  also  ein  gewisses  Maass  von 
Kenntnissen  z.  B.  bildet  unstreitig  die  unentbehrliche  Voraussetzung  jeg- 
lichen Erwerbes;  es  kann  daher  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das 
Bedürfnis  der  Ausbildung  (des  Unterrichtes)  der  Gruppe  der  Bedürfnisse  der 
Erwerbswirtschaft  angehört.  Andererseits  unterliegt  es  meines  Erachtens  ebenso 
wenig  einem  Zweifel,  dass  die  verschiedenen  Bedürfnisse  der  Erholung  d.  i. 
also  des  Wohllebens,  der  Gruppe  der  Bedürfnisse  der  Consumwirtschaft  oder 
des  Haushaltes  zuzuweisen  sind.  Zur  Erholung  gehört  aber  ebenso  unzweifel- 
haft nicht  bloss  das  Essen,  Trinken,  Schlafen  und  Spazierengehen,  sondern 
nicht  minder  auch  die  sogenannte  geistige  Erholung  und  Anregung.  Die 
geistige  Anregung  involviert  aber  nothwendiger  Weise  jedesmal  ein  gewisses 
Lernen,  so  also,  dass  das  Bedürfnis  der  geistigen  Ausbildung  sowohl  der 
Gruppe  der  Bedürfnisse  der  Erwerbswirtschaft  als  der  der  Consumwirtschaft 
zugezählt  werden  kann.  Umgekehrt  sind  die  Bedürfnisse  zu  essen,  zu  trinken, 
zu  schlafen,  sich  zu  kleiden,  unstreitig  in  erster  Keihe  Bedürfnisse  der  Con- 
sumwirtschaft.   Da   aber   die   Nahrung,    der   Schlaf  und  der  Schutz  gegen 
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Kälte  und  Feuchtigkeit  die  ersten  Voraussetzungen  der  Erlialtung  des  Lebens 
und  der  Gesundheit  bilden,  und  da  nur  derjenige  arbeitsfähig  ist,  der  gesund 
und  kräftig  ist,  so  sind  die  gedachten  Bedürfnisse  gleichzeitig  auch  Bedürf- 
nisse der  Erwerbswirtschaft.  Ein  Gleiches  gilt  theilweise  vom  geselligen 
Verkehr.  Das  Bedürfnis  des  geselligen  Verkehres  (Gesellschaften,  Gast-  und 
Kaffeehäuser  etc.  zu  besuchen)  ist  sicherlich  zunächst  ein  Bedürfnis  der 
Consumwirtschaft.  Da  aber  der  persönliche  Verkehr  in  unzähligen  Fällen 
(speciell  bei  Aerzten,  Advocaten,  Kaufleuten,  Gewerbetreibenden  etc.)  die 
persönlichen  Beziehungen  festigt  und  vermehrt  und  damit  günstig  auf  die 
Erwerbsverhältnisse  zurückwirkt,  so  kann  man  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
auch  wieder  sagen,  dass  das  Bedürfnis  des  geselligen  Verkehres  zum  Theile 
auch  den  Bedürfnissen  der  Erwerbswirtschaft  angehört.  Trotzdem  wird  man 
an  der  aufgestellten  Eintheilung  der  Bedürfnisse  festhalten  dürfen,  weil 
jedes  Bedürfnis  des  Menschen  in  eine  der  gedachten  drei  Gruppen  einge- 
reiht werden  kann. 

Da  nun  jedes  Individualbedürfnis  zu  einem  gemeinsamen  werden  kann, 
wenn  es  bei  einer  Mehrheit  von  beisammen  lebenden  Personen  auftritt,  so 
zerfallen  auch  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  in  drei  Gruppen: 

1.  Der  Cultusbedürfnisse, 

2.  der  Bedürfnisse  der  Erwerbs  Wirtschaft,  und 

3.  der  Bedürfnisse  der  Consumwirtschaft  oder  des  Haushaltes. 

Bei  der  Lehre  von  den  gemeinsamen  Bedürfnissen  kommt  es  jedoch 
weniger  auf  regelrechte  begriffliclie  Definitionen  oder  Eintheilungen  an,  als 
auf  die  praktisch  sehr  wichtige  Frage,  auf  welche  Weise  für  diese  Bedürf- 
nisse vorzusorgen  ist.  Es  wird  daher  gestattet  sein,  im  Hinblicke  auf 
diesen  praktischen  Zweck  die  vorstehende,  begrifflich  kaum  anfechtbare 
Eintheilung  der  gemeinsamen  Bedürfnisse  ein  klein  wenig  zu  modificieren. 

Betrachtet  man  nämlich  die  verschiedenen  Haushaltungen  oder  Con- 
sumwirtschaften,  so  zeigen  dieselben  im  grossen  ganzen  eine  wesentliche 
Uebereinstimmung,  weil  die  Bedürfnisse,  die  da  und  dort  zu  befriedigen 
sind,  in  der  Hauptsache  allerorts  die  gleichen  sind.  Es  wird  daher  an 
jedem  Orte,  wo  eine  grössere  Anzahl  von  Menschen  beisammen  wohnt,  sehr 
bald  eine  ganze  Keihe  von  gemeinsamen  Bedürfnissen  (der  verschiedenen 
Consumwirtschaften)  zutage  treten.  Beispielsweise  seien  genannt:  die 
Abhaltung  von  regelmässigen  Märkten  behufs  der  Versorgung  mit  Lebens- 
mitteln, die  Versorgung  mit  Wasser,  mit  Gas  oder  mit  elektrischem  Licht, 
die  Abfuhr  der  Abfallstoffe  (Canalisation),  die  Herstellung,  Instandhaltung, 
Beleuchtung  und  Eeinigung  der  Strassen,  die  Anlage  von  öffentlichen  Gärten, 
Badeanstalten,  Belustigungsorten  etc.  etc. 

Auf  der  anderen  Seite  weisen   die  verschiedenen  Erwerbswirtschaften 

—  man  vergleiche  beispielsweise  nur  die  Erwerbswirtschaft  eines  Officiers 
oder  eines  Beamten  mit  der  eines  Gewerbetreibenden  oder  eines  Landwirtes 

—  die  grössten  Verschiedenheiten  auf.  Dies  hindert  aber  selbstredend 
nicht,  dass  die  Erwerbswirtschaften  der  verschiedenen  Berufsgenossen  (also 
beispielsweise    die   Erwerbswirtschaften    der   Landwirte,    die  der  Kaufleute, 
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die  der  Tischler,  der  Schlosser,  der  Schneider  etc.  etc.)  unter  einander  auch 
wieder  eine  grosse  Uebereinstimniung  aufweisen,  weil  ihre  Bedürfnisse  in 
der  Hauptsache  auch  wieder  die  gleichen  sind.  Indes  ist  damit  die  Ueber- 
einstimniung nicht  erschöpft.  So  verschieden  nämlich  die  Erwerbswirtschaften 
unter  sich  und  von  den  Consumwirtschaften  sind,  so  treten  doch  in  allen 
Erwerbs  wirtschaften  Bedürfnisse  auf,  die  —  ich  möchte  sagen  —  so  ele- 
mentarer Natur  sind,  dass  sie  nicht  nur  unter  einander,  sondern  auch  mit 
den  Bedürfnissen  der  Consumwirtschaften  gleich  sind.  Nicht  nur  die  Con- 
sumwirtschaften, sondern  auch  die  Erwerbswirtschaften  der  beisammen 
lebenden  Menschen  haben  das  Bedürfnis  der  Versorgung  mit  Wasser  und 
mit  Licht,  das  Bedürfnis  dass  Strassen  vorhanden  seien,  dass  Gerichte 
unterhalten  werden,  dass  die  Polizei  für  die  öffentliche  Sicherheit  sorge, 
dass  das  Maass-  und  Gewichtssystem  sowie  das  Geldwesen  geregelt  werde 
etc.  etc.  Wir  gelangen  auf  diese  Weise  (mit  einer  geringen  Modification 
der  oben  erwähnten  Eintheilung)  zu  den  nachstehenden  drei  Gruppen  von 
gemeinsamen  Bedürfnissen: 

1.  Die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Glaubensgenossen, 

2.  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Berufsgenossen,  und 

3.  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  örtlich  beisammen  lebenden 
Menschen. 

Alle  diese  Bedürfnisse  werden  aber  (im  Gegensatze  zur  Auffassung 
Ad.  Wagners)  weder  „durch"  die  Gleichheit  der  Religion,  noch  „durch" 
die  Gleichheit  des  Berufes,  noch  „durch"  das  Beisammenleben  hervorgerufen, 
sondern  sind  einfach  gleiche  Bedürfnisse  „der"  Glaubensgenossen,  „der" 
Berufsgenossen  oder  „der"  räumlich  beisammen  lebenden  Menschen.  Und 
dass  dem  thatsächlich  so  ist,  geht  aus  dem  Umstände  hervor,  dass  (fast) 
alle  diese  Bedürfnisse  vorhanden  sind,  wenn  auch  nur  ein  einziger  Mensch 
an  diesem  Orte  wohnt,  oder  wenn  nur  ein  einziger  Mensch  da  ist,  der 
diesen  bestimmten  Beruf  ausübt,  oder  der  dieser  bestimmten  Confession 
angehört. 

3.   Dis  Vorsorge  für  die  gemeinsamen   Bedürfnisse. 

Die  Vorsorge  für  die  vorstehend  angeführten  drei  Gruppen  von  gemein- 
samen Bedürfnissen  kann  auf  dreifache  Weise  erfolgen : 

Zunächst  —  und  dies  bildet  bekanntlich  die  Regel  —  kann  es  jedem 
Einzelnen,  d.  i.  also  der  Thätigkeit  der  Individualwirtschaften  überlassen 
bleiben,  für  die  Deckung  des  eigenen  Bedarfes  selbst  vorzusorgen.  Das 
Nahrungs-,  das  Kleidungs-,  das  Wohnungsbedürfnis  sind  unstreitig  die 
gemeinsamsten  Bedürfnisse  der  örtlich  beisammen  lebenden  Menschen,  weil 
jeder  ohne  Ausnahme  essen,  sich  kleiden  und  wohnen  muss,  aber  trotzdem 
bleibt  es  heute  jedem  überlassen,  für  die  Deckung  dieses  seines  Bedarfes 
selbst  zu  sorgen.  Das  Gleiche  gilt  für  die  Erwerbswirtschaften  der  Berufs- 
genossen.  Jeder  Gewerbetreibende  oder  jeder  Landwirt  braucht  Productions- 
mittel  (Werkzeuge  und  Arbeitsstoffe)  sowie  Arbeitskräfte;  es  ist  aber  in 
der  heutigen  Gesellschaftsordnung    seine    Sache,  sich    dies    alles   selbst   zu 


172 


Kleinwächter. 


beschaffen.  Und  dies  gilt  zum  guten  Theile  auch  von  den  Cultusbedürf- 
nissen.  Unzählige  Personen  empfinden  das  Bedürfnis,  ein  Heiligenbild,  ein 
Gebet-  oder  Erbauungsbuch  oder  die  Bibel  zu  besitzen,  es  bleibt  aber  ihrer 
Sorge  tiberlassen,  sich  diese  Gegenstände  selbst  zu  beschaffen,  und  ebenso 
stellt  es  jedem  frei,  seine  Kinder  selbst  in  der  Keligion  zu  unterrichten 
oder  sie  durch  einen  bezahlten  Lehrer  darin  unterrichten  zu  lassen.  Nicht 
minder  gibt  es  reiche  Herren  genug,  die  in  ihren  Schlössern  oder  Palästen 
eine  eigene  Hauskapelle  besitzen   und   sich    einen   eigenen   Priester  halten. 

Auf  welche  Weise  der  Einzelne  für  seinen  Bedarf  selbst  sorgt,  ist 
gleichgiltig.    Es  kann  dies  bekanntlich  auf  dreifache  Weise  gescliehen : 

a)  Der  Einzelne  kann  die  gewünschten  Güter  durch  seine  eigene 
Thätigkeit  (eventuell  mit  Unterstützung  seiner  Angehörigen)  unmittelbar 
für  den  eigenen  Bedarf  selbst  herstellen.  Dies  ist  beispielsweise  insbesondere 
beim  kleinen  Grundbesitzer  der  Fall,  der  mit  Hilfe  seiner  Familienange- 
höiigen  die  eigenen  Grundstücke  selbst  bestellt  und  vielfach  die  gewonnenen 
Kohstoffe  zu  fertigen  Gütern  (Speisen,  Kleidern,  Geräthschaften  etc.)  ver- 
arbeitet. 

h)  Der  Einzelne  kann  Arbeitskräfte  dingen  und  von  denselben  seine 
Eohmaterialien  zu  fertigen  Gütern  zum  eigenen  Gebrauche  verarbeiten 
lassen.  Dieser  Fall  liegt  vor  beim  eigentlichen  auf  Bestellung  producieren- 
den  Handwerk  und  beim  sogenannten  Lohnwerk.  (Die  Nähterin  z.  B.,  die 
im  Hause  der  Kundschaft  gegen  Lohn  Kleider  oder  Wäsche  anfertigt.) 

c)  Der  Einzelne  kann  endlich  die  gewünschten  Gegenstände  bei  irgend 
einem  Unternehmer  in  fertigem  Zustande  kaufen. 

Zweitens  können  —  und  das  kommt  bekanntlich  ausserordentlich 
häufig  vor  —  die  Einzelnen,  die  das  gleiche  Bedürfnis  empfinden,  sich 
freiwillig  zusammenschliessen,  um  durch  gemeinsame  Thätigkeit  (gemein- 
same Wirtschaft)  für  die  Befriedigung  des  ihnen  gemeinsamen  Bedürfnisses 
zu  sorgen.  Es  ist  dies  das  unendlich  weite  Gebiet  der  freien  Vereins- 
thätigkeit,  oder  —  wie  Adolf  Wagner  sich  ausdrückt  —  der  freien 
Geraeinwirtschaften.  Es  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  dass 
diese  freien  Vereinigungen  ihre  Thätigkeit  auf  alle  drei  Gruppen  von  Bedürf- 
nissen ausdehnen  können.    Es  gibt : 

a)  Freie  Vereinigungen,  welche  Cultuszwecke  anstreben.  Beispiele 
sind  die  unzähligen  freien  religiösen  Vereinigungen  (Secten  u.  dgl.);  Vereine, 
welche  den  Bau,  die  Kestaurierung  oder  die  Ausschmückung  einer  Kirche, 
oder  die  Anschaffung  von  gottesdienstlichen  Geräthschaften  anstreben;  Ver- 
eine, deren  Mitglieder  sich  verpflichten,  an  gewissen  gottesdienstlichen 
Handlungen  oder  kirchlichen  Feierlichkeiten  mitzuwirken ;  die  verschiedenen 
Bibel-  oder  Missionsgesellschaften  u.  dgl.  m. 

h)  Freie  Vereinigungen,  welche  Zwecke  der  eigenen  oder  einer  fremden 
Consumwirtschaft  anstreben.  Hieher  gehören  nicht  nur  diejenigen  Ver- 
einigungen, welche  —  wie  die  eigentlichen  Consumvereine  —  ihren  Mit- 
gliedern die  billige  Beschaffung  der  diversen  Bedarfsartikel  ermöglichen 
sollen,  sondern  ebenso  die  unzähligen  Geselligkeitsvereine,  wie  etwa  Kegel- 
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clubs,  Lese-,  Musik-,  Radfahrer-,  Eislaufvereine  etc.  Ferner  gehören  hieher 
die  sämmtlichen  Wohlthätigkeitsvereme  (welche  also  die  Consumwirtschaft 
fremder  Personen  fördern  wollen),  sowie  die  diversen  Vereine,  welche  das 
Wohlleben  der  betreffenden  Gesammtheit  fördern  wollen,  wie  etwa  die  ver- 
schiedenen Stadtverschönerungsvereine,  Vereine,  welche  eine  öffentliche 
Gemäldegallerie,  ein  öffentliches  Museum  u.  dgl.  unterhalten  oder  fördern  etc. 

c)  Freie  Vereinigungen,  welche  Zwecke  der  eigenen  oder  einer  fremden 
Erwerbswirtschaft  anstreben.  Also  nicht  nur  die  verschiedenen  Arten  der 
Erwerbsgesellschaften  (die  offene,  stille,  Conimanditgesellschaft,  Actiengesell- 
schaft  u,  dgl.),  sondern  auch  die  verschiedenen  Vereine  zur  Wahrung  der 
gemeinsamen  wirtschaftlichen  oder  Standesinteressen,  wie  etwa  die  Gewerbe- 
vereine, kaufmännische,  landwirtschaftliche  V^ereine,  Vereine  der  Aerzte,  der 
Advocaten  etc.,  die  Kartelle  u.  dgl.  m.  Nicht  minder  gehören  hieher  die- 
jenigen humanitären  oder  Wohlthätigkeitsvereine,  welche  die  Erwerbswirt- 
schaften fremder  Personen  fördern  wollen,  wie  die  diversen  Schulvereine, 
die  Vereine  zur  Ausbildung  oder  Unterbringung  von  Lehrlingen,  Dienstboten, 
entlassenen  Sträflingen,   von  Waisenkindern,  Blinden,  Taubstummen  u.  dgl. 

(Wenn  im  vorstehenden  von  „Vereinen"  gesprochen  wurde,  so  sind 
darunter  nicht  nur  die  regelrechten  Vereine  mit  Statuten  und  behördlicher 
Genehmigung,  sondern  überhaupt  freie  Vereinigungen  gemeint.  Eine  Gesell- 
schaft, die  sich  einmal  zusammenfindet,  um  etwa  eine  Landpartie  auf  gemein- 
same Kosten  zu  veranstalten,  ist  auch  eine  „freie  Vereinigung"  in  diesem 
Sinne.) 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wann  eine  derartige  freie 
Vereinigung  wirtschaftlich  gerechtfertigt  ist  oder  nicht,  lässt  sich  eine  all- 
gemeine Regel  nicht  aufstellen,  darüber  können  nur  die  Betheiligten  selbst 
entscheiden.  Gelangen  die  Betreffenden  zu  der  Ueberzeugung,  dass  sie 
ihren  Zweck  nur  durch  die  Vereinigung  erreichen  können,  oder  dass  sie  ihn 
durch  die  Vereinigung  besser  oder  mit  geringeren  Opfern  erreichen  können, 
als  wenn  jeder  isoliert  für  sich  selbst  sorgt,  so  werden  sie  der  Vereinigung 
beitreten.  Im  entgegengesetzten  Falle  werden  sie  der  Vereinigung  nicht  bei- 
treten, beziehungsweise  ihren  Austritt  aus  derselben  anmelden. 

Endlich  drittens  kommt  es  vor,  dass  für  derartige  gemeinsame  Bedürf- 
nisse seitens  der  betreffenden  Gesammtheit  (Staat,  Provinz,  Kreis,  Bezirk, 
Gemeinde,  Corporation  der  Berufs-  oder  der  Glaubensgenossen  u.  dgl,),  also 
durch  eine  Zwangsgemeinschaft  —  wie  Adolf  Wagner  sagt  —  vorge- 
sorgt wird.  Hier  taucht  dann  allerdings  die  Frage  auf,  ob  und  wann  eine 
derartige  zwangsgemeinwirtschaftliche  Fürsorge  für  die  geraeinsamen  Bedürf- 
nisse gerechtfertigt  ist  oder  nicht.  AdolfWagner  hat  in  seiner  „Grund- 
legung" (vgl.  die  oben  in  der  „Einleitung"  citierte  Stelle)  diese  Frage  zu 
beantworten  versucht  und  nach  meinem  Dafürhalten  im  Allgemeinen  die 
richtige  Antwort  gegeben ;  ich  glaube  jedoch  auch  hier,  dass  sich  diese 
Antwort  vielleicht  etwas  schärfer  präcisieren  lässt. 

Zunächst  scheint  mir  —  wie  schon  Adolf  Wagner  richtig  andeutet 
—  die  erste  Voraussetzung  der  gemeinwirtschaftlichen  Fürsorge  die  zu  sein, 
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dass  es  sich  um  ein  thatsächlich  „gemeinsames"  Bedürfnis,  d.  h.  um  ein 
Bedürfnis  der  überwiegenden  Mehrheit,  und  gleichzeitig  um  ein  vernünftiges 
und  wichtiges  Bedürfnis  handelt.  In  der  Tliat  lehrt  denn  auch  ein  Blick 
auf  das  wirkliche  Leben,  dass  die  zwangsgemeinschaftliche  Fürsorge  für  ein 
gemeinsames  Bedürfnis  jedesmal  nur  dort  eintritt,  wie  das  fragliche  Bedürfnis 
von  der  überwiegenden  Mehrheit  der  Bürger,  der  Berufs-  oder  der  Glaubens- 
genossen empfunden  wird. 

Wenn  jedoch  Adolf  Wagner  sagt,  dass  die  zwangsgemeinwirt- 
schaftliche  Fürsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis  überall  gerecht- 
fertigt ist: 

wo  es  auf  die  Qualität  der  Leistung  oder  des  Productes  mehr  ankommt 
(z.  B.  bei  Schulen,  bei  der  Münzprägung  u.  dgl.),  als  auf  eine  etwaige 
Kostenersparnis,  oder 

wo  zu  befürchten  steht,  dass  der  Einzelne,  der  Privatmann  (vielleicht 
wie  bei  den  Eisenbahnen  o.  dgl.  wegen  des  grossen  Anlagecapitales  oder 
sonst)  ein  factisches  Monopol  erlangen  und  dasselbe  zum  Nachtheile  der 
Gesammtheit  ausbeuten  könnte,  oder 

wo  es  darauf  ankommt,  dass  die  betreffende  Veranstaltung,  Anlage 
oder  Unternehmung  (Post,  Telegraph  u.  dgl.)  sich  möglichst  gleichmässig 
über  das  ganze  Land  vertheile,  —  so  glaube  ich,  dass  sich  diese  Antwort 
einerseits  kürzer  zusammenfassen  lässt  und  andererseits,  dass  sie  einer 
Ergänzung  bedarf, 

1.  Die  vorstehenden  drei  Umstände,  welche  nach  Adolf  Wagner 
die  gemeinschaftliche  Fürsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis  rechtfertigen 
sollen,  lassen  sich  nämlich  nach  meinem  Dafürhalten  in  das  einzige  Wort 
„Gefahr"  zusammenfassen.  In  unserer  heutigen  Volkswirtschaft  gilt  bekannt- 
lich der  Grundsatz,  der  ja  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  ganz  gerecht- 
fertigt ist,  dass  es  Sache  eines  jeden  erwachsenen,  gesunden  und  arbeits- 
fähigen Menschen  sei,  für  sich  und  die  Seinigen  zu  sorgen.  In  der  That 
gibt  es  kein  dringenderes  und  kein  gemeinsameres  Bedürfnis  als  das 
Nahrungs-,  das  Kleidungs-  und  das  Wohnungsbedürfnis;  trotzdem  aber 
sehen  wir,  dass  es  heute  jedem  einzelnen  überlassen  bleibt,  für  seinen 
Mittagstisch,  für  seine  Kleidung  und  für  seine  Wohnung  zu  sorgen.  Der 
Grund,  warum  sich  die  Gesammtheit  um  die  Befriedigung  dieser  Bedürf- 
nisse nicht  bekümmert,  ist  unstreitig  in  dem  Umstände  zu  suchen,  einmal 
dass  man  annimmt,  jeder  erwachsene  arbeitsfähige  Mensch  könne  schimmsten 
Falles  durch  seine  Thätigkeit  so  viel  erwerben,  als  er  zum  Leben  braucht, 
und  zweitens  dass  es  der  Gesammtheit,  d.  i.  den  übrigen  Menschen,  ziem- 
lich gleichgiltig  sein  kann,  wie  der  Einzelne  diese  seine  Bedürfnisse  befrie- 
digt, also  beispielsweise  ob  er  mehr  animalische  oder  mehr  vegetabilische 
Nahrung  zu  sich  nimmt;  ob  er  ein  Kleid  von  diesem  oder  jenem  Schnitt, 
oder  von  dieser  oder  jener  Farbe  trägt  u.  dgl.  m.  Dem  ist  jedoch  nicht 
immer  so.  In  unzähligen,  ja  vielleicht  in  den  bei  weitem  meisten  Fällen 
kann  es  der  Gesammtheit  ganz  gleichgiltig  sein,  ob  der  Einzelne  so  oder 
so  für   seine  Bedürfnisse   vorsorgt   und   in    allen    diesen   Fällen   lässt  man 
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eben  den  Einzelnen  thun,  was  er  will.  Wenn  jedoch  die  Gefahr  vorliegt, 
dass  der  Einzelne  durch  die  Art  und  Weise,  wie  er  für  die  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  vorsorgt,  die  Gesammtheit,  d.  i.  seine  Mitmenschen 
empfindlich  schädigen  könnte  oder  vielleicht  gar  schädigen  muss,  dann 
ändert  sich  die  Sache  und  kann  die  Gesammtheit  nicht  mehr  gleichgiltig 
zusehen.  Wo  —  um  .  ein  Beispiel  dieser  Art  herauszugreifen  —  wenige 
Menschen  beisammen  wohnen,  also  im  Dorfe  oder  in  der  kleinen  Stadt, 
verursachen  die  Abfallstoffe  keine  empfindliche  Unzukömmlichkeit  und  aus 
diesem  Grunde  bleibt  dort  die  Abfuhr  derselben  jedem  Einzelnen  überlassen, 
und  ebenso  ist  es  im  Dorfe  oder  in  der  kleinen  Stadt  Sache  eines  jeden 
Einzelnen,  sich  das  nöthige  Trinkwasser  durch  Anlage  eines  Brunnens  auf 
seinem  Grunde  oder  sonst  selbst  zu  beschaffen.  In  den  grossen  Städten 
hingegen,  wo  viele  Menschen  auf  einem  verhältnismässig  engen  Räume 
zusammengedrängt  wohnen,  und  wo  infolge  dessen  die  Abfallstoffe  sich 
häufen,  die  Luft  verpesten  und  den  Boden  infiltrieren,  da  erwächst  aus  den- 
selben ein  ungeheuere  Gefahr  für  die  Gesammtheit.  Hier  also  kann  es  dem 
Einzelnen  nicht  mehr  überlassen  bleiben,  ob  er  die  Abfallstoffe  aus  seineni 
Hause  entfernen  will  oder  nicht,  und  ebenso  wenig  kann  man  es  ihm  über- 
lassen, auf  seinem  Grunde  einen  Brunnen  zu  graben  und  ein  vergiftetes 
Wasser  zutage  zu  fördern,  welches  die  Ursache  der  verheerendsten  und 
ansteckendsten  Seuchen  sein  kann.  Und  aus  diesem  Grunde,  d.  h.  weil  der 
Einzelne  durch  sein  isoliertes  Vorgehen  seine  Mitmenschen  auf  das  äusserste 
schädigen  oder  gefährden  kann,  bildet  die  Abfuhr  der  Abfallstoffe  (Canali- 
sation)  und  die  Zuleitung  von  gesundem  Wasser  eine  der  Hauptaufgaben 
der  Gemeinwirtschaft  in  unseren  grossen  Städten.  Ob  diese  Gefahr,  wie  im 
vorliegenden  Falle,  im  Ausbruch  irgend  einer  Seuche,  oder  —  wie  Adolf 
Wagner  sagt  —  darin  besteht,  dass  die  Qualität  der  gebotenen  Güter 
oder  Leistungen  eine  ungenügende  sei,  oder  dass  der  Betreffende  ein  facti- 
sches  Monopol  erlangen  und  dasselbe  zum  Nachtheile  der  Gesammtheit 
ausbeuten  könnte,  oder  dass  die  fragliche  Unternehmung  oder  Anlage  nicht 
gleichmässig  über  das  ganze  Land  ausgebreitet  werde  oder  sonst,  ist  gleich- 
giltig.  In  allen  diesen  Fällen  liegt  eben  die  Gefahr  vor,  dass  durch  das 
isolierte  Vorgehen  des  oder  der  Einzelnen  die  Gesammtheit  geschädigt 
werden  könnte,  und  aus  diesem  Grunde  nimmt  die  letztere  die  Fürsorge 
für  das  fragliche  Bedürfnis  selbst  in  die  Hand. 

Andererseits  darf  man  freilich  nicht  übersehen,  dass  die  gemeinwirt- 
schaftliche Fürsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis  gewissermassen  das 
schärfste  Mittel  repräsentiert,  und  dass  man  zu  dem  schärfsten  Mittel  in 
der  Regel  nur  dann  greift,  wenn  die  minder  scharfen  Mittel  sich  als  unzu- 
länglich erweisen.  Die  Gefahr  nämlich,  dass  der  Einzelne  durch  die  rück- 
sichtslose Verfolgung  seiner  Privatinteressen  (durch  die  rücksichtslose  Vor- 
sorge für  seine  erwerbswirtschaftlichen  oder  consumwirtschaftlichen  Bedürf- 
nisse) seine  Mitmenschen  schädigen  könnte,  liegt  so  ziemlich  auf  allen 
Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  vor.  Und  selbst  der  bescheidene  Hand- 
werker kann  —  wenn  er  sich  gar  zu  einseitig  von  seinen  Erwerbsinteressen 
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leiten  lässt  und  wenn  er  seinen  Kunden  eine  sclileuderhaft  gearbeitete  Ware 
zu  hohen  Preisen  verkauft,  oder  wenn  er  seine  Gesellen  und  Lehrlinge 
rücksichtslos  ausbeutet  —  seine  Nebenmenschen  schädigen.  Allein  diese 
Gefahr,  obwohl  sie  unleugbar  vorliegt,  hat  —  bis  heute  wenigstens  —  noch 
nirgends  die  Verstaatlichung  der  gesammten  Production  zur  Folge  gehabt 
und  der  Grund  hievon  liegt  einfach  in  dem  Umstände,  dass  es  auch  weniger 
scharfe  Mittel  gibt,  jener  Gefahr  zu  begegnen.    Es  sind  dies  die  folgenden: 

a)  Zunächst  darf  man  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erwarten,  dass 
der  Einzelne  durch  eine  geläuterte  Einsicht  (durch  die  Erkenntnis,  dass  der 
Producent,  der  seine  Kundschaft  iibervortheilt,  sich  selbst  am  meisten 
schädigt,  weil  er  seine  Kundschaft  verliert)  und  eventuell  durch  den  regeln- 
den Einfluss  der  Concurrenz  veranlasst  werden  wird,  dasjenige  zu  thun,  was 
der  Gesammtheit  förderlich  und  wünschenswert  ist. 

h)  Leider  ist  es  nicht  möglich,  die  ganze  Wirtschaftsverfassung  auf 
dieser  HofTnung  aufzubauen.  Die  „geläuterte  Einsicht"  fehlt  nur  zu  häufig 
und  die  Concurrenz  erweist  sich  in  ebenso  zahlreichen  Fällen  olmmächtig, 
die  gewünschte  Correctur  herbeizuführen.  Es  bleibt  daher  nichts  anderes 
übrig  als  ein  regelnder  Eingriff  der  öffentlichen  Gewalt,  und  dieser  besteht 
zunächst  darin,  dass  die  Gesammtheit  (Staats-,  Provinzial-,  Gemeindever- 
waltung, die  Berufsgenossenschaft  u.  dgl.)  allgemeine  Normen  erlässt, 
durch  welche  vorgeschrieben  wird,  was  der  Einzelne  zu  thun  und  was  er 
zu  unterlassen  hat.  Es  sind  dies  die  sogenannten  „Ordnungen"  wie  die 
Wasser-,  Forst-,  Berg-  und  Gewerbeordnung,  die  gesammte  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung etc.  etc. 

c)  Zeigt  die  Erfahrung,  dass  die  gedachten  allgemeinen  Gesetze  und 
Vorschriften  nicht  in  allen  Fällen  genügen,  um  die  Interessen  der  Gesammt- 
heit gegenüber  den  widerstreitenden  Interessen  der  betreffenden  Einzelnen 
zur  Geltung  zu  bringen,  so  greift  man  zu  dem  nächst  schärferen  Mittel  der 
sogenannten  regulierten  Unternehmung  oder  delegierten  Verwaltung,  welches 
bekanntlich  darin  besteht,  dass  die  Vorsorge  für  irgend  ein  gemeinsames 
Bedürfnis  nur  bestimmten  privaten  Unternehmungen  gestattet  wird,  welche 
von  der  Kegierung  durch  eine  besondere  (nur  für  diese  betreffende  Unter- 
nehmung geltende)  Vorschrift  —  durch  eine  sogenannte  ,lex  specialis"  — 
genau  und  bis  in's  Detail  hinein  verschreibt,  was  sie  zu  thun  haben.  (Bei- 
spiele solcher  regulierter  Unternehmungen  sind  die  sogenannten  Privat- 
Eisenbahnen,  Brücken,  die  von  Actiengesellschaften  gebaut  und  unterhalten 
werden,  Fähren,  die  grossen  Actien-Zettelbanken  u.  dgl.) 

d)  Erweist  sich  auch  dieses  Mittel  als  ungeeignet,  um  die  entsprechende 
Fürsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis  zu  sichern,  so  nimmt  die  Gesammt- 
heit den  Betrieb  der  betreffenden  Unternehmung  selbst  in  die  Hand  und 
sorgt  zwangsgemeinwirtschaftlich  für  das  fragliche  gemeinsame  Bedürfnis. 
(Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  des  Telephons  etc.;  die  Verstadtlichung 
der  städtischen  Gas-,  Elektricitätswerke  etc.) 

Beiläufig  bemerkt,  ergibt  sich  schon  aus  der  vorstehenden  Betrachtung 
allein   die  Einseitigkeit  und   damit   die  Unrichtigkeit   der   manchesterlichen 
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Theorie  einerseits  und  der  socialdemokratisclien  Lehre  andererseits.  Die 
Freihandelsschule  übertreibt  und  ist  einseitig,  weil  sie  die  Möglichkeit, 
dass  der  Einzelne  die  Gesammtheit  schädigen  könne,  leugnet  und  unter- 
schätzt und  alles  Heil  von  der  , geläuterten  Einsicht"  und  von  dem  „regeln- 
den Einfluss  der  Concurrenz"  erwartet.  Die  socialderaokratische  Lehre 
andererseits  verfällt  in  das  entgegengesetzte  Extrem  und  ist  nicht  minder 
einseitig  und  übertrieben,  weil  sie  die  Möglichkeit,  dass  der  Einzelne  die 
Gesammtheit  schädigen  könne,  überschätzt  und  aus  lauter  Furcht  vor  dieser 
Möglichkeit  die  zwangsgemeinwirtschaftliche  Fürsorge  für  jedes  Bedürfnis 
(die  Verstaatlichung  der  gesammten  Production)  fordert.  Die  Wahrheit 
liegt  hier  —    wie  jedesmal  —  in  der  Mitte. 

2.  Die  Gefahr,  dass  der  Einzelne  durch  sein  rücksichtsloses  Vorgehen 
bei  der  Verfolgung  seiner  consumwirtschaftlichen  oder  erwerbswirtschaft- 
lichen Interessen  (Bedürfnisse)  die  Gesammtheit  schädigen  könne,  ist  jedoch 
nicht  die  einzige  Ursache  der  zwangsgemeinwirtschaftlichen  Fürsorge  für 
ein  gemeinsames  Bedürfnis.  In  unzähligen  Fällen  nimmt  die  betreifende 
Zwangsgemeinwirtschaft  die  Fürsorge  für  irgend  ein  gemeinsames  Bedürfnis 
in  die  Hand,  nicht  weil  sie  eine  Schädigung  oder  Gefährdung  der  Gesammt- 
heit durch  die  privatwirtschaftliche  Fürsorge  befürchtet,  sondern  weil  sie  — 
wie  man  zu  sagen  pflegt  —  das  Gemeinwohl  fördern  will,  d.  h.  weil  sie 
allen  ihren  Mitgliedern  oder  doch  einem  namhaften  Bruchtheile  derselben 
eine  Förderung  ihrer  Wirtschaften  angedeihen  lassen  will.  Dies  ist  ins- 
besondere dann  der  Fall,  wenn  das  betreffende  wünschenswerte  Werk  (die 
betreffende  Anlage  oder  Unternehmung)  so  gi'oss  oder  so  kostspielig  ist, 
dass  die  Einzelnen  es  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  mangelhaft  her- 
stellen können.  Die  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Verkehrsanstalten,  die 
Errichtung  und  die  Instandhaltung  der  Strassen,  die  Errichtung  und  der 
Betrieb  der  Posten,  der  Telegraphen  u.  dgl.,  die  Anlage  und  Unterhaltung 
von  öffentlichen  Gärten,  Museen,  Sammlungen,  Bibliotheken,  die  Errichtung 
von  Schulen  und  Bildungsanstalten,  die  Errichtung  von  öffentlichen  (Staats-, 
Provinzial-,  Kreis-,  Communal-,  berufskörperschaftlichen)  Banken  oder  son- 
stigen Creditinstituten  u.  dgl.  m.  sind  Beispiele  einer  derartigen  gemein- 
nützigen zwangsgemeinwirtschaftlichen  Thätigkeit. 

3.  Ein  dritter  Grund  der  zwangsgemeinwiiischaftlichen  Fürsorge  für 
ein  gemeinsames  Bedürfnis  ist  in  der  Finanzgebarung  zu  suchen.  Die  gemein- 
wirtschaftliche Bedürfnisbefriedigung  erfordert  selbstredend  materielle  Mittel, 
denn  die  Anlage  und  der  Betrieb  des  betreffenden  Werkes  oder  Unterneh- 
mens verursacht  Kosten.  Da  ist  es  denn  ein  überaus  naheliegender  Gedanke, 
diese  Kosten  und  vielleicht  noch  etwas  darüber  in  der  Weise  hereinzu- 
bringen, dass  man  von  denjenigen,  welche  das  gemeinwirtschaftliche  Unter- 
nehmen benützen,  ein  gewisses  Entgelt  fordert.  Oder  mit  anderen  Worten: 
die  zwangsgemeinwirtschaftliche  Fürsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis 
ist  ein  überaus  naheliegendes  und  bequemes  Mittel  für  die  Zwecke  der 
Gemeinschaft,  Geld  zu  verdienen,  und  tbatsächlich  haben  auch  die  ver- 
schiedensten Gemeinschaften  (Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde,  Berufs- 
zeitschrift für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  VlI.  Band,  2.  Heft.  12 
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genossenschaft)  zu  allen  Zeiten  von  diesem  Auskunftsmittel  den  erfolg- 
reichsten Gebrauch  gemacht.  Ob  die  betreffende  Gemeinschaft  sich  das 
ausschliessliche  Recht  des  Betriebes  einer  derartigen  Unternehmung  wahrt, 
um  (wie  beim  Tabak-  oder  Salzmonopol)  die  Preise  ihres  Artikels  oder 
ihrer  Leistungen  möglichst  hoch  zu  stellen;  ob  sie  sich  zwar  das  aus- 
schliessliche Recht  des  Betriebes  wahrt,  aber  (wie  bei  der  Post,  dem  Tele- 
graphen u.  dgl.)  mit  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Wohl  die  Preise  mög- 
lichst niedrig  stellt;  ob  sie  (wie  beim  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft u.  dgl.)  mit  anderen  privaten  Unternehmungen  concurriert;  ob  sie 
mit  dem  Betrieb  der  betreffenden  Unternehmung  vielleicht  noch  einen  beson- 
deren Nebenzweck  verbindet,  etwa  (wie  bei  dem  geplanten  schweizerischen 
Zündhölzchenmonopol)  die  Arbeiter  der  betreffenden  Branche  gegen  irgend 
welche  Gefahren  zu  schützen  oder  sie  sonst  günstiger  zu  stellen,  oder  eine 
neue  Industrie  im  Lande  einzuführen,  oder  dgl.;  ist  für  den  vorliegenden 
Zweck  gleichgiltig. 

4.  Endlich  viertens  kommt  es  häufig  vor,  dass  die  betreffende  Gemein- 
wirtschaft  für  ihr  eigenes  (Gemeinschafts-)  Bedürfnis  versorgen  muss,  dass 
aber  dieses  eigentliche  „Gemeinschafts "-Bedürfnis  gleichzeitig  ein  den  An- 
gehörigen dieser  Gemeinschaft  gemeinsames  Bedürfnis  ist.  So  braucht  der 
Staat  Strassen  (die  „Heer "-Strassen)  und  Eisenbahnen  (die  sogenannten 
strategischen  Eisenbahnen),  um  seine  Truppenmassen,  namentlich  im  Falle 
eines  Krieges  verschieben  zu  können;  er  braucht  Posten  und  Telegraphen, 
weil  die  Centralregierung  mit  den  Statthaltern  und  Generalen  in  den  Pro- 
vinzen in  dauernder  Verbindung  stehen  muss;  er  braucht  vielleicht  eigene 
Druckereien  oder  sonstige  gewerbliche  Etablissements  (Arsenale,  Waffen- 
fabriken 0.  dgl.)  etc.  etc.  und  kann  durch  die  Verhältnisse  gezwungen  sein, 
die  betreffenden  Anlagen  selbst  herzustellen  und  in  eigener  Regie  zu  betrei- 
ben. Da  aber  gleichzeitig  auch  die  Angehörigen  dieses  Staates  das  Bedürfnis 
haben  zu  reisen  und  Güter  zu  verfrachten,  da  auch  sie  Briefschaften  oder 
Telegramme  zu  befördern  wünschen  u.  s.  f.,  so  ist  es  auch  wieder  überaus 
naheliegend,  dass  der  Staat  (die  betreffende  Zwangsgemeinwirtschaft)  die 
fraglichen  Anlagen,  die  er  zunächst  nur  für  seine  eigenen  Zwecke  und  Be- 
dürfnisse geschaffen  hat,  nebenbei  auch  den  Einzelnen  —  sei  es  gegen  Ent- 
gelt, sei  es  unentgeltlich    —  zur  Benützung  überlässt. 

IV.  Die  Zwangsgemeinwirtschaften. 

Begriff  —  Entstehung  —  Arten  derselben. 
Der  Begriff  der  Zwangsgemeinwirtschaften  ist  erst  durch  Adolf  Wagner 
in  die  Wissenschaft  eingeführt  worden;  er  ist  somit  noch  jungen  Datums 
und  es  wird  nicht  unangemessen  sein,  auf  denselben  hier  näher  einzugehen. 
Eine  Zwangsgemeinwirtschaft  ist  eine  durch  Zwang  gebildete  und  zusammen- 
gehaltene Gruppe  von  Personen,  welche  mit  vereinten  Kräften  einen  gemein- 
samen Zweck  anstreben,  d.  i.  also  eine  Gruppe  von  Personen,  welche  durch 
gemeinsame  Wirtschaft   (im    weitesten  Sinne    des  Wortes)   ein   ihnen   allen 
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gemeinsames  Bedürfnis  zu  befriedigen  bestrebt  sind.  Damit  ist  —  um  schon 
bei  der  theoretischen  Deduction  zu-  bleiben  —  implicite  auch  die  Frage 
nach  den  Arten  der  Zwangsgemeinwirtschaften  beantwortet.  Da  nämlich  die 
den  Menschen  gemeinsamen  Bedürfnisse  —  wie  im  Vorstehenden  nachge- 
wiesen wurde  —  in  drei  Gruppen  zerfallen: 

in  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Glaubensgenossen, 

in  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  örtlich  beisammen  wohnenden 
Menschen,  und 

in  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Berufsgenossen, 
so  gibt  es  auch  drei  Arten  von  Zwangsgemeinwirtschaften,  beziehungsweise 
drei  Arten  von  Zwangsgruppen  von  Personen,  nämlich: 

die  Zwangsgruppen  der  Glaubensgenossen,  d.i.  die  verschiedenen  Kirchen, 

die  Zwangsgruppen  der  örtlich  beisammen  wohnenden  Menschen  oder 
die  territorialen  Gruppen,  Gemeinde,  Bezirk,  Kreis,  Provinz, 
Staat,  Keich,  und 

die  Zwangsgruppen  der  Berufsgenossen,  die  Berufsgenossenschaften. 
Da  jedoch  die  veischiedenen  Kirchen  sich  mit  Angelegenheiten  befassen, 
welche  nicht  Angelegenheiten  „dieser  Welt"  sind,  und  die  vorliegende  Unter- 
suchung sich  auf  die  wirtschaftliche  Seite  der  Frage  beschränkt,  so  dürfen 
die  verschiedenen  Glaubensgenossenschaften  hier  ausser  Betracht  bleiben, 
und  dürfen  wir  uns  auf  die  Erörterung  der  beiden  übrigbleibenden  Gruppen, 

der  territorialen  Gruppen,  und 

der  Berufsgenossenschaften 
beschränken.  Nur  beiläufig  möchte  ich  bemerken,  dass  die  im  Vorstehenden 
auf  dem  Wege  der  theoretischen  Deduction  gewonnene  Eintheilung  der 
Zwangsgruppen  mit  der  Wirklichkeit  übereinstimmt.  Es  gibt  bekanntlich 
Zwangsvereinigungen  der  Glaubensgenossen  (die  verschiedenen  Kirchen),  es 
gibt  Zwangsvereinigungen  der  auf  demselben  Territorium  beisammen  lebenden 
Menschen  (die  vorerwähnten  territorialen  Gruppen),  und  es  gibt  Zwangs- 
vereinigungen der  ßerufsgenossen  (Berufsgenossenschaften),  und  andererseits 
sind  —  mir  wenigstens  —  anderweitige  Zwangsvereinigungen  von  Personen 
(nämlich  solche  die  gleichzeitig  eine  Körperschaft,  eine  juristische  Person 
bilden)  nicht  bekannt.  Man  kann  wohl  selbstredend  eine  grössere  Anzahl 
von  Menschen  zwangsweise  zusammentreiben  und  sie  zwingen,  irgend  eine 
Leistung  gemeinsam  zu  vollbringen  (etwa  einen  ausgebrochenen  grösseren 
Brand  zu  löschen  o.  dgl.);  allein  die  so  zusammengetriebenen  Personen 
bilden  lediglich  eine  durch  äusseren  Zwang  zusammengehaltene  Herde,  aber 
keine  innere  Einheit,  keine  Körperschaft  oder  juristische  Person. 

Adolf  Wagner  hat  ferner  auch  die  Frage  nach  der  Berechtigung 
des  Zwanges  aufgeworfen  und  dieselbe  (vgl.  oben  die  „Einleitung")  dahin 
beantwortet,  dass  der  Zwang  gerechtfertigt  sei, 

a)  wenn  die  fragliche  Gemeinwirtschaft  (Zwangsgruppe)  im  Interesse 
der  betreffenden  Gesammtheit  nothwendig  ist  und  die  Gefahr  vorliegt,  dass 
die  Gemeinwirtschaft  durch  das  Widerstreben  Einzelner  entweder  vereitelt 
oder  doch  nur  mangelhaft  functionieren  würde,  und 
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h)  wenn  der  Einzelne  auch  ohne  seinen  Willen  an  den  durch  die 
Geraeinwirtschaft  gebotenen  Vortheilen  participiert. 

Damit  ist  zugleich  auch  die  Frage  nach  der  Entstehung  der  Zwangs- 
gemeinwirtschaften (Zwangsgruppen)  berührt,  indes  lässt  sich  sowohl  die 
Frage  der  Berechtigung  des  Zwanges  als  nach  der  Entstehung  der  einzelnen 
Zwangsvereinigungen  nicht  so  einfach  und  allgemein  giltig  beantworten. 
Fasst  man  die  Gegenwart  ins  Auge  und  legt  man  sich  die  Frage  vor,  wie 
heute  eine  Zwangsvereinigung  von  Personen  —  z.  B.  eine  neue  Ortsgemeinde, 
ein  Bezirk,  Kreis  o.  dgl.,  eine  neue  Kirche,  oder  eine  neue  Berufsgenossen- 
schaft —  entsteht  oder  gebildet  wird,  so  wird  dies  jedesmal  auf  irgend 
eine  Verfügung  (Gesetz  o.  dgl.)  der  Staatsgewalt  zurückzuführen  sein,  und 
die  Staatsgewalt  wird,  ehe  sie  eine  derartige  Verfügung  trifft,  jedesmal  zu 
erwägen  haben,  ob  die  beiden  von  Wagner  hervorgehobenen  Voraus- 
setzungen zutreffen.  Insofern  also  hat  Adolf  Wagner  meines  Erachtens 
unbedingt  recht.  Und  ebenso  wird  man  dem  Einzelnen,  der  etwa  über  den 
von  der  Staatsgewalt  gegen  ihn  geübten  Zwang  mun-t,  mit  Wagner  ganz 
zutreffend  entgegenhalten  können:  „Lieber  Freund,  der  Staat  zwingt  dich, 
weil  ein  Gemeinwesen  ohne  Zwang,  ein  Gemeinwesen,  das  sich  auf  dem 
Princip  der  Freiwilligkeit  aufbauen  wollte,  ganz  undenkbar  ist,  und  ferner 
vergiss  nicht,  dass  du  —  ob  du  willst  oder  nicht  —  an  den  Segnungen 
eines  geordneten  Staatswesens  theilnimmst;  ergo  musst  du  auch,  ob  du 
willst  oder  nicht,  die  Pflichten  auf  dich  nehmen,  die  der  Staat  dir  aufer- 
legt." Damit  ist  aber  die  Frage  nach  der  Entstehung  und  der  Berechtigung 
der  Zwangsvereinigung  überhaupt  (speciell  des  Staates)  noch  nicht  beant- 
wortet. 

Fasst  man  also  die  Vergangenheit  ins  Auge  und  legt  man  sich  die 
Frage  vor,  auf  welche  Weise  die  ersten  Zwangsvereinigungen  entstanden 
sein  dürften,  so  wird  man  wohl  zu  einem  anderen  Resultate  gelangen.  Man 
wird  sich  nämlich  sagen  müssen,  dass  manche  Bedürfnisse  (im  vorliegenden 
Falle  also  das  Bedürfnis  der  Vereinigung  aller  Individuen)  mit  so  elemen- 
tarer Gewalt  auftreten  und  zum  Durchbruch  gelangen,  dass  ihnen  Rechnung 
getragen  werden  muss,  u.  zw.  ohne  nach  einer  „Berechtigung"  zu  fragen. 
Und  dies  gilt  denn  auch  von  der  ursprünglichen  Gruppenbildung.  Soweit 
unsere  Blicke  in  die  Urzeiten  des  Menschengeschlechtes  zurückreichen,  sehen 
wir  die  Menschen  in  kleinen  blutsverwandten  Horden  oder  Stämmen  (Gentes) 
auf  den  Plan  treten.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  ist  eine  naheliegende. 
Der  einzelne  Mensch  ist  schwach  und  kann,  wenn  er  allein  für  sich  den 
Kampf  ums  Dasein  mit  der  ihn  umgebenden  äusseren  Natur  aufnehmen 
soll,  nur  nothdürftig  seine  Existenz  fristen.  Dieser  seiner  Schwäche  ist  sich 
der  Mensch  (wenn  auch  vielfach  nur  unklar)  bewusst,  und  daher  sucht  er 
instinctiv  wie  die  Herdenthiere  Anlehnung  an  seinesgleichen,  um  vereint 
mit  diesen  der  Natur  dasjenige  abzuringen,  was  alle  zum  Leben  brauchen. 
Oder  mit  anderen  Worten,  der  Mensch  ist  —  wie  Schaf fle  richtig  sagt 
—  darauf  angewiesen,  den  Kampf  ums  Dasein  coUectiv  zu  führen.  Und 
diejenigen,  an  die  der  Einzelne  zunächst  und  naturgemäss  sich  anlehnt,  sind 
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seine  Eltern  und  seine  Geschwister,  oder  allgemein  gesprochen  seine  Bluts- 
verwandten, die  Angehörigen  der  Sippe,  des  Stammes.  So  repräsentiert  die 
ursprüngliche  Horde  oder  der  Stamm  die  erste  Gruppe,  bei  der  es  allerdings 

—  gerade  so  wie  bei  einer  Zebra-  oder  Gazellenherde  —  schwer  ist,  von 
einer  zwangslosen  Vereinigung  zu  sprechen,  und  noch  schwerer,  nach  einer 
Bereclitigung  des  Zwanges  zu  fragen.  Mit  den  kleinen  Kämpfen  zwischen 
diesen  ursprünglichen  Horden  und  der  Unterwerfung  der  einen  durch  die 
andere  beginnt  allmählich  die  Staatenbildung.  Hier  haben  wir  also  wohl 
schon  den  Zwang,  aber  der  Zwang  wird  instinctiv  geübt,  und  man  wird 
wohl  vergeblich  eine  Antwort  auf  die  Trage  nach  der  „Berechtigung"  jenes 
Zwanges  suchen.  Der  siegreiche  Stamm  hat  einen  anderen  unterworfen  und 
sich  einverleibt,  und  die  so  vergrösserte  Gruppe  geniesst  nun  den  Vortheil, 
dass  sie  sich  einer  gesicherteren  und  besseren  Existenz  erfreut,  weil  sie  über 
eine  grössere  Zahl  von  Armen  und  Händen  verfügt  als  früher  —  das  ist 
die  „Berechtigung"  des  Zwanges;  er  ist  einfach  unentbehrlich. 

Aus  dieser  ursprünglichen  Gruppe,  aus  der  blutsverwandten  Horde, 
die  sich  durch  Unterwerfung  anderer  Horden  allmählich  vergrössert,  sind 
im  Laufe  der  Jahrtausende  diejenigen  drei  Arten  von  Zwangsgruppen  her- 
vorgewachsen, die  wir  heute  kennen  und  deren  Werdeprocess  den  Inhalt 
der  sogenannten  Weltgeschichte  bildet:  die  Gruppen  der  Glaubensgenossen, 
die  territorialen  Gruppen  und  die  Gruppen  der  Berufsgenossen.  Freilich  war 
in  der  ursprünglichen  blutsverwandten  Horde,  die  noch  nicht  einmal  sesshaft 
war,  sondern  herumschwärmte,  weder  das  territoriale,  noch  das  berufs- 
genossenschaftliche, noch  das  kirchliche  Moment  scharf  ausgeprägt,  sondern 
alles  dies  verschwommen  durch  einander  gemischt,  aber  im  Keime  war  es 
bereits  vorhanden.  Denn  da  der  Mensch  vom  Grund  und  Boden  nicht  los- 
gelöst werden  kann,  so  tritt  das  territoriale  Moment  wenigstens  in  den 
gemeinsamen  Jagd-  oder  WeidegrOnden  andeutungsweise  zutage;  die  Horde 
war  ferner  gleichzeitig  Berufsgenossenschaft,  weil  unter  ihren  Angehörigen 
von  einer  Sonderung  der  Berufe  noch  keine  Kede  war,  und  der  „Beruf 
eines  jeden  in  der  primitiven  Erbeutung  von  Lebensmitteln  bestand;  sie  war 
endlich  auch  eine  Glaubensgenossenschaft,  weil  unter  ihren  Angehörigen  — 
sofern  man  überhaupt  von  einem  „Glauben"  des  Urmenschen  sprechen  darf 

—  sicherlich  noch  keine  Glaubensspaltungen  bestanden.  Mit  dem  Sesshaft- 
werden  jener  kleinen  Stämme  und  später  mit  der  Sonderung  der  Berufe 
beginnen  allmählich  die  territorialen  und  die  berufsgenossenschaftlichen 
Gruppen  (auf  die  Gruppen  der  Glaubensgenossen  kann  hier,  wie  bereits 
wiederholt  hervorgehoben  wurde,  nicht  näher  eingegangen  werden)  sich  zu 
entfalten,  und  beide  Arten  haben  in  der  Geschichte  der  europäischen  Völker 
im  Laufe  der  Zeiten  eine  hervorragende  Kolle  gespielt. 

Zunächst  gelangte  die  territoriale  Gruppe  zur  Entfaltung  und  zur 
Geltung,  Mit  den  vorhin  gedachten  kleinen  Kämpfen  zwischen  jenen  prä- 
historischen Horden  oder  Stämmen  und  der  Unterwerfung  eines  Stammes 
durch  den  anderen  beginnt  nämlich  der  Process  der  Staatenbildung.  Das 
sogenannte  „Alterthum"  ist  die  Periode  jener  ursprünglichen  Staatenbildungen, 
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und  in  derselben  tritt  —  da  ein  Staat  ohne  Territorium  nicht  gedacht  werden 
kann  —  das  territoriale  Moment  mit  voller  Schärfe  in  den  Vordergrund. 
Wie  lebendig  jedoch  zu  jener  Zeit  das  Gefühl  der  ursprünglichen  Bluts- 
verwandtschaft noch  war,  beweist  die  Thatsache,  dass  die  Staaten  des  Alter- 
thums  wenigstens  anfänglich  noch  auf  der  Gentil-  oder  Stammesverfassung 
aufgebaut  waren.  Beiläufig  bemerkt,  dürfte  wohl  auch  die  altindische  oder 
die  altegyp tische  Kaste  nichts  anderes  gewesen  sein  als  eine  petrificierte 
oder  mumificierte  Gens  mit  etwas  berufsgenossenschaftlicher  Beimischung, 
d.  h.  eine  Gens,  die  so  sehr  zu  Stein  oder  zur  Mumie  geworden  war,  dass 
ihre  Angehörigen  nur  untereinander  heiraten  durften,  und  dass  der  Sohn 
immer  nur  den  Beruf  des  Vaters  ergreifen  durfte. 

Mit  dem  Auftreten  der  germanischen  Stämme  im  sogenannten  Mittel- 
alter tritt  ein  neues,  das  berufsgenossenschaftliche  Moment  in  die  Erschei- 
nung^). Allerdings  treten  auch  die  Germanen  anfänglich  als  wandernde 
blutsverwandte  Stämme  auf  den  Plan  und  bildeten  nach  ihrer  Sesshaft- 
werdung  (wie  alle  Völkerschaften  in  der  Urzeit)  Gruppen,  die  stammverwandt 
und  mehr  oder  weniger  territorial  abgegrenzt  waren.  Dies  änderte  sich  jedoch 
mit  dem  Aufblühen  der  Städte.  In  den  Städten  siedelten  sich  allerlei  Men- 
schen an,  die  aus  der  Umgebung  zusammenströmten  und  hinter  den  Mauern 
Schutz  suchten;  hier  also  war  von  einer  Blutsverwandtschaft  der  Bevöl- 
kerung von  vornherein  keine  Rede.  Auf  der  anderen  Seite  war  die  Macht 
des  Königs  eine  so  geringe,  dass  es  noch  kein  geregeltes  Staatswesen  und 
keine  Rechtssicherheit  gab.  Eine  solche  war  nur  in  der  Weise  nothdürftig 
zu  erzielen,  dass  die  Einzelnen  sich  freiwillig  zusammenschlössen,  um  mit 
vereinten  Kräften  für  ihre  Unabhängigkeit  und  für  ihre  Interessen  einzu- 
stehen. Da  war  es  denn  —  wie  Gierke  in  seinem  bekannten  Werke  „Das 
deutsche  Genossenschaftsrecht",  Bd.  I,  pag.  221  ff.  nachweist  —  nur  natür- 
lich und  naheliegend,  dass  diejenigen,  die  einander  am  nächsten  standen, 
d.  i.  die  Gleichen,  die  Berufsgenossen  sich  zu  „gewillkürten  Vereinen" 
zusammenschlössen.  So  entstanden  jene  unzähligen  Brüderschaften,  Schutz- 
gilden, Innungen,  Zünfte  u.  dgl.,  die  uns  im  germanischen  Mittelalter  aller- 
orts begegnen.  Und  so  mächtig  war  der  Drang  zur  Vereinigung  in  jener 
Zeit,  dass  schliesslich  von  den  Territorialherren  und  Städten  angefangen  bis 
hinunter  zu  den  Soldknechten,  Spielleuten  und  Bettlern  überall  die  Gleich- 
gestellten und  die  Berufsgenossen  sich  zu  corporativen  Verbänden  zusammen- 
geschlossen hatten.  Jener  Einigungstrieb  beschränkte  sich  aber  nicht  auf 
die  nächste  Umgebung,  sondern  zog  immer  weitere  Kreise.  Die  Angehörigen 
des  nämlichen  Handwerks  beispielsweise  waren  in  der  Zunft  geeinigt;  die 
verschiedenen  Handwerkerzünfte  derselben  Stadt  vereinigten  sich  zu  einer 
Gesammtgilde,  der  mitunter  sogenannten  „Kleinen  Gilde".  Die  Gesammt- 
gilde  der  Handwerker  verband  sich  ihrerseits  wieder  mit  der  sogenannten 
, Grossen  Gilde",  der  Gesammtgilde  der  „oberen  Zünfte",  der  „Richer- 
zechen"  (der  Gilden  der  Patrizier,  der  Kaufleute,   der  Münzherren  u.  dgl.), 

*)  Von   den   zi>nftähnliclien   Corporationen   der  Gewerbetreibenden  in  der  späteren 
Eaiserzeit  in  Rom  darf  hier  füglich  abgesehen  werden. 
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SO  dass  die  gesammte  Bürgerschaft  der  Stadt  eine  geschlossene  Einheit 
kleinerer  Personenverbände  (verschiedener  Körperschaften)  darstellte.  Die 
benachbarten  Städte  schlössen  Bündnisse  unter  einander  nach  sogenannten 
„Quartieren",  welche  ihrerseits  wieder  sich  zur  grossen  deutschen  Hansa 
zusammenschlössen  —  dem  denkbar  grossartigsten  und  einzig  in  der  Welt- 
geschichte dastehenden  Versuche,  einen  aus  lauter  Personenverbänden  beste- 
henden Staat  zu  bilden;  einen  Staat,  der  sozusagen  in  der  Luft  schwebte, 
weil  ihm  die  erste  Voraussetzung  eines  jeden  Staates,  das  Territorium,  fehlte. 
Im  Laufe  der  sogenannten  „Neuen  Zeit"  beginnt  das  Bild  sich  aber- 
mals zu  verändern  und  umgekehrt  wieder  das  Moment  der  Territorialität  in 
der  Gruppenbildung  immer  schärfer  in  den  Vordergrund  zu  treten.  Die 
Gründe  dieser  Erscheinung  waren  mehrfache. 

1.  Jene  mittelalterlichen  Berufsgenossenschaften  waren  Schutzgilden, 
hervorgerufen  durch  die  damalige  Kechtsunsicherheit  infolge  des  Mangels 
einer  festgefügten  Staatsgewalt.  Sie  mussten  daher  in  dem  Maasse  an  Be- 
deutung einbüssen,  in  dem  die  landesfürstliche  Gewalt  erstarkte  und  es  ihr 
gelang,  eine  geordnete  staatliche  Verwaltung  einzuführen,  und  sie  verloren 
schliesslich,  als  dies  geschehen  war,  allen  Sinn  und  alle  Existenzberech- 
tigung. 

2.  Im  Laufe  der  sogenannten  „Neuen  Zeit"  entwickelte  sich  ferner 
immer  schärfer  das  sogenannte  Princip  der  Territorialität  der  Staaten,  wel- 
ches bekanntlich  darin  besteht,  dass  keiner  fremden  Macht  gestattet  wird, 
innerhalb  des  staatlichen  Territoriums  die  staatlichen  Hoheitsrechte  auszu- 
üben. Je  schärfer  dieses  Princip  hervortrat,  umso  weniger  konnte  ein  Staat 
es  dulden,  dass  ausländische  Berufsgenossenschaften  —  wie  die  Zweignieder- 
lassungen der  deutschen  Hansa  im  Auslande  —  auf  seinem  Territorium 
sich  niederliessen  und  hier  staatliche  Hoheitsrechte  (wie  die  Jurisdiction, 
die  autonome  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  u.  dgl.)  ausübten.  Und 
ebensowenig  konnte  der  Staat  ruhig  zusehen,  dass  inländische  Berufsgenossen- 
schaften —  also  Verbindungen  mehr  oder  weniger  staatsrechtlichen  Cha- 
rakters —  Zweigniederlassungen  im  Auslande  etablierten,  um  dann  vielleicht 
von  dort  aus  die  Staatsgewalt  im  Inlande  selbst  zu  bekämpfen  und  zu  unter- 
graben. So  brachten  die  geänderten  Verhältnisse  es  mit  sich,  dass  insbe- 
sondere jene  internationalen  Personenvereinigungen  wie  die  deutsche  Hansa 
auf  einen  immer  kräftiger  werdenden  Widerstand  stiessen,  der  ihnen  schliess- 
lich den  Untergang  bereitete;  der  fremde  Staat  musste  sich  ihnen  allmählich 
feindlich  gegenüberstellen,  während  die  heimische  Staatsgewalt  ihnen  im 
günstigsten  Falle  Gleichgiltigkeit  entgegenbrachte. 

3.  Die  sogenannte  „Neue  Zeit"  ist  endlich  bekanntlich  die  Periode, 
in  der  die  modernen  Staaten  sich  zu  bilden  begannen,  und  dieser  Process 
der  Staatenbildung  führte  nothwendig  zu  einer  Keihe  von  Conflicten  zwischen 
der  Staatsgewalt  und  den  in  Rede  stehenden  Berufsgenossenschaften  (stän- 
dischen Körperschaften).  Zum  Theile  waren  dieselben  verwaltungsrechtlicher 
Natur.  Da  nämlich  eine  geregelte  staatliche  Administration  ohne  eine  terri- 
toriale Eintheilung  des   Staatsgebietes  und  ohne  eine  besondere  Provinzial- 


184  Klein  Wächter, 

Verwaltung  nicht  denkbar  ist,  so  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  die  Kechte 
und  Privilegien  der  autonomen  berufständischen  Körperschaften,  die  als 
Personalgemeinden  sich  der  neuen  territorialen  Gliederung  des  Staatsgebietes 
nicht  anzuschmiegen  verstanden,  oder  auch  nicht  anzuschmiegen  im  Stande 
waren,  der  staatlichen  Administration  auf  Schritt  und  Tritt  hemmend  im 
Wege  standen.  Zum  anderen  Theile  waren  jene  Conflicte  finanzieller  Natur. 
Jede  dieser  berufständischen  Körperschaften  besass  nämlich  das  mehr  oder 
weniger  weitgehende  Eecht  ihre  Mitglieder  zu  besteuern.  Auf  der  anderen 
Seite  brachte  es  jedoch  der  Process  der  Staatenbildung  mit  sich,  dass  an 
die  Landesfürsten  als  Träger  und  Eepräsentanten  der  modernen  Staatsidee 
gewaltige  finanzielle  Anforderungen  herantraten,  theils  weil  behufs  der  noth- 
wendigen  Vergrösserung  des  Staatsgebietes  kostsjiielige  Kriege  geführt 
werden  mussten,  theils  weil  die  Organisation  der  neuen  staatlichen  Ver- 
waltung grosse  Geldopfer  erheischte.  Den  Landesfürsten  blieb  unter  solchen 
Umständen  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als  immer  neue  und  steigende  Geld- 
aushilfen von  den  Ständen  zu  verlangen,  und  diese  weigerten  sich  oft  genug, 
die  geforderten  Beisteuern  zu  bewilligen,  sei  es  weil  ihnen  das  Verständnis 
für  die  Aufgaben  des  modernen  Staates  und  sein  Streben  nach  Vergrösse- 
rung mangelte,  sei  es  weil  sie  fühlten,  dass  die  geforderten  Geldmittel 
zur  Bekämpfung  ihrer  eigenen  Macht  verwendet  werden  sollten. 

Mit  einem  Worte,  die  gesammte  ständische  oder  berufsgenossen- 
schaftlich gegliederte  Gesellschaft  des  Mittelalters  musste  vorerst  gewisser- 
maassen  zu  einem  flüssigen  Brei  zerstampft  werden,  wenn  es  gelingen  sollte, 
neue  Staatengebilde  aus  ihr  zu  formen.  Diese  Aufgabe  hat  bekanntlich  der 
sogenannte  aufgeklärte  Absolutismus  des  siebenzehnten  und  achtzehnten 
Jahrhunderts  gelöst,  der  all  die  unzähligen  Vorrechte  und  Privilegien  der 
früheren  ständischen  Körperschaften  zerbrach  und  die  sogenannte  „Gleich- 
heit der  Bürger  vor  dem  Gesetze"  hergestellt  hat.  Eines  jedoch  vermochte 
auch  der  strengste  Absolutismus  nicht  zu  beseitigen,  d.  i.  das  Bedürfnis 
nach  einer  Gliederung,  nach  einer  zwangsweisen  Zusammenfassung  der 
Bevölkerung  in  gewisse  Gruppen.  Ein  Staat  mit  einer  einzigen  Behörde  im 
Centrum  ist  ebensowenig  denkbar  als  eine  Armee  von  lauter  , Gemeinen" 
mit  einem  einzigen  General  an  der  Spitze.  Soll  die  Armee  leistungsfähig 
sein,  so  muss  sie  in  Armeecorps,  Divisionen,  Brigaden,  Kegimenter  etc. 
gegliedert,  d.  h.  in  gewisse  taktische  Einheiten  eingetheilt  sein,  deren  jede 
einem  eigenen  üntercommandanten  untersteht.  Ein  Gleiches  gilt  selbstredend 
von  der  Civilbevölkerung.  Will  die  Regierung  die  Ordnung  aufrecht  erhalten 
und  ihre  Gesetze  und  Anordnungen  befolgt  sehen,  so  muss  sie  die  Bevöl- 
kerung in  kleinere  Gruppen,  in  gewisse  administrative  Einheiten  zusammen- 
fassen, sie  muss  ferner  über  jede  dieser  Gruppen  eine  eigene  Behörde  setzen 
und  durch  ein  System  von  Ober-  und  Unterbehörden  dafür  Sorge  tragen, 
dass  alle  diese  Ober-  und  Unterbehörden  der  Centralregierung  —  d.  i.  heute 
dem   Gesammtministerium  —  unterstehen  und    deren  Weisungen   befolgen. 

Der  sogenannte  aufgeklärte  Absolutismus  des  siebenzehnten  und  acht- 
zehnten Jahrhunderts   hat   dies  gethan.    Er  hat  einen  Eehördenorganismus 
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geschaffen,  der  sich  der  territorialen  Ein-  und  Untertheilung  des  Staats- 
gebietes in  Provinzen,  Kreise,  Bezirke  und  Gemeinden  anschmiegt,  und  hat 
damit  die  Bevölkerung  in  gewisse  territoriale  Gruppen  eingetheilt.  Als  dann 
im  Laufe  der  Zeit  diese  neue  Organisation  der  Dinge  sich  eingelebt  hatte 
und  das  Bedürfnis  nach  einer  gewissen  Autonomie  der  Bevölkerung  wieder 
lebhafter  hervortrat,  wurde  dieselbe  in  den  festländischen  Staaten  Europas 
bekanntlich  seitens  der  Eegierungen  in  der  ersten  Hälfte  des  laufenden  Jahr- 
hunderts gewährt,  allein  als  Selbstverwaltungskörper  wurden  nur  diejenigen 
administrativen  Einheiten  anerkannt,  die  der  absolute  Staat  geschaffen  hatte, 
nämlich  die  Ortsgemeinde,  eventuell  der  Bezirk  oder  der  Kreis,  dann  die 
Provinz  und  schliesslich  der  ganze  Staat.  Ihren  Ausdruck  findet  diese  Auto- 
nomie in  den  bekannten  Vertretungskörpern:  in  der  Gemeindevertretung,  in 
der  Bezirksvertretung  oder  im  Kreistage,  in  den  Provinzial-  (Kronlands-) 
Landtagen  und  schliesslich  im  Centralparlament. 

Die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe,  die  im  germanischen  Mittelalter 
eine  so  bedeutende  Rolle  gespielt  hat,  und  der  eine  ebenso  volle  Berech- 
tigung innewohnt  wie  der  territorialen  Gruppe,  hat  in  der  Gegenwart  noch 
nicht  die  Anerkennung  gefunden,  die  ihr  gebürt.  Der  allerorts  und  auf  allen 
Gebieten  sich  vollziehende  Zusammenschluss  der  Berufsgenossen  beweist 
jedoch,  wie  lebhaft  das  Bedürfnis  empfunden  wird  und  wie  intensiv  das 
Bestreben  ist,  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  der  territorialen  als 
gleichberechtigten  und  gleichwertigen  Factor  zur  Seite  zu  stellen. 

1.  Die  territorialen  Gruppen. 

Es  wurde  bereits  an  früherer  Stelle  hervorgehoben,  dass  dort,  wo 
eine  grössere  Zahl  von  Menschen  beisammen  lebt  und  wirtschaftlich  thätig 
ist,  sofort  eine  ganze  Reihe  von  Bedürfnissen  auftauchen  muss,  die  allen 
wirtschaftlichen  Subjecten  gemeinsam  sind.  Es  sind  dies  —  wie  auch  schon 
oben  hervorgehoben  wurde  —  im  Allgemeinen  in  erster  Reihe  Bedürfnisse 
der  Consumwirtschaften,  sodann  aber  auch  Bedürfnisse  der  Erwerbwirtschaften, 
u.  zw.,  wenn  man  so  sagen  darf,  diejenigen  Bedürfnisse,  die  so  elementarer 
Natur  sind,  dass  sie  allen  Erwerbswirtschaften,  mögen  diese  untereinander 
noch  se  verschieden  sein,  gemeinsam  sind.  Es  sind  dies  jene  Bedürfnisse, 
die  den  Herdeninstinct  im  Menschen  wachgerufen  und  schon  den  Urmenschen 
veranlasst  haben,  sich  an  Seinesgleichen,  an  die  Stammesgenossen  anzu- 
schliessen  und  in  kleinen  Herden  beisammen  zu  leben,  das  ist  das  Bedürf- 
nis nach  Schutz  und  nach  gegenseitiger  Förderung. 

Das  Bedürfnis  nach  Schutz  nimmt,  wie  ich  glaube,  nach  Maassgabe 
der  Gefahren,  die  den  Einzelnen  und  beziehungsweise  die  Gruppe  bedrohen, 
eine  dreifache  Gestalt  an: 

a)  Schutz  gegen  äussere  Feinde,  denn  der  Gruppe  droht  immer  Gefahr 
von  einer  anderen  feindlichen  Gruppe  überfallen  und  unterjocht  zu  werden. 
Dem  einzelnen  Angehörigen  der  Gruppe  erwächst  aus  einem  derartigen 
feindlichen  Ueberfall  eine  vierfache  Gefahr:  Er  kann  sein  Leben  oder  seine 
geraden  Glieder  einbüssen;    er  muss  befürchten,  dass  seine  Familie  ausein- 
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ander  gerissen  werde;  er  riskiert,  dass  seine  bisherige  wirtschaftliche 
Existenz  vernichtet  oder  geschädigt  werde;  es  stehen  endlich  die  gemein- 
samen sogenannten  höheren  oder  idealen  Güter  (die  gemeinsame  Religion, 
die  gemeinsanae  Sprache,  die  gemeinsame  bisherige  Cultur  und  Sitte),  auf 
dem  Spiele.  Der  in  Kede  stehenden  Gefahr  wird  begegnet  durch  ein  geord- 
netes Heerwesen. 

h)  Schutz  gegen  innere  Feinde,  denn  innerhalb  der  Gruppe  droht  jedem 
einzelnen  Angehörigen  derselben  die  Gefahr,  von  irgend  einem  anderen  Indi- 
viduum geschädigt  zu  werden.  Es  ist  dies  das  Bedürfnis  nach  Rechtssicherheit, 
dem  die  Gesetzgebung,  die  Justizpflege,  die  Sicherheitspolizei,  die  Veiwal- 
tungspflege  etc.  zu  dienen  bestimmt  ist. 

c)  Schutz  gegen  Elementargefahren,  wie  Feuer,  Wasser,  Blitz,  Hagel 
u.  dgl.  Ferner  die  der  allgemeinen  Gesundheit  drohenden  Gefahren,  also 
die  Verhütung,  die  Abwehr  und  die  Bekämpfung  von  Seuchen.  Der  Abwehr 
dieser  Gefahren  dient  bekanntlich  die  Feuer-,  die  Wasserpolizei,  die  Sorge 
für  die  Erhaltung  der  Wälder,  die  gesammte  Medicinalverwaltung  mit  Ein- 
schluss  der  sogenannten  Hygiene  etc. 

Das  Bedürfnis  nach  thunlichster  Förderung  der  Angehörigen  der 
Gruppe  umfasst  —  so  viel  ich  überblicken  kann  —  nachstehende  Bedürfnisse: 

a)  Das  Bedürfnis  der  Versorgung  mit  den  zum  Leben  nothwendigen 
Gütern.  Ihm  dienen  die  Wasser-,  Gas-,  Elektricitätswerke,  die  Vorsorge  für 
die.  Veranstaltung  regelmässig  wiederkehrender  Märkte,  die  Sorge  für  einen 
regehechten  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Bergwerke,  der 
Gewerbe  u.  dgl, 

b)  Das  Bedürfnis  des  Verkehrs,  das  ist  also  das  Bedürfnis  der  Errichtung 
und  Unterhaltung  von  Strassen,  Canälen,  Eisenbahnen,  Schiffahrtslinien,  Posten, 
Telegraphen  etc.,  das  Bedürfnis,  ein  geregeltes  Maass-,  Gewichts-  und  Münz- 
system zu  besitzen  etc. 

c)  Das  Bedürfnis  der  Bildung  und  des  Unterrichtes,  das  ist  also  das 
Bedürfnis,  Schulen,  Bibliotheken,  Sammlungen,  Museen  u.  dgl.  zu  besitzen. 

d)  Das  Bedürfnis  der  körperlichen  und  geistigen  Erholung,  ihm  dienen 
bekanntlich  die  öffentlichen  Gärten  und  Belustigungsorte  (die  den  verschie- 
denen Arten  des  Sports  dienenden  Plätze),  Theater,  Concerte  u.  dgl.  m. 

Diese  Bedürfnisse  sind  es,  die  seit  jeher  und  allerorts  den  Zusammen- 
schluss  der  Menschen  in  territoriale  Gruppen  veranlasst  und  hervorgerufen 
haben.  Es  entsteht  nunmehr  die  Frage,  welcher  Art  die  territorialen  Gruppen 
sind,  und  wodurch  die  verschiedenen  Arten  der  territorialen  Gruppen  hervorge- 
rufen wurden.  Die  territorialen  Gruppen,  die  uns  allerorts  entgegentreten, 
sind  die  bekannten.  Im  Mittelpunkte  derselben  steht  der  Staat.  Ueber  dem 
einzelnen  Staate  steht  die  Vereinigung  raehrer  Staaten,  u.  zw.  gleichgiltig 
ob  diese  Staaten  nur  durch  Verträge  (Schutz-  und  Trutzbedürfnisse  oder 
Handelsverträge)  verbunden  sind,  oder  ob  sie  verfassungsmässig  zu  einem 
Staatenbund,  zu  einem  Bundesstaate,  zu  einem  „Reiche",  zu  einer  Union, 
einer  Eidgenossenschaft  u.  dgl.  geeinigt  sind.  Unter  dem  einzelnen  Staate 
(selbstverständlich  wenn  er  kein  sogenannter  Kleinstaat  ist)  stehen  die  kleineren 
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territorialen  Gruppen,  das  ist  die  Provinz  oder  das  Kronland  (Departement, 
Gouvernement),  der  Kreis,  eventuell  der  Bezirk,  die  Gemeinde  und  eventuell 
die  Theilgemeinde  (wie  z.  B.  die  einzelnen  Stadttheile,   Stadtviertel  u.  dgl.). 

Der  Staat  ist,  wenn  man  so  sagen  darf,  die  originäre  oder  primäre 
territoriale  Gruppe ;  er  entstand  aus  der  ursprünglichen  prähistorischen 
bluts-  und  stammverwandten  Horde^  die  sich  durch  successive  Unterwerfung 
und  Assimilierung  anderer  Horden  allmählich  vergrösserte.  Und  die  treibende 
Kraft  aller  dieser  Unterjochungen  und  Assimilierungen  war  jedesmal  das 
instinctive,  mehr  oder  weniger  deutlich  oder  undeutlich  hervortretende 
Gefühl,  dass  die  Macht  oder  die  Kraft  nur  in  der  Vereinigung  liege,  d.  h. 
dass  nur  diejenige  Gruppe  auf  eine  einigermaassen  gesicherte  selbstän- 
dige Existenz  rechnen  könne,  die  über  eine  genügende  Anzahl  von  Armen 
und  Händen  verfügt,  die  also  stärker  ist  als  die  übrigen  in  der  Nachbarschaft 
lebenden  Gruppen.  Ob  diese  auf  die  Vergrösserung  des  Staates  abzielende 
Politik  unbewusst  von  irgend  einem  ehrgeizigen  und  eroberungssüchtigen 
Herrscher,  oder  bewusst  von  dem  ganzen  Volke  (wie  etwa  von  den  alten 
Kömern  oder  heute  von  den  Engländern)  betrieben  wurde  oder  wird;  ob  die 
Vergrösserung  des  Staates  durch  Eroberungskriege,  oder  durch  Heiraten 
oder  Erbverträge  unter  den  Herrscherfamilien  herbeigeführt  wurde,  ist  gleich- 
giltig  —  was  ihr  zu  Grunde  lag  und  zu  Grunde  liegt,  war  und  ist  immer 
nur  der  Gedanke,  dass  die  Macht  und  die  Kraft  einzig  und  allein  in  der 
Vereinigung  liege. 

Soll  aber  der  Staat  die  Macht  und  die  Kraft  haben,  nicht  nur  sich 
gegen  etwaige  feindliche  Ueberfälle  zu  vertheidigen,  sondern  sich  durch 
Unterwerfung  anderer  territorialer  Gruppen  auszudehnen  und  zu  wachsen, 
so  muss  er  selbstverständlich  die  Möglichkeit  oder  die  Fähigkeit  haben, 
seine  Angehörigen  zu  einer  Einheit  zusammenzufassen  und  sie  zu  einem 
einheitlichen  Zusammenwirken  zu  verhalten.  Aus  diesem  Grunde  stand  das 
Heerwesen  seit  jeher  im  Mittelpunkte  aller  staatlichen  inneren  Politik  und 
wird  es  auch  in  Hinkunft  bleiben.  Es  handelt  sich  also  —  um  es  mit 
dürren  Worten  zu  sagen  —  in  jedem  Staate  darum,  dass  der  von  der  Staats- 
leitung gegebene  Befehl  von  den  Staatsangehörigen  befolgt  und  ausgeführt 
werde.  Und  da  sowohl  unsere  Mittel  zur  Verständigung  als  unsere  Sinne 
beschränkt  sind,  d.  h.  da  wir  weder  zur  ganzen  Welt  sprechen  können, 
noch  im  Stande  sind  zu  hören,  was  irgend  jemand  in  irgend  einem  fernen 
Winkel  der  Erde  spricht,  so  ist  —  wie  schon  an  früherer  Stelle  gesagt 
wurde  —  ein  Comraandieren  oder  Regieren  einer  grösseren  Anzahl  von 
Menschen  nur  möglich,  wenn  unter  den  Befehlenden  oder  Anordnenden  ein 
ganzes  System  von  Unterbefehlshabern  steht,  welche  seine  Befehle  immer 
weiter  hinunter  bis  zur  kleinsten,  nach  „handlichen"  Gruppe  von  Personen 
vermitteln.  Dieses  Bedürfnis  ist  unabweisbar,  und  aus  diesem  Grunde  sehen 
wir  allerorts  das  Staatsgebiet  in  die  öfter  erwählten  kleineren  Gebiete 
(Provinzen,  Kreise,  Bezirke,  Gemeinden)  eingetheilt.  Und  ebenso  sind  um- 
gekehrt die  sogenannten  überstaatlichen  Verbände  (Staatenverbindungen,  wie 
Staatenbund,  Bundesstaat,   Reich  u.  dgl.)    auf  die  bewusste  Thätigkeit   der 
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einzelnen  Staaten  zurückzuführen,  denn  wenn  der  einzelne  Staat  eine  der- 
artige Verbindung  mit  anderen  Staaten  eingeht,  so  geschieht  dies  in  erster 
Eeihe  aus  dem  Grunde,  weil  er  sich  in  seiner  Vereinzelung  zu  schwach  fühlt, 
irgend  einem  äusseren  Feinde  zu  widerstehen. 

Allein  wenn  auch  alle  diese  verschiedenen  territorialen  Gruppen  zu- 
nächst und  ausschliesslich  von  der  Staatsgewalt  geschaffen  wurden,  weil  sie 
einem  Bedürfnisse  —  sei  es  dem  Herrschafts-,  sei  es  dem  Schutzbedürfnisse 
—  des  Staates  entspringen,  so  entsprechen  doch  auch  andererseits  alle  diese 
territorialen  Gruppen  gleichzeitig  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der  diesen 
Gruppen  angehörenden  Personen,  denn  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  sind 
eben  verschieden  gearbeitet.  Die  Gemeinsamkeit  des  Bedürfnisses  wird 
nämlich  erst  empfunden,  wenn  die  betreffenden  Personen  mit  einander  in 
Berührung  sind.  Wenn  beispielsweise  A,  der  in  einer  kleinen  Stadt  in 
Oesterreich  lebt,  es  unangenehm  empfindet,  dass  die  Strassen  dieser  Stadt 
nicht  gepflastert  und  in  der  Nacht  nicht  beleuchtet  sind,  und  wenn  B,  der 
in  irgend  einem  kleinen  Orte  in  Amerika  lebt,  sich  dort  gleichfalls  über  den 
Mangel  des  Strassenpflasters  und  der  Strassenbeleuchtung  beklagt,  so  ist 
dies  noch  lange  kein  „gemeinsames"  Bedürfnis  (in  dem  hier  in  Kede  ste- 
henden Sinne).  „Gemeinsam'*  wird  dieses  Bedürfnis  erst  dann,  wenn  A 
und  B  in  dem  nämlichen  Orte  wohnen  und  hier  so  zu  sagen  tagtäglich 
mit  einander  in  Berührung  kommen.  Mit  anderen  Worten,  die  Gemeinsamkeit 
eines  Bedürfnisses  wird  zunächst  immer  im  engsten  Kreise,  das  ist  von 
denjenigen  Personen  empfunden,  die  tagtäglich  mit  einander  in  Berührung 
kommen,  und  daher  liegt  es  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  zunächst  die 
kleinste  territoriale  Gruppe,  das  ist  die  Ortsgemeinde  (eventuell  die  Theil- 
gemeinde)für  die  Befriedigung  der  gemeinsamen  Bedürfnisse  ihrer  Angehörigen 
sorge  (selbstverständlich  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  gemeinAvirt- 
schaftliche  Vorsorge  für  dieses  Bedürfnis  überhaupt  als  nothwendig  oder 
wünschenswert  erkannt  wird). 

Damit  ist  aber  eine  Frage  von  unendlicher  Tragweite  berührt,  eine 
Frage,  die  heute  die  Geister  vielleicht  mehr  als  nothwendig  bewegt  und 
erregt  —  die  grosse  Frage,  die  man  als  Centralismus  oder  Einheitsgedanke 
einerseits,  als  Förderalismus  oder  Particularismus  andererseits  bezeichnet. 
Und  diese  Frage  wird  dadurch  noch  wesentlich  verschärft,  dass  die  Staats- 
gew^alt  —  ihrem  Herrschaftsbedürfnisse  gehorchend  —  jedesmal  bestrebt 
ist  und  bestrebt  sein  muss,  die  Staatsangehörigen  möglichst  stramm  zu- 
sammen zu  fassen  und  alle  Angelegenheiten  möglichst  einheitlich  zu  ordnen, 
und  demgemäss  allerorts  für  den  sogenannten  Centralismus  eintritt,  während 
umgekehrt  die  Bürger  in  der  Kegel  für  die  möglichst  weit  gehende  „Auto- 
nomie" und  damit  (weil  eben  die  Bedürfnisse  im  Einzelnen  von  Ort  zu  Ort 
verschieden  sind)  für  die  besondere  und  daher  verschieden  geartete  Kegelung 
•der  als  gemeinsam  empfundenen  Angelegenheiten  schwärmen.  Es  ist  nämlich 
ganz  richtig,  dass  die  Gemeinsamkeit  eines  Bedürfnisses  nur  dann  hervortritt 
und  empfunden  wird,  wenn  die  betreffenden  Personen  mit  einander  in  Be- 
rührung kommen,    aber   dieses    „Mit   einander   in  Berührung   kommen"   ist 
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eben  ein  überaus  dehnbarer  Begi'iff,  ein  Begriff  aus  Kautschuk.  Ein  praktisches 
Beispiel  wird  dies  erläutern :  Das  gemeinsame  Bedürfnis,  ein  gleiches  Maass- 
und Gewichtssystem   zu   besitzen,   macht   sich   selbstredend    nur   innerhalb 
des  Kreises  derjenigen  Personen  geltend,  die  mit  einander  in  Tauschverkehr 
stehen,  und  das  sind  ursprünglich  die  Bewohner  des  nämlichen  Ortes,    weil 
sie  tagtäglich   mit  einander   in  Berührung  kommen.    Demgemäss  war  denn 
im  Mittelalter,  wo  der  Verkehr  ausschliesslich  ein  localer  war,  die  Kegelung 
des  Maass-  und  Gewichtssystemes  eine  rein  locale  Angelegenheit  und  herrschte 
denn  auch  von  Ort  zu  Ort  die  allergrösste  Verschiedenheit  der  gebräuchlichen 
Maass-  und  Gewichteinheiten.    Wohl  kamen  ab  und  zu  auch  fremde  Händler 
in    den    einzelnen  Ort,    um    hier  Waren    einzukaufen    oder   ihre  Artikel   zu 
verkaufen,  allein  dies  galt  als  Ausnahme.  Der  Fremde  musste  sich  selbstver- 
ständlich dem  im  Orte  herrschen  Maass-  und  Gewichtssysteme  anbequemen- 
und  es  blieb   ihm   überlassen,    diese  Maass-  oder  •Gewichtseinheiten  in  sein 
heimisches    Maass    oder  Gewicht   umzurechnen.    Als   dann  mit  der  Vervoll- 
kommnung der  Communicationsmittel,   speciell  mit  dem  Ausbau   der  Land- 
strassen, der  Verkehr  von  Ort  zu  Ort  lebhafter  wurde,  wurde  diese  Verschie- 
denheit von  Maass  und  Gewicht  als  drückende  Fessel  des  Verkehrs  empfunden 
und  entstand  das  Bedürfnis,  das  Maass-  und  Gewichtssystem  in  einem  wei- 
teren Kreise    einheitlich   zu    ordnen.    Allein   da   der  Verkehr   trotzdem   auf 
einen  relativ  engeren  Kreis  beschränkt  blieb,    genügte  es,  wenn  das  Maass- 
und Gewichtssystem  innerhalb  der  Provinz  geregelt  wurde.  Und  thatsächlich 
besassen  wir  in  Oesterreich  noch    bis   zum  Beginn  der  fünfziger  Jahre  ein 
, böhmisches"  Pfund  und  eine  „böhmische"  Elle  neben  dem  „wiener"  Pfund 
und  der  „wiener"  Elle   und  dann   wieder    ein  „polnisches"  Pfund    und  eine 
„polnische  Elle  u.  s.  f.,  und  eine  ähnliche  Verschiedenheit  von  Maass  und 
Gewicht  von  Provinz  zu  Provinz  finden  wir  fast  in  allen   grösseren   Staaten 
Europas  zu  jener  Zeit.  In  die  fünfziger  .Jahre  fällt  bekanntlich  die  Ausbreitung 
der  Eisenbahnen,  dieselben  wurden  jedoch  nicht  von  einem  einzigen  Punkte 
des  europäischen  Festlandes  ausgehend  als  eine  fortlaufende  zusammenhängende 
Linie,  sondern  so  zu  sagen  als  disjecta  membra  poetae  gebaut,   indem  fast 
jeder  Staat  unbekümmert  um  den  anderen   in  der  Kegel  von  seiner  Haupt 
Stadt    ausstrahlend   Eisenbahnen    anzulegen    anfieng.    Mit   den   Eisenbahnen 
wuchs  bekanntlich    der  Verkehr,  und  demgemäss  begann  sich  die  Verschie- 
'  denheit  von  Maass  und  Gewicht  von  Provinz  zu  Provinz  unangenehm  fühlbar 
zu  machen,  und  der  Wunsch  nach  Vereinheitlichung  wurde  rege.    Aber  da 
der  Verkehr  anfänglich  infolge  der  Zerrissenheit  der  Eisenbahnen  vorwiegend 
doch  nur  ein  innerstaatlicher  war,   so  beschränkte   sich  das  Bedürfnis  nach 
einem   einheitlichen  Maass-  und  Gewichtssystem  zunächst  nur  auf  die  ein- 
zelnen Staaten,   und  so  können    wir   das  auf  den  ersten  Blick  befremdende 
Schauspiel  erleben,  dass  in  den  fünfziger  Jahren  fast  alle  grösseren  Staaten 
Europas    ziemlich    gleichzeitig  und   unabhängig  von   einander  daran  gehen, 
«in  einheitliches  Maass-  und  Gewichssystem   (das    aber  von  Staat  zu  Staat 
verschieden  war)  bei  sich  einzuführen.  Begreiflicher  Weise  konnte  auch  dieser 
Zustand  den  Anforderungen  des  gesteigerten  Verkehrs    auf  die  Dauer  nicht 
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genügen.  In  dem  Maasse,  als  mit  dem  Aneinanderstossen  und  Zusammen- 
wachsen der  Eisenbahnen  der  Verkehr  zu  einem  internationalen  sich  entwickelte, 
wuchs  auch  das  Bedürfnis  nach  einer  internationalen  Vereinheitlichung  des 
Maass-  und  Gewichtssystems,  und  thatsächlich  sehen  wir  denn,  wie  seit 
dem  Ende  der  sechziger  und  zu  Beginn  der  siebenziger  Jahre  die  euro- 
päischen Staaten  einer  nach  dem  andern  das  metrische  Maass-  und  Gewichts- 
system adoptieren. 

Was  hier  vom  Maass-  und  Gewichtssystem  gesagt  wurde,  gilt  selbst- 
redend in  gleicher  Weise  vom  Geldwesen,  vom  Heerwesen,  von  der  ünificierung 
des  Handels-  und  Wechselrechtes,  des  bürgerlichen  und  des  Strafrechtes, 
der  Eisenbahnen,  des  Schulwesens  etc.  etc.  Allgemein  gesprochen:  die 
Gemeinsamkeit  eines  Bedürfnisses  wird  in  dem  Grade  von  immer  weiteren 
Kreisen  empfunden,  in  dem  der  Verkehr  wächst  und  immer  mehr  und  mehr 
Personen  mit  einander  in  Berührung  kommen.  Und  damit  entsteht  denn 
die  eben  berührte  Frage,  welche  territoriale  Gruppe  für  die  Befriedigung 
dieses  bestimmten  gemeinsamen  Bedürfnisses,  für  die  Kegelung  dieser  gemein- 
samen Angelegenheit  Sorge  zu  tragen  habe,  ob  die  Gemeinde,  ob  der  Bezirk, 
der  Kreis,  die  Provinz,  der  Staat  oder  gar  die  Staatenvereinigung  die  Sache 
in  die  Hand  zu  nehmen  habe.  In  der  Theorie  gestaltet  sich  die  Antwort 
auf  diese  Frage  allerdings  sehr  einfach,  sie  lautet  dahin,  dass  es  nur  selbst- 
verständlich sei,  dass  die  Fürsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis  derjenigen 
territorialen  Gruppen  zufalle,  innerhalb  deren  das  betreffende  Bedürfnis  als 
ein  gemeinsames  empfunden  wird.  Im  grossen  ganzen  stimmt  auch  diese 
Antwort  mit  der  Praxis,  mit  dem  wirklichen  Leben  überein,  denn  allerorts, 
wo  das  Staatsgebiet  in  Provinzen,  Kreise,  Bezirke,  Gemeinden  u.  dgl.  unter- 
getheilt  ist,  sehen  wir,  dass  jede  dieser  territorialen  Gruppen  für  die  Ordnung 
ihrer  besonderen  Angelegenheiten  zu  sorgen  hat,  und  wir  finden  es  beispiels- 
weise natürlich,  dass  die  Gemeinde  ihre  Strassen  pflastern  und  beleuchten 
lässt,  und  dass  der  Staat  für  das  Heerwesen  sorgt,  und  das  Umgekehrte 
würde'  uns  als  crasser  Widersinn  erscheinen.  Aber  trotz  aller  scheinbarer 
„Natürlicheit*  und  „Selbstverständlichkeit"  verursacht  jede  Aenderung  oder 
jede  Neuordnung  dieser  Competenzen  im  wirklichen  Leben  zumeist  die  aller- 
grössten  Schwierigkeiten,  weil  in  der  Eegel  die  kleinere  Gruppe  die  , Auto- 
nomie" für  sich  in  Anspruch  nimmt,  und  sich  insbesondere  dagegen  sträubt, 
dass  ihr  das  Kecht,  irgend  eine  Angelegenheit  „autonom"  zu  regeln,  genommen 
und  einer  höheren  Gruppe  übertragen  werde.  Nur  beispielsweise  sei  daran 
erinnert,  welche  Aufregung  es  in  Bayern  hervorrief,  als  es  hiess,  dass  der 
„nationale"  bayrische  Kaupenhelm  durch  die  Pickelhaube  ersetzt  werden 
solle.  Die  kleinlichsten  nationalen  Empfindlichkeiten  werden  durch  jede  der- 
artige Schmälerung  der  Autonomie  wachgerufen  und  zumeist  pflegt  die 
kleinere  Gruppe  alle  Hebel  in  Bewegung  zu  setzen,  um  etwaige  „Uebergriffe" 
der  nächst  höheren  Gruppe  abzuwehren. 

Verdenken  kann  man  es  den  Leuten  eigentlich  nicht,  denn  die  Selbst- 
ständigkeit ist  eines  der  höchsten  Güter,  das  man  nicht  gern  aufgibt,  und 
jede  Schmälerung  der  Competenz  einer  Gruppe  involviert  einen  Verzicht  auf 
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ein  Stück  Selbständigkeit.  Und  trotzdem  geht  der  Zug  der  Zeit  dahin,  dass 
mit  der  Vervollkommnung  der  Communicationsmittel  die  Menschen  in  immer 
weiteren  Kreisen  mit  einander  in  Berührung  kommen,  und  dass  infolge  dessen 
Bedürfnisse,  die  früher  nur  in  einem  beschränkten  Territorium  als  , gemein- 
same" gegolten  haben,  nun  in  immer  weiteren  Kreisen  als  gemeinsame  em- 
pfanden werden.  Es  muss  daher  als  Naturgesetz  bezeichnet  werden,  dass 
die  Fürsorge  für  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  (die  Kegelung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten)  immer  mehr  und  mehr  den  kleineren  Gruppen  genommen 
und  den  grösseren  Gruppen  übertragen  werde.  Man  darf  also  wohl  mit 
einiger  Zuversicht  behaupten,  dass  die  Gegner  des  Einheitsgedankens,  wenn 
sie  für  die  Autonomie  der  kleineren  Gruppe  eintreten,  zwar  auf  einem 
Naturgesetze,  nämlich  dem  der  Trägheit  (im  physikalischen  Sinne  des  Worten) 
oder  des  Beharrungsvermögens  gehorchen,  dass  sie  aber  einen  Kampf  kämpfen, 
der  nothwendig  mit  ihrer  Niederlage  endigen  muss,  denn  gegen  den  tech- 
nichen  Fortschritt  (die  immer  weitergehende  Vervollkommnung  der  Transport- 
und  Communicationsmittel)  lässt  sich  nicht  ankämpfen. 

Damit  soll  aber  nicht  entfernt  gesagt  sein,  dass  die  kleineren  Gruppen 
in  absehbarer  Zeit  dem  Untergänge  geweiht  sind;  dies  wäre  nach  meinem 
Dafürhalten  der  nämliche  Fehler  der  falschen  Generalisation,  den  die  Social- 
demokraten  begehen,  wenn  sie  behaupten,  dass  das  Handwerk  rettungslos 
verloren  sei.  Ich  glaube  nämlich 

für's  erste,  dass  es  immer  Angelegenheiten  —  wenn  man  so  sagen 
darf  —  von  so  „localer"  Natur  geben  wird,  dass  sie  nie  und  nimmer  der 
kleineren  Gruppe  von  der  grösseren  werden  entzogen  werden  können.  Beispiels- 
weise ist  nicht  wohl  abzusehen,  wie  etwa  die  Versorgung  einer  Stadt  mit 
Wasser,  mit  Gas,  Elektricität  u.  dgl.  je  zur  Staats-  oder  gar  Keichs-  oder 
Bundes-Angeiegenheit  werden  soll. 

Zum  zweiten  glaube  ich,  dass  dort,  wo  die  Competenz  der  kleineren 
Gruppe  durch  die  grössere  eingeschränkt  wird,  der  kleineren  Gruppe  dadurch 
ein  Ersatz  wird,  dass  mit  der  steigenden  Cultur  und  Entwicklung  in  ihrem 
eigenen  Kreise  immer  neue  gemeinsame  Bedürfnisse  auftauchen,  deren 
Regelung  sie  in  die  Hand  zu  nehmen  hat.  So  hat  beispielsweise  im  Anfange 
unseres  Jahrhundertes  kein  Mensch  daran  gedacht,  dass  eine  Zeit  kommen 
könnte,  in  der  die  Stadtgemeinde  ihren  Angehörigen  (mittelst  städtischer 
Gas-  und  Elektricitäts werke)  das  Licht  oder  eine  bewegende  Kraft  liefern 
würde,  dass  die  Stadtgemeinde  (städtische  Trambahnen  u.  dgl.)  den  Personen- 
transport innerhalb  ihrer  Gemarkungen  besorgen  würde,  dass  die  Stadtgemeinde 
(städtische  Sparcassen  oder  sonstige  Banken)  den  Creditbedürfnissen  ihrer 
Angehörigen  werde  dienen  wollen  u.  dgl.  m. 

Endlich  ist  nach  meinem  Dafürhalten  hier  noch  ein  dritter  Umstand 
zu  erwägen.  Es  ist  ja  richtig,  dass  mit  dem  Wachsen  des  Verkehrs  das 
betreffende  Bedürfnis  in  immer  weiteren  Kreisen  als  ein  „gemeinsames" 
empfunden  wird,  und  wer  schablonenhaft  zu  denken  gewohnt  ist,  wird  hieraus 
den  Schluss  zu  ziehen  geneigt  sein,  dass  in  einem  solchen  Falle  einfach 
die  näciist  höhere  territoriale  Gruppe   die   Vorsorge  für  das  fragliche  Be- 


192 


Kleinwächter. 


dürfnis  in  die  Hand  zu  nehmen  habe.  Allein  diese  Schlussfolgerung  ist  trotz 
ihrer  formellen  Kichtigkeit  in  der  Praxis  häufig  eine  voreilige,  weil  in  un- 
zähligen Fällen  (wenigstens  auf  Jahre  hinaus)  das  nämliche  Ziel  im  Wege 
der  freien  Vereinbarung  unter  den  kleineren  territorialen  Gruppen  erreicht 
werden  kann.  Beispielsweise  sei  hier  auf  das  Bedürfnis  der  Vertheidigung 
gegen  äussere  Feinde  verwiesen,  das,  wie  bereits  erwähnt,  das  primärste  und 
eminenteste  Bedürfnis  der  jedesmal  grössten  territorialen  Gruppe  (des  Staates) 
repräsentiert.  Infolge  dessen  sehen  wir  wir  denn  auch  thatsächlich,  dass 
allerorts  der  Staat  die  Leitung  des  Heerwesens  in  der  Hand  hat  und  als 
seine  wichtigste  Aufgabe  betrachtet,  und  es  würde  uns  geradezu  lächerlich 
erscheinen,  wenn  ein  Staat  die  Vorsorge  für  die  nationale  Vertheidigung 
etwa  den  einzelnen  Gemeinden  überlassen  wollte.  Trotzdem  kommt  es  oft 
genug  vor,  dass  in  einem  überstaatlichen  Verbände  die  einheitliche  Leitung 
und  Ordnung  des  Heerwesens  auf  dem  Wege  der  freien  Vereinbarung  unter 
den  verbündeten  Staaten  erreicht  wird.  Und  ein  Gleiches  geschieht  auf  un- 
zähligen anderen  Gebieten;  die  verschiedenen  internationalen  Verträge,  welche 
die  einheitliche  Regelung  des  bürgerlichen,  des  Handels-  und  Wechselrechtes, 
der  Zollgesetzgebung  und  -Verwaltung,  des  Eisenbahnverkehres,  des  Post- 
und  Telegraphenwesens,  des  Münz-,  Maass-  und  Gewichtswesens  etc.  etc. 
zum  Gegenstande  haben,  sind  durchgehends  Versuche,  eine  einheitliche  und 
gleichmässige  Vorsorge  für  irgend  ein  gemeinsames  Bedürfnis  auf  dem  Wege 
der  freien  Vereinbarung  unter  den  kleineren  territorialen  Gruppen  herbeizu- 
führen. Dieser  Modus  bietet  allerdings  keine  unbedingte  Garantie  dafür, 
dass  die  einheitliche  Vorsorge  für  das  betreffende  gemeinsame  Bedürfnis  auch 
auf  die  Dauer  erhalten  werden  wird,  weil  den  vertragschliessenden  kleineren 
Gruppen  das  Recht  der  Kündigung  und  des  Rücktrittes  von  der  Convention 
nicht  genommen  werden  kann,  aber  andererseits  hat  die  freie  Vereinbarung 
den  grossen  Vortheil,  dass  sie  die  sogenannten  , nationalen"  Empfindlichkeiten 
und  Vorurtheile  schont  und  überdies  werden  derartige  Conventionen  um 
so  unlösbarer  und  fester,  je  länger  sie  bestehen  und  je  mehr  sie  sich  einleben. 
Die  Frage,  welche  territoriale  Gruppe  berufen  ist,  die  Vorsorge  für  ein 
gemeinsames  Bedürfnis  in  die  Hand  zu  nehmen,  ist  aber  nicht  die  einzige 
Frage,  die  an  dieser  Stelle  auftaucht,  von  ebenso  grosser  Bedeutung  ist 
nämlich  die  weitere  Frage,  auf  welche  Weise  die  betreffende  Gruppe  für  das 
fragliche  Bedürfnis  vorsorgt.  Die  Erörterung  dieser  Frage  ist  um  so  berech- 
tigter, als  speciell  Adolf  Wagn  er  in  dem  einschlägigen  Capitel  seiner 
„Grundlegung"  fortwährend  von  (freien  und  von  Zwangs-)  „Gemeinwirt- 
schaften"  spricht,  wodurch  nur  zu  leicht  die  Vorstellung  hervorgerufen  wird, 
als  wären  die  in  Rede  stehenden  Personenvereinigungen  nur  wirtschaftliche 
Vereinigungen  und  als  handle  es  sich  darum,  dass  von  diesen  Gruppen 
irgend  welche  mit  den  Händen  zu  greifenden  Sachgüter  hergestellt  werden. 
Diese  Vorstellung  ist  eine  irrige,  denn  eine  ganze  Reihe  der  gemeinsamen 
Bedürfnisse  ist  so  rein  immaterieller  Natur,  dass  es  ganz  unmöglich  ist, 
bei  der  Vorsorge  für  dieselben  auch  nur  entfernt  von  einer  wirtschaftlichen 
Veranstaltung  zu  sprechen.   Dies  gilt  in  erster  Reihe  von  der  ganzen  Gesetz- 
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gebung  und  Verwaltung.  Das  Bedürfnis  beispielsweise  nicht  nur  nach  einer 
festen  Rechtsordnung  und  einer  geregelten  Verwaltung  überhaupt,  sondern 
überdies  nach  einem  einheitlichen  bürgerlichen;  Handels-,  Wechsel-,  Straf- 
und  sonstigen  Recht  ist  sicherlich  ein  eminent  gemeinsames,  aber  die  Er- 
lassung der  betreffenden  Gesetze  und  die  Bestellung  und  Unterhaltung  des 
erforderlichen  Beamtenpersonals  kann  doch  nur  sehr  gezwungener  Weise  als 
„wirtschaftliche"  Thätigkeit  bezeichnet  werden.  Das  Nämliche  gilt  von  der 
nationalen  Vertheidigung,  das  ist  also  vom  Heerwesen  und  von  unzähligen 
anderen  Dingen.  Aber  auch  dort,  wo  es  sich  um  die  Versorgung  der  Ge- 
sammtheit  mit  irgend  welclien  wirtschaftlichen  Gütern  handelt,  ist  es  durch- 
aus nicht  nothwendig,  sofort  an  ein  gemeinwirtschaftlich  betriebenes  Unter- 
nehmen zu  denken,  in  dem  etwa  die  fraglichen  Güter  oder  Leistungen 
produciert  werden.  Die  Versorgung  der  Menschen  z.  B.  mit  Lebensmitteln, 
mit  Heizmaterial  u.  dgl.  ist  auch  wieder  unstreitig  ein  ganz  hervorragend 
gemeinsames  Bedürfnis,  aber  darum  sehen  sich  die  territorialen  Gruppen 
noch  lange  nicht  veranlasst,  zum  zwangsgemeinwirtschaftlichen  Betriebe  der 
Landwirtschaft,  des  Bergbaues  oder  der  Gewerbe  zu  schreiten.  Man  begnügt 
sich  mit  weniger  drastisch  wirkenden  Mitteln:  man  erlässt  Vorschriften, 
welche  den  Betrieb  der  verschiedenen  Productionszweige  regeln;  man  baut 
Strassen,  welche  die  Zufuhr  der  Lebensmittel  ermöglichen;  man  schafft 
Märkte,  welche  die  regelmässige  Zufuhr  von  Lebensmitteln  oder  sonstigen 
Bedarfartikeln  herbeiführen  sollen;  man  sorgt  für  ein  geregeltes  Maass-, 
Gewichts-  und  Geldwesen  und  sonstige  Institutionen,  welche  den  Markt- 
verkehr,  oder  allgemein   gesprochen,   den  Handel  begünstigen   etc.   etc. 

Die  Frage,  auf  welche  Weise  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis  vorgesorgt 
werden  kann,  wurde  eben  (im  Abschnitte  HI,  3  „die  Vorsorge  für  die 
gemeinsamen  Bedürfnisse")  erörtert  und  es  wurden  dort  die  Umstände 
besprochen,  durch  welche  „die  Gesammtheit",  das  ist  also  die  Gruppe  und 
im  vorliegenden  Falle  die  territoriale  Gruppe  bewogen  werden  kann,  die 
Vorsorge  für  ein  gemeinsames  wirtschaftliches  Bedürfnis  selbst  in  die  Hand 
zu  nehmen.  Auf  das  dort  Gesagte  sei  hier  verwiesen  und  nur  diese  Bemer- 
kung sei  noch  hinzugefügt,  dass  es  ganz  unmöglich  ist,  nach  dieser  Richtung 
hin  eine  feste  und  allgemein  giltige  Regel  aufzustellen.  Beispielsweise  wurde 
dort  gesagt,  dass  die  gemeinwirtschaftliche  Fürsorge  für  ein  gemeinsames 
Bedürfnis  gerechtfertigt  sei,  wenn  die  Gefahr  vorliegt,  dass  der  Einzelne 
durch  die  rücksichtslose  und  einseitige  Verfolgung  seiner  (consumwirtschaft- 
lichen  oder  erwerbswirtschaftlichen)  Interessen  seine  Mitmenschen  schädigen 
könnte,  und  wenn  gleichzeitig  die  milderen  Mittel  (die  geläuterte  Einsicht 
—  der  regelnde  Einfluss  der  Concurrenz  —  die  allgemeinen  gesetzlichen 
Vorschriften  —  das  Auskunftmittel  der  sogenannten  regulierten  Unterneh- 
mung) nicht  ausreichen  um  jene  Gefahr  hintanzuhalten.  Allein  so  glatt  und 
so  selbstverständlich  die  vorstehenden  Worte  auch  klingen  mögen,  so  darf 
man  denn  doch  nicht  übersehen,  dass  sie  durchgehends  nur  relative  Begriffe 
darstellen.  Als  Beispiel  wurde  oben  angeführt,  dass  man  auf  dem  Dorfe  es 
jedem  Einzelnen   überlassen  könne,  für  die  Abfuhr  der  in  seiner  Wirschaft 
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sich  ergebenden  Abfallstoffe  oder  für  die  Beschaffung  des  ihm  nötliigen 
Trinkwassers  selbst  zu  sorgen,  dass  aber  in  einer  grösseren  Stadt  beides  zu 
einer  eminenten  Gefahr  für  die  Gesammtheit  werden  könne.  Die  weitere 
Frage  aber,  wie  „gross*  denn  die  Stadt  sein  müsse,  damit  die  Anlage  pri- 
vater Brunnen  oder  die  ungenügende  Abfuhr  der  Abfallstoffe  zu  einer  Gefahr 
für  die  Gesammtheit  werde,  lässt  sich  selbstredend  allgemein  giltig  nicht 
beantworten.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Vorfrage,  in  wie  weit  die  gedachten 
milderen  Mittel  (wie  der  regelnde  Einfluss  der  Conciirrenz,  staatliche  Vor- 
schriften u.  dgl.)  geeignet  oder  nicht  geeignet  sind,  jene  Gefahr  hintanzu- 
halten lind  erträgliche  Zustände  zu  schaffen.  Die  Franzosen  beispielsweise 
finden  heute  noch,  dass  ihre  Regierung  im  Stande  ist,  etwaigen  Ausschrei- 
tungen der  Eisenbahngesellschaften  mit  Erfolg  entgegen  zu  treten  und  sind 
demgemäss  mit  ihren  privaten,  aber  staatlich  regulierten  Eisenbahnen  zufrieden 
—  in  Deutschland  dagegen  war  man  mit  der  Verwaltung  der  Privatbahnen 
nicht  zufrieden  und  glaubte  die  Eisenbahnen  verstaatlichen  zu  müssen.  Wo 
liegt  da  die  scharf  gezogene,  allgemein  erkennbare  Grenze? 

Desgleichen  wurde  oben  in  dem  citierten  Abschnitte  (III.  3.)  gesagt, 
dass  die  Zwangsgemeinwirtschaft  (die  Gruppe)  den  Betrieb  gewisser  Unter- 
nehmungen (die  Vorsorge  für  ein  gemeinsames  Bedürfnis)  in  die  Hand 
nehme : 

um  die  Wirtschaften  (die  Interessen)    ihr^r  Angehörigen    zu    fördern, 
um  Geld  für  die  Zwecke  der  Gesammtheit  zu  verdienen,  oder 
um  (wie  bei   Staatsdruckereien,   Arsenalen   u.   dgl.)  für   die    Deckung 
ihres  eigenen  Bedarfes  zu  sorgen. 

Es  bedarf  jedoch  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  dass  auch  liiefür 
eine  allgemeingiltige  Eegel  nicht  aufgestellt  werden  kann.  In  dem  einen 
Falle  z.  B.  wird  sich  der  Staat  behufs  Hebung  der  Landwirtschaft  (wie 
beispielsweise  die  österreichisch-ungarische  Regierung  in  Bosnien)  veranlasst 
fühlen,  Ackergeräthschaften,  Zuchtthiere  u.  dgl.  selbst  anzukaufen,  um  sie 
den  Bürgern  unter  billigen  Zahlungsmodalitäten  wieder  zu  verkaufen ;  in 
einem  anderen  Falle  wird  es  genügen  durch  Belehrung  (Wanderlehrer  o.  dgl.) 
auf  die  Bürger  einzuwirken.  In  dem  einen  Lande  wird  die  Regierung  zur 
Deckung  ihres  Finanzbedarfes  irgend  welche  Monopole  einführen;  die 
Regierung  eines  zweiten  Staates  wird  vor  der  Einführung  von  Monopolen 
zurückschrecken  und  einen  ausgedehnten  „Privat-Erwerb"  (Domanialbesitz 
im  weitesten  Sinne  des  Wortes)  anstreben ;  die  Regierung  eines  dritten 
Staates  endlich  wird  auf  den  „Erwerb"  überhaupt  verzichten,  weil  sie  glaubt, 
mit  den  bestehenden  oder  neu  einzuführenden  Steuern  ihr  Auskommen  zu 
finden,  und  weiter:  Der  eine  Staat  wird  zur  Deckung  seines  Bedarfes  an 
üniformtüchern  eine  eigene  staatliche  Tuchfabrik  errichten,  welche  einen 
Theil  ihrer  Erzeugnisse  auch  an  Private  verkauft;  ein  zweiter  errichtet  für 
seinen  eigenen  Bedarf  eine  eigene  Staatsdruckerei ;  während  ein  dritter  sich 
damit  begnügt  mit  einer  privaten  Buchdruckerei  ein  Abkommen  dahin  zu 
treffen,  dass  diese  sich  verpflichtet,  jedesmal  in  erster  Reihe  für  den  staat- 
lichen Bedarf  zu  sorgen.    Also  auch  hier  wieder  keine  feste  Regel. 
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Zwei  Umstände  kamen  der  territorialen  Gruppe  und  ihrer  Entwicklung 
zu  statten.  Erstens,  dass  sie  von  Anfang  an  da  war  und  dass  demgemäss 
an  ihrer  Berechtigung  nie  gezweifelt  wurde,  und  zweitens  der  Umstand, 
dass  sie  von  jeher  auf  dem  Princip  des  Zwanges  aufgebaut  war.  Infolge 
dessen  ist  ihre  Position  eine  viel  günstigere  und  gefestigtere  als  die  der 
berufsgenossenschaftlichen  Gruppe,  die  zwar  im  germanischen  Mittelalter 
eine  weltgeschichtliche  Bedeutung  erlangt  hat,  die  aber  im  Laufe  der 
neuen  Zeit  fast  vollständig  hinweggefegt  wurde,  und  die  erst  jetzt  wieder 
um  ihre  Anerkennung  ringt. 

2.  Die  b  er  ufs  genossenschaftlichen   Gruppen. 

Die  vorerwähnten  gemeinsamen  Bedürfnisse,  die  allen  Consum-  und 
Erwerbswirtschaften  der  auf  einem  bestimmten  Territorium  beisammen 
lebenden  Menschen  gemeinsam  sind,  und  die  man  daher  als  „allgemeine" 
gemeinsame  Bedürfnisse  bezeichnen  könnte,  sind  aber  —  wie  bereits  mehr- 
fach angedeutet  wurde  —  nicht  die  einzigen.  Neben  ihnen  gibt  es  ganze 
Keihen  von  „speciellen"  gemeinsamen,  d.  i.  von  solchen  Bedürfnissen,  die 
den  verschiedenen  gleichen  Erwerbswirtschaften  gemeinsam  sind.  In  der 
Hauptsache  sind  allerdings  diese  Bedürfnisse  da  wie  dort  die  gleichen. 
Jeder  Mensch  will  nämlich  nicht  nur  in  seiner  Haus-  oder  Gonsumwirtschaft, 
sondern  auch  in  seinem  Erwerbe  geschützt  und  gefördert  werden.  Und  da 
er  selbstverständlich  auch  in  seinem  Erwerbsleben  sich  seiner  Schwäche 
bewusst  und  ihm  der  Herdeninstinct  eingeboren  ist,  so  sucht  er  auch  hier 
die  Anlehnung  an  Seinesgleichen,  d.  i.  an  diejenigen,  welche  die  gleichen 
Erwerbsinteressen  haben  wie  er  selbst,  also  an  die  Berufsgenossen.  —  So 
entsteht  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe. 

Die  in  Rede  stehenden  beiden  Grundbedürfnisse,  das  Bedürfnis  nach 
Schutz  und  nach  Förderung  im  Erwerbsleben,  nehmen  jedoch  bei  der  berufs- 
genossenschaftlichen Gruppe  eine  theilweise  andere  Gestalt  an,  u.  zw.  aus 
dem  Grunde,  weil  —  wenn  man  so  sagen  darf  —  der  allgemeine  Schutz 
und  die  allgemeine  Förderung  schon  von  der  territorialen  Gruppe  besorgt  wird. 

Was  zunächst  das  Schutzbedürfnis  anbelangt,  so  geht  dasselbe  — 
wie  im  vorhergehenden  Abschnitte  auseinandergesetzt  wurde  —  nach  drei 
Richtungen:  Schutz  gegen  äussere  Feinde,  Schutz  gegen  innere  Feinde  und 
Schutz  gegen  Elementargefahren.  Bleiben  wir  zunächst  bei  den  Elementar- 
gefahren. Gegen  Feuer,  Ueberschwemmungen,  Erdabrutschungen,  Lawinen, 
Blitz,  Hagel,  gegen  gesundheitsschädliche  Einflüsse  etc.  schützt  schon  die 
territoriale  Gruppe  (der  Staat,  die  Gemeinde  etc.)  so  weit  ein  Schutz  gegen 
derartige  Gefahren  überhaupt  möglich  ist,  und  selbstredend  schützt  die  terri- 
toriale Gruppe  ihre  Angehörigen  nach  diesen  Richtungen  hin  nicht  nur  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Consumenten  oder  als  Haushaltungsvorstände,  sondern 
auch  in  ihrer  Eigenschaft  als  Erwerbtreibende.  Wenn  jedoch  irgend  ein 
Berufsstand  besonderen  Elementargefahren  ausgesetzt  ist,  wie  dies  beispiels- 
weise bei  den  Arbeitern  der  Fall  ist,  so  wird  für  die  betreffende  berufs- 
genossenschaftliche  Gruppe   das  Bedürfnis  nach  einem  besonderen  Schutze 
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sich  fühlbar  machen.  Dies  schliesst  nicht  aus,  dass  die  territoriale  Gruppe 
bereit  und  im  Stande  ist,  diesen  besonderen  Schutz  zu  gewähren,  und  that- 
sächlich  lehrt  ja  die  Erfahrung,  dass  allerorts  die  Staatsgewalt  bestrebt  ist, 
durch  die  moderne  Arbeiterschutzgesetzgebung  die  Arbeiter  gegen  die  ihnen 
drohenden  besonderen  Elementargefahren  zu  schützen.  Allein  gerade,  die 
moderne  Arbeiterschutzgesetzgebung  beweist  auch  wieder  umgekehrt  wie 
dringend  wünschenswert  es  ist,  dass  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe 
staatlich  anerkannt,  und  dass  ihr  ein  gewisser  Wirkungskreis  eingeräumt 
werde,  denn  die  besonderen  Elementargefahren,  welche  die  Arbeiter  in  ihiem 
Berufe  bedrohen,  waren  längst  vorhanden  und  haben  Tausende  von  Opfern 
gefordert,  ehe  das  sociale  Gewissen  in  der  territorialen  Gruppe  (im  Staate) 
lebendig  wurde  und  sie  antrieb,  den  Arbeitern  denjenigen  besonderen  Schutz 
zu  theil  werden  zu  lassen,  den  sie  in  ihrem  Berufsleben  brauchen.  Und 
selbst  da  bleibt  es  immer  noch  fraglich,  ob  die  Schutzmaassregeln,  welche 
die  territoriale  Gruppe  anordnet,  auch  dem  Bedürfnisse  der  berufsgenossen- 
schaftlichen Gruppe  genau  angepasst  sind,  denn  nur  diejenigen,  die  den 
betreffenden  Beruf  selbst  ausüben,  wissen  genau,  wo  sie  der  Schuh  drückt, 
während  die  Aussenstehenden  immer  mehr  oder  weniger  im  Finstern 
herumtappen.  Damit  soll  nicht  gerade  gesagt  sein,  dass  die  berufsgenossen- 
schaftliche Gruppe  schon  aus  diesem  Grunde  eine  Art  gesetzgebender 
Gewalt  haben  müsse,  es  wurde  für  den  vorliegenden  Zweck  vielleicht 
genügen,  wenn  sie  nach  Art  einer  Kammer  organisiert  wäre,  aber  dass  ihr 
eine  gewisse  Organisation  und  Anerkennung  Bedürfnis  ist,  weil  es  der  ver- 
einten Kraft  der  Berufsgenossen  leichter  gelingen  wird,  der  drohenden 
Elementargefahren  Herr  zu  werden  als  den  Einzelnen,  wird  wohl  nicht 
leicht  in  Abrede  gestellt  werden  können. 

Aehnliches  gilt  für  den  Schutz  gegen  äussere  Feinde.  Gegen  äussere 
Feinde  schützt  die  territoriale  Gruppe,  der  Staat,  durch  seine  Armee  und 
die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  braucht  ferner  auch  niclit  zu  befürchten, 
dass  ihr  etwa  von  einer  zweiten  berufsgenossenschaftlichen  Gruppe  der  Krieg 
erklärt  und  dass  sie  von  dieser  zweiten  Gruppe  unterjocht  werden  könnte, 
weil  der  Staat  durch  seine  Justiz,  durch  seine  Verwaltung  und  seine  Polizei 
die  Ordnung  im  Innern  des  Staatsgebietes  aufrecht  zu  erhalten  versteht. 
Allein  an  die  Stelle  des  Kampfes  mit  dem  Schwert  und  dem  Speer  ist 
heute  der  Kampf  mit  den  Waffen  der  geistigen  üeberlegenheit  und  des 
grösseren  Vermögensbesitzes  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  getreten,  und 
da  kann  es  der  einzelnen  berufsgenossenschaftlichen  Gruppe  nur  zu  leicht 
widerfahren,  dass  sie  von  einer  zweiten  berufsgenossenschaftlichen  Gruppe 
in  aller  Form  Kechtens  wirtschaftlich  zu  Grunde  gerichtet,  ihrer  Selbst- 
ständigkeit beraubt  und  unterjocht  wird.  Der  heutige  Kampf  des  soge- 
nanntes Capitales  mit  der  Arbeit,  das  Bingen  des  Handwerkes  mit  der 
Grossindustrie,  die  Bedrängung  des  kleinen  Grundbesitzes  durch  den  grossen 
Grundbesitz  einerseits  und  durch  den  sogenannten  Capitalisten  andererseits 
sind  Beispiele  dieser  Art.  Hier  kämpfen  zwei  berufsgenossenschaftliche 
Gruppen  gegen  einander  und   es  wird  die  eine  Gruppe  von  einem   äusseren 
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Feinde  bedroht;  dass  sie  sich  ihrer  Haut  wehrt  und  ihre  Selbständigkeit 
zu  wahren  sucht,  liegt  in  der  Natur  der  Dinge  und  kann  ihr  billiger 
Weise  von  niemandem  verübelt  werden.  Dieses  Bedürfnis  der  berufsgenossen- 
schaftlichen Gruppe  nach  Schutz  gegen  derartige  , äussere"  Feinde  wurde 
und  wird  auch  thatsächlich  anerkannt,  denn  zu  jeder  Zeit  war  und  ist  die 
Staatsgewalt  bestrebt,  gesetzliche  Schranken  aufzurichten,  welche  IJeber- 
griffe  der  einen  Gruppe  in  das  Gebiet  der  anderen  hintanhalten  sollen.  So 
z.  B.  hatte  die  scharfe  Abgrenzung  der  seinerzeitigen  Zünfte  gegen  einander 
keinen  anderen  Zweck,  als  die  eine  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  gegen 
etwaige  Uebergriife  der  anderen  Gruppe  zu  schützen.  Das  gleiche  Ziel  ver- 
folgte die  ältere  Agrargesetzgebung,  wenn  sie  einerseits  dem  adeligen  Grund- 
herrn das  sogenannte  Legen  der  Bauernwirtschaften  verbot  und  wenn  sie 
andererseits  es  dem  städtischen  Bürger  als  dem  Vertreter  des  sogenannten 
,,mobilen  Capitals"  unmöglich  machte,  adeligen  oder  bäuerlichen  Grundbesitz 
zu  erwerben.  Und  abermals  das  gleiche  thut  unsere  heutige  Gesetzgebung.  Die 
Arbeiterschutzgesetzgebung  soll  den  Arbeiter  gegen  die  Ausbeutung  durch  den 
Unternehmer;  die  Wuchergesetzgebung  die  sogenannten  „productiven  Stände" 
gegen  die  Ausbeutung  durch  die  sogennanten  „Capitalisten",  die  Geldverkiher, 
schützen.  Die  Advocatenordnung  einerseits,  die  Notariatsordnung  andererseits 
grenzt  die  Thätigkeitgebiete  der  Advocaten  und  der  Notare  gegen  einander 
ab  und  schützt  jeden  gegen  die  Uebergriffe  des  anderen ;  der  Advocat  wird 
gegen  den  Winkelschreiber,  der  Arzt  gegen  den  Curpfuscher,  der  Apotheker 
gegen  den  Droguisten  geschützt.  Und  wenn  heute  die  Handwerker  die 
möglichst  scharfe  Ausgestaltung  des  Befähigungsnachweises  verlangen,  so 
verlangen  sie  nur  den  analogen  Schutz  gegen  diejenigen  zwei  Gruppen,  von 
denen  sie  am  meisten  in  ihrer  Existenz  bedroht  werden,  d.  i.  gegen  den 
Händler  (d.  i.  gegen  das  sogenannte  Magazin,  also  auch  wieder  gegen  den 
sogenannten  Capitalisten)  und  gegen  den  Grossindustriellen. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  dass  die  berufsgenossen- 
schaftliche Gruppe  nur  ganz  ausnahmsweise  in  die  Lage  kommen  kann, 
sich  in  der  hier  angedeuteten  Weise  selbst  zu  schützen.  Denn  hier  handelt 
es  sich  jedesmal  darum,  dass  der  einen  Gruppe  verboten  wird,  in  das  Gebiet 
der  anderen  hinüberzugreifen,  und  ein  derartiges  Verbot  kann  keine  Gruppe 
erlassen,  das  kann  nur  der  Staat.  Nach  dieser  Richtung  hin  muss  also 
auch  wieder  die  territoriale  Gruppe,  der  Staat,  für  die  berufsgenossenschaft- 
liche Gruppe  sorgen,  denn  nur  er  hat  die  Macht,  die  betreffenden  gesetz- 
lichen Vorschriften  zu  erlassen.  Die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  kann 
nur  ausnahmsweise,  und  zwar  nur  dann  einer  zweiten  berufsgenossenschaft- 
lichen Gruppe  verbieten,  in  ihr  Gebiet  herüber  zu  greifen,  wenn  das  Verbot 
ein  gegenseitiges  ist,  d.  i.  also  wenn  es  auf  einer  gegenseitigen  Verein- 
barung beruht.  Und  dieser  Fall  tritt  ein  bei  einzelnen  Arten  von  Kartellen, 
und  zwar  beispielsweise  bei  denjenigen  Kartellen,  bei  denen  die  beiden  ver- 
tragschliessenden  Gruppen  von  Unternehmern  sich  in  das  Absatzgebiet 
th eilen,  derart,  dass  die  eine  Gruppe  nur  hier,  die  andere  nur  dort  ihre 
Erzeugnisse  absetzen  darf. 
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Allein  auch  diese  Thatsaclie  beweist  wieder,  wie  wünschenswert  die 
staatliche  Anerkennung  für  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  ist.  Soll 
nämlich  der  Staat  das  Thätigkeitsgebiet  der  verschiedenen  berufsgenossen- 
schaftlichen Gruppen  gegen  einander  abgrenzen,  so  wird  es  für  jede  der- 
selben von  der  allergrössten  Bedeutung  sein,  dass  ihre  Stimme  gehört 
werde,  d.  h.  also  mit  anderen  Worten,  es  wird  jede  berufsgenossenschaft- 
liche Gruppe  den  dringenden  Wunsch  hegen,  wenigstens  einen  Vertretungs- 
körper, eine  Kammer  zu  besitzen.  Sollen  aber  die  verschiedenen  berufs- 
genossenschaftlichen Gruppen  mit  einander  paktieren  und  durch  gegenseitiges 
üebereinkommen  ihre  Gebiete  gegen  einander  abgrenzen,  dann  liegt  es  so 
recht  auf  der  platten  Hand,  dass  dies  nur  möglich  ist,  wenn  jede  derselben 
als  Körperschaft  (als  juristische  Person)  organisiert  ist. 

Freilich  muss  zugegeben  werden,  dass  gerade  die  Abgrenzung  der 
verschiedenen  berufsgenossenschaftlidien  Gruppen  gegen  einander  zu  den 
allerschwierigsten  Aufgaben  der  praktischen  Staatskunst  gehört.  Ich  habe 
hiebei  weit  weniger  die  Thatsache  vor  Augen,  dass  es  jedesmal  Grenz- 
gebiete zwischen  zwei  einander  nahestehenden  berufsgenossenschaftlichen 
Gruppen  gibt,  die  ebensowohl  zur  Thätigkeitssphäre  der  einen  wie  zu  der 
der  anderen  gerechnet  werden  können,  so  dass  jedesmal  die  Festsetzung 
der  Grenze  einen  mehr  oder  weniger  willkürlichen  Act  repräsentiert.  Es 
ergibt  sich  vielmehr  unter  umständen  eine  noch  viel  grössere  Schwierigkeit. 
Jede  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  will  gegen  sogenannte  , äussere"  Feinde, 
also  dagegen  geschützt  seit,  dass  Angehörige  einer  fremden  Gruppe  in  ihr 
Thätigkeitsgebiet  eindringen.  Und  diese  Schwierigkeit  lässt  sich  zur  Noth 
—  wenn  auch  mit  einiger  Willkür  —  immer  noch  besiegen.  Was  aber  soll 
geschehen,  wenn  der  Eindringling  kein  Mensch,  sondern  der  unpersönliche 
, Fortschrift  der  Wissenschaften"  ist,  d.  h.  wenn  der  betreffenden  berufs- 
genossenschaftlichen Gruppe  durch  die  Fortschritte  der  Technik  sozusagen 
der  Boden  —  ganz  oder  theilweise  —  unter  den  Füssen  weggezogen  wird? 
Es  geschieht  ja  fortwährend,  dass  ganze  Productionszweige  entbehrlich 
werden  durch  Erfindungen,  die  auf  einem  ganz  anderen  Gebiete  gemacht 
werden.  Die  Erzeugung  von  Harnischen,  von  Bogen  und  Pfeilen,  von  Lanzen 
und  Speeren  wurde  durch  die  Erfindung  des  Schiesspulvers  vernichtet;  die 
Holz  bearbeitenden  Gewerbe  werden  beeinträchtigt,  wenn  es  der  fortschrei- 
tenden Technik  gelingt,  das  Metall  oder  einen  anderen  Stoft'  an  die  Stelle 
des  Holzes  treten  zu  lassen;  die  Erfindung  der  Maschine  und  das  Empor- 
blühen der  Grossindustrie  lässt  zum  guten  Theile  die  Production  mit  der 
Hand  als  unwirtschaftlich  und  unrentabel  erscheinen  u.  dgl.  m. 

Die  durch  ein  derartiges  Vorkommnis  in  ihren  Interessen  geschädigte 
Gruppe  wird  allerdings  —  dem  Gebote  des  Selbsterhaltungstriebes 
gehorchend  —  geneigt  sein,  alle  erdenklichen  Maassregeln  zu  ergreifen,  um 
jenen  „Feind"  abzuwehren,  es  bedarf  aber  keines  weiteren  Beweises,  dass 
ein  derartiger  Kampf  gegen  den  geistigen  Fortschritt  nicht  nur  erfolglos, 
sondern  überdies  unberechtigt  ist.  Gerade  an  diesem  Punkte  aber  setzen 
die  ungeheueren  Schwierigkeiten  ein.    Der  Gang  der  Ereignisse  spielt  sich 
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niemals  in  der  einfachen  Form  ab,  dass  heute  irgend  eine  Erfindung  oder 
Entdeckung  gemacht,  und  dass  morgen  schon  die  ganze  bisherige  Production 
dadurch  überflüssig  wird.  Wäre  dem  so,  so  wäre  die  Sache  unendlich  ein- 
fach, die  betreffende  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  würde  sozusagen 
durch  einen  einzigen  Windstoss  weggeblasen  und  die  Sache  wäre  abgethan. 
Leider  vollzieht  sich  in  der  Kegel  dieser  Process  nicht  in  so  einfacher 
Weise.  Das  Gebiet  der  bisherigen  Production  wird  durch  die  neue  Erfindung 
oder  Entdeckung  zumeist  zwar  mehr  oder  weniger  empfindlich  eingeengt, 
behält  aber  innerhalb  engerer  Grenzen  noch  immer  seine  volle  Berechtigung. 
Das  Handwerk  beispielsweise  wurde  durch  das  Aufkommen  der  Maschinen 
sicherlich  unendlich  schwer  geschädigt,  aber  es  wäre  voreilig,  hieraus  den 
Schluss  zu  ziehen,  dass  nunmehr  auch  der  letzte  Handwerker  vom  Erdboden 
verschwinden  müsse,  denn  ein  gewisses  —  wenn  auch  bescheidenes  — 
Thätigkeitsgebiet  wird  dem  Handwerker  auf  absehbare  Zeiten  hinaus  immer 
erhalten  bleiben.  Es  kann  ferner  der  berufsgenossenschaftlichen  Gruppe,  die 
durch  irgend  eine  Erfindung  oder  Entdeckung  in  ihrer  bisherigen  Thätigkeit 
wesentlich  beeinträchtigt  wurde,  gelingen,  ihre  Thätigkeit  nach  einer  anderen 
Kichtung  hin  in  ebenso  grossem  oder  noch  grösserem  Maasse  auszudehnen. 
Das  ehemalige  Spenglergewerbe  wurde  z.  B.  durch  das  Aufkommen  der 
Lampenfabrication  und  der  Fabrication  von  emailliertem  Eisengeschirr  schwer 
geschädigt,  es  hat  aber  andererseits  durch  die  Ausbreitung  der  Blechdächer 
und  durch  den  steigenden  Bedarf  an  Blechdosen  für  allerhand  Conserven 
auch  wieder  an  Ausdehnung  gewonnen,  u.  dgl.  m. 

In  allen  diesen  Fällen  kann  man  absolut  nicht  sagen,  dass  die 
betreffende  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  ihre  Existenzberechtigung  ver- 
loren habe  und  daher  keinen  Anspruch  auf  Schutz  „gegen  ihre  äusseren 
Feinde"  mehr  erheben  dürfe.  Im  Gegentheile,  die  betreffende  berufsgenossen- 
schaftliche Gruppe  ist  nach  wie  vor  existenzberechtigt  und  ihr  Schutz- 
bedürfnis nach  wie  vor  begründet,  nur  muss  der  Schutz,  den  sie  mit  Kecht 
beansprucht,  den  geänderten  Verhältnissen  angepasst  und  daher  anders 
gestaltet  werden.  Dass  man  dem  Handwerk  zulieb  nicht  auf  die  Vortheile 
der  Maschine  verzichten  und  die  Maschine  nicht  verbieten  konnte,  ist  selbst- 
verständlich. Aber  der  Fehler,  den  man  hiebei  begieng,  war  ein  doppelter. 
Man  sah  einerseits,  dass  diverse  Handwerke  mit  der  Maschine  nicht  con- 
currieren  konnten,  und  zog  daraus  (eine  unberechtigte  Generalisation !)  den 
voreiligen  Schluss,  dass  nunmehr  ,das  ganze  Handwerk"  dem  Untergange 
geweiht  sei.  Und  andererseits  verlor  man  sozusagen  den  Kopf.  Dieser  oder 
jener  sah  zwar  ein,  dass  das  Handwerk  schutzbedürftig  sei,  man  sah  aber 
nur  die  ungeheueren  Schwierigkeiten  und  wusste  nicht  wie  man  ihrer  Herr 
werden  könne  und  warf  daher  in  der  Verzweiflung  den  Gedanken  an  einen 
Schutz  des  Handwerkes  gänzlich  über  Bord.  Die  schrankenlose  Gewerbe- 
freiheit wurde  eingeführt,  das  Handwerk  wurde  dem  Andrängen  der  Gross- 
industrie und  des  sogenannten  Capitales  wehrlos  preisgegeben,  aber  das 
Handwerk  besteht  noch  immer  und  diese  Thatsache  beweist,  dass  seine 
immer  wieder   laut   werdenden  Kufe   nach  Schutz  nicht  ganz  unbegründet 
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sind.  Wie  dem  Handwerk  aufgeholfen  werden  soll  —  das  allerdings  wissen 
vorerst  nur  die  Götter. 

Die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  will  endlich  drittens  auch  gegen 
, innere"  Feinde,  d.  h.  jeder  einzelne  Angehörige  der  Gruppe  will  gegen 
etwaige  Angriffe  seiner  Berufsgenossen  geschützt  sein.  Und  auch  hier  wieder 
wiederholt  sich  die  nämliche  Erscheinung,  die  bereits  früher  erwähnt  wurde. 
Die  territoriale  Gruppe,  der  Staat,  verbietet  und  bestraft  den  Mord,  Kaub, 
Diebstahl,  Betrug  etc.  und  gewährt  auf  diese  Weise  den  sogenannten  „allge- 
meinen" Schutz  gegen  innere  Feinde.  Allein  neben  diesem  „allgemeinen" 
macht  sich  sofort  noch  ein  „specielles"  Schutzbedürfnis  innerhalb  der 
berufsgenossenschaftlichen  Gruppe  bemerkbar.  Der  einzelne  Angehörige  der 
Gruppe  will  nicht  nur  gegen  direct  verbrecherische  Handlungen  seiner 
Berufsgenossen  geschützt  sein;  er  kennt  noch  einen  anderen  „inneren" 
Feind,  der  ihm  eventuell  noch  viel  gefährlicher  werden  kann  und  das  ist 
die  übergrosse  Concurrenz.  Die  Angehörigen  jeder  berufsgenossenschaftlichen 
Gruppe  empfinden  dies  instinctiv  und  daher  kehrt  sich  ihr  Unwille  jedesmal 
ganz  besonders  gegen  jeden  Genossen,  der  seine  Collegen  durch  Unterbieten 
im  Preise,  durch  übermässige  Ausdehnung  der  Arbeitszeit,  durch  Abjagen 
der  Kundschaft,  durch  Abspänstigmachen  der  Hilfsarbeiter,  durch  Eindringen 
in  die  Geschäftsgeheimnisse  oder  sonst  eine  illoyale  Concurrenz  bereitet. 
Das  Mittel,  der  Concurrenz  innerhalb  der  Gruppe  zu  begegnen,  ist  selbst- 
redend ein  möglichst  solidarisches  Vorgehen  der  Berufsgenossen.  Beiläufig 
bemerkt  —  „Einigkeit  macht  stark"  —  ist  das  solidarische  Vorgehen  der 
Berufsgenossen  auch  ein  sehr  wirksames  Mittel  sich  gegen  äussere  Feinde 
zu  vertheidigen,  es  ist  daher  sehr  begreiflich,  nicht  nur  dass  jede  berufs- 
genossenschaftliche Gruppe  die  Solidarität  der  Berufsgenossen  zu  ihrem 
obersten  und  leitenden  Princip  erklärt,  sondern  dass  dieser  Grundsatz  auch 
von  der  Gesetzgebung  —  wo  sie  berufsgenossenschaftliche  Gruppen  con- 
stituiert  —  anerkannt  wird.  So  erklärt  beispielsweise  der  §  114  (Alinea  1) 
der  österreichischen  Gewerbegesetznovelle  vom  15.  März  1883  „die  Pflege 
des  Geraeingeistes"  und  die  „Erhaltung  und  Hebung  der  Standesehre"  zum 
obersten  Zweck  der  neugebildeten  Berufs genossenschaften  der  Gewerbe- 
treibenden, und  das  gleiche  thut  der  §  2  des  österreichischen  Gesetzent- 
wurfes vom  März  1896,  betreffend  die  Errichtung  von  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte. 

Die  solidarische  Haltung  der  Berufsgenossen  kann  aber  unmöglich 
von  der  aussenstehenden  territorialen  Gruppe  —  also  durch  die  staatliche 
Gesetzgebung  und  die  staatliche  Polizei  —  erzwungen  werden.  Das  kann 
nur  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  selbst  erzielen,  wenn  sie  das  Pecht 
hat,  sich  (selbstverständlich  innerhalb  des  durch  die  Gesetze  gezogenen 
Kahmens)  Statuten  zu  geben  und  wenn  sie  eine  gewisse  Polizeigewalt  über 
ihre  Angehörigen  besitzt,  denn  nur  die  Berufsgenossen  selbst  sind  imstande 
sich  gegenseitig  zu  controlieren  und  zu  beurtheilen,  ob  etwa  dieser  oder 
jener  die  Standesehre  und  die  Standespflichten  nicht  verletzt.  Auf  der 
änderen    Seite   freilich    kann   nicht    geleugnet    werden,    dass    es    unendlich 
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schwer  ist,  die  Autonomie  der  körperschaftlich  organisierten  berufsgenossen- 
schaftlichen Gruppe  richtig  abzugrenzen,  weil  immer  die  Gefahr  vorliegt, 
dass  der  sogenannte  Zunftgeist  überwuchert  und  dass  die  Gruppe  ihre 
Autonomie  missbraucht,  um  sich  eine  monopolistische  Stellung  zu  schaffen 
und  sodann  das  Publicum  auszubeuten. 

Das  zweite  Grundbedürfnis  der  berufsgenossenschaftlichen  Gruppe  ist 
das  der  Förderung  der  gemeinsamen  Erwerbs-  (oder  beruflichen)  Interessen, 
und  auch  nach  dieser  Richtung  hin  scheint  mir  das  oben  (in  dem  Ab- 
schnitte IV,  1  „Die  territorialen  Gruppen")  für  die  territorialen  Gruppen 
aufgestellte  Schema  maassgebend  oder  doch  zutreffend  zu  sein.  Es  wurde 
dort  gesagt,  dass  die  territoriale  Gruppe  gefördert  zu  sein  wünscht,  und 
dass  dieses  Bedürfnis  der  Förderung  im  einzelnen  die  folgenden  Bedürfnisse 
umfasse : 

a)  Das  Bedürfnis  der  Versorgung  mit  den  zum  Leben  nothwendigen 
Gütern, 

h)  das  Bedürfnis  des  Verkehres, 

c)  das  Bedürfnis  der  Bildung  und  des  Unterrichtes, 

d)  das  Bedürfnis  der  körperlichen  und  geistigen  Erholung. 

Ich  glaube,  dass  das  nämliche  —  selbstverständlich  mutatis  mutandis 
—  auch  für  die  berufsgenossenschaftlichen  Gruppen  gilt.  Aus  äusseren 
Gründen  möchte  ich  jedoch  von  der  vorstehenden  Reihenfolge  der  Bedürf- 
nisse abweichen  und  das  Verkehrsbedürfnis,  weil  es  mir  das  wichtigste  zu 
sein  scheint,  hier  zunächst  herausgreifen. 

Dass  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  in  erster  Reihe  des  Ver- 
kehrsbedürfnis empfindet,  ist  selbstverständlich,  bildet  doch  die  Möglichkeit 
des  Verkehres  die  erste  Voraussetzung  für  die  Existenz  eines  arbeitstheilig 
gegliederten  Berufslebens.  Der  Ausdruck  „Verkehr"  ist  aber  bekanntlich 
ein  doppelsinniger;  er  umfasst  einerseits  den  Begriff  des  räumlichen  oder 
geographischen  Verkehres  und  andererseits  den  des  Rechtsverkehres.  An 
beiden  Arten  des  Verkehres  ist  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  selbst- 
redend gleich  lebhaft  interessiert,  aber  da  —  wie  schon  oben  an  der 
gedachten  Stelle  angedeutet  wurde  —  von  der  territorialen  Gruppe  in  erster 
Reihe  für  die  Möglichkeit  des  räumlichen  oder  geographischen  Verkehres 
vorgesorgt  werden  muss,  so  concentriert  sich  das  Interesse  der  berufs- 
genossenschaftlichen Gruppe  ganz  besonders  auf  den  Rechtsverkehr,  d.  i. 
auf  die  Schaffung  eines  den  Rechtsverkehr  nicht  nur  ermöglichenden, 
sondern  auch  begünstigenden  Verkehrs-  oder  Berufsrechtes.  Allerdings  ist 
der  Rechtsverkehr  ein  —  Avenn  ich  so  sagen  darf  —  so  primitives  Bedürfnis 
eines  jeden  Menschen,  dass  schon  die  territoriale  Gruppe  für  dasselbe  Vor- 
sorgen muss,  und  sie  thut  dies  auch,  indem  sie  in  dem  allgemeinen  bürger- 
lichen Recht  die  Formen  und  Normen  für  Kauf  und  Verkauf,  für  Pacht 
und  Miete,  für  die  verschiedenen  Arten  der  Obligationen,  für  den  Erbgang 
u.  dgl.  festsetzt;  allein  daneben  hat  jede  berufsgenossenschaftliche  Gruppe 
ihre  speciellen  Wünsche  und  Bedürfnisse  für  die  eigenthümliche  Art  ihres 
besonderen  Rechtsverkehres.  Und  in  der  That  ist  es  den  verschiedenen  berufs- 
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genossenschaftlichen  Gruppen  auch  mehr  oder  weniger  gelungen,  sich  ein 
besonderes  Verkehrsrecht  zu  schaffen.  So  wurde  das  Handels-,  das  Wechsel-, 
das  Check-,  das  Börsenrecht  durch  die  besonderen  Bedürfnisse  des  Handels- 
standes hervorgerufen ;  in  ähnlicher  Weise  dient  das  Bergrecht  den  beson- 
deren Bedürfnissen  der  Bergbautreibenden ;  die  Gewerbeordnung  den  Bedürf- 
nissen der  Gewerbetreibenden ;  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  denen  der 
Arbeiter;  die  speciellen  Bedürfnisse  der  Grundbesitzer  und  Landwirte  haben 
zur  Schaffung  eines  besonderen  Agrarrechtes  (Grundbuchsordnung,  Wasser- 
recht, Bestimmungen  über  die  sogenannte  „Freiheit"  oder  „Gebundenheit" 
des  Grundbesitzes  u.  dgl.)  geführt;  für  den  Bearatenstand  existieren  besondere 
Vorschriften,  wie  die  sogenannte  „  Dienstespragmatik ",  eine  Disciplinar- 
ordnung,  die  Pensionsvorschriften ;  der  Stand  der  Advocaten  hat  seine 
besondere  Advocatenordnung;  der  der  Aerzte  seine  besondere  Aerzte- 
ordnung  etc.  etc. 

Dieses  Bedürfnis  nach  einem  besonderen  Verkehrs-  und  Berufsrechte 
wird  theils  hervorgerufen  durch  die  besondere  Art  des  Verkehrs  der  betref- 
fenden Erwerbs  wirtschaften.  So  erfordert  beispielsweise  der  Handelsverkehr 
eine  grössere  Beweglichket  und  Formlosigkeit,  während  umgekehrt  der 
Verkehr  mit  Immobilien  eine  grössere  Kechtssicherheit  und  demgemäss 
mehr  Formalitäten  erheischt  (Grundbuchsrecht).  Zum  Theile  wird  dieses 
Bedürfnis  nach  einem  besonderen  Berufsrecht  —  wie  beispielsweise  bei  den 
Beamten,  den  Anwälten,  den  Aerzten  u.  dgl.  —  hervorgerufen  durch  den 
berechtigten  Wunsch  dieser  Personen,  ein  klares  Bild  ihrer  Kechte  und 
Pflichten  vor  Augen  zu  haben.  Durch  dieses  besondere  Verkehrs-  und  Berufs- 
recht wird  gewissermaassen  erst  der  Boden  oder  die  Atmosphäre  geschaffen, 
in  denen  die  betreffenden  P]rwerbswirtschaften  gedeihen  und  sich  entfalten 
können,  und  aus  diesem  Grunde  sind  die  verschiedenen  berufsgenossen- 
schaftlichen Gruppen  an  dem  Zustandekommen  dieses  besonderen  Verkehrs- 
und Berufsrechtes  wesentlich  interessiert. 

Ich  möchte  nun  nicht  gerade  behaupten,  dass  die  einzelne  berufs- 
genossenschaftliche Gruppe  sich  just  selbst  ihr  besonderes  Verkehrs-  und 
Berufsrecht  schaffen,  d.  h.  also  dass  sie  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende 
gesetzgebende  Gewalt,  und  demgemäss  schon  aus  diesem  Grunde  allein  eine 
körperschaftliche  Verfassung  besitzen  müsse.  Denn  die  Gefahr  ist  immer 
vorhanden,  dass  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  bei  der  Schaffung  des 
ihr  zusagenden  besonderen  Verkehrs-  und  Berufsrechtes  ihren  separaten 
Vortheil  zu  sehr  ins  Auge  fasse  und  daher  die  übrigen  Menschen  schädigen 
könne.  Man  wird  daher  die  Schaffung  der  besonderen  Verkehrs-  und  Berufs- 
rechte immerhin  in  den  Händen  der  territorialen  Gruppe  (des  Staates) 
belassen  können,  weil  diese  bei  den  Acten  ihrer  Gesetzgebung  die  Interessen 
aller  ihrer  Angehörigen  gleichmässig  vor  Augen  haben  muss.  Aber  so  viel 
dürfte  denn  doch  ziemlich  zweifellos  sein,  dass  es  nach  dieser  Kichtung  hin 
für  jede  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  im  höchsten  Grade  wünschenswert 
ist,  wenigstens  eine  kammerartige  Organisation,  d.  i.  einen  Vertretungskörper 
zu  besitzen,  der  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  Gruppe  den  eigentlichen 
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gesetzgebenden  Gewalten  gegenüber  in  officieller  und  unbestreitbarer  Weise 
zum  Ausdrucke  bringt. 

Existiert  aber  einmal  ein  besonderes  Verkehrs-  und  Berufsrecht,  wel- 
ches speciell  auch  den  Berufsgenossen  ein  gewisses  solidarisches  Auftreten 
und  die  Hochhaltung  der  „Standesehre"  zur  Pflicht  macht,  so  wird  man 
wohl  auch  wieder  zugeben  müssen,  dass  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe 
den  lebhaftesten  Wunsch  hegen  muss,  auf  die  Handhabung  dieses  Rechtes 
einen  maassgebenden  Einfluss  auszuüben,  also  eine  gewisse  Justiz-  und  Po- 
lizeigewalt über  ihre  Angehörigen  zu  besitzen. 

Das  Bedürfnis  nach  Förderung  umfasst  zweitens  —  wie  oben  hervor- 
gelioben  wurde  —  das  Bedürfnis  der  Versorgung  mit  den  zum  Leben  noth- 
wendigen  Gütern.  Der  Begriff  der  „zum  Leben  nothwendigen  Güter"  nimmt 
jedoch  in  der  Erwerbswirtschaft  auch  wieder  eine  zum  Theil  andere  Gestalt 
an.  Lebensmittel,  Wasser,  Licht,  Brennmaterialien  etc.  braucht  der  eine 
Erwerbswirtschaft  treibende  selbstredend  auch,  aber  für  deren  Herbeischaffung 
sorgt  bereits,  wie  oben  erwähnt  wurde,  die  territoriale  Gruppe  durch  die 
Errichtung  etwa  von  städtischen  Wasser-,  Gas-  oder  Elektricitätswerken, 
durch  die  Anlage  von  Strassen,  die  Veranstaltung  von  Märkten  u.  dgl., 
welche  die  Herbeischaffung  der  täglichen  Bedarfsartikel  theils  ermöglichen, 
theils  begünstigen.  Was  hingegen  der  Producent  zu  seinem  Erwerbs- „Leben" 
braucht,  das  sind  Arbeitsstoffe,  Werkzeuge,  Maschinen,  Geräthschaften,  mo- 
torische Kräfte,  Verkaufstellen,  Creditinstitute,  etwaige  grössere  Werkanlagen 
etc.  etc.  Nach  dieser  Richtung  hin  steht  der  berufsgenossenschaftlichen 
Gruppe  ein  unendlich  weites  Gebiet  segensreichster  Thätigkeit  offen.  Es  ist 
dies  bekanntlich  dasjenige  Thätigkeitsgebiet,  welches  Schulze-Delitzsch 
seinen  auf  dem  Princip  der  freiwilligen  Vereinigung  aufgebauten  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften  erobern  wollte.  Die  berufsgenossenschaft- 
liche Gruppe  „kann"  —  wie  gesagt  —  nach  dieser  Richtung  hin  unendlich 
segensreich  wirken;  in  der  Praxis  freilich  stellen  sich  dieser  theoretischen 
Möglichkeit  mitunter  sehr  wesentliche  Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Alle 
die  gedachten  Veranstaltungen  verfolgen  nämlich  das  Ziel,  die  Erwerbswirt- 
schaft der  Berufsgenossen  zu  fördern,  und  es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge, 
dass  sie  den  schwächeren  Elementen  unter  den  Berufsgenossen  Vortheil 
bringen,  während  die  Bessersituierten  derartige  Veranstaltungen  nicht  brau- 
chen, weil  sie  die  betreffenden  Werkanlagen  schon  besitzen,  oder  weil  sie 
infolge  ihres  grösseren  Reiclithumes  selbst  die  Rohstoffe  im  Grossen  (und 
daher  besser  und  billiger)  einkaufen,  weil  sie  über  einen  genügenden  Credit 
verfügen  etc.  etc.  Taucht  dann  in  einer  Genossenschaftsversammlung  der 
Gedanke  auf,  eine  derartige  Veranstaltung  aus  dem  Vermögen  der  Berufs- 
genossenschaft ins  Leben  zu  rufen,  so  sind  es  häufig  die  bessersituierten 
Berufsgenossen,  welche  das  Zustandekommen  eines  bezüglichen  Beschlusses 
auf  alle  Weise  zu  hintertreiben  trachten,  weil  sie  nicht  ohne  Grund  be- 
fürchten, dass  die  schwächeren  Elemente  dadurch  gekräftigt  werden  könnten, 
also  weil  sie  fürchten,  dass  dadurch  eine  ihnen  unbequeme  Concurrenz 
grossgezogen   werden    könnte.    Dass    die    berufsgenossenschaftliche    Gruppe 
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nur  dann  imstande  ist,  die  in  Kede  stehenden  Veranstaltungen  ins  Leben 
zu  rufen,  wenn  sie  als  Körperschaft  organisiert  ist,  und  dass  ein  blosser 
Vertretungskörper  (eine  Kammer)  nicht  in  der  Lage  ist,  die  verschieden- 
artigsten Unternehmungen  zu  gründen  und  zu  leiten,  bedarf  keines  Beweises. 

Das  Bedürfnis  der  Förderung  umfasst  drittens  das  Bedürfnis  des  Unter- 
richts und  der  Ausbildung.  Wohl  sorgt  die  territoriale  Gruppe  für  die  Bil- 
dung im  Allgemeinen  und  errichtet  Schulen,  Bibliotheken,  Museen  u.  dgl., 
allein  daneben  ist  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  an  der  entspre- 
chenden fachlichen  Ausbildung  des  Nachwuchses  im  Berufe,  u.  zw.  nament- 
lich aus  zwei  Gründen  wesentlich  interessiert.  Einmal  nämlich  wünscht  jeder 
Berufsgenosse  tüchtige  Hilfsarbeiter  zu  haben,  und  sodann  sind  ungeschickte 
und  ungebildete  Berufsgenossen  eine  grosse  Gefahr  für  den  ganzen  Stand, 
weil  sie  als  Pfuscher  ihre  minderwertigen  Leistungen  zu  viel  billigeren 
Preisen  ausbieten  müssen,  wenn  sie  leben  wollen,  und  weil  auf  diese  Weise 
leicht  der  sogenannte  Standard  of  life  der  ganzen  Gruppe  auf  ein  tieferes 
Niveau  herabgedrückt  werden  kann.  In  der  That  sehen  wir  denn  auch,  dass 
allerorts  und  zu  allen  Zeiten  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  bestrebt 
war  und  bestrebt  ist,  auf  die  facliliche  Ausbildung  des  Nachwuchses  im 
Berufe  Einfluss  zu  üben.  Im  Mittelalter  lag  die  Ausbildung  der  angehenden 
Gewerbetreibenden  ausschliesslich  in  den  Händen  der  Zunft,  d.  i.  der  zünf- 
tigen Meister;  heute  sehen  wir  allerorts  die  berufsgenossenschaftlichen 
Gruppen  bestrebt,  die  Errichtung  von  Berufsfachschulen  zu  fördern,  sei  es 
dass  sie  derartige  Schulen  selbst  ins  Leben  rufen,  sei  es  dass  sie  zu  errich- 
tende oder  schon  bestehende  Fachschulen  subventionieren  o.  dgl.  Dass  aber 
die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  —  wenn  sie  auf  den  Fachunterricht 
Einfluss  üben  will  —  in  irgend  einer  Weise  organisiert  sein  muss,  und 
wäre  dies  zum  mindesten  auch  nur  in  der  Form  eines  freiwilligen  Fach- 
vereines, ist  selbstverständlich. 

Das  Bedürfnis  der  Förderung  umfasst  endlich  viertens  das  Bedürfnis 
der  körperlichen  und  geistigen  Erholung.  Und  dass  dieses  Bedürfnis  auch 
in  der  berufsgenossenschaftlichen  Gruppe  empfunden  wird  und  dass  jeder 
wenigstens  ab  und  zu  die  Berührung  mit  seinen  Berufsgenossen  sucht,  weil 
er  von  ihr  so  manche  wertvolle  Anregung  erwartet  und  erhält,  ist  allseitig 
bekannt.  Ebenso  bekannt  ist  es,  dass  diesen  Bedürfnissen  auch  durch  freie 
Vereinigung  entsprochen  werden  kann. 


3.  Die  Formen  der  berufs  genossenschaftlichen  Gruppen. 
(Kammern.  —  Berufsgenossenschaften.) 
Die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  hat  —  wie  oben  hervorgehoben 
wurde  —  andere  Schicksale  gehabt  als  die  territoriale.  Im  Mittelalter  von 
welthistorischer  Bedeutung,  wurde  sie  von  dem  aufstrebenden  fürstlichen 
Absolutismus  im  Laufe  der  sogenannten  neuen  Zeit  fast  vollständig  hinweg- 
gefegt; an  ihre  Stelle  trat  die  Gliederung  der  Bevölkerung  nach  territorialen 
Gruppen.  Und  als  dann  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  die 
Staaten    des    europäischen  Festlandes    zur   constitutionellen  Kegierungsform 
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übergiengen,  da  wurde  —  wie  schon  erwähnt  —  wohl  den  territorialen 
Gruppen  (der  Gemeinde,  dem  Bezirke,  dem  Kreise^  der  Provinz  etc.)  eine 
gewisse  Autonomie  zugestanden,  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe  da- 
gegen wurde  nicht  als  autonome  Körperschaft  anerkannt.  Der  Grund  dieser 
auf  den  ersten  Blick  befremdenden  Erscheinung  war  wohl  vorwiegend  ein 
äusserlicher.  Es  war  der  tief  eingewurzelte  Hass  gegen  die  Zünfte,  die 
Furcht  vor  dem  „engherzigen  Zunftgeist",  der  in  der  älteren  Nationalöko- 
nomie, in  der  Smith'schen  Schule,  seinen  classischen  Ausdruck  gefunden 
hat.  Man  fürchtete,  dass  der  engherzige  Monopolsgeist  der  alten  Zünfte  an 
allen  Ecken  und  Enden  wieder  hervorbrechen  und  emporwuchern  würde, 
wenn  die  Berufsgenossenschaft  vom  Staate  anerkannt  würde,  und  da  man 
zu  jener  Zeit  alles  Heil  einzig  und  allein  von  der  „freien  Concurrenz" 
erwartete  (die  übrigens  zu  jener  Zeit  infolge  der  geradezu  revolutionierend 
wirkenden  Fortschritte  der  Technik  thatsächlich  berechtigt  und  direct  geboten 
war),  so  war  es  ganz  begreiflich,  dass  die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe 
nicht  nur  keine  Förderung  oder  staatliche  Anerkennung  fand,  sondern  dass 
alle  Welt  und  somit  auch  die  Staatsgewalt  sich  ihr  feindlich  gegenüber- 
stellte. 

Als  ganz  ungegründet  kann  dieses  Misstrauen  gegen  die  Berufsgenossen- 
schaften nicht  bezeichnet  werden,  denn  unstreitig  liegt  die  Gefahr  vor,  dass 
die  berufsgenossenschaftliche  Gruppe,  wenn  sie  als  Körperschaft  anerkannt 
und  mit  einer  gewissen  Autonomie  ausgestattet  wird,  diese  ihre  Macht 
missbraucht,  um  ihre  Stellung  zu  einer  monopolistischen  auszugestalten. 
Allein  andererseits  werden  die  den  Berufsgenossen  gemeinsamen  Bedürfnisse 
so  lebhaft  empfunden,  dass  sie  allerorts  zum  Zusammenschlüsse  der  Berufs- 
genossen mit  unwiderstehlicher  Gewalt  hindrängen.  Schliesslich  konnte  sich 
auch  die  Staatsgewalt  —  die  doch  an  dem  Gedeihen  der  einzelnen  Beruf- 
stände wesentlich  interessiert  ist  —  dieser  Wahrnehmung  rieht  verschliessen, 
und  so  sehen  wir  denn  seit  dem  Beginne  des  laufenden  Jahrhunderts  die 
Regierungen  der  verschiedenen  Staaten  leise  tastend  bestrebt,  dem  Bedürf- 
nisse nach  einer  berufsgenossenschaftlichen  Gliederung  der  Gesellschaft 
wieder  Rechnung  zu  tragen.  Es  geschah  dies  zunächst  in  Frankreich  durch 
die  Errichtung  der  Handelskammern  mit  dem  Consulardecret  vom  3.  Ni- 
vose  XI  (24.  December  1802).^) 

Es  ist  begreiflicherweise  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Entwicklungs- 
geschichte der  Kammern  näher  einzugehen,  und  nur  die  kurze  Bemerkung 
sei  hier  gestattet,  dass  auch  die  heutigen  Kammern  und  specieJl  die  Handels- 
und die  Gewerbekammern,  ihre  Vorläufer  haben.  Es  sind  dies  die  diversen 
„Manufacturräthe",  „CommerzcoUegien"  (auch  die  in  Oesterreich  unter  der 
grossen  Kaiserin  geschaffenen  „Fabrikeninspectoren")  und  sonstigen  behörd- 
lichen Körperschaften  und  Organe,  die  bereits  im  achtzehnten  Jahrhunderte 
ins  Leben  gerufen  wurden  und  theilweise  noch  weiter  zurückreichen.    Die 

*)  Vgl.  über  die  Handelskammern,  ihre  Geschichte,  ihre  PJinrichtung  und  ihre 
Bedeutung  das  treffliche  Werk  von  Richard  v.  Kaufmann:  „Die  Vertretung  der  wirt- 
schaftlichen Interessen  in  den  Staaten  Europas  etc."    (Berlin,  1879,  Julius  Springer.) 


206 


Kleinwächter. 


Schaffung  dieser  volkswirtscliaftlichen  Behörden  und  Organe  entsprang  der 
damals  herrschenden  merkantilistischen  Anschauung  und  deni  in  derselben 
wurzelnden  Bestreben  der  Eegierungen,  alles  mögliche  zu  thun,  um  die 
Expoitindustrie  und  den  Exporthandel  ihrer  Länder  zu  heben.  Während  aber 
jene  älteren  Commerzcollegien,  Manufacturräthe  und  wie  sie  sonst  heissen 
mochten  —  dem  dairals  herrschenden  Gedanken  der  staatlichen  Allmacht 
entsprechend  —  fast  durchgehends  staatliche  Behörden  oder  Körperschaften 
waren,  lag  es  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  die  während  der  grossen  fran- 
zösischen Kevolution  ins  Leben  gerufenen  modernen  Kammern  als  „freie" 
Institutionen  gedacht  waren.  Und  da  zu  jener  Zeit  der  Gedanke  von  der 
aus  der  Wahl  der  Bevölkerung  hervorgegangenen  modernen  Volksvertretung 
seinen  Siegeslauf  antrat,  so  war  es  nur  zu  begreiflich,  dass  auch  die  neuen 
Handelskammern  als  sogenannte  , Vertretungskörper ",  d.  h.  als  ein  aus  der 
Wahl  der  Berufsgenossen  hervorgegangenes  Specialparlament  oder  als  Spe- 
cial-„Kammer"  der  einen  bestimmten  Beruf  treibenden  Personen  aufgefasst 
und  dem  entsprechend  organisiert  wurden.  Eine  gesetzgebende  Gewalt  konnte 
man  ihnen  allerdings  nicht  zugestehen,  das  konnte  die  allmächtige  National- 
versammlung nicht  dulden,  aber  ein  consultatives  Votum  wurde  ihnen  ein- 
geräumt. 

Diesen  ihnen  damals  aufgeprägten  Charakter  haben  die  Kammern  bis 
auf  den  heutigen  Tag  bewahrt;  sie  sind,  um  es  kurz  zu  sagen,  ein  Seiten- 
stiick  unserer  modernen  Parlamente.  Sie  repräsentieren  wohl  eine,  aber  doch 
nur  die  loseste  Verbindung  der  Berufsgenossen,  denn  diese  Verbindung 
beschränkt  sich  darauf,  dass  die  Berufsgenossen  —  genau  wie  die  Parla- 
mentswähler zur  Zeit  der  Wahlen  in  die  diversen  Volksvertretungen  —  nach 
je  zwei,  drei  oder  mehr  Jahren  einmal  zusammenkommen,  oder  richtiger 
gesagt:  nicht  zusammenkommen,  sondern  lediglich  vor  der  Wahlcommission 
erscheinen,  um  ihre  Stimmzettel  abzugeben,  wenn  ihnen  nicht  etwa  diese 
schwierige  Aufgabe  noch  bequemer  gemacht  und  ihnen  gestattet  wird,  ihre 
Stimmzettel  mittels  der  Post  an  die  Wahlcommission  einzusenden.  Die  Wäh- 
lenden bilden  keine  geschlossene  Vereinigung  oder  Körperschaft;  sie  stehen 
weder  unter  einander  noch  mit  dem  Gewählten  in  einer  dauernden  Ver- 
bindung; sie  haben  weder  das  Eecht  dem  zu  Wählenden  bindende  Aufträge 
zu  ertheilen,  noch  dürfen  sie  ihn,  wenn  sie  mit  seinem  Verhalten  nicht 
einverstanden  sind,  zur  Verantwortung  ziehen,  sondern  sie  besitzen  lediglich 
das  wertvolle  Privilegium,  dem  Gewählten  ein  papierenes  Misstrauen svotum 
zu  übeiTeichen,  das  dieser,  wenn  es  ihm  just  passt,  und  wenn  er  auf  keine 
Wiederwahl  reflectiert,  mit  der  grössten  Seelenruhe  —  in  den  Papierkorb 
werfen  darf.  Die  Kammern  sind  eben,  wie  der  überaus  zutreffende  Ausdruck 
lautet,  „Vertretungskörper"  der  betreffenden  Bemfskreise,  d.  h.  sie  haben 
lediglich  das  Eecht,  der  Eegierung  die  Anschauungen  und  Wünsche  ihres 
Berufstandes  vorzutragen. 

Die  Kammern  können  wohl  auch  mit  irgend  einer  Eegisterführung 
betraut  werden;  man  kann  ihnen  eventuell  eine  Art  richterlicher  oder  eine 
gewisse  Disciplinargewalt  über  die  Berufsgenossen  übertragen;  sie  sind  wohl 
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fällig,  gewisse  Arten  von  Vermögen  (etwa  sogenannte  Geldcapitalien,  ein 
Haus,  eine  Bibliothek,  Sammlungen  u.  dgl.)  zu  erwerben  und  das  etwaige 
Erträgnis  dieses  Vermögens  gemeinnützigen  Zwecken  zuzuwenden,  d.  b.  also 
zum  Besten  der  Berufsgenossen  zu  verwenden  (sie  können  z.  B.  Wander- 
lehrer bestellen,  Schulen  o.  dgl.  dotieren),  aber  zur  Schaffung  und  zur  Lei- 
tung eines  dem  Berufstande  gehörigen  und  ihm  dienenden  Unternehmens 
sind  sie  ungeeignet,  weil  sie  eben  keinen  geschlossenen  Berufstand  und 
dem  gemäss  auch  keine  Auftraggeber  hinter  sich  haben. 

Damit  soll  die  Bedeutung  der  Kammern  nicht  entfernt  herabgewürdigt 
werden,  es  muss  vielmehr  umgekehrt  ausdrücklich  hervorgehoben  und  betont 
werden,  dass  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Vertretungskörper  im  Interesse 
ihres  Berufstandes  eine  überaus  segensreiche  Thätigkeit  entfalten,  weil  sie 
der  Regierung  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  betreffenden  Kreise  bekannt 
geben  und  auf  diese  Weise  die  Staatsgewalt  in  die  Lage  versetzen,  die- 
jenigen gesetzlichen  und  administrativen  Maas? nahmen  zu  treffen,  die  im 
Interesse  der  verschiedenen  Productionszweige  geboten  erscheinen.  Allein 
dies  ändert  nichts  an  der  Thatsache,  dass  die  Kammern  die  loseste  Form 
der  Vereinigung  der  Berufsgenossen,  also  nur  eine  sehr  ungenügende  Art 
der  Gruppenbildung  repräsentieren. 

Ganz  anders  hingegen  die  vom  Staate  als  Körperschaft  (als  juristische 
Person)  anerkannte  Berufsgenossenschaft.  Die  körperschaftlich  organisierte 
Berufsgenossenschaft  muss  selbstverständlich  einen  leitenden  Ausschuss, 
einen  Vorstand  haben,  der  ihre  Geschäfte  besorgt,  und  es  ist  absolut  nicht 
abzusehen,  warum  dieser  leitende  Ausschuss  nicht  ebenso  gut  als  Vertre- 
tungskörper thätig  sein  kann  wie  irgend  eine  Kammer.  Ich  glaube  vielmehr 
umgekehrt  —  u.  zw.  aus  drei  Gründen  —  dass  der  leitende  Ausschuss  der 
Berufsgenossenschaft  eine  bessere  Interessenvertretung  darstellt  als  eine 
Kammer.  Einmal  nämlich  repräsentiert  die  Berufsgenossenschaft  eine  dau- 
ernde Verbindung  der  Berufsgenosen,  die  in  der  Genossenschaft  sozusagen 
tagtäglich  mit  einander  in  Berührung  kommen.  Die  Vorstandsmitglieder 
werden  daher  viel  besser  in  der  Lage  sein,  die  Wünsche  und  Anschauungen 
ihres  Kreises  zu  kennen  und  zum  Ausdruck  zu  bringen,  als  die  von  ihren 
Berufsgenossen  ganz  losgelösten  Kammermitglieder.  Die  Mitglieder  des  Ge- 
nossenschaftsausschusses werden  ferner  von  der  Generalversammlung  der 
Genossenschaft  gewählt  und  man  darf  voraussetzen,  dass  ihrer  Wahl  ein 
mehr  oder  weniger  lebhafter  Meinungsaustausch  unter  den  Mitgliedern  der 
Berufsgenossenschaft  vorangehen  wird,  d.  h.  also  dass  ihre  Wahl  reiflicher 
erwogen  und  sorgsamer  vorbereitet  sein  wird  als  eine  Wahl  von  Kammer- 
mitgliedern, bei  der  die  Wähler  als  ein  unorganisierter  Haufe  vor  der  Wahl- 
urne erscheinen.  Endlich  drittens  stehen  in  der  Genossenschaft  die  Wähler 
und  die  Gewählten  auch  nach  der  Wahl  in  dauernder  Verbindung  mit  ein- 
ander und  sind  die  Wähler  zu  jeder  Zeit  in  der  Lage,  den  leitenden  Aus- 
schuss, wenn  dieser  sich  mit  der  Mehrheit  der  Genossenschaftsmitglieder 
in  Widersprucli  setzen  sollte,  abzuberufen,  während  die  Mitglieder  der 
Kammer,    wenn    sie    einmal   gewählt   sind,    auf  die  Dauer  ihres  Mandates 
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dem  Machtbereich  und  dem  Einflnsse  ihrer  Wähler  vollständig  ent- 
rückt sind. 

Hiezu  kommt  überdies  der  unendlich  schwerwiegende  Vortheil,  dass 
die  Berufsgenossenschaft  die  sämmtlichen  Berufsgenossen  zu  einer  juristi- 
schen Person  zusammenfasst  und  demgemäss  imstande  ist,  alle  erdenklichen 
wirtschaftlichen  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  ins  Leben  zu  rufen  und 
dauernd  zu  leiten,  die  jedem  einzelnen  Berufsgenossen  dauernd  Vortheil 
bringen,  wie  etwa  den  gemeinsamen  Ankauf  von  Werkzeugen,  Koh-  und 
Hilfsstoffen  u.  dgl.,  den  gemeinsamen  Verkauf  der  Erzeugnisse,  die  An- 
schaffung und  Beistellung  von  kostspieligen  Maschinen  oder  sonstigen  Werk- 
anlagen, die  Errichtung  von  Versuchsstationen,  Creditinstituten,  die  Auf- 
stellung von  Kraft  liefernden  Motoren  (wie  z.  B.  Elektricitätswerke,  Diuck- 
luftanlagen)  u.  dgl.  m.  Mit  einem  Worte:  die  Berufsgenossenschaft  kann 
nicht  nur  dasselbe,  sondern  überdies  noch  viel  mehr  leisten  als  die  von  den 
Berufsgenossen  losgelöste  und  gewissennaassen  hoch  oben  über  ihnen  in  der 
Luft  schwebende  Kammer. 

Nach  dem  Gesagten  erscheint  die  Schlussfolgerung  als  eine  nahe- 
liegende, dass  die  Berufsgenossenschaften  den  Kammern  unbedingt  vorzu- 
ziehen seien  und  ich  für  meine  Person  bekenne  offen,  dass  ich  mich  dieser 
theoretischen  Anschauung  zuneige.  Allein  ein  anderes  ist  eine  harmlose 
theoretische  Anschauung,  und  wieder  ein  anderes  die  Verwirklichung  eines 
theoretischen  Gedankens  in  der  Praxis.  Es  ist  allerdings  sehr  leicht  die 
Forderung  auszusprechen,  dass  man  jeden  Berufstand  körperschaftlich  orga- 
nisieren, und  dass  man  jeder  dieser  localen  Berufsgenossenschaften  und  den 
etwaigen  Verbänden  der  gleichen  Berufsgenossenschaften  eine  analoge  Stel- 
lung und  insbesondere  auch  eine  analoge  Autonomie  einräumen  solle,  wie 
sie  etwa  den  heutigen  Ortsgemeinden,  Bezirken,  Kreisen,  Provinzen  etc.  zu- 
gestanden ist.  Allein  man  darf  nicht  vergessen,  dass  man  hier  einem  nahezu 
absolut3n  Novum  gegenübersteht  und  dass  nach  dieser  Kichtung  hin  fast 
jegliche  Erfahrung  fehlt.  Ich  kann  hier  begreiflicherweise  nicht  auf  alle 
einzelnen  Bedenken  näher  eingehen,  die  einem  derartigen  gewagtea  und 
überaus  folgenschweren  Experimente  entgegenstehen,  und  muss  mich  nur 
darauf  beschränken,  zwei  allgemeine  Bedenken  hervorzuheben,  die  mir  die 
wesentlichsten  zu  sein  scheinen.  Einmal  nämlich  scheint  mir  hier  die  wieder- 
holt berührte  Gefahr  vorzuliegen,  dass  die  autonome  berufsgenossenschaft- 
liche Gruppe  ihre  Macht  missbraucht,  um  sich  und  ihren  Mitgliedern  zum 
Schaden  des  Publicums  eine  Monopolsstellung  zu  schaffen.  Zum  zweiten 
erscheint  es  mir  als  mindestens  gesagt  fraglich,  ob  nicht  in  der  langen 
Periode  des  crassesten  Individualismus,  in  der  alle  berufsgenossenschaft- 
lichen Bande  vollständig  gelöst  waren,  nicht  auch  das  Solidaritätsgefühl 
der  Berufsgenossen  derart  vernichtet  und  ausgetilgt  wurde,  dass  an  eine 
erspriessliche  Thätigkeit  der  Berufsgenossenschaften  für  die  nächste  Zeit 
überhaupt  nicht  zu  denken  ist.  Wäre  dem  so,  dann  müssten  die  Berufs- 
genossen vorerst  wieder  zum  solidarischen  Zusammengehen  erzogen  werden, 
und  hiezu  würden  sich  die  Kammern  nicht  nur  besser  eignen,  sondern  sie 


Collectivbedürfnisse  und  Gruppenbildung.  209 

würden  meines  Erachtens  auch  besser  fmictionieren  als  die  Berufsgenossen- 
scliaften,  weil  sie  an  das  Solidaritätsgefühl  der  Berufsgenossen  geringere 
Anforderungen  stellen  als  die  eigentlichen  Genossenschaften. 

Eines  scheint  mir  aus  dem  Gesagten  ziemlich  unzweifelhaft  hervorzu- 
gehen, und  das  ist  die  Ursache,  warum  die  österreichischen,  durch  die 
Gewerbegesetznovelle  vom  15.  März  1883  geschaffenen  Berufsgenossen- 
schaften der  Kleingewerbetreibenden  nicht  prosperieren  wollen.  Soviel  ist 
nämlich  unbedingt  klar,  dass  eine  Berufsgenossenschaft  (oder  auch  eine 
freie  Vereinigung),  deren  ganze  Thätigkeit  darin  besteht,  dass  der  Vor- 
sitzende den  zur  Versammlung  erschienenen  Mitgliedern  einen  „Guten  Mor- 
gen" wünscht,  sich  sodann  nach  ihrem  Befinden  erkundigt,  um  hierauf  zu 
erklären,  dass  die  Tagesordnung  erschöpft  und  die  Sitzung  geschlossen  sei, 
ein  Unding  wäre,  d.  h.  also  mit  anderen  Worten,  die  erste  Voraussetzung 
für  die  Existenz  und  das  Gedeihen  einer  jeden  Berufsgenossenschaft  ist, 
dass  sie  überhaupt  ein  Thätigkeitsgebiet  hat,  und  diesen  Umstand  hat  die 
österrei«chische  Novelle  vom  15.  März  1883  nicht  genügend  berücksichtigt. 
Das  Thätigkeitsgebiet  jeder  Berufsgenossenschaft  kann  nämlich  ein  drei- 
faches sein: 

1.  Es  können  ihr  gewisse  Aufgaben  der  staatlichen  Verwaltung  oder 
des  staatlichen  Kichteramtes  zur  Durchführung  im  autonomen  Wirkungs- 
kreise tibertragen  werden.  (Zu  jenen  Verwaltiingsaufgaben  gehört  insbesondere 
auch  irgend  eine  Einflussnahme  auf  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  jemand 
zur  selbständigen  Ausübung  des  betreffenden  Berufes  zuzulassen  sei  oder 
nicht.) 

2.  Sie  kann  als  Vertretungskörper  des  betreffenden  Berufstandes 
thätig  sein. 

3.  Sie  kann  endlich  zur  Förderung  der  Erwerbswirtschaft  ihrer  Mit- 
glieder gewisse  wirtschaftliche  Aufgaben  (wie  den  Einkauf  von  Rohstoffen 
u.  dgl.)  übernehmen. 

Und  nach  allen  drei  Richtungen  hin  luit  die  Gewerbegesetznovelle 
beziehungsweise  der  §  114  derselben  nicht  genügend  vorgesehen. 

ad  1.  Wohl  werden  den  Gewerbegenossenschaften  gewisse  Agenden 
der  staatlichen  Verwaltung  zur  Durchführung  im  autonomen  Wirkungskreise 
übertragen,  dieselben  sind  jedoch  so  dürftig,  dass  sie  das  Interesse  der 
Genossenschaft  kaum  in  besonders  hohem  Grade  wachzurufen  imstande  sind. 
Es  wird  ihnen  nämlich  die  Aufgabe  tibertragen,  „für  die  Erhaltung  gere- 
gelter Zustände  zwischen  den  Gewerbsinhabern  und  ihren  Gehilfen"  und 
„für  ein  geordnetes  Lehrlingswesen "  zu  sorgen.  Dabei  wird  aber  gänzlich 
übersehen,  dass  man  den  Gewerbegenossenschaften  eine  geradezu  unlösbare 
Aufgabe  aufgebürdet  hat,  weil  man  ihnen  das  einzige  Mittel,  mit  dem  die 
Disciplin  unter  den  Lehrlingen  und  Gesellen  aufrecht  erhalten  werden  kann, 
benommen  hat.  Solange  die  regelrecht  zugebrachte  Lehrlings-  und  Gesellen- 
zeit die  conditio  sine  qua  non  der  Zulassung  zum  selbständigen  Handwerks- 
betriebe bildete,  hatte  der  Meister  und  beziehungsweise  die  Zunft  die  Lehr- 
linge und  die  Gesellen  in  der  Hand  und  konnte  die  Disciplin  unter  diesen 
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jungen  Leuten  und  damit  also  „geordnete  Verhältnisse"  aufrecht  erhalten. 
In  dem  Augenblicke,  da  diese  Bestimmung  der  älteren  Gesetzgebung  (u.  zw. 
in  Oesterreich  durch  die  Gewerbeordnung  vom  20.  December  1859)  fiel  und 
jeder  zum  Betriebe  jedes  beliebigen  Gewerbes  zugelassen  wurde,  ohne  Kück- 
sicht  darauf,  ob  er  vorher  Lehrling  und  Geselle  gewesen  war,  war  dem 
Meister  und  der  Zunft  jedes  Machtmittel  gegenüber  dem  Nachwüchse  im 
Gewerbe  benommen,  und  hieran  ändert  auch  der  durch  die  Novelle  (§  14) 
eingeführte  sogenannte  „Befähigungs-'',  richtiger  gesagt:  „Verwendungs- 
Nachweis "  nichts,  denn  das  papierene  Zeugnis,  dass  jemand  durch  zwei 
oder  drei  Jahre  bei  einem  Gewerbetreibenden  oder  in  einer  Fabrik  der  be- 
treifenden Branche  in  Verwendung  gestanden  habe,  ist  bekanntlich  nur  zu 
leicht  zu  beschaffen.  Man  mache  doch  auf  einem  anderen  Gebiete  die  Probe, 
man  erkläre,  dass  die  Zulassung  zu  den  sogenannten  gelehrten  Berufen 
unabhängig  sei  von  der  erfolgreichen  Beendigung  der  Gymnasial-  und  Uni- 
versitätsstudien und  versuche  es  sodann  die  Disciplin  unter  den  Gymnasial- 
schülem  und  den  üniversitätsstudenten  aufrecht  zu  erhalten  und  sie  zum 
fleissigen  Studium  anzuhalten.  —  Ob  dies  wohl  gelingen  wird? 

ad  3.  (Auf  Zahl  2  komme  ich  sofort  zurück.)  Ganz  ähnlich  liegen  die 
Dinge  hier.  Die  erste  Alinea  des  §  114  ermächtigt  die  Gewerbegenossen- 
schaften zur  Durchführung  einer  Eeihe  der  idealsten  wirtschaftlichen  Auf- 
gaben, wie  die  „Errichtung  von  Vorschusscassen,  Rohstoff  lagern,  Verkaufs- 
hallen, die  Einführung  des  gemeinsamen  Maschinenbetriebes  und  anderer 
Erzeugungsmethoden  u.  s.  w."  Der  folgende  §  115  ist  jedoch  derart  stili- 
siert, dass  daraus  (u.  zw.  seitens  der  maassgebenden  staatlichen  Behörden) 
die  Schlussfolgerung  gezogen  wurde,  derartige  wirtschaftliche  Veranstal- 
tungen seien  nur  auf  Grund  eines  mit  Stimmeneinhelligkeit  gefassten  Be- 
schlusses der  Genossenschaftsversammlung  zulässig.  Damit  war  die  Alinea  1 
des  §  114  zu  einem  beschaulichen  Dasein  auf  dem  Papiere  verurtheilt  und 
den  Gewerbegenossenschaften  die  Möglichkeit  benommen,  irgend  eine  Thätig- 
keit  nach  dieser  Richtung  zu  entfalten. 

ad  2.  Auch  wieder  das  Nämliche  gilt  bezüglich  der  Alinea  3  des 
§  114,  welche  besagt,  dass  die  Gewerbegenossenschaften  —  in  der  näm- 
lichen Weise  wie  die  Handels-  und  Gewerbekammern  —  berechtigt  seien, 
als  Vertretungskörper  ihres  Berufskreises  thätig  zu  sein.  Dabei  wurde  nur 
die  eine  Kleinigkeit  übersehen,  dass  auch  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern nie  und  nimmer  imstande  wären,  die  „Wünsche  und  Bedürfnisse" 
des  Handels-  und  Gewerbestandes  der  Regierung  vorzutragen,  wenn  sie 
keine  juristisch  und  nationalökonomisch  geschulten  Secretäre  besässen,  und 
dass  sie  diese  wissenschaftlichen  Hilfsarbeiter  nur  aus  dem  Grunde  besitzen, 
weil  sie  über  genügende  Einnahmsquellen  verfügen  um  ihre  Secretäre  ent- 
sprechend besolden  zu  können.  Woher  aber  soll  eine  vielleicht  nur  aus  20 
bis  30  bescheidenen  Handwerkern  einer  Stadt  bestehende  Gewerbegenossen- 
schaft die  Mittel  nehmen,  um  einen  Secretär  zu  honorieren,  der  imstande 
ist,  ein  wissenschaftlich  gehaltenes  Gutachten  über  diese  oder  jene  Frage 
an  die  Regierung  zu  verfassen?  Zum  Ueberflusse  hat  man  die  Handels-  und 
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Gewerbekammern  in  ihrer  bisherigen  Zusammensetzung  bestehen  lassen  und 
da  soll  eine  bescheidene  Handwerkergenossenschaft  auf  den  Gedanken  ver- 
fallen, mit  ihrem  , Gutachten"  mit  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  die 
Schranken  zu  treten ! 

Mit  einem  Worte,  die  österreichische  Gewerbegesetznovelle  vom 
15.  März  1883  hat  den  Gewerbegenossenschaften  der  Kleingewerbetreibenden 
„im  Princip"  oder  auf  dem  Papiere  einen  nahezu  idealen  Wirkungskreis 
zugedacht,  übersah  aber,  dass  von  diesem  schönen  Wirkungskreise  in  Wirk- 
lichkeit fast  gar  nichts  übrigbleibt.  Und  hinterher  wundert  man  sich  dar- 
über, dass  die  Gewerbegenossenschaften,  die  beim  besten  Willen  so  gut 
wie  nichts  thun  können,  nicht  recht  gedeihen  wollen  und  dass  sie  im  Kreise 
der  Kleingewerbetreibenden  selbst  keine  Sympathien  finden,  Will  man  die 
Gewerbegenossenschaften  in  die  Lage  versetzen,  ihrer  Aufgabe  als  Vertre- 
tungskörper wenigstens  einigermaassen  gerecht  zu  werden,  so  könnte  dies 
in  der  einfachsten  Weise  derart  geschehen,  dass  man  ihnen  das  Eecht  ein- 
räumt, ein  paar  Vertreter  in  die  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  entsenden. 

Und  noch  eine  Schlussbemerkung  möge  hier  Platz  finden.  Erachtet 
man  die  Bildung  von  berufsgenossenschaftlichen  Gruppen  für  wünschenswert 
oder  nothwendig,  dann  können  sie  mit  Erfolg  nur  auf  dem  Princip  des 
Zwanges  aufgebaut  werden.  Es  ist  aber  geradezu  lächerlich,  von  „freiwilligen 
Innungen"  (als  staatlich  anerkannten  Körperschaften)  etwas  erwarten  zu 
wollen.  Die  Berufsgenossenschaft  hat  doch  nur  den  Zweck,  die  Gesammtheit 
der  Berufsgenossen  in  dieser  oder  jener  Weise  zu  fördern.  Soll  sie  aber  im 
Interesse  der  Gesammtheit  thätig  sein,  so  erfordert  dies  Opfer  an  Arbeit 
und  Geld,  oder  mit  anderen  Worten,  die  Mitglieder  der  „freiwilligen  Innung" 
sollen  arbeiten  und  zahlen,  damit  die  Gesammtheit  der  Berufsgenossen,  also 
auch  diejenigen,  die  der  „freiwilligen  Innung"  nicht  beigetreten  sind,  weil 
sie  für  die  Gesammtheit  weder  thätig  sein,  noch  Geldopfer  bringen  wollen, 
einen  Nutzen  davontragen.  Das  heisst  denn  doch,  geradezu  eine  Strafprämie 
auf  die  Thätigkeit  im  Dienste  der  Allgemeinheit  setzen.  Vielleicht  liesse 
sich  sogar  der  ganze  Staat  auf  dem  Princip  der  Freiwilligkeit  aufbauen  — 
bequem  wäre  dies  jedenfalls  in  hohem  Maasse. 
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DIE  FRAGE  DES  ALKOHOLMONOPOLES. 

VON 
DR.  GUSTAV  LIPPERT, 

K.  K.   FINANZSECRETÄR  IN   TRIEST. 


In  den  letzten  anderthalb  Jahrzehnten  haben  sich  eine  Keihe  euro- 
päischer Staaten  mit  der  Frage  der  Einführung  des  Alkoholmonopoles 
befasst. 

Die  Schweiz  ist  demselben  schon  im  Jahre  1885  näher  getreten  und 
hat  es  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  23.  December  1886  im  Sommer  1887 
ohne  wesentliche  Schwierigkeiten  durchgeführt.  Wenn  in  diesem  Staate  nach 
der  Ansicht  mancher  Kreise  des  Auslandes,  beispielsweise  österreichischer 
Parlamentarier,  nicht  der  erwartete  liscalische  Erfolg  erreicht  wurde,  so 
möge  daran  erinnert  sein,  dass  in  der  Schweiz  der  fiscalischo  Gesichtspunkt 
weniger  als  der  hygienische,  um  nicht  zu  sagen  die  Bekämpfung  des  Alko- 
holismus für  die  Annahme  des  Systemes  maassgebend  war. 

In  Deutschland  hatBismarck  im  Jahre  1886  den  Vorschlag  der  Ein- 
führung dieses  Monopoles  gemacht.  Die  betreffende  Vorlage  wurde  dem 
Keichstag  am  22.  Februar  1886  vorgelegt  und  vom  Reichskanzler  am 
26.  März  1886  in  einer  längeren  Rede  vertVeten.  Seine  finanzpolitischen 
Absichten  waren,  im  Systeme  der  indirecten  Steuern  eine  gleichmässigere 
Vertheilung  der  auf  den  Schultern  des  Volkes  ruhenden  Lasten  herbei- 
zuführen. Die  auf  300  Millionen  Mark  geschätzten  Erträgnisse  sollten 
sowohl  zur  nachhaltigen  Erleichterung  des  Druckes  der  Communal-  und 
Schullasten  als  auch  zur  Deckung  der  nicht  länger  zurückzudrängenden 
Mehrbedürfnisse  des  Reiches  selbst  verwendet  werden.  Zugleich  sollte  die 
stärkere  Heranziehung  des  Brantweines  zur  Tragung  der  Staatslasten  der 
Bekämpfung  der  Brantweinpest  dienen. 

Durch  das  von  den  verbündeten  Regierungen  (im  Jahre  1885)  aus- 
gearbeitete Project  sollte  nicht  bloss  die  Spirituserzeugung  und  Verwertung 
im  Allgemeinen,  sondern  auch  der  Verschleiss  aller  dem  Trinkconsum 
dienenden  fertigen  Brantweine  im  besonderen  dem  Monopole  unter- 
worfen werden. 
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Dieses  Project  ist  aber  am  Widerstände  des  Keichstages    gescheitert. 

Die  Gründe  hiefür  waren  hauptsächlich  darin  gelegen,  dass  der  Ent- 
wurf eine  so  umfassende  staatliche  Regie  in  xiussicht  nahm,  dass  nicht 
bloss  der  Grosshandel,  sondern  auch  der  Kleinverschleiss  in  staatlicher 
Verwaltung  geführt  werden  sollte.  Dabei  ergab  sich  eine  Summe  von  Ent- 
schädigungen an  alle  bisherigen  Verschleisser  und  Schanker,  zugleich  aber 
auch  eine  politische  Verstimmung  von  sehr  zahlreichen,  im  öffentlichen 
Leben  nicht  ganz  einflusslosen  Elementen,  so  dass  aus  diesen  Erwägungen 
und  wegen  der  zu  weiten  Ausdehnung  und  zu  grossen  finanziellen  Be- 
lastung das  Project  vom  Reichstage  am  27.  März  1886  mit  181  gegen 
3  Stimmen  (die  Conservativen  enthielten  sich  der  Abstimmung)  ab- 
gelehnt wurde. 

In  Russland  war  der  Publicist  Katkoff  der  erste,  der  für  das  Monopol 
eintrat. 

Seit  dem  1.  Jänner  1895  galt  dieses  Besteuerungssystem  in  einem 
Gebiete  so  gross  Avie  Frankreich,  allerdings  nicht  so  dicht  bevölkert  wie 
dieses  (nur  9  Millionen  Einwohner),  nämlich  in  den  Gouvernements  Perm, 
Ouflfa,  Orenbuvg  und  Samara;  mit  1.  Juli  1896  wurde  es  auch  in  den  neun 
südlichen  Gouvernements  eingeführt  und  ein  Jahr  darauf  auf  weitere  sieben 
Gouvernements  ausgedehnt.  Russland  hat  mit  seinem  Monopol  den  Zweck 
verfolgt,  in  den  Verkehr  nur  rectificierten  Alkohol  eintreten  zu  lassen,  den 
Verkauf  auf  Credit  unmöglich  zu  machen,  die  Schenken  auf  dem  Lande 
zu  unterdrücken  und  ihre  Anzahl  in  den  Städten  soviel  wie  möglich  herab- 
zumindern. Das  Monopol  will  also  nicht  gerade  eine  Bereicherung  des 
Fiscus.  Der  Verkauf  der  verschlossenen  Flaschen  wird  nur  durch  staatliche 
Agenten  —  zumeist  verabschiedete  Unterofficiere  —  besorgt;  der  Ausschank 
ist  nur  in  den  grösseren  städtischen  Restaurants  und  auf  den  Bahnstationen 
gestattet.  Der  Verbrauch  hat  allerdings  etwas  abgenommen,  aber  die  als 
voraussichtliche  Einnahme  in  den  Voranschlag  eingestellte  Summe  von 
10  Millionen  Rubel  wurde  im  Jahre  1895  in  den  vier  erwähnten  Gouver- 
nements sogar  überschritten.  Der  Erfolg  des  russischen  Monopoles  ist  darin 
zu  suchen,  dass  es  auch  auf  den  Verschleiss  und  auf  alle  gebrannten 
geistigen  Getränke  ausgedehnt  wurde;  der  nicht  so  günstige  Erfolg  in  der 
Schweiz  —  dies  sei  an  dieser  Stelle  nachgeholt  —  hat  darin  seine  Ursache, 
dass  dort  das  Monopol  bloss  bezüglich  des  industriellen  Alkohols  und  nur 
für  den  Verkauf  im  grossen  gilt. 

In  einem  an  den  Präsidenten  der  französischen  Republik  gerichteten 
Expose  vom  27.  October  1896  hat  der  Pinanzminister  Georges  Cochery  den 
Vorschlag  gemacht,  eine  ausserparlamentarische  Commission  zum  Studium 
der  Alkoholmopolsfrage  einzusetzen,  worüber  Felix  Faure  noch  am  gleichen 
Tage  mit  dieser  Arbeit  die  bezeichnete,  unter  dem  Vorsitze  des  Finanz- 
ministers stehende,  aus  Senatoren,  Abgeordneten,  Professoren  und  ver- 
schiedenen administrativen  Beamten  zusammengesetzte  ausserparlamentarische 
Commission  betraute,  deren  erste  Sitzung  am  18.  November  1896 
stattfand. 
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Der  königlich  italienische  Schatzminister  Grimaldi  hat  im  Finanz- 
expose  des  Jahres  1893  eine  Gesetzesvorlage  betreffend  das  Alkoholmonopol 
angekündigt.  Es  sollte  mit  einer  englischen  Gesellschaft  auf  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren  ein  Vertrag  wegen  Verpachtung  des  Alkoholmonopols  ab- 
geschlossen werden.  Dieser  Vertrag  ist  aber  nicht  zustande  gekommen. 

In    Oesterreich    war    das    Project    des    Alkoholmonopols    bereits    im 
Jahre  1886  von  einer  parlamentarischen  Gruppe  vorgeschlagen  worden.  Ab- 
geordneter Dr.  Heilsberg  und  Genossen   richteten    am  9.  Februar  1886 
im  Reichsrathe  an  den  Ministerpräsidenten    eine   Interpellation,   in   welcher 
sie   darauf  hinwiesen,    dass    in   Deutschland   und   anderen   Staaten   in    den 
letzten    Monaten   die   Frage   der  Einführung   des   Brantweinmonopoles    das 
regste   Interesse,    die    eingehendste   Erörterung   gefunden   habe,    dass    sich 
hervorragende  Kenner  der  Finanzwissenschaft  für  die  Einführung  desselben 
aussprachen,  dass  die  Einführung  in  Oesterreich  mit  geringeren  Schwierig- 
keiten verbunden  sei,  als  in  anderen  Ländern,  da  in  Oesterreich  schon  seit 
Jahrhunderten   Monopole   bestehen   und    ein   viel   schädlicheres    und    mehr 
drückendes   Monopol,    das    Salzmonopol,    mit   Hilfe    der    durch    das    neue 
Brantweinmonopol  gewonnenen  Mittel  beseitigt   oder   doch   wenigstens   be- 
deutend beschränkt  werden  könne.  Es  lasse  sich  nicht  verkennen,   dass   für 
die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse    Oesterreich-Ungarns    eine    ganz    ent- 
schiedene Aenderung  unseres  Steuersystemes  im  Sinne  der  Herabminderung 
der  bestehenden  Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbsteuer  immer  mehr  zur  un- 
ausweichlichen Nothwendigkeit  werde.    Es  müsste   bei   dieser   Steuerreform 
an  dem  Grundsatze  festgehalten  werden,  dass  der  Ertrag  der  neuen  Steuer 
nur  zur  Beseitigung  oder  Ermässigung  bestehender,  unerträglich  gewordener 
Steuerlasten  verwendet  werde.     Die  Frage  sei  nicht  leicht   anders   als    zur 
Zeit  des  ungarischen  Ausgleiches  zu  lösen;  daher  werde  eine  Interpellation 
dahin  gestellt,  ob  das  österreichische  Ministerium  sich  mit  der  Einführung  des 
Brantweinmonopols  beschäftige,  die  nöthigen  Erhebungen  und  Studien  einge- 
leitet habe  und  daran  denke,  beim  Ausgleich  mit  Ungarn  die  Frage  zu  lösen. 
Am  16.  März  1886  wurde  dem  Hause  vom  Club  der  Land-  und  Forst- 
wirte  in  Wien   eine   Petition    betreffend    die   Besteuerung    des   Brantwein- 
geschäftes  und  die  Einführung  des  Brantweinsteuermonopoles  überieicht,  in 
welcher  die  Nothwendigkeit  einer  Entlastung   des   landwirtschaftlichen  Be- 
sitzes betont  und  der  Regierung  die  Berücksichtigung  des  Brantweinmono- 
poles anempfohlen  wird. 

Der  damalige  Finanzminister  Dunajewski  war  gegen  das  Brant- 
weinmonopol und  erklärte,  dass  die  Finanzverwaltung  vor  den  Schwierig- 
keiten der  Durchführung  zurückschrecke  und  sich  ohnmächtig  fühle,  die 
infolge  der  Preiserhöhung  des  Alkohols  eintretende  Defraude  zu  bekämpfen. 
Die  Regierung  hielt  das  Monopol  sehr  günstig  für  den  Grossgrundbesitz, 
welcher  das  System  durch  seine  parlamentarischen  Vertreter  befürworte, 
aber  nachtheilig  für  die  kleinen  landwirtschaftlichen  Brennereien.  Das 
Cabinet  Taaffe  verwarf  somit  das  Project,  und  im  Jahre  1888  wurde  die 
Brantweinsteuer  lediglich  erhöht. 
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Später  hat  die  Regierung  ihren  Standpunkt  geändert  und  die  Ein- 
führung des  Brantweinmonopoles  (Ein-  und  Verkaufsmonopol)  in  der  Budget- 
debatte des  Abgeordnetenhauses  am  16.  October  1894  durch  den  Finanz- 
minister  von  P 1  e  n  e  r  angekündigt.  Die  Grundzüge  dieses  Projectes  waren 
im  wesentlichen  folgende:  die  Production  des  Brantwe-ines  sollte  wie  bisher 
in  den  Händen  der  Privatindustrie  und  der  landwirtschaftlichen  Producenten 
bleiben.  Der  Staat  übernimmt  den  Rohspiritus  der  Privatproduction  zu 
einem  zu  fixierenden  Preise,  wobei  die  berechtigten  Ansprüche  der  land- 
wirtschaftlichen Brenner  berücksichtigt  werden.  Der  vom  Staate  angekaufte 
Rohspiritus  wird  dann  einem  imperativen  Raffinierungszwang  unterworfen, 
so  dass  in  Hinkunft  nur  raffinierter  und  rectificierter  Brantwein  zum 
menschlichen  Genüsse  zugelassen  werden  darf.  Der  Staat  würde  natürlich 
auf  den  Ersatz  des  Einlösungspreises  für  den  Rohspiritus,  für  die  Raf- 
finierungskosten,  sowie  für  Transportkosten  bedacht  sein  und  dann  würde 
er  auf  diesen,  gewissermaassen  die  Productionskosten  des  Artikels  dar- 
stellenden Betrag,  noch  die  Monopolsgebür  legen.  Der  mit  der  Monopolsgebür 
belegte  Brantwein  würde  dann  an  die  Verschleisser  abgegeben  werden,  der 
eigentliche  Verschleiss  bliebe  frei.  Da  der  Staat  bei  der  Monopolsgebür 
nicht  bloss  die  Steuer  wie  bisher  erheben,  sondern  auch  einen  Theil  des 
ausserordentlichen  Zwischengewinnes  im  Detailhandel  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  will,  so  würde  es  sich  empfehlen,  Maximalgrenzpreise  für  den  Klein- 
verschleiss  festzusetzen. 

Durch  die  Einführung  dieses  neuen  Besteuerungssystemes  wurde  nicht 
bloss  eine  Steigerung  der  Staatseinnahmen  angestrebt,  sondern  es  sollten 
der  Finanzverwaltung  Mittel  zur  Befriedigung  der  zahlreichen,  von  anderen 
Ressorts  gestellten  Anforderungen  geschaffen  werden. 

Seitens  des  Abgeordnetenhauses  wurde  dieses  Project  mit  getheilten 
Gefühlen  aufgenommen.  Manche  Abgeordnete  sprachen  sich  sehr  dagegen 
aus;  Abgeordneter  Dr.  Kaizl,  z.  B.  aus  politischen  Gründen,  weil  die 
Regierung  eine  zu  grosse  Macht  in  die  Hände  bekomme.  Finanziell  sei  es 
überhaupt  dermalen  nicht  nothwendig.  In  der  Schweiz,  dem  demokratischesten, 
und  in  Russland,  dem  autokratischesten  Staate,  habe  es  eher  seine  Be- 
rechtigung. Eine  Erhöhung  der  Brantweinpreise  bedeute  eine  Verschlech- 
terung der  Lage  der  Landwirte  und  treffe  die  niederen  Volksclassen.  Ein 
grösserer  Fehler  liege  darin,  dass  gar  nicht  gesagt  werde,  warum  die  Re- 
gierung diese  Mehreinnahmen  haben  wolle.  Es  hätte  doch  wenigstens  eine 
socialpolitische  Reform  verwirklicht  werden  sollen. 

Dr.  Kr a mar-  meinte,  die  Regierung  habe  im  Brantweinmonopol  ein 
Mittel  in  der  Hand,  ganze  Parteien  und  ganze  Länder  zu  belohnen  oder 
zu  bestrafen.  Einen  gesetzlichen  Preis  für  die  Brenner  festzusetzen,  sei  wohl 
nicht  gut  möglich.  Der  Brantwein  habe  keinen  absoluten,  ideellen  Wert; 
er  richte  sich  nach  der  Kartoffelernte,  nach  der  sonstigen  Ernte  und  nur 
darnach  könne  man  die  Spirituspreise  einrichten;  man  könne  also  nicht  von 
vorneherein  einen  bestimmten  Preis  aufstellen,  denn  er  richte  sich  nach  der 
Ernte  und  den  ganzen  wirtschaftlichen  Verhältnissen,    auch    nach    der   aus- 
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wärtigen  Concurrenz ;  sonst  würde  man  den  Brenner  in  einem  Jahre  ungemein 
drücken  und  ihm  im  andern  Jahre  ein  ungemein  grosses  Geschenk  machen. 

Schliesslich  wm'de  das  Problem,  wie  der  nachmalige  Finanzminister 
von  B  i  1  i  n  s  k  i,  der  sich  als  keinen  persönlichen  Anhänger  des  Monopoles 
bezeichnete,  ein  Jahr  darauf  am  24.  October  1895  dem  Hause  mittheilte, 
aus  technischen  und  ökonomischen  Gründen  aufgegeben. 

Er  sei  der  Ansicht,  dass,  ganz  abgeselien  von  den  Schwierigkeiten  der 
Durchführung,  der  Staat  sich  ein  fiscalisches  Monopol  nur  dann  vorbehalten 
solle,  wenn  er  die  Aussicht  habe,  die  Steuer  so  zu  erhöhen,  dass  ein  sehr 
grosses  Plus  für  ihn  erwachse,  dabei  aber  die  betreffende  Production  nicht 
zu  schädigen;  das  sei  nun  bei  der  Brantweinsteuer  nicht  möglich,  und  des- 
halb glaube  er  —  wiewohl  anderwärts  die  Ansichten  verschieden  seien,  dass 
man  das  Brantweinmonopol  nicht  einführen  solle. 

Die  ungarische  Regierung  war  dem  Monopol  nicht  abgeneigt.  Finanz- 
minister Wekerle  äusserte  sich  in  der  Budgetdebatte  am  16.  October  1894, 
dass  das  Brantweinmonopol  der  armen  Bevölkerung  nur  zum  Vortheile  ge- 
reichen werde;  die  ungarische  Regierung  beabsichtige  nicht  etwa  eine  Er- 
höhung der  Steuer,  sondern  durch  die  Schmälerung  des  Verdienstes  der 
Zwischenhändler  finanzielle  Vortheile  zu  erringen. 

Finanzminister  Lukacs  hat  im  Februar  1895  anlässlich  der  Budget- 
debatte den  Standpunkt  Ungarns  dahin  gekennzeichnet,  dass  für  Ungarn, 
wo  die  Getränkesteuer  bestehe  und  eine  Erhöhung  der  Steuerbelastung 
infolgedessen  nicht  eintreten  werde,  ein  besonderes  finanzielles  Ergebnis 
nicht  zu  erwarten  sei,  wohl  aber  der  Spiritusindustrie  durch  die  Sicherung 
des  Verkaufspreises  für  die  producierten  Mengen  die  Basis  für  eine  gesunde 
Weiterentwicklung  geboten  werde. 

Nun  ist  in  beiden  Reichshälften  die  ganze  Frage  wo  nicht  in  Ver- 
gessenheit gerathen,  so  doch  nicht  auf  der  Tagesordnung. 


I. 

Theoretiscli  entwickelt  und  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der 
praktischen  Durchführung  im  einzelnen  ausgearbeitet  wurde  das  System 
eines  Alkoholmonopoles  zum  erstenmale  von  Emile  Alglave,  Professor  der 
Finanzwissenschaft  an  der  juridischen  Facultät  in  Paris. ^) 

Monopole  facultatif  nennt  der  Gelehrte  sein  System  der  Brantwein- 
besteuerung  und  meint,  es  sei  ebenso  berechtigt  von  einem  controlierten 
Verkaufe,  une  vente  controlee,  zu  sprechen.  Man  brauche  sich  an  dem 
Worte  Monopol  nicht  zu  stossen. 

,Le  Systeme  que  je  vais  vous  exposer,  je  Tai  con^u  il  y  a  long  temps 
dejä;  car  mes  etudes  remontent  ä  1872.  A  cette  epoque,  on  cherchait  les 
moyens  de  retablir  l'equilibre  rompu  par  les  desastres  de  la  guerre.  Je 
collaborai,  moi  aussi,  ä  cette  täche  nationale." 

^)  Le  monopole  facultatif  de  Talcool  comme  mojen  de  suppression  des  impöts 
indirects  et  de  l'impöt  foncier.  Conference  faite  ä  Bordeaux  sous  les  auspices  de  la 
Soci^t^  philomatique.  Paris  1886. 
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Im  Jahre  1880  trat  Alglave  zum  erstenmale  in  der  Oeffentlichkeit 
mit  seinem  Programme  eines  Brantweinmonopoles  auf.  „Ich  habe  mir  vor- 
genommen", sagt  er,  „ein  Monopol  zu  finden,  welches  die  vorhandenen  In- 
dustrien nicht  über  den  Haufen  wirft,  sondern  bestehen  lässt.  Je  ne  veux 
pas  deranger  l'industrie,  ni  grever  davantage  le  pauvre  consommateur  fran^ais, 
dejä  bien  Charge. 

Weiters  beabsicht  Alglave  mit  seinem  Alkoholmonopol  noch,  und 
das  ist  sehr  wichtig,  einen  hygienischen  Zweck  zu  erreichen.  Um  den 
schädlichen  Folgen  des  Alkoholismus  wirksam  zu  begegenen,  welche  haupt- 
sächlich auf  die  in  den  geistigen  Getränken  enthaltenen  Gifte  zurückzuführen 
sind,  gebe  es  nur   einen  Weg:    die  Einführung   des  Eectificationszwanges. 

Von  den  Mässigkeitsvereinen,  welche  die  löblichsten  Absichten  hätten, 
meint  er  ironisch :  Ces  societes  sont  formees  de  gens  sobres  et  les  ivrognes 
ne  s'en  mettent  pas.  11  n'y  a  qu'un  seul  moyen  efficace,  c'est  l'analyse 
obligatoire  de  tous  les  alcools  sans  exeption  avant  qu'ils  entrent  au  cabaret. 
Nun  könne  man  aber  nicht  jede  einzelne  Flasche  analysieren.  Er  schlage 
vor  grössere  Farthien  zu  wenigstens  10  Hektoliter  Alkohol  =  2500 — 3000  Liter 
Spirituosen  der  Analyse  zu  unterwerfen.  Der  Staat  müsse  auf  einem  be- 
stimmten Minimum  an  lieinheitspercenten  bestehen,  welche  die  Analyse 
festzusetzen  habe. 

Für  Frankreich  wären  jährlich  150.000  Analysen  erforderlich,  wahr- 
scheinlich noch  viel  weniger.  Dies  sei  keine  ungeheure  Zahl,  wenn  man 
bedenke,  daös  das  laboratoire  municipal  de  Paris  25.000  Analysen  im  Jahre 
bewältige.  Frankreich  benöthige  dann  sechs  Laboratorien  mit  einem  Auf- 
wand von  6  X  201,950  Francs  jährlich;  somit  genüge  eine  runde  Summe 
von  1,200.000  Francs  jährlich,  um  die   öffentliche  Gesundheit  zu  schützen. 

n. 

Die  finanzpolitische  Bedeutung  des  von  Alglave  ausgedachten 
Alkoholmonopoles  liegt  in  seinem  ungeheueren  Erträgnis.  Alglave  stellt  für 
die  Schaffung  seiner  Einnahmsquelle  sehr  einfache  Grundsätze  auf  und  legt 
seinen  Berechnungen  möglichst  einfache  Ziffern  zugrunde.  Ich  möchte  fast 
sagen,  dass  er  in  seinem  Calcül  das  Decimalsystem  zur  Anwendung  gebracht  hat. 

Er  geht  davon  aus: 

1.  Dass  ein  Gläschen,  le  petit  verre,  gewöhnlichen  Trinkbrantweines, 
das  ist  des  durch  Wasserzusatz  auf  407o  verdünnten  Alkohols,  nicht  mehr 
als  den  bisherigen  Durchschnittspreis  von  10  Centimes  kosten  solle. 

Si  le  petit  verre  reste  au  meme  prix,  il  n'y  a  pas  de  raison  pour 
admettre  qu'on  en  boive  moins  et  que  la  consommation  diminue.^) 

^)  Alglave  ist  überhaupt  der  Anschauung,  dass  jamais  les  augmentations  de 
taxes  n'ont  fait  baisser  la  consommation.  Als  der  Entwurf  des  Alkoholmonopols  1886 
dem  deutschen  Eelchstag  vorgelegt  wurde,  berechnete  die  deutsche  Kegierung  den 
Consunirückgang  mit  207(i-  Nach  Ablehnung  des  Monopoles  wurde  für  den  Fall  der  Ein- 
führung des  neuen  deutschen  Brantweinsteuergesetzes  gleichwie  bei  uns  157o  angenommen. 
Die  Schweiz  hat  den  Consunirückgang  bei  der  Einführung  des  Monopoles  mit  207o 
veranschlagt. 
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Von  einem  bestimmten  Maasse  des  petit  verre  spricht  A 1  g  1  a  v  e  nicht. 
Wenn  jedoch  die  bouteille  fiscale,  von  welcher  weiter  unter  die  Rede  sein 
wird,  zu  einem  Viertelliter  einen  Franc  kostet,  dann  bezahlt  man  10  Cen- 
times für  740  Liter  =  2*5  centiliter.  Was  die  Gradhältigkeit  anbelangt,  so 
hat  der  gewöhnliche  Trinkbrantwein  38*^,  37°,  36°  und  weniger;  40°  erreicht 
er  nie,  dies  ist  also  eine  Maximalziffer. 

2.  Der  Producent  (landwirtschaftlicher  oder  industrieller  Brenner)  kann 
Alkohol  nach  wie  vor  vollkommen  frei  erzeugen.  Der  Staat  hat  erst  in  einem 
bestimmten  Momente  das  Interesse  einzutreten,  nämlich  beim  Uebergang 
des  Brantweines  in  den  Consum.  L'etat  n'intervient  uniquement  que  de  cette 
fa^on:  lorsque  le  producteur  a  fabrique  son  alcool,  il  peut  le  vendre  ä  son 
gre  ä  un  marchand  en  gros  ou  ä  l'etat.  Mais  lorsque  le  producteur  ou  le 
marchand  en  gros  veut  vendre  l'alcool  ä  un  consommateur  ou  ä  un 
cabaretier,  l'etat  etend  la  main  et  dit:  Ici  il  y  a  un  acte  qui  est  de  ma 
competence  exclusive,  l'objet  propre  et  unique  de  mon  monopole.  C'est 
alors  que  la  Regie  intervient  pour  percevoir  l'impot  et  pour  analyser  la 
liqueur  afin  de  s'assurer  que,  si  eile  peut  toujours  enivrer  le  buveur,  au 
moin  ne  peut-elle  pas  l'empoisonner. 

Der  Staat  erwirbt  den  Alkohol  (Brantwein)  im  Wege  allwöchentlich 
stattfindender  Aufkäufe  von  grösseren  Mengen  (zu  mindestens  10  Hektolitern 
beispielsweise),  und  zwar  unter  Formalitäten,  welche  die  französische  In- 
dustrie gegenüber  der  auswärtigen  Concurrenz  beschützen  und  obendrein 
den  Producenten  einen  Minimalpreis  sichern,  jedenfalls  einen  grösseren  Preis 
als  bisher  gewähren.  Der  vom  Staate  erworbene  Alkohol  wird,  falls  dies 
nicht  schon  in  der  Brennerei  geschehen  wäre,  in  staatlichen  Laboratorien 
rectificiert,  durch  Wasserzusatz  entsprechend  auf  40°  verdünnt,  und  in  die 
bouteilles  fiscales  gefüllt;  diese  werden  in  eigenen,  unter  amtlicher  Aufsicht 
stehenden  Niederlagen  aufbewahrt,  von  welchen  aus  sie  dem  Kleinverschleisse 
zugeführt  werden. 

Will  der  Producent  seinen  Alkohol  nicht  dem  Staate  abgeben,  so 
wird  ihm  derselbe  in  seinem  Eigenthume  „ausserhalb  des  Monopoles"  be- 
lassen. Die  betreffenden  Alkoholmengen  werden  aber  der  staatlichen  Analyse 
unterworfen,  um  festzustellen,  ob  sie  „giftfrei"  seien  oder  nicht.  Sie  können 
im  grossen  weitergegeben,  oder  um  beliebigen,  auch  höheren  als  den  ge- 
wöhnlichen Preis  (z.  B.  50 — 70  Centimes  für  ein  Gläschen)  durch  den 
Krämer  (debitant)  oder  Wirt  (cabaretier)  verschleisst  werden.  Sie  müssen 
nur  vorher  —  in  welcher  Form  davon  später  —  die  Monopolsgebür  be- 
zahlen und  eine  kleine  Auflage  (surtaxe)  von  30  Centimes  auf  den  Liter 
erlegen.  Dieses  Ausnahm s verfahren  soll  nur  bei  den  feineren  Liqueuren 
Rum,  Cognac,  Anisette,  Cura^ao,  Chartreuse,  Benediotiner  u.  s.  w.  An- 
wendung finden, 

3.  Eine  Eigenthümlichkeit  des  Alglav  e'schen  Systemes  besteht  darin, 
dass  der  Trinkbrantwein  nur  in  den  schon  erwähnten  Flaschen  mit  amtlichem 
Verschluss  in  den  freien  Verkehr  treten  darf.     La  bouteille  fiscale   devient 
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dans  le  nouveau  Systeme  la  quittance  de  rimpot  accompagnaiit  partout 
le  produit. 

Dieselbe  soll  klein  sein,  damit  derjenige,  welcher  eine  Steuerhinter- 
ziehung begehen  will,  keinen  grossen  Gewinn  macht:  z,  B.  nur  Vs'  "^^^ 
besser  nur  ^/^  Liter  fassen.  Sie  wird  mit  dem  vom  Staate  erworbenen  und 
gereinigten  Brantwein  gefüllt,  amtlich  verschlossen  und  dann  zu  1  Franc 
für  V4  Liter  verkauft.  Der  Unterschied  zwischen  dem  Ankaufspreise  des 
Kohproductes  und  dem  Verkaufspreise  des  Brantweines  stellt  nach  Abzug 
der  Eegiekosten  den  Nutzen  des  Staates,   d.  h.   den  Monopolsgewinn   dar.^) 

Auf  jene  Alkoholmengen,  welche  zur  Erzeugung  feinerer  Liqueure 
bestimmt  sind  und  wie  oben  erwähnt,  „ausserhalb  des  Monopoles"  bleiben 
können,  wird  ebenfalls  die  bouteille  fiscale  zu  7^  Liter  (eventuell  auf 
Wunsch  des  Fabrikanten  eine  ähnliche  zu  dem  speciellen  Zwecke  construierte 
handelsübliche  Flasche)  angewendet;  an  die  Erzeuger  feinerer  Liqueure  wird 
dann  die  leere  Flasche  ebenso  verkauft,  als  ob  sie  gefüllt  wäre,  nämlich 
die  74  Literflasche  zu  1  Franc,  so  dass  in  dieser  einfachen  Form  die 
Monopolsgebür  entrichtet  wird. 

Aus  diesem  Grunde  ist  also  das  Monopol  nur  ein  facultatives,  weil 
die  Fabrikanten  feinerer  Liqueure  sich  demselben  in  gewissem  Sinne  ent- 
ziehen können,  und  zwar  insoferne,  als  sie  nicht  zum  Verkauf  ihres  Alkohols 
an  den  Staat  verhalten  sind,  und  dieser  Alkohol  auch  nicht  weiter  in  staat- 
licher Regie  manipuliert  wird;  allerdings  legt  ihnen  die  Monopolsverwaltung 
die  Beobachtung  gewisser  Formalitäten  auf,  indem  sie  ihre  Erzeugnisse  ent- 
weder in  der  bouteille  fiscale  oder  in  der  handelsüblichen,  ebenfalls  amtlich 
verschlossenen  Flasche  umsetzen  müssen. 

IIL 

Alglave  denkt  sich  die  praktische  Durchführung  seines  Monopole 
facultatif  in  sehr  vereinfachter  und  wirksamer  Weise  durch  seine  bouteille 
fiscale  bewerkstelligt:  la  bouteille  fiscale  opere  automatiquement  le  controle. 
Dieselbe  besteht  aus  Glas,  der  Hals  ist  von  Metall  und  wird,  nachdem  die 
Flasche  gefüllt  worden,  mittelst  eines  Wachssiegels  an  den  Glaskörper  be- 
festigt, lieber  den  Stöpsel  wird  eine  abgestempelte  Banderole  von  15 — 20  cm 
Länge  geklebt,  welche  an  beiden  Seiten  des  Halses  herabgeht  und  zerrissen 
werden  muss,  so  bald  man  den  Stöpsel  öffnet.  In  der  Schwierigkeit  der 
Nachahmung  der  Banderole  liegt  ein  Schutz  gegen  Unterschleife.  Ausserdem 
möchte  Alglave  noch  eine  ebenfalls  gestempelte  Banderole  von  Metall 
(und  zwar  in  jedem  Jahre  in  anderer  Mischung)  hinzufügen,  worin  eine 
neue  Bürgschaft  für  die  Sicherheit  des  Gefälles  liege. 

*)  Der  Gewinnst  des  Staates  bei  gewöhnlichem  Trinkbrantwein  wäre  somit  der 
Unterschied  zwischen  dem  Ankaufspreise  saniint  Productionskosten  eines  Hektoliters 
reinen  Alkohols  von  (rund)  100  Francs  und  dem  Verkaufspreise  von  1000  Francs  im 
Kleinverschleisse,  das  ist  also  900  Francs  für  den  Hektoliter  oder  9  Francs  bei  einem 
Liter,  wie  weiter  unten  in  Ziffern  dargestellt  werden  soll.  Nach  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  gewinnt  der  Staat  nur  156'25  Francs  au  droits  de  consommation  für  dtn  in  den 
Trinkconsuia  übergeh  enden  Hektoliter  reinen  Alkohols,  oder  Vj^  Francs  bei  einem  Liter. 
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Wer  in  gefilUsscliädigender  Absicht  diese  drei  Hindernisse  überwinde, 
gewinne  nur  14  sous  (70  Centimes). 

Den  Bedarf  an  Flaschen  berechnet  Alglave  in  folgender  AVeise:  Da 
die  Flaschen  rasch  in  Umlauf  sind,  sei  es  nicht  einmal  nöthig,  ein  Zehntel 
des  jährlichen  Verbrauches  von  1,500.000  Hektoliter  in  Flaschen  zu  haben, 
nämlich  150.000  Hektoliter  reinen  Alkohols.  Bei  einem  Fassungsvermögen 
von  74  Liter  wären  150  Millionen,  bei  einem  solchen  von  Va  Liter  75  Mil- 
lionen Flaschen  erforderlich.^)  Wird  der  Preis  einer  Flasche  mit  20  Centimes 
berechnet,  so  wäre  dies  eine  einmalige  Ausgabe  von  30,  beziehungsweise 
15  Millionen  Francs. 

Die  Controle  wird  auf  folgende  Art  ausgeübt: 

Die  Brantweiubrenner,  die  Liqueurfabriken,  die  Grosshändler  und  Ver- 
schleisser  stehen  unter  gefällsämtlicher  Aufsicht. 

Der  in  einer  Brennerei  erzeugte  Alkohol  wird  entweder 

1.  vom  Staate  erworben  oder 

2.  ins  Ausland  ausgeführt  oder 

3.  er  gelangt  in  die  Hände  eines  Grosshändlers  oder  Liqueur- 
fabrikanten  oder 

4.  er  ist  für  den  Consum  bestimmt. 

Im  Falle  1.  wird  er  unter  amtlicher  Aufsicht  rectificiert,  entsprechend 
verdüimt,  in  die  Flaschen  gefüllt  und  in  die  Niederlagen  gebracht. 

In  den  Fällen  2  und  3  werden  die  Brantweinfässer  amtlich  versiegelt 
und  dann  beim  Austrittszollamte  oder  beim  Einlangen  in  der  Liqueurfabrik 
oder  im  Magazine  des  Grosshändlers  rücksichtlich  der  Unverletztheit  des 
Verschlusses  geprüft. 

Im  Transporte  kann  und  darf  also  kein  unversiegeltes  Fass  alkoho- 
lischer Flüssigkeit  vorkommen.  Jede  Uebertretung  dieser  Bestimmung  würde 
sofort  bemerkt  werden. 

Durch  diese  Maassrogel,  sagt  Alglave,  werden  vorzugsweise  die 
bouilleurs  de  cru,  qui  fönt  librement  de  l'eau  de-vie  avec  toutes  sortes  de 
chose  (pommes,  cerises,  noyaux,  vins  et  marcs  etc.)  pourvu  qu'ils  soient 
censes  les  avoir  recoltees  euxmemes,  verhindert,  gesetzwidrig  Brantwein  in 
den  Verkehr  zu  bringen. 

Im  Falle  4,  d.  i.  beim  Uebergang  in  den  Consum,  sei  es  bei  einem 
Wirte,  sei  es  beim  Verschlusser,  kann  der  Brantwein  nur  in  der  bouteille 
fiscale  erscheinen. 

In  jedem  Arrondissement  werden  Entrepots  errichtet,  von  welchen 
aus  der  in  den  bouteilles  fiscales  befindliche  Brantwein  weiter  in  den  Ver- 
kehr gebracht  wird.  Diese  Entrepots  werden  nicht  von  staatlichen  Beamten, 
sondern  von  Grossverschleissern  geleitet,  die  für  eine  bestimmte  Zeitdauer 
par  voie  d'adjudication  ernannt  worden  sind.  Sie  geben  jede  Woche  dem 
controlierenden  Beamten  der  staatlichen  Verwaltung  den  Ausweis  über   die 

^)  In  Eussland  sind  Flaschen  von  den  verschiedensten  Grössen  6  centiliter, 
60  centiliter  u.  s.  w.  zu  40''/n  Alkoholgehalt  mit  Etiquetten,  auf  welchen  der  Inhalt,  die 
Gradhiiltigkoit  und  der  Pi-eis  angegeben  ist,  im  Umlaufe. 
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abgesetzten  Flaschen  und  der  letztere  constatiert  dann  bei  dem  Abnehmer, 
ob  die  vollen  oder  leeren  Flaschen  vorhanden  sind.  Die  leeren  Flaschen 
werden  sofort  zurückgenommen  und  in  einem  Korbe  unter  Verschluss  gelegt, 
um  sie  in  das  Entrepöt  zurückzusenden. 

An  den  vollen  Flaschen  wird  die  Unverletztheit  des  Verschlusses 
tiberprüft.  Zerbrach  eine  Flasche,  so  muss  Avenigstens  der  Metallhals  ab- 
geliefert werden,  sonst  hat  man  2  Francs  zu  zahlen. 

Jeder  Fabrikant  feinerer  Liqueure,  welche  die  mehrmals  erwähnte 
Begünstigung  geniessen,  muss  dem  Staate  gleichfalls  seine  Abnehmer  be- 
kannt geben,  weil  nur  in  diesem  Falle  die  Steuer  auf  dieselben  überwälzt 
wird.  Der  Abnehmer  hat  die  Steuer  erst  zu  entrichten,  wenn  er  an  Con- 
sumenten  verkauft  hat. 

Privatparteien  werden  an  der  raschen  Kückstellung  der  Flaschen  da- 
durch interessiert,  dass  sie  ausser  dem  Kaufpreise  noch  eine  Einsatzgebür 
von  2  Francs  für  jede  Flasche  erlegen  müssen,  welche  ihnen  erst  nach 
Rückgabe  der  Flasche  rückgestellt  wird. 

(Die  an  Privatparteien  abgegebenen  Flaschen  sollen  übrigens  auch 
eine  andere  Form  bekommen,  um  hiedurch  widerrechtliche  Benützung  in 
Wirtshäusern  und  Schenken  auszuschliessen,  für  den  Fall  als  die  Fälschung 
des  Siegels  und  der  Banderole  gelungen  sein  sollte.) 

Die  Brantweinerzeugung,  die  Verwaltung  der  in  das  Eigenthum  des 
Staates  übergegangenen  Vorräthe  in  den  Niederlagen,  der  Verschleiss  und 
der  Ausschank  des  gewöhnlichen  Trinkbrantweines  sind  somit  nicht  in  den 
Händen  des  Staates,  wenngleich  unter  seiner  steten  Aufsicht^ 

Die  Rectification  des  Alkohols  und  die  Füllung  der  Flaschen  ist  die 
einzige  Operation,  welche  der  Staat  vornimmt,  und  diese  geschieht  in  den 
Fabriken  selbst  oder  in  eigenen  Anstalten  durch  staatlich  Angestellte; 
ebenso  der  Beisatz  von  aromatischen  Bestandtheilen  und  die  Mischung  mit 
Wasser  bis  zu  einer  Gradhältigkeit  von  40*^  Alkohol. 

IV. 

Von  dem  Alkoholmonopol  verspricht  sich  Alglave  ein  und  einhalb 
Milliarden  Francs  Roherträgnis  und  mehr  als  eine  Milliarde  Reineinnahme. 
Dies  sucht  er  durch  folgende  Ziifern  darzuthun: 

Wenn     1    Gläschen^)    gewöhnlichen    Trinkbrantweines    zu    40*^    mit 
10  Centimes  bezahlt  wird,  dann  kostet 
1  Liter  reinen  Alkohols  in  dem  vom  Staate  überwachten  Verkehre        1 0  Francs 

1     „     Brantwein  zu  40" 4  Francs 

1  Hektoliter  reinen  Alkohols 1000  Francs 

1         „  Brantwein  zu  40" 400Francs.2) 

^)  Aus  einem  Liter  Brantwein  werden  oft  mehr  als  40  Gläschen  ausgeschenkt; 
weshalb  ein  Liter  Brantwein  4  Francs  kostet,  wenn  40  Gläschen  zu  je  10  Centimes  als 
Durchschnitt  angenommen  werden. 

2)  Aus  einem  Hektoliter  reinen  Alkohols  werden  2V2  Hektoliter  Brantwein  zu  40" 
erzeugt.  Daher  sind  1  %  Mill.  Hektoliter  Alkohol  =  .8,7.50.000  Hektoliter  Brantwein  Ge- 
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Der  Constim  wird  nach  den  Annahmen  der  Staatsverwaltung  in  Frank- 
reich mit  jährlich  rund  1,500.000  Hektoliter  reinen  Alkohols  veranschlagt. 
Daher  betragen  die  Koheinnahraen  1.500,000. 000, Francs. 

Davon  muss  man  den  Ankaufspreis  des  Alkohols  abziehen.  Derselbe 
schwankt  zwischen  50,  55  und  60  Francs  für  1  Hektoliter.  Cognac  wird  im 
Grossverschleisse  mit  70  Francs  bezahlt.  Unter  Berücksichtigung  der  Aus- 
lagen für  die  Rectification  und  mit  den  Manipulationskosten  will  Alglave 
für  den  Hektoliter  Alkohol  100  Francs  rechnen,  das  ist  also  eine  ziemlich 
hohe  Durchschnittsziffer.  ^)  Daraus  ergibt  sich  für  den  Gesammtverbrauch 
von  1,500.000  Hektoliter  reinen  Alkohols  an  Productionskosten  die  Summe 
von  150,000.000  Francs.  Den  Verschleissern  (debitants)  gedenkt  Alglave 
einen  Nachlass  von  207o^)  zuzugestehen,  gewissermaassen  als  Ersatz  für  den 
ihnen  sonst  entgehenden  Zwischenhandelsgewinn.  Dieselben  verkaufen  neun 
Zehntel  von  allem  verschleissten  Brantwein.  Der  ihnen  zugewendete  Nach- 
lass ist  also 300,000.000  Francs 

dies  gibt  mit  den 150,000.000       „       (Productionskosten) 

zusammen  .    .    .    450,000.000  Francs 

daher  verbleiben 1050,000.000  Francs  als  Reineinnahmen 

aus  dem  Monopole. 

Werden  dem  gegenüber  die  Erträgnisse  der  französischen  Brantwein- 
steuer  gehalten,  und  zwar: 

1884 245      Millionen  Francs 

1885 239-7 

rund 250  ,         .    „ 

so  würde  das  Brantweinmonopol  einen  Mehrertrag  von  800  Millionen  Francs 
ergeben. 

Im  wesentlichen  hat  Alglave  diese  Ziffernsätze  auch  noch  zehn  Jahre 
später  aufrecht  gehalten,  als  er  im  Sommer  1896  in  einer  Reihe  von 
Nummern  der  Pariser  Zeitung  „Le  Temps"  sein  System  vor  der  Oeffentlich- 
keit  vertrat. 


sammtconsum.  Bei  versüssten  geistigen  Flüssigkeiten,  welche  kaum  25%  reinen  Alkohols 
enthalten,  gibt  1  Hektoliter  reinen  Alkohols  4  Hektoliter  Liqueur.  Dann  stellt  sich  der 
Preis  1  Hektoliter  Liqueurs  auf  1600  Francs. 

')  Der  Eohspiritus  wird  mit  30  Francs  für  1  Hektoliter  berechnet.  Man  nehme 
an,  dass  der  Staat  38—40  Francs  dafür  bezahle,  und  dass  ein  Hektoliter  nach  erfolgter 
Eectification  50  Francs  koste.  (Die  Rectificationskosten  werden  5—6  Francs  nicht  über- 
steigen, in  Deutschland  betragen  sie,  sagt  Alglave,  nur  4  Francs.  In  dem  "Werke  von 
H.  Sand  „Das  deutsche  Spiritusmonopol  im  Lichte  der  Zahlen"  Berlin  1893,  sind  hin- 
gegen 5  Mark  angenommen.  Für  Oesterreich  mag  eine  Ziflfer  von  2 — 3  fl.  als  angemessen 
gelten.)  Die  verschiedenen  Manipulationskosten,  das  Eingiessen  in  die  Flaschen  u.  s.  w. 
sind  mit  40  Francs  für  1  Hektoliter  reichlich  berechnet.  Sonach  glaubt  Alglave  als 
Preis  für  1  Hektoliter  rectificierten  Alkohol  100  Francs  getrost  aufstellen  zu  können. 

2)  Der  207oige  Nachlass  für  den  Wirt  (cabaretier)  beträgt  beim  Gläschen  2  Centimes, 
beim  Liter  Liqueur  80  Centimes,  beim  Liter  reinen  Alkohols  2  Francs  und  beim  Hekto- 
liter reinen  Alkohols  200  Francs.  Das  ist  doch  gewiss  ein  hübscher  Gewinn.  Die  epiciers, 
das  ist  die  Kleinverschleisser,  würden  8  oder  10%  Nachlass  gemessen;  die  particuliers 
natürlich  gar  keinen. 
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Einen  Zoll  (im  eigentlichen  Sinn)  auf  ausländische  gebrannte  geistige 
Getränke  will  Alglave  nicht  festsetzen.  Deren  Behandlung  an  der  Grenze 
ist  folgende:  sie  werden  jedenfalls  der  Analyse  unterworfen;  doch  nur  bei 
grösseren  Mengen  geschieht  dies  gebürenfrei.  Dann  werden  die  ausländischen 
gebrannten  geistigen  Getränke  in  die  bouteilles  fiscales  gefüllt,  welche 
selbstverständlich  nur  gegen  Entrichtung  von  1  Franc  für  V4  Liter  abgegeben 
werden.  Wenn  sie  in  den  handelsüblichen  Flaschen  eingehen  sollen,  muss 
der  amtliche  Verschluss  angelegt  werden,  dann  tritt  aber  das  gleiche  Ver- 
fahren ein  wie  bei  feinen  inländischen  Liqueuren,  nämlich  Entrichtung  von 
4  Francs  für  einen  Liter  und  30  Centimes  surtaxe  dazu. 

Das  neue  System,  meint  Alglave,  begünstige  die  Ausfuhr,  weil  es 
die  Formalitäten  ungemein  vereinfache  und  viele  Schreibereien  überflüssig 
werden.  Es  gebe  auch  keinen  drawback  mehr,  weil  von  den  ausgeführten 
Mengen  keine  Steuer  bezahlt  wurde. 


V. 

Die  Frage,  welche  Interessen  durch  die  Einführung  des  Monopoles 
allenfalls  getroffen  werden  könnten,  beantwortet  Alglave  in  folgender 
Weise; 

Die  Schmuggler,  meint  er,  seien  nicht  zu  berücksichtigen,  ebenso 
wenig  die  grossen  Speculanten,  fast  ausschliesslich  Pariser,  welche  durch 
übertriebene  Börsen-Speculationen  ungeheure  mühelose  Gewinne  machen. 
Die  Brantweinerzeuger  können  oft  ihre  Vorräthe  nicht  gegen  Bargeld  ver- 
kaufen, sondern  müssen  zu  bestimmten  Terminen  liefern,  also  in  das  Börse- 
spiel eintreten.  Nach  Einführung  des  Monopoles  können  die  Speculanten 
nicht  mehr  zum  Nachtheile  der  Producenten  vorgehen.  Diese  letzteren 
werden  es  gewiss  vorziehen,  an  den  Staat  zu  verkaufen,  der  ihnen  immer 
bar  bezahlt.  Der  Producent,  welcher  Brantwein  aus  Rüben,  Mais,  Kartoffeln, 
Korn,  Reis,  Melasse  erzeugt,  verkauft  sein  Product  bei  den  allwöchentlich 
veranstalteten  adjudications.  Die  Preise  richten  sich  hier  nach  der  freien 
Concurrenz.  Dann  bleibt  auch  der  Fall  ausgeschlossen,  dass  die  Käufer 
sich  vereinigen,  um  ein  Steigen  der  Preise  hintanzuhalten.  Der  Staat,  der 
eben  einziger  Käufer  ist,  will  die  Preise  nicht  zum  Nachtheile  der  Ver- 
käufer drücken.  Es  kann  dann  immer  nur  zum  allgemeinen,  durch  Angebot 
und  Nachfrage  gebildeten  Preise  verkauft  werden.  Alglave  will  den  Pro- 
ducenten sogar  einen  Minimalpreis  sichern  und  überhaupt  den  französischen 
Producenten  den  Vorrang  vor  den  auswärtigen  lassen. 

Die  Wirte,  cabaretiers,  haben  freilich  nach  Einführung  des  Monopoles 
nicht  einen  gleichen  Nutzen  durch  den  20% igen  Steuernachlass,  wie  vordem. 
Doch  werden  ihnen  anderweitige  Vortheile  zugewendet  durch  Aufhebung 
aller  übrigen  Getränkesteuern,  auf  Wein,  Bier,  Most  u.  s.  w.  Ein  weiteres 
Beneficium  besteht  darin,  dass  ihnen  der  Staat  Credit  gewährt,  d.  h.  die 
Bezalilung  erst  verlangt,  wenn  die  bouteilles  verkauft  worden  sind. 
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VI. 

Die  Frage,  was  mit  dem  ungeheueren  Erträgnis  des  monopole  facul- 
tatif  de  l'alcool  zu  geschehen  habe,  beantwortet  Alglave  schon  in  dem 
Titel  der  über  sein  System  veröffentlichten  Schrift,  indem  er  dasselbe  als 
moyen  de  suppression  des  impots  indirects  et  de  l'impöt  foncier  bezeichnet. 
Er  will  mit  den  Reineinnahmen  des  Brantweinraonopoles  alles  aufheben, 
was  schlecht  sei  im  französischen  Steuersystem,  und  zwar  möchte  er  vor 
allem  die  Grundsteuer  beseitigen  und  die  städtische  Linienverzehrungssteuer 
auf  Wein  und  Bier,  dann  die  Besteuerung  von  Brennmaterial  und  Fleisch 
abschaffen.  Den  Budgets  der  Landgemeinden  soll  ebenfalls  aufgeholfen 
werden  durch  Gewährung  eines  Zuschusses  von  ungefähr  7  Francs  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung.  Grosse  Bedeutung  misst  Alglave  auch  bei  der 
Herabsetzung  der  Schnellzugspersonen-  und  Eilgüter-Tarife.  Die  Vermögens- 
übertragungsgebüren  und  die  Patentsteuer  sollen  schliesslich  gleichfalls  eine 
erhebliche  Ermässigung  erfahren. 

„Wenn  wir  diese  Reform  durchgeführt  haben  werden,  sagt  Alglave, 
nous  aurions  supprime  presque  tout-ce  qu'il  y  a  de  raauvais  dans  notre 
Systeme  fiscal;  dann  wird  eine  noch  grössere  Revolution  als  jene  von  1789 
eintreten,  welche  ebenfalls  eine  finanzielle  Revolution,  ein  Aufbäumen  gegen 
das  alte  Fiscalsystem  war."  Alglave  schliesst  seine  Betrachtungen  mit 
dem  Wunsche:  Qu'on  nous  rende  donc,  dans  des  limites  possibles,  la 
liberte  fiscale,  la  liberte  du  commerce  et  de  l'industrie,  que  nos  peres 
avaient  conquises  en  1789  et  qu'ils  ont  si  vite  reperdues.  Voilä  mon  voeu, 
voilä  le  cri  de  ma  conscience  d'economiste! 

VII. 

Wenn  man  Alglaves  Erörterungen  anhört,  so  scheinen  sie  ungemein 
einfach  und  einleuchtend.  Die  von  ihm  aufgestellten  Erträgnisziffern  reden 
seinem  System  am  kräftigsten  das  Wort.  Jedenfalls  ist  es  sehr  verlockend, 
sich  mit  der  Lösung  dieses  Brantweinbesteuerungs  Problemes   zu   befassen. 

Schwierigkeiten  der  praktischen  Durchführung  kommen  den  Vortheilen 
des  monopole  facultatif  gegenüber  nicht  in  Betracht.  Die  Gesundheit  der 
Bevölkerung,  die  Bekämpfung  der  schädlichen  Folgen  des  Alkoholismus, 
die  Beseitigung  drückender  Steuern  auf  eine  so  einfache  Weise,  nämlich 
durch  den  Ersatz  einer  einzigen  reich  fliessenden  Steuerquelle,  verlangen 
geradezu  die  Einführung  des  von  Alglave  entwickelten  Systemes;  ab- 
gesehen von  anderen  wohlthätigen  Folgen,  die  dasselbe  mit  sich  bringen 
müsste,  worunter  nicht  zu  unterschätzen  die  möglichste  Beschränkung  der 
Unterschleife,  die  Beseitigung  zeitraubender  Gefällsprocesse,  nicht  zu  sprechen 
von  der  Vereinfachung  des  ganzen  Besteuerungssystems  überhaupt  und  der 
Beseitigung  des  Schreibunwesens,  sowie  der  grossen  Einhebungskosten  für 
so  verschiedenartig  veranlagte  Steuern. 

Mit  ein  paar  Schlagworten,  dass  der  Staat  keine  Monopolwirtschaft 
betreiben  solle,  dass  im  besonderen  durch  die  Einführung  des  Brantwein- 
monopoles   Gewerbe   und  Industrie   schwer  beeinträchtigt*  werden    müssen, 
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kann  man  das  von  Alglave  reiflich  erwogene  und  durchdachte  System 
nicht  abthun. 

Jeder  Fortschritt  erfordert  mehr  oder  weniger  Opfer  und  gestattet 
nicht  nach  allen  Seiten  hin  Eücksichten  zu  üben.  Die  Einführung  des 
Brantweinmonopoles  bietet  so  viele  allgemeine  Vortheile,  dass  denselben 
gegenüber  die  Sonderinteressen  von  einigen  hunderttausend  Zwischenhändlern 
und  Brantweinschänkern,^)  nicht  zu  reden  von  den  Börsespeculanten,  kaum 
in  Betracht  kommen  können. 

Wenn  Alglave  gesetzlich  anordnen  will,  dass  eine  bestimmte  Menge 
des  für  den  Verbrauch  nöthigen  Alkohols  von  den  Landwirten  angekauft 
werden  müsse,  oder  wenn  in  einigen  in  Deutschland  erschienenen,  ebenfalls 
die  Brantweinmonopolfrage  behandelnden  Schriften^)  der  Vorschlag  gemacht 
wird,  die  Ankaufspreise  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennereien  und 
ihren  günstigeren  Productionsbedingungen  abzustufen,  wozu  allenfalls  noch 
Bonilicationen  gewährt  werden  können,  so  wird  durch  solche  Maassregeln 
vielleicht  die  Absicht  , ausgleichende  Gerechtigkeit"  zu  üben  kundgethan, 
oder  das  Bestreben  der  Kegierung  gezeigt,  „nothleidenden"  Industrien  und 
Gewerben  aufzuhelfen. 

Es  mag  ja  auch  eine  gute  Taktik  sein,  hiedurch  die  Stimmen  der 
Landwirte  für  die  Durchbringung  der  Gesetzesvorlage  im  Parlamente  zu 
gewinnen. 

Solche  Zugeständnisse  werden  aber  sehr  zum  Nachtheile  der  Ein- 
fachheit des  Systemes  gemacht.  Den  grössten  Vortheil  haben  die  Landwirte 
durch  die  von  Alglave  vorgeschlagene  Aufhebung  der  Grundsteuer. 
Ersatz  für  dieselbe  ist  ja  reichlich  vorhanden. 

Dass  die  Zwischenhändler  und  Speculanten  nicht  sehr  erbaut  sind  von 
der  Einführung  eines  Steuersystemes,  welches  ihnen  ihren  Gewinn  weg- 
nimmt, oder  doch  erheblich  beschränkt,  ist  klar.  Alglave  setzt  den  Kosten- 
preis eines  Hektoliters  reinen  Alkohols  mit  100  Francs  fest;  der  staatliche 
Verkaufspreis,  für  den  Kleinverschleiss  und  Ausschank  berechnet,  beträgt 
1 000  Francs,  ohne  dass  überhaupt  der  gegenwärtige  Preis  im  Kleinverschleisse 
und  Ausschank  eine  Aenderung  erfahren  würde. 

Die  Monopolsgebür  für  einen  Hektoliter  reinen  Alkohols  ist  daher 
gleich  900  Francs. 

Ein  Hektoliter  mehr  oder  weniger  reiner  Spiritus  von  50 — 100  Francs 
Handelswert  zahlte  bisher  nur  156  Francs  Steuer,  kostete  also  thatsächlich 
mit  Inbegriff  der  Steuer  200 — 250  Francs  im  Grosshandel  und  wird  im 
Kleinverschleisse  und  Ausschank  zu  10  Centimes  das  Gläschen  (407o  und 
Y40  Liter)  verkauft,  was  eben  einem  Kleinverschleiss-  oder  Ausschankpreise 
von  1000  Francs  gleichkommt.  Daraus  ergibt  sich  vom  Preise  des  Brant- 
weines  im  Grosshandel  bis  zum  Ausschank  und  Verschleiss  im  Kleinen  eine 
Preissteigerung  von  800 — 750  Francs. 

*)  Die  Anzahl  der  Brantweinschenken   und  Brantweinverschleissstätten  in  unserer 

Reichshälfte^  welche  der  besonderen  Abgabe  unterworfen  sind,  betrug  im  Jahre  1895:  117.225. 

2)  Z.  B.'.F.Blumholz  „100  Millionen"  Entwurf  eines  Spiritusmonopolgesetzes.  1894. 
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Der  Staat  würde  somit  ebenso  wie  die  Zwischenhändler,  Brantwein- 
schänker  und  Kleinverschleisser  einen  ungeheuren  Gewinn  erzielen,  nämlich 
bei  1'5  Millionen  Hektolitern  reinen  Alkohols  1350  Millionen  Francs. 

Diese  1350  Millionen,  abzüglich  eines  Betrages  von  rund  250  Millionen, 
welche  die  gegenwärtig  als  Steuer  bezahlte  Summe  darstellt,  entgehen  den 
Zwischenhändlern  und  zum  Theil  auch  den  Wirten  und  Kleinverschleissern. 

Die  Producenten  verlieren  nichts,  sie  gewinnen  nur,  insofern  als  sie 
einen  sicheren  Abnehmer  für  ihre  Producte  haben,  der  jederzeit  zahlt.  Dem 
Consumenten  werden  ebenfalls  keine  neuen  Lasten  auferlegt. 

Aus  der  obigen  Darstellung  ersieht  man  zur  Genüge,  welche  un- 
geheuren Summen  der  Zwischenhandel,  das  Wirts-  und  Schankgewerbe  an 
sich  ziehen.  Hieraus  erklärt  sich  auch,  woher  die  vielen  Millionen  des 
Alglav  e'schen  monopole  facultatif  herkommen  und  wer  eigentlich  durch 
das  neue  Besteuerungssystem  benachtheiligt  wird. 

Alglav  e  sympathisiert  mit  den  durch  seine  Steuermaassregel  Be- 
nachtheiligten  durchaus  nicht.  Die  Entschädigungsfrage  hat  er  selbst  auf- 
geworfen und,  wie  ich  glaube,  gerecht  gelöst:  Den  Börsespeculanten  wird 
ein  unrechtmässiger  Gewinn  versagt,  den  Kleinverschleissern  und  Wirten 
bietet  er  durch  den  207oigen  Nachlass  am  Preise  der  bouteille  fiscale  eine 
recht  ansehnliche  Entschädigung,  im  ganzen  300  Millionen  Francs,  d.  i.  bei 
einem  Gläschen  2  Centimes,  beim  Liter  80  Centimes;  ferner  bildet  die  Auf- 
hebung der  Getränkesteuer  und  der  Fleischsteuer  ein  hinreichendes  Entgelt 
für  , entgangenen  Gewinn."  Eine  grosse  Begünstigung  liegt  ja  auch  in  der 
Gewährung  des  Credites,  indem  die  bezogenen  Flaschen  erst  dann  bezahlt 
werden  müssen,  wenn  sie  abgesetzt  (ausgeschänkt  oder  verschleisst)  wurden. 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  durch  die  Abschaifung  der  Getränke- 
steuer die  Preise  der  Getränke  nachlassen.  Wirte  und  Kleinverschleisser 
werden  wohl  darauf  bedacht  sein,  die  ihnen  gewährten  Vortheile  umsomehr 
auszunützen,  als  ihnen  auf  einer  anderen  Seite,  nämlich  beim  Brantwein- 
absatze,  der  früher  allenfalls  grössere  Gewinn  versagt  wird. 

Wenn  es  heisst,  die  Einführung  des  Alkoholmonopoles  habe  grosse 
parlamentarische  Widersprüche  zu  gewärtigen,  so  lässt  sich  hierauf  nur 
entgegnen:  Im  Parlamente  werden  die  verschiedensten  Interessengruppen 
vertreten  und  schliesslich  müssen  doch  diese  , parlamentarischen  Interessen* 
dem  allgemeineren  Gesichtspunkte  der  Volks-  und  Staatsinteressen  weichen. 
Unbestritten  ist  endlich,  dass  alle  jene,  welche  sich  mit  der  Frage 
beschäftigen,  aus  dem  Monopole  ein  grosses  Erträgnis  herausrechnen. ^) 

*)   Zweifelsohne    gibt    das    Monopol    ein    grösseres   Erträgnis    wie    die    Consum- 

besteuernng  des  Alkohols:  Wie  bereits  gesagt  berechnet 

Alglave   für  Frankreich    die  Eeineinnahmen   mit  1050  Mill.  Francs  statt  250  Mill.  Francs 

ferner  Albertini  Luigi  (II  monopolio  degli   spiriti 

1894)  für  Italien  die  Eeineinnahmen  mit   ....      50    „     Lire         „        21     „    Lire 

F.  Blumholz    1894   für    Deutschland    die   Eein- 
einnahmen mit 235    „     Mark       „      135  Mark 

H.Sand  1893  fürDeutschlanddieEeineinnahmen  mit     184     „        „  „      141      „ 

Die  deutsche  Brantweinmonopolsvorlage  des  Jahres  1886  berechnete  die  Einnahmen 

auf  rund  300  Mill.  Mark. 
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IX. 

Ich  will  nun  auch  versuchen,  eine  Anwendung  des  AI  gl  a  v  e'schen 
Systemes  auf  österreichische  Verhältnisse  zu  machen.  Die  Ziifern,  welche 
einer  solchen  Berechnung  zugrunde  gelegt  Averden,  können  selbstverständlich 
nur  Durchschnittszilfern  sein.  Mit  vielen  Erhebungen  kommt  man  nicht 
allzuweit.  Da  erfährt  man  nur,  dass  in  verschiedenen  Gegenden  die  ver- 
schiedensten Preise,  Maasse  und  Procentsätze  des  Brantweines  üblich  sind. 
Auch  noch  so  gewissenhafte  Erhebungen  müssen  immer  voneinander  ab- 
weichende Ergebnisse  haben,  weil  man  nicht  ausseracht  lassen  darf,  dass 
die  Brantwein Schanker  ihren  Schnaps  beliebig  verdünnen,  also  auf  einem 
Umwege  die  Preise  willkürlich  erhöhen  können. 

Zum  Zwecke  einer  Berechnung  muss  man  eine  Durchschnittsziffer 
anzunehmen  wagen,  wie  sie  der  Handel  und  Verkehr  zumeist  bietet. 

Die  Kechnung,  wie  sie  Alglave  vorzeichnet,  ist  sehr  klar  und  ein- 
fach. Man  braucht  nur  vom  Durchschnittspreise  des  vom  Producenten 
gelieferten  Spiritus  auszugehen  und  den  Kleinverschleisspreis  als  Endziel 
zu  nehmen. 

Auf  der  Wiener  Börse  notierte  beispielweise  im  März  1897^)  ein 
Hektoliter  Alkohol  prompt  contingentiert  loco  Wien  mit  16  fl.  In  diesem 
Preise  ist  die  Consumabgabe  natürlich  nicht  inbegriffen,  dieselbe  wird  je 
nach  der  Verwendung  vom  Käufer  bezahlt. 

Wird  nun  aus  einem  Liter  100% igen  Alkohols  durch  Wasserzusatz 
2-5  Liter  iO^ feiger  Brantwein  gemacht,  —  eine  solche  Gradhältigkeit  ist 
schon  sehr  hoch  —  und  werden  aus  einem  Liter  407oigeii  Trinkbrantweines 
40  Gläschen  ausgeschenkt,  deren  eines  gleich  V40  Liter  beispielsweise  2  kr. 
kostet  —  gewiss  ein  sehr  massiger  Preis  —  dann  berechnet  sich  hieraus 
der  Erlös  für  einen  Hektoliter  1007oigen  Alkohols,  der  vom  Producenten 
mit  16  fl.  gekauft  wurde,  im  Ausschank  mit  200  fl.  Vom  Producenten  bis 
zum  Ausschänker  beträgt  sonach  der  Zwischengewinn  184  fl.  weniger  35  fl. 
an  Consumabgabe  das  ist  149  fl.  für  einen  Hektoliter  100% igen  Alkohols.^) 


^)  Die  Preise  waren  eine  geraume  Zeit  hindurch  auf  dieser  Höhe.  Die  gegen- 
wärtigen höheren  Preise  von  18  fl.  und  darüber  (Ende  1897,  bezw.  Anfang  1898)  wurden 
durch  die  Ueberschwemnmngen  und  schlechte  Ernte  im  Sommer  1897  verursacht.  Auf 
die  angestellte  Berechnuug  würde  dieser  Preisunterschied  den  Einfluss  haben,  dass  die 
Anschaffungskosten  des  Alkohols  für  den  Staat  um  ungefähr  4  Millionen  mehr  betragen; 
ist  aber  eine  solche  Ziffer  von  Bedeutung  bei  einer  Koheinnahme  von  194  Mill.  Gulden? 
Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  nicht  etwa  ein-  für  allemal  ein  fester  Einlöspreis 
angenommen,  oder  etwa  das  Erzeugnis  durch  eigene  Einlöscommissionen  geschätzt  und 
auf  Grund  ihrer  Bewertung  bezahlt  werden  soU.  In  einer  deutschen,  die  Alkoholmonopols- 
frage  behandelnden  Schrift  werden  gesetzlich  bestimmte  Preisabstufungen  je  nach  dei 
Beschaffenheit  des  Erzeugnisses  (Getreide-,  Melassen-,  Kartoffel-  u.  s.  w.  Spiritus)  bezw. 
je  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brennerei  vorgeschlagen.  Dies  gestattet  aber  nicht 
die  Anpassung  an  die  jeweiligen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  wie  der  Ankauf  im  Wege 
öffentlicher  Versteigerung. 

2)  Die  Preissteigerung  vom  Producenten  bis  zum  Absatz  im  kleinen  bewegt  sich 
in  folgenden  Durchschnittsziffern: 

15* 
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an   reinem   Alkohol 
angenommen   wird, 

194  Mill.  Gulden. 


Die  7^ Literflasche  407oigen    Trinkbrantweines,   welche    in    den    Ver 
kehr  treten  würde,  kostet  dann  20  kr. 

Wenn    nun    der  durchschnittliche  Jahres-Consum 
mit  970.000  Hektoliter  für  die   diesseitige  Reichshälfte 
so    ergibt   das  Alkoholmonopol   ein 
Roherträgnis  von 970.000  X  200  = 

Hievon    sind    abzuziehen    die 
Kosten  des  vom  Staate  angekauften 

Alkohols  mit 970.000  X     16  =    15-52 

dann  die  Kosten  der  Rectification, 
welche  ich  mit  3  fl.  für  1  Hektoliter 
anoehme,  falls  die  Reinigung  des 
Alkohols  von  Privaten  bewerkstelligt 

wird 

Wenn  man  gleich  Alglave  den 
Kleinverschleissern  und  Ausschänkern 


=      2-91 


Gewinn 

9—14  fl. 

(10-20%) 


20—25  fl. 

(20-25  <>/„) 


160  fl. 

(200  o/o) 

80  fl. 

(100"/o) 


I.  Der  Producent   verkauft  1  Hektoliter  lOO^/o  Spiritus 
prompt  contingentiert  loco  Wien  mit 16  fl. 

II.  Der  Grossist  verkauft    1   Hektoliter  100%   Spiritus 
(einschliesslich  Consumabgabe  von  35  fl.)  mit 60—65  fl. 

III.  Der  Detailverkäufer  verkauft  1  Hektoliter  95"/o  Spi- 
ritus mit 80-85  fl. 

(solcher  Spiritus  ist  aber  zumeist  nur  nominell  95%,  thatsächlich  90  /q  oder 
gar  85%  dies  bedeutet  einen  weiteren  Gewinn.) 

IV.  Beim  Ausschank  und  Kleiuverschleiss  wird  dann  natürlich 
wieder  sehr  viel  gewonnen.  Macht  der  Schanker  beispielsweise  aus  einem 
Hektoliter  907o  Spiritus  3  Hektoliter  30%  Brantwein  und  setzt  dieselben 
zu  je  80  fl.  ab,  dann  verkauft  er  3  Hektoliter  307o  Brantwein  zu  240  fl. . 
oder  wenn  3  Hektoliter  30%  Brantwein  nur  zu  IGO  fl.  verkauft  werden, 
ergibt  sich  immer  noch  ein  Gewinn  von 

Bismarck  berechnet  in  seiner  oben  erwähnten  Eeichstagsrede  vom  26.  März  1886 
das  gewöhnliche  Einkommen  eines  Schankwirtes  in  folgender  Weise: 

Aus  einem  Liter  lOO^/oigen  Alkohols  zum  Preise  von  3  Silbergroschen  =  30  Pfennig 
werden  mittelst  entsprechender  Verdünnung  durchschnittlich  3  Liter  Trinkbrantwein 
hergestellt.  Aus  einem  solchen  Liter  Brantwein  schänkt  man  32  Gläser  (in  Städten 
zumeist  64 — 70  Gläser)  somit  aus  einem  3  Silbergroschen  kostenden  Liter  reinen  Alkohols 
ungefähr  100  Schnäpse.  Jeder  einzelne  davon  kostet  zum  mindestens  5  Pfennig,  häufig 
aber,  wenn  flüssiger  Zucker,  ätherische  Oele,  oder  Fruchsäfte  hinzugesetzt  werden,  15, 
20,  25  Pfennige. 

Ein  Liter  gewöhnlichen  Trinkbrantweines  wird  also  zu  1  Mark  60  Pfennig  und 
darüber  ausgebracht,  somit  ein  Liter  reinen  Alkohols  im  Kleinverschleisse  mit  5  Mark 
und  mehr  abgesetzt. 

Bismarck  zieht  den  Schluss,  dass  der  Schankwirt  aus  seinem  Geschäfte  einen 
Vortheil  von  1000 — 3000%  habe  und  dass,  wenn  die  Steuer  irgendwo  einsetzen  soll,  es 
das  richtigste  sei,  mit  ihm  zu  beginnen. 

Dass  die  Schankwirte  nicht  reich  werden,  habe  seinen  Grund  in  dem  ungeheuren 
Andrang  zu  diesem  bequemen  und  einträglichen  Gewerbe.  Auf  einem  Dorfe  reichen 
ungefähr  20  Kunden  schon  hin  für  einen  Schankwirt,  da  brauchen  keine  Säufer  dabei 
zu  sein,  sondern  nur  Leute,  die  in  der  Familie  in  der  Woche  einen  Liter  Brantwein  verzehren. 
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„als  Ersatz  für  entgangenen  Gewinn" 
einen  207oigen  Nachlass  gewährt, 
ist  von  dem  Roherträgnis  weiters  noch 

abzuziehen  eine  Summe  von    .    .    .  38-8  Mill.  Gulden 

'Die  Regieauslagen  für  Einrichtung 
und  Erhaltung  der  staatlichen  Nieder- 
lagen Aufsichtsorgane  u,  s.  w.  würden 

beispiels-  weise  ungefähr 10  »         » 

betragen.^)     Das    Reinerträgnis    ist 

somit  die  Summe  von 126'77     „         „ 

Dies  wären  die  wichtigsten  Ziffern  der  laufenden  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  jedes  Jahr.  Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  dass  das  Monopol 
neue  Einreichtungen  erfordert,  Möglicherweise  empfiehlt  es  sich  mehr,  die 
Rectification  durch  staatliche  Laboratorien  vornehmen  zu  lassen.  Auch 
müssen  Niederlagen  für  die  Aufnahme  der  vom  Staate  erworbenen  Alkohol- 
vorräthe  aufgestellt  werden.  Es  ergeben  sich  Verwaltungsauslagen  (Füllung 
der  Flaschen,  Anstellung  von  Beamten.^)  Die  Flaschen  erfordern  eine  ein- 
malige Anschaffung  und  allmähliche  Nachschaffung.  Wenn  man  mit  A  1  g  1  a  v  e 
annimmt,  dass  in  den  Umlauf  im  Kleinverkehre  nur  V^o  des  jährlichen 
Consumes  auf  einmal  eintritt  und  der  407oige  Brantwein  in  V4  Liter- 
flaschen circuliert,  dann  wäre  der  Bedarf  an  solchen  V4  Literflaschen  = 
Hl.  Liter       V4     40%  Bedarf 

970.000  X  100  X  4  X  t  X  tV  =  ^7  Millionen  Stück 
und  wenn  eine  Flasche  hoch  berechnet  5  kr.  kostet,   macht   die    einmalige 
Auslage  4"55  Millionen  Gulden  aus. 

Für  alle  diese  Auslagen  könnte  die  Deckung  in  einer  amortisierbaren 
Anleihe  gefunden,  oder  noch  einfacher  den  Cassabeständen  entnommen  werden. 
Der  Ersatz  ist  aus   den  grossen  Einnahmen   des  Monopols   sofort  geleistet. 


^)  In  der  Schweiz  war  der  Gesammtumäatz  an  Alkohol  im  Jahre  1891  125.000  Hek- 
toliter, die  Betriebskosten  betrugen  265.000  Francs.  Si  parva  licet  componcre  magnis, 
d.  h.  wenn  ein  Schluss  von  Schweizer  Verhältnissen  auf  die  österreichischen  gezogen 
wei'den  darf,  was  allerdings  nur  eine  ungefähre  Ziffer  ergeben  kann,  so  berechnen  sich 
die  Verwaltungsauslagen  für  Oesterreich  verhältnismässig  mit  20  Mill.  Francs  oder  rund 
10  Mill.  Gulden.  Oder  wenn  bei  dem  Roherträgnis  von  6-75  Mill.  Francs  des  schweizer 
Monopols  265.000  Francs  Betriebsauslagen  entfielen,  so  ergeben  sich  für  194  Mill.  Gulden 
Roheinnahme  ungefähr  8  Mill.  Gulden  Betriebsauslagcn.  Diese  Ziffern  halte  ich  gewiss 
nicht  für  genau;  sie  sollen  nur  annähernd  Aufschluss  geben. 

2)  In  eine  Berechnung  der  Transportkosten  zwischen  Productionsstätte  und  Recti- 
ficationsanstalt,  bezw.  Niederlage  und  Abnehmer,  lässt  man  sich  am  besten  gar  nicht 
ein,  weil  eine  solche  angesichts  der  verschiedenen  Verkehrsverhältnisse  in  den  einzelnen 
Kronländern  theoretisch  ungemein  schwierig  ist  und  praktisch  keinen  grossen  Wert 
haben  würde.  Wenn  überhaupt,  so  müsste  die  Berechnung  nach  bestimmten  Verkehrs- 
centren und  Consunigebieten  stattfinden.  Wenn  der  Staat  diese  Auslage  übernimmt,  so 
würde  sie  unter  die  Regiekosten  fallen,  u.  zw.  für  jenen  Alkohol,  welcher  von  der  Er- 
zeugungsstätte in  die  Rectificationsanstalt  und  in  die  staatlichen  Niederlagen  geschafft 
wird.  Beim  Bezüge  aus  denselben  —  dies  ist  die  einfachste  Lösung  der  Frage  —  müssen 
die  Transportkosten  vom  Abnehmer  gezahlt  werden.  Er  hat  ja  auch  20'7oigen  Preis- 
nachlass. 
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Es  mag  sein,  dass  die  Einführung  der  amtlich  versiegelten,  mit 
40grädigem  Brantwein  gefüllten  Einviertelliter-Flaschen  als  umständlich 
angesehen  oder  als  eine  zu  grosse  Benachtheiligung  der  Kleinverschleisser 
und  Ausschänker  betrachtet  wird. 

Will  man  das  Verschleissmonopol  nicht  annehmen,  dann  würde  der 
rectificierte  Alkohol  im  grossen,  z.  B.  mindestens  in  Mengen  von  25  oder 
50  Litern  aus  den  staatlichen  Niederlagen  gegen  den  die  „Productions- 
kosten"  und  die  Monopolsabgabe  umfassenden  Verkaufspreis  abgegeben 
werden  und  dann  in  den  freien  Verkehr  treten  etwa  zum  Preise  von  100  fl. 
für  einen  Hektoliter  lOOVo^gen  Alkohols.  Die  Monopolseinnahmen  wären 
sodann 97'—  Mill.  Gulden. 

Die  Ausgaben: 

Ankaufspreis j  15*52     „         „ 

Rectification 2-91     „         „ 

Verwaltung') [lO* —     „         „ 


somit  das  Reinerträgnis 68*75  Mill.  Gulden, 

also  immer  noch  das  doppelte  des    gegenwärtigen  Erträgnisses   der   Brant- 
weinsteuer  von  33  Mill.  Gulden. 

Als  nothwendiges  Correlat  kann  aber  dann  die  amtliche  Festsetzung  der 
Tarife  für  den  Kleinverschleiss  vorgeschlagen  werden,  um  eine  allzu  grosse 
Preissteigerung  hintanzuhalten.  Es  ist  jedoch  zu  bedenken,  dass  eine  solche 
Maassregel  von  sehr  zweifelhaftem  W^erte  sein  rauss,  weil  die  Gradhältigkeit  des 
ausgeschenkten  Brantweines  praktisch  fast  gar  nicht  überwacht  werden  kann. 
Dieser  üebelstand  wird  durch  die  Einführung  der  bouteille  fiscale  beseitigt. 

Für  Ungarn  würden  sich  ungefähr  folgende  Ziffern  ergeben: 

Bei  einem  jährlichen  Verbrauch  von   rund   900.000  Hektoliter   reinen 

Alkohols  betragen  die  Roheinnahmen ISO*—  Mill.  Gulden 

die  Kosten  des  anzukaufenden  Alkohols 14*4       „  „ 

die  Rectificationsauslagen      2*7       „  „ 

der  207oige  Nachlass  für  die  Kleinverschleisser  und 

Schanker 36* —     „  „ 

die  Regiekosten  etwa  auch 10' —     ,  „ 

daher  Reineinnahme 116"9     Mill.  Gulden. 

Sollte    das   Monopol   auf   den   Verschluss   nicht   ausgedehnt   werden, 

dann  stellt  sich  das  Roherträgnis  auf 90*—  Mill.  Gulden 

[14-4       , 

dann  sind  die  Auslagen ^2*7       „  „ 

10*—     . 


die  Reineinnahmen 62*9     Mii..  Gulden. 


*)  Die  Verwaltungsauslagen  sind  gewiss  nicht  so  hoch,  wenn  der  Staat  bloss  den 
Verkauf  im  grossen  monopolisiert  hat.  —  Vergleichsweise  seien  hier  einige  Ziffern  des 
Tabakmonopoles  angeführt:  im  Staatsvoranschlage  des  Jahres  1897  erscheinen  als  Ein- 
nahmen vom  Verschleiss  im  Inlande  93  Mill.,  als  Auslagen  31  Mill.  an  Fabrications-  und 
Anschaffungskosten,  1  Mill.  Verwaltungs-  und  1*3  Mill.  Versch'eissauslagen,  zusammen 
gegen  34  Mill.  Gulden.  Im  Staatsvoranschlage  des  Jahres  1898  sind  98-5  Mill.  Gulden 
Einnahmen  und  36-3  Mill.  Gulden  Ausgaben  eingestellt. 
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Das  gegenwärtige  Eoherträgnis  der  Brantweinsteuer  in  Ungarn  beträgt 
in  runder  Ziffer  bei  33  Mill.  Gulden,  dazu  kommt  noch  die  Schanksteuer 
mit  13  Mill.  Gulden,  zusammen  also  45  Mill.  Gulden. 

X. 

Die  Frage,  was  beginnt  man  mit  den  Einnahmen  aus  dem  Brantwein- 
Monopol,  wäre  im  Sinne  Alglave's  dahin  zu  beantworten,  dass  man  damit 
drückende  Steuern  abschafft,  und  zwar: 

Zunächst  die  Getränkesteuern,  wodurch  den  Kleinverschleissern  und 
Wirten  aus  bereits  erörterten  Gründen  ein  Vortheil  geboten  werden  soll, 
nämlich : 

1.  Die  besondere  Abgabe  vom  Ausschank  und  Kleinverschleisse  ge- 
brannter geistiger  Getränke  1,135.000  fl.i) 

2.  Die  staatliche  Verzehrungssteuer  auf  Wein  und  Most  5,370.000  fl.^) 

3.  Die  Linienverzehrungssteuer  in  der  ganzen  diesseitigen  Reicha- 
hälfte  24,539.624  fl.^) 

4.  Die  Aufhebung  der  Grundsteuer,  35'5  Mill.  Gulden  im  Jahre  1896? 
32,750.000  fl.  im  Jahre  1897,  würde  der  mit  Vorliebe  als  nothleidend 
bezeichneten  Landwirtschaft  eine  ausserordentliche  Erleichterung  gewähren. 
Eine  andere  Frage  ist  allerdings  die,  ob  die  gänzliche  Abschaffung  dieser 
Steuer  mit  dem  Standpunkte  des  geltenden  Systemes  der  Heranziehung  der 
Staatsbürger  zu  Steuerleistungen  vereinbar  wäre.  Man  könnte  wenigstens 
die  Zuschläge  zur  Grundsteuer  (im  Jahre  1893  34*2  Millionen)  aufheben,^) 
d.  h.  durch  Einkünfte  aus  dem  Brantweinmonopol  ersetzen. 

5.  Der  Aufhebung  des  Lottos  wird  seit  Jahren  das  Wort  geredet, 
dies  wären  16*42  Mill.  Gulden. 

6.  Weitere  üeberschüsse  können  verwendet  werden  zur  Tilgung  der 
Staatsschulden,  zur  Beitragsleistung  an  die  Budgets  der  Länder  und  Stadt- 
gemeinden. Die  Zuschläge  haben  schon  eine  sehr  beträchtliche  Höhe  erreicht. 


*)  Staatsvoranschlag  des  Jahres  1897  oder  1,140.000  fl.  im  Staatsvoranschlage  des 
Jahres  1898. 

2)  Staatsvoranschlag  des  Jahres  1897,  oder  5,400.000  fl.  in  jenem  des  Jahres  1898. 

3)  Ergebnisziffer  des  Jahres  1894,  bezw.  25,273.387  im  Jahre  1895. 

*)  Unter  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Brantweinsteuergesetzes  vom 
20.  Juni  1888  E.-G.-Bl.  Nr.  95  (§  7)  erhalten  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  laut 
Staatsvoranschlag  des  Jahres  1897  und  ebenso  1898  2,950.000  fl.  an  Verzehrungssteuer- 
boniflcation.  Dieser  Betrag,  „sagte  Eeichsrathsabgeordneter  Dr.  Kronawetter  seinerzeit 
am  2.  Juni  1888,"  kommt  lediglich  einer  Gruppe  von  ungefähr  1100  Brennern  zu  gute, 
also  einer  verschwindend  kleinen  Anzahl  von  Staatsbürgern.  Die  Ratio  legis  war,  die 
Landwirtschaft  zu  begünstigen.  Diese  wenigen  Leute,  die  so  reich  subventioniert  werden, 
stellen  aber  nicht  die  Landwirtschaft  dar.  Die  ganze  in  der  Landwirtschaft  beschäftigte 
Bevölkerung  ist  ungefähr  75%  von  22  Millionen  Einwohnern  der  diesseitigen  Reichs- 
hälfte. Es  ist  also  eine  leere  Phrase,  wenn  man  von  Hebung  der  Landwirtschaft  sprechen 
würde.  Es  sind  nur  wenige  schnapsbrennende  Landwirte,  welche  die  Wohlthat  des  §  7 
geniessen,  d.  h.  im  Durchschnitte  einen  jährlichen  Staatsgehalt  von  2400 — 5000  fl. 
beziehen  (denn  so  ist  ja  schliesslich  der  ihnen    gewährte  Steuemachlass  von  5,  4,  3,  2, 
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Im  Jahre  1892  betrugen  sie  85-5  Mill.  Gulden,  im  Jahre  1893  88-7  Mill. 
Gulden  zu  allen  directen  Steuern.^) 

XI. 

Es  erübrigt  nun  noch  einige  Worte  über  die  Controlsmaassregeln 
hinzuzufügen. 

Die  Erzeugung  des  Brantweines  war  bisher  controliert,  dem  sogenannten 
steuerbaren  Verfahren  unterworfen.  Diese  Controle  ist  auch  in  Hinkunft 
nothwendig,  um  zu  verhindern,  dass  unversteuerter  und  nicht  rectificierter 
Brantwein  widerrechtlich  dem  Verbrauche  zugeführt  werde. 

Dem  Producenten  obliegt  die  Ablieferung  des  Productes  um  den  bei 
der  öffentlichen  Versteigerung  erzielten,  beziehungsweise  gesetzlich  bestimmten 
Preis  an  die  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  oder  vom  Staate  selbst 
betriebenen  Rectificationsanstalten,  es  mnsste  denn  sein,  dass  er  denselben 
aus  dem  Geltungsgebiete  des  Monopoles  ausführt.  Der  vom  Staate  gekaufte 
und  rectificierte  Brantwein  wird  unter  ämtlichem  Verschlusse,  oder  lleber- 
wachung  in  staatliche  Magazine  gebracht  und  von  dort  aus  zu  einem 
gesetzlich  bestimmten,  die  Monopolsabgabe  umfassenden  Preis  verkauft. 

Wenn  die  bouteille  fiscale  auch  in  Oesterreich  eingeführt  wird,  geschielit 
die  Füllung  der  Flaschen  am  einfachsten  gleich  in  den  unter  staatlicher 
Ueberwachung  stehenden  Rectifications-Anstalten.  In  den  Magazinen  werden 
dann  die  V4  Literflaschen  aufbewahrt  und  von  hier  aus  an  die  Abnehmer 
abgegeben. 

Von  der  Controlgebür  für  die  Denaturierung  von  Brantwein  und  von 
der  Abgabe  für  die  Presshefen-Erzeugung  nur  wenige  Worte.  Erstero  (172kr. 
für  den  Liter  Alkohol,  im  Staatsvoranschlag  des  Jahres  1897  mit  200.000  fl. 
eingestellt)  hat  mit  der  Einführung  des  Monopoles  zu  entfallen.  Der  Brant- 
wein wird  vom  Staate  selbst  denaturiert  und  gegen  einen  entsprechenden 
Preis  abgegeben. 

Der  bei  der  Presshefen-Erzeugung  gewonnene  Brantwein  unterliegt 
derselben  Behandlung  wie  jeder  andere,  d.  h.  er  muss  dem  Staate  ver- 
kauft werden. 

Die  Abgabe  für  die  Presshefen-Erzeugung  war  bisher  2V2  kr.  für  den 
Liter  Alkohol  und  wird  im  Staatsvoranschlage  des  Jahres  1897  mit  430.000  fl. 
eingestellt. 

oder  1  fl.  für  jeden  aus  der  Erzeugungsstätte  weggebrachten  Hektoliter  Alkohol  anzu- 
sehen). Diese  Bonification  ist  eine  ganz  ungerechtfertigte  Staatsprämie.  Es  ist  ungerecht, 
nur  denjenigen  Landwirt  zu  begünstigen,  der  Schnaps  brennt,  und  den  andern,  der  seine 
Kartoffeln  lediglich  verkauft,  nicht."  —  -Die  Frage,  ob  man  die  Exportprämien  bei  Ein- 
führung des  Monopols  belässt  oder  nicht,  ist  eine  vom  Monopol  ganz  unabhängige. 
Alglave  würde  sie  vielleicht  verneinen.  Die  Summe  der  Exportboniticationen  für  den 
aus  dem  österr.-ung.  Zollgebiete  in  einem  Jahre  ausgeführten  Brantwein  darf  in  einem 
Jahre  eine  Million  Gulden  nicht  übersteigen.  Hievon  entfallen  laut  Staatsvoranschlag  des 
Jahres  1897  auf  die  diesseitige  Eeichshälfte  520.000  fl.,  für  das  Jahr  1898  530.000  fl. 
1)  Das  Gesetz  vom  25.  October  1896,  E.-G.-Bl.  220,  betreffend  die  directen  Personal- 
steuern, gewährt  bereits  Steuernachlässe  und  Zuweisungen  von  Beträgen  an  die  Landes- 
fonde,  jedoch  in  kleinerem  Maassstabe. 
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Beide  Summen  sind  nicht  bedeutend  und  von  keinem  wesentlichen 
Einfluss  auf  die  obenangestellte  Erträgnisberechnung. 

Die  feineren  Liqueure  behandelt  Alglave  gewissermaassen  als  Aus- 
nahme. Sein  Vorschlag  kann  auch  in  Oesterreich  angenommen  werden. 
Wird  der  Verschleiss  im  Kleinen  dem  Monopole  nicht  unterworfen,  dann 
entfällt  diese  Frage  ohnehin. 

üeber  die  Grenze  darf  Alkohol  nur  gegen  Analysierung  und  Entrich- 
tung der  Monopolsgebür  eintreten.  Trinkbrantwein  wird  in  die  bouteille 
fiscale  gefüllt.  Feinere  Liqueure  von  hohem  Werte  (Chartreuse,  Cognac  u.  s.  w.) 
können  auf  Verlangen  der  Kaufleute  in  den  handelsüblichen  Flaschen  belassen 
werden;  jedoch  muss  ein  amtlicher  Verschluss,  die  Banderole  angelegt 
werden.  Auch  kann,  da  sie  ohnehin  sehr  reinen  Alkohol  enthalten,  die 
Analyse   unterbleiben,     Sie  bezahlen  jedoch  jedenfalls    die   Monopolsgebür. 

(Nebenbei  sei  erwähnt,  dass  im  Motivenbericht  zum  Brantweinsteuer- 
gesetze  des  Jahres  1888  der  für  Vinagezwecke  verbrauchte  Alkohol  mit 
100.000  Hektoliter  jährlich  angenommen  wird,  wovon  50.000  Hektoliter  auf 
jede  der  beiden  ßeichshälften  entfallen.  In  der  Schrift  „Die  Brantweinsteuer" 
von  Dr.  Julius  Wolf,  Tübingen  1886,  werden  für  Vinagezwecke  in  ganz 
Oesterreich-Ungarn  300.000  Hektoliter  angesetzt,  hievon  50.000  Hektoliter 
für  Cisleithanien.  Dieser  Alkohol  unterliegt  selbstverständlich  der  Consum- 
abgabe,  beziehungsweise  der  Monopolsgebür.) 

Uebt  der  Staat  nur  das  Ein-  und  Verkaufsmonopol  im  grossen  aus, 
dann  müssen  die  über  die  Grenze  tretenden  gebrannten  geistigen  Flüssig- 
keiten mit  einer  angemessenen  Zollgebür  belegt  und  ausserdem  noch  der 
Analyse  unterworfen  werden, 

XII. 

Gewiss  wird  die  Einführung  des  Monopoles,  welches  in  manche  Ver- 
hältnisse tief  eingreift,  Schwierigkeiten  begegnen. 

Allein  ebenso  gewiss  ist  anderseits,  dass  dieselben  den  Vortheilen 
des  Systemes  gegenüber  gehalten  nicht  den  Ausschlag  zu  geben  vermögen, 
zumal  auch  den  vom  Monopole  allenfalls  Betroffenen  durch  Steuernachlässe 
u.  s.  w.  auf  anderen  Gebieten  reichlich  Entschädigung  geboten  wird. 

Eines  ist  sicher,  dass  aus  dem  Brantweine  als  Steuerobject  ein  viel 
grösserer  Ertrag  als  bisher  erzielt  werden  kann,^)  und  dass  das  Monopol, 
als  eine  sehr  einfache  und  sicher  wirkende  Besteuerungsforra,  das  Erreichen 
grosser  Zwecke  ermöglicht. 

')  Als  Einnahmen  der  früheren,  mit  dem  Gesetze  vom  19.  Mai  1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  63, 
eingeführten  Brantweinsteuer  (11  kr.  für  jeden  Liter  reinen  Alkohols  bei  der  Erzeugung), 
erscheinen  im  Staatsvoranschlage  des  Jahres 

1886 9     Mill,  Gulden 

1887 8-6      „ 

1888 8-5      „  „         eingestellt. 

Das  Brantweinsteuergesetz  vom  20.  Juni  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  95,  spannt  die  Steuer- 
leistuiig  wesentlich  höher  (Productionsabgabe  zu  35  kr,  für  1  Liter  reinen  Alkohols,  die 
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Die  Gesundheit  breiter  Bevölkerungsschichten,  namentlich  der  niederen 
und  arbeitenden  Classen,  ist  nicht  weniger  wichtig,  als  dass  der  Staat 
reiche  Mittel  in  die  Hand  bekomme,  um  Härten  in  dem  geltenden  Steuer- 
system gut  zu  machen,  grosse  Capitalien  volkswirtschaftlichen  Aufgaben  zu 
widmen  und  seine  Schuldenlast  zu  vermindern. 

Der  Kampf,  den  die  Durchführung  des  Alkoholmonopoles  kostet,  ist 
seines  Preises  wert. 


Consumabgabe  in  2  Sätzen  zu  35  kr.   contingentiert    und   45   kr.   nicht    contingentiert). 
Die  Einnahmen  sind  demnach  auch  bedeutend  höher,  und  zwar: 

Im  Staatsvoranschlage  des  Jahres 

1889 32,375.000  fl. 

1890 32,375.000  „ 

1891 31,000.000  „ 

1892 30,700.000  „ 

1893 80,800.000  „ 

1894 33,000.000  „ 

1895 33,000.000  „ 

1896 33,000.000  „ 

1897 33,300.000  „ 

1898 33,800.000  „ 

Somit  beinaht  das  Vierfache  des  ehemaligen  Betrages. 

Die  am  20.  April  1898  im  Reichsrathe  eingebrachte  Regierungsvorlage  bezweckt 
eine  Erhöhung  der  Brantweinsteuersätze  auf  50  kr.  und  60  kr.  Die  veranschlagte  Mehr- 
einnahme von  14,489.000  Gulden  stellt  das  Roherträgnis  auf  rund  48  Millionen  Gulden. 
Die  Monopolseinnahmen  dagegen  belaufen  sich  auf  194  oder  127  Millionen  Gulden,  je 
nach  der  Einführung  des  Kleinvcrschleiss-  oder  Handelsmonopols. 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


LXXX.   Plenanvepsammlung  vom   15.   Februar  1898. 

JJie  Versammlung  eröffnete  der  Vorsitzende,  Prof.  Dr.  Eugen  v.  P  h  i- 
1  i  p  p  0  V  i  c  h,  welcher  Herrn  k.  k,  Gerichtssecretär  und  Universitätsdocenten 
Dr.  Kudolf  Pollak  zu  seinem  Vortrage  „lieber  die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Facturen-Gerichtsstandes"  das  Wort 
ertheilte.  Dr.  Pollak  fährt  aus: 

„Sie  haben  gewiss  schon  gehört,  dass  der  §  88  Jur.  N.  vielfach  ange- 
fochten wird.  Ich  möchte  nur  die  eine  Frage  beantworten,  ob  die  Einschränkung 
gerechtfertigt  ist,  welche  §  88  J.  N.  hinsichtlich  des  Facturengerichtsstandes 
gegenüber  dem  Eechtszustande  getroffen  hat,  welcher  bis  1.  Jänner  1898  bestand. 
§  88  J.  N.  bestimmt  in  seinen  zwei  Absätzen  gleiche  Eechtswirkungen  für  einen 
Gerichtsstand  am  Wohnsitze  des  Klägers  auf  Grund  zweier  ganz  verschiedener 
Thatbestände.  Der  erste  Absatz  behandelt  den  Gerichtsstand  eines  Vertrages. 
In  seinem  zweiten  Absätze  begründet  das  Gesetz  den  Facturengerichtsstand. 
Wenn  der  Verkäufer  dem  Käufer  eine  Factura  übersendet,  welche  dem  Käufer 
spätestens  mit  der  Ware  zukommt  und  die  eine  Clausel  enthält,  dass  an  dem 
Zahlungsorte  auch  geklagt  werden  könne  und  der  Käufer  diese  nicht  beanständet, 
so  ist  der  Facturengerichtsstand  geschaffen.  Diese  Gesetzesbestimmungen  nun 
haben  Anfechtung  erfahren.  Hauptsächlich  waren  es  drei  Gründe,  die  gegen  das 
Gesetz  ins  Treffen  geführt  wurden.  Erstens  sagte  man,  die  Clausel  „Zahlbar  und 
klagbar"  sei  zu  verwerfen;  der  zweite  bezog  sich  auf  die  Einschränkung  des 
Kreises  der  dem  Facturengerichtsstande  unterworfenen  Personen,  auf  jene  Per- 
sonen nämlich,  die  ein  Handelsgewerbe  betreiben,  und  der  dritte  bezog  sich  auf 
den  Zwang,  die  Urkunde  schon  der  Klage  anzuschliessen.  Diese  dritte  Beschwerde 
ist  mittlerweile  gegenstandslos  geworden  durch  ein  Gutachten  des  Obersten 
Gerichtshofes,  welches  allen  gerechten  Anforderungen  Rechnung  trägt.  Es  bleiben 
also  die  Bemängelung  der  Clausel  „Zahlbar  und  klagbar"  und  die  Einschränkung 
des  Facturengerichtsstandes   auf  Personen,  welche   ein  Handelsgewerbe  betreiben. 

Der  Kreis  der  Beschwerdeführer  ist  ein  ziemlich  enger.  Es  sind  eine  Eeihe 
Wiener  Kaufleute  und  Advocaten.  Aus  den  Kreisen  der  Consumenten  wurden 
Klagen  nicht  laut.    Noch  dürftiger  sind  die   Thatsachen,  welche  die  Klagen 
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rechtfertigen  können.  Beim  Wiener  Bezirksgerichte  für  Handelssachen  haben  wir 
jetzt  über  3000  Klagen,  welche  Facturen  mit  den  neuen  Clausein  enthalten  und 
in  jeder  dieser  Klagen  ist  behauptet,  dass  der  Kläger  die  Clausel  ohne  Anstand 
angenommen  hat  und  in  den  meisten  Fällen  ist  dies  gewiss  auch  richtig.  Ich 
kann  nun  nicht  annehmen,  dass  schlechte  Schuldner  sich  dieser  Clausel  gegen- 
über günstiger  verhalten  als  die  prompten  Zahler.  Letztere  haben  weniger  Grund, 
empfindlich  gegen  diese  Clausel  zu  sein;  wer  aber  schwer  zahlt  oder  böswillig 
ist,  wird  eher  dazu  Grund  haben.  Wenn  man  nun  w'oiter  bedenkt,  dass  die  vor 
Gericht  gebrachten  Fälle  nur  einen  kleinen  Thell  der  überhaupt  gemachten  Ge- 
schäfte darstellen,  so  muss  man  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  bis  jetzt  keine 
erheblichen  Thatsachen  bekannt  wurden,  auf  welche  sich  die  Beschwerdeführer 
stützet!  könnten. 

Air   dies    hindert  nicht,  dass  wir  verpflichtet  sind,  die  Frage   objectiv  zu 
prüfen,  denn  die  Boschwerden  können  noch  kommen. 

Dem  Anscheine  nach  bildet  der  Facturengerichtsstand  eine  Verschlechterung 
jener  Kechtslage,  welche  die  Verkäufer  bisher  auf  Grund  des  §  43,  alte  J.  N., 
in  Anspruch  genommen  hatten.  §  43  J.  N.  sagte:  Auch  ohne  schriftliche  Ver- 
einbarung können  Klagen  aus  einem  Vertrage  vor  dem  Gerichtsstande  des  aus- 
drücklich vereinbarten  Erfüllungsortes  angebracht  werden;  und  darauf  stützten 
sich  die  Kläger  in  den  Handelscentren,  indem  sie  sagten,  sie  hätten  dem  Ge- 
klagten eine  Factura  geschickt  mit  der  Clausel  „Zahlbar  in  Wien",  und  diese 
sei  unbeanstandet  angenommen  worden;  dieses  Schweigen  sei  Zustimmung  und 
daher  der  Gerichtsstand  des  §  43  J.  N.  begründet.  Wir  wissen  alle,  däss  diese 
Argumentation  falsch  ist,  falsch  sowohl  für  das  Privatrecht  als  für  das  Process- 
recht.  Unser  Privatrecht  kennt  keine  Antwortpflicht.  Jede  andere  Rechtsordnung 
würde  den  Empfänger  ungerecht  belasten.  Steht  es  nun  fest,  dass  ein  Antrag 
nicht  beantwortet  zu  werden  braucht,  und  dass  man  daraus  keinen  Kcchtsnach- 
theil  zu  fürchten  hat,  so  folgt,  dass  Stillschweigen  nicht  Zustimmung  ist.  Es 
bedeutet  rechtlich  gar  nichts;  nur  wenn  das  Schweigen  von  solchen  Handlungen 
begleitet  ist,  „welche  mit  Ueberlegung  aller  Umstände  keinen  vernünftigen  Grund, 
daran  zu  zweifeln,  übrig  lassen"  (§  863  a.  b.  G.-B.),  nur  dann  lässt  sich  ein 
Schluss  ziehen  auf  Zustimmung  des  Schweigenden.  Die  Annahme  einer  Factura 
ist  aber  in  diesem  Sinne  rechtlich  bedeutungslos,  denn  erstens  ist  die  Factura 
kein  Papier,  mit  dem  man  Offerten  oder  Verträge  stellt,  sondern  der  Absender 
benachrichtigt  den  Käufer,  dass  er  die  Ware  abgeschickt  hat;  wenn  man  aber 
schon  zugeben  will,  dass  auf  einer  Factura  Offerten  gestellt  werden  können,  so 
sind  sie  nicht  gleich  anderen  Offerten.  Sie  gehen  gewöhnlich  auf  Abänderung 
geschlossener  Verträge.  Und  wenn  man  darauf  schweigt,  se  kann  man  nicht  sagen, 
der  Käufer  habe  geschwiegen,  weil  er  zustimmt,  sondern  er  schweigt,  weil  er 
sich  an  den  alten  Vertrag  hält.  Damit  ist  die  Frage  für  das  Privatrecht  erledigt. 
Für  das  Processrecht  kommt  noch  in  Betracht,  dass  die  Jurisdictionsnorm  einen 
ausdrücklich  vereinbarten  Erfüllungsort  verlangt.  Wir  kommen  also 
zum  Schiasse,  dass  der  Eechtszustand  bis  1.  Jänner  1898  überhaupt  keine  gesetz- 
liche Grundlage  hatte,  er  war  gesetzwidrig.  Wenn  diese  rechtswidrige 
Praxis  wäre   aufgehoben  worden,  so  würde  keines  Mannes  Rechtslage  in  Oester- 
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reich   verschlechtert  worden   sein.    Nur   der   thatsächliche   Zustand    eines   Theiles 
des  Handelsstandes  wäre  alteriert  worden. 

Nichtsdestoweniger  hat  der  Facturengerichtsstand  eine  grosse  Ausdehnung 
gehabt.  Anfangs  war  man  sehr  zaghaft,  weil  man  sich  der  zweifelhaften  Legiti- 
mität bewusst  war,  später  wurde  man  kühner.  Man  erklärte  es  für  genügend, 
die  Factura  selbst  nach  Empfang  der  Ware  einzuschicken.  Man  erklärte  sogar, 
es  sei  gleichgiltig,  ob  eine  Factura  überhaupt  geschickt  worden  sei,  wenn  nur 
früher  bei  ähnlichen  Geschäften  eine  solche  geschickt  worden  sei.  Das  Gesetz 
gestattete  einen  Gerichtsstand  des  Vertrages  und  Kaufleute  und  Oberster  Gerichts- 
hof hielten  ihn  für  gegeben,  ohne  dass  ein  Antrag  gestellt,  noch  angenommen 
war.  Damit  ladet  man  dem  Empfänger  eine  Antwortlast  auf,  die  ungesetzlich  ist. 
Doch  kann  es  dem  unbefangenen  Beobachter  nicht  entgehen,  dass  in  dieser 
rechtswidrigen  Rechtsbildung  an  sich  ein  gesander  Gedanke,  ein  starkes  Bedürfnis 
nach  Ausdruck  ringt.  Ein  Bedürfnis,  dass  es,  mit  gewissen  Beschränkungen,  doch 
gut  ist,  wenn  eine  Reihe  von  Klagen  nicht  beim  Gerichtsstande  des  Wohnsitzes 
des  Geklagten,  sondern  des  Klägers  angebracht  werden.  Aber  dieser  gesunde 
Gedanke  ist  in  Oesterreich  verzerrt  worden,  weil  er  jeder  gesetzlichen  Grundlage 
entbehrte.  Hatte  sich  das  Gericht  einmal  über  §  43  J.  N.  hinweggesetzt,  dann 
gab  es  eben  keine  gesetzlichen  Schranken  mehr. 

Es  haben  sich  nun  bei  dieser  missbräuchlichen  Anwendung  des  §  43  zwei 
wirtschaftliche  Schwierigkeiten  entwickelt,  die  bei  den  parlamentarisclien  Bera- 
thungen  eine  grosse  Rolle  spielten.  Die  eine  war  die  Clausel  „Zahlbar  in  Wien,'* 
welche  als  undeutlich  bemängelt  wurde,  die  zweite  war  die  Ausdehnung  des  Ge- 
richtsstandes auf  alle  Personen,  denen  eine  Factura  geschickt  wurde.  Die  Re- 
gierung hat  nun  im  Entwürfe  den  Standpunkt  eingenommen,  dass  man  eine 
widerrechtliche  Bildung  nicht  anzuerkennen  habe  und  hat  darüber  einen  Strich 
gemacht.  Der  Reichsrath  hat  sich  jedoch  der  Erwägung  nicht  verschlossen,  dass 
das  Bedürfnis  des  Handelsstandes  nach  Erleichterung  der  Rechtsverfolgung  besteht 
und  hat  sich  bemüht,  die  Auswüchse  zu  beschneiden.  Und  um  diese  Aus- 
wüchse dreht  sich  der  Kampf. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  die  Textierung  des  §  88  J.  N.  ohne 
grosse  Mühe  hätte  besser  gemacht  werden  können.  Namentlich  ist  ein  Mangel 
die  Erwählung  des  Wortes  „Handelsgewerbe,"  weil  es  untechnisch  ist,  weil  das 
nicht  jener  Ausdruck  ist,  den  der  Gesetzgeber  gesucht  hat  und  verwenden  wollte. 
Es  ist  nicht  klar,  auf  welche  Personen  der  Facturengerichtsstand  Anwendung 
finden  soll,  man  muss  das  erschliessen.  Doch  hat  der  Oberste  Gerichtshof  durch 
eine  Interpretation  den  Kreis  der  Personen  festgelegt,  welche  ein  Handelsgewerbe 
betreiben.  Dies  als  gegeben  voraussetzend,  verbleiben  als  Aenderungen  des  Reichs- 
rathes  noch  die  Erweiterung  der  Clausel  in  „zahlbar  und  klagbar".  Die  bisher 
übliche  Clausel  behält  damit  ihre  privatrechtliche  Bedeutung,  ihre  processrecht- 
liche  hat  sie  verloren.  Sie  kommt  nur  mehr  zu  der  Clausel  „zahlbar  und  klag- 
bar". Das  ist  eine  dem  Empfänger  der  Factura  bei  Empfang  derselben  ertheilte 
Rechtsbelehrung  und  darin  liegt  der  grosse  Fortschritt  dieser  erweiterten  Clausel. 
So  wie  es  für  jeden  Rechtsstaat  nothwendig  ist,  dass  die  Unkenntnis  der  Gesetze 
nicht    entschuldige,    so   lästig   ist   sie   für   den  Einzelnen.    Deshalb  muss  für  eine 
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Erweiterung  der  ßechtskenntnis  gesorgt  werden.  Die  Civilprocessordnnng  hat  dies 
nun  gethan,  indem  sie  den  Richter  in  einer  grossen  Reihe  von  Fällen  zur  Rechts- 
belehrung der  Parteien  verpflichtet.  Ein  Anwenduiigsfall  dieser  Rechtsbelehrung 
ist  die  Erweiterung  der  Clausel  von  zahlbar  in  zahlbar  und  klagbar.  Und  zwar 
geht  diese  Rechtsbelehrung  nicht  aus  erst  vom  Richter  im  Processe,  sondern 
erfolgt  schon  zu  einer  Zeit,  wo  der  Facturenempfänger  seine  Aufmerksamkeit  auf 
das  Geschäft  zu  lenken  verpflichtet  ist.  Er  liest,  dass  er  nicht  allein  in  Wien 
z.  B.  zahlen  muss,  sondern  dass  er  dort  auch  geklagt  werden  kann.  Er  kennt 
also  die  Rechtsfolgen,  bevor  er  sie  auf  sich  nimmt. 

Ganz  richtig  ist  aber  der  Schluss  noch  nicht.  Denn  das  Gesetz  setzt  noch 
voraus,  dass  der  Empfänger  einer  Factura  die  Bestimmung  kenne,  dass  sein  Still- 
schweigen   ihn    dem    Gerichtsstande    des    Erfüllungsortes    unterwirft.    Wenn    das 
Gesetz  hier  das  Schweigen  zu  einer  solchen  Bedeutung  erhebt,  so  darf  es  diesen 
Gerichtsstand  nicht  jedermann  auferlegen,  sondern  nur   jenen  Personen,  welchen 
nach    ihrem    Gewerbe,   ihrer  Bildung    zugemuthet    werden    kann,    dass    sie    diese 
Rechtswirkung  kennen,  und  das  hat  §  88  Abs.  2  J.  N.  mit  den  Worten  gethan: 
„Personen,  welche  ein  Handelsgewerbe  betreiben"  unterliegen  infolge  ihres  Still- 
schweigens  dem  Facturengerichtsstande.    Alle   anderen  Personen  unterliegen  nur 
dem  Gerichtsstande  des  Vertrages.  Fraglich  ist  nur,  ob  der  Ausdruck  „Personen, 
welche    ein    Handelsgewerbe    betreiben",   den    Kreis   richtig  gezogen    hat.    Diese 
Frage  kann  bejaht  werden.    Nimmt  man  Art.  4  H.-G.-B.  und  §  1,  37  und  38 
Gewerbeordnung,  so  kann  man  sagen,  dass  ein  Handelsgewerbe  jeder  treibt,  der 
in  Gewinnabsicht  Handelsgeschäfte  abschliesst;  also  der  Kaufmann,  ob  er  proto- 
kolliert ist  oder  nicht,  und  der  Handelsgewerbetreibende,  der  ein  Handelsgewerbe 
im   engeren   oder  weiteren   Sinne   treibt.    Das   hat  auch   der  Oberste  Gerichtshof 
anerkannt.  Grosskaufmann,  Zwischenhändler,  Pfaidler,  Greisler,  alle  diese  Personen 
betreiben  ein  Handelsgewerbe  und  deren  Stillschweigen  genügt,  um  den  Facturen- 
gerichtsstand    zu    begründen.    Der   Beamte,   Officier  und   jene  Personen,    welche 
eigentliche  Urproduction  treiben,  fallen  aus  dem  Facturengerichtsstande   aus,  und 
das  ist  gerechtfertigt,  denn  diese  Personen  sind  des  Facturenverkelires  ungewohnt. 
Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  diese  Bestimmung  eine  zu  radicale  sei,  ob 
sie   berechtigte   Interessen   des   Handelsstandes   geschädigt  hat.    Was   die  Formel 
zahlbar  und  klagbar  betrifft,  so  müssen  wir  sagen,  dass  sie  keinen  Anstand  findet, 
denn  die  Clausel  „zahlbar  und  klagbar  in  Wien"  hat  keine  andere  Rechtswirkung 
als   die  Clausel  „zahlbar  in  Wien";    sie  ist  nur  gleichsam  eine  Rechtsbelehrung. 
Der  Empfänger    wird   durch   sie   nicht   mehr  belastet,  als  er  es  bisher  war,  und 
sobald  dies  feststeht,  wird  die  neue  Clausel  ebenso  verwendet  werden  wie  die  alte. 
Gehen  wir  zur  Einschränkung  des  Kreises   der  dem  Facturengerichtsstande 
unterworfenen  Personen  über.  Prüfen  wir,  ob  dies  eine  Schädigung  der  Verkäufer 
ist.    Diese  Bestimmung  betrifft  den  Aussenhandel  gar  nicht.    Diesen  geht  §  88 
J.  N.  nichts   an,    dafür  haben   wir   den   §  101  J.  N.    Wir   können   alle  Ungarn 
vor   dem   Forum    des   Buchstandes  klagen;    jeden  Ausländer  kann  der  Kaufmann 
am    eigenen  Wohnsitz   klagen.    Eine   Gefahr   für   den   Export  gibt   es  also  nicht. 
Aber    auch   im  Inlaude   haben   wir   eine   Reihe  von  Gerichtsständen,  welche  eine 
Ausdehnung  des  Kreises  der  Personen  herbeiführen,  die  am  Wohnsitz   des  Klä- 
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g  e  r  s  belangt  werden  können.  Wir  haben  einen  Gerichtsstand  des  Ortes  der 
Beschäftigung,  der  Niederlassung,  des  früheren  Wohnsitzes,  welcher  besonders 
wichtig  für  die  Kleinverschleisser  ist.  Wir  haben  einen  Gerichtsstand  für  W^echsel- 
streitigkeiten  und  Seestreitigkeiten.  Werden  diese  Gerichtsstände  gehörig  benützt, 
erweitert  sich  der  Kreis  jener  Personen,  die  man  am  Wohnsitze  des  Klägers 
belangen  kann.  Erwägt  man  endlich,  dass  der  Kreis  jener  Personen,  die  ein 
Handelsgewerbe  betreiben,  ein  ausserordentlich  weiter  ist,  so  muss  man  sagen, 
dass  eine  Schädigung  des  Handels  aus  diesen  Bestimmungen  nicht  zu  besorgen 
ist  und  dass,  wenn  einzelne  Geschäfte  bis  jetzt  mit  dem  Facturengerichtsstande 
geschlossen  wurden,  bei  denen  das  nicht  mehr  möglich  ist,  das  gerechtfertigt  ist, 
weil  dies  ein  Unrecht  jenen  Personen  gegenüber  war. 

Aber  selbst  diesen  letztgenannten  Personen  gegenüber  gibt  es  ein  Mittel, 
um  sie  in  den  Kreis  der  Personen  zu  ziehen,  die  dem  Facturengerichtsstande 
unterliegen.  Die  Parteien  brauchen  bloss  einen  Zahlungsort  u  n  d  Gerichtsstand 
zu  vereinbaren  und  zwar  schriftlich.  Das  ist  auch  in  der  Praxis  leicht, 
wenn  auch  Facturenbestätigungen  schwer  zu  erlangen  sind.  Bestellzettel  sind 
nämlich  leicht  zu  erlangen  und  es  unterliegt  keinem  Anstand,  dass  Bestellzettel 
eine  deutliche  Clausel  enthalten,  welche  bestimmt,  dass  der  Gerichtsstand  am 
Orte,  am  Wohnsitze  des  Verkäufers  begründet  ist  und  der  Verkäufer  braucht  ihn 
auch  nur  noch  zu  unterschreiben.  Und  gibt  es  Leute,  welche  auch  solche  Bestell- 
zettel nicht  unterschreiben,  so  war  das  Gesetz  eben  für  sie  sehr  nothwendig, 
denn  diese  wurden  unter  der  Geltung  des  alten  Gesetzes  überrumpelt. 

Ich  komme  zum  Schluss.  Weder  die  Clausel  „zahlbar  und  klagbar  in ", 

noch  die  Einschränkung  des  Facturengerichtsstandes  auf  Personen,  die  ein  Handels- 
gewerbe betreiben,  schädigt  berechtigte  Interessen  des  österreichischen  Handels- 
standes oder  eines  Theiles  desselben  in  erheblichem  Maasse.  Sie  bedeutet  nichts 
anderes  als  eine  Unbequemlichkeit  für  einen  Theil  des  Handels,  der  sich  nun 
an  neue  Formen  gewöhnen  muss,  aber  ich  glaube,  dass  niemand  behaupten  wird, 
dass  man  die  Eeform  deshalb  hätte  unterlassen  sollen. 

An  den  Vortrag  schloss  sich  eine  längere  Discussion. 

Kammerrath  Dr.  v.  Weiss  sagt,  er  sei  der  Ansicht,  dass  die  Befürch- 
tungen, welche  von  vielen  Seiten  geäussert  wurden,  unbegründet  waren,  die 
socialpolitische  That  sehe  er  aber  hier  nicht;  es  sei  zunächst  nicht  richtig,  dass 
die  Bewegung  speciell  eine  Wiener  Bewegung  sei;  vielmehr  hätten  sich,  soweit 
er  selbst  gesehen  habe,  fünf  Provinzkammern  im  gleichen  Sinne  ausgesprochen. 
Was  die  Clausel  betreffe,  so  habe  man  erst  im  December  v.  J.  diese  Clausel 
„zahlbar  und  klagbar"  zu  verwenden  begonnen;  die  anhängigen  Klagen  könnten 
aber  unmöglich  solche  Facturen  betreffen,  denn  so  schnell  wird  in  Oesterreich 
nicht  gezahlt.  Die  Clausel  übrigens  belässt  alles  beim  Alten.  Die  f»-ühere  Praxis 
war  eine  ungesetzliche,  aber  sie  war  die  Consequenz  einer  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Entwicklung.  Solange  es  mächtige  Provinzkaufleute  gegeben  hat,  hat  man 
den  Gerichtsstand  der  Factura  nicht  gebraucht.  Der  Grossist  verkaufte  an  den 
Provinzkaufmann  und  dieser  setzte  die  Vertheilung  an  den  Consumenten  fort. 
Dieser  Zustand  bestand  bis  anfangs  der  Siebzigerjahre.  Und  bis  dahin  ist  auch 
keine   Spur  vom  Versuche   eines  Facturengerichtsstandes.    Ueberdies  Hess  es  der 
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Provinzkaufmann  nicht  so  leicht  auf  eine  Klage  ankommen.    Nun  ist  im  Anfang 
der  Siebzigerjahre  in  fast  allen  Artikeln  eine  absteigende  Tendenz  zu  beobachten, 
welche    zur   Folge  hatte,  dass   das  Lager  des  Provinzkaufmannes   sich  in  kurzer 
Zeit  entwertete.  Die  damit  verbundene  Ueberproduction  zwang  aber  die  Kaufleute, 
selbst  Eeisende  auszusenden  und  den  Consumenten  aufzusuchen.    Dadurch  wurde 
der  Provinzkaufmann  noch  mehr  geschwächt  und  aus  dem  Warenverkehre  ausge- 
schaltet und  höchstens  benützt,   um   den   Grossisten  vor  Verlusten   zu  schützen. 
Wenn    wir,   wie    in  Deutschland,   überall   Gerichte    gleicher   Qualität  hätten,  und 
die  Möglichkeit,  einen  Advocaten  zu  finden,  der  nicht  mit  dem  Gegner  befreundet 
ist,    so    wäre    das   Bedürfnis   nach    dem  Facturengerichtsstande    nicht  entstanden. 
Das  war  die  natürliche  Folge  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  welche    das  Ver- 
kaufsgeschäft in  der  Provinz  nahm.  Diesen  Umständen  hat  der  Oberste  Gerichts- 
hof Rechnung  getragen.  Ungefähr  vom  Jahre  1879  beginnend,  zuerst  noch  wider- 
sprochen, nach  1886  ganz  widerspruchslos.   Auch  war  die  Entwicklung  nicht  im 
Geiste  der  Wiener  Kaufmannschaft  und  auch  nicht  ohne  Unterbrechungen,   denn 
noch    1893    negierte    der   Oberste   Gerichtshof   den   Facturengerichtsstand.    Jede 
Ordnung    dieses   Zustandes    durch    ein   Gesetz    musste    freudig   begrüsst    werden. 
Das   Gesetz    hat    thatsächlich    an    dem   Zustande   nichts   geändert,   und  wenn    es 
etwas   änderte,   so   geschah   dies  gewiss   nicht   im   Sinne    des   Gesetzgebers.    Be- 
sonders   die  Auslegung    des  Wortes    „Handelsgewerbe"   muss  man  besser  präci- 
sieren.  Es  ist  nach  der  Interpretation  des  Obersten  Gerichtshofes  nicht  nur  der- 
jenige Handelsgewerbetreibender,  welcher  selbständig  Handel  treibt,  sondern  auch 
jeder,  der  die  Producte  seiner  gewerblichen  Thätigkeit  veräussert.    Auszuscheiden 
sind    also    nur  jene,   welche   Urproduction  treiben,   Beamte,   Officiere,  Privatiers, 
Rentiers  und  dergleichen.  Diese  Personen  wurden  aus  dem  Kreise  jener  Personen 
ausgeschieden,   welche    dem   Facturengerichtsstande    unterworfen   werden   können, 
weil  „bekanntlich '^  grosse  Uebelstände  sich  ergaben.    Hier  hätte  eine  Reform  im 
Handelsrechte  Noth   gethan.    Wenn   obige  Behauptungen   der  Partei  der  Conser- 
vativen    wahr   sind,    so   kann   man   doch  nicht  wegen  ungebildeter  Menschen  den 
Handel    stören    und    ihn    auf    das   Niveau    derjenigen    heräbdrücken,    welche    die 
Dümmsten  sind.    Im   übrigen  ist  ein  Lärm    nach   beiden    Seiten   ungerechtfertigt. 
Commercialrath   Zucker   will   nur   die  praktischen  Consoquenzen  aus  dem 
Gesetze    ziehen   und   darauf  hinweisen,   warum   sich  bei  uns  ein  Zustand  heraus- 
gebildet hat,  welcher  zur  Constituierung  des  Facturengerichtsstandes  geführt  hat. 
Damals  bestand  in  Oesterreich  nur  eine  Geldquelle,  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank   mit   wenigen   Filialen.    Dieses   Verhältnis  hat   sich    nun   geändert.    In   der 
Provinz  bestehen  genügend  viele  Banken  und  Sparcassen  und  man  ist  nicht  mehr 
auf  Wien  angewiesen.  Es  ist  aber  der  Usus  geblieben,  das  Geld  nach  Wien  zur 
Zahlung   zu   bringen,   und    das   hat   zwei   Consequenzen:     1.  wird    der    Schuldner 
saumselig  im  Zahlen,  weil  er  nicht  fürchten  muss,  an    seinem  Wohnorte   belangt 
zu  werden,  und  2.  besteht  ein  ungerechtfertigt  hoher  Notenumlauf  und  ein  riesiger 
Geldverkehr  der  Post,  die  durchschnittlich  30  Millionen  Gulden  im  Umlaufe  hat. 
Dazu  kommt  auch  zum  grossen  Theil  der  mangelhafte  Ueberweisungsverkehr.  Der 
Usus    „zahlbar   in  Wien"  ist  ein  speciell  österreichischer,  er  ist  im  ganzen  Aus- 
lande  unbekannt.    Und   auch   bei   uns  wäre  er  nicht  eingerissen,  wenn  man  den 


LXXX.  Plenarversammlung  vom  15.  Februar  1898.  241 

Schuldnern  die  Urkunden  an  ihrem  Wohnsitze  vorgelegt  hätte.  Am  fremden  Ort 
steht  er  nicht  Eede,  dagegen  übt  man  eine  starke  Pression  auf  ihn  aus,  wenn 
man  ihn  an  seinem  Wohnsitze  klagt.  Aus  dem  „zahlbar  in  Wien"  haben  sich 
dann  auch  die  falschen  Informationen  herausgebildet,  denn  man  weiss  am  Wohn- 
sitze des  Schuldners  gewöhnlich  nichts  Nachtheiliges  über  denselben.  Und  so 
kann  er  die  Verkäufer  weiter  schädigen.  Wir  hätten  also  darauf  hinzuarbeiten, 
gewisse  Uebelstände  zu  sanieren,  besonders  die  übermässigen  Credite  in  der 
Provinz  einzuschränken.  Mit  dem  neuen  besetze  wird  sich  eine  Besserung  herbei- 
führen lassen.  Jeder  wird  darauf  sehen,  nicht  geklagt  zu  werden,  und  wird 
trachten,  seine  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  um  nicht  an  seinem  Wohnorte  geklagt 
zu  werden. 

Hof-  und  Gerichtsadvocat  Dr.  Hock  sagt,  Eeferent  habe  das  Gebiet  der 
Discussion  eingeengt,  indem  er  nur  den  Facturengerichtsstand  besprach.  Dieser 
sei  für  den  Juristen  auch  nicht  angenehm.  Die  Kaufmannschaft  bedürfe  aber 
eines  Klageortes,  der  mit  dem  Erfüllungsorte  übereinstimmt,  was  schon  aus  der 
Wichtigkeit  des  Sachverständigenbeweises  erhelle,  der  in  kleinen  Provinzstädten 
nur  selten  an  Ort  und  Stelle  erbracht  werden  könne,  da  vielfach  die  erforder- 
liche Zahl  von  Sachverständigen  dort  nicht  zu  finden  sei.  Ueberall  sei  dieses 
Bedürfnis  der  Kaufmannschaft  anerkannt  worden,  nur  nicht  bei  uns.  Der  Fac- 
turengerichtsstand nach  §  43  der  alten  Jurisdictionsnorm  habe  mit  dem  alten 
Beweisrechte  zusammengehangen.  Eine  Detailbestimmung  sei  besonders  auffallend, 
nämlich  die,  dass  die  Factura  zugleich  oder  vor  Einlangen  der  Ware  beim  Käufer 
eingelangt  sein  müsse.  Dadurch  entstehe  die  Schwierigkeit,  dass  bei  ver- 
spätetem Einlangen  der  Factura  der  Gerichtsstand  nicht  begründet  werde.  Die- 
selbe Schwierigkeit  liege  vor  bei  dringlichen  Bestellungen.  Eine  weitere  Frage 
sei  die,  ob  die  Einschränkung  des  Facturengerichtsstandes  auf  „Personen,  die 
ein  Handelsgewerbe  treiben",  genügend  war.  Nach  der  Interpretation  des  Obersten 
Gerichtshofes  ist  jetzt  aber  nichts  mehr  zu  befürchten.  Was  die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Facturengerichtsstandes  betrifft,  so  erklärt  Eedner  ihn  für 
beide  Theile  als  vortheilhaft,  besonders  mit  Eücksicht  auf  die  schnelle  Durch- 
setzung des  Eechtos,  die  leider  nicht  in  allen  Provinzen  Oesterreichs  mit  der 
gleichen  Sicherheit  möglich  ist.  Im  übrigen  muss  Eedner  mit  Dr.  v.  Weiss 
sagen,  dass  der  jetzige  Zustand  um  nichts  schlechter  sei,  als  der  frühere.  Freilich 
sollten  jetzt  keine  Schleichwege  gesucht  werden,  um  das  Gesetz  zu  umgehen, 
wenn  auch  der  §  88  J.  N.  nicht  ausreichen  sollte.  Da  könnte  nur  eine  Eeform 
des  Handelsgesetzbuches  helfen. 

Herr  Wert  heim  will  versuchen,  das  Praktische  aus  dem  kaufmännischen 
Leben  darzulegen,  und  da  ist  es  von  grösstem  Vortheil,  dass  sich  durch  das 
neue  Gesetz  das  Eechtsbewusstsein  hebt.  Das  ist  ein  ethisches  Moment  von 
grosser  Bedeutung,  denn  wenn  sich  die  Personen  jetzt  vor  Gericht  treffen,  werden 
sie  nicht  wie  früher  lügnerische  Ausflüchte  gebrauchen.  Was  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  betrifft,  so  wird  das  Gesetz  zur  Folge  haben,  dass  die  Kunden 
besser  bedient  werden.  Schon  bis  jetzt  entstanden  die  grössten  Processe  aus  der 
Beanständung  der  Waren,  bei  welchen  oft  der  ganze  Betrag  der  Ware  zugrunde 
gieng.    Dadurch    aber,    dass   man    dem   Käufer   an   seinen  Wohnort  folgen  muss, 
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um  ihn  zu  klagen,  dürften  solche  Fälle  seltener  werden.  Die  Frage  der  Sach- 
verständigen wurde  schon  berührt.  Es  ist  daraus  zu  ersehen,  dass  es  nicht  glcich- 
giltig  ist,  ob  die  Kunden  in  Wien  geklagt  werden  können  oder  nicht. 

Hof-  und  Gerichtsadvocat  Dr.  Benies:  Ich  möchte  den  §  88  als  eine 
Art  Uebergang  betrachten:  er  knüpft  an  das  Bestehende  an  und  bereitet  das 
Künftige  vor,  welches  unbedingt  kommen  muss.  Er  schliesst  sich  an  das  bis- 
herige Gesetz  an,  indem  er  vom  Erfüllungsorte  spricht,  allerdings  hiebei  ver- 
langt, es  müsse  ausdrücklich  beigefügt  sein,  dass  an  diesem  Orte  geklagt 
werden  könne ;  damit  hat  freilich  der  Erfüllungsort  als  solcher  eben  aufge- 
hört, Gerichtsstand  zu  sein.  Der  §  88  gliedert  sich  aber  auch  der  bisherigen  — 
gesetzwidrigen  —  Praxis  an,  indem  er  den  Facturengerichtsstand  zu  einem 
gesetzmässigen  gestaltet,  allein  unter  der  Einschränkung  auf  Handelsgewerbe- 
treibende; und  hierin  liegt  die  Anbahnung  einer  kaum  lange  aufschiebbaren 
Gesetzesänderung  in  folgendem  Sinne:  Das  Handelsgesetzbuch  hat  schon  im 
Jahre  1862  handelsrechtliche  Geldschuldon  —  von  Präsentationspflichtigen  Pa- 
pieren abgesehen  —  aus  Holschulden  in  Bringschulden  umgewandelt,  allerdings 
zunächst  noch  mit  dem  ausdrücklichen  Beifügen,  dass  hiedurch  allein  der  Gerichts- 
stand des  Erfüllungsortes  noch  nicht  begründet  werde.  Der  Umstand  nun,  dass 
der  Facturengerichtsstand  sich  seinen  Bestand  gegen  das  Gesetz  dccennienlang 
durchgetrotzt  hat,  solange  bis  das  Gesetz  ihn,  mit  der  erwähnten  Beschränkung, 
sanctionieren  musste,  beweist  klar,  da«s  ein  Verkehrsbedürfnis  nach  Klagbarkeit 
solcher  Forderungen  am  Geschäftssitze  des  Klägers  besteht.  Hat  dieses  sich  nun 
einmal  die  Anerkennung  erzwungen,  dann  empfiehlt  es  sich  direct  vorzuschreiben, 
dass  für  Forderungen  von  näher  zu  bezeichnender  Art  der  klägerische  Gerichts- 
stand zuständig  sei,  unabhängig  von  dem  Vehikel  derFactura,  insbesondere  davon,  ob 
dieselbe  diese  oder  jene  Clausel  enthält,  ob  sie  vor  oder  nach  der  Ware  empfangen 
wird,  hauptsächlich  aber  davon,  ob  der  Empfänger  dazu  schweigt  oder  protestiert. 

Keferent  Dr.  Pollak  constatiert,  dass  seinem  Schiasse,  dass  alles  beim 
Alten  bleibe,  niemand  widersprochen  habe;  er  wendet  sich  nur  gegen  zwei  Be- 
merkungen. Die  erste  ist  die,  dass  der  Facturengerichtsstand  einen  Uebergang 
bilden  soll  zu  dem  des  Erfüllungsortes;  das  möchte  er  ablehnen;  der  Facturen- 
gerichtsstand ist  eine  Eigenthümlichkeit  Oesterreichs,  eines  industriell  unent- 
wickelten Landes,  mit  einem  stark  concentrierten  Handelsstande.  Bei  höher  ent- 
wickelter Industrie  wird  man  es  nicht  nöthig  haben,  auf  den  Facturengerichts- 
stand zu  greifen.  Das  zweite  Moment  ist  der  Zweifel,  ob  es  gerechtfertigt  ist, 
dass  die  Factura  vor  oder  mit  der  Ware  einlangen  müsse.  Das  ist  nothwendig, 
denn  da  der  Käufer  mit  einer  Antwort  belastet  wird,  so  soll  er  auch  die  Factura 
in  einem  Zeitpunkte  bekommen,  da  er  sie  liest,  nicht  wo  er  sie  nicht  mehr  lesen 
muss,  da  er  die  Ware  hat.  Was  an  dem  Gesetze  auszusetzen  ist,  hat  Herr 
Dr.  V.  Weiss  schon  hervorgehoben,  aber  in  einem  anderen  Sinne.  Der  Kreis 
jener  Personen,  welche  einem  Facturengerichtsstande  unterworfen  sind,  ist  zu 
weit,  denn  jene,  die  bis  jetzt  nicht  das  „zahlbar  in  .  .  .  ."  gelesen  haben,  werden 
auch  nicht  das  „zahlbar  und  klagbar  in  .  .  .  ."  losen.  Im  übrigen  kann  Redner 
nur  sagen,  es  bleibt  beim  Alton. 

Nach  diesen   Ausführungen  schloss  der  Vorsitzende  die  Versammlung. 
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Die  Versammlung  wurde  vom  Vorsitzenden  Herrn  Professor  Dr.  E.  v.  P  h  i- 
1  i  p  p  0  V  i  c  h  mit  folgenden  Worten  eröffnet : 

Wir  haben  heute  die  Freude,  wie  ich  wohl  sagen  darf,  einen  Collegen  aus 
dem  Deutschen  Eeiche  zu  begrüssen,  der  die  weite  Eeise  nach  Wien  nicht 
gescheut  hat,  um  uns  mit  den  Resultaten  seiner  Studien  vertraut  zu  machen 
und  Zeugnis  abzulegen,  dass  die  Einheit  der  deutschen  Wissenschaft  noch  immer 
besteht  und  von  der  jungen  Generation  ebenso  gepflegt  wird,  wie  von  der  älteren. 
Diese  Freude,  Herrn  Professor  Eathgen  begrüssen  zu  können,  wird  vielleicht 
ein  bischen  durch  den  Gedanken  beeinträchtigt,  dass  wir  nicht  zugleich  von  der 
Einheit  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  sprechen  können,  besonders  nicht  auf 
dem  Gebiete,  von  dem  er  uns  heute  erzählen  wird.  Dass  wir  in  Oester- 
reich  nicht  auf  der  durchschnittlichen  Höhe  der  Wirtschaft 
der  westeuropäischen  Staaten  stehen,  das  ist  eine  That- 
sache,  die  zwar  schon  oft  hervorgehoben  worden  ist,  die 
aber  nie  genug  beklagt  werden  kann.  So  hat  denn  auch  Oesterreich 
keinen  Antheil  an  der  grossen  weltwirtschaftlichen  Entwicklung,  die  seit  andert- 
halb Jahrzehnten  die  westeuropäischen  Staaten  mit  einem  gewaltigen  Schwünge 
nach  vorwärts  getrieben  hat  und  besonders  in  Deutschland  zu  einer  ungeheueren 
Expansion  der  wirtschaftlichen  Kräfte  und  der  ganzen  Bevölkerung  geführt  hat. 
Wir  in  Oesterreich  laufen  nicht  einmal  im  Schlepptau  dieser 
Bewegung  mit.  Wir  haben  gesehen,  wie  in  Oesterreich  die  ganze  Politik 
darauf  hinausgelaufen  ist,  die  einander  widerstrebenden  Kräfte  unseres  Völker- 
lebens zu  neutralisieren,  statt  sich  zu  bemühen,  sie  in  einer  höheren  Einheit  zu 
vereinigen  und  zur  Lösung  grosser  und  grösserer  Aufgaben  zu  führen.  Es  gibt 
viele,  die  da  meinen,  dass  dieses  Stilleben  im  Glänze  der  Eomantik  der  rechte 
gesunde  Untergrund  für  die  Entwicklung  des  Volkslebens  sei.  Ich  will  mich  nicht 
darüber  verbreiten.  Ausser  Zweifel  steht,  dass  wir  aller  Vort heile, 
welche  eine  grosse  weltwirtschaftliche  Entwicklung  mit 
sich  bringt,  entbehren  und  dass  wir  sie  nicht  länger  ent- 
behren können  kraft  des  Wachsthums  unserer  Industrie  und  des  Strebens 
unserer  Bevölkerung  nach  Ausdehnung  und  kraft  der  unableugbaren  Thatsache, 
dass  nur  diejenige  Nation  in  der  ganzen  Culturentwicklung  noch  vorwärts  kommt, 
welche  diesen  gemein-capitalistischen  Aufschwung  mitmacht.  Und  daher  müssen 
wir  es  bedauern,  beiseite  stehen  zu  müssen.  Wir  können  nicht  mehr  thun,  als 
dass  wir  trachten,  möglichst  die  Kenntnis  der  ausserhalb  Oesterreichs  vor  sich 
gehenden  Ereignisse  zu  verbreiten  und  danken  dem  Herrn  Professor,  dass  er 
gerade  uns  über  diesen  Punkt  Mittheilung  machen  will. 

Prof.  Eathgen  ergriff  nun  das  Wort  und  sagte :  Ein  Meister  unserer 
Wissenschaft,  dessen  Name  eng  verknüpft  ist  mit  Wien,  Lorenz  v.  Stein, 
hat  vor  10  bis  15  Jahren  in  einer  Eeihe  von  Artikeln  darauf  hingewiesen,  dass 
der  Schauplatz  der  Weltpolitik  sich  unaufhaltsam  erweitere,  dass  die  Gestade  des 
grossen  Oceans  bald  auf  den  Gang  der  Politik  der  Staaten  Europas  einen  bedeu- 
tenden Einflass  erhalten  werden.  Das  hat  man  damals  wohl  belächelt.  Aber 
schneller    als    irgend   jemand   gedacht,    sind   diese   Prophezeiungen   zur  Wahrheit 
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geworden.  Das  Gleichgewicht  der  europäischen  Staaten  im  Osten,  die  Allianz- 
fähigkeit der  unabhängigen  Eeiche  daselbst  und  ihre  Wehrkraft,  das  sind  Dinge, 
die  sowohl  den  Politiker  als  auch  den  Zeitungsleser  täglich  beschäftigt  haben, 
und  so  darf  ich  wohl  Ihr  Interesse  in  Anspruch  nehmen,  allerdings  nicht,  um 
wirtschaftliche  oder  politische  Zukunftsprogramme  zu  erörtern,  wie  sie  gegen- 
wärtig an  der  Tagesordnung  sind,  von  der  Auftheilung  Chinas,  von  der  Gefähr- 
dung europäischer  Volkswirtschaft  durch  den  gelben  Mann.  Ich  habe  mir  ein 
bescheidenes  Thema  ausgesucht,  das  uns  mitten  in  die  Thatsachen  hineinführen 
soll.  Wodurch  ist  in  dem  letzten  Jahre  die  ganze  Unruhe  hervorgerufen  worden? 
Am  letzten  Ende  dadurch,  dass  der  Handel  der  westlichen  Völker,  der  uner- 
müdlich an  den  Grenzen  der  verschlossenen  Eeiche  genagt,  die  Bande  immer 
mehr  lockerte,  bis  das  Gefühl  der  alten  Gesellschaft  auch  dort  zerstört  wurde, 
und  Japan  und  China  erschüttert  wurden.  Das  zersetzende  Element 
war  der  Kaufmann.  Mit  diesem  Kaufmann  im  fernen  Osten  wollen  wir  uns 
beschäftigen.  Welches  sind  die  wirtschaftlichen  Existenzbedingungen,  unter  welchen 
er  dort  lebt,  wie  sind  seine  Niederlassungen  eingerichtet,  wie  betreibt  er  seinen 
Handel?  Ich  kann  Ihnen  wohl  nicht  das  neueste  Material  vorführen,  denn  einige r- 
maassen  vollständig  lässt  sich  dasselbe  nur  an  Ort  und  Stelle  zusammenbringen. 
Ich  werde  nicht  auseinandersetzen,  wie  sich  die  Dinge  geschichtlich  entwickelt 
haben,  wie  im  Mittelalter  unter  der  Mungdynastie  und  zu  Beginn  der  Neuzeit 
China  sich  immer  mehr  gegen  aussen  abscbloss,  bis  seit  1757  nur  noch  Canton 
den  fremden  Kaufleuten  unter  Bedrückungen  aller  Art  offen  war.  Ich  will  auch 
nicht  schildern,  wie  der  Anspruch  der  englischen  Beamten,  die  im  Jahre  1824 
an  die  Stelle  der  Superkargos  traten,  als  Gleichberechtigte  mit  den  chinesischen 
Beamten  zu  gelten,  in  Conflict  kam  mit  den  chinesischen  Anschauungen  über  die 
Oberherrschaft  Chinas  über  die  Welt,  der  zu  einem  gewaltsamen  Austrag  führen 
musste.  Der  Anlass  war  freilich  die  Frage  der  Opiumeinfuhr,  wobei  die  Dinge 
etwas  anders  liegen  als  dargestellt  wird.  Die  Chinesen  wollten  sie  verbieten,  weil 
sie  die  Handelsbilanz  ungünstig  beeinflusste  und  eine  starke  Silberausfuhr  ver- 
ursachte. 

Der  Krieg  Englands  mit  China  (1840—1842)  hatte  zur  Folge:  1.  Die 
Einräumung  von  Canton  und  Shanghai,  Amoy,  Ningpo  und  Futschou  als  Handels- 
plätze und  2.  die  Erwerbung  eigenen  Besitzes  durch  die  -Engländer:  Hongkong. 
Wenn  man  heute  die  ungeheuere  Bedeutung  Hongkongs  kennt,  so  ist  es 
überraschend,  zu  hören,  dass  seine  Erwerbung  keinem  tiefen  Plane  der  englischen 
Regierung  entsprang.  Wohl  hatten  die  Kaufleute  gefordert,  man  solle  sie  den 
Quälereien  der  chinesischen  Beamten  entziehen,  aber  im  Jahre  1840  wollten  es 
weder  die  Regierung  Englands,  noch  wollten  es  die  Kaufleute.  Ihre  Absicht  war, 
in  Macao  Handel  zu  treiben  und  die  Abgaben  wie  früher  zu  zahlen.  Das  aber 
wollten  die  Mandarinen  nicht  zulassen,  weil  ihnen  die  Abgaben  entgangen  wären, 
und  nach  Canton  wollten  die  englischen  Kaufleute  nicht  zurück,  weil  sie  dort 
den  Chinesen  ausgeliefert  waren.  In  dieser  Schwierigkeit  war  es  ein  chinesischer 
Beamter  (Kishen),  der  zuerst  vorschlug,  die  Engländer  sollten  da,  wohin  sie 
geflüchtet,  den  Handel  treiben  und  die  Abgaben  weiter  zahlen.  Das  erste  nahm 
England  an,  das  zweite  nicht.    Unter  der  Motivierung,  dass  England  einen  Platz 
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brauche,  wo  es  seine  Schiffe  ausbessern,  ausrüsten  und  zu  diesem  Zweck  Vor- 
räthe  aufspeichern  könne,  also  dieselbe  Formel,  unter  der  im  Vertrage  von  Peking 
vom  4.  Jänner  1898  Ciaotschau  von  Deutschland  in  Besitz  genommen,  kamen 
die  Engländer  in  den  Besitz  einer  Colonie,  welche  ein  Waffenplatz  ist  und  neben- 
her gedacht  ist  als  zollfreie  Niederlassung  aller  Völker.  Aber  ob  dieser  Erwerb 
einen  Wert  habe,  darüber  waren  die  Meinungen  getheilt.  Selbst  S  c  h  e  r  z  e  r 
erklärte  noch  im  Jahre  1858,  dass  der  Handel  eigentlich  in  Canton  betrieben 
werde.  Das  aber  hat  sich  heute  geändert. 

Das  sind  die  Anfänge  europäischer  Niederlassungen.  Im  Jahre  1860,  nach 
dem  englisch-französischen  Feldzuge,  sind  dann  eine  Reihe  wichtiger  Häfen 
eröffnet  worden;  vor  allen  Tien-Tsin  und  eine  Anzahl  Häfen  am  Yangtsekiang. 
Endlich  sind  im  Jahre  1876  eine  Reihe  weniger  wichtiger  Punkte  hinzugekommen. 
In  den  letzten  Jahren  trat  eine  Verschiebung  ein,  indem  Formosa  an  Japan  kam, 
während  eine  Reihe  anderer  Punkte  eröffnet  wurden.  Zu  diesen  Niederlassungen 
kommen  die  Besitzungen  europäischer  Mächte:  Macao  (Portugal),  Hongkong 
(England),  Ciaotschau  (Deutschland)  und  Talien-Wan  (Russland).  Dieselben  Vor- 
gänge haben  aber  auch  Japan  eröffnet.  Nachdem  der  Verkehr  nach  China  eröffnet 
und  der  Westen  Nordamerikas  besiedelt  war,  konnte  Japan  dem  Verkehre  nicht 
geschlossen  bleiben,  und  die  Nordamerikaner  waren  die  ersten  (1853 — 1854), 
welche  das  Princip  der  Eröffnung  Japans  durchsetzten.  Die  Furcht  vor  den  eng- 
lischen Waffen  führte  zur  Einräumung  von  Niederlassungen,  die  theils  1859, 
theils  1868  eröffnet  wurden.  Am  längsten  blieb  Korea  dem  europäischen  Handel 
verschlossen,  und  hier  sind  es  die  Japaner,  welche  mit  denselben  Methoden,  die 
gegen  sie  zur  Anwendung  kamen,  im  Jahre  1876  die  Eröffnung  von  einzelnen 
Häfen  durchsetzten,  ohne  dass  der  Handel  dort  bedeutend  wäre. 

Diese  Niederlassungen  sind  die  Stützpunkte  der  Occidentalen  für  den 
Handel  mit  den  östlichen  Reichen.  In  diesen  Niederlassungen  allein  darf  der 
Fremde  leben,  und  obwohl  auf  chinesischem  Gebiete,  ist  er  der  chinesischen 
Staatsgewalt  in  der  Regel  nicht  unterworfen;  besonders  in  Japan  wird  dieses 
Princip  strenge  durchgeführt  und  werden  nur  zu  wissenschaftlichen  Zwecken  Pässe 
ertheilt.  Nur  die  Missionäre  dürfen  in  China  im  ganzen  Lande  im  Innern  leben. 
In  den  Niederlassungen  also  muss  der  fremde  Kaufmann  leben,  aber  auch  nur 
dort  sind  seine  Lebensbedingungen  zu  finden.  Die  neuen  Verträge  mit  Japan 
werden  den  Niederlassungen  ein  Ende  machen,  spätestens  von  Ende  1899  an. 
Von  diesen  japanischen  Niederlassungen  werde  ich  wenig  zu  sagen  haben,  denn 
sie  nahen  dem  Ende.  Besonders  möchte  ich  von  Shanghai  sprechen. 

Der  fremde  Bewohner  der  Niederlassungen  ist,  obwohl  er  sich  in  China 
befindet,  der  chinesischen  Staatsgewalt  nicht  persönlich  iinterworfen.  Nur  von 
den  Waren  werden  Steuern  erhoben.  Noch  weniger  ist  er  der  chinesischen  Gerichts- 
gewalt unterworfen,  nur  vor  dem  Consul  nimmt  er  sein  Recht.  So  viele  Staats- 
angehörige, so  viele  Gerichtsgewalten.  Dies  hat  sich  von  selbst  entwickelt,  ohne 
dass  es  principiell  wäre  ausgesprochen  worden.  Von  Haus  aus  haben  die  Chi- 
nesen mit  den  Rechtsstreitigkeiten  des  Fremden  nichts  zu  thun  haben  wollen. 
Sie  verlangten,  dass  jede  Nation  ihr  Oberhaupt  habe.  Nur  wenn  ein  Chinese 
z.  B.  getödtet  wurde,  verlangten  sie  die  Auslieferung  des  Thäters,  die  ihnen  im 
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vorigen  Jahrhunderte  auch  gewährt  wurde.  In  unserem  Jahrhundertc  geschah  dies 
nicht  mehr,  und  seit  1842  wurde  die  Exterritorialität  nicht  mehr  angezweifelt. 
Nach  Japan  hat  sich  dies  einfach  übertragen,  obwohl  die  älteren  Verträge  es 
nicht  klar  aussprechen;  erst  der  österreichisch-japanische  Vertrag  (1869)  hat 
zum  Ausdrucke  gebracht,  dass  der  Europäer  nur  dem  Kechte  seines  Landes  unter- 
stehe. Und  obwohl  die  Japaner  sich  oft  darüber  beschwerten,  haben  sie  doch 
selbst  denselben  Grundsatz  in  China  und  Korea  zum  Durchbruche  gebracht. 

Nun    leben    die   Angehörigen    der   verschiedenen   Staaten    nicht   gesondert, 
nicht   etwa  wie  im  Mittelalter  in  der  Levante  die  Venezianer,   Genuesen,  Pisaner 
je    für    sich    ein    Quartier   hatten.    An    sich    sind  die  Niederlassungen  einzelnen 
Staaten   eingeräumt,   aber   sie   tragen   alle,  bis   auf  die   französischen,  internatio- 
nalen   Charakter,    namentlich    in   Shanghai,  wo   1860  die  englische  und  amerika- 
nische Niederlassung  vereinigt  wurden.  Dieses  gemeinschaftliche  Leben  der  Fremden 
in    den  Niederlassungen  hat  wichtige  Folgen.    Politisch  sind  sie  getrennt,  aber 
es  bestißht  eine  grosse  Interessengemeinschaft.  Das  wichtigste  ist  der  Handel  und 
so  bilden  sich  gemeinschaftlicbe  Handelskammern,  1890  5  in  China,  2  in  Japan, 
in  der  Form  freier  Vereine,  welche  unter  guter  Leitung  sehr  erspriesslich  wirken 
können.    Manche    gemeinsamen   Bedürfnisse    werden    durch    Actiengesellschaften 
befriedigt,  so  in  Shanghai  z.  B.  die  Wasserversorgung  und  Gasleitung.  Aber  auch 
darüber  hinaus   entstehen  freie  Verbände   der  Grundbesitzer,  der  fremden  Haus- 
hälter;   es    wird    ein    Comite   gewählt   zur  Erhaltung   des   Friedhofes,   für  Polizei 
u.  dergl.  So  finden  wir  eine  ganze  Reihe  rudimentärer  Gemeinden  in  den  kleinefi 
Orten,   und    grosser    in   den   bedeutenden,   welche   sich   aber  politisch  nicht  con- 
stituieren  können,  weil  sie  keine  Steuergewalt  und  keine  Strafgewalt  haben.    Auf 
der   einen   Seite    wird    die   rechtliche   Grundlage  geschaffen    durch  Uebereinkunft 
mit  den  einheimischen  Behörden.    Der  Schutz  der  Polizei  erfolgt  durch  die  Con- 
sulate.  In  Shanghai  bestehen  zwei  Gemeinden,  eine  französische  und  eine,  welche 
ursprünglich    den   Engländern    eingeräumt  war,    die   aber  jetzt   rein  international 
ist.    Die   Kechtsbasis    der  Existenz   dieser  Gemeinde  ist  ein  Erlass  des  Präfecten 
von  Shanghai  über  die  Regelung  der  Grundbesitz-  und  Strassenverhältnisse.    Der 
britische   Consul    setzte   ein   Comite   von   drei   angesehenen  britischen  Kaufleuten 
ein,   welches    für    die   Strassen,   Landungsplätze    sorgen   sollte,  und   schon  1854 
entstand  daraus  ein,  ohne  Unterschied  der  Nationalität,  gewählter  Municipalrath. 
Gemeindeangehörige    sind    nach    dem   Statut  von  1870  die   occidentalen   Grund- 
besitzer   und    diejenigen   steuerzahlenden   Haushälter,  welche   bei   den  Consulaten 
eingetragen    sind.    Das   Wahlrecht  hängt  von   einem   ziemlich  hohen   Census   ab 
(500  Taels).  Ein  Municipalrath  von  neun  Mitgliedern  mit  einem  Oberhaupte  und 
eine  Anzahl  Ausschüsse  werden  gewählt.  Wichtige  Maassregeln  werden  der  jähr- 
lichen Versammlung   der  Wähler  vorgelegt.    Man   könnte   von    einer   kleinen  Re- 
publik  sprechen,   wenn   ihr   nicht   die   öffentliche  Gewalt  fehlte.    Diese  Gemeinde 
sorgt    nun    für    alle    möglichen  Dinge,   für    die    öffentliche  Sicherheit   durch   ein 
Polizeicorps   (im  Jahre  1890  350  Mann  stark),  für  die  Vertheidigung  durch  ein 
Milizcorps,   es   besteht  eine  vortreffliche  Feuerwehr,  die  Gemeinde   sorgt  für  die 
Gesundheitspflege,    sie    hat    einen    ordentlichen   Lebensmittelmarkt    mit  gedeckten 
Hallen,    sio   sorgt  für   die   Strassen,  Brücken,  sie   besitzt   eine  Musikcapelle,  eine 
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Schule,   Stadtpost.    Die   Schwierigkeit  der  ganzen  ßegelung  liegt  in  dem  Fehlen 
der  Gerichtsgewalt.  Diese  liegt  in  den  Händen  der  Consuln.  Eine  grosse  Schwie- 
rigkeit  bereitet   auch   das   unterste  Element   der  Gemeindeinsassen   und  das  fluc- 
tuiorende    Element    der    Seefahrer.    Der    Schiffahrtsverkehr    ist    ein   lebhafter,    es 
giengen  im  Jahre  1896  Schiffe  mit  4  Millionen  Tonnen  ein  (in  Triest  1896  nur 
1*8  Millionen  Tonnen).  Durch  diese  Verhältnisse  sind  die  Aufgaben  der  Gemeinde- 
verwaltung nicht   so   einfach,    und   die  Lage   wird   noch   erschwert,  weil  daselbst 
noch  Chinesen  wohnen,  nicht  nur  Diener  und  Dienstboten,  sondern  auch  reiche. 
Im  Jahre  1885  wurden  neben  4000  Occidentalen  in  der  Gemeinde  165.000  Chi- 
nesen gezählt.  In  den  letzten  Jahren  schätzte  man  sie  auf  300.000.  Die  Chinesen 
wohnen    mit  Vorliebe    in    den  fremden   Gemeinden,   weil   sie  daselbst  wenigstens 
vor  den  gröbsten  Missbräuchen  der  Beamten  geschützt  sind,  wenn  sie  auch  unter 
chinesischer  Gerichtsbarkeit  stehen.    Auch  die  grossen  Vergnügungsmöglichkeiten 
ziehen    sie    dahin,  besonders   die   Eeichen.    Die   Gerichtsbarkeit  übt  daselbst  ein 
fälschlich  „gemischter  Gerichtshof^,  mixed  court,  bezeichnetes  Collegium.  Die  schweren 
Verbrecher  unter  den  Chinesen  werden  einfach  in  die  Chinesenstadt  gebracht.     Am 
Gerich tstischc  sitzt  wohl  ein  europäischer  Beisitzer,  welcher  die  europäischen  Interessen 
zu  wahren  hat.  In  kleineren  Strafsachen  fungiert  als  Ankläger  der  Chef  der  Polizei. 
Das  Beachtenswerteste  ist,  wie  die  Gemeinde  die  Mittel  aufbringt^  die  zur 
Ausführung  der  obigen  Zwecke  nothwendig  sind.  Ich  habe  zwar  kein  vollständiges 
Bild   der  letzten   Jahre,  aber   im  Jahre   1889/90  betrugen   die  ordentlichen  Ein- 
nahmen der  Fremdengemeinde  400.000  Taels  (etwa  1*2  Millionen  Gulden),  heute 
werden  sie  um  50  Proc.  höher  sein.  An  Steuern  kamen  330.000  Taels  ein  und 
davon  indirect  nur  ein  Sechstel.  67.000  Taels  betrugen  die  sogenannten  Licenzen 
und     Special -Gewerbesteuern     von    Leichenführern,     Schenkenbesitzern,    Karren- 
schiobern,  Opiumhäusern,    Pfandlcihern.    Sie  bringen    selbst   beinahe   ein  Drittel 
der    Steuern    ein.    Als  Drittes    kommt   hinzu    ein  Steuersatz  von   0*4  Proc.   des 
Wertes  auf  Grund  und  Bahn  und  endlich  wird  mit  einem  Drittel  eingehoben  die 
Steuer,  welche  in  England  die  Hauptgemeindesteucr  ist,  eine  Art  Mietsteuer,  nach 
dem  Maasstabe  des  Mietwertes.  Bei  der  Bemessung  wird  ein  Unterschied  gemacht, 
ob    das   Haus   von    Chinesen   bewohnt   wird   oder  von  Europäern.    Bei    letzteren 
beträgt  die   Steuer   8  Proc,  bei   den  Chinesen,  die  die  Wohnungen  stärker  aus- 
nützen, 10  Proc.    Die  Dinge  sind  also  fast  ganz  englisch  eingerichtet,  denn  die 
Engländer  waren    die    ersten    da.    Es  fällt  auch  auf,  dass  die  Steuern  fast  ganz 
auf  die  Chinesen  abgewälzt  sind.  Gerade  die  Gewerbesteuer  trifft  fast  ausschliess- 
lich  die   Chinesen  und   zwar  überwiegend  die  kleinen   Leute.    Im   übrigen   zeigt 
die  grosse  Zunahme  der  Chinesenbevölkerung  in  Shanghai,  dass  sie  des  Schutzes 
willen  diese  und  eine  noch  höhere  Steuer  gerne  zahlt.    Neben   dieser  internatio- 
nalen  Niederlassung   besteht   eine  französische,   deren  Einrichtungen  zum  Theile 
ähnliche  sind,  wo   aber  der   französische  Charakter  stärker  betont  ist.    Von  den 
acht    Mitgliedern    des    Municipalrathes    müssen    vier    Franzosen    sein.    Was    die 
Niederlassungen   in  Japan  betrifft,  so  sind  diese  das  Ideal  der  Steuer- 
zahler.   Es  wird  keine   Gewerbe-,   keine  Stempelsteuer  von   den  Europäern  ent- 
richtet,  nur  in  Kobe   und  anderen  Orten  eine  Grundsteuer,  die  zum  Besten  der 
Niederlassung  verwendet  wird.  Dies  gilt  nur  für  die  Fremden. 
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Vollständig  anders  als  in  Shanghai  liegen  die  Dinge  in  H  o  n  g  k  o  n  g. 
Hongkong  ist  englischer  Boden,  dort  herrscht  englisches  Recht,  englische 
Verwaltung  und  auch  die  Chinesen  stehen  dort  unter  englischem  Schutze.  Aber 
wenn  sich  die  Bewohner  der  Freiheitsrechte  erfreuen,  so  haben  sie  doch  keine 
politischen  Eechte.  Sie  haben  fast  keinen  Einfluss  auf  Verwaltung  und  Ein- 
richtung der  Gemeinde-Angelegenheiten.  Hongkong  ist  eben  ein  Waffenplatz  zum 
Schutze  britischer  Interessen,  und  wenn  es  auch  nicht  mehr  rein  militärisch 
regiert  wird,  so  übt  doch  noch  der  Gouverneur  absolute  Gewalt  aus  und  braucht 
nur  den  gesetzgebenden  Rath  zu  hören  und  dieser  besteht  zur  Hälfte  aus 
Beamten.  Von  den  fünf  Mitgliedern,  w^elche  nicht  Beamten  sind,  sind  drei  ernannt, 
nur  zwei  sind  gewählt.  Auch  für  die  eigentlichen  Gemeinde-Angelegenheiten 
besteht  keine  municipale  Einrichtung.  Doch  liegen  die  Dinge  dort  trotzdem  sehr 
gut.  Wenn  also  die  politische  Lage  Hongkongs  von  der  der  anderen  Nieder- 
lassungen verschieden  ist,  so  ähnelt  sie  ihnen  doch  in  finanzieller  Beziehung. 
Auch  hier  fehlen  Zölle  auf  Waren  ganz.  Infolgedessen  griff  man  auf  andere 
Einnahmen.  Nach  dem  Budget  von  1889  kamen  1^/^  Millionen  Dollars  =  2*5  Mil- 
lionen Gulden  ein.  Die  wichtigste  Steuer  ist  auch  hier  die  englische  Gebäude- 
steuer, die  einen  ziemlich  hohen  Satz  erreicht:  13  Proc.  Auch  hier  finden  wir 
die  Licenzsteuer,  welche  aber  im  Gegensatze  zu  der  von  Shanghai  nicht  auf 
die  kleinen  Leute  abgewälzt  ist,  sondern  auf  den  Pfandleihern  und  Brantwein- 
schenken  ruht.  Besonders  interessant  ist  die  Einnahme  aus  Opium.  Opium  zahlt 
nicht  wie  in  China  einen  Zoll,  aber  der  ganze  Kleinhandel  ist  monopolisiert  und 
an  Chinesen  verpachtet.  Diese  Pacht  bringt  467.000  Dollars  =  800.000  fl. 
Ausserdem  besteht  eine  Stempelsteuer. 

Besonders  eigenthümlich  sind  die  Bodeneinnahmen.  Aller  Grund  und  Boden, 
welcher  nicht  Privateigonthum  ist,  steht  im  Staatseigenthume.  Er  wird  nur  auf 
75  Jahre  verpachtet  als  Nutzungspacht  (Emphyteuse),  und  zwar  nicht  gegen 
Capitalszahlung,  sondern  gegen  Rente.  Die  Regierung  bot  Grundstücke  aus  mit 
einer  Minimalrente  und  der  Zuschlag  kam  an  den  höchsten  Rentenbieter.  Dadurch 
sollen  der  Colonie  dauernde  Einnahmen  gesichert  werden.  Aber  diese  Art  der 
Veräusserung  hat  zu  argen  Misständen  geführt.  Die  Grundstückspeculation  wurde 
sehr  stark,  weil  man  keine  Capitalien  brauchte  und  die  unsinnigsten  Renten 
wurden  geboten.  Später  hat  sich  diese  Rente  als  lästig  erwiesen,  die  Regierung 
musste  die  Grundstücke  zurücknehmen,  im  Jahre  1851  wurde  eine  feste  Rente 
festgesetzt  und  den  Zuschlag  erhielt,  wer  ein  grösseres,  einmaliges  Aufgeld  zahlte. 
Die  Einnahme  ist  wegen  der  Speculation  eine  sehr  schwankende.  So  betrug  z.  B. 
m  Jahre  1879  die  Einnahme  aus  Aufgeldern  3400  Dollars,  im  Jahre  1880 
nur  2400  Dollars.  Freilich  gieng  dem  Staate  hiedurch  die  Aussicht  auf  den 
Wertzuwachs  verloren,  aber  die  Erwerber  wollten  dieses  System  nicht  aufgeben, 
im  Gegentheile  für  städtische  Grundstücke  wurde  das  Nutzungsrecht  von  75  auf 
999  Jahre  erstreckt.  Immerhin  ist  für  die  weitere  Ausdehnung  das  Princip 
gewahrt,  indem  die  Grundstücke  in  Vorstädten  nur  auf  75  Jahre  und  Gärten 
nur  auf  14  Jahre  verpachtet  werden.  Im  übrigen  zieht  die  Colonie  noch  Nutzen 
aus  dem  Boden  durch  Verpachtung  der  Steinbrüche. 

Wirtschaftlich  hat  Hongkong  dieselbe  Bedeutung,  wie  Shanghai. 
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In  einem  Lande  wie  China  kann  der  Handel  von  fremden  Kaufleuten  nur 
betrieben  werden  bei  ausgiebigem  Kechtsschutze  und  bei  festen  A b- 
g  a  b  e  s  ä  t  z  e  n. 

In  den  Jahren  1842  und  1843  machte  die  Verwaltung  der  Zölle  in  China 
ausserordentliche  Schwierigkeiten,  doch  die  Klagen  verstummten  in  späterer  Zeit. 
Das  kommt  daher,  dass  die  gesammte  Einhebung  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  die 
im  Küsten-  und  Schiffahrtshandel  erhoben  werden,  durch  einen  europäischen 
Generalinspöctor  mit  Hilfe  europäischer  Beamter  geschieht.  Es  ist  eine  der 
Wunderlichkeiten  Chinas,  dass  sich  mitten  in  der  Corruption  der  einheimischen 
Beamten  dieser  so  wichtige  Einnahmenzweig  in  den  Händen  von  Europäern 
befindet,  die  im  Namen  der  kaiserlichen  Eegierung  die  einzige  Einnahme  nach 
Peking  liefern,  auf  welche  der  Hof  rechnen  kann.  Sie  ist  auch  die  Grundlage 
für  den  Credit  Chinas.  Diese  Verwaltung  entstand  1854.  Als  die  Rebellen  sich 
Shanghais  bemächtigten,  traten  die  Consuln  Englands,  Amerikas  und  Frankreichs 
zusammen  und  beschlossen,  dass  drei  Commissäre  die  Zölle  für  die  chinesische 
Regierung  einheben  sollten.  Diese  Einrichtung  erhielt  1858  dauernden  Charakter 
und  wurde  ausgedehnt  auf  alle  offenen  Häfen.  Seit  1887  werden  auch  die  Inlands- 
abgaben auf  Opium  ebenso  erhoben.  Was  die  kaiserlichen  Seezölle  heute  bedeuten, 
ist  das  Werk  des  englischen  Inspectors,  eines  Mannes,  der  den  englischen  Ge- 
sandtschaftsposten in  Peking  ausschlug,  um  seinen  Posten  nicht  in  die  Hände 
einer  fremden  Regierung  kommen  zu  lassen.  Die  Seezollverwaltung  ist  überhaupt 
ein  Culturelcment  ersten  Charakters.  Sie  sorgt  für  die  Küstenbeleuchtung  (sie 
unterhält  108  Leuchtthürme),  sie  sorgt  für  Aorzte,  sie  hat  eine  Post  eingerichtet, 
sie  hat  zur  Kenntnis  chinesischer  Einrichtungen  beigetragen,  sie  hat  eine  eigene 
Schule  errichtet.  In  ihrem  Dienste  stehen  770  Fremde  und  3570  Chinesen.  Die 
Einnahmen,  welche  sie  dem  chinesischen  Staat  liefert,  betragen  21  bis  23  Mil- 
lionen Taels,  die  Erhebungskosten  sind  unbekannt,  wahrscheinlich  2  Millionen 
Taels.  Wenn  es  richtig  ist,  dass  die  Einnahmen  der  chinesischen  Centralregierung 
jährlich  90  Millionen  Taels  betragen,  so  erhellt  die  Wichtigkeit  der  chinesischen 
Zolleinnahmen.  Wenn  der  Aussenhandel  nur  mit  dieser  Seezollverwaltung  zu  thun 
hätte,  so  hätte  man  nicht  zu  klagen.  Der  fremde  Kaufmann  hat  auch  nur  mit 
dieser  zu  thun.  Anders  die  Ware.  Vom  Dschunkenhandel  controliert  die  Seezoll- 
verwaltung  nur  jenen,  der  die  offenen  Häfen  berührt.  Sonst  besteht  noch  die 
alte  Zollverwaltung.-  Diese  ist  aber  nicht  einheitlich;  besonders  in  Canton  besteht 
neben  der  kaiserlichen  noch  eine  Provinzial-Zollverwaltung.  Ausserdem  bestehen 
aber  noch  Binnenzölle  (L  i  k  i  n).  Diese  erinnern  ganz  an  unsere  mittelalter- 
lichen Zustände.  In  grösseren  und  geringeren  Abständen  bestehen  Zollschranken, 
welche  an  Pächter  vergeben  sind,  die  jährlich  eine  bestimmte  Pachtsumme  ab- 
führen müssen.  Die  Ware  zahlt  nun  nicht  bei  allen  Schranken  Zölle,  sondern 
nur  bei  den  ersten  vier,  die  sie  passiert  und  zwar  bei  den  zwei  ersten  je  3  Proc 
vom  Werte,  bei  den  folgenden  zwei  je  2  Proc.  Darüber  hinaus  geht  sie  frei, 
jedoch  nur  in  derselben  Provinz.  Tritt  sie  in  eine  andere  Provinz  ein,  so  beginnt 
das  Spiel  von  neuem.  In  Wirklichkeit  ist  die  Zollerhebung  natürlich  die  denkbar 
willkürlichste.  Nicht  nur  dass  die  Pächter  von  den  Einnahmen  mindestens  zwei 
Drittel    für    sich    behalten    oder    mit  den  Beamten  theilen  müssen,  verlangen  sie 
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natürlich  die  uiigebürlichsten  Zölle,  wogegen  der  Kaufmann  seinerseits  eine  gerin- 
gere Summe  bietet,  bis  sie  handelseins  werden.  Thatsächliches  Material  über  diese 
Bedrückungen  ist  von  den  chinesischen  Kaufleuten  nicht  zu  erhalten,  denn  sie 
fürchten  Strafen  und  Plackereien.  Competente  Sachverständige  versichern,  dass 
nur  ein  Drittel  der  wirklichen  Zolleinnahmen  an  die  Centralregierung  abgeführt 
wird  und  dieses  beträgt  ungefähr  13  Millionen  Taels.  In  den  nördlichen  Provinzen 
sind  die  Bedrückungen  nicht  so  schlimm  als  in  den  südlicheren  Küstenprovinzen. 
Diese  Binnenzölle  sind  nun  auch  für  den  Aussenhandel  von  Bedeutung,  denn  sie 
treffen  die  Ware,  sobald  sie  in  den  freien  Verkehr  tritt.  Man  hat  ein  Mittel  zu 
finden  geglaubt  darin,  dass  man  ein  System  von  Transitpnssen  anwendete,  so 
dass  die  Ware  nach  50  Proc.  Zoll  frei  gehen  sollte.  Auch  dies  ist  ein  todtor 
Buchstabe  geblieben,  denn  die  Beamten  wissen  dieses  System  auf  jede  Art  zu 
vereiteln.  Diese  Abgaben  sind  so  drückend,  dass  die  Waren  grosse  Umwege 
machen,  um  gefürchteten  Provinzen  auszuweichen. 

PjS  gibt  noch  immer  Optimisten,  die  selbst  angesichts  solcher  Böswillig- 
keiten seitens  der  Mandarinen  glauben,  die .  chinesische  Misswirtschaft  stamme 
von  dem  starren  Conservatismus  der  Beamten  her.  Je  mehr  man  sich  aber  mit 
China  beschäftigt,  umsomehr  gibt  man  diesen  Glauben  auf.  Der  Beamte  ist  nicht 
conservativ,  wenn  er  einen  Vortheil  für  sich  sieht.  Das  Wohl  des  Staates  ist  ihm 
gleichgiltig.  Er  will  sich  nur  bereichern.  Diese  Erfahrungen  werden  erklären, 
warum  die  Niederlassungen  der  Fremden  so  nöthig  sind.  Es  sind  Niederlassungen 
von  Kaufleuten,  welche  vor  den  Mandarinen  sichergestellt  sind.  Aber  trotzdem 
können  sie  keine  vortheilhafte  Stellung  erringen.  Dies  kommt  daher,  dass  ihrem 
Eindringen  in  das  Innere  unübersteigliche  Hindernisse  entgegengestellt  werden. 
Ausserdem  aber  kommt  ein  noch  tiefer  liegender  Grund  dazu.  Die  grosse  Menge 
der  Kaufleute  ist  nicht  genug  unternehmend,  um  in  das  Innere  einzudringen  und 
das  führt  mich  zum  letzten  wichtigen  Punkt. 

Der  Grund  für  diese  Umstände  liegt  in  der  Stellung  der  europäischen 
Kaufleute  gegenüber  den  chinesischen.  Betrachtet  man  die  Zahl  der  europäischen 
Kaufleute,  so  glaubt  man,  dass  sie  an  Bedeutung  gewonnen  hätten.  Im  Jahre 
1872  wurden  372  fremde  Firmen  in  China  gezählt,  1891  547  und  im  Jahre 
1896  schon  672.  Davon  kommen  180  auf  solche,  welche  mit  dem  Import  und 
Export  nichts  zu  thun  haben.  Aber  in  diesen  Zahlen  sind  inbegriffen  eine  ganze 
Menge  von  Ladengeschäften.  In  einem  sehr  sorgfältigen  Berichte  des  britischen 
Consuls  über  China  führt  derselbe  an,  dass  in  China  133  britische  Firmen  thätig 
sind,  während  die  chinesische  Zollstatistik  363  zählt  und  von  diesen  133  waren 
80  in  Shanghai.  In  der  grossen  Zahl  der  offenen  Häfen  ist  die  Zahl  der  Fremden 
klein.  Nur  Tientsin,  Macao,  Canton,  Futschou  und  Amoy  kommen  in  Betracht. 
Daher  kommt  es,  dass  für  die  meisten  chinesischen  offenen  Häfen  der  Verkehr 
.mit  dem  Auslande  nicht  existiert.  Die  ganze  Einfuhr  und  der  grössere  Thcil  der 
Ausfuhr  bewegt  sich  über  zwei  Plätze:  Shanghai  und  Hongkong.  Im  Jahre  1896 
z.  B.  kamen  von  der  gesammten  Einfuhr  per  212  Millionen  Tonnen  nur  14  Mil- 
lionen Tonnen  nicht  von  Shanghai  und  Hongkong  und  zwei  Drittel  davon  aus 
Ostasien.  Diese  Concentrierung  des  Handels  hat  nicht  immer  bestanden.  Sie 
entstand  erst  nach  Verschwinden  der  Segelschiffahrt.    Die  grossen  Dampferlinien 
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laufen  nur  in  die  grossen  Plätze  Shanghai  und  Hongkong  und  von  da  erstreckt 
sich  eine  Keihe  von  Dampferverbindungen  über  die  Küste.  Ebenso  wichtig  ist 
die  Tolegraphenverbindung.  Auch  kommen  die  chinesischen  Kaufleute  lieber  in 
die  grossen  Plätze,  wo  es  grosse  Auswahl  gibt,  und  die  Folge  ist,  dass  die  chi- 
nesischen Kaufleute  einen  grossen  Theil  des  Handels  der  fremden  Kaufleute  an 
sich  rissen.  Die  Zahl  der  letzteren  ist  gestiegen,  ihr  Einfluss  gefallen.  Der  alte 
Zustand  ist  unwiederbringlich  verloren.  Auch  hat  die  Demokratisierung  des  Handels 
mitgewirkt.  Ausserdem  sind  die  chinesischen  Kaufleute  in  Gilden  stark  organisiert 
und  können  missliebige  Firmen  boycotieren.  So  liegt  der  Verkehr  zwischen  Inland 
und  den  Häfen  ganz  in  den  Händen  der  Chinesen.  Sogar  der  Import  wird  schon 
zum  Theile  direct  für  chinesische  Kaufleute  besorgt.  Die  Einfuhr  erfolgt  auf 
Grund  fester  Aufträge,  welche  die  Chinesen  geben.  Nach  dem  Berichte  des  eng- 
lischen Consuls  werden  die  Lancashire -Wollwaren  zur  Hälfte  auf  feste  Bestellung 
von  Chinesen  importiert,  die  anderen  Waren  schon  zu  drei  Vierttheilen.  Im  Aus- 
fuhrhandel sind  die  fremden  Kaufleute  auch  nur  Commissionäre. 

Das  weitere  Moment  liegt  in  der  Art  und  Weise,  wie  die  fremden  Kauf- 
leute abhängig  sind  von  den  chinesischen  Mittelsmännern.  In  jeder  grösseren 
Stadt  findet  man  den  sogenannten  Comprador,  der  den  Verkehr  vermittelt. 
Bei  jüngeren  Kaufleuten  soll  es  sogar  vorkommen,  dass  sie  nur  vorgeschoben 
sind  vom  Comprador.  Dieser  war  ursprünglich  ein  Dienstbote,  später  major  domus, 
jetzt  ist  er  Herr  im  Geschäfte.  Und  das  kam  durch  die  Unwissenheit  der  euro- 
päischen Kaufleutc.  Die  grosse  Mehrzahl  hat  in  China  nie  eine  Ahnung  von  der 
Sprache  und  infolge  dessen  sind  sie  von  den  Vermittlern  abhängig.  Leicht  ist 
es,  dass  dann  diese  zu  Geld  kommen.  So  fand  z.  B.  der  Gouverneur  von  Hong- 
kong schon  im  Jahre  1882  unter  den  20  Höchstbesteuerten  17  Chinesen,  2  Eng- 
länder und  einen  Juden. 

Es  drängt  sich  die  Frage  auf:  Wird  der  europäische  Kaufmann  ganz  ver- 
drängt werden?  Das  ist  unwahrscheinlich.  Was  ihn  erhält,  ist  der  Schutz,  den 
er  dem  Chinesen  selbst  gewährt.  Will  der  Chinese  Geschäfte  machen,  so  braucht 
er  einen  gewissen  Schutz  vor  den  Behörden  und  gerade  die  fremden  Kaufleute 
wirken  hier  als  eine  Art  Sicherheitsventil,  damit  die  Bedrückungen  nicht  zu  arg 
werden,  denn  dann  würde  sich  der  Handel  in  europäischen  Händen  concentrieren. 
In  Japan  wird  der  sogenannte  directe  Handel  gefördert^  man  will  die  Japaner 
unabhängig  machen.  Aber  die  Creditunwürdigkeit  der  dortigen  Kaufleute  steht 
dem  hindernd  entgegen.  Keine  fremde  Bank  wird  einen  Wechsel  kaufen,  der  auf 
einen  Japaner  gezogen  ist,  wenn  er  nicht  bei  einer  guten  japanischen  Bank  ein 
Depot  besitzt.  Aber  selbst,  wenn  die  fremden  Kaufleute  aus  China  ganz  verdrängt 
werden,  würde  der  Handel  mit  China  nicht  aufhören.  Unser  Hauptinteresse  ist 
nicht  der  Kaufmannsstand,  es  ist  der  Absatz  unserer  Fabrikate.  Aber  auch  aus 
diesem  Interesse  ist  der  jetzige  Zustand  unerfreulich.  Die  Kaufleute  sollten  die 
Pionniere  sein  für  Ausdehnung  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit.  Sie  sollten  die 
Dinge  ausfindig  machen,  die  die  Chinesen  kaufen  können  und  jene  Producte, 
welche  wir  kaufen  können.  China  muss  kaufkräftig  gemacht  werden.  Die  grosse 
Menge  der  chinesischen  Bevölkerung  ist  bettelarm,  aber  ein  Import  von  7  Mil- 
liarden  Mark   ist   denn    doch   ganz   unwürdig  klein.    Und  Chinas  Export  ist  sehr 
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ausdehnungsfähig.  Aber  die  Fremden  wissen  nichts  vom  Volke  und  nichts  von 
den  chinesischen  Artikeln.  Gerade  das  Vordringen  der  Deutschen  wird  darauf 
zurückgeführt,  dass  sie  sich  bemühen,  die  Sprache  zu  erlernen.  Wer  die  Sprache 
kennt,  kann  aber  auch  die  grösstcn  Geschäfte  machen,  durch  Abschlüsse  mit  der 
Regierung.  Schon  der  britische  Consul  beklagt  den  geringen  Umfang  des  Wissens 
der  Kaufleute.  Wenn  sich  also  in  Japan  der  Fremde  nur  durch  seine  Credit- 
würdigkeit  hält,  so  leidet  er  dagegen  in  China  unter  der  Eührigkeit  der  Chinesen 
und  hält  sich  nur  durch  die  schlechten  inneren  Zustände.  Wenn  der  fremde 
Kaufmann  im  Osten  nicht  in  eine  immer  mehr  untergeordnete  Stellung  gedrückt 
werden  soll,  so  muss  er  sich  anstrengen  wie  in  Europa.  Denn  auch  hier  behält 
die  grosse  Wahrheit  Keclit,  die  für  den  sittlich  empfindenden  Menschen  ein 
Bedürfnis  ist,  dass  der  Erfolg  abhängt  von  persönlichen  Eigenschaften,  von  Tüch- 
tigkeit und  Fleiss,  der  Energie  des  Einzelnen ! 

Nach  diesen  Worten  schloss  der  Vorsitzende  unter  warmen  Danksagungen 
an  Prof.  Eathgen  die  Versammlung. 


,UNSEßE  LANDSLEUTE  IN  DER  WEITEN  WELT!" 


EINKIE  DATEN  HIERÜBER 

VON 

RECHNUNGS-RATH  RICHARD  SCHROFT. 


Im  December  1894  wurde  in  Wien  eine  den  Namen  „Oesterreichisch- 
ung  arische  C  olo  ni  alge  s  ells  chaf  t"  führende  Vereinigung  ins  Leben 
gerufen,  die  sich  zunächst  das  Ziel  steckte,  eine  Kräftigung  des  geistigen 
und  wirtschaftlichen  Zusammenhanges  der  österreichisch- 
ungarischen Ausgewanderten  unter  einander  und  mit  ihrem 
Vaterlande  herbeizuführen. 

Das  heisst,  zwischen  diesen  und  der  Heimat  das  heute  so  lose  Band 
enger  zu  knüpfen,  um  hiedurch  unsere  Auslandsbeziehungen  zu  erweitern,  unsere 
Auslandsinteressen  zu  erhöhen.^) 

Voran  die  Engländer,  dann  die  Deutschen,  ja  selbst  die  Schweizer  haben 
—  Letztere  gerade  weil  sie  keine  Colonien  besitzen  —  den  grossen  praktischen 
Wert  der  Verbindung  mit  ihren  Landsleuten  im  Auslande  schon  längst  erkannt 
und  fruchtbringend  gestaltet..  Die  Engländer  besitzen  Corporationen,  wie  „Das 
Imperial  Institute"  das  „Colonial  Institute"  und  die  „Geographical  Society", 
welche  sich  die  Anknüpfung  und  Pflege  solcher  Verbindungen  zur  Hauptaufgabe 
machen,  und  deren  Mitglieder  sich  vornehmlich  aus  den  im  Auslande  lebenden 
Landsleuten  recrutieren.  Einen  ähnlichen  Mittelpunkt  für  unsere  in  der  weiten  Welt 
lebenden  Landsleute,  wo  die  Fäden  aller  vaterländischen  Auslandsbestrebungen 
zusammenlaufen,  soll  nun  die  „Oesterreichisch-ungarische  Colonialgesellschaft"  bilden. 
Hier,  in  dieser  praktischen  Colonialakademie,  kann  mit  der  Zeit  ein  Austausch 
der  Anschauungen  von  Landsleuten  gepflogen  werden,  die  in  der  freien  Concurrenz 
mit  anderen  Culturvölkern  sich  eine  erweiterte  Weltanschauung  bildeten,  und 
zurückgekehrt  in  die  liebe  Heimat,  wohl  im  Stande  wären,  uns  durch  Rath  und 
That  für  den  Wettkampf  auf  dem  Weltmarkte  befähigter  zu  machen !  Gewiss  ist, 
dass  die  intensive  Pflege  solcher  Verbindungen  respective  Bestrebungen  eine 
Schaffung  neuer  Absatzgebiete   für   die  Producte  Oesterreich-Ungarns   im  Gefolge 


^)  Siehe:  „Das  Programm  der  österreichisch-ungarischen  Colonialgesellschaft"  yon 
R.  Sehr  oft. 


254  Schroft. 

haben  muss,  u.  zw.  durch  die  Theilnahme  unserer  Bevölkerung  im  Allgemeinen 
und  unserer  Auswanderer  im  Besonderen  an  der  überseeischen  Cultivation  respec- 
tive  Colonisation.^) 

Damit  stehen  freilich  in  erster  Linie  Schutz  und  Fürsorge  für  den  Aus- 
wanderer im  Zusammenhange.  Allein  ebensowenig  dieser  Schutz  und  diese  Fürsorge 
eine  Förderung  der  Auswanderung  selbst  in  sich  begreifen,  ebensowenig  ist  mit 
der  gedachten  Colonisation  die  Besitzergreifung  herrenloser  Territorien  gemeint, 
sondern  lediglich  die  friedliche  Eroberung  fremder  Territorien  durch  die  Arbeit 
unserer  Auswanderer,  ohne  politische  Abhängigkeit  vom  Mutterlande.  Wir  dürfen 
uns  bei  Bethätigung  auf  diesem  Arbeitsfelde  unter  diesen  Auswanderern  nicht 
allein  die  eigentliche  grosse  Auswanderungsmasse  vorstellen,  sondern  überhaupt 
alle  Landsleute  im  Auslande,  wo  immer  sie  leben  und  eine  Niederlassung,  einen 
Sammelpunkt  bilden,  oder  noch. bilden  werden.  Solche  landsmännische  Sammel- 
punkte bestehen  ja  heute  schon,  u.  zw.  wie  wir  später  hören  werden,  nicht  bloss 
im  engeren  Auslände.  Hinsichtlich  des  letzteren  will  ich  nur  erwähnen,  dass  nach 
allerdings  nicht  controlierten  Angaben  z.  B.  in  Constantinopel  ungefähr  65.000, 
in  Berlin  13.365  (11.764  Oesterreicher,  1601  Ungarn)  und  Mailand  5.000  öster- 
reichisch-ungarische Staatsangehörige  leben. ^)  Ausserdem  finden  wir  in  Paris, 
London,  Rom,  Breslau,  Leipzig,  namentlich  aber  in  Bukarest,  Odessa  und  Belgrad 
ganz  ansehnliche  österreichisch-ungarische  Colonien. 

Meine  Aufgabe  wird  es  sein,  gleichsam  ein  Gesammtbild  über  unsere  in  der 
weiten  Welt  lebenden  Landsleute  zu  entwerfen.  Um  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden, 
müssen  wir  unseren  Blick  vor  allem  nach  jenen  grossen  Einwanderungsländern 
richten,  wohin  schon  seit  Decennien  der  Hauptstrom  der  heimischen  Auswanderung 
sich  ergiesst,  ohne  dass  unsererseits  dem  Schicksale  der  Auswanderer  an  ihrem 
Endziele  bisher  die  gebürende  Beachtung  zutheil  wurde.  Wir  wollen  uns  also 
dahin  wenden,  wo  es  unseren  Landsleuten  geglückt  ist,  auf  fremder  Erde  sich 
eine  Existenz  zu  schaffen ;  hier  wollen  wir  sehen,  unter  welchen  Verhältnissen 
und  in  welcher  Anzahl  sie  sich  zusammengefunden  haben,  gleichzeitig  untersuchend, 


*)  Siehe :  „Die  österreichisch-ungarische  überseeische  Culturarbeit  und  Auswanderung" 
von  E.  Schroft. 

2)  Auch  sogenannte  österreiciiisch-ungarisclie  Hilfsvereine  finden  wir  daselbst, 
u.  zw.:  in  Antwerpen,  Augsburg  („Deutsch-österreichischer  Verein"),  Basel  (österreichisch- 
ungarischer Verein  „Austria"),  Breslau,  Bukarest,  Constantinopel,  Dresden,  Esch  a/d. 
Absette  („Oesterreicbischer  Unterstützungsverein"),  Glciwitz,  Florenz,  Hamburg, Königsberg, 
Leipzig,  London,  Mailand,  Moskau,  München,  Ivliiinberg,  Paris,  Sopbia,  Turn-Severin  und 
Zürich  (Ungarischer  Verein).  In  Paris  haben  wir  ausserdem  noch  einen  Verein  „Austria" 
und  den  „Katholischen  Gesellenvcrein"  und  in  Zürich  den  „Hilfsverein  der  Tiroler  und 
Vorarlberger". 

Nicht  vergessen  dürfen  wir  einiger  wirtschaftlicher  Corporationen,  wie  der  öster- 
reichisch-ungarischen Handelskammern  in  Paris,  London  und  Constantinopel,  dann  der 
von  unseren  Landsleuten  am  goldenen  Hörn  erhaltenen  Schule. 

Dass  nebstbei  bemerkt  die  Institution  der  Feuerwehr  in  Constantinopel  von  einem 
Ungarn  (Szöchenyi  Pascha)  organisiert  wurde,  ist  bekannt. 

So  willkommen  ja  wichtig  der  Bestand  dieser  und  ähnlicher  Sammelpunkte  für 
die  vorgenannten  Bestrebungen  auch  ist,  die  nähere  Betrachtung  derselben  gehört  nicht 
zum  Gegenstande  meiner  vorliegenden  Abhandlung. 
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in  welch'  klimatisch  günstige  Gebiete  dieser  Einwanderungsländer  und  unter 
welchen  Bedingungen  es  unbedenklich  wäre,  österreichisch-ungarische  Arbeitskraft 
zunächst  behufs  wirtschaftlicher  Bebauung  des  Bodens,  hinüberzulenken. 

Bevor  ich  auf  dieses  Thema  übergehe,  scheint  es  geboten,  der  Auswan- 
derungsfrage überhaupt  und  der  österreichisch-ungarischen  Auswanderung  im 
besonderen  einige  Worte  zu  widmen. 

Im  Allgemeinen  muss  hervorgehoben  werden,  dass  heute  fast  alle  Regierungen 
der  an  der  Auswanderungsfrage  interessierten  Staaten,  zu  einer  Politik  zum  Schutze 
und  im  Dienste  der  Auswanderung  übergegangen  sind. 

Fragen  wir  ans  nach  den  Hauptgründen  der  Auswanderung,  so  müssen  wir 
gestehen,  dass  diese  zumeist  in  den  traurigen  Erwerbsverhältnissen  einzelner 
europäischer  Staaten  zu  suchen  sind. 

Wie  verhält  es  sich  mit  dem  Nachtheile  oder  Nutzen  der  Auswanderung? 

Wird  die  Auswanderung  geregelt,  d.  h.  wird  der  Strom  derselben  in  Bahnen 
gelenkt,  dann  kann  von  einem  Nachtheile  durch  dieselbe  keine  Rede  sein. 

Worin  besteht  also  der  Nutzen  der  Auswanderung,  falls  sie  geregelt, 
organisiert  wird? 

Das  Mutterland  des  Auswanderers  profitiert,  weil  derselbe  naturgemäss 
wirtschaftlich  den  Anschluss  an  seine  Heimat  aufrecht  zu  erhalten  sucht  und  die 
Einwanderungsländer  profitieren,  indem  ihnen  durch  europäische  Arbeitskraft, 
Intelligenz  und  Capital,  eine  schnellere  Culturentwicklung  ermöglicht  wird.  Auf  diese 
Art  wird  die  organisierte  Auswanderung  zu  einem  vorzüglichen  Mittel, 
die  Handelspolitik  eines  Staates  zu  unterstützen,  welche 
sich  bemüht,  die  Absatzgebiete  für  die  heimischen  Producte 
zu  erweitern. 

Was  hat  man  sich  unter  Regelung  beziehungsweise  Organisierung  der  Aus- 
wanderung zu  denken? 

Ist  die  Auswanderungsfreiheit  in  einem  Staate  gesetzlich  gewährleistet,  dann 
muss  derselbe  sein  Augenmerk  folgerichtig  auf  die  Beförderung  der  Auswanderer, 
noch  mehr  aber  auf  den  Schutz  und  die  Fürsorge  der  Emigranten 
in  den  überseeischen  Besiedlungsländern  richten. 

Es  wäre  jedoch  verfehlt,  anzunehmen,  dass  die  staatliche  Wahrung  der 
Interessen  der  Auswanderer  genügen  würde,  einer  ziel-  und  planlosen  Emigration 
vorzubeugen. 

Eine  dahin  zielende  s t a a 1 1  i c h e  Organisation  wird  stets  auf  die  private 
Hilfeleistung  (Vereine,  Colonisationsgesellschaften)  angewiesen  sein. 

Staatliche  Institutionen,  deren  Thätigkeit  sich  durch  diejenige  privater 
Vereinigungen  erfolgreich  ergänzt,  sind  z.  B.  in  England  das  „Emigrants  Infor- 
mations  office",  in  Belgien  das  Amt  für  den  „Service  de  Renseignement  concernant 
l'Emigration"  und  in  der  Schweiz  „Das  eidgenössische  Auswanderungscommissariat". 

Ich  komme  jetzt  auf  das  Nothwendigste  des  österreichisch-unga- 
rischen Auswanderungswesens  zu  sprechen.') 


*)  Siehe:  „Zur  Auswanderungsfrage!   Mit  besonderer  Berücksichtigung  des   öster- 
reichisch-ungarischen Auswanderunjjswesens"  von  K.  Schroft. 
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Die  österreichisch-ungariscjie  Monarchie  nimmt  unter  den  europäischen 
Staaten  als  Auswanderungsland  gegenwärtig  die  vierte  Stelle  ein.  Leider  wurde 
unserem  Auswanderungswesen  bislang  nicht  das  richtige  Augenmerk  zugewendet. 

Der  österreichisch-ungarische  Emigrant  ist  heute  Gegenstand  eines  sehr 
lucrativen  Geschäftes,  weil  er  unberathen  die  geliebte  Heimat  verlassen  muss. 

Die  diesbezüglichen  Wahrnehmungen  der  österreichisch-ungarischen  Colonial- 
gesellschaft  während  ihrer  erst  einjährigen  praktischen  Thätigkeit,  waren  überaus 
lehrreich.  Es  sind  Fälle  bekannt,  wo  Auswanderer  von  einzelnen  Agenten  der 
in  Wien  concessionierten  ausländischen  Schiffsgesellschaften  fast  ihrer  ganzen 
Barschaft  beraubt  wurden.  Im  Verlaufe  von  bloss  zwei  Monaten  hat  es  die  Gesell- 
schaft zuwege  gebracht,  von  den  Agenturen  unrechtmässig  abverlangtes  Geld  im 
Betrage  von  fast  3000  fl.  den  Auswanderern  retten,  beziehungsweise  zurück- 
stellen zu  können.  Nicht  selten  werden  diese  in  Hafenstädten  neuerdings  aus- 
gebeutet und  betreten  sie  den  überseeischen  Boden,  fallen  sie  abermals  unmensch- 
lichen Erpressern  in  die  Hände. 

Wenn  nun  trotz  dieser  unhaltbaren  Verhältnisse,  trotz  der  damit  verbundenen 
Planlosigkeit  des  Zieles  unserer  Auswanderer,  ein  Theil  derselben  auf  fremder 
Erde  festen  Fuss  fassen  kann,  ja  oftmals  p]rsparungen  zu  machen  in  der  Lage 
ist,  dann  müssen  wir  verwundert  fragen,  warum  nicht  schon  längst  der  grossen 
Anzahl  von  Menschen,  die  alljährlich  die  Heimat  verlässt,  systematisch 
neue  Routen  einer  fruchtbringenden  Wirksamkeit  erschlossen 
worden  sind. 

Während  von  den  österreichischen  Auswanderern  nur  eine  geringe  Anzahl 
wieder  nach  Hause  zurückkehrt,  hat  sich  in  Ungarn  eine  Art  ständiger  Wander- 
bewegung entwickelt,  eine  bloss  zeitweilige  Auswanderung,  die  dem  Lande  keinen 
Schaden  bringt. 

Der  ungarische,  hauptsächlich  der  slovakische  Emigrant,  zieht  im  Frühjahre 
vornehmlich  nach  den  Bergwerken  und  Fabriken  Pennsylvaniens,  verdient  daselbst 
in  schlechten  Zeiten  2 — 2^/^  fl.,  in  guten  5 — 6  fl.  täglich,  kommt  im  Spätherbste 
mit  den  gemachten  Ersparungen,  die  im  Jahre  500 — 1000  fl.  ausmachen  können, 
heimwärts,  um  oft  im  nächsten  Frühjahre  die  Wanderung  neuerdings  zu  beginnen. 
Bezüglich  der  Geldsendungen  polnischer  Auswanderer  aus  Galizien  nach  der 
Heimat,  hat  man  gefunden,  dass  im  Jahre  1891  auf  drei  Postämtern  237.000  fl. 
anlangten.  Kann  uns  natürlich  das  Wohlergehen  einzelner  vom  Glücke  begün- 
stigter Auswanderer  herzlich  freuen,  so  darf  es  uns  doch  nicht  über  den  Verlust 
an  Arbeits-,  Wehr-  und  Capitalskraft  hinwegtäuschen,  welcher  unserem  Vaterlande 
durch  die  bisherige  ungeregelte  Auswanderung  erwachsen  ist.  Berechnet  man 
diesen  Verlust  pro  Kopf  mit  1000  fl.,  so  macht  dies  bei  unserer  jährlichen 
durschnittlichen  Auswanderung  von  50 — 60.000  Köpfen  im  Jahre  50—60  Milli- 
onen Gulden. 

Hiebei  will  ich  nur  kurz  bemerken,  dass  während  des  Jahrfünfts  1891  bis 
1895  aus  Oesterreich-Ungarn  272.500  Personen  nach  aussereuropäischen  Ländern 
auswanderten. 

Im  Bezug  auf  die  Grösse,  Ziele  und  den  Erfolg  unserer  Auswanderungs- 
bewegung  nach  Nordamerika,  sind  wir  gegenwärtig   auf  die    durchaus  nicht 
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verlässliclie  Berichterstattung  aus  den  hauptsächlichsten  Hafenplätzen  Deutschlands 
und  Nordamerikas  beschränkt.  Noch  unzuverlässlichere  Daten  besitzen  wir  über 
die  Stärke  unserer  Auswanderung  nach  Südamerika,  den  britischen  Colo- 
n  i  e  n  u.  s.  w. 

Die  meisten  Angehörigen  unserer  Monarchie  verlassen  über  Hamburg  und 
Bremen  ihre  Heimat.  Ausser  diesen  Häfen  kommen  für  unsere  Auswanderung, 
deren  Ziel  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sind,  die  Häfen  Antwerpen, 
Amsterdam  und  Eotterdam,  für  die  Auswanderung  nach  Südamerika,  der  italie- 
nische Hafen  Genua  sowie  die  französischen  Häfen  Bordeaux,  Havre  und  Marseille 
in  Betracht. 

Ist  nun  die  Auswanderungsstatistik,  welche  uns  aus  den  genannten  Häfen 
zur  Verfügung  gestellt  wird,  lückenhaft,  so  ist  diejenige  aus  den  Einwanderungs- 
ländern, welche  uns  ein  Bild  über  die  Gestaltung  unserer  Auswanderungsbewegnng 
am  Endziele  geben  soll,  noch  mangelhafter. 

Betrachten  wir  das  österreichisch -ungarische  Auswanderungsmateriale,  so 
ersehen  wir,  dass  der  grösste  Percentsatz  hievon  dem  arbeitsfähigsten  Alter 
zwischen  15 — 40  Jahren  angehört.  Und  bringen  wir  uns  schliesslich  in  Erinnerung, 
wie  viel  Auswanderer  Jahr  für  Jahr  die  Heimat  verlassen,  so  beweist  dies  alles 
zur  Genüge,  es  bestehe  auch  in  unserem  Vaterlande  das  rege 
Bedürfnis,  in  die  Plan-  und  Zügellosigkeit  unserer  Auswan- 
derung Ordnung  zu  bringen,  ohne  dieselbe  hiedurch  zu 
fördern.  Nach  dieser  kurzen  Orientierung  komme  ich  wieder  auf  den  eigent- 
lichen Zweck  meiner  Abhandlung  zurück. 

Als  Eldorado  unserer  auswandernden  Landsleute  gelten  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  dann  diejenigen  von  Brasilien.  Nun,  wenn 
wir  den  von  Zeit  zu  Zeit  erscheinenden  Zeitungsberichten  Glauben  schenken 
sollen,  so  müssten  Alle,  welche  sich  dahin  wenden,  unbedingt  dem  Verderben 
geweiht  sein.  Das  entspricht  entschieden  nicht  den  Thatsachen.  Die  Schilderungen 
über  das  traurige  Schicksal  derselben  beweisen  nur,  wohin  die  Plan-  und  Kath- 
losigkeit  der  Unglücklichen  führt,  nicht  aber,  dass  sie  unter  allen  Umständen  in 
ihrer  neuen  Heimat  zugrunde  gehen  müssen.  Im  Gegentheile.  Bei  nur  einiger 
Unterstützung  und  zielbewusster  Führung,  wäre  für  die  Mehrzahl  sowohl  in  N  o  r  d- 
als  Südamerika  die  Gewähr  vorhanden,  sich  allmählich  eine  behagliche 
Existenz  zu  Schäften.  Besehen  wir  uns  einmal  des  Näheren  die  Verhältnisse  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Es  ist  wahr,  dass  die  Uebervölkerung  der  grossen  Städte  auch  schon  dort 
eine  Arbeiterconcurrenz  hervorgerufen  hat,  welche  jene  bekannten  Gesetzesvor- 
schläge zeitigte,  die  es  überhaupt  auf  eine  Sistierung  der  europäischen  Einwanderung 
abgesehen  haben.  Wahr  ist  aber  auch,  dass  die  Union  diesem  Wunsche  nicht 
so  leicht  nachkommen  wird  können,  da  sie  rücksichtlich  des  Culturbedürfnisses 
ihrer  im  Westen  und  Süden  gelegenen,  unermesslichen  Territorien  des  Zuzuges 
fremder  Arbeitskräfte  noch  lange  nicht  wird  entbehren  können. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sind  17mal  grösser  als  Deutschland 
und  hatten  mit  Ende  1893  erst  63  Millionen  Einwohner! 
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Während  in  Deutschland  auf  die  engliche  Quadratmeile  234  Bewohner 
kommen,  so  findet  man  in  der  Union  auf  demselben  Flächenraume  erst  17  Bewohner. 

In  keinem  Lande  der  Welt  ist  der  Wohlstand  des  Volkes  ein  grösserer 
als  in  Nordamerika.  Es  gilt  dies  insbesondere  von  der  arbeitenden  Classe  wie 
auch  von  denjenigen,  welche  sich  aus  der  mittellos  ankommenden  Auswanderermasse 
in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  hinaufarbeiteten. 

Statistisch  nachweisbar  ist,  dass  der  Amerikaner  %  mehr  verdient,  als  der 
Angehörige  irgend  einer  anderen  Nation.  Er  kann  daher  auch  besser  leben.  Das 
ersehen  wir  beispielsweise  aus  der  Mahlzeit  eines  Arbeiters : 

Frühstück :  Kaffee,  Eier,  gebratenes  Fleisch,  Backwerk,  Früchte.  Mittag : 
Suppe  mit  Braten  und  Beilage,  Thee,  Bier,  Nachtisch.  Abend :  Fleisch  mit 
Gemüse,  Thee,  Bier.  Er  zahlt  im  Kestaurant  für  eine  gute  Mahlzeit  25  Cents. 
und  für  Wein,  Braten  u.  dgl.  5 — 20  Cents.  Mit  den  Löhnen  ist  es  nicht 
minder  günstig  bestellt.  Der  Durchschnittslohn  eines  Arbeiters  beträgt  jährlich 
600  Dollars. 

So  erhält  beispielsweise  jährlich :  ein  Schneider  550,  ein  Schuhmacher  560, 
ein  Bäcker  475  und  ein  Maurer  690  Dollars.  Ein  männlicher  Dienstbote  ver- 
dient, exclusive  Kost  und  Wohnung,  wöchentlich  10  Dollars,  ein  weiblicher 
9  Dollars. 

Der  Taglohn  wird  mit  1*25 — 1*50  Dollar  berechnet.  Die  Miete  der 
Wohnungen  betreffend,  so  zahlt  man  für  zwei  Zimmer  6  Dollars,  für  drei  Zimmer 
8  Dollars  monatlich.  Kleine  einstöckige  Privathäuser  mit  4  Zimmer  werden  für 
den  Monat  um  6 — 10  Dollars  vermietet. 

Solche  Häuschen  sammt  Garten  sind  auch  um  11 — 1500  Dollars  zu  kaufen. 

Selbst  Arbeiter  sind  in  der  Lage,  kleine  Wohnhäuser  durch  monatliche 
Abzahlungen  ä  10 — 15  Dollars  zu  erstehen. 

Unter  solchen  Umständen  ist  leicht  zu  ersehen,  dass  Handwerker  und 
Fabriksarbeiter  einen  günstigen  Boden  finden.  Dagegen  sind  vor  der  Auswanderung 
nach  Amerika  entschieden  zu  warnen:  Buchhalter,  Schreiber,  Lehrer,  Studenten, 
Officiere  u.  dgl.  Selbstverständlich  hat  Amerika  schon  längst  aufgehört,  ein  Asyl 
für  Faulenzer  und  Taugenichtse  zu  sein!  Das  günstigste  Feld  findet  entschieden 
der  Landwirt.  Erst  V3  <ies  Gesammtbodens  erscheint  in  Händen  der  Farmer. 
Der  Rest,  der  etwa  dem  Sfachen  Flächenraume  Deutschlands  entspricht,  ist  Brach- 
land und  harrt  der  Bearbeitung.  Es  gehört  daher  nicht  zu  den  Schwierigkeiten 
Regierungsland  zu  erlangen. 

Diese  Regierungsländereien,  welche  theils  ohne  Kosten,  theils  sehr  billig 
abgegeben  werden,  können  erlangt  werden  : 

1.  Durch  Besitznahme  unter  dem  Heimstättengesetze. 

2.  Durch  Besitznahme  unter  dem  Baumculturgesetze. 

3.  Durch  Kauf  unter  dem  Vorkaufsgesetze. 

4.  Durch  Kauf  von  den  Eisenbahngesellschaften. 

Das  für  den  Einwanderer  günstigste  ist  jedenfalls  das  Heimstättengesetz, 
weil  es  dem  Kleinbauer  oder  Taglöhner  ermöglicht,  eigenen  Grundbesitz  zu  erlangen. 
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Es  hat  nämlich  jeder  amerikanische  Staatsbürger,  oder  haben  solche,  die  die  Absicht 
hegen,  es  zi  werden,  das  Recht  auf  160  Acres  des  noch  urbar  zu  machenden 
Regierungslandes.  Den  Besitztitel  erlangt  der  Betreffende  aber  erst  dann,  wenn 
er  den  Nachweis  erbringt,  auf  dem  erworbenen  Terrain  5  Jahre  hindurch  gelebt 
und  dasselbe  bebaut  respective  bearbeitet  zu  haben.  Des  weiteren  kann  jeder 
Einwanderer  nach  dem  Baumculturgesetze  160  Acres  Prärieländereien  erwerben, 
oder  sich  ein  Vorzugsrecht  (Vorkaufsgesetz)  auf  eine  bestimmte  Landstrecke 
sichern. 

Das  den  Eisenbahngesellschaften  zu  beiden  Seiten  der  Linie  gehörige  Land 
kann  gleichfalls  zum  Preise  von  2 — 5  Dollars  pro  Acre,  entweder  bar  oder  in 
Theilzahlungen  erworben  werden. 

Diese  Ländereien  sind  deshalb  \ortheilhaft,  weil  ihre  Producte  durch  die 
Bahn  leicht  auf  den  Markt  gebracht  werden  können. 

Wie  bereits  erwähnt,  ist  es  für  den  nur  geringe  Mittel  habenden  land- 
wirtschaftlichen Einwanderer  am  besten,  von  dem  Heimstättengesetze  Gebrauch 
zu  machen. 

Bevor  er  jedoch  an  die  Gründung  einer  Farm  schreitet,  erscheint  es  zweck- 
mässig, dass  er  sich  vorerst  als  Farmarbeiter  verdingt,  um  die  neue  Art  des 
Landbaues  kennen  zu  lernen. 

Die  Auslagen  bei  Gründung  einer  Farm  können  veranschlagt  werden  :  Für 
den  Ledigen  mit  700  fl.  ö.  W.  für  den  Verheirateten  (Familie  mit  5  Köpfen) 
mit  1500  fl.  ö.  W.  Immerhin  sollte  der  Ansiedler  so  viel  besitzen,  um  die  noth- 
wendigsten  Ackerbau-  und  Hausgeräthe,  dann  das  Vieh  erstehen  und  die  Bau- 
kosten für  den  ersten  Wohnsitz  und  den  Lebensunterhalt  bis  zur  ersten  Ernte 
bestreiten  zu  können. 

Der  Anfang  ist  gewiss  mühsam,  allein  unter  tüchtiger  Leitung  kann  der 
nordamerikanische  Farmer,  insbesondere  wenn  er  Arbeitskräfte,  wie  herange- 
wachsene Kinder,  zur  Verfügung  hat,  verhältnismässig  rasch  zu  Wohlstand  gelangen. 

Er  kommt  auch  in  ein  Klima,  das  demjenigen  in  seiner  Heimat  in  der 
Regel  entspricht,  findet  nebstbei  Landsleute  und  gewöhnt  sich  nicht  schwer  in 
die  neuen  Verhältnisse. 

Von  den  pro  1895/96  und  1896/97  in  der  Union  angelangten  Einwanderern, 
stellte  Oesterreich- Ungarn  ein  Contingent  von  65.103  respective  33.031  Personen. 
Diese  entschieden  bloss  vorübergehend  sinkende  Auswanderungsbewegung  nach 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  lässt  sich  auf  die  grössere  Strenge  der 
dortigen  Behörden  bei  der  Zulassung  der  eintreffenden  Auswanderer  zurückführen. 

Das  k.  und  k.  Generalconsulat  in  New-York  hat  in  seinem  Berichte  vom 
Jahre  1891  die  gesammte  österreichisch-ungarische  Einwanderung  mit  nahezu 
700.000  Köpfen  veranschlagt.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte,  u.  zw.  vom  Jahre  1820 
angefangen,  waren  in  Nordamerika  über  4  Millionen  Deutsche  eingewandert. 
Während  aber  diese  zumeist  im  Amerikanerthume  aufgiengen,  haben  unsere  Lands- 
leute ihre  Eigenart  und  Sprache  bewahrt.  Dieser  Umstand  erleichtert  uns  die 
Orientierung  über  die  Stärke  und  Vertheilung  der  dortigen  österreichisch- 
ungarischen Colon ien  respective  Niederlassungen.  Das  gilt  haupt- 
sächlich   von    den  Einwanderern    cze  choslavis  ch  e  r    Nationalität,    die    ganz 
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bedeutende  Colonien    gebildet    haben.    Nicht  minder   stark    ist  das  polnische 
Element  vertreten      Gilt  doch  Chicago    als   die    zweitgrösste  Polenstadt   der  Welt. 
Erst  vor  kurzem  wurde  anf  den  der  Northern  Pacific  Eisenbabngesellscbaft   gehö- 
rigen Gründen,  unweit  der  Stadt  South  Bend  (Washington)  die  polnische  Colonie 
„Krakau"  angelegt.  Ausserdem  berichtet  der  Geistliche  Cwiakato  in  Clevland  von 
einem  grösseren  Zuzüge  von  Galizianern  aus  Husiatyn.    Die  der  czechoslavischen 
Nationalität  angehörigen  Individuen  begeben  sich  vorwiegend  nach  Illinois,    dem 
nördlichen  Ohio,  Iowa  und  besonders  Nebraska,  wo  bereits    eine  starke  Czechen- 
colonie  besteht.    Für  manche  Branchen,  namentlich  in  der  Tabakfabrication,    als 
Schuhmacher  und  Bauarbeiter,  sind  sie  sehr  gesucht  und  gelten  als  findig,  tüchtig, 
und  genügsam,  nicht  auch  als  besonders  friedfertig.  Die  wichtigsten  czechoslavischen 
Colonien  sind  nach  dem  citierten  Consulatsberichte  die  folgenden  :    a)  Im  Staate 
Dakota :  Walsh  County  und  Bon  homnie  County  mit  zusammen  800  böhmischen 
Familien  ;  b)  im  Staate  lllionois :  die  Stadt  Chicago  und  Umgebung  mit  ungefähr 
8000,  Will  County  mit  150   und  zerstreut  ungefähr  100  Familien  ;    t')  im  Staate 
Kansas:    EUsworth  County  mit   circa  3-19,    Eepublic   County   mit   296  Familien; 
d)  im  Staate  Massachusets  ungefähr  150  Familien  ;  e)  im  Staate  Michigan  ungefähr 
500    Familien ;    f)    im   Staate    Minnesota   ungefähr    3000  Familien,    wovon    die 
meisten  in  Montgommery  und  Lecoeurbounty ;    g)  im  Staate  Missouri    zusammen 
ungefähr   2000  Familien,    darunter  circa   1500   in   der  Stadt   St.  Louis  ;    h)  im 
Staate  Nebraska  ungefähr  10.000  Familien  (darunter  in  Douglas  County  mit  der 
Hauptstadt    Omaha     circa    6100    Familien ;     i)    im    Staate    New-York    ungefähr 
14.500  Familien  (darunter  in  der  Stadt  gleichen  Namens  allein  11.000  Familien); 
/)  im  Staate  Ohio  circa  21.000  Familien  (darunter  in  Cleveland  und  Umgebung 
etwa  20.000  Familien);  Je)  im  Staate  Pennsylvanien  circa  800  Familien,  darunter 
in  Pittsburg  und  Umgebung  nahezu  450  Familien) ;  T)  im  Staate  Texas  ungefähr 
2600   Familien    (davon    die   meisten   in  Lavaca   County    und    in  Fayette  County 
circa    700  Familien) ;    m)   im   Staate   Wisconsin    ungefähr    3900    Familien :    am 
dichtesten  in  Manitowac  County,   nämlich  circa  900  Familien.    Ueber   die  Stärke 
und   Vertheilung  der  ungarischen  Colonien  lassen  sich  so  bestimmte  Vor- 
stellungen nicht   gewinnen,    weil    sich    dieselben    aus   den  Angehörigen   verschie- 
dener Sprachstämme   zusammensetzen.    Die  wenigsten    derselben    sind    Magyaren, 
die   meisten    vielmehr    Slovaken,   Croaten,  Serben  und  Israeliten.   Die  Anzahl  der 
letzteren   aus    Galizien,    Oberungarn  und  der  Bukowina  ausgewanderten  und  jetzt 
in    den    Yereinigten  Staaten  lebenden   wird   auf  mindestens   170.000  Köpfe    ge- 
schätzt.   Ausser    der  Beschäftigung  mit  unqualificierten  Arbeiten    geben  sie  sich 
mit    Vorliebe   mit  Hausieren    mit   Wäsche    und   Toilettegegenständen,    sowie   mit 
Fensterglas,   Stuhlsitzen,    billigen  Schmuckgegenständen,  Tüchern    u.  s.  w.    ab.^) 
Die    österreichisch-ungarische  Colonialgesellschaft  hat  während   der  kurzen 
Zeit  ihres  Bestandes  nicht  unterlassen,  mit  den  in  der  weiten  Welt  lebenden  Lands- 
leuten, wo  immer    die  Möglichkeit  hiezu  gegeben  war,    Fühlung    zu  nehmen.    Es 
darf  auch   mit  Genugthuung  constatiert    werden,    dass  gerade    diese  schon   heute 
deren    Bestrebungen     dass    grösste  Verständnis    und    Interesse    entgegenbringen. 


1)  Siehe:  Statistische  Monatsschrift:  XVIir.  Jahrgang  1892). 
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Zwei  Briefe,  speciell  aus  der  nordamerikanischen  Union,  sollen  hiefür  den  Beweis 
erbringen :  ^) 

Herr  Heinrich  Weiss  hat  in  der  Folge  einen  Zweigverein  der  österreichisch- 
ungarischen Colonialgesellschaft  in  Fall  Eiver  gegründet. 

Er  selbst  ist  dessen  Präsident,  Herr  Franz  Friedrich,  sein  Stellvertreter;  die 
Herren  Franz  Füller  und  Marcus  Steiner  sind  Schatzmeister  bezw.  Secretär. 

Es  ist  der  Gesellschaft  durch  eine  ausserordentliche  Rührigkeit  gelungen, 
eine  Liste  aller  deutsch-österreichischen,  böhmischen,  ungarischen 
und  slovenischen  Zeitungen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika zu  erlangen. 


Central  City 


Gilpin  Country  30.  März  1896. 

Colorado 
U.  S.  A.  An  die 

Oesterreichisch-Ungarische  Colonial-Gesellschaft 

Wien. 
Geehrte  Herren ! 

Unter  Bezugnahme  auf  den  beiliegenden  Zeitungs-Ausschnitt  (Aufruf)  erlaube  ich 
mir,  als  gebürtiger  Süd-Tiroler,  die  ergebene  Anfrage  zu  stellen,  in  welch  engerem  Sinne 
die  Organisation,  Thätigkeit  etc.  der  Zweigvereine  von  diesseits  lebenden  österreicbisch- 
ungariseben  Einwanderern  gedacht  ist. 

Mit  Freuden  ist  eine  solcbe  Absicht  zu  begrüssen,  denn  der  zu  lose  Zusammen- 
hang unserer  hier  lebenden  Landsleute  ist  längst  schon  als  beklagenswerter  Mangel 
empfunden  worden. 

Wir  zweifeln  durchaus  nicht,  dass  solcbe  Vereine,  richtig  inspiriert  und  darnach 
wirkend,  sehr  wohl  fördernde  und  segensreiche  Folgen  aufweisen  werden;  nicht  allein 
uns  Landsleute  hier  mehr  zusammenfügend,  besser  leitend,  schützend,  sondern  auch,  als 
in  wirtschaftlich  und  geistig  mehr  engerem  Verbundenbleiben  mit  dem  Heimatlande,  auch 
für  drüben  zu  Vortbeil  Nutz  und  Frommen. 

Die  österreichisch-ungarische  Colonie  hier  in  Central  City  mit  nächster  Umgebung 
—  Colorado's  ältestem  Bergbau- District  —  zählt  fünfhundert  Personen,  meist  Tiroler, 
und  würden  diese,  gewiss  in  weitaus  grösster  Mehrzahl,  freudig,  gerne  Herz  und  Hand 
bieten  zur  Belebung  und  Kräftigung  eines  solchen  Vereines.  In  den  übrigen  Theilen 
unseres  Staates  finden  sich  unsere  Landsleute  allenthalben  in  beträchtlicher  Anzahl,  vor- 
nehmlich in  den  Bergbau-Gegenden. 

Ihren  geschätzten  Mittheilungen  gerne  entgegensehend,  zeichne  ich 

Mit  aller  Hochachtung 

F.  Dalsatto  m.  p. 

Fall  River  Blth  March  1896. 
Euer  Hochwohlgeboren! 

Nachdem  ich  Ihren  Aufruf,  betrelfs  Gründung  von  Zweigvereinen  und  Colonien  in 
der  Fremde,  gelesen  habe,  so  erlaube  ich  mir  auf  die  Aufforderung  meines  geliebten 
Vaterlandes  zu  antworten. 

Als  gebürtiger  Wiener,  Reserve-Officier,  und  guter  Patriot,  bin  ich  gerne  bereit 
die  Interessen  meines  Vaterlandes  in  jed'  möglichster  Weise,  auch  in  der  Fremde,  aufs 
beste  zu  vertreten.  In  Folge  meiner  socialen  Stellung  hier,  als  Kaufmann,  und  meiner 
Bildung  selbst  übe  ich,  ohne  mir  jedoch  schmeicheln  zu  wollen,  auf  meine  hiesigen 
Landsleute  einen  persönlichen  Einfluss  aus;  ich  glaube,  dass  es  mir  gelingen  wird,  dem 
österr.  Colonialverein  behufs  Gründung  eines  Zweigvereines,  von  grossem  Nutzen  sein  zu 
können.  Fall  River  und  die  Umgebung,  d.  i.  südlich  von  Boston,  ist  ein  ausgezeichneter 
Absatzplatz  für  fremde  Industriezweige;  jedoch  findet  man  hier  nur  deutsche  Vereine  und 
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Nach  dieser  Liste  existieren  Zeitungen  u.  zw. : 

33  czecliischo  mit  einer  Anzahl  von 3000^ — 8500  Lesern 

22  polnische  mit  einer  Anzahl  von       2300 — 9000       „ 

4  slovenische  mit  einer  Anzahl  von 3000  —  3900       „ 

1   deutsch-Oesterreichische  mit  einer  Anzahl  von    ....  14.350       „ 

Dem  Namen  nach,  sind  diese  Zeitungen  folgende  : 


Böhmisch.  Leserzahl 

Amerika,  Chicago,  Jll 4600 

Amerikän,  Chicago,  Jll 8500 

Cechoslovan,  Chicago,  Jll 3218 

Denn!  Hlasatel,  Chicago,  Jll — 

Duch  Casu,  Chicago,  Jll 7500 

Kfest!anskj  Posel,  Chicago,  Jll.    ...    — 

Listy,  Chicago,  Jll 3000 

Snaha,  Chicago,  Jll — 

Svornost,  Chicago,  Jll 7000 

Tjdenni  Hlasatel,  Chicago,  Jll.   ...    — 
Slovan  Anieriky,  Cedar  Eapids,  Iowa  1500 

Hlas,  St.  Louis,  Mo 7500 

Obzor,  St.  Paul,  Minn 2000 

Hospodäf,  Oinaha,  Ni-br 7400 

Pokrok  Zäpadu,  Omaha,  Nebr.  .  .  .  7400 
Pokrok  Zäpadu.  Ömaha,  Nebr.     .    .    .  5775 

Kotva,  Schuyler,  Nebr 2950 

Pfitel  Lidu,  Wahoo,  Nebr 1000 

Listy,  Wilber,  Nebr — 

Hlas  Lidu,  New-York,  N.  Y.    .    .    .    .  5000 

Listy,  New-York,  N.  Y 3879 

Nedelni  Hlas  Lidu,  New-York,  N.  Y.  .  7000 
Nedelni  Listy,  New-York,  N.  Y.  .  .  4711 
Sokol  Ameriky,  New-York,  N.  Y.  .  .  2600 
Tj^dni  List  Hlas  Lidu,  New-York,  N.  Y.  8000 
Delnici  Novoveku,  Cleveland,  Ohio    .  3700 

Volnost,  Cleveland,  Ohio 300 

Volnost,  Cleveland,  Ohio 600 

Obzor,  Hallettsville,  Tex — 

Svoboda,  La  Grange,  Tex 2895 

Listy,  Kewaunee,  Wis — 

Doniäcnost,  Milwaukee,  Wis 3800 

Slavie,  Kacine,  Wis 7600 


Polnisch.  Leäsrzahl 

Dziennik.  Chicago,  Jll 2300 

Gazeta  Katolicka,  Chicago,  Jll.    .    .    .  6000 

Gazeta  Polska,  Chicago,  Jll 9000 

Nowe  Zycie,  Chicago,  Jll 7000 

Wiara  I  Oczyzna,  Chicago,  Jll.    .    .    .  8000 

Zgoda,  Chicago,  Jll 5500 

Polonia,  Baltimore,  Md — 

Gwiazda  PoJska,  Detroit,  Mich.   ...    — 

Prowda,  Detroit,  Mich — 

Katolik,  Winona,  Minn 2500 

Echo,  Buffalo,  N.  Y — 

Polak  w  Ameryce,  Buifalo,  N.  Y.    .    .    — 

Swiijtlo,  New-York,  N.  Y — 

Ojczyzna,  Cleveland,  Ohio — 

Ameryka,  Toledo,  Ohio 8600 

Kurjer,  Toledo,  Ohio — 

Patryota,  Philadelphia,  Pa — 

Judozenka,  Pittsburg,  Pa — 

Przyjaciel  Luda,  Pittsburg,  Pa.   ...    — 
Gazeta  Wisconsinska,  Milwaukee,  Wis.    — 


Kurjer  Post,  Milwaukee,  Wis. 
Eolnik,  Stevens  Point,  Wis  . 


3000 


Slovenisch. 
Amerikanski  Slovenec,  Tower,  Minn.  .    — 
Slovak  V  Amerike,  New-York,  N.  Y.  .  3000 

Jednota,  Hazelton,  Pa ,    .    .    — 

Amerikansko  Slovenske  Noviny,  Pitts- 
burg, Pa 3900 

Deutsch-österreichische. 
Oesterreichisch  -  ungarische    Zeitung, 
Chicago 14350 


Colonien,  jedoch  keine  österr.  Unternehmungen.  —  Die  Gründung  einer  österr.  Colonie 
in  Massassussi  würde  für  auswandernde  Oesterreicher  von  grossem  Vortheile  sein,  und 
würde  ein  solches  Unternehmen  sicher  von  Erfolg  begleitet  sein. 

Nachdem  ich  mit  den  Verhältnissen  Nordamerikas  vertraut  bin,  so  würde  ich  gerne, 
sobald  sich  die  Gelegenheit  dazu  bietet,  all  mein  Wissen  und  Können  meinem  Vater- 
lande zur  Verfügung  stellen,  um  demselben  auch  in  der  Ferne  nützlich   sein  zu  können. 

Ich  würde  es  deshalb  gerne  übernehmen,  sobald  die  Gründung  eines  Zweigvereines 
hier  in  Aussicht  genommen  wird,  österr.  Auswanderern  bei  ihrer  Ansiedlung  in  Massassussi 
mit  Rath  und  That  beizustehen,  und  durch  diese  Einwanderer  selbst  die  österr.  Industrie- 
artikel erzeugen  lassen,  welche  jedenfalls  mit  den  hiesigen  Fabrikaten  leicht  concurrieren 
werden  können.  Indem  ich  mir  nur  noch  erlaube,  zu  bemerken,  dass  ich  gerne  bereit  bin, 
einen  ausführlichen  Bericht  über  die  hiesigen  Verhältnisse,  bei  Verlangen,  einzusenden, 
rufe  ich  nur  noch  meinem  „schönen  Wien"  ein  „gut  Heil"  zum  Unternohmen  zu,  und 
zeichne  ich  mich  mit  ergebenster  Hochachtung  Heinrich  Weiss  m.  p. 
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Nicht  minder  als  das  Z  e  itu  n  gs-  ist  das  Vereinsweseii  unserer  Lands- 
leute entwickelt. 

So  batst.  Louis  nebst  dem  „0  esterreicbis  ch-ungaris  eben  Hilf  s. 
verein"  nocb  45  verscliiedene  böbmiscbe,  slovenische  und  polnische 
Corporationen.  Darunter  sogenannte  Logen,  dann  Gesangs-,  Turn,  Schützen-, 
Theater-,  politische  und  Frauenvereine.  Ausserdem  sind  daselbst  4  czechische 
Kirchengemeinden:  eine  evangelische  und  3  katholische,  darunter  eine  mit 
grosser  Schule. 

Ich  lasse  die  Benennungen  dieser  Corporationen  beziehungsweise  Kirchen- 
gemeinden in  St.  Louis  folgen  : 


Kirchengemeinden. 
Bethlehem  Congreg.  Church  13.  &  Allen  Ave. 
St.    John    of    Nepomuk    (Katholisch)    mit 

grosser  Schule  11.  &  Soulard  St. 
St.  Wenceslaus  Church  (Katholisch). 

Böhmisch. 

Grand  Lodge  Bohemian  Slavonian  Bene- 
volent  Association  1701  Allen  Ave. 

Slovan  Lodge  No.  1,  1701  Allen  Ave. 

Missouri  Lodge  No.  2,  1701  Allen  Ave. 

Washington  Lodge  No.  11,  1701  Allen  Ave. 

Sumavan  Lodge   No.  21,   1701    Allen  Ave. 

Sokol  Lodge  No.  23,  1701  Allen  Ave. 

Grand  Lodge  Bohemian  Ladies  Aid  Societ}', 
1701  Allen  Ave. 

Slovan  Dramatic  Society,  1623  South  11.  St. 

Catholic  Bohemian  Beseda,  1049  Sou- 
lard St. 

Bozcna  Nemcovä  Lodge  No.  10,  J.  C.  D., 
1701  Allen  Ave. 

Bfetislava  Lodge  No.  14,  J.  C.  D.,  1701 
Allen  Ave. 

Osveta,  Lodge  No.  23,  J.  C.  D.,  1701  Allen 
Ave. 

Holy  Trinity  Ben.  Society,  1623  S.  11.  St. 

Knights  of  St.  Wenceslaus,  1623  S.   11.  St. 

Ladies  Altar  Society,  1623  S.  11.  St. 

Knights  of  St.  John  of  Neponmk,  1049  Sou- 
lard St. 

St.  Adalbert,  Benevolent  Society,  1623  S. 
11.  St. 

St.  Aloysius  Youug  Men's  Benevolent  So- 
ciety, 1623  S.  11.  St. 

St.  Ann's  Benevolent  Society,  1623  S.  11  St. 

St.  Elisabeth  Benevolent  Society,  1623  S. 
11.   St. 

St.  John  of  Nepomuk  Benevolent  Society, 
1049  Soulard  St. 

St.  Joseph's  Benevolent  Society,  1049  Sou- 
lard St. 


St.  Ludmila's  Benevolent  Society,  1623  Soul- 
11.  St. 

St.  Mary's  Young  Ladies'   Benevolent  So- 
ciety, 1623  Soul.  11.  St. 

St.  Michael's  Benevolent  Society,  1623  SouL 
.11.   St. 

St.  Stanislaus  Sodality,   1623  Soul.  11.  St. 

St.  Vincent  de  Paul  Conference,  1623  Soul. 
11.  St. 

St.  Vitus   Benevolent   Society,    1623   Soul. 
11.  St. 

St.  Wenceslaus,    Benevolent   Society,    1049 
Soulard  St. 

Tlialie  Dramatic  Brauch  Sokol,  1701  Allen 
Ave. 

Zizka  Council  No.  184,  A.  F.  C,  1701  Allen 
Ave. 

Bohemian  Catholic  Turnverein,   1118  Sou- 
lard St. 

Gesangverein  Hlahol,  1701  Allen  Ave. 
„  Lumir,  1701  Allen  Ave. 

St.   Cecilie,    1623   S.    11.   St. 
Vlasta,  1701  Allen  Ave. 

Bob.  Republ.  Club  of  11.  Ward  (polit.  Yer- 
rein),  1701  Allen  Ave. 

Catholic    Knights    of    America,    No.    692, 
1623  S.  11.  St. 

Boh.  Sharpshooters  Association   (Schützen- 
verein) 1504  S.  10.  St. 

Polnisch. 
John  Sobieski  Society,  113ij  N.  Broadway. 
Polish  Crown  Lodge  No.  4,  1 136  N.  Broadway. 
St.   Casimir's   Benevolent    Society,    8.    and 

Mound  St. 
St.   Stanislaus  Kostka  Benevolent   Society, 

20.  St.  &  Cass  Ave. 
Gemeinde:   St.    Casimir's    Church,    8.    and 

Mound  St. 
Gemeinde:   St.  Stanislaus    Church,    20    St. 

and  Cass  Ave. 


26  i 


Schroft. 


In  Chicage  (Jll.)  existieren  57  österreichisch-ungarische  Ver- 
einigungen verschiedener  Art, 

Ausserdem  hat  diese  Stadt  8  c  zechische  und  10  polnische  Kirchen- 
gemeinden und  nicht  zu  vergessen  ein  czechisches  Conservatorium  und 
ein  polnisches  Natioualmuseum. 


Chicago  Jll. 
Logen. 
Cesko-Slovansky  Spolek. 
Kupreme  Lodge,  400  W.   18.  Street. 
Cesko  Grand  Lodge,  400  W.  18.  Street. 

Logen  desselben  Ordens: 

Vernost  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Praha  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Rovnost  Lodge,  454  S.  Jefferson  St. 

Jungmann  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Jifi  Podebradsky  Lodge,  100  Wade  St. 

Osveta  Lodge,  454  S.  Jefferson  St. 

Pravda  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Eip  Lodge,  400  W.  18  th  St. 

Vysehrad  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Vratislav  Lodge,  Union  Ave.  29  th.  St. 

Lincoln  Lodge,  175  W.  12  th.  St. 

Cesk^  Närodni  Lodge,  117  Cornell  St. 

Pokrok  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

George  Washington  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Cesko-Delnicky  Lodge,   175  W.  12  th.   St. 

Garfield  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Ceskä  Koruna  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Chicago  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Cechovö  na  Kfizovatce  Masonic  Hall  Grand 
Crossing. 

Vlastenec  48  th.  &  S.  Paulina  St. 

Bratfi  Svobody  Leavitt  &  19  th.  St. 

Turnov  Lodge. 

Lipany  Lodge,  612  W.  18  th.  St. 

Vltava  Lodge,    Gallieters    Holl,   Colehour. 

Jan  Neruda  Lodge,  400  W.  18  th.  St. 

Jos.  Barak  Lodge,  Lexvitt  &  19  th.  St. 

Sänio  Lodge,  12  th.  St.  Boulevard  &  Pau- 
lina St. 

Kristof  Kolumbus  Lodge,  535  Blue  Island  Av. 

Catholic  Order  of  Foresters. 
Logen:  St.  Stanislaus  Kostka,  Lodge  No.  70, 

100  Wade  St. 
St.  Casimir  Lodge  No.  334.  St.  Casimir  Hall. 
St.   Wenceslaus   Lodge    No.    399,   590    W. 

18  th.  St. 
St.  Procopius  Lodge  No. 443, 590  W.  18  th.  St. 
Palacky    Lodge    No.    482,     St.    Stanislaus 

Kostka-School  Hall. 


St.  Prokopius  Lodge  No.  28,  Womans. 
Catholic    Order    of   Foresters    18    th.    St. 

&  Allport  Ave. 
St.  Procopius  Lodge,  Catholic   Knights   of 

America,  18  th.  &  Allport  ave. 

Knights  and  Ladies  of  Honor. 
Blänik  Lodge  No.  848,  400  W.  18  th.  St. 
Bozena  Nemcovä  No.  1022, 175  W.  12  th.  St. 
Pfcmysl  Lodge  No.  1097,  175  W.  12  th.  St. 
Swatopluk  Lodge  No.  1108,  522  Blue  Island 

Ave. 
J.  A.  Komensky  Lodge  No.  1202,    175  W. 

12  th.  St. 
Cechie  Lodge  No.  1223,  175  W.  12  th.  St. 
Pokrok  Lodge  No.  1227,  400  W.  18  th.  St. 
Kvalovice  No.  1253,  1800  W.  48  th.  St. 
Cech  No.  639,  400  W.  18  th.  St. 
Jan  Hus  No.  1382,  102  Wade  St. 
Cesk^  Lev  No.  1399,  400  W.  18  th.  St. 
Vlasta  No.  1427,  850  W.  North  Ave. 
L.  W.  Kadlec  No.  1413,  175  W.  12  th.  St. 
Vojta  Näprstek  No.  1896,  450  S.  Jefferson  St. 

Boheniian  American  Singing  Society,  711  S. 

Loomis  St. 
Bohemian  Congregation   of  Free  Thinkers, 

106  Dekoven  St. 
First  Bohemian  Caring  and  Yachting  Club 

610  W.  17  th.  St. 
National  AUiance  (Zwigzek  Narodowy  Polski) 

574  Noble  St. 

Kirchengemeinden. 

Bohemian  Baptist  Mission,   556  Throop  St. 

First  Bohemian  Methodist  Congregation, 
778  S.  Halsted  St. 

Second  Bohemian  Methodist  Congregation, 
300  Maxwell  St. 

John  Hus  Methodist  Congregation,  24  th. 
St.  6  Sawyer  Avenue. 

Church  of  our  Lady  of  Good  Counsel 
Western  Aven.  &  (Polnisch)  Cornelia  St. 

Holy  Trinity  Polish  Congreg.  Noble  &  Cho- 
pin St. 

Church  of  Immaculate  Concepfion  (Poln'sch) 
Coinmercial  Aven.  &  88  1h.  St. 
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St.  Adalbert's  Church  (Polnisch),  17  &  Pau- 
lina St. 

St.  Casiiiiir's  Church  (Polnisch),  1007 
Whipple  St. 

St.  Cyril  &  Methodius  Church  (Bohemian), 
50  th.  &  Page  St. 

St.  Hedwig  Church  (Polnisch),  Kosciusko 
&  St.  Hedwig  St. 

St.  John  Nepomucenes  (Böhmisch),  25  th. 
St.  &  Portland  Aven. 

St.  Joseph  Church  (Polnisch),  48  th.  &  Pau- 
lina St. 

St.  Mary's  of  Perpetual  Help  (Polnisch), 
32  d  &  Morspratt  St. 

St.  Michael's  Church  (Polnisch),  83  d 
&  Bond  Aven. 


St.  Procopius    Churcli   (Böhmisch),    Allport 

&  W.  18.  St. 
St.    Stanislaus    Kostka    Church    (Polnisch), 

Noble  &  Ingraham  St. 
St.  Wenceslaus  Church  (Böhmisch),  173  De 

Koven  St. 

Bohemia  Conservatorj  of  Music,   572   Blue 

Island  Aven. 
Bohemia    National    Cemetery    Association, 

386  W.  18.  St. 
Bohemia  Turner  Hall,  106  De  Koven  St. 
Polish   Library    &    National   Museum,    574 

Noble  St. 
Polish  Publishing  Co.  143  W.  Division  St. 


New-York  (N.  Y.)  besitzt  eine  ungarische  und  polnische 
„Gesellschaft",  ferner  eine  ungarische,  polnische  und  czechische 
Kirchengemeinde. 


Church  of  St.  Stanislaus  (Polnisch),  43  Stan- 

ton  St. 
Bohemian    Presbyterian     Church,     349    E. 

74  th.  St. 


New -York  n.  y. 
Polish  Benevolent  Society,  161  E.  25  th.  St. 
Hungarian  Association,  1  Avenue  13. 
Church  of  St.  Elizabeth  of  Hungary  (Unga- 
risch), 345  E.  4  th.  St.  I 

Yon  den  hier  lebenden  Oesterreichern  sind  zu  nennen  :  Oswald  Oltendorfer, 
und  Dr.  Josef  Senner,  die  Professoren  Max  Kramer  und  Ludwig  v.  Eltz,  die 
Doctoren  E.  Pisko,  S.  Breitonfeld,  S.  Lustgarten,  Bettini  di  Aloise,  Josef 
Brettaner,  R.  E.  v.  Grünburg,  H.  Schreiber,  der  Director  der  Brauereiakademie 
M.  Schwarz,  die  Secretäre  Baron  Wardener  und  J.  Winter,  der  Redacteur  Yictor 
V.  Dworzak,  dann  die  Herren  H.  Conried,  Max  de  Lipmann,  Otto  Tauscher  von 
Sieghardt,  die  Geistlichen  Dr.  Klein,  Rev.  F.  Denes,  Bert.  Demeter.  Von  den 
Ungarn  die  Anwälte  Cukar  und  Weltner,  dann  die  Herren  Dr.  A.  Gerstner, 
Dr.  Weiss,  Anton  Seidl,  L.  Engländer,  E.  Neufeld. 

Hervorragende  Geschäftsleute  sind :  Adler,  Friedmann,  Hotelier  L.  Graner, 
Horowitz,  E.  Kohn,  die  Weinhändler  Koratsonyi  und  Kmetz^  dann  Saxlehner 
und  Wallach. 

In  Cincinnati(O)  haben  unsere  Staatsangehörigen  einen  deutsch-öster- 
reichischen Veteranenverein,  einen  deutsch-österreichischen 
Unterstützungsvein  und  eine  polnische  Kirchengemeinde. 

Deutsch  -  österreichischer      Unterstützungs- 


Cincinnati,  0. 

Deutscher  und  Oesterreichischer  Veteranen- 
Unterterstützungsverein,  1616  Elm  St. 


verein,  Vine  &  Mercer  St. 
St.    Stanislaus    Church    (Polnisch),    Cutter 
&  hibeity  St. 


In  Cincinnati  starb  unlängst  ein  gebürtiger  Oesterreicher,  Karl  Fleischmann, 
der  in  ganz  Amerika  eine  hochgeachtete  Persönlichkeit  war.  Im  Jahre  1866  nach 
Amerika  gekommen,  gründete  er  die  erste  Presshefefabrik  in  den  Vereinigten 
Staaten,  die  den  Grundstein  zu  seinem  grossen  Vermögen  bildete.  Seine  Firma 
gründete  Filialen  in   allen  Städten  zwischen  New-York  und  Utah.  Er  war  Senator 
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von  Hamilton  und  als  Mac  Kinley  Gouverneur  von  Ohio  wurde,  bekleidete  er  die 
Stellung  eines  Oberst  seines  militärischen  Stabes.  Auch  auf  politischem  Gebiete 
spielte  er  eine  hervorragende  Rolle. 

Ich  habe  vorhin  erwähnt,  das.s  auch  schon  in  den  nordamerikanischen 
Grosstädten  die  üebervölkerung  ein  Arbeiterelend  geschaffen  hat,  das  gründliche 
Abhilfe  erheischt.  Als  das  wirksamste  Mittel  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  wurde 
die  Gründung  von  Colon ien  erkannt.  Dem  unzeitigen  Zuge  vom  Lande 
in  die  Stadt  folgt  jetzt  der  unvermeidliche  Eückzug  ins  Land!  Da  ist  vor  allem 
der  Westen  mit  seinen  ungemessenen  culturfähigen  Ländereien,  die  Eaum  und 
Arbeit  für  Millionen  Ansiedler  bieten.  Das  Reich  des  Westens  ist  das 
Land  der  Zukunft  und  als  Königin  unter  den  Staaten  am  Stillen  Ocean  wird 
Californien  genannt.  Hieher  wendet  sich  allmählich  der  gewaltige  Zug  der 
Wanderer  aus  allen  Theilen  der  Vereinigten  Staaten. 

Es  ist  nicht  lange  her,  wurde  in  Californien  eine  slovenische  Colonie 
gegründet. 

Ich  will  einen  hierauf  bozughabenden  Brief  hier  auszugsweise  wiedergeben: 

San  Francisco,  Cal..  27.  Feb.  1896.  Dieser  Tage  ist  von  hiesiger  Stadt  aus- 
gehend ein  Unternehmen  ins  Leben  getreten,  das  verdient,  in  weiteren  Kreisen  bekannt 
zu  werden  und  Nachahmung  zu  finden.  Ich  meine  nämlich  die  Gründung  der  ersten 
slovenischen  Colonie  in  Californien,  über  deren  Gründer  und  Zustandekommen  ich  Näheres 
berichten  möchte.  Der  Urheber  und  Leiter  des  zeitgemässen  Unternehmens  ist  Rev. 
P.  J.  Jeram,  ehemaliger  mehrjähriger  Professor  und  Procurator  ain  erzbischöflichen 
Seminar  von  St.  Paul,  Minn.  Rev.  Jeram  ist  aus  Ober-Krain  gebürtig  und  seit  1872  im 
Lande.  Als  Verfasser  der  kürzlich  erschienenen  ersten  slovenisch-englischt-n  Sprachlehre 
hat  sich  Rev.  Jeram  um  seine  engeren  Landsleute  in  Amerika  besonders  verdient  gemacht; 
seit  geraumer  Zeit  arbeitet  er  auch  an  einem  slovenisch-englischen  Wörterbuch. 

In  seiner  Eigenschaft  als  Seelsorger  der  allenthalben  in  der  Erzdiöcese  San 
Francisco  zerstreut  wohnenden  slavischen  Katholiken,  hatte  Rev.  Jeram  auf  seinen  Missions- 
reisen vielfach  Gelegenheit,  mit  den  Verhältnissen  seiner  Landsleute,  wie  auch  mit  den 
vielseitigen  Erwerbs-  und  Betriebsquellen  Californiens  bekannt  zu  werden.  Im  Laufe  der 
Zeit  drängte  sich  dem  um  das  geistige  wie  leibliche  Wohl  seines  Volkes  unermüdlich 
besorgten  Priester  ein  Plan  auf,  dessen  Ausführung  von  weittragender  Bedeutung  für 
seine  Landsleute  in  den  Vereinigten  Staaten  sein  dürfte,  und  dessen  nunmehr  in  Angriff 
genommene  Verwirklichung  als  ein  Beitrag  zur  Lösung  der  socialen  Frage  zu  bezeichnen  ist. 

Die  aus  Krain  nach  und  nach  eingewanderten  Slovenen  in  den  Vereinigten  Staaten 
dürften  auf  beiläufig  50.000  Seelen  zu  schätzen  sein.  Von  Haus  aus  ein  fleissiges,  genüg- 
sames Landvolk,  das  in  der  alten  Heimat  hauptsächlich  Acker-  und  Weinbau  und  Vieh- 
zucht betreibt,  finden  wir  sie  hierzulande  grösstentheils  als  Bergwerk  arbeit  er  beschäftigt. 
Am  zahlreichsten  trifft  man  sie  in  den  Kohlenminen  von  Pennsylvanien,  Ohio  und  Illinois, 
sowie  in  den  Bergwerken  von  Alabama,  Michigan,  Minnesota,  Montana,  Washington, 
Colorado,  Utah,  Nevada  und  Californien.  In  Californien  gibt  es  auch  einzelne  erfolgreiche 
slovenische  Winzer  und  Obstzücbter.  Solchergestalt  über  einen  grossen  Theil  des  Lan.les 
zerstreut,  sind  sie,  mit  wenigen  vereinzelten  Ausnahmen,  nirgends  zahlreich  genug 
ansässig,  um  selbständige  Gemeinden  bilden  zu  können.  Der  besonders  in  den  _^Ietzten 
zehn  Jahren  immer  stärker  werdende  Zuwachs  slovenischer  Einwanderer  findet  in  der 
neuen  Welt  keine  geeigneten  landsrnännischen  Sammelpunkte;  niemand  scheint  sich  der 
Leute  besonders  anzunehmen.  Eine  zielbewusste  Leitung  von  Seite  eines  richtigen  Führers 
hätte  längst  zur  Gründung  von  slovenischen  Colonien  lühren  müssen.  In  Calitornien  ist 
ihnen  endlich  ein  Führer  erstanden  in  der  Person  des  Hochw.  Herrn  Jeram,  der  ein 
tüchtiges  Organisationstalent  besitzt  und  der  rechte  Mann  ist  für  die  Leitung  einer  Colonie. 
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Californien  mit  seiner  Vielseitigkeit  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  seinen 
günstigen  klimatischen  Verhältnissen  und  seinen  an  die  heimatlichen  Alpen  erinnernden 
Gebirgslandschaften  durfte  in  der  That  eine  bedeutende  Anziehungskraft  für  die  krainer 
Slovenen  besitzen.  Als  zweitgrösster  Staat  der  Union  bietet  es  reichlich  Kaum  für  eine 
nach  Millionen  zählende  Einwohnerschaft.  Hier  harren  noch  ausgedehnte  Ländereien  der 
Ansiedlung.  Von  diesen  Thatsachen  sich  zu  überzeugen,  hatte  Eev.  Jeram  während  seines 
nahezu  zweijährigen  Aufenthaltes  in  Californien,  vollauf  Gelegenheit.  Den  herrschenden 
Verhältnissen  und  gemachten  Erfahrungen  Eechnung  tragend  glaubte  er  den  Zeitpunkt 
zur  Gründung  einer  slovenischen  Colonie  gekommen.  Und  so  brachte  er  das  Unternehmen 
bei  seinen  hiesigen  Landsleuten  in  Anregung,  wo  denn  auch  der  Plan  Anklang  und 
Befürworter  fand.  Es  wurde  der  Ankauf  einer  Besitzung  von  12.000  Acker  guten  Acker-, 
Weide-  und  Waldlandes  in  dem  wasser-  und  waldreichen  Mendocino  County  in  Aussicht 
genommen.  Der  Preis  der  in  dem  vortheilhaft  bekannten  Eden  Valley  gelegenen  Besitzung 
ist  75.000  Dollars  Ausser  1000  Stück  Rindvieh,  400  Schweinen  und  40  Pferden  sind  geräumige 
Wohnungs-  und  sonstige  Gebäulichkeiten,  sowie  anderweitige  zum  landwirtschaftlichen 
Betriebe  gehörigen  Einrichtungen  vorhanden.  Zur  Aufbringung  der  nöthigen  Capitalien 
für  die  Ausführung  des  Unternehmens  beschloss  man  die  Gründung  einer  Actiengesell- 
schaft.  Bald  liefen  denn  auch  aus  allen  Theilen  der  Vereinigten  Staaten  von  Seiten 
betheiligungslustiger  Slovenen  Gelder  für  den  Zweck  ein.  So  wurde  die  zum  Abschluss 
des  Kaufes  erforderliche  Anzahlungssumme  von25.000  Dollars  innerhalb  zweier  Monate  einge- 
zahlt, und  konnte  endlich  der  Kauf  des  Landes  abgeschlossen  werden  und  die  Besitz- 
ergreifung erfolgen.  Dieser  Tage  reiste  Rev.  Jeram  mit  dem  ersten  Vortrab  seiner  Colo- 
nisten  nach  Eden  Valley  ab.  Im  Laufe  der  nächsten  Wochen  stehen  weitere  Zuzüge  von 
Theilnehmern  aus  15  verschiedenen  Staaten  in  Aussicht.  Bis  jetzt  haben  über  400  Männer, 
von  denen  ein  grosser  Theil  Familienväter  sind,  ihre  Betheiligung  durch  den  Ankauf 
von  Actieu  bekundet.  Nur  Actieninhaber  können  Colonisten  werden,  und  bleibt  die 
Betheiligung  auf  Katholiken  slovenischer  Abstammung  beschränkt.  Mit  dem  Baue  von 
Kirche  und  Schule  wird  sofort  der  Anfang  zu  dem  Coloniestädtchen  Jeram  gemacht. 
Unter  den  Betheiligten  sind  die  nöthigsten  Handwerker  vertreten. 

Der  Incorporationsname  der  Gesellschaft  ist  California-Slovenian  Colony.  Alle 
Geschäfte  in  Verbindung  mit  der  Colonie  werden  von  der  Gesellschaft  selbst  übernommen^ 
so  dass  auswärtige  Speculation  so  ziemlich  ausgeschlossen  bleibt  und  jeglicher  Gewinn 
den  Colonisten  zugute  kommt.  Aug.  Erz. 

Wir  müssen  nunmehr  auch  einiger  blühender  Colonien  in  Britisch-Nord- 
amerika,  Canada,  d.  h.  speciell  in  der  Provinz  Manitoba  Erwähnung  thun. 
Mit  Rücksicht  auf  unsere  Landsleute  sind  da  zu  nennen:  Hohenlohe-Langenburg, 
Neu-Ungarn,  Esterhaz,  Neu-Toulcha  und  Nove  Cechy. 

Hohen  lohe- Langen bupg. 

Die  Niederlassung  fülirt  den  Namen  des  jetzigen  deutschen  Reichskanzlers, 
dem  ehemaligen  Vorsitzenden  des  deutschen  Colonialvereines,  der  vor  Jahren 
Canada  bereiste  und  über  das  Land  sich  vortheilhaft  äusserte. 

Dass  das  Land  in  Hohenlohe  gut  ist,  überhaupt  die  Bedingungen  zur  An- 
siedelung dortselbst  günstig  sind,  geht  zur  Genüge  daraus  hervor,  dass  die  im 
Jahre  1885  sich  zuerst  dort  niederlassenden  Mennoniten  David  Unger  und 
Gerh.  Friesen,  welche  aus  den  südlich  von  Winnipeg,  bei  Emerson,  Gretna 
u.  s.  w.  liegenden  deutschen  Colonien  kamen,  eine  Menge  anderer  Familien 
bewogen,  ihnen  zu  folgen,  so  dass  bald  darauf,  im  Jahre  188G,  deren  schon  80 
Land  aufgenommen  hatten.  Diese  Zahl  ist  jetzt  auf  400  Familien  gestiegen, 
welche  meist  aus  ßaiern,  Preussen,  Hannover,  Oestorreich  und  Südrussland 
stammen. 
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Neu-Ungam. 

Im  Jahre  18S6  siedelten  sich  ca.  12  englische  Meilen  nordöstlich  von  der 
Station  Minnedosa  17  ungarische  Familien  an,  die  sich  im  nächsten  Jahre  alle 
hübsche  Häuser  errichtet  hatten,  und  denen  sich  sofort  30  andere  Familien 
zugesellton.  Ueberhaupt  haben  sich  in  jedem  Jahre  eine  weitere  Anzahl  Leute 
ungarischer  Abkunft,  sowohl  aus  den  Vereinigton  Staaten  von  Nordamerika  als 
auch  von  Ungarn  selbst  kommend,  daselbst  niedergelassen. 

Die  Colonie  besitzt  guten  Ackerboden,  ist  durch  den  Little  Stony  Creek 
(Kleiner  Steinfluss)  wohl  bewässert  und  hat  reichliches  Nutzholz.  Weizen  liefert 
besonders  gute  Ernteerträge  und  ergab  im  Jahre  1887  40 — 45  Bushel  pr.  Acker. 
Jeder  Ansiedler  hat  ca.  20 — 70  Acres  Land  bebaut  und  besitzt  10 — 16  Stück 
Rindvieh,  ausserdem  noch  Schweine  und  Hühner.  Viele  kauften  zu  ihrer  als  freie 
Heimstätte  aufgenommenen  Viertelsection  von  160  Acres  noch  einviertel  Scction 
Eisenbahnland  zu  Mark  3,400.000  hinzu,  was  nach  nur  Tjährigem  Aufenthalte 
in  den  Territorien  gewiss  kein  schlechtes  Resultat  genannt  werden  kann. 

Im  Mittelpunkte  der  Colonie  liegt  das  Postamt;  auch  weist  sie  Kirche  und 
Schule  auf. 

Estephaz. 

Graf  Esterhazy  gründete  diese  Colonie  im  Jahre  1886  ca.  25  Meilen  nörd- 
lich von  der  an  der  Canadischen  Pacificbahn  liegenden  Station  Whitewood  im 
Qu'Appellethale.  Ehe  die  Ansiedler  sich  daselbst  häuslich  niederliessen,  wurde 
die  Gegend  nicht  allein  von  schon  genanntem  Herrn  besucht,  sondern  auch  von 
einem  Abgesandten  der  Familien  selbst,  die  sich  daselbst  niederzulassen  beab- 
sichtigten. 

Da  der  Boden  von  beiden  als  ausgezeichnet  gut  zum  Getreidebau  befanden 
Avurde,  auch  Holz  und  Wasser  reichlich  vorhanden  sind,  so  wurde  auf  beider 
Empfehlung  hin  noch  im  Jahre  1886  zur  Ansiedelung  geschritten.  Beide  Dele- 
gierte stimmten  darin  überein,  dass  das  Land  sich  vorzüglich  zur  gemischten 
Landwirtschaft  eigne  und  dem  fruchtbarsten  Boden  Ungarns  gleichkomme.  Wäh- 
rend der  7  Jahre,  dass  die  Leute  dort  angesiedelt  sind,  haben  sie  keine  einzige 
Fehlernte  gehabt. 

Die  Ansiedler,  die  bis  jetzt  daselbst  Land  aufgenommen  haben,  und  welche 
aus  Ungarn,  Böhmen  und  einigen  Deutschen,  im  ganzen  ca.  350  Seelen  sich 
zusammensetzen,  sind  sehr  zufrieden  mit  der  Gegend.  Die  Colonie  hat  jetzt  schon 
2  Postämter,  2  Kirchen  und  2  Schulen  und  zwar  je  1  protestantische  und  1 
katholische. 

Noch  muss  ich  der  Colonie  Schulen  bürg  im  Staate  Texas  Erwähnung 
machen,  welche  ca.  400  Familien  zählt,  die  zumeist  aus  unserem  Kuhländchen, 
der  Umgebung  von  Neutitschein,  stammen.  In  neuester  Zeit  haben  sich  auch 
viele  Auswanderer  aus  der  Bukowina  nach  Texas  begeben. 

Im  südlichsten  Theile  Nordamerikas  befindet  sich  die  Bundesrepublik 
Mexiko.  Wenngleich  die  Erinnerungen  an  dieses  Land  für  jeden  Oesterreicher 
nur  schmerzliche  sind,  wir  müssen  auch  hier  Halt  machen,  weil  Mexiko  zum 
Verhängnisse  eines  der  edelsten  Prinzen  unseres  Kaiserhauses  wurde. 
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"Wie  bekannt,  proclamierte  die  mexikanische  Notablenyersammlung  am 
8.  Juli  1863  den  Erzherzog  Maximilian  von  Oester  reich  zum 
Kaiser    von    Mexiko! 

Von  glühendem  Ehrgeize  erfüllt,  in  dem  edlen  Gedanken  aufgehend,  ein 
civilisatorisches  W^erk  auf  fremder  Erde  zu  vollführen,  nahm  der  Erzherzog  die 
ihm  dargebotene  Krone  an,  zunächst  in  dem  Vertrauen  auf  das  französischerseits 
erfolgte  bindende  Vorsprechen,  das  bedeutsame  Unternehmen  moralisch  und  finan- 
ziell ausgiebigst  zu  unterstützen. 

Im  Jahre  1864  war  das  neue  Kaiserreich  bereits  von  allen  europäischen 
Mächten  anerkannt  und  im  Anfange  schienen  sich  die  Verhältnisse  günstig  zu 
gestalten.  Als  sich  aber  in  Deutschland  die  Ereignisse  des  Jahres  1866  vor- 
bereiteten und  Naploeon  III.  überdies  Verwicklungen  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  ausweichen  wollte,  zog  er  nicht  nur  im  kritischesten  Momente 
seine  Schutztruppen  aus  Mexiko  zurück,  sondern  wurde  auch  in  jeder  anderen 
Beziehung  Maximilian  gegenüber  geradezu  vertragsbrüchig. 

Auf  diese  Art  blieb  Maximilian  nunmehr  auf  seinen  mexikanischen 
Anhang  allein  beschränkt.  Den  Wert  desselben  über-,  dagegen  seine  Gegner 
unterschätzend,  im  übrigen  von  den  egoistischen  Führern  des  ersteren  über  die 
Schwierigkeit  der  Lage  hinweggetäuscht,  liess  sich  der  Kaiser  trotz  der  offen- 
kundigen Doppelrolle,  welche  einzelne  seiner  Eathgeber  spielten,  und  trotz  der 
wachsenden  Geldnoth,  aus  reinstem  Pflichtgefühle  verleiten,  auf  seinem  gefahr- 
vollen Posten  auszuharren.  Er  wählte  den  Kampf  bis  aufs  äusserste:  diesen 
suchend,    fand    er    einen    ehrenvollen    Untergang! 

Und  wäre  die  unheilvolle  Katastrophe  vom  15.  Mai  1867  in  der  Festung 
Queretaro  nicht  durch  schmählichen  Verrath  herbeigeführt  worden,  das  mexika- 
nische Kaiserreich  hätte  nicht  nur  gerettet  werden  können,  es  würde  auch  zur 
vollsten  Blüte  gelangt  sein ! 

Zweifellos  bleibt,  dass  der  Fortbestand  desselben,  speciell  im  Hinblicke  auf 
die  Theilnahme  unseres  Vaterlandes  an  überseeischer  Culturarboit,  von  höchster 
Wichtigkeit  gewesen  wäre. 

Es  ist  natürlich  unmöglich,  alle  Landsleute  aufzuzählen,  welche  Maximi- 
lian in  die  neue  Heimat  folgten.  Es  waren  dies  namentlich  Militärs,  die  der 
österreichischen  Legion  angehörten.  So  stand  das  sogenannte  Austro-mexikanische 
Freicorps  unter  dem  Commando  des  Grafen  Thun-Hohenstein.  Nach  der 
am  6.  September  1866  erfolgten  Auflösung  dieses  Corps  verblieben  noch  beiläufig 
1500  Oesterreicher  in   Mexiko,  welche   in   die  Nationalarmee    eingereiht    wurden. 

An  der  Vertheidigung  der  Festung  Vera-Cruz,  deren  kaiserliche  Besatzung 
gegen  eine  4 — 6fache  Uebermacht  zu  kämpfen  hatte,  und  den  Platz  noch  über 
eine  Woche  nach  dem  Falle  Queretaros  unbezwungen  hielt,  nahmen  30  Oester- 
reicher theil  (6  Officiere,  24  Mann).  (Siehe  „Die  letzten  Kämpfe  um  die 
mexikanische  Kaiserkrone".  Erinnerungen  von  Dr.  Konrad  Jarz. 
Eeclams  Universal-Bibliothek,  Heft  2600.) 

Ich  will  hier  nur  etliche  Persönlichkeiten  anführen,  welche  dem  Kaiser 
zufolge  ihrer  Stellung  nahestanden:  Staatsrath  Herzfeld  und  Cabinetssecretär 
Pater   Fischer;    die    Oberste   Graf  K  h  e  v  e  n  h  ü  11  e  r,    Seh  äffe  r,  v.  Kodo- 
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litsch,  Hammerstein  und  Leisser;   Oberstlieutenant  Ho  tz  e;  die  Majore 
Becker  und  Malburg,   der  Officier  der  guardia  municipal  Kaelilig. 

Ausser  diesen  sind  u.  a.  zu  nennen :  Kais.  Leibarzt  Dr.  Semeleder, 
Prof.  Bilimek,  Director  des  naturhistorischen  Museums  in  Mexiko,  Professor 
der  Naturwissenschaft  am  Gymnasium  in  Orizaba,  Botori,  und  Kammerdiener 
L  an  y  i. 

Vornehmlich  aber  soll  jener  gedacht  werden,  die  dem  Kaiser  in  Queretaro 
bis  zum  letzten  Momente  getreulich  zur  Seite  standen:  Oberst  Fürst  Salm-Salm 
sammt  Gemahlin,  Oberstlieutenant  Pitner,  Generalstabshauptmann  Baron  Für- 
st en  w  är  th  e  r,  die  Hauptleute  Linger  und  Swoboda,  Leibarzt  Dr.  S.  Basch 
und  Kammerdiener  Grill. 

Dr.  S.  Basch  (Dr.  S.  Ritter  v.  Basch),  derzeit  Universitätsprofessor  in 
Wien,  veröffentlichte  im  Jahre  1868  ein  Werk,  unter  dem  Titel:  „Erinne- 
rungen   aus   Mexiko".    Geschichte  der  letzten  10  Monate  des  Kaiserreichs. 

Von  den  heute  noch  in  Mexiko  lebenden  Oesterreichern  seien  Dr.  Seme- 
leder und  Dr.  C  a  s  c  a  namhaft  gemacht,  die  beide  mit  dem  Lande  ausge- 
zeichnete Beziehungen  aufrechterhalten.  Der  letztgenannte  besitzt  eine  grosse 
Anzahl  von  Maximilian-Eeliquien,  wie  Silbersachen,  Gemälde,  Gewehre, 
Uniformen,  Ordensdecorationen  u.  s.  w. 

Die  Erinnerung  an  Kaiser  Maximilian  lebt  in  den  Herzen  aller  edlen 
Mexikaner  fort  und  wird  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  sein  Todestag 
(19.  Juni)  im  ganzen  Lande  als  Feiertag  begangen,  sowie  auch  die  Regierung 
des  Staates  Queretaro,  auf  jener  Stelle,  wo  der  Kaiser  erschossen  wurde,  ein 
grosses  Monument  in  rothem  Stein  errichten  liess. 

Wir  stehen  nunmehr  im  Begriffe,  unsere  Landsleute  in  Südamerika 
aufzusuchen.  Bevor  wir  den  Weg  dahin  einschlagen,  wollen  wir  nach  den  grossen 
Antillen  abschwenken,  um  speciell  in  dem  Negerfreistaate  Haiti  einen  Augenblick 
verweilen  zu  können.  In  dessen  Hauptstadt  Port  au  Prince  hat  ein  Oesterreicher, 
Herr  Rudolf  Merores,  lange  Zeit  der  Staatsbank  als  Gouverneur  angehört; 
er  gelangte  in  dieser  Stellung  zu  grossem  Ansehen  und  Einfluss  und  starb 
unlängst  als  Generalconsul  der  Republik  in  Wien.  Ein  Wiener,  Herr  Franz 
Khun,  diente  unter  dem  Präsidenten  General  Salomon  als  Armeeinstructor 
und  Oberst.  Ein  anderer  Landsmann,  Herr  N  e  u  d  e  r,  lebt  zur  Stunde  als  ange- 
sehener Kaufherr  und  Plantagenbesitzer  in  respective  bei  Port  au  Prince. 

Suchen  wir  aber  jetzt  unsere  Landsleute  in  einzelnen  südamerika- 
nischen   Staaten    auf. 

Bei  dem  Gedanken  an  Südamerika  kann  sich  so  mancher  nicht  der  Vor- 
eingenommenheit erwehren,  dass  es  der  Schauplatz  fortwährender  blutiger  Revo- 
lutionen ist,  welche  jedweder  wirtschaftlichen  Entwicklung  entgegenstehen,  dass 
es  lediglich  fiebergetränkte  Territorien  umfasst,  die  eine  menschliche  Existenz 
überhaupt  ausschliessen. 

Das  anzunehmen,  wäre  nun  freilich  vollkommen  unrichtig.  Wir  mögen  wohin 
immer  den  Blick  in  Südamerika  richten,  wir  finden  fast  überall  unermesslich 
fruchtbare,  zumeist  gesunde  Ländereien,  welche  die  Gründung  und  unbehinderte 
Ausbreitung  von  vielversprechenden  Colonien   ermöglichen. 
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Und  die  Revolutionen?  Nun,  genaue  Kenner  der  südamerikanischen  Staaten 
stellen  diese  für  gewöhnlich  als  nicht  so  gefährlich  dar. 

Die  Regierungen  der  südameiikanischen  Staaten  wissen  ganz  gut,  dass  sie 
zur  Bevölkerung  ihrer  ungeheueren  Ländereien  auf  fremde  Volkselemente  ange- 
wiesen sind  und  verhalten  sich  der  Ein  wander  ungs  frage  gegenüber  äus- 
serst freundlich.  Bislang  war  es  das  Europa  an  Grösse  fast  zweimal  übertreffende 
Brasilien,  welches  zur  Hebung  der  Einwanderung  alles  mögliche  aufbot,  dann 
speciell  auch  A  rge  n  tini  e  n.^)  Soviel  aber  von  Seiten  der  einzelnen  südamerika- 
nischen Staaten  in  dieser  Beziehung  geschieht,  die  Bemühungen  können  in  den 
meisten  Fällen  keinen  günstigen  Erfolg  haben,  solange  nicht  einerseits  die  Ein- 
wanderungspolitik nach  bestimmten  Principien  geleitet  wird,  und  andererseits  die 
Maassnahmen  für  die  Ansiedler  und  deren  besseres  Los  strenge  überwacht  und 
durchgeführt  werden. 

Die  Absicht  der  brasilianischen  Centralregierung  ist  eine  gute,  allein  sie 
selbst  wird  oft  genug  das  Opfer  habgieriger  Agenten.  Seit  dem  Jahre  1888  hat 
die  Regierung  mit  einer  Reihe  von  Gesellschaften  und  Privaten  Contracte  behufs 
Einfuhr  und  Ansiedlung  von  ausländischen  Arbeitern  im  Innern  des  Landes 
abgeschlossen,  und  denselben  Prämien  und  Subventionen  im  Betrage  von  744 
Millionen  Milreis  gewährt. 

Im  Jahre  1891  setzte  sich  die  brasilianische  Regierung  mit  einer  „Colo- 
nisations-Compagnie",  deren  Sitz  in  Paris  war,  in  Verbindung.  Leider 
stellte  sich  heraus,  dass  die  Compagnie  mit  den  Auswanderern  einen  abscheulichen 
Handel  trieb.  Der  Gesellschaft  war  für  den  Colonisten  ein  Betrag  von  160  Francs 


*)  In  den  letzten  Jahren  haben  auch  Peru  und  Venezuela,  in  „Erwägung, 
dass  es  nöthig  ist,  die  Einwanderung  zu  begünstigen,  um  aus  den  grossen  Natur- 
reichthümern,  welche  in  ihren  weit  ausgedehnten  und  verhältnismässig  schwach  bevöl- 
kerten Territorien  vorkommen,  Nutzen  zu  ziehen,"  das  Augenmerk  der  Einwanderungs- 
frage intensiver  zugewendet.  (Siehe  Gesetzentwurf,  Lima,  25.  Sept.  1891,  dann  Decretos 
de  7  de  Enero  y  23  de  Febrero  de  1893,  Sobre  Immigracion  y  Colonizacion,  Cararas.) 
Venezuela,  dessen  durchsclmittlich  gesunde  Gebiete  (1,552.741  ökm  mit  blos  2,238.922 
Einwohnern)  von  der  Natur  besonders  begünstigt  wurden,  insbesondere  die  Fruchtbarkeit 
des  Bodens  betreffend,  konnte  sich  in  politischer  Beziehung  ruhiger  entwickeln,  als 
seine  südamerikanischen  Schwesterstaaten,  und  ist  Venezuela  jener  Staat  Südamerikas, 
welcher  überhaupt  zuerst  den  Versuch  machte,  Colonien  im  Innern  des  Landes  zu 
gründen  und  der  bereits  im  Jahre  1840  ein  Gesetz  erlassen  hat,  das  die  Einwanderung 
ausserordentlich  begünstigte.  Venezuela  hat  im  Jahre  1874  zwei  Ackerbaucolonien 
gegründet:  Guzman  Blanco  und  Bolivia.  Die  Ländereien  sind  genügend  für  100.000  Ar- 
beiter. Im  Anfange  des  Jahres  1888  betrug  die  Bevölkerung  der  erstgenannten  Colonie 
1511  Personen,  der  letztgenannten  830  Personen  in  127  Familien.  Die  Staatsländer  ei  en 
Venezuelas  betragen  1,168.260  Jcm"^  und  th eilen  sich  in  die  Zone  des  Ackerbaues 
(226.163  kni'^),  in  die  Zone  der  Viehzucht  (151.459  km"^)  und  in  die  Zone  des  Urwaldes 
(785.638  km^).  Der  Verkauf  geschieht  nach  dem  gesetzlichen  Schätzwerte  und  die 
Zahlung  ist  an  die  Gasse  des  öffentlichen  Credites  zu  leisten,  doch  muss  vorerst  die 
Zusicherung  seitens  des  Interessenten  vorausgehen,  innerhalb  drei  Jahren  nach  Besitz- 
ergreifung wenigstens  die  Hälfte  der  verlangten  Ländereien  anzubauen,  oder  wenn  es 
Weideland  sein  sollte,  dasselbe  innerhalb  eines  Jahres  zu  occupieren  und  darauf  ansässig 
zu  werden.  Auch  dürften  Ländereien  an  Colonisten  geschenkweise  abgetreten  werden,  da 
sich  der  jetzige  Präsident,  der  verdienstvolle  General  A  n  d  r  a  d  e,  für  die  Emigration 
lebhaft  interessiert. 
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zugesichert.  Nachdem  dieselbe  bloss  für  die  Eeisekosten  pro  120  Francs  aufzu- 
kommen hatte,  profitierte  sie  bei  jedem  Auswanderer  40  Francs! 

Im  Jahre  1892  schloss  die  Eegierung  mit  der  „M  e  tr  o  p  ol  i  tan  ge  s  el  1- 
schaft"  in  Rio  de  Janeiro  einen  ähnlichen  Vertrag  ab.  Die  Gesellschaft  ver- 
pflichtete sich,  vom  1.  Jänner  1893  ab,  innerhalb  10  Jahren  eine  Million 
Menschen  aus  Europa  in  verschiedene  Provinzen  Brasiliens  einzuführen.  Es 
wurden  seitens  dieser  die  grössten  Anstrengungen  gemacht,  den  contractlichen 
Verpflichtungen  nachzukommen  und  so  sandte  sie  beispielsweise  auch  nach 
Südtirol,  Istrien,  Dalmatien,  Croatien,  insbesondere  aber  nach  Ost-  und  West- 
galizien  ihre  findigen  Auswanderungsagenten. 

Das  verlockende  der  freien  Ueberfahrt,  die  Aussicht,  nach  Wahl  Grund 
und  Boden  kostenlos  zu  erlangen,  liess  hauptsächlich  unter  der  armen  Bevöl- 
kerung Ost-  und  Westgaliziens  ein  verderbliches  Emigrationsfieber  zum  Ausbruche 
kommen.  Die  Gesellschaft  beförderte  im  Jahre  1895  79.000  Auswanderer  un- 
entgeltlich nach  Brasilien.  Darunter  befanden  sich  nicht  weniger  als  11.000 
Oesterreicher-Ungarn.  Unter  diesen  wieder  waren  fast  die  Hälfte  pol- 
nische   und    ruthenische    Bauern. 

Zum  Glücke  hat  die  galizische  Auswanderungsepidemie  im  Jahre  1896 
wieder  abgenommen,  da  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahres  nur  10.000  Personen 
auswanderten,  während  in  derselben  Zeit  im  Jabre  1895  noch  25.000  Emigranten 
die  Heimat  verliessen. 

Schon  im  ersten  Monate  d.  i.  Februar  1896,  als  die  österreichisch-unga- 
rische Colonialgesellschaft  ihre  Bureaux  eröffnete,  die  in  Wien  anlangenden  Aus- 
wanderer behufs  Rathsertheilung  und  Schutzes  in  Empfang  nahm,  hatte  sie  700 
Briefe  in  Auswanderungsangelegenheiten  aus  Galizien  zu  beantworten.')  Die 
Fragesteller,  welche  zumeist  nicht  für  ihre  Person  allein,  sondern  für  ganze 
Familien  und  Dörfer  schrieben,  wollten  ausnahmslos  Aufschlüsse  über  Brasilien, 
hauptsächlich  solche  über  den  Staat  Paranä. 

Die  Mitschuld  an  der  letzten  massenhaften  galizischen  Auswanderung  trägt 
die  in  Galizien  selbst  stattgefundene  Anpreisung  Brasiliens.  So  war  beispielsweise 
eine  Anzahl  polnischer  Patrioten  und  Literaten  hervorragend  thätig,  den  Plan  zur 
Gründung  eines  „Neu- Polen"  in  Paranä  zu  unterstützen.  Nicht  minder  hat 
man  die  handelsgeographische  Gesellschaft  in  Lemberg,  dann  den  galizischen 
St.  Eaphaelverein    mit   der  Poussierung    dieser  Idee    in  Zusammenhang  gebracht. 

Und  thatsächlich  besitzt  Brasilien  Gebiete,  deren  klimatische  und  andere 
Verhältnisse  es  auch  unseren  Landsleuten  gestatten  würden,  bei  nur  einiger 
Lenkung  und  Fürsorg e^  wirtschaftlich  zu  prosperieren. 

Es  sind  dies  ausser  Paranä  noch  die  anderen  südlichen  Staaten  Brasiliens, 
nämlich  Sta.  Catharina,  Rio  Grande  do  Sul  und  Säo  Paulo.  Die  drei  Letzt- 
genannten, deren  Umfang  beiläufig  demjenigen  Deutschlands  entspricht  und  mit 
einem  Klima,  das  demjenigen  Mittelitaliens  gleichkommt,  haben  trotz  ihrer  unbe- 
grenzten Productionsfähigkeit  kaum    eine  Million  Einwohner. 

^)  Siehe  die  vom  Vorstande  der  österreichisch-ungarischen  Gesellschaft  im  Jahre 
1896,  respective  1897,  herausgegebenen  Druckschriften:  „Katechismus",  ein  Rathgeber 
für  die    auswandernde  Landbevölkerung,  dann   „Auswaiidererelend". 


„Unsere  Landsleute  in  der  weiten  Welt!"  273 

Das  deutsche  Element  ist  vornelimlich  im  Staate  Sta.  Catharina  vortreten, 
während  die  Italiener  und  Spanier  nach  Säo  Paulo  und  die  in  den  genannten 
Staaten  zerstreut  lebenden  Polen  allmählich  ganz  nach  Paranä  übersiedeln. 
Die  Deutschen  erhalten  Zuzug  aus  Eussland  und  Deutsch-Böhmen,  die 
Polen  aus  Eussisch-Polen,  Westpreussen,  Posen,  Oberschlesien,  dann  Galizien. 
Hiezu  kommen  Mazuren,  Kaschuben,  Euthenen,  Lithauer,  Samogitier,  Letten,  sowie 
ungarische  Slaven. 

Befasst  sich  die  deutsche  Bevölkerung,  welche  mehr  in  den  grösseren 
Städten  concentriert  erscheint,  mit  Industrie.  Handel  und  Gewerbe,  so  hat  sich 
das  gesammte  slavische  Emigrantenthum  in  Brasilien  hauptsächlich  auf  dem  Gebiete 
des  Ackerbaues  hervorgethan. 

Der  kleinste  von  den  angeführten  Staaten,  Sta.  Catharina,  hat  einen 
Flächenraum  von  74.156  Quadrat-Kilometern  und  159.000  Einwohner.  Hier  ent- 
standen unter  anderen  die  blühenden  deutschen  Colonien  Blumenau,^)  Brusques, 
Säo  Bento,  Dona  Francisca. 

Dona  Francisca  mit  dem  Hauptstädtchen  Joinville  und  den  Ortschaften 
Annaburg  und  Pedreira  wurde  im  Jahre  1849  seitens  des  Hamburger  Colonisa- 
tionsvereines  gegründet. 

Die  Concessionen  dieses  Vereines  sind  im  Jahre  1896  an  die  Deutsche 
Colonialgesellschaft  in  Berlin  übergegangen,  welche  sich  nunmehr  die  Colonisation 
in  Südbrasilien  angelegen  sein  lassen  wird,  nachdem  die  Informationen,  die  der 
kais.  deutsche  Minister  Dr.  Krauel  über  die  Lage  der  deutschen  Colonisten 
daselbst  persönlich  sammelte,  ausserordentlich  günstige  waren. 

Schon  hat  die  Gesellschaft  den  Bau  einer  Eisenbahn  von  Sta.  Catha- 
rina nach  Eio  gra^nde  do  Sul  in  Angriff  genommen. 

Gering  gerechnet,  sind  im  Staate  Sta.  Catharina  5500  Oester- 
r  e  i  c  h  e  r  -  ü  n  g  a  r  n,  darunter  5000  im  Bezirke  der  Colonie  Dona  Francisca 
(Joinville  und  Säo  Bento).  Das  Hauptcontingent  hievon,  2000  Deutsch- 
Böhmen,  lebt  in  Säo  Bento.  Einige  Kilometer  von  hier  entfernt,  in  B  e  c  h  e  1- 
bronn,  bilden  1500  Polen  eine  eigene  Kirchengemeinde;  angesiedelt  in  der 
Serra,  am  Quellgebiete  des  Eio  Negro,  stehen  sie  mit  den  polnischen  Colonien 
des  Staates  Paranä  südlich  vom  Iguassü  in  Verbindung. 

Nicht  weit  von  Joinville,  am  Jaragnä,  haben  sich  ca.  1000  Ungarn 
scsshaft  gemacht.  Der  Eest  von  500  österr.-ungar.  Colonisten  in  Dona 
Francisca  stammt  aus  verschiedenen  Kronländern.  Speciell  in  Joinville  sind 
etliche  Familien  aus  Nieder-Oesterreich,  Slavonien  und  Croatien. 
Ausserdem  finden  wir  einige  Tiroler  in  Säo  Bento. 

Im  Jahre  1891  hatte  die  Föderalregierung,  von  dem  Bestreben  geleitet, 
womöglich  die  Bildung  recte  Stärkung  nationaler  Colonien  zu  vermeiden  und  die 
Naturalisierung  der  Ansiedler  zu  erleichtern,  einen  Theil  des  grossen  Einwan- 
dererstromes aus  Eussisch-Polen,  in  die  deutsche  Bevölkerung  um  Blumenau  und 
Itajachu  gelenkt.  Allein  dieser  Versuch  missglückte. 


*)  Im  Jahre   1881    befanden   sich  in  Blumenau  2845   Tiroler  italienischer   Zunge, 
etliche  Deutsch-Oesterreiclier  und  Polen. 
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Gleichzeitig  wurden  an  der  Grenze  zwischen  Sta.  Catharina  und  Rio 
graride  do  Sul  am  Gebirgsabhange  der  Serra  do  Mar  bei  Laguna  und  Tubarao 
unter  die  dort  lebenden  Deutschen  Italiener  angesiedelt. 

Eine  ausschliesslich  polnische  Ansiedlung  bilden  die  in  Massaranduba 
lebenden  800  Familien;  ferner  ist  die  im  Gebirge  westlich  von  Brusques  ge- 
gründete Colonie  von  mehreren  Hundert  Galizianern  bewohnt. 

Leider  haben  die  Colonien  Sta.  Catharinas  durch  den  Aufschwung 
Curitybas  (Paranä),  dann  durch  die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  in  den 
Hinterländern,  dessen  Knotenpunkt  Curityba  bildet,  einen  grossen  Theil  des  Ab- 
satzgebietes   der  Producte    ihrer    ziemlich    vorgeschrittenen    Industrie    eingebüsst. 

Nach  einem  Berichte  des  Vorstandes  des  Zweigvereines  der  österr.- 
ungar.  Colonialgesellschaft  in  J  o  i  n  v  i  1 1  e,  Herrn  Ferdinand  Baron  D  r  e  i  f  u  s, 
dem  wir  vorstehende  Daten  zumeist  verdanken,  dürften  im  Bezirke  der  Colonie 
DonaFrancisca  mindestens  1500  Oesterreicher-Ungarn  leben,  welche 
ihre  Staatsangehörigkeit  nicht  aufgegeben  haben. 

Herr  Baron  Dreifus,  der  gleichzeitig  Präsident  eines  ö  s  t  e  r  r.- u  n  g  ar. 
Verbandes  in  Joinville  ist,  hat  die  bei  dem  k.  u.  k.  Consulate  in  Rio  de 
Janeiro  immatriculierten  Landsleute,  wie  folgt,  angegeben: 

1.  Heinrich  Pfeiffer,  Compositionsbrenner,  aus  Morchenstern  im  Bezirke 
Gablonz,  Kronland  Böhmen,  nebst  Frau  und  6  Kindern.  Unter  den  letzteren  befinden 
sich  2  erwachsene  Söhne. 

2.  Georg  Kolaric,  Zimmermann,  aus  Ragosnitz,  Bez.  Pettan,  Kronland  Steiermark. 

3.  Carl  Grossmann,  Besitzer  einer  Korbflechterei,  aus  Lewin,  Bez.  Leitmeritz, 
Kronland  Böhmen,  nebst  Frau  und  Tochter. 

4.  Alois  Bailog,  Landwirt,  aus  Kapukodruli,  Bez.  Suczawa,  Kronland  Bukowina, 
gedienter  Soldat,  nebst  Frau  und  8  Kindern. 

5.  Johann  Bailog,  Landwirt,  aus  Kapukodruli,  Bez.  Suczawa,  Kronland  Buko- 
wina, gedienter  Soldat,  nebst  Frau  und  5  Kindern. 

6.  Georg  l'scheidt,  Fuhrmann  aus  Pretiss,  Kronland  Steiermark. 

7.  Gabor  Leszkovics,  Landwirt  aus  Ungarn. 

8.  Franz  Wollnek,  Tischler,  aus  Hotzenplotz,  Kronland  Schlesien,  zuständig 
nach  Wien. 

9.  Ferdinand  Freiherr  v.  Dreifus,  Kaufmann,  aus  Wien,  Kronland  Nieder- 
Oesterreich,  samrat  Frau. 

Ehre  diesen  Landsleuten,  die  ihrem  Vaterlande  auch  in  der  Fremde  treu 
geblieben  sind! 

Sowie  in  dem  vorgenannten  Staate,  war  auch  schon  bei  der  Gründung 
der  reichen  deutschen  Colonien  in  Rio  grande  do  Sul  (236.553  Quadrat-Kilo- 
meter, 600.000  Einwohner)  nicht  wenig  österreichisches  Element  vertreten. 
Die  Gründung  der  ersten  deutschen  Colonie  daselbst  fällt  in  das  Jahr  1825, 
wo  Portugal  die  Unabhängigkeit  Brasiliens  anerkannte. 

Es  war  die  Colonie  Säo  Leopolde.  Bis  zum  Jahre  1859,  wo  der  deut- 
sche Auswandererstrom  nach  Brasilien  durch  das  von  der  Heidt'sche  Rescript 
aufgehalten  wurde,  entstand  eine  Colonie  nach  der  anderen,  wie  Mundo  Novo, 
Estrella,  St.  Maria  de  Soledade,  Maratä,  Säo.  Benedicto,  Bom  Principio,  Tabaks- 
thal, Linha  Novo,  Linha  Grande,  Germania  u.  a.  m.,  und  gerade  die  Provinz 
Rio  grande  do  Sul  ist  es,  wo  deutsche  Arbeit  in  kurzer  Zeit  die  herrlichsten 
Früchte  zeitigte.  Handel  und  Gewerbe  sind  in  allen  Städten  und  Ortschaften  fast 


„Unsere  Landsleute  in  der  weiten  Welt!"  275 

ausnahmslos  in  Händen  der  Deutschen.  Der  Grund  ist  vornehmlich  in  dem  natür- 
lichen Reichthume  der  Gegend,  in  deren  günstigem  Klima,  allein  auch  nicht  wenig 
in   der  Indolenz  der  portugisischen  Einwohner  zu  suchen. 

Der  erwähnte  von  der  Heidt'sche  Erlass  aus  dem  Jahre  1859,  welcher 
eine  Unterscheidung  zwischen  Central-  und  Süd-Brasilien  nicht  kannte 
und  auf  die  damalige  Unkenntnis  der  geographischen  Verhältnisse  dieser  Länder 
zurückzuführen  war,  hat  leider  eine  grössere  Ausbreitung  des  Deutschthums  in 
Brasilien  verhindert.  Obgleich  schon  in  den  Jahren  1872  und  1879  die  in  Eio 
grande  do  Sul  sesshaften  Deutschon  um  die  Aufhebung  dieses  Eescriptes  peti- 
tionierten, sollte  erst  im  Jahre  1896  die  deutsche  Auswanderung  nach  Brasilien 
wieder  erleichtert  werden. 

Der  obgedachten  mit  2000  Unterschriften  versehenen  Petition  aus  dem 
Jahre  1879  an  den  deutschen  Reichstag  entnehme  ich  folgende  interessante  Stelle: 

„Es  ist  eine  Thatsache  der  Erfahrung,  dass  die  deutsche  Auswanderung 
in  andere  Regionen,  hauptsächlich  in  Nord- Amerika  und  Australien,  dem  Vater- 
lande gänzlich  verloren  geht,  denn  die  dort  angesiedelten  Deutschen  werden  Lie- 
feranten und  Abnehmer  fremder  Völker  und  machen  sogar  der  deutschen  Indu- 
strie und  auch  dem  deutschen  Ackerbau  schwerwiegende  Concurrenz.  Hier  liegen 
die  Verhältnisse  anders.  'Die  eingewanderten  Deutschen  consumieren  deutsche 
Waren  und  liefern  nur  Rohproducte  für  den  deutschen  Handel.  Der  Grosshandel 
befindet  sich  hier  mit  geringen  Ausnahmen  in  deutschen  Händen,  was  nicht  der 
Fall  wäre,  wenn  nicht  80.000  deutsche  Colonisten  hier  lebten  und  unter  gün- 
stigen materiellen  Verhältnissen  sich  schnell  Vermögen  erworben  hätten.  Der 
deutsche  Proletarier,  der,  drüben  in  gedrückten  Verhält- 
nissen lebend,  nur  wenig  consumiert,  kommt  hier  schnell 
empor  und  wird  ein  bedeutender  Consument  deutscher  Indu- 
strieerzeugnissc.  Es  ist  daher  Pflicht  der  Regierung  und 
des  Reichstages,  die  Auswanderung  nach  Gegenden  zu  leiten, 
wo  sie  in  wirtschaftlicher  und  commercieller  Beziehung 
dem  Vaterlande  nützlich  sein  kann."  (Siehe :  „Die  deutschen  Colo- 
nien  der  Provinz  Rio  grande  do  Sul"  (Süd-Brasilien),  herausgegeben  von  dem 
Centralverein  für  Handelsgeographie  und  Förderung  deutscher  Interessen  im  Aus- 
lande, Berlin  1881.) 

Das,  was  diese  braven  anhänglichen  Colonisten,  trotz  der  Vernachlässigung 
seitens  ihres  Vaterlandes,  im  Laufe  der  Zeit  aus  eigener  Kraft  erreichten,  hat 
den  vollen  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  in  ihrem  seinerzeitigen  Petitum  aus- 
gedrückten Anschauung  erbracht.  Denn  heute,  wo  in  Brasilien,  Argentinien  und 
Chile  vielleicht  etwa  300.000  Deutsche  (hievon  entfallen  200.000  auf  Süd- 
Brasilien)  leben,  beträgt  der  Export  Deutschlands  nach  diesen  Ländern  mehr  als 
200  Millionen  Mark! 

Fragen  wir:  Wie  kann  sich  der  Colonist  in  Brasilien,  verhältnismässig 
leicht,  eine  Existenz  schaffen?  Am  besten,  dass  er  einen  Landantheil  (Urwald) 
etwa  von  15  Hektaren  erwirbt.  Schon  im  zweiten  Jahre  hat  er  gewöhnlich  soviel 
ausgerodet,  dass  er  zur  Aiischaffung  eines  Stückes  Viehes  schreiten  kann.  Stehen 
ihm    eine   Hausfrau    und    erwachsene    Kinder   zur   Seite   und   gelingt   es  ihm  nur 

18* 
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einen  Theil  seiner  Producte  abzusetzen,  so  ist  er  schon  in  wenigen  Jahren  in 
der  Lage,  sich  Pferd  und  Wagen  beizustellen.  Schwieriger  steht  es  mit  der  Aus- 
dehnung des  eigenen  landwirtschaftlichen  Besitzes,  da  in  der  Eegel  die  hiezu 
nöthigen  Arbeitskräfte  mangeln. 

Aus  diesem  Grunde  müssen  die  heranwachsenden  Kinder  zur  Hebung  des 
Wohlstandes  andere  Erwerbszweige  ergreifen;  sie  errichten  z.  B.  eine  Mais-  oder 
Sägemühle,  einen  Kram-  und  Schankladen  u.  dgl.  Der  landwirtschaftliche  Betrieb 
in  den  Colonien  umfasst  im  Allgemeinen  den  Anbau  von  Kaffee,  Mais,  Zucker- 
rohr, Orangen,  Knollengewächsen  und  allen  europäischen  Gemüsen. 

Ich  lasse  nun  die  Namen  einiger  der  ältesten  deutschon  Colonien  Rio 
grande   do  Sul's   folgen,  wo  Oesterreicher  nachweisbar  Mitbegründer  waren. 

Colonie  Nova  Petropolis. 
Gegründet  im  Jahre  1857  durch  Provinzialgesetz. 

Die  Bewohner  stammen:  Aus  Pommern,  Westphalen,  Rheinprovinz  und  Deutsch- 
böhmen. 

Bewohner:  2151  Seelen  (Ende  1878). 

Colonie  Santo  Angelo. 
Gegründet  1.  November  1857  dnrch  Provinzialgesetz. 
Die  Bewohner  stammen  und  zwar: 

Aus  Deutschland 1094  Seelen 

„     Oesterreich 308       „ 

„    Holland     8      „ 

Diese  hatten  Ende  1878  1129  Nachkommen. 

Colonie  Teutonia. 
Gegründet  1858  von  C.  Schilling,  L.  de  la  Rue,  J.  Rech,  W.  Kopp  &  Co. 
Die  Bewohner  stammen  aus  Westphalen.  Rheinland,  Sachsen  und  Böhmen. 

Das  grösste  polnische  Colonialgebiet  Rio  grande  do  Sul's  liegt  nördlich  von 
Porto  Alegre.  Hier  in  einer  Höhe  von  1000  Metern  über  dem  Meeresspiegel, 
reiht  sich  Ansiedlung  an  Ansiedlung:  Caxias^),  Dona  Isabel,  Antonio  Prado,  Alfredo 
Chaves,  Conde  d'Eu,  Soledade. 

Von  den  Colonien  in  der  Serra  do  Herval  und  Serra  do  Encruzilhada  sind 
zu  nennen:  Barao  de  Triumpho  und  Feliziano. 

Die  Bevölkerung  aller  dieser  Colonien  ist  stark  mit  Deutschen  und  Ita- 
lienern gemischt.  Unter  den  Polen  befindet  sich  nicht  wenig  galiz  isches 
Element. 

Ausschliesslich  von  österreichischen  Polen  bewohnt,  ist  die  Colonie 
S.  Antonio  da  Patrulha,  welche  zur  erstgenannten  Gruppe  gehört.  Die  Colonisten 
dieser  Gruppe  haben  eine  unbequeme  Verbindung  mit  der  Stadt,  wodurch  der 
Absatz  ihrer  Erzeugnisse  (Roggen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Wein,  Tabak,  Kartoffeln, 
Zuckerrohr  und  Maniok)  ungünstig  beeinflusst  wird. 

Diesem  Uebelstande,  soll  durch  den  Bau  einer  Eisenbahn  von  Neu-Hamburg 
nach  Curitybanos  abgeholfen  werden. 


*)  Von    den    Einwohnern    dieser    Colonie    stammt    ein    nicht    geringer   Theil    aus 
S  ü  d  t  i  r  0  1. 
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Besser  sind  die  Absatzverhältnisse  in  den  früher  ausschliesslich  polnischen 
Colonien  Jaguary  und  Ijuhy,  auf  dem  Wege  von  Sta.  Maria  nach  Cruz  Alta, 
wo  viel  Zuckerrohr  gepflanzt  wird  und  zahlreiche  Spiritusfabriken  existieren.  Die 
Producte,  namentlich  Tabak,  Holz,  Spiritus,  werden  auf  schiffbaren  Flüssen,  dann 
mittels  Eisenbahn  nach  Uruguay  und  Argentinien  gebracht.  Die  Colonien  um 
Porto  Alegro  besitzen  spociell  in  dieser  Stadt  ein  grosses  Absatzgebiet.  Im 
Uebrigen  darf  der  Zustand  aller  in  den  genannten  Colonien  Ansässigen,  nach 
dem  überstandenen  Elende  der  ersten  Jahre,  als  durchaus  günstig  bezeichnet 
werden. 

Die  im  Staate  Säo  Paulo  gelegenen  polnischen  Colonien,  Capivary  und 
Eio  Pequeno,  sind  gleichfalls  von  Galizianern  bewohnt.  Hier  finden  die  An- 
siedler zumeist  als  Holzschneider,  Fuhrleute  u.   dgl.  ganz  guten  Lohn. 

Zur  Zeit  bemühen  sich  sowohl  Banken  als  Capitalisten  in  Säo  Paulo 
Ländereien  zu  Ansiedlungszwecken  zu  erwerben. 

Gegenwärtig  werden  in  Rio  grande  do  Sul  Colonielose  von  20 — 25  Hektaren 
zu  1000—1500  Milreis  verkauft. 

Die  Gesamratzahl  der  polnischen  Einwanderer  in  den  bisher  angeführten 
Provinzen  (Staaten)  kann  mit  etwa  20,000  Köpfen  veranschlagt  werden;  darunter 
zählen  auch  die  in  Porto  Alegro,  Pelotas  u.  s.  w.  lebenden  Fabriksarbeiter  und 
Gewerbsleute. 

Dagegen  beträgt  die  polnische  Bevölkerung  im  Staate  Paranä  mindestens 
75 — 80.000  Köpfe.  Jedenfalls  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Uebergewicht, 
wenn  wir  bedenken,  dass  in  Paranä  auf  einen  Flächenraum  von  333.412  Quadrat- 
Kilometern  im  ganzen  bloss  127.000  Einwohner  vertheilt  sind. 

Unter  den  im  Jahre  1896  in  den  Häfen  von  Eio  de  Janeiro  und  Santos 
gelandeten  158.129  Emigranten,  befanden  sich  11.265  Oesterreicher. 
Speciell  in  Paranä  wanderten  in  den  Jahren  1895 — 96  16.455  österreichi- 
sche   Emigranten    ein. 

Hier  sind  die  Polen  nicht  nur  in  der  Mehrheit,  sondern  sie  besitzen  von 
anderen  Nationalitäten  vollkommen  abgeschlossene  Territorien  und  haben  auch 
schon  die  Concurrenz  aller  übrigen  mit  dem  Landbaue  sich  beschäftigenden  euro- 
päischen Einwanderer  siegreich  überwunden.  Sozwar,  dass  die  vor  5  Jahren 
gleichzeitig  mit  ihnen  Angesiedelten  anderer  Nationen,  beginnen,  sich  zurück- 
zuziehen. 

Von  den  40  Colonien  mit  5259  Colonieparcellen  (116.892  Hektar  Land), 
welche  Paranä  heute  besitzt,  werden  3100  Lose  von  Polen  cultiviert.  Von  allen 
bisher  eingewanderten  Polen  befinden  sich  kaum  20,00  Personen  in  den  Städten. 

Sämmtliche  ihrer  Colonien  wurden  auf  Regierungsland  errichtet  und  erscheint 
das  ganze  Plateau  zwischen  600 — 1000  Meter  Höhe  mit  denselben  eingesäumt. 
Die  Entwicklung  dieser  landwirtschaftlichen  Ansiedlungen  ist  eine  normale.  Seit- 
dem jedoch  die  brasilianische  Regierung  das  Werk  der  Colonisation  nicht  mehr 
selbst  leiten  will,  stockt  dieselbe.  Neuerlich  macht  sich  für  die  Colonisierung  der 
Südstaaten  Brasiliens  insoferne  eine  grosse  Bewegung  bemerkbar,  als  sich  die 
Privatspeculation  (ausgenommen  in  Oester reich!!)  derselben  zu  bemäch- 
tigen   trachtet. 
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Bisher  sind  in  Paranä  erst  drei  private  Colonien  entstanden:  Mariano 
Torres,  Ypiranga  (nur  von  Galizianern  bewohnt)  und  Escapa  Cavallo 
am  Iguassü. 

Englische  Capitalisten  kauften  vor  6  Jahren  grosse  Strecken  Campos  und 
versuchten  in  den  Thälern  und  gegen  Süden  geschützten  Einschnitten  Kaffee  zu 
pflanzen.  Der  Versuch  gelang  und  die  Unternehmer  dürften  heute  ca.  100.000 
Kaffeebäume  besitzen. 

Wie  schon  erwähnt,  ist  vornehmlich  das  Hochland  Paranäs,  und  zwar  von 
der  Scrra  do  Mar  bis  an  die  Grenzen  des  Staates,  mit  Ausnahme  des  Küsten- 
striches, für  die  Colonisation  geeignet.  Dieses  Hochland  hat  eine  derart  günstige 
Lage,  dass  sich  hier  in  kürzester  Zeit  der  Knotenpunkt  der  schon  bestehenden 
oder  im  Baue  begriffenen  und  zum  Theile  noch  projectierten  Eisenbahnen  bilden  wird. 

Der  bisherige  Knotenpunkt  ist  Ponta  Grossa.  Von  diesem  Orte  aus  erstreckt 
sich  die  von  einer  französischen  Gesellschaft  betriebene  Bahn  über  Curityba — 
Paranaguä;  die  zweite  im  Bau  begriffene  Linie  beginnt  in  Sta.  Maria  da  Rocca 
do  monte  (Rio  grande  do  Sul)  und  führt  über  Ponta  Grossa  nach  dem  Staate 
(Provinz)  Säo  Paulo,  wo  sie  sich  an  die  Savocabana-Bahn  anschliesst,  die  in 
die  Stadt  Säo  Paulo  mündet.  Weitere  in  Aussicht  genommene  Linien  sind: 
Curityba — Assunguy  bis  an  Rio  Paranäpanema,  zum  Theile  im  Thale  des  Rio 
da  Ribeira  laufend,  dann  Castro-Tybagy — Guarapuäva. 

Alle  diese  zumeist  mit  französischem  und  englischem  Gelde  in  Betrieb 
gesetzten  Eisenbahn-Unternehmungen  rentieren  sich  ausgezeichnet. 

Ebenso  mnss  hier  ein  gut  geleitetes  Colonisations-Unternehmen  seine  Rech- 
nung finden,  da  noch  billige  gesegnete  Ländereien  zu  haben  sind  und  es  auch 
an  Arbeitskräften  nicht  fehlt,  indem  heute  noch  auf  einen  jährlichen  Zuzug  von 
4 — 5000  Einwanderern  gerechnet  werden  kann. 

Ein  Complex  von  10  Quadrat-Legoas  oder  43.560  Hektaren  kommt  bei- 
spielsweise   heute    auf   ca.   220.000   Milreis,    d.  i.  73.330  fl.   ö.  W.   zu   stehen. 

Dieser  Complex  repräsentiert  1742  Colonielose  ä  25  Hektaren;  wird  nun  der 
Wert  jeder  Colonie  mit  30.000  Reis  berechnet,  so  resultiert  eine  Verkaufssumme 
von  522.000  Milreis,  respective  dem  Erstehungspreise  gegenüber  ein  Gewinn  per 
302.000  Milreis.  Werden  für  Kauf,  Administration  und  Verzinsung  etwa  ein 
Fünftel  der  Einnahme  in  Abschlag  gebracht,  so  stellt  sich  hiebei  noch  immer 
eine  fast  lOOproc.  Verzinsung  des  investierten  Capitals  heraus! 

Die  meisten  auf  die  polnischen  Colonien  in  Brasilien  bezughabenden  Daten 
verdanke  ich  dem  genauen  Kenner  derselben,  Herrn  Prof.  Dr.  Jos.  Ritter  v.  S i e- 
miradzki,  welcher  so  liebenswürdig  war,  im  Auftrage  der  handelsgeographischen 
Gesellschaft  in  Lemberg,  einen  den  Gegenstand  behandelnden  Bericht  für  die 
österreichisch-ungarische  Colonialgesellschaft  zu  verfassen. 

Zu  gleichem  Danke  bin  ich  den  Herren  Dr.  med.  F.  J.  Hampel  und 
J.  Philipovsky  vom  österreichisch-ungarischen  Hilfsverein  zu  Curityba  ver- 
pflichtet, welche  ein  speciell  die  Veriiältnisse  Paranäs  betreffendes  vorzügliches 
Elaborat  lieferten. 

In  dem  Berichte  Prof.  v.  Si  emi  radzki's  heisst  es  unter  anderem:  Die 
polnische    Colonisation    in   Panarä   gehört    drei    verschiedenen   Epochen    an.    Die 
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ältesten  Colonien  wurden  zwischen  1868  — 1875  in  der  Gegend  von  Curityba 
angelegt;  sie  umfassen  die  ganze  Umgebung  der  Hauptstadt  längs  der  Eisen- 
bahnlinie, mit  alleiniger  Ausnahme  der  italienischen  Coloniegruppe  von  Campo 
Largo,  in  einem  Radius  von  6  geographischen  Meilen. 

Diese  Colonien  führen  folgende  Namen:  S.  Ignacio,  Orleans,  D.  Pedro, 
Eiviera,  D.  Augusto,  Thomas  Coelho,  Sta,  Candida,  Antonio  Prado,  Presidente 
Farria,  Zacharias,  Murizy,   Carvalho,  Accioli,  Mariano  Torres,  Ipiranga. 

Producte  dieser  Colonien  sind:  Eoggen,  Mais,  Bohnen,  Gerste,  Hafer, 
Weizen,  Buchweiz,  Leinsamen,  Hanf,  Tabak,  Zwiebeln,  Kartoffeln  und  allerlei 
Gemüsearten. 

Die  Hauptstadt  Curityba,  welche  auf  einem  Plateau  von  900  Metern  Höhe 
liegt  und  30.000  Einwohner  zählt,  wird  von  den  Colonisten  mit  Lebensmitteln, 
dann  Heu,  Stroh,  Brenn-  und  Bauholz  u.  dgl.  versorgt. 

Im  Jahre  1886  wurden  bei  Ponta  Grossa  Colonien  gegründet.  Die  ersten 
Ansiedler,  Deutsch-Russen,  erscheinen  durch  das  polnische  Element  bereits  voll- 
kommen verdrängt.  Diese,  einen  Flächenraum  von  ca.  26.000  Hektaren  einneh- 
menden Colonien  heissen:  Guarauna,  Taquary,  Rio  Verde,  Emilia,  Adelaida,  Bu- 
tuquara,  Floresta,  Itaiacoca,  Mohema,  Tybagy. 

In  der  vorerwähnten  Zeit  sind  auch  im  Municipium  Castro  2  polnische 
Colonien,  S.  Leopoldina  und  Sta.  Clara,  ins  Leben  gerufen  worden.  Die 
österreichischen  Colonisten  daselbst  stammen  aus  Westgalizien.  1890 
bis  1892  kam  die  grosse  Emigrationsflut  aus  Russisch-Polen,  welche  die  Er- 
öifnung  neuer  Colonialgebiete  nach  sich  zog.  Die  giösste  Flut  hat  an  dem  rechten 
Ufer  des  Iguassü  entlang  Ausbreitung  gefunden,  nach  der  letzthin  erfolgten 
frischen  gali  zischen  Emigration,  den  Endpunkt  der  Schiffbarkeit  desselben 
bei  Porto  Uniäo  erreicht,  und  sich  überdies  auf  der  Südseite  des  Iguassü  gegen 
Palmas  und  Chopin  ausgedehnt.  Die  hier  liegenden  Colonien  führen  folgende 
Namen:  Sta.  Barbara,  Cantagallo,  Rio  des  Patos,  Aguo  Branca,  Säo  Matheus, 
Rio  Azul,  Rio  Claro,  Barafeio,  Escapa  Cavallo,  Porto  Uniäo,  Alberto  Abren  und 
Jangada. 

Die  inclusive  Rio  Claro  genannten  Ansiedlungen,  im  Jahre  1892 
gegründet,  sind  ausschliesslich  mit  Einwanderern  aus  Russisch-Polen  und  Lithauen, 
die  übrigen  dagegen  mit  Galizianern  besetzt.  Südlich  von  Rio  Negro  liegt 
die  grosse  polnische  Colonie  Lucena  mit  5000  Einwohnern.  Im  Städtchen 
gleichen  Namens  auf  der  Strasse  nach  Rio  Negro,  finden  wir  0  e  s  te  rr  e  i  ch  e  r 
aus  der  Bukowina  und  aus  S  t  e  i  e  r  m  a  r  k,  dann  etliche  C  r  o  a  t  i  e  r  ange- 
siedelt. 

Zwischen  Lucena  und  Säo  Matheus,  im  Gebiete  des  Iguassü  und  Rio 
Negro,  liegt  die  neue  galizische  Colonie  Agua  Amarella  (Antonio  Olyntho). 

Die  am  nördlichsten  im  Thale  des  Ivahy  gelegene  Coloniegruppe  Pru- 
dentopolis  (Säo  Ivao  de  Capanemaj  zählt  6000  galizische  Ansiedler. 
Alle  seit  Jahren  von  der  brasilianischen  Regierung  angelegten  Colonien  befinden 
sich  im  Waldgebiete.  Paranä  verfügt  über  145.000  Qnadrat-Kilometer  Wald, 
darunter  ungefähr  36.000  Quadrat-Kilometer  Fichtenwald  (Pinheiros). 
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Hier  ist  nämlich  für  einen  mittellosen  Colonisten  die  Feldarbeit  viel  leichter, 
als  der  regelmässige  europäische,  mit  unentbehrlichem  Düngen  verbundene  Acker- 
bau in  den  ausgedehnten  Steppen  (Pampas).  In  den  Wäldern  des  Hochplateaus 
ist  die  Aracaurie  vorherrschend;  im  Innern  überwiegen  Laubhölzer,  darunter  die 
wertvolle  Herva  Mate,  nebst  anderen  als  Bau-  und  Möbelholz  geschätzten,  in 
Europa  vielfach  unbekannten  Sorten,  Die  Bodenerzougnisse  der  Gebirgscolonien 
sind  mit  geringer  Ausnahme  dieselben,  wie  sie  bereits  an  anderer  Stelle  aufge- 
zählt wurden. 

Schweine-,  Geflügel-  und  Bienenzucht  wird  lebhaft  betrieben;  das  Haupt- 
product  der  Colonien  bildet  aber  die  Herva  Mate. 

Die  Industrie  Paranäs  bleibt  vorläufig  in  erster  Linie  auf  die  Verarbeitung 
von  Holz  und  der  Herva  Mate,  dann  auf  etliche  Gerbereien,  Bierbrauereien, 
Mühlen,  auf  Sägemühlen  u.  dgl.  beschränkt.  Mit  Ausnahme  der  in  Brasilien 
erzeugten  Baumwollenstoffe  werden  aus  Europa  importiert:  Leinwand,  Segeltuch, 
Seidenwaren,  gegerbtes  Leder,  fertige  Schuhe,  Sattler-,  Porzellan-,  Galanterie-, 
Kunst-,  Gold-  und  Silberwaren,  Korbgeflechte,  Papier    und   Maschinen    aller  Art. 

An  Rohproducten:  Salz  und  Weizenmehl  (über  Triest). 

Exportiert  werden:  Herva  Mate  nach  Argentinien,  Chile  und  Uruguay,  Roh- 
häute, fertige  Möbel,  Tabak  und  Wein  nach  Säo  Paulo  und  Rio  de  Janeiro, 
getrocknetes  Fleisch  (Xarque)  nach  den  Nordstaaten  und  den  Antillen. 

Für  den  Bedarf  der  Hinterländer  produciert  die  warme  Küstenzone  Kaffee, 
Reis,  Rohrspiritus  (cachas),  während  im  Innern  in  den  Thälern  des  unteren 
Iguassü  und  Paranäpana  sogar  gelungene  Versuche  mit  der  Anpflanzung  von 
Baumwolle  und  Thee  gemacht  worden  sind. 

Die  Viehzucht  wird  noch  äusserst  schwach  und  primitiv  betrieben,  so  zwar, 
dass  Milch  und  Butter  in  Paranä  und  Rio  grande  do  Sul  zu  den  Seltenheiton 
gehören.  Eine  rationelle  Viehzucht  würde  bei  dem  Umstände,  als  das  205.664 
Quadrat-Kilometer  umfassende  Weideland  Paranäs  wasserreich  ist,  sehr  lohnend  sein. 

Nebstbei  bemerkt,  ist  auch  der  Reichthum  des  Landes  an  Erzen,  wie  Gold, 
Silber  und  Eisen  ein  grosser.  Erst  vor  kurzem  wurde  ein  Eisenlager  entdeckt, 
das  mehr  als  65  Proc.  reines  Eisen  verspricht. 

Die  alten  Colonisten  Paranäs  gelangten,  das  steht  fest,  infolge  der  hohen 
Getreidepreise  rasch  zu  Wohlstand;  sie  wollten  sich  aber  leider  an  den  planlos 
nachdrängenden  Einwanderern  durch  den  Verkauf  von  allem,  was  diese  für  Haus 
und  Wirtschaft  nothwendig  hatten,  bereichern,  und  wurden  so  oft  genug  zum 
Unglück  für  die  neuen  Ansiedler.  Auf  diese  Art  raussten  deren  viele  in  Elend 
gerathen,  respective  Ausbeutern  in  die  Hände  fallen,  welche  sie  unter  den  denkbar 
schlechtesten  Bedingungen  für  die  gesundheitsschädlichen  Plantagen  arbeiten  ver- 
wendeten. 

Dazu  kommt,  wie  schon  erwähnt,  dass  sowohl  die  brasilianische  Central- 
regierung,  als  diejenige  in  Paranä  und  Sta.  Catharina,  die  bisherige  Emigra- 
tions- und  Colonisationspolitik  änderten,  beziehungsweise  ihre  Colonisationsämter 
ganz  auflösten.  Auswanderer,  welche  nunmehr  nach  diesen  Staaten  gehen  wollen, 
müssen  daher  über  Geldmittel  verfügen,  um  sich  Ländereien  wählen  und  ansässig 
machen  zu  können. 
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Unlängst  wurde  eine  polnische  Colonisationsgesellschaft  gegründet,  deren 
Besitzthümer  sich  bei  Säo  Matheus  und  Rio  Claro  befinden.  Auch  befassen 
sich  die  Herren  Mikoszewski  und  H  i  o  1  s  k  i  aus  Lemberg  mit  der  Anlage 
von  Baumwollplan  tagen.  Das  Arbeitermaterialc  hiezu  soll  aus  der  Umgebung  von 
Curityba  herangezogen  werden. 

Nicht  uninteressant  ist  ein  Schreiben  vom  November  1896  aus  Rio  de 
Janeiro,  das  sich  mit  dem  Umschwünge  der  Anschauung  der  brasilianischen  Re- 
gierung über  das  Auswanderungswesen  beschäftigt.  In  demselben  wird  hervor- 
gehoben, „dass  das  sogenannte  „Junge  Brasilien''  alle  Einwanderung  mit  schelen 
Augen  ansieht,  weil  es  von  derselben  eine  Verdrängung  des  Elementes  der  Ein- 
geborenen befürchtet  und  diese  Gegnerschaft  ist  in  erster  Linie  gegen  die  deut- 
schen und  italienischen  Einwanderer  gerichtet. 

Ihr  Hauptaugenmerk  ist  gegen  die  in  stetem  Aufschwünge  begriffenen  An- 
siedlungen  der  Deutschen  in  „St.  Catharina"  und  „Rio  grande  do  Sul" 
gerichtet,  da  dort  gegenwärtig  die  Hamburger  Colonialgesellschaft,  d.  h.  deren 
Rechtsnachfulgerin,  grosse  Strecken  Landes  angeworben  hat.  Es  ist  höchst  bezeich- 
nend für  die  Situation  in  Brasilien,  dass  man  voraussieht,  es  werde  sich  dort 
eine  in  sich  abgeschlossene,  vollkommen  deutsche  Ansiedlung  bilden  und  man 
spreche  davon,  dass  sich  die  polnische  Colonie  mit  der  deutschen  zu  einem 
gemeinschaftlichen  Landcomplexe  vereinigen  werde.  Davon  sei  man  aber  weit 
entfernt.  Eine  derartige  Verbindung  werde  nie  stattfinden,  wohl  aber  stehe  der 
Brasilianer  einer  Concentrierung  der  eingewanderten  Polen  in  einem  selbständigen 
Territorium,  selbstverständlich  im  Rahmen  des  republikanischen  Föderativstaates 
von  Brasilien,  nicht  feindlich  gegenüber. 

Brasilien  ist  ungemein  schwach  bevölkert,  es  besitzt  auf  einer  Fläche  von 
8,361.350  Metern  nur  10  Millionen  Einwohner  und  nur  die  Einwanderung  ist 
imstande,  die  ökonomischen  Verhältnisse  des  Landes  zu  heben.  Die  polnische 
Nation  wird  sich  dort,  ohne  besonderen  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  zu  einem 
Ganzen  concentrieren  können.  Man  beantragt  die  Ausfuhr  galizischer  Landes- 
producto  nach  Brasilien  und  bezeichnet  als  diesbezüglich  geeignete  Artikel:  Erd- 
äpfel, Butter,  Kotzen,  Kerzen,  Leinwand,  Tuch,   einige  Gattungen  Brantwein. 

Die  in  Rio  de  Janeiro  ansässigen  polnischen  Kaufleute  seien  gewiss  bereit, 
diese  Sache  auf  das  Eifrigste  zu  fördern  und  zu  unterstützen  und  es  wäre  über- 
aus wünschenswert,  wenn  diese  Export-  respective  Importation  so  rasch  als 
möglich  ins  Leben  gerufen  werden  wollte." 

Die  österreichisch-ungarische  Colonialgesellschaft  hat  speciell  in  Rio  de 
Janeiro  einen  rührigen  Correspondenten,  Namens  M.  Kauderer,  der  nebstbei 
bemerkt,  kürzlich  mittheilte,  dass  es  den  seinerzeit  aus  Stadt  S  t  e  y  r  nach 
Brasilien  ausgewanderten  2000  Gewehrfabriksarbeitern,  die  theilweise  in  den 
Arsenalen  Rio  de  Janeiro's  und  des  Staates  Säo  Paulo  untergebracht  wurden, 
recht  wohl  ergeht.  Von  Rio  de  Janeiro  über  Säo  Paulo  gelangt  man  zu  dem 
ehemaligen  kaiserlichen  Eisenwerke  Ipanema  am  Fusse  eines  ansteigenden  Gebirgs- 
terrains,  das  als  Ausläufer  der  Serra  do  Mar  zu  betrachten  ist.  Die  Einwohner, 
.über  600  an  der  Zahl,    sind  zumeist  aus  Steiermark  und  Krain  stammende 
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Arbeiter,   Das    Terrain   der   Fabrik  umfasst    4   deutsche    Quadratmeilen    und    hat 
ausserordentlich  reiche  Eisenlager. 

Herr  M.  Kauderer  ist  daran,  einen  Zweigvorein  der  österreichisch-ungarischen 
Colonialgesellschaft  in  Eio  de  Janeiro  zu  gründen,  während  ein  solcher  Sammel- 
punkt unserer  Landsleute  in  dem  österreichisch- ungarischen  Hilfsvereine  zu  Curityba 
(Paranä)  bereits  besteht. 

Von  den  in  Rio  de  Janeiro  existierenden  vaterländischen  Firmen  sind 
folgende  nennenswert:  Rombauer  &  Comp.,  Ornstein  &  Comp.,  Janowitzer,  Veith 
&  Comp.,  Josef  Klepsch,  Kobler  &  Comp.,  Krämer  &  Comp.,  H.  Perlmutter, 
Rosenfeld  &  Comp.,  Em.  Wunsch  und  M.  Kauderer.  Hinsichtlich  der  übrigen 
Landsleute  sollen  noch  hervorgehoben  werden  :  Anthal,  Hoffmann,  Lawetzky,  Mezey 
Spiegel,  Steiner,  Sternberg,  Tinter,  Weiss  und  Anderl. 

Haben  wir  bislang  in  den  Vereinigten  Staaten  Brasiliens  verweilt,  werden  wir 
jetzt  auch  im  Staate  Argentini  en  ein  bischen  Aufenthalt  nehmen.  War  doch  seit 
dem  Jahre  1875  eine  Zunahme  der  österreichisch-ungarischen  Auswanderung  nach 
diesem  Staate  zu  verzeichnen,  so  zwar  dass  schon  im  Jahre  1891  dortselbst  fast 
23.000  unserer  Landsleute  lebten,  worunter  die  Landeshauptstadt  Buenos 
Aires  nach  der.  Angaben  ihres  statistischen  Bureaus,  an  dessen  Spitze  ein  Oester- 
reicher,  Herr  N.  Latzina  steht,  im  Jahre  1 895  über  3000  österreichisch-ungarische 
Staatsangehörige  aufzuweisen  hatte.  Ausser  Herrn  Latzina  erfreut  sich  noch  ein 
anderer  Landsmann  in  Argentiniens  Hauptstadt  des  grössten  Ansehens.  Es  is 
dies  der  Dalmatiner  und  österreichisch-ungarische  Gencralconsul  Mihanovich, 
der  in  den  sechziger  Jahren  als  einfacher  Matrose  nach  Argentinien  kam  und 
heute  vielleicht  einer  der  reichsten  Leute  seines  Adoptivvaterlandes  ist.  Herr 
Mihanovich,  der  vor  zwei  Jahren  in  eigener  Yacht  seiner  alten  Heimat 
einen  Besuch  abstattete,  beherrscht  mit  seinen  142  Dampf-  und  Segelschiffen 
die  ganze  La  Plata-Schiffart  und  ist  im  Besitze  bedeutender,  im  argentinischen 
Chaco  liegender  Ländereien,  welche  er  mit  dem  Namen  „Dalmatien"   belegte. 

Als  an  der  Spitze  des  in  Buenos  Aires  existierenden  österreichisch-ungarischen 
Unterstützungsvereines  „Tronco  de  Infortimio  Austro  Hungaro"  stehend,  werden 
die  Herren  Viceconsul  Victor  Mikulicz,  Max  Mandel,  E.  Kasilister  und  Ernst 
Trips  genannt. 

Bezüglich  der  Republik  Argentinien  lässt  sich  behaupten,  dass  dort  die 
Einwanderungsbewegung  einen  rascheren  und  gedeihlicheren  Verlauf  nimmt,  als 
anderswo  in  Südamerika,  weil  die  argentinische  Regierung  der  Einwanderungs- 
masse ein  entschiedeneres  Wohlwollen  und  eine  bestimmtere  Fürsorge  ent- 
gegenbringt. 

Ein  Umstand  aber,  der  besondere  Beachtung  für  eine  organisierte  Massen- 
einwanderung nach  Argentinien  verdienen  würde,  ist,  dass  die  dortige  Ver- 
fassung gestattet :  „Ein  Territorium  könne  sich  zu  einer  eigenen 
Provinz  mit  selbständiger  Verfassung  und  Verwaltung  con- 
stituieren,  sobald  es  50.000  Einwohner  besitze." 

Die  ausserordentlich  günstigen  Boden-,  Klima-,  und  nicht  zu  vergessen, 
Verkehrsverhältnisse,    mit  welch'   letzteren    es   anderswo   in   Südamerika  nicht   so. 
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gut  bestellt  ist,  ermöglichen  es,  im  argentinischen  Kamp  die  Concurrenz  mit 
dem  europäischen  Getreidebaue  aufzunehmen.  Wenngleich  heute  im  ganzen  La  Plata- 
Gebiete  hauptsächlich  Hornvieh-,  Schaf-  und  Pferdezucht  betrieben  wird,  so  ist 
gar  kein  Zweifel,  dass  der  Viehbetrieb  von  den  Estancien  allmäliu'  verschwinden 
und  einmal  der  ganze  Besitz  zum  Anbaue  von  Mais,  Weizen  und  Leinsaat  ver- 
wendet werden  dürfte. 

Während  in  Südbrasilien  der  kleinbäuerliche  Besitz  vorherrscht,  ist  dies  in 
Argentinien  anders.  Hier  umfasst  der  Bauernhof  in  der  Regel  100 — 200  Hektar 
und  es  gehören  bäuerliche  Besitzungen  mit  600.  800  und  1000  Hektaren  Acker- 
land nicht  zu  den  Ausnahmen.  Auch  vollzieht  sich  daselbst  mit  Rücksicht  auf 
die  vorhandenen  Arbeitskräfte  die  Bewirtschaftung  viel  leichter.  Aber,  und  dies 
muss  hervorgehoben  werden,  wie  in  Brasilien,  verdankt  die  argentinische  Cultur- 
entwicklung,  insbesondere  der  Getreidebau  in  den  Provinzen  Santa  Fe,  Entre 
ßios.  Cordoba  und  Buenos  Aires  seine  Entstehung  und  Entfaltung  dem  Fleisse  und 
der  Ausdauer  hauptsächlich  deutscher  und  schweizerischer  Colonisten,  von  welchen 
sich  die  ersteren  in  den  60  Jahren  auf  der  Colonio  Esperanza,  Don  Carlos  und 
Humbold  niedergelassen  hatten. 

Argentinien  zählt  mehr  als  dreissig  Millionen  Hornvieh.  Man  kann  sich  aber 
eine  Vorstellung  von  der  Ausdehnung  des  Staates  machen,  wenn  wir  hören, 
dass  das  Land  eigentlich  300  Millionen  zu  ernähren  imstande  wäre. 

Für  eine  Ht^rde  von  3000  Stück  Hornvieh  braucht  der  Estanciero,  wenn 
die  Weiden  gut  sind,  ein  Terrain  von  2700  Hektaren.  Die  Herden  erneuern  sich 
stets  durch  Nachwuchs  und  beträgt  die  Erzeugung  einer  Herde  in  obiger  Grösse 
7  —  8000  Kälber.  Sind  die  Thiere  fett,  so  verkauft  sie  der  Besitzer  an  die 
grossen,  Saladeros  genannten,  Schlachthäuser,  wo  täglich  1000  — 1500  Stück 
verarbeitet  werden.  Er  bekommt  in  der  Regel  für  jedes  Thier  nahezu  60  Francs. 
Auf  diese  Art  erlangt  der  Züchter  leicht  einen  durchschnittlichen  Jahresgewinn 
von  15  Proc. 

Ebenso  günstig  verhält  es  sich  mit  der  Schafzucht,  die  eine  grosse  Zukunft 
vor  sich  hat.  Umsomehr,  als  hiezu  keine  grossen  Capitalien  erforderlich  sind.  Das 
Geschäft  ist  gerade  für  kleine  Capitalisten  geeigr.et  und  kommt  somit  für  euro- 
päische Auswanderer  in  Betracht.  Man  nimmt  an,  dass  eine  Bodenfläche  von  einer 
Quadratstunde  Inhalt  für  20.000  Schafe  hinreicht.  Das  Herdenschaf  kommt  bei- 
läufig auf  5  Francs  zu  stehen  und  wird  der  Gewinn  einer  Herde  jährlich  mit 
100  Proc.  berechnet. 

Ich  erlaube  mir  nun  argentinische  Provinzen  mit  den  Städten,  bezw. 
Colonien  anzuführen,  wo  Oesterreicher  existieren.  Hiebei  möchte  ich  mit 
Rücksicht  auf  vorgenannte  Zahl  unserer  Landsleute  bemerken,  dass  in  der  argen- 
tinischen Statistik,  welcher  die  folgenden  Daten  entnommen  sind,  jedenfalls  ein 
Unterschied  zwischen  Deutsch-Oester reichern  und  anderen  Oester- 
reichorn  gemacht  worden  ist.  Demgemäss  dürften  die  Ersteren  in  der  Anzahl 
der  Reichsdeutschen  eingerechnet  sein,  und  können  somit  hier  leider  nicht  zur 
Nachweisung  gelangen. 
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In  der  Provinz  Buenos  Aires. 

Oes' erreicher 

La  Plata  (Hptst.  der  Provinz)  ....  306 

Ajö 9 

Ayacucho  u.  Arenales  (1865) 3 

Azul  (1832) 3 

Balcarce 2 

Baradero 22 

Barracas  al  Sud  (1845) 8 

Bragado  (1850) 1 

Bi-adzeii  (1876) 2 

Belgrano  (1855) 7 

Castelli  (1685) 1 

Chascomus  mit  Biedma 5 

Cliivilcoy  (1846) 1 

Dolores   (1838) 4 

Ensenada  (1800) 5 

Exaltacion  de  la  Cruz  (1873) 4 

Juarez  (1867)     3 

La  Conchas  (1676) 11 

Las  Flores  (1856) 4 

Las  Heras  (1865) 2 

Lincoln  (1865)  1 

Lomas  de  Zaniora  (1864) 3 

Lujan  (1630) 2 

Magdalena  mit  Rivadavia  (1730)  ...  3 

Mar  Chiquita  (1839) 25 

Mercedes  (1779) 8 

Merlo  (1754) 2 

Monte  (1779) 1 

Monsalvo  oder  auch  Maipu 4 

Moron  (1600) 5 

Navarro 1 

Necochea  (1877) 2 

Olavarria  (1878) 11 

Patagones  (1778) 11 


Ocsterreioher 

Pilar  (1772) 15 

Pueyrredon  (1874) 3 

Quilmes  (1677) 7 

Ramallo  (1874) 1 

Rauch  (1873) 2 

Rodriguez  (1864) 3 

Rojas  (1779) 3 

San  Antonio  de  Areco  (1725)    ....  1 

San  Fernando  (1805) 8 

San  Josö  de  Flores  (1804) 4 

San  Isidro  (1719) 1 

San  Martin  (1856) 4 

San  Nicolas  (1749) 12 

San  Pedro  (1780) 2 

San  Vicente  (1734) 1 

Tandil  (1822) 9 

Tres  Arroyos  mit  Suarez  und  Pringles 

(1865  bezieh.  1882) 4 

Tuyü  (1839) 5 

Li  den  Ackerbaucolonien  der  Provinz 
Santa  Fe  und  zwar: 

Colonie  Alejandra  (1870) 3 

„       California  (1866) 7 

Candelaria  (1870) 11 

„       Canada  de  Gomez  (1870)  5  Polen  30 

„       Clodomira  (1879) 2 

„       Esperanza  (1856) 26 

Helvecia  (1850) 40 

„       Reconquista  (1872) 260 

Romang  (1873) 15 

San  Carlos  (1859) 30 

„       DistritoAgricolaSaace(1870)3Polen 
„       Distrito   Agricola  Santa  Rosa 

(1861) 2 


Pergamino  (1750)      i 

In  Argentinien  wurden  die  Landcomplexe  nach  Parcellen  von  je  20  Quadrat- 
Cuadres  (33V2  Hektar)  abgctheilt  und  an  die  Colonisten  theils  verpachtet,  theils 
verkauft.  Der  Kaufpreis  in  Terminzahlungen  betrug  1500 — 2500  Francs,  die 
Pachtsumme  500 — 1000  Francs  jährlich.  Die  Meisten  von  den  Colonisten  (ein- 
schliesslich unserer  Landsleute)  hatten  ohne  Capital  angefangen  und  doch  betrug 
der  Wert   ihrer   Ländereien    schon   im  Jahre   1884   209.500    Millionen  Francs. 

Hier  wäre  noch  anzuführen  die  Colonia  Villa  Libertad,  in  der  Provinz 
Entre  Rios;  sie  wurde  im  Jahre  1876  gegründet.  Die  ersten  Ansiedler,  50  Familien, 
stammen  aus  der  Lombardei  und  Tirol;  die  Regierung  bezahlte  deren  Passage 
und  gab  ihnen  Vorschüsse.'  Gegenwärtig  zählt  die  Colonie  mehr  als  1070  Personen, 
darunter  an  Oesterreichern  14  Männer  und  6  Frauen. 

Wir  haben  ferner  in  der  Provinz  Cordöba  die  Ackerbaucolonie  Caroya  mit 
126  Oesterreichern,  sowie  in  dem  Chaco  genannten  Territorium,  u.zw.  im 
nördlichen  Chaco  die  Colonie  Formosa  mit  213  und  im  südlichen  Chaco  die 
Colonie  Presidente  Avellanede  mit  1073  Oesterreichern  unter  den  Ansiedlern. 
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In  Diensten  der  argentinischen  Flotte,  sowie  in  denjenigen  der  kleinen 
Republik  Uruguay,  befinden  sich  viele  dalmatinische  Matrosen.  Ebenso  stammen 
von  den  6000  Hafenarbeitern  Montevideos,  der  Hauptstadt  des  letztgenannten 
Staates,  die  meisten  aus  Dalmatien. 

Gleichwie  anderswo  in  Südamerika,  haben  die  Deutschen  auch  an  der 
Entwicklung  Chiles,  das  theils  durch  sein  Klima  und  theils  durch  die  Intelligenz 
seiner  Bevölkerung  zum  Culturträger  an  der  südamerikanischen  Westküste  wurde, 
den  grössten  Antheil  genommen. 

So  gieng  erst  vor  kurzem  die  Mittheilung  durch  die  Zeitungen,  deutsche 
Officiere  seien  in  der  Eigenschaft  von  Armeeinstructoren  als  Pionniere  deutscher 
Cultur  nach  Chile  abgegangen.  Deutscliland  verfolgt  hiemit  ein  System,  das  sich 
schon  oft  genug  bewährte.  Ich  will  nur  erwähnen,  dass  seinerzeit  deutsche  Officiere 
nach  der  Türkei,  nach  Japan  gesendet  wurden  und  erst  jüngst  in  China  Ab- 
machungen wegen  Ueberlassung  von  deutschen  Militärinstructoren  getroffen  worden 
sind!  Auf  diese  Art  wird  der  Kriegsmann  im  Frieden  als  Pfad- 
finder für  den  deutschen  Kauf-  und  Handelsmann  erfolgreich 
benützt.  Erwähnenswert  ist,  dass  in  den  achtziger  Jahren  Wiener  Bürgerschul- 
lehrerinnen  für  Chile  acquiriert  wurden,  von  denen  Einige  ganz  ansehnliche 
Stellungen  erobe)ten! 

Ausser  Chile,  wo  wir  z.  B.  in  Valparaiso,  Iquique  und  Antofogasta^) 
Landsleute  finden,  müssen  wir  noch  einigen  anderen  südamerikanischen  Eepubliken 
unser  Interesse  zuwenden.  Da  tritt  vor  Allem  Peru  in  den  Vordergrund,  ein 
Staat,  wo  das  berühmte  Kaiserreich  der  Incas  bestand,  das  eine  theokratische 
Monarchie  mit  socialen  Einrichtungen  bildete,  die  zum  grössten  Theile  Forderungen 
des  modernen  Socialismus  sind,  sich  bis  zur  Eroberung  Perus  durch  die  Spanier 
erhielten  und  weitaus  alle  europäischen  Einrichtungen  der  Vergangenheit  und 
auch  der  heutigen  Gegenwart  in  Schatten  stellten. 

Hier  in  Peru  haben  wir  am  Pozuzo  in  den  Thälern  der  Cordilleren  eine 
landwirtschaftliche  Colonie,  zu  deren  Gründern  Tiroler  und  Vorarlberger 
sich  zählen. 

„Die  Begründung  derselben  ist  das  Werk  des  Freiherrn  Damian  von  Schütz- 
Holzhausen,  ihre  Erhaltung  und  ihre  heutige  Blüthe  ist  das  Verdienst  des  Pfarrers 
J.  Egg,  geb.  1820  zu  Innsbruck,  der  1857  mit  den  ersten  Ansiedlern  (100  Rhein- 
länder, 200  Tiroler  und  Vorarlberger)  nach  der  Colonie  gieng  und  noch  heute 
als  Seelsorger,  Arzt  und  zum  Theile  auch  als  Lehrer  in  ihr  wirkt,  und  den  alle 
Colonisten  als  ihren  Vater  verehren.  —  Die  Regierung  von  Peru  ist  ihren  Ver- 
pflichtungen und  den  feierlichen  Versprechungen  ihrer  Präsidenten  und  Minister 
fast  in  allen  Stücken  nicht  nachgekommen,  hat  Herrn  Egg  sein  bescheidenes 
Gehalt  von  40  soles  pro  Monat  fast  nie  gezahlt.  Mit  unglaublicher  Ungerechtigkeit 


*)  Vor  etlichen  Jahren  kamen  zwei  Dalmatiner,  die  Brüder  Bradarowitsch  von  der 
Insel  Lis&a,  als  einfache  Arbeiter  nach  Antofooasta.  Bald  darauf  wurde  der  Aeltere  in 
der  Fabrik,  wo  er  als  Arbeiter  mit  3  Dollars  Taglohn  begann,  Verwalter,  während  der 
Jüngere  einen  Kramladen  eröffnete.  Später  nahmen  sie  mit  ihren  Ersparnissen  an  der 
Exploitierung  von  Salpeter  theil  und  sollte  ihnen  kürzlich  ihr  Besitz  um  175.000  Pesos 
absrekauft  werden. 
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entzog  sich  die  Regierung  auf  Grund  Verläumdungen  ihren  Verpflichtungen  und 
löste  den  Contract  mit  Herrn  v.  Schütz. 

Die  Colonie  hat  nach  Rücktritt  des  Herrn  v.  S  c  h  ü  t  z  der  peruanischen 
Regierung  viel  Geld  gekostet,  welches  aber  meist  von  den  Beamten  gestohlen 
wurde.  Zwei  Jahre  dauerte  es,  ehe  die  Colcnisten,  deren  Zahl  auf  170  zusammen- 
geschmolzen war,  die  Colonie  endlich  beziehen  konnten.  Erst  1864  waren  Fahr- 
strassen nach  Huanuco  und  Cerro  de  Pasco  hergestellt,  die  aber  bald  in  Verfall 
kamen.  —  Durch  die  in  der  Nähe  erbaute  Rohcocain-Fabrik  von  Arnold  Citz, 
an  welcher  die  Colonisten  ihre  Cocaernte  jederzeit  preiswert  verkaufen  können, 
ist  der  Bestand  der  Colonie  seit  1892  endlich  gesichert  und  geht  es  den  Leuten 
entschieden  gut. 

Mit  banger  Sorge  sahen  die  Colonisten  der  Zukunft  entgegen,  wenn  ihr 
75  Jahre  alter  Seelsorger  Egg  durch  den  Tod  abberufen  wurde.  Nach  langen 
Verhandlungen  gelang  es  einen  anderen  Tiroler  Priester,  Herrn  Franz  Schafferer 
aus  Gschnitz  zu  gewinnen,  der  sich  verpflichtet  hat,  für  immer  in  der  Colonie 
Pozuzo  zu  bleiben  und  in  ihr  am  5.  Februar  1895  factisch  eintraf!"^) 

Ferner  müssen  wir  einer  croatischen  Colonie  zu  Ruro  in  der  Republik 
Bolivia  gedenken,  deren  Ansiedler  im  Jahre  1896  um  die  Bestellung  eines  öster- 
reichisch-ungarischen Consuls  bittlich  wurden.  Nebenbei  bemerkt,  ist  in  der  Haupt- 
stadt Bolivias  ein  Ungar  Post-  und  Telegraphendirector. 

Schliesslich  muss  noch  Paraguay  genannt  werden,  wo  in  Conception 
und  Assuncion  Oesterreicher,  hauptsächlich  Dalmatiner  zu  finden  sind. 
In  Assuncion  dürften  beiläufig  50  Landsleute  ansässig  sein. 

Das  kleine  Paraguay,  dessen  Flächenraum  noch  immer  demjenigen  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Länder  entspricht,  ist  jenes  interessante  Land,  wo  die  Jesuiten- 
Patres  im  Jahre  1608  die  Colonisation  begannen  und  ein  Reich  gründeten,  das 
vollkommen  dem  Orden  der  Jesuiten  dienstbar  gemacht  wurde.  Es  gelang  den 
Jesuiten,  mit  den  wilden  Indianern  ständige  Niederlassungen  zu  gründen,  und  sie 
zu  regelrechter  Arbeit  heranzuziehen;  sie  wurden  nach  einem  strengen  Reglement, 
ebenso  zur  Arbeit  als  zum  Vergnügen,  ebenso  zum  Gebet  als  zur  Liebe  angehalten! 

Paraguay  ist  einer  jener  südamerikanischen  Staaten,  der  durch  seine  Kriege 
in  der  Entwicklung  am  meisten  zurückgehalten  wurde.  Fünf  Jahre  hat  es  gegen 
die  Armeen  der  verbündeten  Staaten  Brasilien,  Argentinien  und  Uruguay  gekämpft 
und  dabei  durch  den  unglaublichen  Widerstand  seines  Präsidenten  die  Bevölkerung 
buchstäblich  aufgerieben.  Der  Präsident  und  Dictator,  welcher  diesen  Vernichtungs- 
kampf führte,  war  Lopez. 

Der  Verlust  an  Menschen  war  so  gross,  dass  im  Jahre  1874  bei  einer 
Einwohnerzahl  von  220.000  Menschen,  in  der  Bevölkerung  über  15  Jahren  auf 
je  ein  männliches  Individuum  27  Frauen  kamen.  Als  genauer  Kenner  der  süd- 
amerikanischen Staaten  und  Verhältnisse  gilt  das  verehrte  Vorstandsmitglied  der 
österreichisch-ungarischen  Colonialgesellschaft,  der  peruanische  Generalconsulin  Wien, 
Carlos  Matzenauer,  welcher  speciell  über  Peru,  Bolivia,  dann  über  die 


1)  Siehe  Mittheilungen    der  k.  k.   geographischen   Gesellschaft  in  Wien,    Band  2 
und  3  ex  1896. 
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centralamerikanische  Eepublik  Nikaragua  interessante  Werke  veröffentlichte. 
Nebstbei  bemerkt,  hat  auch  der  jetzige  k.  und  k.  Rittmeister  W.  Kreuth.  Süd- 
amerika bereist  und  seine  Wahrnehmungen  in  einer  Broschüre:  „Paraguay, 
das  Land  der  Frauen"  niedergelegt.  Demselben  Autor  verdanken  wir  die 
Druckschrift :   „Aus  den  La  Plata-Staaten". 

An  dieser  Stelle  sollen  auch  folgende  Werke  des  verdienstvollen  österrei- 
chischen Volkswirtes,  k.  und  k.  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Ministers,  Karl  v.  Scherz  er,  gedacht  werden:  „Die  Eepublik  Costa 
Eica",  „Wanderungen  durch  Nikaragua,  San  Salvador  und 
Honduras",  „Aus  dem  Natur-  und  Völkerleben  des  tropischen 
Amerika." 

Wir  verlassen  jetzt  die  Einwanderungsländer  der  Gegenwart  und  nehmen 
unseren  Weg  nach  dem  Einwanderungslande  der  fernen  Zukunft,  das  ist  nach  Afrika! 

Hat  Oesterreich-Ungarn  bisher  auch  nicht  an  der  Theilung  des  noch  vielfach 
unbekannten,  schwarzen  Erdtheils  participiert,  von  dem  gegenwärtig  Frankreich 
3  Millionen  englische  Quadratmeilen,  England  2Y2.  Deutschland  1  Million 
besitzen,  so  nahmen  wir  doch  an  der  wissenschaftlichen  Erforschung  Afrikas 
werkthätig  Antheil,  einer  Arbeit,  die  nicht  uns  allein,  sondern  der  ganzen  Welt 
zugute  kam  ! 

Ich  brauche  nur  Landsleute,  wie  Dr.  E.  Holub,  Dr.  Philipp  Paulitschke, 
Dr.  0.  Lenz,  Dr.  0.  Baumann,  Dr.  v.  Hardegger-Hardegg,  Ludwig  Eitt.  v.  Höhnel, 
Graf  E.  Hoyos  zu  nennen,  um  in  Erinnerung  zu  bringen,  was  diese  Herren  als 
Afrikaforscher  bedeuten.^) 

Auch  der  im  Jahre  1806  zu  Klagenfurt  geborene  und  1872  zu  London 
verstorbene  Afrikareisende  Friedrich  Welwitsch  soll  hier  Erwähnung  finden.  Er 
begab  sich  auf  Kosten  der  portugiesischen  Eegierung  nach  Angola.  Seine  dort 
und  in  Benguela  gemachten  botanischen  und  zoologischen  Sammlungen  dienten 
zur  Bereicherung  fast  aller  Museen.  Seine  Kenntnis  der  afrikanischen  Flora  war 
eine  ausserordentliche. 

Vielleicht  ist  es  gerade  hier  am  Platze,  hervorzuheben,  dass  Oesterreich  an 
Weltreisenden  überhaupt  ein  beachtenswertes  Contingent  stellte :  Graf  A.  Hübner, 
Graf  K.  Lanczkoronski,  Graf  Fr.  Thun-Hohenstein,  Baron  E.  Eansonnet,  E.  v. 
Hesse-Wartegg  u.  a.  m.^) 

*)  Siehe:  „Sieben  Jahre  in  Südafrika"  (1872—1879),  „Von  der  Kapstadt  ins  Land 
der  Maschukulumbe"  (1883—1887)  von  Dr.  Emil  Holub;  „Geograpliische  Erforschung 
des  afrikanischen  Contineiits,  etc.",  „Sudanländer",  „Forschungsreise  in  den  Somäl-  und 
Gallaläiidern  Ottafrikas',  „Ethnographie  Nordostafrikas",  „Die  materielle  Cultur  der 
Danäkil,  Galla  und  Somäl"  u.  s.  w.  von  Prof.  Dr.  Phil.  Paulitschke;  „Skizzen  aus 
Westafrika",  „Timbuktu",  „Die  sogenannten  Zwergvölker  Afrikas",  „Wanderungen  in 
Afrika"  von  Prof.  Dr.  Oscar  Lenz;  „Eine  afrikanische  Tropeninsel  Fernando  Pöo",  „In 
Deutsch-Ostafrika",  „üsambara  und  seine  Nacbbargebiete",  „Durch  Massai-Land"  von 
Dr.  Oscar  Baumann;  „Zum  Rudolfsee  und  Stephaniesee.  Die  Forschungsreise  des 
Grafen  Samuel  Teleki  in  Ost-Aequatorial-Afrika.  1887—1888"  von  k.  k.  Liniensehiffs- 
lieutenant  Ludwig  Ritter  v.  Höhnel;  „Zu  den  Aulihan.  Reise-  und  Jagderlebnisse  in 
Somäliland"  von  Graf  E.  Hoyos. 

^)  Siehe:  „Ein  Spaziergang  um  die  Welt",  „Südafrika -Neuseeland-Australien- 
Lidien-Oce.inien-Karada"    von   A.    Graf  v.   Hübner;    „Rund   um   die   Erde    1888 — 188" 
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Es  haben  sich  aber  auch  zwei  kaiserliche  Prinzen,  die  Herren  Erzherzoge 
Franz  Ferdinand  v.  Oesterreich-Este  und  Ludwig  Salvator  als 
Forschungsreisende  und  Keiseschriftsteller  hervorgethan. 

Ersterem  verdanken  wir  ein  schätzenswertes  Materiale  über  Länder-  und 
Völkerkunde,  das  der  hohe  Autor  unter  dem  Titel:  „Tagebuch  meiner 
Keise  um  die  Erde  1892 — 1893'*  publicierte.  Das  interessante  und  instruc- 
tive  Tagebuch  des  Letzteren  wurde  unter  dem  Titel:  „Um  die  Welt  ohne 
zu  wollen"  in  Druck  gelegt. 

Ob  es  dazu  kommen  dürfte,  dass  Oesterreich-Üngarn  auf  afrikanischem  Boden 
in  colonialer  Beziehung  activ  auftreten  werde,  wer  vermöchte  dies  voraus  zu 
bestimmen.  Die  Möglichkeit  wäre  wohl  nicht,  sagen  wir  —  nicht  ganz  ausgeschlossen  ! 

Jedenfalls  sind  die  gegenwärtig  in  verschiedenen  Theilen  Afrikas  lebenden 
österreichisch-ungarischen  Staatsangehörigen  zu  zählen. 

Da  lebt  beispielsweise  nebst  unserem  Consul,  dem  schon  erwähnten  Dr.  0. 
Baumann,  eine  Wienerin  in  Sansibar,  welche  an  den  dortigen  englischen  Arzt, 
Dr.  S  Ulli  van,  verheiratet  ist.  Ausnahmsweise  finden  wir  ein  heimisches  Geschäfts- 
haus daselbst,  die  Firma  Sax.  Herr  Sigl,  gleichfalls  ein  Landsmann,  ist  als 
kaiserlicher  deutscher  Bezirksamtmann  in  Panganie  (Deutsch-Ostafrika).  Weiters  ist 
der  Oesterreicher  Haydu,  Besitzer  des  Hotels  „zur  Krone"  in  Dar  es  Salam, 
dann  ein  Herr  H.  L  i  e  b  1,  welcher  sich  an  der  missglückten  Gründung  einer 
Colonie  am  Kilomandscharo  betheiligte,  Hotelier  in  Tanga.  Ferner  sind  in  Tanga 
ansässig  die  Landsleute,  Herr  Karl  Winter  und  Herr  Eabinek. 

Ersterer  hat  den  Posten  eines  Generalvertreters  der  deutsch-ostafrikanischen 
Plantagengesellschaft,  letzterer  war  Bureauchef  der  Üsambara-Eisenbahngesellschaft. 

Vor  nicht  langer  Zeit  hat  der  bekannte  Wiener  Maler  und  Alpinist  Herr 
E.  H.  Schmitt  eine  Eeise  nach  Ostafrika  unternommen.  Er  wurde  von  dem 
kaiserlich  deutschen  Gouvernement  mit  Landvermessungsarbeiten  betraut. 

Im  Vorjahre  führte  der  Forschungstrieb  einen  unserer  Officiere,  Hauptmann 
Schindler,  nach  Abyssinien  zu  Menelik  IL,  genannt  König  der  Könige 
von  Aethiopien.  Menelik,  ein  afrikanisches  Original,  ist  auf  dem  besten  Wege 
Europäer  zu  werden.  Er  nimmt  an  allen  europäischen  Begebnissen  lebhaften 
Antheil  und  lässt  sich  die  an  ihn  gelangenden  Zeitungen  aller  Herren  Länder 
getreulich  übersetzen. 

Herr  Ilg,  der  bestbekannte  Schweizer  Ingenieur  und  jetzige  abyssinische 
Hausminister,  hat  dem  König  in  Addis-Adaba  eine  neue  Eesidenz  mit  allem 
Comfort  erbaut.  Wie  verlautbart,  zählt  es  zu  dem  grössten  Vergnügen  des  Königs, 
mit  einem  guten  Fernglase  stundenlang  das  Treiben  in  der  Stadt  zu  beobachten. 

Im  Jahre  1868  boten  ein  Ungar,  Essler,  mit  mehreren  Deutschen  und 
einem  Franzosen  dem  damaligen  König  Theodor os,  welcher  mit  den  Eng- 
ländern Verwicklungen  hatte,  ihre  Dienste  an,  wollten  jedoch  später  fliehen.  Die 
Flucht    wurde    vereitelt    und    König   Theodoros    benützte   die  Gefangenen  als 


von  Graf  Karl  Lanczkoronski;  „Eine  Orientreise"  von  Franz  Graf  Thun-Hohen- 
stein;  „Skizzen  aus  Singapor  und  Djahor"  von  p]ug.  Baron  Ransonnet;  „Nord- 
Ainerika",  „Mississipifalirten",  „Kanada  und  Neufundland",  „Mexiko,  Land  und  Leute", 
„Tunis",  „China  und  Japan",  „Korea"  von  Ernst  v.  Hesse- Wartegg. 
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Geiseln.  Durch  den  Sieg  der  Engländer  bei  Magdala  wurden  dieselben  •  wieder 
frei.  Wie  bekannt,  war  der  König  über  den  Fall  Magdalas  so  unglücklich,  dass 
er  sich  durch  einen  Pistolenschuss  das  Leben  nahm. 

Von  grösserem  Interesse  als  Ostafrika  ist  für  uns  Südafrika,  bezie- 
hungsweise speciell  der  südafrikanische  Freistaat  der  Buren  „Transvaal",  das 
jüngste  Diamantenland,  wo  die  österreichisch-ungarische  Colonie  aus  einigen 
Hundert  Personen  (beiläufig  ^3  Oesterreicher,  Y3  Ungarn)  besteht.  Unsere  dort 
ansässigen  Landsleute  haben  fast  alle  einen  harten  Existenzkampf  hinter  sich  und 
sind  ihrem  Stande  nach  zumeist  Diamantenhändler,  Minenangestellte,  Makler, 
Börseaner  u.  dgl.  Vor  ca.  10  Jahren  in  Kimberley  ansässig,  wanderten  sie,  nach- 
dem eine  englische  Gesellschaft  die  dortigen  Minen  an  sich  riss,  nach  den  neu 
entdeckten  Goldlagern  Johannesburgs.  Es  befinden  sich  unter  ihnen  nicht  wenig 
polnische  Juden.  Wie  in  ihrer  Heimat,  fangen  diese  auch  hier  als  Hausierer 
ganz  klein  an  und  kommen  durch  Umsicht  und  Genügsamkeit  rasch  zur  Wohl- 
habenheit. Namen  und  Stand  nach  finden  wir  unter  anderen  folgende  Landsleute 
in  Johannesburg  und  Umgebung:  Karl  Stiassny,  Diamantenmakler  aus  Wien; 
S.  M  0  s  i  n  g  e  r,  Kurz-  und  Schnittwarenhändler,  ebenfalls  aus  Wien ;  W.  P  e  t  s  c  h- 
n  i  g  g,  Juwelier  aus  Böhmen ;  Giuseppe  Gregoretti,  Hotelier  aus  Cattaro ; 
Antonio  Lottich,  Obersteiger,  und  Luigi  Possi,  Minenangestellter,  beide 
ebenfalls  aus  der  Bocche;  Johann  Christics,  Hotelier  aus  Croatien;  Karl 
Stransky,  seinerzeit  der  bedeutendste  Actienmakler  in  Kimberley,  jetzt  Makler 
in  Johannesburg,  aus  Böhmen;  Otto  Pollak,  Makler  aus  Prag;  Julius 
Pam,  einst  Diamaiitonhändler,  zur  Zeit  Consul  in  Kimberley,  aus  Böhmen; 
M.  P  ichler,  früher  Diamantenhändler,  jetzt  Rentier,  aus  Niederösterreich; 
S.  Strakosch,  Bankbeamter  in  Johannesburg,  aus  Wien  etc. 

Neuesten  Nachrichten  zufolge  wurde  Herr  J.  H.  H  i  r  s  c  h  1  e  r,  ein  gebür- 
tiger Wiener,  der  sich  im  Jahre  1888  in  Johannesburg  niederliess,  zum  Bürger- 
meister in  Buluwayo  (Bhodesia)  gewählt.  Nachdem  er  an  mehreren  Expeditionen 
ins  Innere  Afrikas  theilgenommen  hatte,  machte  er  sich  zu  Beginn  des  Jahres 
1894  an  dem  Orte  sesshaft,  wo  jetzt  Buluwayo  steht.  An  der  Gründung  dieser 
Stadt  sich  hervorragend  betheiligend,  erwarb  er  Ländereien  und  Goldmineu  im 
Matabelaland,  zu  deren  Ausbeutung  er  die  Actiengesellschaft  Bhodesia  Limited 
gründete,' welcher  er  noch  heute  in  der  Eigenschaft  eines  leitenden  Directors  angehört. 

Johannesburg  besitzt  einen  österreichisch-ungarischen  Hilfsverein  (Austro- 
Hungarian  Benefit  and  Patriotic  Society),  an  dessen  Spitze  Herr  Adolf  Eppler 
steht,  einer  der  reichsten  Männer  des  Caplandes  und  Director  von  7  Goldminen. 

In  Johannesburg  erscheint  die  einzige  Zeitung  von  Südafrika,  „Die  Trans- 
vaal-republikanische Presse",  welche  von  einem  Oesterreicher  redigiert  wird. 

In  Pretoria,  der  Hauptstadt  Transvaals,  war  oder  ist  der  naturalisierte 
österreichisch-ungarische  Hauptmann  P  i  z  z  i  g  h  e  1 1  i,  Mitglied  des  Volksraados. 
Ein  anderer  ehemaliger  Officier  unserer  Armee,  der  seither  verstorbene  Adolf 
Zborzil,  war  Ohercommandant  des  stehenden  Heeres.  Weiters  sind  in  Pretoria 
ansässig:  Dr.  Baron  Emil  v.  Morpurgo  aus  Wien,  der  Polizeiofficier  Gug- 
1er,  ein  Versprengter  der  verunglückten  Freilandexpedition,  und  Herr  Rieger, 
Besitzer  des  dortigen  vornehmsten  Hotels. 
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Johannesburg,  vor  10  Jahren  eine  Wildnis,  hat  heute  nahezu  100.000 
Einwohner.  Das  Klima  Johannesburgs  ist  gut,  doch  leidet  die  Stadt  an  Wasser- 
mangel. Ein  anderer  üebelstand  ist  die  herrschende  Theuerung.  Das  Leben  im 
Hotel  kostet  täglich  12—40  Mark.  Ein  lediger  Mann  braucht  mindestens  300 
Mark  per  Monat,  um  auszukommen.  Eine  Familie  mit  5  Köpfen  ist  unter  8000  fl. 
jährlich  nicht  zu  erhalten.  Ein  Dutzend  Eier  kostet  2 — 3  Mark,  ein  Sack  Kar- 
toffel 15—27  Mark.  Eine  Flasche  Bier  wird  mit  2—3  fl.,  eine  Flasche  Wein 
mit  3 — 4  fl.  bezahlt.  Ein  Orchestersitz  im  Theater  kostet  10  Mark,  ein  Parquet- 
sitz  7'50  Mark  und  ein  Galleriesitz  2*50  Mark. 

Die  weissen  Bergleute,  welche  zunächst  als  Aufseher,  Maschinisten  u.  dgl. 
angestellt  werden,  erhalten  15 — 16  Mark  Lohn  täglich  und  der  Kaffern arbeiter 
bekommt  in   den   Goldfeldern  durchschnittlich  70  Mark  per  Monat. 

Das  Interesse  Europas  ist  seit  dem  Gewaltacte  der  Flibustier  Cecil 
Rhode  s  und  Dr.  Jamesons  in  Transvaal,  diesem  kleinen  Freistaate  wieder 
vollauf  zugewendet.  Dieser  Gewaltact,  der  es  wieder  einmal  abgesehen  hatte,  die 
zähen  Buren  zu  den  Engländern  in  Abhängigkeit  zu  bringen,  da  letztere  keinen 
geringeren  Plan  verfolgen  als  aus  ganz  Südafrika  ein  neues  Indien,  ein  „Afrika- 
India"  zu  machen,  lässt  uns  die  heissen  Kämpfe  der  Buren  im  Geiste  auftauchen, 
welche  diese  von  jeher  um  ihre  Unabhängigkeit  führten. 

Das,  was  sich  in  jüngster  Zeit  abspielte,  ist  zu  bekannt,  als  dass  ich  es 
zu  recapitulieren  brauchte.  Die  offene  Sympathie,  welche  Deutschland  den  Buren 
bei  deren  neuerlichen  Verwickinngen  mit  den  Engländern  entgegenbringt,  hängt 
mit  dessen  wirtschaftlichem  Interesse  in  Südafrika  zusammen.  Hat  doch  die  Aus- 
fuhr Deutschlands  nach  der  südafrikanischen  Eepublik  im  Jahre  1896  die  Höhe 
von   7  Millionen  Mark  erreicht! 

Speciell  in  Südafrika  verdient  die  Schöpfung  eines  aus  Oesterreich 
gebürtigen  Trappistenordenspriesters,  P.  Franz  Pfanner,  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden. 

Dieser  edle  Mann  hat  in  Mariahill  an  der  Grenze  Natals  ein  Trappisten- 
kloster  gegründet,  das  heute  im  Umfange  von  200  englischen  Meilen  12  kleine 
Missionsstationen  besitzt. 

P.  Pfanner  M'ar  einer  der  ersten  katholischen  Missionäre,  der  sich  vor 
mehr  als  10  Jahren  unter  die  Zulukaffern  wagte,  wo  es  ihm  erst  nach  drei- 
jährigem aufopferungsvollen  Dienste  gelang,  unter  den  Schwarzen  Anhänger  zu 
finden.  Im  Kloster  Mariahill  sind  jeweilig  nahezu  400  Kaffernkinder  in  voll- 
ständiger Verpflegung  und  Erziehung.  Nachdem  es  denselben  hier  besser  ergeht 
als  im  väterlichen  Kraal,  so  flüchten  sehr  viele  aus  eigenem  Antriebe  ins  Kloster! 
Es  ist  gewiss  interessant  zu  erwähnen,  dass  Oesterreich  in  der  Missions- 
bewegung, welche  nicht  nur  die  Befreiung  der  Negersclaven  allein,  sondern  auch 
deren  Erziehung  und  Cultivation  umfassl,  einen  ersten  Platz  einnimmt.  So  fasste 
z.  B.  der  polnische  Jesuitenpater  Max  Eyllo  den  Plan,  Mittelafrika  zu  bekehren, 
und  errichtete  schon  im  Jahre  1848  zu  diesem  Zwecke  die  erste  Missionsstation 
in   Chartum,  der  Hauptstadt  des  damaligen  egyptischen  Sudan. 

Leider   fiel    Ryllo    noch   im  selben  Jahre  dem  mörderischen  Klima  dieser 
Gegend    zum   Opfer    und    an    seine    Stelle    trat    der  aus  St.  Cantian    in  Krain 
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gebürtige  Weltpriester  Dr.  Ignaz  Knoblechner,  dem  die  Mission  ihre  nach- 
malige Blüte  verdankte.  Im  Jahre  1850  erbat  sich  Knoblechner  das  Pro- 
tectorat  Sr.  Majestät  unseres  allergnädigsten  Kaisers  über  seine  Mission  und 
begründete  unter  den  Auspicien  des  erlauchten  Herrschers  den  österreichischen 
„Mari  en  v  e  r  e  in". 

Durch  den  Aufstand  der  Mahdisten  im  Jahre  1884  wurden  die  bereits 
blühenden  Christengemeinden  im  Sudan  zersprengt,  jedoch  gelang  es  einem  Theile 
der  Missionäre  mit  einer  Anzahl  von  Bekehrten  sich  nach  Kairo  zurückzuziehen. 
Hier  unterhält  die  Mission  noch  heute  je  eine  Schulanstalt  für  Negerknaben  und 
Negermädchen. 

In  Geziret,  unmittelbar  bei  Kairo,  errichteten  die  Missionäre  Ackerbau- 
colonien,  wo  verheiratete  Ne-rer  angesiedelt  wurden.  In  Suakim  am  rothen  Meere 
besteht  eine  christliche  Schule  der  Mission;  des  weiteren  besitzt  die  Stadt  Heiion 
eine  von  der  Mission  gebaute  Kirche  und  zwei  Schulen.  Im  österreichischen 
Spital  zu  Kairo  besorgen  Missionsschwestern  die  Pflege  der  Kranken. 

Es  gibt  aber  noch  andere  Missionsgesellschaften,  zu  deren  werkthätigen 
Mitgliedern  einige  unserer  Landsleute  zählen,  z.  B.: 

„Die  Gesellschaft  vom  göttlichen  Worte."  Der  Wirkungskreis 
ihrer  Mitglieder  erstreckt  sich  auf  Westafrika,  China  und  Südamerika.  Die 
Gesellschaft,  welche  vornehmlich  Zöglinge  zum  Dienste  der  Heidenmission 
erzieht,  hat  unter  anderem  auch  ein  Missionshaus  in  St.  Gabriel  bei  Mödling 
a.   d.  Südbahn. 

„Die  St.  Joseph  s-Missionsgesellschaft  des  heiligen 
Herzens  von  Maria-Hill."  Deren  Missionsgebiet  umfasst  seit  1849  das 
neue  apostolische  Vicariat,  einen  Theil  von  Uganda  mit  der  Hauptstadt  Eubaga 
und  das  obere  Nilgebiet.  Im  Jahre  1891  hat  die  Gesellschaft  eine  speciell  für 
Oesterreicher  bestimmte  Filiale  in  Brixen  (Tirol)  errichtet.  Eector  des  Missions- 
hauses  daselbst  ist  Herr  P.  A.  Stoller. 

Das  im  Jahre  1877  gegründete  „Institut  der  Franziskanerinnen 
und  Missionärinnen"  hat  gleichfalls  in  Tirol  eine  Schwesterniederlassung. 
Auf  Wunsch  des  verstorbenen  bestbekannten  Cardinais  Lavigerie  errichteten 
die  Missionärinnen  auch  in  Carthago  (Tunesien)  ein  Pensionat,  ein  Spital  und 
ein  Waisenhaus.  —  Ausser  den  Leistungen  der  genannten  Missionsgesellschaften 
sind  noch  diejenigen  der  Jesuiten  am  Zambesi  und  diejenigen  der  Dominikanerinnen 
und  Franziskaner  in  Egypten  rühmenswert. 

Bei  Anführung  E  g  y  p  t  e  n  s,  wo  im  ganzen  7117  Oesterreicher- 
Ungarn  ansässig  sind,  fällt  uns  unwillkürlich  der  Name  eines  Wieners  ein, 
auf  den  stolz  zu  sein,  wir  ein  Recht  haben.  Es  ist  dies  Sla  tin  -  P  as  ch  a, 
dessen  Verdienste  als  egyptischer  Oberst  und  dessen  romanhafte  Schicksale  als 
Gefangener  des  Mahdi  noch  zu  frisch  in  unser  aller  Gedächtnis  sind,  um  an 
dieser  Stelle  darauf  eingehen  zu  sollen.  Es  sei  jedoch  gestattet,  auf  die  Schil- 
derung seiner  Erlebnisse  hinzuweisen,  welche  er  der  Oeffentlichkeit  unter  dem 
Titel :  „Feuer  und  Schwert  im  Sudan"  übergab.  Sein  Mitgefangener, 
gleichfalls    Oesterreicher   und    glücklich    Entkommener,    P.  J.  Ohr  walder,    ist 
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Verfasser  des  Werkes :  „Aufstand  und  Eeich  des  Mahdi  im  Sudan 
und  meine  zehnjährige  Gefangenschaft  dortselbs t." 

Dem  wäre  noch  beizufügen,  dass  der  jetzige  Director  der  Creditanstalt  für 
Handel  und  Gewerbe  in  Wien,  Blum -Pascha,  seinerzeit  als  Staatssecretär 
und  Joh.  E.  Sossich-Bey  als  Inspector  dem  egyptischen  Finanzministerium 
angehörten.  Gegenwärtig  ist  einer  unserer  Staatsangehörigen,  Herr  Emil  So- 
pranich,  Capitän  der  egyptischen  Dampfschiffgesellschaft  „Kedivieh". 

Ich  muss  hier  noch  auf  einen  berühmten  Landsmann  zu  sprechen  kommen, 
dessen  Name  wie  kein  zweiter  bis  tief  in  das  Innere  Afrikas  geläufig  ist.  Ich 
meine  den  Maria  Theresien- Thaler! 

Die  Ausfuhr  von  Maria  Theresien-Thalern  nach  Afrika  weist  seit 
December  1895  eine  ausserordentliche  Lebhaftigkeit  auf.  Man  schätzt  die  Zahl 
der  vom  December  1895  bis  Ende  Mai  1896  ausgeführten  Stücke  auf  annähernd 
6  Millionen.  Trotz  der  Bemühungen  der  Türkei  und  Egyptens,  durch  einen  hohen 
Wertzoll  von  8  Proc.  die  Einfuhr  von  Levantiner  Thalern  einzuschränken,  hat 
sich  derselbe  in  Arabien  als  beinahe  einziges  gangbares  Geldzeichen  behauptet, 
und  Egypten  ist  auf  diese  Münze  im  Verkehre  mit  dem  Sudan  angewiesen.  Auch 
die  Bemühungen  der  europäischen  Colonialmächte,  in  ihren  ost-  und  nordafrika- 
nischen Besitzungen  neue  Münzsysteme  einzuführen,  sind  an  dem  Festhalten  der 
Eingeborenen  an  den  Maria  Theresien-Thalern  gescheitert.  England  hat 
in  Sansibar  vergeblich  die  Eupien Währung  einzuführen  gesucht;  die  Ausprägung 
der  deutsch-ostafrikanischen  Münzen  erreichte  bloss  154.394  Stück,  und  auch 
Italien  hat  seine  Colonialmünzen  nicht  zur  Geltung  bringen  können.  Nicht  besser 
ist  der  Versuch  geglückt,  abyssinische  Silberthaler  einzubürgern,  welche  in  der 
Pariser  Münze  ausgeprägt  wurden.  Nur  in  den  Barbareskenstaaten  ist  der  Thaler 
durch  die  Frankenwährung  vollständig  verdrängt  worden.  Nach  den  Angaben  des 
Wiener  Münzamtes  wurden  in  den  letzten  25  Jahren  rund  35Y2  Millionen  Le- 
vantiner Thaler  ausgegeben. 

Schliesslich  soll  noch  der  Insel  Madagaskar  gedacht  werden,  welche  als 
selbständiger  Theil  Afrikas  aufgefasst  wird.  War  es  doch  eine  Wienerin,  die  kühne 
Weltreisende  Ida  Pfeiffer,  welche  die  Insel  durchforschte.  (Siehe  deren  Be- 
richt: „Reise  nach  Madagaskar",  1861,  Wien.) 

Ferner  hatte  ein  österreichischer  Naturforscher,  namens  E.  S  i  k  o  r  a,  stu- 
dienhalber im  Innern  der  Insel  7  Jahre  zugebracht,  während  ein  anderer  Lands- 
mann, Herr  Eobert  Sohr,  gegenwärtig  in  Farafangana  bei  einem  Kaufherrn 
in  Condition  steht. 

Afrika  verlassend,  machen  wir  uns  nun  auf  den  Weg  nach  Asien,  der 
Wiege  des  Menschengeschlechtes!  Wir  haben  es  hier  nicht  mit  Colonisations- 
ländern  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  zu  thun,  sondern  mit  unerm esslichen 
Cultivationsgebieten,  wo  es  sich  vornehmlich  um  die  Erziehung  und  culturelle 
Entwicklung  von  Naturvölkern  durch  europäische  Arbeitskraft,  zu  deren  eigenen, 
sowie  zum  Vortheile  der  Cultivatoren  handelt. 

Es  ist  mithin  einleuchtend,  wenn  wir  in  solchen  Ländern  keine  eigentlichen 
Colonisten  vorfinden,  sondern  in  erster  Linie  Kaufleute  mit  regem  Unternehmungsgeiste, 
welche    hier    der  Natur    der  Sache    nach,    die   berufenen  Cultivatoren    sind.    Die 
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Anzahl  derselben  kann  naturgemäss  nur  eine  beschränkte  sein,    da  sich  ihr  Auf- 
enthalt in  der  Kegel  bloss  auf  die  wichtigsten  Handelsplätze  solcher  Länder  erstreckt. 

Während  aber  die  rührige  Kaufmannschaft  aller  europäischen  Cultur- 
staaten  nach  derartigen  Plätzen  in  Amerika,  Afrika,  Asien  u.  s.  w.  ihre  Pionniere 
entsendet  und  ertragsreiche  Factoreien  errichtet,  wo  die  heimische  Ueberproduction 
leicht  ihren  Absatz  findet,  mangelt  unserer  Handelswelt  nach  dieser  Eichtung  leider 
noch  immer  jedwede  Initiative. 

Die  Theilnahmslosigkeit  unserer  Bevölkerung  für  überseeische  Culturarbeit 
im  Allgemeinen,  und  die  Indolenz  unserer  Industrie-  und  Handelswelt  im  Beson- 
deren, deren  Widerwille  in  auswärtigen  Etablissements  und  Niederlassungen 
persönlich  Erfahrung  zu  sammeln,  ist  wohl  die  Hauptschuld,  weshalb  unser  aus- 
wärtiger Handel  fortwährend  im  Kückschritte  begriffen  ist. 

Man  kennt  bei  uns  allerorts  diese  unhaltbare  Situation  ganz  genau,  allein 
das  einzig  unfehlbare  Mittel,  diese  zu  ändern,  will  niemand  anwenden.  Das  heisst: 
theoretisch  geschieht  alles,  praktisch  nichts! 

Meines  Erachtens  steht  diesbezüglich  eine  Wendung  zum  besseren  erst  dann 
zu  erwarten,  bis  unsere  Kaufleute  den  ersten  praktischen  Versuch  wagen, 
sich  von  der  Scholle  loszulösen  und  selbst  in  die  weite  Welt  gehen,  Absatzgebiete 
zu  erobern.  Für  den  Erfolg  auf  dem  Gebiete  des  Exportes  ist 
weniger  das  Studieren  als  das  Probieren  maassgebend,  die 
Findigkeit,  der  Unternehmungsgeist  und  die  Ausdauer  des 
Kaufmannes  in  erster  Linie  ausschlaggebend. 

Es  ist  nur  tief  bedauerlich,  dass  die  natürlichen  Bedingungen  der  Monarchie, 
wie  der  Besitz  der  Häfen  von  Triest  und  Fiume,  die  Nähe  des  afrikanischen  und 
asiatischen  Continents  uns  nicht  schon  längst  gerade  hier  das  Feld  der  Thätigkoit 
suchen  Hessen,  Hat  es  doch  unsere  Kriegsmarine,  deren  zeitgeraässe  Ausgestaltung 
resp.  Vergrösserung  unbedingt  nothwendig  erscheint,  von  jeher  als  eine  ihrer  Haupt- 
aufgaben erblickt,  die  ausgedehnten  Handelsgebiete  des  fernen  Ostens  zu  erforschen, 
um  cinestheils  dem  hier  heimischen  Kaufmann  seine  Action  hiodurch  zu  erleichtern, 
anderntheils  die  Flagge  unseres  Staates  in  jenen  Gebieten  zu  zeigen,  wohin  Handel 
und  Verkehr  dessen  Angehörige  im  Laufe  der  Zeit  brachten. 

Ich  will  nur  folgende  Missionen  erwähnen :  Diejenige  der  „Novara"  ^)  um 
die  Erde  (1857 — 1859),  dann  des  „Friedrich"  nach  dem  ferner  Osten  und  Westen 
im  Jahre  1868,  respective  1874—1876.2) 

Ferner  die  Eeise  des  „Albatros"  in  den  ostindischen  und  chinesischen 
Gewässern  in  den  Jahren  1884 — 1885;  sowie  die  Reisen  des  „Nautilus"  und 
der  „Aurora",  der  „Fasana"  ^)  und  des  „Zrinyi"  nach  Ostasien  in  den  Jahren 
1884—1888  beziehungsweise  1890—1891. 

Trotz  dieser  beachtenswerten,  moralischen,  staatlichen  Unterstützung,  beträgt 
unser  Antheil  an  der  Einfuhr  nach  Ostindien,  China  und  Japan,  heute  noch  nicht 

^)  Siehe:  „Beschreibung  und  statistisch-commercieller  Theil  der  Reise  der  Novara 
um  die  Erde"  von  Karl  v.  Scherzer. 

^)  Siehe:  „Um  die  Erde",  Reisebilder  von  der  Erdumseglung  mit  S.  M.  Corvette 
Erzherzog  Friedrich,  1874—1876"  von  Josef  Lehnert. 

^)  Siehe:  „An  Asiens  Küsten  und  Fürstenhöfen"  von  k.  u.  k.  Linienschiffslieutenant 
Leopold  v.  Jedina. 
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mehr  als  1  Proc. !  Wie  sollte  es  auch  anders  sein?  Wir  haben  ja  beispielsweise 
in  den  21  Tractathäfen  Chinas  bloss  81   Staatsangehörige  und  4  Firmen. 

Nach  den  statistischen  Ausweisen  waren  mit  Ende  1891  in  diesen  Häfen  im 
ganzen  535  fremde  Firmen,  Bank-  und  Warenhäuser  mit  8774  ausländischen  Ange- 
hörigen. Daran  participierte  England  mit  345  Firmen  und  3746  Personen,  und 
Deutschland  mit  82  Firmen  und  667  Personen. 

Die  Firmen  österreichisch-ungarischer  Staatsangehörigen  in  China  sind : 
Die  Firma  Mandl,  Kremsier  &  Comp.  (Detailgeschäft),  Kosenzweig  &  Comp- 
(Damenputzsach  en). 

Sämmtliche  dieser  Firmen  sind  in  Shanghai,  wo  circa  36  Landsleute 
ansässig  sein   dürften. 

Dem  Namen  nach  sind  uns  bekannt :  Herr  ßössler,  Director  der  Localpost, 
Herr  Kober  in  Diensten  der  Firma  Kremsier,  Herr  G.  Fischer,  Beamter  der  kais. 
deutschen  Bank,  Herr  Langmann,  Apotheker,  Herr  Josef  Etter,  Strasseninspector, 
Herr  de  Mateau,  Civilingenieur,  der  für  französische  Häuser  mit  bedeutendem 
Erfolge  reist  und  derzeit  mit  einem  ,,Steirer'',  Namens  Stampfel  auf  Sumatra  weilt, 
wo  beide  auf  Petroleum  bohren. 

Etliche  österreichisch-ungarische  Staatsangehörige  stehen  im  kais.  chinesischen 
Zolldienste,  u.  zw.  A.  Kitter  v.  Fries,  2  Brüder  Kosenbaum,  dann  die  Herren 
Paul  V.  Zach  und  Antonovits  (in  Kiewkiang).  Herr  Dr.  Arth.  v.  Kosthorn,  ein 
Wiener,  der  gleichfalls  im  chinesischen  Zolldienste  war,  wurde  zum  Legations- 
secretär  der  neu  geschaffenen  österreichisch-ungarischen  Gesandtschaft  in  Peking 
ernannt. 

In  Cheefu  lebt  ein  Klostern euburger,  Baron  Babo,  dem  die  ehrenvolle 
Aufgabe  zutheil  wurde,  in  China  den  Weinbau  einzubürgern. 

Die  Frau  des  gleichfalls  im  Zolldienste  stehenden  Deutschen,  Detring,  der 
im  Jahre  1897  den  Vicekönig  Li-hung  schang,  auf  seiner  Reise  nach  Europa 
begleitete,  ist  eine  geborene  Wienerin,  Namens  Bauer  und  lebt  mit  ihrem  Manne 
in  Tientsin.  Ein  junger  Mann  aus  Wien,  Herr  Ho  üben,  ist  im  Hause  Schelhaas 
&  Comp,  zu  Honkong  bedienstet. 

Ausser  den  Vorgenannten,  verdienen  rücksichtlich  Chinas  noch  zwei  Oester- 
reicher  eine  ganz  besondere  Erwähnung.  Es  sind  dies  die  Herren  Josef  Haas 
und  Hermann  Mandl. 

Josef  Haas,  ein  ausgezeichneter  Kenner  dieses  Kelches,  der  wie  kein  Zweiter 
mit  den  Verhältnissen,  Sitten  und  Gebräuchen  desselben  vertraut  war,  hatte  nach 
einem  mehr  als  dreissigj ährigen  Aufenthalte  in  Ostasien,  das  Unglück,  im  Jahre 
1896  durch  einen  verhängnisvollen  Zufall  seinen  Tod  in  den  Wellen  zu  finden. 
Obwohl  nicht  aus  der  Gilde  unserer  Berufsconsuln  hervorgegangen,  war  er  als 
k.  u.  k,  Generalconsul  in  Shanghai,  nicht  nur  ein  glänzender  Vertreter  dieses 
Corps,  sondern  auch  einer  der  opferwilligsten  und  weitblickendsten  Wahrer  und 
Förderer  österreichischer  Handelsinteressen  überhaupt.  Die  chinesische  Sprache  in 
Wort  und  Schrift  vollkommen  beherrschend,  verfasste  er  eine  vorzügliche  chhiesische 
Grammatik  sammt  Wörterbuch  und  genoss  sowohl  bei  den  Einheimischen  als  den 
ansässigen  Fremden  ein  gleichhohes  Ansehen.  Er  stand  mit  den  bedeutendsten 
Männern  Chinas  in  freundschaftlichen  Beziehungen,  und  fungierte  lange  Zeit  hin- 
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durch  als  Beisitzer  bei  dem  sogenannten  „gemischten  Gerichtshofe"  in  Shanghai. 
Sein  Eiufluss  bei  den  chinesischen  Behörden  war  sprichwörtlich  und  er  bedauerte 
stets  auf  das  lebhafteste,  dass  er  denselben  gerade  für  seine  Landsleute  am 
wenigsten  auszunützen  vermochte !  Denn  es  waren  ohne  Ausnahme  schaffens- 
freudige,  unternehmungslustige  Angehörige  anderer  Staaten,  die  sich  seines  Rathes, 
Beistandes  und  Schutzes  versichern  wollten. 

Herr  Hermann  Mandl,  Chef  der  schon  genannten  Firma,  stammt  aus  Wien. 

Ursprünglich  kaiserlich  chinesischer  Zollbeamter  in  Shanghai,  wurde  er, 
dank  seiner  Sprachenkenntnisse,  Vertrauter,  ja  Grünstling  des  Vicekönigs  der 
Provinzen  Kan-su  und  Schen-si,  Sr.  Exellenz  Zo-gung-tang,  eines  der  einfluss- 
reichsten Männer  des  himmlischen  Reiches,  um  sich  später  als  Handelsherr  selb- 
ständig zu  machen.  Er  brachte  es,  noch  jung  an  Jahren,  durch  Strebsamkeit, 
Ausdauer  und  Tüchtigkeit  zu  grossem  Ansehen  und  Wohlhabenheit.  Sein  Aufenthalt 
ist  zur  Zeit  Tientsin. 

Ich  glaube  die  Gelegenheit  benützen  zu  sollen,  hier  einige  Worte  über  die 
Lebensweise  der  Europäer  im  fernen  Osten  einzuflechten,  da  gerade  bei  uns  noch 
vielfach  die  Ansicht  herrscht,  als  würde  der  dortige  Aufenthalt  einem  nicht 
menschenwürdigen  Dasein  gleichkommen.  Das  ist  durchaus  unrichtig,  denn  die 
in  dt-n  grossen  Handelsemporien  Chinas  und  Japans  ansässigen  Herren,  namentlich 
aber  diejenigen  in  Shanghai,  dem  „Paris  des  Ostens",  sind  keineswegs  an  Ent- 
sagung und  Entbehrung  gewöhnt. 

Obgleich  zumeist  ledig,  führen  sie  eigene  Küche  und  Keller;  doch  ist  auch 
für  Hotels  und  Restaurants  gesorgt,  die  unseren  diesbezüglichen  Einrichtungen 
in  keiner  Beziehung  nachstehen.  Sogar  die  landläufigen  Preise  überschreiten  die 
in  Europa  durchschnittlich  üblichen  nicht;  so  wird  z.  B.  ein  reichliches  Menü  mit 
ca.  5  fl.  ö.   W.  bezahlt. 

Was  immer  der  verwöhnte  Europäer  zu  seinem  Comfort  beansprucht,  er  wird 
es  in  Shanghai  erlangen  ;  und  wenn  er  hiefür  verhältnismässig  mehr  zu  bezahlen 
hat,  als  in  Europa,  so  muss  er  dabei  auch  wieder  seinen  höheren  Verdienst  in 
Asien  in  Anschlag  bringen.  Hat  doch  jeder,  der  nach  China  oder  Japan  geht, 
das  Verlangen,  rasch  reich  zu  werden  und  mit  dem  Erworbenen  in  die  Heimat 
zurückzukehren. 

Von  10  Uhr  morgens  bis  4  Uhr  nachmittags  ist  Arbeitszeit ;  hierauf  folgt 
das  Vergnügen  :  Ein  Ritt  ins  Freie,  eine  Fahrt  mit  dem  Hausboote,  ein  Besuch 
im  Theater,  bei  den  Wettrennen,  ein  Jagd-  oder  anderer  Ausflug  u.  s.  w.  Sehr 
stark  ist  das  gesellige  Leben  entwickelt  Die  bestehenden  grossen,  vornehtren 
Clubs  und  übrigen  Vereinigungen  sorgen  für  unausgesetzte  Unterhaltung.  Nebstbei 
bemerkt  ist  in  Sikawaj  bei  Shanghai  ein  reizend  gelegenes  vornehmes  R-estaurant, 
dessen  Besitzerin  aus  Galizien  stammt. 

Dieselbe  Bedeutung,  welche  Josef  Haas  für  uns  in  China  hatte,  hatte  der 
verstorbene  k.  u.  k.  Generalconsul  und  Hauptmann  der  k.  k.  Landwehr,  Gustav 
Ritter  v.  Kreitner,  für  uns  in  Japan.  In  den  Jahren  1877 — 1880  mit 
seinem  Freunde,  dem  Ungar  L.  v.  Loczy,  an  der  Reise  des  Grafen  Bela 
Szöchönyi  in  Indien,  Japan,  China,  Tibet  und  Birma  theilnehmend,  publicierte 
er   deren   erschöpfende    Schilderung    unter   dem  Titel:    „Im    f  e  r  n  e  n  0  s  te  n  !" 
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Er  war  zuletzt  österreichisch-ungarischer  G-eneralconsul  in  Jokohama,  wo  er  bis 
zu  seinem  vor  einigen  Jahren  frühzeitig  genug  erfolgten  Tode  verblieb.  Auch  er 
mühte  sich  leider  erfolglos  ab,  seinen  indolenten  Landsleuten  den  Vortheil  einer 
intensiven  Theilnahme  an  dem  rapiden  Aufschwünge  Japans  bogreiflich  zu  machen  ! 

Unter  Hinweis  auf  die  vorcitierte  Expedition  möchte  ich  noch  das  gewiss 
interessante  Factum  anführen,  dass  schon  im  Jahre  1661  ein  geborener  Linzer, 
der  Jesuitenpater  Grub  er,  eine  Eeise  durch  ganz  Ostasien  vollführte,  ohne 
jedoch  hierüber  Aufzeichnungen  zu  hinterlassen. 

Die  gegenwärtig  in  Japan  existierenden  Oesterreicher-Ungarn  dürften  kaum 
die  Zahl  80  erreichen.  Hievon  entfallen  auf  .Jokohama  circa  35,  auf  Nagasaki  30 
und  auf  Kobe  circa  8  Personen. 

Jn  Jokohama  sind  z.  B. :  Marquis  Nembrini-Gonzaga,  Secretär  des  Gouver- 
neurs, W.  Koch,  k.  k.  Oberlieutenannt  a.  D.,  N.  Morgan,  Chef  der  Feuerwehr. 
An  Firmen  können  wir  nennen :  M.  Kuhn  &  Comp.,  Kuhn  &  Komar.  Ein  Herr 
Goldmann  ist  Hotelbesitzer  in  Nagasaki.  Interessant  ist  zu  erwähnen,  dass  Oesterreich 
Gelegenheit  geboten  war,  an  dem  Umgestaltungsprocesse,  den  Japan  in  den 
letzten  3  Decennien  vollzog  und  der  ni  der  Weltgeschichte  vereinzelt  dasteht,  refor- 
matorisch Antheil  zu  nehmen. 

Es  war  Mitte  der  Siebziger  Jahre,  als  sich  ein  japanischer  Gesandter  für 
den  österreichischen  Staatsrechnungs-  und  Controldienst  lebhaft  erwärmte.  Er 
hatte  den  Plan,  diesen  Dienst  in  seinem  Vaterlande  nach  österreichischem  Vorbilde 
zu  organisieren.  Allein  der  betreffende  Functionär,  damals  Kechnungsi'ath,  welchem 
die  Ehre  zutheil  geworden  wäre,  diese  Eeformarbeit  in  Angriff  zu  nehmen,  konnte 
sich  nicht  entschliessp.n  auf  etliche  Jahre  die  Heimat  zu  verlassen. 

Wenn  ich  mich  recht  erinnere,  wurden  späterhin  einige  Verwaltungszweige 
in  Japan  nach  preussischem  Muster  organisiert.  Den  deutschen  Beamten  folgten 
bald  deutsche  Professoren,  Lehrer,  Officiere  und  diesen  wieder  vornehmlich  Kauf- 
leute,  wodurch  binnen  kurzem  die  deutschen  Beziehungen  zu  den  Ländern  des 
Sonnenaufganges  erweitert,  und  Stützpunkte  geschaffen  wurden,  die  die  heutige 
Ausdehnung  des  deutschen  Einflusses,  Handels  und  der  Industrie  im  fernen  Osten 
erklärlich  scheinen  lassen. 

Zur  Zeit  ist  es  China,  das  riesige  Reich  der  Mitte,  welches  den  Weg  der 
Reformen  betritt  und  es  wäre  aufrichtig  zu  wünschen,  Oesterreich-Ungarn  gleich 
anderen  europäischen  Culturstaaten,  an  diesem  Civilisationswerke  betheiligt  zu  sehen. 

Noch  ist  es  Zeit  an  dem  friedlichen  Wettkampfe  der  europäischen  Nationen 
im  fernen  Osten  theilzunehmen.  Nicht  bloss  in  China  oder  Japan,  sondern 
z.  B.  auch  in  Siam,  dem  Lande  des  weissen  Elephanten. 

Der  siamesische  Hof  soll  Oesterreich  freundlich  gesinnt  sein,  und  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  wir  nicht  occupationslustig  sind,  könnten  wir  commerciell 
daselbst  leicht  festen  Fuss  fassen. 

Bin  ich  gut  unterrichtet,  so  sind  einige  Oesterreicher  als  Telegraphen- 
beamte in  siamesischen  Diensten.  Nicht  minder  soll  verzeichnet  werden,  dass  ein 
Wiener  Architekt,  Herr  Müller,  an  dem  Baue  des  königlichen  Palastes  zu  Bang- 
kok hervorragend  Antheil  nahm. 
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Ich  erinnere  mich  weiters,  dass  vor  etwa  15  Jahren  ein  Wiener,  namens 
Bayer,  Günstling  des  siamesischen  Königs  war  und  dessen  Gemahlin  das  Leben 
rettete,  als  sie  anlässlich  einer  Kahnfahrt  zu  verunglücken  drohte.  Herr  Bayer 
suchte  oftmals  Gelegenheit,  den  gewonnenen  Einfluss  zu  Gunsten  seines  Vater- 
landes geltend  zu  machen.  Es  gelang  ihm  leider  nicht,  hierorts  für  seine  Vor- 
schläge das  richtige  Verständnis  zu  finden. 

Sehr  spärlich  sind  die  Nachrichten,  welche  die  Österreich-ungarische  Colonial- 
gesellschaft  bis  nun  über  die  Existenz  unserer  Landsleute  in  Ostindien  erhalten  hat. 

Ich  will  hier  die  Herren  Rowland  und  Hassner  in  Singapore,  dann 
Herrn  Mahle  r  in  Bombay  namhaft  machen.  Der  Erstgenannte,  ein  Sohn  des 
Wiener  Börserathes  gleichen  Namens,  besitzt  eine  Kalfeeplantage,  der  Zweit- 
genannte ist  Inhaber  des  „Adolphi-Hotels",  während  Herr  Mahl  er  als  Vertreter 
der  rühmlichst  bekannten  österreichischen  Firma  Ditmar  genannt  wird. 

Ein  Correspondent  der  Colonialgesellschaft,  Herr  H.  C.  Bluntschli  in 
Singapore,  macht  diese  darauf  aufmerksam,  dass  in  Dardschiling,  einem  der 
Sanitarien,  welche  die  Engländer  in  den  Himalaya-Vorbergen  errichteten,  sich 
das  Grab  des  ungarischen  Linguisten  K  ö  r  ö  s  i  befindet,  der  hier  während  einer 
Forschungsreise  nach  Tibet  im  Jahre  1842  den  Tod  fand.  Körösi,  der  ein 
Alter  von  44  Jahren  erreichte,  verfasste  ein  Wörterbuch  und  eine  Grammatik 
der  tibetanischen  Sprache. 

Als  beachtenswert  möchte  ich  schliesslich  an  dieser  Stelle  noch  anführen, 
dass  einer  Notiz  des  „Slowo  Polskie"  zufolge,  sich  in  jüngster  Zeit  aus  dem 
Bezirke  Ropczyce  (Galizien)  eine  lebhafte  Auswanderung  nach  Java  bemerkbar 
mache.  Allem  Anscheine  nach  dürfte  es  sich  hier  um  die  Beschaffung  von  Arbeits- 
kräften für  Plantagenbau  handeln.  Von  auf  Java  ansässigen  Oesterreichern  wurden 
uns  namhaft  gemacht:  der  Plantagenbesitzer  Dr.  Leber,  die  Pflanzer:  von 
Hegedus  und  Botzenhart,  die  Kaufleute :  von  Magius  Brzezowsky,  Bernhard 
Wolf,  Willi  Weinberg,  Ferdinand  Neu  mann  und  E  m  a  n  u  e  1 
Weiss,  die  Militärärzte:  Major  Dr.  Prochnik  und  Capitän  Dr.  Krch,  dann 
der  Bankbeamte  Franz  M  ü  c  k. 

Von  allen  Cultivationsländern  der  Erde  verdient  das  asiatische  Eeich  Per- 
sien unser  vollstes  Interesse,  da  gerade  hier  Oesterr eicher-Ungarn  an 
der  Einführung  europäischer  Cultur  hervorragend  theilnahmen.  An  der  Spitze 
österreichischer  Cultivatoren  in  Persien  stand  entschieden  der  Tiroler  v. 
G  a  s  t  e  i  g  e  r,  der  es  von  kleinen  Anfängen  bis  zum  persischen  General  und 
Khan  unter  dem  verstorbenen  Schah  Nasr-edin  brachte,  zu  dessen  besten  und 
ehrlichsten  Eathgebern  er  auch  zählte.  Ein  anderer  Oesterreicher,  der  in  den 
sechziger  Jahren  Leibarzt  desselben  Herrschers  war  und  diesen  günstig  beeinflusste, 
hiess  Dr.  Polack,  dem  wir,  nebstbei  bemerkt,  ein  vorzügliches  Werk:  „Per- 
sien   und  seine  Bewohner"  verdanken.^)  Heute  finden  wir  noch  in  Rang 

1)  Als  genauer  Kenner  Persiens  ist  auch  der  berühmte  ungarische  Forschungs- 
reisende Professor  Hermann  Vämb^ry  bekannt.  Derselbe  hat  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  der  Erforschung  Mittelasiens  Hervorragendes  geleistet.  Von  seinen  vielen  Publi- 
cationen  seien  genannt:  „Wanderungen  in  Persien",  „Geschichte  Bocharas",  „Skizzen 
aus  Mittelasien",  „Zentralasien  und  die  englisch-russische  Grenzfrage",  „Reise  in  Mittel- 
asien", „Russlands  Machtstellung  in  Centralasien." 
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und  Stellung  zu  Teheran  die  Generale  Wagner  v.  Wetterstädt,  Geisler 
und  Ziegler,  die  als  Armeeinstructoren  in  Persien  verdienstvolles  leisteten. 
Der  erstere  erfreut  sich  eines  gewissen  Einflusses  bei  dem  jetzigen  Schah.  Ein 
ehemaliger  österreichischer  Lieutenant,  Conte  Montefiorte,  befand  sich  zur 
Zeit  Nasr-edins  mit  Generalsrang  in  persischen  Diensten  und  hatte  an  dem 
Hofe  des  Schahs  die  Function  eines  sogenannten  „Diplomateneinführers"  auszu- 
üben. Ein  gebürtiger  Tiroler,  ehemaliger  österreichisch-ungarischer  Unterofficier, 
Karl  Motte  s,  wurde  persischer  Feldmarschall-Lieutenant  und  Khan  und  stand 
bei  dem  früheren  Kriegsminister,  einem  Bruder  des  Schahs,  in  hohen  Gnaden. 
Dasselbe  galt  von  Oberst  Baron  St  au  dach  u.  a.  m.  Der  ehemalige  k.  k. 
Postrath  Gustav  Riederer  Eitter  v.  D  a  c  h  s  b  e  r  g,  ist  der  Schöpfer  der 
jetzigen  Posteinrirhtungen,  und  der  ehemalige  k.  k.  Hauptmünzdirector  Franz 
Pechar  Ritter  v.  Prägen  b  er  g,  der  Reorganisator  des  Münzwesens  in 
Persien.  Aus  den  Berichten  des  Erstgenannten  will  ich  einiges  anführen 

Vor  dem  Jahre  1874  befand  sich  das  persische  Briefpostwesen  in  den 
Händen  eines  Chefs  der  Posthäuser,  der  den  ganzen  Betrieb  von  der  Regierung 
in  Pacht  hatte. 

Zur  Charakterisierung  dieses  Systems  diene  folgendes:  War  der  eingelangte 
Brief  nicht  für  eine  hohe  Person,  so  wurde  er  dem  Adressaten  vorläufig  gezeigt 
und  erst  dann  ausgefdgt,  sobald  er  sich  mit  dem  Postboten  wegen  des  Trink- 
geldes abgefunden  hatte.  Riederer  erzählt,  dass  kurz  nach  seinem  Eintreffen 
selbst  der  Chef  der  Posthäuser  eingelangte  Geldbriefe  zurückhielt,  weil  er  Geld 
benöthigte.  Allerdings  war  er  höflich  genug  den  Adressaten  hievon  zu  verstän- 
digen, u.  zw.  mit  dem  Bedeuten,  dass  er  das  Geld  in  Raten  zurückzahlen  werde. 
Solche  Zustände  fand  Postrath  Riederer  als  er  im  Jahre  1875  in  Persien 
einlangte. 

„Ich  begann,"  so  schreibt  er  in  einem  seiner  Berichte,  „mit  15 — 1800 
Francs  den  Versuch  einer  kleinen  Landpost  um  Teheran,  richtete  hiezu  Leute 
ab,  schaffte  kleinweise  Materialien,  Dienstpapiere  und,  was  die  Hauptsache  war, 
Briefmarken  herbei,  bis  es  mir  im  Spätherbste  endlich  pelang,  eine  Summe  von 
8000  Francs  zur  Errichtung  einer  grösseren  Post  zu  erobern. 

Mit  diesem  Gelde  riskierte  ich  die  Eröffnung  des  Postcuises  zwischen 
Teheran-Täbriz  und  Tjulfa.  Gerade  13  Monate  nach  meinem  Eintreffen  in  Teheran 
wurde  der  erste  regelmässige,  wöchentlich  einmalige  Reitpostcurs  auf  der  benannten 
Route  eröffnet.  Aber  nur  dem  Aufgebote  der  höchsten  Energie  gelang  es,  den 
Intriguen  der  zahlreichen,  durch  meine  Bestrebungen  in  ihrem  Einkommen  Be- 
drohten, die  persische  Post  nach  europäischem  Muster  zu  organisieren.  Langsam 
gewöhnte  sich  das  Publicum  an  die  neue  Ordnung  und  seit  dem  1.  September  1877 
bildet  Persien  ein  Glied  des  allgemeinen  Weltpostvereines".  —  Im  selben  Jahre  trat 
Herr  v.  Riederer  aus  persischem  Dienste.  Ergötzlich  ist  auch  folgendes.  Der 
Schah  Hess  im  Jahre  1874  in  allen  Gouvernementsstädten  Briefkasten  anbringen, 
mit  dem  Bedeuten,  dass  jedermann  Beschwerden  im  brieflichen  Wege  direct  an 
ihn  gelangen  lassen  könne.  Die  Gouverneure  waren  mit  dieser  Einführung  natür- 
lich nicht  zufrieden,  Hessen  die  Beschwerdeführer  einfangen  und  ihnen  die  Ba- 
stonade   geben.  —  Karl    Freiherr    v.  Teufen  stein,    ein  Landsmann,   derzeit 
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im  k.  und  k.  Consulatsdienste,  war  in  den  Jahren  1881  und  1882  als  Gouver- 
neur von  Sawah  thätig. 

Er  schildert  die  damaligen  persischen  Verwaltungszustände:  „Ein  Ministe- 
rium im  europäischen  Sinne  existiert  nicht.  Das  Bureau  wird  am  jeweiligen  Auf- 
enthaltsorte des  Ministeriums  aufgeschlagen:  Im  Vorzimmer  des  königlichen  Pa- 
lastes, auf  der  Strasse,  im  Cafe  ....  Der  Gouverneur  einer  Provinz  ist  höchste 
Instanz  in  allen  Angelegenheiten.  Er  hat  nur  die  vorgeschriehene  Steuer-  und 
Pachtsumme  zu  entrichten,  im  übrigen  kümmert  sich  niemand  um  sein  Gebaren. 
Die  Pachtsummen  für  die  einzelnen  Provinzen  werden  Pishkish  (Geschenke)  genannt, 
sind  meistens  bestimmt  und  werden  nur  zeitweilig  im  Licitationswege  überboten. 

Dieses  System  geht  vom  Schah  aus  und  pflanzt  sich  fort  bis  zu  den  Sous- 
gouverneuren  und  Districtsvorständen,  gleich  dem  System  der  Armeeverwaltung, 
wo  sich  der  Genoral,  der  sich  sein  Eegiment  erkauft  hat,  für  sein  so  ausgelegtes 
Capital  an  den  Stabsoffi eieren,  diese  an  den  Hauptleuten  und  die  letzteren  endlich 
an  der  Mannschaft  schadlos  halten,  indem  sie  ihre  Leute  entweder  für  Geld 
beurlauben   oder   i:egen   Procente  im  Bazar  arbeiten,  statt  Dienst  machen  lassen. 

In  Persien  bestehen  keine  bestimmten  Gehaltsnormen  für  Beamte  und  es 
geniesst  auch  der  Gouverneur  aus  den  Einkünften  der  Provinz  gewöhnlich  nur 
ganz  unbedeutende  Bezüge.  Desto  reichlicher  fliessen  ihm  andere  Einnahmsquellen, 
die  ihm  die  ausf/elegte  Pachtsumme  vielfach  wiederersetzen." 

Der  Vorgänger  Teufen  st  eins  hatte  z.  B.  25.000  Francs  als  Geschenke 
für  die  Provinz  gezahlt  und  es  wurde  gesagt,  dass  er  80.000  Francs  als  Rein- 
gewinn erübrigte- 

Jeder,  vom  ersten  Steuereinnehmer  angefangen  bis  zum  Gouverneur  selbst, 
erhebt  einen  höheren  Betrag  als  in  der  Steuerrolle  angegeben  ist.  Es  kommt 
vor,  dass  in  den  Steuerlisten  ganze  Dörfer  aufgenommen  bleiben,  die  schon  seit 
Jahren  von  ihren  Insassen  verlassen  wurden;  dagegen  hat  der  Gouverneur  Grund, 
solange  als  möglich  den  Bestand  neuer  Ortschaften  zu  verschweigen. 

Ich  schliesse  meine  Ausführungen  über  Persien,  noch  beifügend,  dass  dort 
zur  Zeit  im  ganzen  beiläufig  40  österreichisch-ungarische  Unterthanen  ansässig 
sein  werden.  Kürzlich  wurden  von  dem  Unternehmer  des  Bahnbaues  Teheran- 
Erzerum-Tiflis,  einem  Dalmatiner,  500  Arbeiter  gedungen,  die  zumeist  aus  un- 
serem Küstenlande  stammen  sollen. 

Dem  Ende  meiner  Abhandlung  zueilend,  darf  ich  nicht  eines  ganzen  Erd- 
theiles  vergessen,  das  ist  Australiens.  Auch  hier  hat  sich  eine  grössere  Anzahl 
von  Landsleuten  niedergelassen.  Allein  es  war  der  österreichisch-ungarischen 
Colonialgesellschaft  während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestandes  noch  nicht  möglich, 
nähere  Daten  über  dieselben  zu  erlangen.  Ich  kann  nur  kurz  erwähnen,  dass  der 
Eeichsrathsabgeordnete  B  i  a  n  k  i  n  i  die  Anzahl  seiner  engeren  Landsleute,  der 
dalmatinischen  Croaten  in  Nord-  und  Südamerika,  dann  Australien  auf  50.000 
Personen  schätzt. 

Bemerkenswert  sind  einige  Oesterreicher,  welche  zur  Erforschung  Austra- 
liens wesentlich  beigetragen  haben.  Zunächst  der  jetzige  Custos  am  Landesmuseum 
zu  Linz,  Herr  Andreas  Reise hek,  der  13  Jahre  auf  Neuseeland  zubrachte. 
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Er  richtete  zu  Aukland  das  Museum  ein  und  brachte  eine  ethnograpliisch-zoolo- 
gische  Sammlung;  in  die  Heimat,  für  welche  ihm  die  Engländer  72.000  fl.  boten. 

Ein  vorzüglicher  Kenner  Australiens  war  ferner  der  Geologe  Karl  Frei- 
herr V.  E  0  ull  0  n  -  No  rb  e  ck,  das  unvergessliche  Vorstandsmitglied  der  öster- 
reichisch-ungarischen Colonialgesellschaft,  dessen  erfolgtes  tragisches  Ende  auf 
Guadakanar,  anlässlich  einer  wissenschaftlichen  Expedition  in  Australien  noch 
lebhaft  in  unser  aller  Erinnerung  steht. 

Nicht  minder  hat  sich  Dr.  Max  Kitter  v.  P  r  o  s  k  o  w  e  t  z  durch  eine 
Forschungsreise  in  Australien  bekannt  gemacht. 

Das,  was  ich  über  unsere  lieben  Landsleute  in  der  weiten  Welt  zu  sagen 
wusste,  es  war  sicherlich  nicht  allzuviel,  das  Bild,  welches  ich  über  die  gewon- 
nene Fühlung  der  Colonialgesellschaft  mit  diesen  geben  konnte,  es  darf  keinen 
Anspruch  auf  Vollständigkeit  machen,  allein  wenn  bedacht  wird,  dass  wir  hier 
mit  den  Früchten  einer  erst  einjährigen  Thätigkeit  zu  rechnen  haben,  dann  dürfen 
wir  diese  Früchte  wahrlich  nicht  zu  gering  veranschlagen! 

Auf  jeden  Fall  glaube  ich  an  der  Hand  von  Beispielen,  insbesondere  hin- 
sichtlich der  Erfolge  der  Deutschen  in  Südamerika,  speciell  Brasilien,  den  Beweis 
erbracht  zu  haben,  dass  die  österreichisch-ungarische  Colonialgesellschaft  keine 
utopischen  Ziele  verfolgt. 

Wir  brauchen  ganz  einfach  praktische  Nachahmer  zu  werden,  um  in 
absehbarer  Zeit  auf  dem  Gebiete  der  überseeischen  Culturarbeit  ähnliche  Erfolge 
zu  erzielen. 

Eingedenk  des  schönen  alten  Spruches :  „0  e  s  t  c  r  r  e  i  c  h  k  a  n  n  a  1 1  e  s, 
w  c  n  n  e  s    n  u  r  w  i  1 1 !  '^ 

Unser  allergnädigster  Herr  und  Kaiser  hat  vor  nicht 
langer  Zeit  darauf  hingewiesen,  dass  der  Umfang  des  Aussen- 
handels  unseres  Reiches  gegenüber  demjenigen  anderer 
Staaten  weit  zurücksteht,  und  es  die  höchste  Zeit  ist,  unse- 
rem Handel,  unserer  Industrie  fremde  Märkte  zu  er- 
s  c  h  1  i  e  s  s  e  n. 

Fürwahr  eine  ernste  Mahnung  aus  Allerhöchstem  Munde,  zur  rechten  Stunde  1 

Wer  von  uns  allen  wäre  nicht  durchdrungen  von  der  Wahrheit  dessen, 
was  Se.  Majestät  zum  Ausdrucke  brachte,  wer  von  uns  allen  würde  nicht  bereit 
sein,  mit  seinen  ganzen  Kräften  beizutragen,  den  Wunsch  des  erlauchten  Herr- 
schers, die  gedachte  Situation  zum  bessern  zu  wenden,  zu  erfüllen? 

Handelt  es  sich  doch  um  eine  heilige  Sache:  Die  Wohlfahrt  unseres 
geliebten  Vaterlandes! 

Nun,  gerade  zu  dem  Zwecke,  auf  die  von  Sr.  Majestät  an- 
gegebene Art  und  Weise  wirken  und  schaffen  zu  können, 
wurde  ja  die  österreichisch-ungarische  Colonialgesellschaft, 
u.  zw.  anlässlich  des  herannahenden  Kaiserjubiläums  gegrün- 
det, in  der  Absicht,  dieselbe  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  so- 
weit als  möglich  „Viribus  unitis"  auszugestalten. 

Bei  diesem  patriotischen  Unternehmen  soll  und  muss  jede  kleinliche  Eifer- 
sucht unterdrückt  werden,  und  nicht  nur  an  den  Kaufmann,  Industriellen  allein. 
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sondern  an  alle  Patrioten  ergeht  der  Aufruf,  das  Programm  der  österreichisch- 
ungarisclien  Colonialgesellscliaft  verwirklichen  zu  helfen.  Die  schönsten  Ansätze 
hiezu  sind  bereits  gegeben.  Wo  immer  wir  durch  unsere  Auswanderer  die  Grün- 
dung von  Niederlassungen  oder  die  Festsetzung  heimischer  commercieller  Pion- 
niere  begünstigen  werden,  wir  kommen  nicht  um,  die  Eifersucht  der  Eegierungen 
solcher  Länder  zu  erwecken,  da  wir  in  diesen  nur  Märkte  suchen.  Wie  diese  zu 
erreichen  sind,  hatte  ich  Gelegenheit,  vorstehend  des  näheren  zu  erläutern.  Er- 
leichtern wir  uns  die  Aufgabe  durch  die  Ausdehnung  der  Verbindungen  mit 
unseren  Landsleuten  in  der  weiten  Welt,  und  versuchen  wir  mit  den  Regierungen 
geeigneter  Einwanderungsländer  freundschaftliche  Beziehungen  anzuknüpfen. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  südamerikanischen  Staaten  kaum  vom  Stadium 
der  Viehzucht  in  das  des  Ackerbaues  übergetreten  sind.  Daraus  allein 
dürfen  wir  ermessen,  welches  wichtige  Absatzgebiet  gerade 
hier  für  die  Monarchie  durch  Geduld  und  Ausdauer  erobert 
werden  könnte,  sobald  eine  gi-osse  mit  der  Heimat  in  Füh- 
lung bleibende  Einwanderungsmasse  die  Früchte  ihres 
Fleisses  an  Rohproducten  gegen  Industrie-Erzeugnisse  regel- 
mässig  auszutauschen  vermöchte! 

Prophetisch  in  die  Zukunft  blickend,  müssen  wir  unsere  Landsleute  im 
Auslande  stärken.  Lassen  wir  sie  die  Heimat  nicht  vergessen  und  sie  werden 
mit  allen  ihren  Erfahrungen  und  materiellen  Erwerbungen  derselben  nicht  ver- 
loren gehen. 

Ich  schliesse  hiemit,  indem  ich  der  Hoffnung  Ausdruck  gebe,  dass  alle 
Patrioten  die  Bestrebungen  der  österreichisch-ungarischen  Colonialgesellschaft 
unterstützen  und  auf  diese  Art  beitragen  werden,  unseren  Nachkommen  ein  Erbe 
zu  hinterlassen,  das  uns  den  Dank  des  Vaterlandes  für  alle  Zeiten  sichern  muss! 


DAS  GESETZ  VOM  9.  MÄRZ  1897,  ß.-G.-BL.  Nl  195, 

BETEEFFEND  DIE 

BESTEUERUNG  DES  UMSATZES 
EFFECTEN  (EFFECTEN-ÜMSATZSTEUER). 

VON 

'  DR-  CAEL  FEEIHEEEN  v.  LEMPEUCH. 


Am  1.  Jänner  1893  ist  das  Gesetz  vom  18.  September  1892,  R.-G.-Bl. 
Nr.  172,  ins  Leben  getreten,  womit  eine  besondere  Verkehrsabgabe  vom  Umsätze 
von  Effecten  (Wertpapieren),  die  Effectenumsatzsteuer,  eingeführt  wurde.  Dieses 
Gesetz,  das  Resultat  einer  mehr  als  ein  Decennium  währenden  Entwicklung,  die 
von  politischer  Leidenschaft  nicht  unberührt  geblieben  ist,  ist  im  zweiten  Bande 
dieser  Zeitschrift  mitgetheilt  worden  und  hat  hiebei  eine  eingehende  Besprechung 
durch  den  nunmehr  verewigten  Reichsrathsabgeordneten  Dr.  Freiherrn  v.  S  o  m- 
maruga,  einen  Mitarbeiter  an  dem  legislativen  Werke,  erfahren. 

Dank  der  weitgehenden  Rücksicht,  welche  in  dem  Gesetze  auf  die  ver- 
schiedenen Geschäftsformen  des  Effectenverkehres  an  der  Börse  und  ausserhalb 
derselben  genommen  war,  hat  sich  die  neue  Steuer  ohne  übermässige  Schwierig- 
keiten und  —  entgegen  den  vielfach  laut  gewordenen  Befürchtungen  —  ohne 
Beeinträchtigung  des  Effectenhandels  eingelebt.  Eben  diese  Erfahrung,  dass  die 
voraussichtlichen  Wirkungen  der  neuen  Steuer  auf  den  Geschäftsverkehr  sehr 
überschätzt  worden  waren,  Hess  aber  auch  die  grosse  Vorsicht,  welche  bei  einem 
Steuersatze  von  10  kr.  (für  ausländische  Effecten  von  20  kr.)  für  jeden  „ein- 
fachen Schluss''  stehen  geblieben  war,  als  übertrieben  erscheinen  und  legte  den 
Gedanken  einer  ausgiebigen  Steuererhöhung  nahe. 

In  der  That  währte  es  nicht  lange,  dass  dieser  Gedanke  auch  parlamen- 
tarisch zum  Ausdrucke  kam:  schon  Ende  1894  und  Anfangs  1895  wurden  im 
Abgeordnetenhause  Initiativanträge  (1056  und  1131  der  Beilagen  zu  den  steno- 
graphischen Protokollen  der  XI.  Session)  eingebracht,  welche  auf  eine  wirksamere 
Ausgleichung  der  auf  dem  unbeweglichen  und  dem  beweglichen  Capitale  lastenden 
Verkehrsabgaben  durch  eine  Ermässigung  der  Immobilargebüren  und  eine  gleich- 
zeitige Erhöhung  der  Effectenumsatzsteuer  auf  das  Dreifache  oder 
Fünffache  abzielten.  Es  konnte  indessen  nicht  zweifelhaft  bleiben,  dass  die 
Reform    des    Effectenumsatzsteuergesetzes    sich    auf  eine    einfache   Erhöhung    des 
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Steuersatzes  nicht  beschränken  könne.  Schon  eine  oberflächliche  Betrachtung 
niusste  nämlich  zu  der  Wahrnehmung  führen,  dass  die  durch  das  Gesetz  vom 
Jahre  1892  eingeführte  Berechnung  der  Steuer  nach  usancemässigen  Börse- 
schlüssen, d.  i.  nach  dem  Nominalbetrage  oder  der  Stückzahl  der  Effecten,  bei 
einem  uniformen  Steuersatze  dem  wahren  Werte  der  einzelnen  Effectengattungen 
nicht  Rechnung  trägt  und  grosse  Ungleichheiten  in  der  Besteuerung  zur  Folge 
hat,  die  eben  nur  solange  vernachlässigt  werden  können,  als  der  Steuersatz  in 
jenem  geringen  Betrage,  wie  ihn  das  Gesetz  vom  Jahre  1892  festgestellt  hatte, 
bestand,  bei  einer  stärkeren  Erhöhung  desselben  aber  sofort  lebhaft  empfunden 
worden  wären.  Dieser  Erkenntnis  zum  Durchbruche  zu  verhelfen,  dazu  trüg  die 
damalige  Marktlage  wesentlich  bei.  In  das  Jahr  1894  und  die  ersten  zehn  Mo- 
nate des  Jahres  1895  fällt  nämlich  eine  Preissteigerung  auf  den  Effectenmärkten, 
welche  eine  gründliche  Umwälzung  in  den  Wertverhältnissen  unserer  Effecten 
herbeiführte,  auf  die  festverzinslichen  Schuldtitres  einerseits  und 
die  Actien  (Dividendenpapiere)  andererseits  aber  sehr  verschieden 
wirkte;  nur  bei  den  letzteren  konnte  das  geänderte  Werturtheil  in  den  Courseri 
zum  vollen  Ausdrucke  kommen,  während  bei  den  ersteren  durch  die  Conver- 
tierungsmöglichkeit  eine  stärkere  üeberschreitung  des  Paricourses  ausgeschlossen 
blieb.  Die  Folge  davon  war,*  dass  der  Wert  des  mit  10  kr.  besteuerten  einfachen 
Schlusses  bei  Dividendenpapieren  und  namentlich  bei  den  gangbarsten  Specula- 
tionseffecten,  den  Creditactien,  Staatsbahnactien  u.  s.  w.  eine  weit  grössere  Er- 
höhung erfuhr  als  bei  den  festverzinslichen  Anlagepapieren,  und  dass  die  aus 
der  Werterhöhung  bei  gleichbleibender  Steuer  resultierende  verhältnismäs- 
sige Verringerung  der  Steuerlast  zu  Gunsten  der  Dividendenpapiere  viel  stärker 
als  zu  Gunsten  der  Anlagepapiere  hervortrat.  Eine  Begünstigung  der  Umsätze  in 
Actien  gegenüber  jenen  in  festverzinslichen  Werten  und  namentlich  in  Renten 
war  von  der  Gesetzgebung  gewiss  nicht  beabsichtigt  worden,  und  doch  stellte 
sich  eine  solche  Begünstigung  infolge  der  Steuereinheit  des  „einfachen  Schlusses" 
in  Verbindung  mit  dem  uniformen  Steuersatze  thatsächlich  heraus  und  wurde 
durch  die  Hausseepoche,  deren  Resultate  auch  die  nachgefolgte  Krise  nur  zum 
Theile  zerstört  hat,  nur  noch  schärfer  accentuiert. 

Die  hauptsächlich  durch  dieses  Missverhältnis  bedingte  Nothwendigkeit,  mit 
der  Erhöhung  des  Steuersatzes  auch  eine  Revision  anderer  wesentlicher  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  Jahre  1892  zu  verbinden,  wurde  denn  auch  anlässlich 
der  Vorberathung  der  oberwähnten  Initiativanträge  im  Budgetausschusse  des 
Abgeordnetenhauses  sowohl  von  der  Regierung,  als  auch  vom  Ausschusse  aner- 
kannt: der  Finanzminister  Dr.  Edler  v.  Plener  gab  die  Erklärung  ab,  dass 
die  Regierung  an  eine  Reform  der  Effectenumsatzsteuer  zu  schreiten  entschlossen 
sei,  welche  nicht  nur  eine  Erhöhung  des  Steuersatzes,  sondern  auch  eine  mate- 
rielle Revision  des  Gesetzes  vom  Jahre  1892  in  sich  schliessen  werde,  und  der 
Budgetausschuss  fasste  zwar  den  Beschluss,  mit  Rücksicht  auf  diese  Regierungs- 
erklärung von  einem  concreten  Antrage  vorläufig  abzusehen,  wies  aber  in  seinem 
Berichte  vom  10.  Mai  1895  (1025  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Pro- 
tokollen der  XI.  Session)  deutlich  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  bei  der  auf  die 
Erhöhung    der   Steuer   abzielenden   Reform    den    thatsächlichen    Wertverhältnissen 
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der  Börseeffecten    besser   Kechnung    zu    tragen,  als   dies  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  Jahre  1892  möglich  war. 

Noch  im  Jahre  1895  wurde  von  der  Eegierung  die  legislative  Action 
durch  Einberufung  einer  Enquete  von  Fachmännern  eingeleitet,  die  vom  16. 
bis  18.  December  1895  abgehalten  wurde  ^)  und  auf  Grund  eines  sechs  Punkte 
umfassenden  Questionnaire  die  wichtigsten  Fragen,  welche  für  die  Reform  der 
Umsatzbesteuerang  in  Betracht  zu  ziehen  waren,  einer  Erörterung  unterzog.  Den 
Hauptgegenstand  der  Discussion  bildete  die  Frage,  ob  es  sich  empfehle,  anstatt 
der  Bemessung  der  Effectenumsatzsteuer  nach  der  Anzahl  der  usancemässigen 
einfachen  Schlüsse  die  Steuerbemessung  nach  dem  beim  Geschäfte  vorkommenden 
Geld  Umsätze,  beziehungsweise  dem  Courswerte  der  umgesetzten  Effecten  einzu- 
führen. Sämmtliche  Experten,  mit  Ausnahme  eines  einzigen,  verneinten  diese 
Frage  auf  das  entschiedenste  und  befürworteten  auch  für  den  Fall  einer  Steuer- 
erhöhung die  Beibehaltung  der  bisherigen,  den  Formen  des  Geschäftsverkehres 
angepassten  Steuereinheit  des  einfachen  Schlusses;  namentlich  die  Geschäfts- 
führung des  Arrangementsbureaus  an  der  Wiener  Börse,  in  minderem  Grade  aber 
auch  jene  der  einzelnen  Effectenhändler,  würde  durch  die  Aenderung  der  Grund- 
lage der  Steuerbemessung  ausserordentlich  erschM^ert  und  compliciert.  Zwar  seien 
die  theoretischen  Bedenken  gegen  die  bisherige  Steuereinheit  zuzugeben,  allein 
sie  seien  nebensächlich  im  Vergleiche  zu  dem  grossen  Vortheile  der  p]infachheit 
und  der  leichten  Handhabung;  viel  eher  könne  der  Verkehr  eine  selbst  beträcht- 
liche Steigerung  der  Steuerlast,  als  eine  Erschwerung  der  manipulativen  Ver- 
pflichtungen, wie  sie  die  Einführung  der  Besteuerung  nach  dem  Geldumsätze 
mit  sich  brächte,  vertragen.  Der  Experte  Dr.  Weishut  blieb  mit  seiner  gegen- 
theiligen  Ansicht  vereinzelt.  Einen  Sonderstandpunkt  nahm  auch  der  Experte 
Dr.  Wittelshöfer  insoferne  ein,  als  er  zwar  für  die  Beibehaltung  des  ein- 
fachen Schlusses  als  Steuereinheit  eintrat,  aber  mehrfache  Differenzierungen  des 
Steuersatzes,  u.  zw.  sowohl  nach  einigen  wenigen  grossen  Wertstufen 
als  auch  nach  Geschäftskategorien  vorschlug;  in  letzterer  Beziehung 
befürwortete  er  namentlich  eine  stärkere  Belastung  der  Geschäfte  in  Divi- 
dendenpapieren im  Vergleiche  zu  jenen  in  festverzinslichen  Titres, 
weil  erstere  Papiere  vermöge  ihrer  lebhafteren  Coursbewegung  zur  Erzielung  von 
Coursgewinnen,  die  durch  die  Steuer  getroffen  werden  sollen,  sich  in  höherem 
Maasse  eignen  als  letztere;  ferner  beantragte  er  eine  mildere  Behandlung  der 
Vermittlungsgeschäfte  im  wirtschaftlichen  Sinne  des  Wortes, 
d.  i.  der  Geschäfte  der  Sensale,  Agenten,  Commissionäre  und  Coulissiers,  soferne 
der  Schluss  und  der  compensierende  Gegenschluss  mit  den  beiden  Vertrags- 
parteien, zwischen  denen  die  Vermittlung  stattfindet,  an  einem  und  demselben 
Tage  erfolgt,  was  vom  Arrangementbureau  auf  Grund  täglicher  Aufgabe  der 
Geschäftsabschlüsse  zu  constatieren  wäre.  Diese  Anträge,  welche  zum  Theile  vom 
Experten  Dr.  Weishut  unterstützt  und  erweitert  wurden,  fanden  nicht  die 
Zustimmung    der    übrigen    Enquetemitglieder,    welche    zwar    deren    wohlwollende 

^)  Das  stenographische  Protokoll  der  Enquete  wurde  der  Regierungsvorlage, 
1378  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses, 
XI.  Session,  1896,  als  Anlage  2  beigedruckt. 
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Tendenz  anerkannten,  aber  die  damit  verbundenen  praktischen  Complicationen 
auf  das  lebhafteste  perhorrescierten. 

Dass  dieses  Kesultat  der  Enquete  die  Eegierung  nicht  ermuthigen  konnte, 
die  projectierte  Aenderung  der  Steuereinheit  --  noch  dazu  angesichts  der  ein- 
getretenen Börsenkrise  —  durchzuführen,  ist  begreiflich,  und  in  der  That  wurde 
dieser  Gedanke  in  der  vom  Finanzminister  Dr.  Ritter  v.  B  i  1  i  h  s  k  i  —  dem 
ehemaligen  Berichterstatter  des  Gebürenausschusses  des  Abgeordnetenhauses,  der 
in  dieser  Ei'j;enschaft  den  grundlegenden  Entwurf,  aus  dem  das  Gesetz  vom 
Jahre  1892  hervorgegangen,  verfasst  hat  —  im  Februar  1896  eingebrachten 
Regierungsvorlage  (1378  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Proto- 
kollen des  Abgeordnetenhauses,  XI.  Session)  fallen  gelassen.  Statt  dessen  unter- 
nahm es  die  Regierung,  durch  Differenzierung  des  Steuersatzes  in 
der  Weise,  dass  für  Dividendenpapiere  (Actien)  eine  bedeutend  stärkere 
Erhöhung  des  Satzes  (auf  50  kr.  per  Schluss)  als  für  Anlagepapiere  (auf 
20  kr.  per  Schluss)  bestimmt  wurde,  den  Unzukömmlichkeiten,  welche  infolge 
der  Steuereinheit  des  einfachen  Schlusses  in  Verbindung  mit  dem  uniformen 
Steuersatze  hervorgetreten  waren,  nach  Thunlichkeit  abzuhelfen  und  auch  eine 
stärkere  Belastung  der  Speculation  gegenüber  den  Anlagekäufen  zu  erreichen; 
die  im  Gesetze  vom  Jahre  1892  enthaltene  Differenzierung  des  Steuersatzes,  je 
nachdem  es  sich  um  inländische  oder  ausländische  Effecten  handelte,  wurde  da- 
gegen beseitigt.  Diese  Regierungsvorlage  wurde  im  Gebürenausschusse  des  Abge- 
ordnetenhauses der  Vorberathung  und  mehrfachen  Abänderungen  unterzogen.  Der 
Ausschussbericht  (Berichterstatter  Dr.  Ritter  v.  Krainski)  vom  26.  April  1896 
(1475  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen,  XI.  Session)  gelangte 
erst  im  December  1896  zur  Plenarberathung  im  Abgeordnetenhause,  der  im 
Jänner  1897  die  Behandlung  der  Vorlage  durch  das  Herrenhaus  folgte.  Die 
finanzielle  Commission  des  Herrenhauses  (Berichterstatter  Ritter  v.  G  o  m  p  e  r  z) 
beantragte  in  ihrem  Berichte  vom  9.  Jänner  1897  (699  der  Beilagen  zu  den 
stenographischen  Protokollen  des  Herrenhauses,  XI.  Session)  eine  einzige  Aen- 
derung an  den  Beschlüssen  des  Abgeordnetenhauses,  welche  sich  auf  die  Begün- 
stigung des  Kleinverkehres  in  inländischen  Losen  bezog.  Der  mit  dieser  Aende- 
rung angenommene  Gesetzentwurf  wurde  sohin  vom  Abgeordnetenhause,  welches 
sich  dem  Herrenhausbeschlusse  accomodierte,  am  22.  Jänner  1897  in  zweiter 
und  dritter  Lesung  zum  Beschlüsse  erhoben,  worauf  die  Sanction  des  Gesetzes 
vom  9.  März  1897  erfolgte. 

Die  Kundmachung  des  Gesetzes  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  ungünstige 
Lage  des  Effectenmarktes  bis  zum  31.  August  1897  aufgeschoben,  so  dass  die 
Wirksamkeit  desselben  mit  Rücksicht  auf  die  zweimonatliche  vacatio  legis  mit 
1.  November  1897  begann. 

Die  hiezu  erlassene  Durchführungsverordnung  des  Finanzministers  vom 
21.  September  1897,  R.-G.-Bl.  Nr.  222,  enthält  die  Regelung  zahlreicher,  für 
die  Steuerentrichtung  wichtiger  Detailfragen.  Ausserdem  wurde  mit  dem  Finanz- 
ministerialerlasse  vom  6.  October  1897,  Z.  50.206,  eine  „Instruction  zur  An- 
wendung des  Gesetzes  vom  9.  März  1897"  herausgegeben,  worin  der  Inhalt  der 
zur  Interpretation    des    Gesetzes   vom   Jahre  1892    ergangenen  zahlreichen  Mini- 
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sterialerlässe,  soweit  er  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  noch  anwendbar 
ist,  zusammengefasst  und  durch  Hinzufügung  neuer  Erläuterungen  ein  förmlicher 
officieller  Commentar  des  neuen  Gesetzes  geschaffen  wurde. 


Was  beim  neuen  Gesetz  zunächst  auffällt  und  auch  allseitige  Anerkennung 
gefunden  hat,  ist  der  Umstand,  dass  es,  wiewohl  es  die  wichtigsten  Grundsätze 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1892  beibehält,  sich  doch  nicht  auf  eine  blosse  Ab- 
änderung dieses  Gesetzes  beschränkt,  sondern  im  Interesse  der  Uebersichtlichkeit 
des  Rechtsstoffes  dasselbe  zur  Gänze  aufhebt  und  durch  eine  einheitliche  Neu- 
regelung der  ganzen  Materie  ersetzt. 

Der  Gegenstand  der  Steuer  nach  dem  neuen  Gesetze  ist  im  Allgemeinen 
derselbe,  wie  nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1892,  nämlich  der  Umsatz  von 
Effecten  (Wertpapieren),  d.  i.  solcher  Papiere,  welche  ihrer  Beschaffenheit 
nach  zum  börsemässigen  Verkehre  geeignet  sind^),  sie  mögen  thatsächlich  an 
einer  Börse  gehandelt  werden  oder  nicht.  Ausdrücklich  ausgeschlossen 
aus  dem  Kreise  der  Effecten,  deren  Umsatz  der  Steuer  unterliegt,  sind  die  zu 
einem  festen  Zahlungstermine  und  einem  festen  Betrage  zahlbaren 
Wertpapiere,  namentlich' We  ch sei,  kaufmännische  Anweisungen,  gezogene  Wert- 
papiere, Coupons  mit  festgesetztem  Auszahlungsbetrage,  Cassenscheine  u.  s.  w., 
deren  Escompte  zwar  zu  den  Geschäften  der  Effectenbörsen  gehört,  die  aber 
weder  dem  Zwecke  dauernder  Capitalsanlage  dienen,  noch  das  durch  die  Mög- 
lichkeit von  Coursschwankungen  bedingte  aleatorische  Moment  aufweisen;  der 
Valuten-  und  Devisen  handel  wird  aus  ähnlichen  Erwägungen,  wie  schon 
im  Jahre  1892,  nämlich  mit  Rücksicht  auf  den  noch  nicht  völlig  geregelten 
Zustand  unserer  Valuta,  gleichfalls  von  der  Umsatzsteuer  freigelassen. 

Ob  das  Geschäft,  auf  Grund  dessen  der  Effectenumsatz  erfolgt,  ein  Börsen- 
geschäft ist  oder  ausserhalb  der  Börse  geschlossen  wurde,  macht  im 
Principe  für  die  Steuerpflicht  nach  dem  neuen  Gesetze  so  wenig  als  nach  dem 
alten  einen  Unterschied,  und  die  in  der  Oeffentlichkeit  von  mancher  Seite  kund- 
gegebene Tendenz,  ein  Specialgesetz  gegen  die  Börse,  ein  Börsensteuergesetz  im 
engsten  Sinne  des  Wortes,  zu  schaffen  und  den  gesunden  finanzpolitischen 
Gedanken,  welcher  in  der  Besteuerung  des  Verkehres  in  mobilen  Werten  gelegen 
ist,  einem  noch  unklaren  socialreformatorischen  Bestreben  unterzuordnen,  ist  auch 
im  neuen  Gesetze,  wie  es  uns  vorliegt,  nicht  zum  Ausdrucke  gelangt.  Diese 
principielle  Stellungnahme  des  Gesetzes  wird  dadurch  nicht  alteriert,  dass  es, 
wie    auch    schon    das    Gesetz    vom    Jahre  1892,    aus    praktischen    Gründen,   der 


*)  Diese  Definition  rührt  vom  Finanzminister  Dr.  Steinbach  her,  welcher  sie  in 
der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  4.  Februar  1892  in  Beantwortung  der  Anfrage, 
ob  auch  Sparcassabücher  unter  die  Effecten  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  rechnen  seien, 
aufstellte,  und  ist  in  den  §  2  der  Durchführungsverordnung  zum  Gesetze  vom  9.  März  1897 
übergegangen.  Sie  ist  in  der  Theorie  nicht  unbestritten  geblieben  (siehe  namentlich 
Weishut,  Der  Effectenumsatz  und  die  Börsengeschäfte,  sowie  deren  Besteuerung,  2.  Auf- 
lage, Wien,  1898,  S.  30  u.  ff.),  aber  auch  nur  in  der  Theorie,  wogegen  sich  in  der 
Praxis  ein  Zweifel  darüber,  was  unter  „Effecten"  im  Sinne  des  Effectenumsatz-Steuer- 
gesetzes  zu  verstehen  sei,  nicht  ergeben  hat. 
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schweren  Erfassbarkeit  wegen,  einen  Theil  des  ausserbörslichen  Effectenverkehres 
von  der  Steuerpflicht  ausnimmt  und  dieselbe  beim  ausserbörslichen  Verkehre  auf 
jene  Fälle  beschränkt,  wo  ein  gewerbsmässiger  Effectenhändler  oder  ein  Sensal 
thätig  ist,  oder  ein  Kostgeschäft,  bei  welchem  auch  ein  Kaufmann  zu  inter- 
venieren pflegt,  vorliegt. 

Für  die  Steuerpflicht  des  Umsatzes  ist  es  weiters  gleichgiltig,  ob  er  auf 
Grund  eines  Kauf-,  Verkaufs-  oder  Lieferungsgeschäftes  oder  eines  Kostgeschäftes 
oder  sonst  eines  entgeltlichen  Eechtstitels  erfolgt,  ferner  ob  es  sich  um  ein 
ursprüngliches  Geschäft  oder  um  die  Prolongation  eines  Geschäftes,  namentlich 
eines  Kostgeschäftes  handelt,  bei  dem  die  Abrechnung  über  das  ursprüngliche 
Geschäft  in  Verbindung  mit  der  Prolongation  einer  Rücklieferung  der  in  Kost 
gegebenen  Effecten  mit  unmittelbar  darauffolgender  neuerlicher  Hineingabe  der- 
selben gleichkommt.  Es  ist  jedoch  stets  als  das  Grundprincip  des  Gesetzes  festzu- 
halten, dass  nicht  der  Geschäfts  abschluss  —  wie  dies  nach  dem  deutschen 
Gesetze  über  die  Reichsstempelabgaben  der  Fall  ist  — ,  sondern  der  mit  der 
Erfüllung  des  Geschäftes  identische  Umsatz  das  Steuerobject  bildet,  ein 
Geschäft,  welches  unerfüllt  bleibt,  daher  in  der  Regel  kein  Gegenstand  der 
Steuer  ist.  Von  diesem  wichtigen  Principe  statuiert  das  Gesetz  nur  zwei  besonders 
begründete  Ausnahmen.  Erstlich  wird  —  wie  schon  im  Gesetze  vom  Jahre  1892  — 
in  Anlehnung  an  das  Handelsmäklergesetz,  welches  den  Sensalen  die  Ausfertigung 
von  Schlusszetteln  über  die  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte  zur  Pflicht  macht, 
und  um  der  Nothwendigkeit  zu  entgehen,  die  Sensale  der  für  den  ausserbörs- 
lichen Effectenhan del  bestehenden  Registerpflicht  zu  unterwerfen,  also  aus  rein 
technischen  Gründen  die  Steuerentrichtung  bei  den  durch  Sensale  ausserhalb  der 
Börse  vermittelten  Geschäften  durch  Stempelung  den  Schlusszettel  der  Sensale 
angeordnet,  somit  auf  den  Zeitpunkt  des  Geschäftsabschlusses  verlegt  und  von  der 
Erfüllung  des  Geschäftes  unabhängig  gemacht.  Die  zweite  Ausnahme  von  dem 
obigen  Grundsatze  ist  für  Prämiengeschäfte  vorgesehen  und  bildet  eine 
Neuerung,  welche  das  Gesetz  vom  Jahre  1892  noch  nicht  kannte.  Prämien- 
geschäfte sind  nämlich  nicht  nur,  wenn  auf  Grund  derselben  eine  Lieferung  von 
Effecten  thatsächlich  erfolgt,  sondern  auch,  wenn  der  Prämienzahler  von  seinem 
Rücktrittsrechte  gegen  Abandonnierung  der  Prämie  Gebrauch  macht,  steuer- 
pflichtig, was  das  Gesetz  durch  die  Anordnung  ausdrückt,  dass  bei  Prämien- 
geschäften der  Verfall  der  Prämie  oder  die  Stornierung  des  Geschäftes,  sofern 
dieselbe  nicht  am  Tage  des  Geschäftsabschlusses  selbst  erfolgt,  in  Absicht  auf 
die  Steuerpflicht  der  Lieferung  der  Effecten  gleichzuachten  ist.  Die  Regierungs- 
vorlage motiviert  diese  strengere  Behandlung  der  Prämiengeschäfte  durch  den 
Hinweis  auf  ihren  aleatorischen  Charakter  und  darauf,  dass  bei  denselben  der 
thatsächliche  Umsatz  von  Effecten  in  der  Absicht  der  Contrahenten  nur  eine 
untergeordnete  Rolle  spielt. 

Besondere  Erwähnung  verdient  die  Auffassung  des  Gesetzes  von  der  Natur 
des  Commissionsgeschäftes  und  die  daraus  abgeleitete  steuerrechtliche 
Consequenz,  sowie  im  Gegensatze  hiezu  die  Berücksichtigung  der  gesetzlich 
auf  die  Geschäftsvermittlung  im  streng  juristischen  Sinne  des  Wortes  beschränkte 
Rolle  der  Sensale.  Beim  Commissionsgeschäfte  wird  ein  doppelter 
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Umsatz,  u.  zw.  zwischen  dem  Commissionär  und  dem  Dritten  (Ansführungs- 
geschäft)  und  zwischen  dorn  Commissionär  und  dem  Committenten  (Abwicklungs- 
geschäft) angenommen  und  daher  auch  die  abgesonderte  Versteuerung  jedes  dieser 
beiden  Geschäfte  ausnahmslos  angeordnet,  eine  Art  der  Behandlung,  welche  das 
Finanzministerium  schon  unter  der  Herrschaft  des  alten  Gesetzes,  das  eine  ein- 
schlägige Bestimmung  nicht  enthielt,  im  Wege  der  Interpretation  in  die  Praxis 
eingeführt  hatte,  die  jedoch  nachträglich  durch  die  Judicatur  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes in  Frage  gestellt  wurde.  Dagegen  ist  für  die  von  Sensalen  ver- 
mittelten Geschäfte  mit  Eücksicht  auf  die  durch  das  Sensalengesetz  gebotene 
Garantie,  dass  die  Sensale  bei  sonstiger  Disciplinarbehandlung  nicht  als  Contra- 
henten  auf  eigene  Kechnung  auftreten  dürfen,  die  Steuer  stets  nur  im  einfachen 
Betrage  zu  entrichten,  und  wird  speciell  für  das  Börsenarrangement  die  Steuer- 
freiheit der  Geschäftsaufgaben  der  Sensalft  unter  gewissen  Cautelen  ausdrücklich 
ausgesprochen.  Eine  solche  Bestimmung  fehlte  im  Gesetze  vom  Jahre  1892,  und 
wurden  daher  im  Börsenarrangement  die  Sensale  wie  andere  Arrangementtheil- 
nehmer  zur  Steuerleistung  herangezogen,  woraus,  da  die  eigentlichen  Contrahenten 
die  betreffenden  Geschäfte  gleichfalls  zum  Arrangement  aufgeben  und  versteuern 
mussten,  eine  doppelte  Steuerleistung  resultierte.  Auch  die  Regierungsvorlage 
betreffend  das  neue  Gesetz  stand  noch  auf  einem  ähnlichen  Standpunkte,  indem 
sie  die  sogenannten  „anonymen"  Sensalengeschäfte,  das  sind  jene,  bei  welchen 
der  Sensal  die  Namen  der  Contrahenten  einander  nicht  nennt  —  und  das  ist 
nach  der  Handelssitte  die  Regel  —  den  Geschäften  eines  Commissionärs  gleich- 
stellte, d.  h.  gleichfalls  der  doppelten  Umsatzsteuer  unterwerfen  wollte,  weil  kein 
Anlaes  vorliege,  die  Handelsmäkler  im  Vergleiche  mit  den  Commissionären  zu 
begünstigen.  Dieser  Standpunkt  wurde  indessen  bei  der  Berathung  im  Gebüren- 
ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  infolge  der  dagegen  erhobenen  Bedenken  von 
der  Regierung  selbst  aufgegeben;  dass  übrigens  der  Gebürenausschuss  bei  der 
Abänderung  der  Regierungsvorlage  nicht  nur  den  juristischen  Unterschied  zwischen 
der  Vermittlerthätigkeit  des  Sensals  und  den  vom  Commissionär  auf  eigene 
Rechnung  geschlossenen  Geschäften  berücksichtigen  wollte,  sondern  eine  weiter- 
gehende, börsenpolitische  Absicht  damit  verband,  geht  aus  seinem  Berichte  hervor, 
in  welchem  er  der  Erwartung  Ausdruck  gab,  dass  die  bevorrechtete 
Stellung  der  Sensale,  den  Intentionen  des  Sensalengesetzes  entsprechend,  dazu 
beitragen  werde,  die  Inanspruchnahme  dieser  amtlich  bestellten  Vermittler  für 
Handelsgeschäfte  häufiger  zu  machen,  welche  Erwartung  insbesondere  durch  den 
Umstand  gei echtfertigt  erscheine,  dass  der  Handelsmäkler  für  seine  Geschäfts- 
vermittlung lediglich  die  behördlich  festgesetzte  Sensarie  anzusprechen  berechtigt 
ist,  während  der  Commissionär,  abgesehen  von  der  bedungenen  Provision,  in  der 
Regel  auch  auf  die  Realisierung  eines  eigenen  Gewinnes  bedacht  sein  wird. 

Von  den  Steuerbefreiungen,  welche  im  neuen  Gesetze  für  gewisse 
Arten  von  Effectengeschäften  festgesetzt  werden,  betreffen  jene  für  den  Umtausch 
von    Stücken    der    gleichen    Effectengattung ')    und    für   das  unentgeltliche   A  u  s- 


^)  Diese  Steuerbefreiung  bestand  schon  bisher,  und  wurde  bloss  insoferne  erweitert, 
als  sie  auch  auf  die  Fälle  erstreckt  wurde,  bei  denen  der  Umtausch  gegen  eine  Gebür, 
deren  Höchstbetrag  in  der  Durchführungsverordnung  mit  einem  Procent  des  Nennwertes 
der  eingetauschten  Papiere  bestimmt  wurde,  stattfindet. 
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leihen  von  Effecten  (vergl.  §  13  des  deutschen  Reichsstempelgesetzes)  Hilfs- 
geschäfte des  Effectenhandels.  Die  Steuerfreiheit  der  R  ü  c  If  1  i  e  f  e  r  u  n  g  e  n  aus 
dem  Kostgeschäfte,  welche  nur  beim  Börsenarrangement,  wo  auf  den  Kechtstitel 
der  Geschäftsaufgabe  aus  technischen  Gründen  nicht  zurückgegangen  werden 
kann,  eine  Ausnahme  erleidet,  war  auch  schon  unter  der  Herrschaft  des  Gesetzes 
vom  Jahre  1892  im  gleichen  Umfange  anerkannt ;  desgleichen  wurde  von  der 
Finanzverwaltung  die  erste  Emission  neuer  Wertpapiere,  sowie  der  Umtausch 
von  zur  C  o  n  v  e  rtie  rung  gelangenden  Papieren  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
diese  Acte  schon  der  Verkehrssteuer  in  Form  des  Emissionsstempels  unterliegen, 
von  der  Umsatzsteuer  seit  deren  Bestände  freigelassen ;  neu  ist  dagegen  die 
darüber  hinausgehende,  im  Interesse  des  Realcredites  beschlossene  Begünstigung 
der  Pf  an  dbri  ef  ge  s  chäf  t  e,  wonach  nicht  nur  die  Aushändigung  von  Pfand- 
briefen als  Darlehen  von  dem  Creditinstitute  an  die  Darlehensnehmer,  sondern 
auch  die  etwa  gleichzeitig  erfolgende  Erwerbung  dieser  Pfandbriefe  seitens  des 
Creditinstitutes  (zum  commissionsweisen  Verkaufe)  und  die  Rückzahlung  solcher 
in  Pfandbriefen  gewährten  Darlehen  in  Pfandbriefen  derselben  Gattung  die 
Steuerfreiheit  geniesst.  Die  Behandlung  der  Geschäfte  mit  dem  A  u  s  1  a  n  d  e,  d.  i. 
mit  im  Auslande  befindlichen  Contrahenten,  war  im  Gesetze  vom  Jahre  1892 
offen  geblieben  und  ist  erst  in  der  Durchführungsverordnung  zu  demselben  dahin 
geregelt  worden,  dass  solche  Geschäfte  dann  steuerpflichtig  sind,  wenn  der  zur 
Steuerentrichtung  zunächst  Verpflichtete  (Vertragstheil,  Handelsmäkler)  sich  im 
Inlande  befindet;  in  dem  gflwöhnlichen  Falle  des  Auslandsgeschäftes,  wenn  ein 
inländischer  und  ein  ausländischer  Effectenhändler  im  Correspondenzwege  ein 
Geschäft  abschliessen,  war  sonach  die  Steuerpflicht  gegeben,  sofern  der  Ver- 
käufer, der  bei  Geschäften  zwischen  zwei  Effectenliändlern  der  zunächst  Steuer- 
pflichtige ist,  im  Inlande  war,  wogegen  ein  Kauf  vom  Auslande  steuerfrei  blieb. 
Mit  Rücksicht  auf  die  abweichende  Regelung  der  Frage  in  Deutschland,  wo  bei 
Auslandsgeschäften  der  inländische  Contrahent  zwar  immer  steuerpflichtig  ist, 
aber  nur  die  halbe  Steuer  zu  entrichten  hat,  wurde  die  Frage  der  Steuerbehandlung 
der  Auslandsgeschäfte  der  im  December  1895  abgehaltenen  Enquete  vorgelegt  und 
von  allen  Experten  —  mit  Ausnahme  von  zweien,  wovon  der  eine  den  deutschen 
Modus,  der  andere  die  ausnahmslose  Einhebung  der  vollen  Steuer  von  den  Aus- 
landsgeschäften empfahl,  —  dahin  beantwortet,  dass  die  bisherige  Bestimmung, 
welche  sich  bewährt  habe,  beizubehalten  sei.  Diesem  Wunsche  trägt  denn  auch 
das  neue  Gesetz  Rechnung  und  ist  nur  insoweit  strenger,  als  es  die  Steuerent- 
richtung auch  dann  anordnet,  wenn  der  zur  Steuerentrichtung  zunäclist  Verpflichtete 
sich  zwar  persönlich  nicht  im  Inlande  befindet,  aber  doch  eine  Handelsnieder- 
lassung oder  einen  ständigen  Bevollmächtigten  (Remisier)  im  Inlande  hat,  durch 
welche  das  Geschäft  gemacht  wurde. 

Als  Steuereinheit  ist,  wie  bereits  des  näheren  erörtert,  der  sogenannte 
einfache  Schluss  beibehalten  worden,  der  bei  Effecten,  die  an  einer 
inländischen  Börse  notiert  sind,  in  der  Regel  5000  fl.  Nominale  oder  25  Stück, 
je  nachdem  die  betreffenden  Effecten  usancemässig  nach  Procenten  oder  nach 
Stücken  gehandelt  werden,  bei  nichtnotierten  Effecten  5000  fl.  Nominale  beträgt. 
Bei  nichtnotierten  Effecten,  welche  keinen  Nennwert  haben,  sowie  bei  allen  ausser- 
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börsliehen  Kostgescliäften  wird  der  einfache  Schluss  nach  dem  Geldumsätze  mit 
Ausschluss  von  Nebengebüren  berechnet  und  beträgt  5000  fl. ;  dasselbe  gilt  zur 
Erleichterung  des  Kleinverkehres  in  Effecten,  wenn  bei  einem  Geschäfte  Effecten 
verschiedener  Gattungen  in  Posten,  welche  einzeln  genommen  die  Höhe  eines 
einfachen  Schlusses  nicht  erreichen,  umgesetzt  M'erden,  wogegen,  im  Falle  ganze 
Schlüsse  mehrerer  Effectengattungen  bei  einem  Geschäfte  vereinigt  w^erden,  die 
Steuer  für  jede  Effectengattung  besonders  zu  berechnen  ist. 

Der  normale  Steuersatz  beträgt  für  jeden  einfachen  Schluss  bei  Geschäften 
mit  Dividendeiipapieren  (Actien)  und  Prämienschuldverschreibungen  mit  Ausnahme 
der    Titres    der    Staatsprämienanlehen    50    kr.,    bei    allen    übrigen    20    kr.     Die 
Gründe,  welche  die  schon  in  der  Regierungsvorlage  vorgeschlagene  Differenzierung 
zwischen  Dividendenpapieren  und  Anlagepapieren  veranlassten,  wurden  oben  bereits 
dargelegt ;  die  Einreihung  der  Prämienschuldverschreibungen  (Lose)  mit  Ausnahme 
der  österreichischen  und  ungarischen  Staatsprämienanlehen  unter  die  dem  höheren 
Steuersatze  von  50  kr.  unterliegenden  Papiere  wurde  bei  der  Plenarberathung  im 
Abgeordnetenhause    über  Antrag  des  Abgeordneten  Dr.  Gross   beschlossen,  um 
dem  Spielgeiste,    welcher    sich    in    der   Erwerbung   von    Losen    kundgibt,    deren 
Coursstand  ihren  Innern  Wert  weit  übersteige,  und  die  daher  nicht    als    Anlage- 
papiere anzusehen  seien,  entgegenzutreten.  Der  begünstigte  Satz  von  5  kr.,  welcher 
im  Gesetze  vom  Jahre  1892  nur  für    Geschäfte    über    verzinsliche    Staatsschuld- 
verschreibungen im    Nominalwerte    bis    500  fl.    galt,    ist   im    neuen  Gesetze  auf 
Geschäfte  über    alle    (normalerweise)    dem  Steuersatze  von  20  kr.  unterliegenden 
P^ffocten    dos    Inlandes    (Oesterreichs    und  Ungarns)  bis  zum  Nominalbetrage  von 
500    fl.    ausgedehnt   worden;    eine    zweite    Begünstigung,    u.   zw.    ein   Satz    von 
10  kr.  für  Geschäfte  über  (normalerweise)    dem    Steuersatze    von    50    kr.    unter- 
liegende Prämienschuldverschreibungen  des  Inlandes  (Oesterreichs    und    Ungarns) 
im    Betrage    von    nicht    mehr    als    100  fl.  Nominale  verdankt  ihre  Aufnahme  in 
das  Gesetz  einem  Beschlüsse  des  Herrenhauses,   welchem    das    Abgeordnetenhaus 
beitrat,    obwohl    hiedurch  ohne    Zweifel  der  Intention  des  oberwähnten   Antrages 
Gross,  welche  gerade  auf  die  Ablenkung  der  kleinen  Sparer  vom  Erwerbe  von 
Losen  gerichtet  war,  die  Spitze  so  ziemlich  abgebrochen  wurde. 

Die  Belastung  durch  die  Steuersätze  von  20  kr.  und  50  kr.  beträgt, 
wenn  der  "Wert  eines  Schlusses  mit  5000  fl.  angenommen  wird,  Yjö  beziehungs- 
weise V'io  P^o  mille ;  letzteres  Verhältnis  wird  aber  bei  den  gangbarsten  Speculations- 
papieren  infolge  ihres  hohen  Coursstandes  nicht  erreicht,  und  beträgt  z.  B. 
bei  Creditactien  zum  Curse  von  360  die  Belastung  durch  die  Umsatzsteuer  bloss 
Vis  P*""^  "^^1^®-  I"  Deutschland  ist  der  Umsatzstempel  auf  V^q  pro  mille,  mit 
einer  Ermässigung  für  Arbitragegeschäfte,  festgesetzt;  in  Frankreich  beträgt  er 
Vio  pro  mille,  für  Reportgeschäfte  (Kostgeschäfte)  V'20  P^o  miHe,  für  Geschäfte  in 
französischer  Rente  ein  Viertel  dieser  Sätze. 

In  der  Discussion  über  den  Steuersatz,  welche  bei  der  Berathung  des 
Gesetzentwurfes  naturgemäss  im  Vordergrunde  stand,  war  es  namentlich  die 
Frage,  wie  die  Coulisse  an  der  Wiener  Börse  den  Satz  von  50  kr.  vertragen 
werde,  und  ob  ihr  nicht  eine  Ermässigung  oder  Rückvergütung  eines  Theiles  der 
Steuer  zuzugestehen    sei,  welche    das   Hauptinteresse    in    Anspruch    nahm.     Jene 
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Geschäftskreise,  welche  an  der  Wiener  Börse  unter  der  Bezeichnung  „Coulisse" 
verstanden  werden,  beschäftigen  sich  mit  einem  Zwischenhandel,  der  in  der  Aus- 
nützung der  geringsten  Coursdifferenzen,  wie  sie  an  einem  und  demselben  Tage 
vorkommen,  besteht,  und  sind  bei  der  Geringfügigkeit  des  durchschnittlichen  Nutzens, 
den  das  einzelne  Geschäft  ihnen  bringt,  auf  eine  grosse  Menge  von  Umsätzen 
angewiesen.  Es  wurde  nun  die  Befürchtung  ausgesprochen,  dass  eine  Steuer 
von  50  kr.  von  jedem  Schlüsse  die  Rentabilität  dieser  Coulissegeschäfte  ver- 
nichten und  somit  das  Ausscheiden  eines  wichtigen  Gliedes  des  Börsenverkehres 
bewirken  könnte.  Sowohl  der  Bericht  des  Gebürenausschusses  des  Abgeordneten- 
hauses, als  auch  der  Finanzminister  Dr.  Kitter  v.  Bilinski  in  der  General- 
debatte des  Abgeordnetenhauses  reflectierten  eingehend  auf  diesen  Vorwurf, 
nahmen  aber  übereinstimmend  einen  der  Coulisse  in  ihrer  gegenwärtigen  Organi- 
sation keineswegs  entgegenkommenden  Standpunkt  ein.  Der  Ausschuss  räumte 
zwar  ein,  dass  der  Wiener  Coulisse  in  Zeiten  ruhigen  Börsenverkehres  hinsichtlich 
der  Regulierung  der  Preise  auf  dem  Effectenmarkte  eine  nicht  unwichtige  Rolle 
zufällt,  hob  aber  auch  hervor,  dass  die  letzten  Monate  des  Jahres  1895  die 
geringe  Widerstandskraft  vieler  Elemente  der  Wiener  Coulisse  erwiesen  haben, 
welcher  Umstand  zur  Verschärfung  der  Krise  nicht  unwesentlich  beigetragen 
habe ;  es  wäre  daher  auch  vom  Standpunkte  der  Börse  kein  Uebel  darin  zu 
erblicken,  wenn  durch  eine  Erhöhung  der  Steuer  das  Ausscheiden  einzelner,  für 
die  Gesammtheit  des  Marktes  gewiss  .nicht  förderlicher,  schwächerer  Elemente 
der  Coulisse  herbeigeführt  werden  würde ;  ausserdem  betonte  der  Ausschuss  die 
Schwierigkeit,  die  begehrte  Steuerbegünstigung  entsprechend  zu  begrenzen,  d.  i. 
die  Coulissiers  persönlich  und  die  Coulissengeschäfte  sachlich  aus  der  Gesammt- 
heit der  Börsebesucher,  beziehungsweise  der  Börsegeschäfte  in  verlässlicher  Weise 
zu  sondern.  Die  Ausführungen  des  Finanzministers  bewegten  sich,  was  die  Be- 
urtheilung  der  Coulisse  an  der  Wiener  Börse  anbelangt,  in  einem  ähnlichen 
Gedankengange  wie  der  Ausschussbericht,  nur  mit  noch  schärferer  Pointierung, 
und  namentlich  der  Mangel  jeder  Organisation  der  Coulisse  war  es,  welcher  vom 
Minister  als  Ursache  ihrer,  den  Markt  in  Mitleidenschaft  ziehenden  Schwäche 
bezeichnet  wurde.  Ein  formeller  Antrag  auf  eine  Begünstigung  der  Coulisse 
wurde  übrigens,  in  Voraussicht  der  Erfolglosigkeit  eines  solchen,  im  Abgeordneten- 
hause von  keiner  Seite  gestellt. 

Die  Erfahrungen,  welche  seit  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  gemacht 
wurden,  scheinen  nun  darauf  hinzudeuten,  dass  eine  wesentliche  Ver- 
änderung in  der  organischen  Zusammensetzung  der  Börse  infolge  der  Steuer- 
erhöhung nicht  zu  gewärtigen  ist,  und  dass  die  neuen  Steuersätze  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Börse  nicht  übersteigen.  Immerhin  wird,  wenn  der  Gedanke  einer 
Ausgleichung  der  Belastung  des  immobilen  und  des  mobilen  Capitales  durch  die 
Verkehrsabgabe  weiter  verfolgt  und  der  Ruf  nach  einer  weiteren  Erhöhung  der 
Effectenumsatzsteuer  laut  werden  sollte,  die  Thatsache  berücksichtigt  werden 
müssen,  dass  der  Kaufmann,  welcher  nur  bei  einer  grossen  Menge  von  Umsätzen 
seine  Rechnung  findet,  eine  Verkehrssteuer  von  jedem  einzelnen  Geschäfte  nicht 
in  demselben  Maasse  zu  ertragen  vermag,  wie  der  Private,  welcher  Verkehrsacte 
der  betroffenden  Art  nur  vereinzelt  und  aus  ganz  anderen  ökonomischen  Motiven 
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unternimmt,  ein  Umstand,  der  auch  in  anderen  Fällen,  so  bei  Statuierung  der 
bedingten  Gebürenfreiheit  der  Handelscorrespondenzen,  der  Befreiung  der  saldierten 
kaufmcännischen  Eechnungen  vom  Quittungsstempel  u.  s.  w.  Anerkennung  gefunden 
hat.  Sollte  die  Effectenumsatzsteuer  wirklich  zu  einem  Seitenstück  der  Immobilar- 
gebüren  ausgebildet,  beziehungsweise  zu  einem  Ertrage  gebracht  werden,  der  eine 
Ermässigung  der  letzteren  gestatten  würde,  so  wird  es  unvermeidlich  sein,  eine 
Differenzierung  zwisclien  den  Geschäften  der  Effectenhändler  unter  einander  und 
den  Geschäften,  an  welchen  Nichteffectenhändler  als  Contrahenten  sich  betheiligen, 
eintreten  zu  lassen  und  —  nicht  etwa  die  ersteren  —  sondern  die  letzteren  erheblich 
stärker  zu  belasten  ^).  Eroilich  würde  die  Steuer  bei  einer  solchen  Entwicklung 
noch  mehr  von  dem  Charakter  einer  Börsensteuer  und  zugleich  wohl  auch  an  der 
seltenen  Popularität  verlieren,  deren  sie  sich  heule  aus  Gründen,  die  vorwiegend 
nicht  auf  financiellem  Gebiete  liegen,  erfreut. 

Die  Bestimmungen  über  die  subjective  Steuerpflicht  sind  mit  jenen 
über  die  Art  der  Steuereiitrichtung  im  engsten  Zusammenhange  und  nur  in 
diesem  Zusammenhange  zu  verstehen. 

Die  regelmässige  Art  der  Steuerentrichtung  ist  nach  dem  Gesetze  die  Ent- 
richtung mittels  besonderer  Stempelzeichen,  jedoch  ist  die  Eegierung  ermächtigt, 
die  unmittelbare  Entrichtung  in  Barem  zu  bewilligen,  wovon  sie  einen  ziemlich 
ausgedehnten  Gebrauch  gemacht  hat. 

Bei  Börsegeschäften,  welche  durch  ein  officielles  Arrangementbureau 
—  ein  solches  besteht  nur  an  der  Wiener  Börse  —  abgewickelt  werden,  ist  die 
Steuer  nach  dem  Gesetze  von  jedem  der  beiden  Contrahenten  durch  Stempelung 
ihrer  Consignationen  über  die  zu  arrangierenden  Geschäftsumsätze  (Arrangement- 
bogen) mit  dem  halben  Steuerbetrage  zu  entrichten;  in  Wirklichkeit  findet  eine 
Stempelverwendung  aber  nicht  statt,  sondern  wird  zufolge  einer  Bewilligung  der 
Eegierung  die  Steuer  durch  das  Arrangementbureau  für  jeden  Theilnehmer  am 
Arrangement  berechnet,  unmittelbar  eingehoben  und  monatlich  an  die  Staatscasse 
abgeführt.  Das  Arrangement  an  der  Wiener  Börse  wird  vom  Wiener  Giro-  und 
Cassenverein,  welcher  von  der  Börsekammer  damit  betraut  ist,  besorgt.  Nach  der 
Arrangementordnung  gelten  alle  Geschäfte  in  jenen  Börsenwerten,  welche  in  das 
Arrangement  einbezogen  sind,  als  per  Arrangement  gemacht,  wenn  sie  nicht  als 
directe  Geschäfte  zwischen  den  Contrahenten  besonders  vereinbart  worden  sind,  und 
müssen  alle  Börsebesucher,  welche  solche  Geschäfte  machen,  dem  Arrangement- 
bureau als  Theilnehmer  beitreten  und  demselben  ihre  Geschäfte  aufgeben.  Die 
Unterlassung  der  Aufgabe  eines  per  Arrangement  geschlossenen  Geschäftes,  be- 
ziehungsweise die  directe  Abwicklung  eines  solchen  Geschäftes  zwischen  den  Con- 
trahenten wird  nicht  nur  nach  der  Arrangementordnung  mit  einer  Geldbusse  von 
50  fl.  und  im  Wiederholungsfalle  mit  dem  Ausschlüsse  vom  Börsenbesuche,  son- 
dern auch  nach  dem  Steuergesetze  als  Steuerverkürzung  bestraft.  Die  Aufgabe 
erfolgt  durch  Einreichung  von  Bogen,  auf  welchen  jeder  Theilnehmer  am  Arran- 
gement die  von  ihm  während  der  Arrangementperiode  mit  einem  anderen  Theil- 
nehmer abgeschlossenen  Geschäfte  verzeichnet;  das  Arrangementbureau  ermittelt 
auf  Grund   dieser  Bogen  für  jeden   Theilnehmer  die   zum  Bezüge  oder  zur  Lie- 

^)  Einen  ähnlichen  Gedanken  spricht  Weishut  a.  a.  0.,  S.  21,  aus. 
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ferung  saldierenden  Eflfecten  und  gibt  an  diejeniijen,  welche  zu  liefern  haben, 
die  Adressen  (Hände)  der  B^■'zugsberechtigten  hinaus.  Will  ein  Tlieilnehmer  den 
Bezug  der  für  ihn  saldierenden  Effecten  an  eine  Person  ausserhalb  des  Arran- 
gements übei weisen,  so  hat  er  seiner  Aufgabe  eine  auf  diese  Person  lautende 
Adresse  (Hand)  anzuschliessen,  und  ist  eine  solche  üeberweisung,  ebenso  wie  die 
üeberweisung  einer  vom  Arrangementbureau  zum  Zwecke  der  Ablieferung  aus- 
gefolgten Adresse  an  eine  dritte  Person,  abgesondert  zu  versteuern.  Die  Liefe- 
rungen auf  Grund  des  Arrangements  erfolgen  stets  zu  einem  von  der  Börsekammer 
oder  vom  Arrangementbureau  festgesetzten  Liquidationscourse,  und  werden  die 
Differenzen  zwischen  den  Vertragscoursen  und  diesem  Liquidationscourse  vom 
Arrangementbureau  für  jeden  Theilnehmer  berechnet,  eincassiert  und  an  die  Berech- 
tigten ausbezahlt,  wodurch  sich  das  Wiener  Arrangementbureau  von  ähnlichen 
Einrichtungen  ausländischer  Börsen,  die  sich  auf  das  Arrangement  der  Effecten- 
umsätze  beschränken  und  die  Geldverrechnung  nicht  zum  Gegenstande  haben, 
unterscheidet.  Der  grösste  Theil  der  Ablieferungen  aus  Börsegeschäften  wird 
übrigens  vom  Wiener  Giro-  und  Cassenverein  im  Wege  des  Clearing  effectuiert, 
wodurch  die  Function  des  Arrangementbureaus  in  wirksamer  Weise  ergänzt  wird. 
Fast  die  Hälfte  des  Gesammtertrages  der  Effectenum satzsteuer  in  Oesterreich 
wurde  bisher  auf  diese  Art  durch  das  Arrangementbureau  der  Wiener  Börse  zur 
Abfuhr  gebracht. 

Die  Steuer  für  directe,  d.  i.  nicht  per  Arrangement  geschlossene  Börse- 
geschäfte ist  in  der  Regel  von  dem  zur  Ablieferung  der  Effecten  Verpflichteten 
durch  Stempelung  einer  dem  anderen  Contrahenten  zugleich  mit  dem  Vollzuge 
des  Geschäftes  auszufolgenden  Rechnung  zu  entrichten;  es  besteht  also  hier  der 
Notenzwang.  Falls  die  Ablieferung  durch  ein  hiezu  angewiesenes  Credit- 
institut  besorgt  wird,  so  kann  die  Regierung  bewilligen,  dass  die  Steuer  von 
dem  angewiesenen  Creditinstitute  entrichtet  werde,  welche  Bewilligung  namentlich 
dem  Wiener  Giro-  und  Cassenvereine,  der,  wie  bemerkt,  den  Effectengiro  in  aus- 
gedehntem Maasse  betreibt,  ertheilt  worden  ist.  An  der  Börse  geschlos- 
sene Prämiengeschäfte  sind  in  ein  Register  einzutragen  (Register- 
zwang), in  welchem  die  der  Steuer  entsprechenden  Stempelzeichen,  wenn  eine 
Lieferung  von  Effecten,  u.  zw.  nicht  per  Arrangement,  erfolgt,  von  dem  Ablie- 
fernden, wenn  aber  die  Prämie  verfällt  oder  das  Geschäft  storniert  wird,  von 
dem  Prämienzieher,  d.  i.  demjenigen,  welcher  die  Prämie  bekommen  hat,  einzu- 
kleben und  zu  entwerten  sind. 

Kostgeschäfte  ausserhalb  der  Börse  sind  entweder  vom 
Schuldner  (Kostgeber)  durch  Stempelung  der  von  ihm  zu  überreichenden  Rech- 
nung, oder,  wo  eine  solche  Rechnung  unterbleibt,  vom  Gläubiger  (Kostnehmer) 
durch  Stempelung  der  Bestätigung  über  den  Erlag  der  Effecten  zu  entrichten, 
es  haftet  jedoch  für  die  Ausstellung  und  Stempelung  eines  der  beiden  gedachten 
Schriftstücke  in  erster  Linie  der  Kostnehmer. 

Geschäfte,  die  durch  einen  Handelsmäkler  ausserhalb  der 
Börse  vermittelt  werden,  sind  vom  Handelsmäkler  —  vorbehaltlich  seines  Re- 
gresses an  die  Vertragsparteien  —  durch  Stempelung  der  von  ihm  an  die  Par- 
teien auszufolgenden  Schlusszettel  mit  je  dem  halben  Steuerbetrage  zu  versteuern. 
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Alle  übrigen  ausserhalb  der  Börse  geschlossenen  Um- 
satzgeschäfte  sind,  wie  schon  oben  bemerkt,  nur  dann  steuerpflichtig,  wenn 
bei  denselben  ein  ICaufmann,  welcher  gewerbsmässig  den  Effectenhandel  betreibt 
(Effectenhändler),  thätig  ist,  und  sind  in  diesem  Falle  von  dem  betreffenden 
Effectenhändler  in  ein  Register  einzutragen  und  durch  Verwendung  von 
Stempelzeichen  in  diesem  Eegister  zu  versteuern.  Bei  Geschäften  zwischen  zwei 
Effectenhändlern  trifft  diese  Verpflichtung  nur  den  Verkäufer,  doch  kann  die 
Regierung  auch  die  Entrichtung  durch  den  Käufer  bewilligen.  Der  im  Gesetze 
vom  Jahre  1892  gemachte  Unterschied  zwischen  protokollierten  und  nichtproto- 
kollierten  Effectenhändlern  und  die  Befreiung  der  letzteren  vom  Eegisterzwange 
ist  im  neuen  Gesetze  beseitigt,  desgleichen  die  Bestimmung  des  alten  Gesetzes, 
wonach  registerpflichtige  Effectenhändler  nur  die  halbe  Steuer  im  Eegister  und 
die  andere  Hälfte  derselben  auf  einer  dem  Gegencontrahenten  auszuhändigenden 
Note  zu  entrichten  hatten.  Diese  Ausdehnung  der  Eegisterpflicht  auf  die  nicht- 
protokollierten  Effectenhändler  und  die  oberwähnte  Einführung  derselben  für 
Prämiengeschäfte  an  der  Börse  sind  die  einzigen  Erweiterungen,  welche  die 
Eegisterpflicht  in  dem  neuen  Gesetze  im  Vergleiche  zum  Gesetze  vom  Jahre  1892 
erfahren  hat;  von  der  Ausdehnung  der  Eegisterpflicht  in  grösserem  Maasse  hat 
die  Eegierung,  namentlich  mit  Eücksicht  auf  die  Aeusserungen  der  bei  der 
Enquete  einvernommenen  Experten  abgesehen. 

Besondere  Bestimmungen  bestehen  bezüglich  der  Steuerentrichtung  für 
Geschäfte  mit  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  und  mit  der 
Staatsverwaltung;  hier  wird  mit  Eücksicht  auf  das  Bankprivilegium, 
beziehungsweise  die  Stellung  der  Staatsverwaltung,  die  Steuerpflicht  nur  dem 
anderen  Contrahenten,  u.  zw.  zumeist  im  vollen  Betrage,  bei  Arrangement- 
geschäften und  ausserbörslichen  Handelsmäklergeschäften  bloss  bezüglich  der 
seinen  Arrangementbogen  oder  Schlusszettel  treffenden  Hälfte  der  Steuer  auferlegt. 

Die  Haftung  für  die  Steuer  triff't  bei  Arrangementgeschäften  die  das 
Arrangement  besorgende  Anstalt,  bei  anderen  Geschäften  jeden  Empfänger  eines 
steuerpflichtigen  Schriftstückes. 

Zu  Zwecken  der  Steiiercontrole  steht  der  Finanzverwaltung  bezüglich  der 
Arrangementgeschäfte  das  Eecht  zu,  in  die  vom  Arrangementbureau  durch  zwei 
Jahre  aufzubewahrenden  Arrangementbogen  Einsicht  zu  nehmen.  Bezüglich  der 
registerpflichtigen  Geschäfte  kann  die  Finanzverwaltung  nicht  nur  in  die  gleich- 
falls durch  zwei  Jahre  aufzubewahrenden  Eegister,  sondern  auch  in  die  entspre- 
chenden Geschäftsaufschreibungen  der  Effectenhändler  Einsicht  nehmen,  welche 
so  einzurichten  sind,  dass  aus  deren  Vergleich  mit  dem  Eegister  die  genaue 
Versteuerung  jedes  registerpflichtigen  Geschäftes  leicht  und  ersichtlich  constatiert 
werden  kann.  Diese  Controlseinrichtungen  waren  schon  im  Gesetze  vom  Jahre 
1892  vorgesehen;  neu  sind  dagegen  die  Verpflichtungen  der  registerpflichtigen 
Effectenhändler,  den  Beginn  ihres  Geschäftsbetriebes  der  Finanzbehörde  anzu- 
zeigen, sowie  auf  deren  Verlangen  beglaubigte  Auszüge  aus  den  Eegistern  zu 
Controlszwecken  vorzulegen.  Bezüglich  der  directen  Börsegeschäfte  und  der  ausser- 
börslichen Kostgeschäfto  bestehen  besondere  Controlsrechte  der  Finanzvcrwal- 
tung  nicht. 
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Bputtoentrag  den   Effecten-Umsatzsteuer  seit  den  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  vom   18.  September  1892,   R.-G.-Bl.   Nr.  172. 


Effecten-Umsatzsteuer. 


a)  Stempelmarkenverschleiss 


h)  Stempelgebüren  für  amtlichen 
Stempelaufdruck  (Blanquetten- 
Signatur) 


c)  Unmittelbare  Entrichtung: 
1.    Durch     das     Arrangement- 
bureau der  Wiener  Börse    . 


2.    Durch  andere   Banken   und 
Parteien 


3.    Auf  Grund   von    Zahlungs- 
aufträgen     


im 
Jahre 


d)  Steuererhöhungen  für  hinter- 
zogene  Effecten  -  Umsatzsteuer, 
dann  Strafen  und  Ordnungs- 
strafen   


Zusammen 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Brutto-Ertrag 


in  Wien 


im  übrigen 
Geltungsgebiete 
dieses  Gesetzes 


Zusammen 


Gulden  österr.  Währung 


180.007 
240.458 
255.454 
83.669 
114..507 

1.847 
1.814 
1.914 
1.439 
1.324 

260.301 
379.930 
374.517 
120.712 
139.162 

68.653 
91.575 
95.715 
58.243 
65.270 

11 

74 

48 

134 

5 

1.616 

10.369 

5.965 

6.470 

475 


512.435 
724.220 
733.613 
270.667 
.320.743 


35.234 
32.825 
39.700 
25.333 
32.033 

28 
10 

10 


31.071 

42.081 
49.144 
29.391 
28.324 

2.871 
225 

32 
133 

92 

4.092 
2.188 
3.695 
7.184 
6.139 


73.296 
77.329 
92.571 
62.051 

66.588 


1)  215.241 
273.283 
295.154 
109.002 
146.540 

1.875 
1.824 
1.914 
1.449 
1.324 

260.301 
379.930 
374.517 
120.712 
139.162 

99.724 

133.656 

144.859 

87.634 

93.594 

2.882 
299 

80 
267 

97 

5.708 
12.557 

9.66Ö 
13.654 

6.614 


585.731 
801.549 
826.184 
332.718 
387.331 


«)  Einschliesslich  des  Betrages  von  3511  fl.,  vfelcher  bereits  im  Monate  December  1892  für  an 
die  Stempelmarkenverschleisser  verabfolgte  Stempel  Wertzeichen  der  Kffectenumsatzsteuer  einge- 
flossen ist. 

Die  Ergebnisse  in  Col.  5  wurden  für  die  .Tahre  1893  bis  incl.  189G  aus  den  Rechnungsabschlüssen, 
hingegen  jene  für  1897  aus  den  monatlichen  Cassaerfolgsn.-tchweisungen  entnommen,  weshalb  die 
letzteren  Ergebnisse  nur  als  vorläufige  Daten  anzusehen  sind. 
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Das  Strafensystem  hat  im  Vergleiche  zum  Gesetze  vom  Jahre  1892  mehr- 
fache Milderungen  erfahren.  Die  Strafe  der  Steuerverkürzung  ist  durchwegs  mit 
dem  löOfachen  der  ordentlichen  Steuer  festgesetzt,  für  andere  Uebertretungen  des 
Gesetzes  oder  der  Durchführungsbestimmungen  ist  eine  Ordnungsstrafe  von  25  bis 
500  fl.  vorgesehen ;  der  Empfänger  eines  steuerpflichtigen,  aber  nicht  vorschrifts- 
mässig  gestempelten  Schriftstückes  unterliegt,  wenn  er  nicht  binnen  30  Tagen 
die  NachStempelung  vornimmt  oder  die  Verkürzung  der  Finanzbehörde  anzeigt, 
der  Strafe  des  50fachen  Steuerbetrages.  Diese  Strafen  können  jedoch  nach  dem 
neuen  Gesetze  in  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  bis  auf  ein  Drittel  (aber 
nicht  unter  den  Betrag  von  15  fl.),  ja,  wenn  keine  absichtliche  Hinterziehung 
der  Steuer  vorliegt,  sogar  noch  weiter  ermässigt  oder  ganz  nachgesehen  werden, 
während  nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1892  eine  solche  Nachsicht  gänzlich 
ausgeschlossen  war;  durch  eine  binnen  acht  Tagen  nach  der  Uebertretung 
erstattete  Selbstanzeige  wird  sogar  die  gänzliche  Straflosigkeit  bewirkt.  Eine 
specielle  Geldstrafe  von  500  bis  1000  fl.  besteht,  mit  Rücksicht  auf  die  den 
Sensalen  eingeräumte  besondere  Vertrauensstellung,  für  Sensale,  welche  in  gesetz- 
widriger Weise  ein  ümsatzgeschäft  auf  eigene  Rechnung  oder  als  Commissionäre 
abschliessen,  so  dass  Sensale,  welche  die  ihnen  eingeräumte  Steuerfreiheit  zu 
solchen  Geschäften  missbrauchen,  von  einer  dreifachen  Strafe  bedroht  sind, 
nämlich  der  Discij)linarstrafe  nach  dem  Sensalengesetze,  der  Strafe  der  Steuerver- 
kürzung und  der  eben  gedachten  besonderen  Geldstrafe. 

Zum  Verfahren  in  Effectenumsatzsteuersachen  sind  die  F  i  n  a  n  z  b  e  h  ö  r  d  e  n 
mit  Ausschluss  des  ordentlichen  Rechtsweges,  jedoch  selbstverständlich  vorbe- 
haltlich der  Beschwerde  an  den  Verwaltungsgerichtshof  competcnt. 

Der  Ertrag  der  Effectenumsatzsteuer  in  den  bisherigen  fünf  Jahren  ihres 
Bestandes  ist  aus  der  folgenden  Zusammenstellung  zu  entnehmen,  welche  namentlich 
auch  die  Wirkung  des  im  Gefolge  der  Börsenkrise  Ende  1895  eingetretenen 
Geschäftsrückganges  deutlich  erkennen  lässt.  (Siehe  Tabelle  S.  315.) 

Zur  Beurtheilung  der  finanziellen  Wirkungdesneuen  Gesetzes 
sei  noch  erwähnt,  dass  der  Bruttoertrag  der  Effectenumsatzsteuer  für  die  zwei 
ersten  Monate  des  Jahres  1898  sich  auf  171.100  fl.  gegen  55.978  fl.  in  der 
gleichen  Periode  des  Vorjahres  belief.  Im  Staatsvoranschlage  für  das  Jahr  1898 
ist  der  Ertrag  der  Effectenumsatzsteuer  mit  1,250.000  fl.  präliminiert. 


Gesetz   vom  9.  März  1897,   betreffend   die  Besteuerung  des  Umsatzes 
von    Effecten   (Effectenumsatzsteuer). 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§1. 

Gegenstand  der  Steuer. 

Der  Umsatz  von  Effecten  (Wertpapieren)  unterliegt  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  einer  besonderen  Steuer  (Effectenumsatzsteuer). 

Es  unterliegen  derselben  sowohl  an  der  Börse,  als  auch  ausserhalb  der  Börse 
geschlossene,  ursprüngliche  und  prolongierte  Geschäfte. 
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In  Bezug  auf  die  Steuerpflicht  von  Kostgeschäften  macht  es  keinen  Unterschied, 
ob  der  Kostnehmer  über  die  übernommenen  Stücke  zu  verfügen  berechtigt  ist  oder  nicht. 

Bei  Prämiengeschäften  ist  der  Verfall  der  Prämie  oder  die  Stornierung  des 
Geschäftes,  soferne  dieselbe  nicht  am  Tage  des  Geschäftsabschlusses  selbst  erfolgt,  in 
Absicht  auf  die  Steuerpflicht  der  Lieferung  der  Effecten  gleichzuachten. 

Beim  Comraissionsgeschäfte  (Artikel  360  des  Handelsgesetzbuches)  ist  die  Steuer 
nicht  nur  für  das  Geschäft  zwischen  dem  Commissionär  und  dem  Dritten,  sondern  auch 
für  das  Abwicklungsgeschäft  zwischen  dem  Commissionär  und  dem  Committenten  zu 
entrichten. 

Tauschgeschäfte,  womit  Effecten  gegen  Effecten  anderer  Art  mit  oder  ohne  Auf- 
zahlung getauscht  werden,  sind  als  zwei  Umsatzgeschäfte  zu  behandeln. 

§2. 
Steuerfreie  Geschäfte. 

Der  Umsatz  von  inländischen  Wechseln,  kaufmännischen  Anweisungen  und  über- 
haupt von  zu  einem  festen  Zahlungstermine  und  zu  einem  festen  Betrage  zahlbaren 
Weitpapieren  (gezogenen  Wertpapieren,  Zinsen-  und  Dividendencoupons  mit  festgesetztem 
Auszalilungsbetrage,  Cassenscheinen,  staatlichen  Schatzscheinen  u.  s.  w.),  dann  von 
gemünzten  und  ungemünzten  edlen  Metallen,  von  Devisen  und  sonstigen  ausländischen 
Zahlungsmitteln  ist  von  der  Effectenumsatzsteuer  frei. 

Desgleichen  finden  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  keine  Anwendung: 

auf  den  Umtausch  von  Stücken  der  gleichen  Effectengattung,  wenn  wegen  des- 
selben ein  Geldumsatz  nicht  erfolgt  oder  bloss  eine  Gebür  eingehoben  wird,  welche  einen 
im  Verordnungswege  festzusetzenden  Höchstbetrag  nicht  übersteigt; 

auf  das  Ausleihen  von  Effecten  gegen  Eückstellung  von  Stücken  der  gleichen 
Effectengattung,  wenn  hiebei  keinerlei  Geldumsatz  oder  Vergütung  stattfindet  und  die 
Rückstellung  binnen  längstens  einer  Woche  zu  erfolgen  hat; 

auf  die  Rücklieferung  von  Effecten  aus  dem  Kostgeschäfte  an  den  Kostgeber, 
soferne  dieselbe  nicht  durch  ein  officielles  Arrangementbureau  einer  inländischen  Börse 
abzuwickeln  ist.  Der  während  der  Laufzeit  eines  Kostgeschäftes  stattfindende  Umtausch 
der  in  Kost  gegebenen  Effecten  gegen  Effecten  anderer  Art  ist  als  eine  Rücklieferung, 
verbunden  mit  einem  neuen  steuerpflichtigen  Kostgeschäfte,  anzusehen ; 

auf  die  Ausgabe  neuer  Wertpapiere  seitens  des  Ausstellers  derselben  an  den  ersten 
Erwerber  und  auf  den  Umtausch  von  zur  Convertierung  gelangenden  Wertpapieren  gegen 
die  neuen  Stücke.  Soferne  Hypothekarereditanstalten  Darlehen  durch  Aushändigung  von 
Pfandbriefen  an  die  Darlehensnehmer  gewähren,  ist  nebst  dieser  Aushändiguug  auch  die 
etwa  gleichzeitig  erfolgende  Erwerbung  dieser  Pfandbriefe  seitens  der  betreffenden 
Hypothekarcreditanstalt  steuerfrei ; 

auf  die  Rückzahlung  von  in  Pfandbriefen  gewährten  Darlehen  von  Hypothekar- 
creditanstalten  in  Pfandbriefen  derselben  Gattung. 

§3. 

Geschäfte  mit  Contrahenten  im  Auslande. 
Umsatzgeschäfte  der  im  §  1  bezeichneten  Art,  bei  welchen  ein  Contrahent  sich 
im  Auslande  befindet,  sind  nur  dann  steuerpflichtig,  wenn  der  zur  Steuerentrichtung 
zunächst  Verpflichtete  sich  im  Inlande  befindet  oder  eine  Handelsniederlassung  oder  einen 
ständigen  Bevollmächtigten  (Remisier)  im  Inlande  hat,  durch  welche  das  Geschäft 
gemacht  wurde. 

§4. 
Grundlage  der  Steuerbemessung. 
Die  Effectenumsatzsteuer   wird   in   festen    Sätzen   für  je   einen    einfachen   Schluss 
bemessen. 

Ein  einfacher  Schluss  beträgt: 
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1.  Bezüglich  der  zur  Zeit  des  Beginnes  der  'Wirksamkeit  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  an  der  Wiener  Effectenbörse  notierten  (cotierten)  Effecten,  wenn  diese  in  Pro- 
centen  gehandelt  werden,  einen  Nennbetrag  von  5000  fl.  ö.  W.;  wenn  sie  nach  Stücken 
gehandelt  werden,  die  Zahl  von  25  Stücken,  beziehungsweise  denjenigen  Nennbetrag 
oder  diejenige  Stückzahl,  welche  nach  den  zu  dem  gedachten  Zeitpunkte  geltenden 
Geschäftsbedingungen  der  Wiener  Börse  für  gewisse  besondere  Effecten  als  einfacher 
Schluss  festgesetzt  sind. 

2.  Bezüglich  der  zu  dem  vorstehend  bezeichneten  Zeitpunkte  zwar  nicht  an  der 
Wiener  Börse,  aber  an  einer  anderen  inländischen  Börse  notierten  Effecten  einen  Nenn- 
betrag von  5000  fl.  ö.  W.,  beziehungsweis«  denjenigen  Nennbetrag  oder  diejenige  Stück- 
zahl, welche  nach  den  zur  Zeit  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
geltenden  Geschäftsbedingungen  der  betreffenden  Börse  für  gewisse  besondere  Eftecten 
als  einfacher  Schluss  festgesetzt  sind. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  zur  Zahl  1  über  den  einfachen  Schluss  finden 
auf  Umsatzgeschäfte  an  der  Wiener  Börse,  wie  an  einer  anderen  inländischen  Börse  oder 
ausserhalb  der  Börse,  jene  zur  Zahl  2  auf  TJmsatzgeschäfte  an  der  betreffenden,  wie  an 
anderen  inländischen  Börsen  oder  ausserhalb  der  Bö/se  Anwendung,  jedoch  unbeschadet 
der  Ausnahmsbestimmung  zur  Zahl  4. 

Im  Falle  an  einer  der  in  dem  vorstehenden  Absätze  bezeichneten  Börsen  nach 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  Effecten  notiert  oder  die  Geschäfts- 
bedingungen über  den  einfachen  Schluss  bei  bereits  notierten  Effecten  geändert  werden, 
kann  die  Regierung  die  diesen  Notierungen,  beziehungsweise  Aenderungen  entsprechenden 
Vorschriften  auch  in  Ansehung  der  Bemessung  der  Effectenumsatzsteuer  im  Verordnungs- 
wege erlassen. 

3.  Bezüglich  der  Effecten,  welche  zur  Zeit  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  an  keiner  inländischen  Börse  notiert  sind,  falls  nicht  auf  Grund 
des  vorstehenden  Absatzes  eine  andere  Vorschrift  erlassen  wird,  einen  Nennwert  von 
5000  fl.  ö,  W.;  bei  Effecten  aber,  welche  nicht  auf  einen  bestimmten  Nennbetrag  lauten, 
ist  der  Geldumsatz  der  Berechnung  des  einfachen  Schlusses  zugrunde  zu  legen,  und  gilt 
also  bezüglich  dieser  Effecten  ein  Geldumsatz  von  5000  fl.  ö.  W.  als  einfacher  Schluss. 

4.  Bezüglich  aller  ausserhalb  der  Börse  abgeschlossenen  Kostgeschäfte  (§  14  des 
Gesetzes)  ist  der  einfache  Schluss  nach  dem  wirklich  vorgekommenen  Geldumsätze  zu 
berechnen  und  gilt  als  einfacher  Schluss  die  Summe  von  5000  fl.  ö.  W. 

Sind  hiebei  Gegenstand  des  Umsatzes  Effecten,  welche  verschiedenen  Steuersätzen 
unterliegen,  so  ist  die  Steuer  nach  dem  höheren  Steuersatze  zu  bemessen. 

Bruchtheile  eines  einfachen  Schlusses  sind  als  voller  einfacher  Schluss  zu 
berechnen. 

§5, 

Werden  bei  einem  Geschäfte  —  die  im  §  4  Alinea  4  bezeichneten  Geschäfte  aus- 
genommen —  Effecten  verschiedener  Gattung  umgesetzt,  so  ist  der  einfache  Schluss  für 
jede  Effectengattung  besonders  zu  berechnen. 

Sofeme  hiebei  einzelne  Posten  die  Höhe  eines  einfachen  Schlusses  nicht  erreichen, 
ist  der  Geldumsatz  der  Berechnung  der  Steuer  zugrunde  zu  legen  und  gilt  als  einfacher 
Schluss  die  Summe  von  5000  fl.  ö.  W.;  sind  hiebei  Gegenstand  des  Umsatzes  Effecten, 
welche  einem  verschiedenen  Steuersatze  unterliegen,  so  ist  die  Steuer  nach  dem  höheren 
Satze  zu  berechnen. 

§6. 

Die  Vergütung  für  laufende  Zinsen  oder  für  schon  fällige,  aber  von  den  Effecten 
noch  nicht  abgetrennte  Zinsen-  oder  Dividendencoupons,  ferner  bei  Prämiengeschäften 
die  gezahlte  Prämie  und  bei  Kostgeschäften  das  entrichtete  Kost-,  beziehungsweise  Leih- 
geld bleiben  bei  der  Berechnung  des  Geldumsatzes  ausser  Betracht. 

Ist  der  für  die  Steuerbemessung  maassgebende  Geldbetrag  in  einer  ausländischen 
Währung  ausgedrückt,  so  erfolgt  die  Umrechnung  in  die  Landeswährung  nach  Maassgabe 
der  hiefür  im  Verordnungswege  festzusetzenden  Umrechnungswerte. 
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§7. 
Steuersatz. 

Die  Effectenumsatzsfeuer  beträgt  für  jeden  einfachen  Schluss  bei  Geschäften  mit 
Dividendenpapieren  (Actien)  und  Prämienschuldverschreibungen  mit  Ausnahme  der  Titres 
der  Staatsprämienanlehen  50  kr.,  bei  allen  übrigen  20  kr.  ö.  W. 

Bei  Geschäften  der  im  §  15  erwähnten  Art  in,  dem  vorbezeichneten  Steuersatze 
von  20  kr.  ö.  W,  unterliegenden  Effecten  des  Inlandes  im  Betrage  von  nicht  mehr  als 
500  fl.  ö.  W.  Nominale  wird  die  Steuer  auf  5  kr.  ö.  W.  und  bei  Geschäften  dieser  Art 
in,  dem  Steuersatze  von  50  kr.  ö.  W.  unterliegenden  Prämienschuldverschreibungen  des 
Inlandes  im  Betrage  von  nicht  mehr  als  100  fl.  ö.  W,  Nominale  auf  10  kr.  ö.  W. 
ermässigt.  Ungarische  Effecten  sind,  insolange  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom 
3.  Juli  1868,  K.-G.-Bl.  Nr.  94,  und  der  Finanzministerial- Verordnung  vom  2.  October  1868- 
R.-G.-Bl.  Nr.  135,  dauert,  in  Absicht  auf  diese  Ermässigung  gleich  den  inländischen  zu 
behandeln. 

§8. 
Entrichtungsart. 

Die  Effectenumsatzsteuer  wird  in  der  Regel  mittels  besonderer  Stempelzeichen 
entrichtet. 

Die  Regierung  'wird  ermächtigt,  die  unmittelbare  Entrichtung  der  Steuer  zu 
bewilligen. 

Ebenso  wird  die  Regierung  ermächtigt,  falls  behufs  Ablieferung  der  verkauften 
Effecten  ein  Creditinstitut  angewiesen  wird,  zu  gestatten,  dass  die  Steuer  von  dem  ange- 
wiesenen Creditinstitute  entrichtet  werde, 

§9. 
Durch  ein  officielles  Arrangementbureau  abzuwickelnde  Geschäfte. 

Von  Börsegeschäften  der  im  §  1  bezeichneten  Art,  welche  durch  ein  officielles 
Arrangementbureau  einer  inländischen  Börse  abzuwickeln  sind,  ist  die  Steuer  von  jedem 
der  beiden  Contrahenten  durch  Verwendung  von  Stempelzeichen  von  je  25  kr.,  beziehungs- 
weise 10  kr.  (§  7)  für  jeden  einfachen  Schluss  auf  der  beim  Arrangementbureau  einzu- 
reichenden Consignation  der  zu  arrangierenden  Geschäftsumsätze  (Arrangementbogen)  zu 
entrichten. 

Erscheinen  bei  den  in  dem  vorstehenden  Absätze  bezeichneten  Geschäften  Handels- 
mäkler als  Aufgeber,  so  sind  deren  Aufgaben  steuerfrei,  wenn  mittels  derselben  die  gleiche 
Quantität  Effecten  derselben  Gattung  zu  den  nämlichen  Cursen  übernommen  und  geliefert 
und  diese  Aufgaben  auf  besonders  kenntlich  gemachten  Bögen  eingereicht  werden. 

§  10. 

Die  das  Arrangement  besorgende  Anstalt  ist  verpflichtet,  unter  ihrer  Haftung  die 
genaue  Entrichtung  der  im  §  9  festgesetzten  Steuer  zu  überwachen  und  alle  wahrgenom- 
menen Verkürzungen  innerhalb  der  Frist  von  30  Tagen  der  leitenden  Finanzbehörde 
erster  Instanz  anzuzeigen. 

Für  die  mit  dieser  üeberwachung  verbundenen  Auslagen  und  die  Mühewaltung 
kann  vom  Finanzministerium  eine  entsprechende  Vergütung  zuerkannt  werden. 

§11. 

Die  Arrangementbögen  sind,  mit  laufenden  Nummern  versehen,  von  dem  Arrange- 
mentbureau durch  zwei  Jahre  aufzubewahren  und  der  Finanzbehörde  auf  Verlangen  vor- 
zuweisen. 

Der  Finanzbehörde  steht  es  jederzeit  zu,  in  diese  verwahrten  Arrangementbögen 
im  Beisein  eines  Organes  des  Bureau  Einsicht  zu  nehmen. 

Die  behördlichen  Organe  sind  jedoch,  den  Fall  einer  befundenen  Steuerverkürzung 
ausgenommen,  zur  Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses  unter  ihrem  Amtseide  verpflichtet. 
Auch  ist  es  ihnen  nicht  gestattet,  die  bei  der  Revision  der  obigen  Schriftstücke  gemachten 
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Wahrnehmungen  bei  der  Bemessung   der  Erwerb-   und  Einkommensteuer  für  die  Tlieil- 
nehmer  am  Arrangement  oder  für  deren  Geschäftsfreunde  irgendwie  benützen   zu  lassen. 

§12. 
Directe  Börsegeschäfte. 
Bei  Börsegescbäften  der  im  §  1  bezeichneten  Art,  welche  ohne  Vermittlung  eines 
officiellen  Arrangementbureau  abgewickelt  werden  (directe  Geschäfte),  ist  in  der  Regel 
(,§  13)  der  zur  Ablieferung  der  Effecten  Verpflichtete  gebalten,  dem  anderen  Contrahenten 
zugleich  mit  dem  Vollzuge  des  Geschäftes  eine  Rechiiuug  auszufolgen,  auf  welcher  die 
Steuer  von  dem  Aussteller  durch  Verwendung  der  erforderlichen  Stempelzeichen  zu  ent- 
richten ist. 

§  13. 

Von  an  der  Börse  geschlossenen  Prämiengeschäften  der  im  §  1  bezeichneten  Art 
ist  die  Steuer  von  dem  zur  Ablieferung  der  Effecten  Verpflichteten  durch  Verwendung 
von  Stempelzeichen  im  Register  (§  17)  zu  entrichten;  bei  solchen  Prämiengeschäften  an 
der  Börse,  bei  welchen  die  Steuerpflicht  ohne  Ablieferung  der  Effecten  einzutreten  hat 
(§  1,  Absatz  4),  hat  der  Prämien^Jeher  die  Steuer  durch  Verwendung  von  Stempelzeichen 
im  Register  (§  17)  zu  entrichten. 

§14. 
Kostgeschäfte   ausserhalb   der  Börse. 

Ausserhalb  der  Börse  geschlossene  Vorschussgeschäfte  unterliegen  der  Gebür  nach 
Tarifpost  36  des  Gesetzes  vom  13.  December  1862,  R.-G.-B1.  Nr.  89,  und  sind  von  der 
Effectenumsatzsteuer  frei. 

Von  allen  ausserhalb  der  Börse  geschlossenen  Kostgeschäften  der  in  den  §§  1 
und  3  bezeichneten  Art,  einschliesslich  der  zwischen  den  ursprünglichen  Contrahenten 
ausserhalb  der  Börse  vereinbarten  Prolongationen  von  an  der  Börse  oder  ausserhalb  der- 
selben geschlossenen  Umsatzgeschäften,  ist  die  Effectenumsatzsteuer  entweder  vom 
Schuldner  (Kostgeber)  durch  Verwendung  der  erforderlichen  Stcmpelzeichen  auf  der  von 
ihm  zu  überreichenden  Rechnung,  oder,  wo  eine  solche  Rechnung  unterbleibt,  vom 
Gläubiger  (Kostnehmer)  durch  Verwendung  der  erforderlichen  Stempelzeiclien  auf  dem 
den  Erlag  der  Effecten  bestätigenden  Schriftstücke  zu  entrichten. 

Hiebei  macht  es  in  Bezug  auf  die  Steuerpflicht  keinen  Unterschied,  ob  die  Effecten 
zum  Tagescours  oder  unter  demselben  in  Kost  übernommen  werden. 

Für  die  Entrichtung  der  Steuer  ist  in  erster  Linie  der  Kostnehmer  haftbar.  Der- 
selbe ist  verpflichtet,  bei  dem  Abschlüsse,  sowie  bti  jeder  Piolongation  vor  Ablauf  des 
ursprünglichen  Geschäftes  dem  Kostgeber  entweder  eine  gehörig  gestempelte  Rechnung 
abzuverlangen,  oder  ein  eben  solches  den  Erlag  der  Effecten  bestätigendes  Schriftstück 
(Pfandschein,  Depotschein  u.  s.  w.)  zu  erfolgen. 

§  15. 
Andere   ümsatzgeschäfte   ausserhalb   der  Börse. 

Alle  übrigen  ausserhalb  der  Börse  geschlossenen  Umsatzgeschäfte  der  in  den 
§§  1  und  3  bezeichneten  Art  unterliegen,  unbeschadet  der  Bestimmung  des  §  21,  der 
Steuer  nur  insoferne.  als  hiebei  ein  Kaufmann,  welcher  gewerbsmässig  den  Effecten- 
handel  betreibt  (Effectenliändler),  thätig  ist. 

Die  Steuer  ist  von  dem  Effectenhändler  (Handelsniederlassung,  ständigen  Bevoll- 
mächtigten, Remisier)  durch  Verwendung  der  erforderlichen  Stempelzeichen  im  Register 
(§  17)  zu  entrichten. 

Ist  der  andere  Contrahent  ebenfalls  ein  Effectenhändler,  so  ist  die  Steuer  von  dem 
Abliefernden,  falls  es  sich  aber  um  Prämiengeschäfte  handelt,  bei  welchen  die  Steuer- 
pflicht ohne  Ablieferung  der  Effecten  einzutreten  hat  (§  1,  Absatz  4),  von  dem  Prämien- 
zieher  allein  auf  die  vorbezeichnete  Art  zu  entrichten. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  einzelnen  Creditinstituten  oder  anderen  proto- 
kollierten Firmen  zu  gestatten,  von  Geschäften,  welche  nach  dem  vorhergehenden  Absätze 


Das  Gesetz  vom  9.  März  1897,  E.-G.-Bl.  Nr.  195,  etc.  321 

von  dem  anderen  Contrahenten  zu  versteuern  wären,  die  Steuer  selbst  auf  die  im  zweiten 
Absätze  bezeichnete  Art  zu  entrichten. 

§16. 
Ueberweisung  der  Ablieferung  oder  des  Bezuges. 
Wenn  in  den  Fällen  der  §§  12,  14  oder  15  der  zur  Ablieferung  oder  Aer  zum 
Bezüge  der  Effecten  Verpflichtete  eine  dritte,  von  ihm  rechtlich  verschiedene  Person 
(Firma)  zur  Ablieferung,  respective  zum  Bezüge  der  Effecten  anweist,  so  ist  sowohl  das 
zwischen  den  ursprünglichen  Contrahenten,  als  auch  das  zwischen  dem  üeberweisenden 
und  der  dritten  Person  (Firma)  geschlossene  Umsatigeschäft  nach  den  hiefür  geltenden 
Bestimmungen  zu  versteuern. 

§  17. 
Kegisterpflicht. 

Wer  an  der  Börse  Prämiengeschäfte  abschliesst  und  überhaupt  jedermann,  der 
gewerbsmässig  den  Effectenhan del  betreibt  (§  15),  ist  verpflichtet,  ein  oder  mehrere  von 
der  Finanzbehörde  beglaubigte  Register  anzulegen,  in  welche  jedes  Prämiengeschäft  und 
jedes  nach  §  15  steuerpflichtige  Geschäft  spätestens  am  dritten  Werktage  nach  dessen 
Abschluss  einzutragen,  und  in  welchen  die  Steuer  —  mit  Ausnahme  der  durcli  ein 
officielles  Arrangementbureau  einer  Börse  abzuwickelnden  und  n<:ch  §  9  zu  versteuernden 
Prämiengeschäfte  —  spätestens  am  dritten  Werktage  nach  dem  Vollzüge  des  Geschäftes, 
beziehungsweise  bei  Prämiengeschäften,  bei  welchen  die  Steuerpflicht  ohne  Ablieferung 
der  Effecten  einzutreten  hat  (§  1,  Absatz  4),  spätestens  am  dritten  Werktage  nach  dem 
eingetretenen  Verfalle  der  Prämie  oder  der  Stornierung  des  Geschäftes  vorschriftsmässig 
zu  entrichten  ist. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  und  Führung  der  Register  werden 
im  Verordnungswege  erlassen. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Effectenhändlern  mit  kleinerem  Geschafts- 
umfange  Erleichterungen  bezüglich  der  Registerpflicht  zu  bewilligen,  sowie  auch  jene 
Effectenhändler,  deren  ausserbörsliche  Geschäfte  sich  auf  Ueberweisungen  der  Ablieferung 
oder  des  Bezuges  (§  16)  von  Effecten  beschränken,  welche  für  den  üeberweisenden  auf 
Grund  eines  von  ihm  eingereichten  Arrangementbogens  aus  dem  Arrangement  saldieren, 
von  der  Registerführung  ganz  zu  entheben. 

§  18. 

Wer  Geschäfte  abzuscliliessen  beabsichtigt,  die  nach  §  17  der  Registerpflicht 
unterliegen,  hat  vor  Beginn  dieser  Geschäfte,  sowie  vor  jeder  Aenderung  des  Geschäfts- 
betriebes der  Finanzbehörde  hievon  eine  Anzeige  zu  erstatten,  worüber  die  näheren 
Bestimmungen  im  Verordnungswege  erlassen  werden. 

Von  jenen  Personen,  welche  den  Betrieb  registerpflichtiger  Geschäfte'  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Gesetzes  schon  begonnen  haben,  ist  die  vorbezeichnete  Anzeige  binnen 
30  Tagen  nach  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  zu  erstatten. 

§19. 
Wer  zufolge  §  17  zur  Führung  eines  Registers  verpflichtet  ist,  ist  gehalten,  seine 
Geschäftsaufschreibungen  so  einzuricliten,  dass  aus  deren  Vergleich  mit  dem  Register  die 
genaue  Versteuerung  jedes  bei  ihm  vorgekommenen  registerpflichtigen  Geschäftes  leicht 
und  ersichtlich  constatiert  werden  kann. 

§20. 

Die  Register  der  zwei  vorangegangenen  Jahre  find  von  jedem  zur  Registerführung 
Verpflicliteten  zu  verwahren,  und  sammt  den  im  nächstfolgenden  Absätze  bezeichneten 
Geschäftsaufschreibungen  der  Finanzbehörde  auf  Verlangen  vorzuweisen. 

Der  Finanzbehürde  steht  es  jederzeit  zu,  in  diese  Register,  sowie  in  die  Register 
des  laufenden  Jahres,  dann  die  dem  Effectengeschäfte  entsprechenden  ersten  .Aufzeichnungen 
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(Strazza,  Primanota,  Tagebuch)  im  Beisein  des  Steuerpflichtigen  oder  eines  Organes  des- 
selben Einsicht  zu  nehmen.  Sie  kann  auch  dem  Steuerpflichtigen  die  Vorlage  von 
beglaubigten  Auszügen  aus  den  Registern  zu  Controlszwecken  auftragen. 

Die  behördlichen  Organe  sind  jedoch,  den  Fall  einer  befundenen  Steuerverkürzung 
ausgenommen,  zur  Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses  unter  ihrem  Amtseide  verpflichtet. 
Auch  ist  es  ihnen  nicht  gestattet,  die  bei  der  Eevision  der  obigen  Aufzeichnungen 
gemachten  Wahrnehmungen  oder  die  von  den  Steuerpflichtigen  zu  Controlszwecken  vor- 
gelegten Auszüge  aus  den  Registern  bei  der  Bemessung  der  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer für  die  betreifenden  Parteien  oder  für  deren  Geschäftsfreunde  irgendwie  benützen 

zu  lassen. 

§21. 

Handelsmäklergeschäfte  ausserhalb    der  Börse. 

Wird    eines   der  im  §  15  bezeichneten  Umsatzgeschäfte  durch  Vermittlung  eines 

Handelsmäklers  abgeschlossen,   so  ist  die  Steuer  durch  Verwendung  von   Stempelzeichen 

auf  den  lür  die  Parteien  bestimmten  Schlusszetteln  von  dem  Handelsmäkler  zu  entrichten, 

welchem  der  Rückgriff"  gegen  die  Parteien  zusteht. 

Die  Bestimmungen  des  §  17  finden  auf  solche  Geschäfte  k&ine  Anwendung. 

§22. 
Geschäfte  der  Oesterreicliisch-ungarischen  Bank. 
Die  Versteuerung  der  nach  diesem  Gesetze  steuerpflichtigen  Geschäfte,  welche  von 
der  Oesterreichisch-ungarischcn  Bank  als  Contrahenten  abgeschlossen  werden,  hat  auf 
die  Dauer  der  im  Artikel  93  der  Statuten  dieser  Bank  (Gesetz  vom  21.  Mai  1887^ 
R.-G.-Bl.  Nr.  51)  enthaltenen  Privilegialrechte  derselben  in  nachstehender  Weise  zu 
erfolgen : 

1.  Wird  bei  den  nach  §  9  steuerpflichtigen  Geschäften  ein  Arrangementbogen  von 
der  Oesterreichisch-ungarischcn  Bank  eingereicht,  so  ist  derselbe  stempelfrei,  wogegen 
der  andere  Contrahent  seinen  Arrangementbogen  mit  den  der  Hälfte  der  Umsatzsteuer 
entsprechenden  Stempelzeichen  zu  versehen  hat. 

2.  Bei  Abschluss  eines  nach  §  12  u.  f.  steuerpflichtigen  Geschäftes  ist  die  Rechnung 
der  Bank  stempelfrei;  dagegen  hat  der  zum  Bezüge  der  Eff'ecten  Verpflichtete  eine  nach 
dem  vollen  Steuerbetrage  gestempelte  Bestätigung  (Quittung)  über  die  erhaltenen  Eff'ecten, 
beziehungsweise  die  erhaltene  Valuta  der  Bank  auszustellen. 

3.  Bei  Abschluss  eines  nach  §  14  steuerpflichtigen  Geschäftes  hat  der  Kostgeber 
eine  nach  dem  vollen  Steuerbetrage  gestempelte  Rechnung  auszustellen. 

4.  Bei  Abschluss  der  nach  §  15  steuerpflichtigen  Geschäfte  ist  die  Oesterreichisch- 
ungarische  Bank  zur  Führung  und  Stempelung  von  Registern  nicht  verhalten.  Dagegen 
sind  die  Mitcontrahenten  verpflichtet,  eine  nach  dem  vollen  Steuerbetrage  gestempelte 
Quittung  über  die  erhaltenen  Eff'ecten,  beziehungsweise  die  erhaltene  Valuta  der  Bank 
auszustellen. 

5.  Hat  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  ein  nach  §  21  steuerpflichtiges  Geschäft 
geschlossen,  so  hat  der  Handelsmäkler  den  Schlusszettel  für  die  Bank  stempelfrei  aus- 
zustellen, wogegen  der  andere  Contrahent  einen  vorschriftsmässig  gestempelten  Schluss- 
zettel erhält. 

Die  von  den  Mitcontrahenten  der  Oesterreichisch-ungarischcn  Bank  nach  der 
Bestimmung  der  Z.  2,  3  und  4  ausgestellten  stempelpflichtigen  Schriftstücke,  dann  die 
der  Bank  nach  der  Bestimmung  der  Z.  5  zugestellten  ungestempelten  Schlusszettel  sind 
von  der  Bank  durch  zwei  Jahre  aufzubewahren  und  der  Finanzbehörde  auf  Begehren 
vorzuzeigen. 

Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  dem  Arrangementbureau  in  Betreff"  der  von  der 
Bank  eingereichten  ungestempelten  Arrangementbögen  ob. 

Die  nach  der  Bestimmung  der  ZZ.  2,  3  und  4  von  den  Mitcontrahenten  der 
Oesterreichisch-ungarischcn  Bank  auszustellenden  stempelpflichtigen  Schriftstücke  haben 
zu  entfallen,  wenn  der  Bank  von  der  Regierung  die  Bewilligung  ertheilt  wird,  unbeschadet 
der  der  Bank  zukommenden  Stempelbefreiung,  die  Umsatzsteuer  von  ihren  Mitcontrahenten 
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einzuheben  und  für  Rechnung  derselben  durch  Stempelung  der  denselben  zu  ertheilenden 

Rechnungen  oder  unmittelbar  zu  entrichten. 

Die  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes  (§§  25  u.  fF.)  haben  nur  für  die  nach  diesem 

Paragraphen  zur  Ausstellung   von    gestempelten    Schriftstücken    verpflichteten.   Parteien 

Anwendung. 

§23. 

Geschäfte   der  Staatsverwaltung. 

Geschäfte,  welche  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  als  Contrahenten  abgeschlossen 
werden,  sind  unter  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  22  nur  mit  der 
von  dem  anderen  Mitcontrahenten  zu  entrichtenden  Steuer  zu  belasten. 

Zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
geschlossene  Geschäfte  sind  auf  die  Dauer  der  im  Artikel  93  der  Statuten  dieser  Bank 
(Gesetz  vom  21.  Mai  1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  51)  enthaltenen  Privilegialrechte  von  der 
Umsatzsteuer  ganz  befreit. 

§24. 
Anfertigung  und  Gebrauch  der  Stempelzeichen. 

Die  Anordnungen  wegen  Anfertigung  der  nach  diesem  Gesetze  zu  verwendenden 
Stempelzeichen,  sowie,  die  Vorschriften  über  die  Art  der  Verwendung  dieser  Stempel- 
zeichen werden  im  Verordnungswege  erlassen. 

Auf  diese  Stempelzeichen  finden  die  Bestimmungen  der  §§  14,  15;  16  und  17  der 
Verordnung  vom  28.  März  1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  70,  sinngemässe  Anwendung. 

§25. 
Strafbestimmungen. 
Nachstehende  Uebertrctungen  dieses  Gesetzes  sind  durch  Einhebung  des  150fachen 
Betrages    der  verkürzten   Steuer  an   der   zur   Steuerentrichtung   verpflichteten  Partei   zu 
bestrafen : 

1.  Die  gänzliche  oder  theilweise  Unterlassung  der  Aufnahme  eines  Geschäftes, 
welches  nach  den  Börseusancen  durch  das  Arrangementbureau  abzuwickeln  ist  (§  9),  in 
den  Arrangeraentbogen. 

Wenn  jedoch  auf  Grund  einer  Constatierung  (Meldung)  des  Arrangementbureau, 
dass  in  Ansehung  einer  auf  einem  Arrangementbogen  enthaltenen  Aufgabe  die  correspon- 
dieronde  Post  des  namhaft  gemachten  Contrahenten  fehlt,  nachträglich  ein  Arrange- 
mentbogen über  die  fehlende  Post  eingeschaltet  wird,  so  findet  diese  Strafbestimmung 
keine  Anwendung. 

2.  Die  gänzliche  oder  theilweise  Unterlassung  der  Eintragung  eines  steuerpflichtigen 
Geschäftes  in  das  Register  (§  17). 

3.  Die  Unterlassung  der  Ausstellung  der  Schlusszettel  über  ein  nach  §  21  steuer- 
pflichtiges Geschäft  oder  eine  unvollständige  Eintragung  des  Geschäftes  in  die  Schlusszettel. 

4.  Die  Unterlassung  der  Ausstellung  eines  in  den  §§  12,  13,  14  und  22  vorge- 
schriebenen stempelpflichtigen  Schriftstückes  oder  eine  unvollständige  Eintragung  des 
betreffenden  Geschäftes  in  das  gedachte  Schriftstück. 

5.  Die  Unterlassung  der  in  diesem  Gesetze  zum  Zwecke  der  Steuerentrichtung 
vorgeschriebenen  Verwendung  von  Stempelzeichen  oder  die  Stempelung  eines  Schrift- 
stückes oder  Registers  mit  einem  ungenügenden  oder  ungehörigen  oder  nicht  vorschrifts- 
mässig  verwendeten  Stempelzeichen. 

6.  Jede  Uebertretung  der  den  Personen  und  Anstalten,  welchen  die  unmittelbare 
Steuerentrichtung  bewilligt  worden  ist,  obliegenden  Verpflichtungen,  derzufolge  für  ein 
steuerpflichtiges  Geschäft  keine  oder  eine  zu  geringe  Steuer  entrichtet  oder  in  der  über 
die  Steuerentrichtung  von  der  Partei  zu  führenden  Aufschreibung  eingetragen  wurde. 

Entspricht  die  Stempelung  der  in  den  Punkten  1,  2,  3,  4  und  6  bezeichneten 
Schriftstücke  oder  Register  der  wahren  Beschaff'enheit  des  betrefi"enden  Geschäftes,  so  ist 
die  blosse  Unvollständigkeit  der  Aufnahme,  beziehungsweise  Eintragung  des  Geschäftes 
in  die  gedachten  Schriftstücke  oder  Register  nicht  als  Steuerverkürzung  zu  behandeln. 

21* 
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§26. 
Uebertretungen  dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Durchführung  desselben  zu  erlassenden 
Anordnungen,  welche  nicht  schon  den  Straf beslimmun gen  des  §  25  unterliegen,  sind  mit 
einer  Ordnungsstrafe  von  25  bis  500  fl.  zu  bestrafen. 

§27. 
Wenn  ein  Handelsmäkler  in  gesetzwidriger  Weise  ein  Umsatzgeschäft  auf  eigene 
Eechnung  oder  als  Comiiiissionär  abschliesst,  so  ist  derselbe,  unbeschadet  der  ihm  in 
einem  solchen  Falle  obliegenden  Steuerverpflichtung  und  der  naclitheiligen  Folgen  einer 
Steuerverkiirzung  (§  25),  sowie  ohne  Eücksicht  auf  die  Disciplinarbehandlung  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  4.  April  1875,  E.-G.-Bl.  Nr.  68,  mit  einer  Geldstrafe  von  500  bis 
1000  fl.  zu  belegen. 

§28. 
Die  Strafen  wegen  der  im  §  25,  ZZ.  2  bis  6  und  im  §  26  gedachten  Ueber- 
tretungen haben  zu  entfallen,  wenn  der  Uebertreter  der  leitenden  Finanzbehörde  erster 
Instanz  (Finanzbezirksdirection,  Gebiirenbemessungsamt)  binnen  acht  Tagen  nach  der 
TJebertretung  von  derselben  die  Anzeige  macht  und  zugleich  im  Falle  einer  Steuerver- 
kürzung die  verkürzte  Steuer  sofort  entrichtet. 

§29. 

Jeder  Empfänger  der  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehenen  steuerpflichtigen 
Schriftstücke  haftet  für  deren  richtige  Stempelung  und  ist  mit  der  SOfachen  Erhöhung 
der  Steuer  zu  bestrafen,  woferne  er  nicht  binnen  30  Tagen  nach  Erhalt  des  gar  nicht 
oder  nicht  vorschriftsmässig  gestempelten  Schriftstückes  entweder  die  nachträgliche 
Stempelung  aus  eigenen  Mitteln  vornimmt  oder  die  Steuerhinterziehung  zur  Kenntnis 
der  Finanzbehörde  bringt. 

Der  Beweis  über  die  Einhaltung  der  obbezeichneten  Frist  liegt  dem  Empfänger 
des  beanständeten  Schriftstückes  ob. 

§  30. 

Die  Bemessung  der  verkürzten  Steuerbeträge  und  der  in  den  §§  25,  26,  27 
und  29  bestimmten  Strafen  erfolgt  auf  Grund  des  die  Gesetzesübertretung  constatierenden 
amtlichen  Befundes. 

Die  nach  §  25  einzuhebenden  Steuererhöhungen  können  in  besonders  rücksichts- 
würdigen Fällen  bis  auf  ein  Drittheil  ihres  gesetzlichen  Betrages,  jedoch  nicht  unter 
den  Betrag  von  15  fl.  ö.  W.  ermässigt  werden.  Eine  weitere  Ermässigung  oder  Nachsicht 
der  Steuererhöhung  kann  nur  dann  stattfinden,  wenn  keine  absichtliche  Hinterziehung 
der  Steuer  vorliegt. 

Ist  wegen  einer  Uebertretung  dieses  Gesetzes  nach  dem  Gefällsstrafgesetze  zu 
verfahren,  so  ist  die  Strafe,  auch  wenn  vom  Strafverfahren  abgelassen  wird,  mit  keinem 
geringeren  Betrage  zu  bemessen,  als  welcher  nach  diesem  Gesetze  wegen  der  betreffenden 
Steuerverkürzung  einzuheben  wäre. 

§31. 
Instanzen. 

Zur  Erlassung  von  Zahlungsaufträgen,  Verfügungen  und  Entscheidungen  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  ist,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Gefällsstrafgesetzes,  die  leitende 
Finanzbehörde   erster  Instanz    (Finanzbezirksdirection,   Gebürenbemessungsamt)    berufen. 

Gegen  ein  solches  Erkenntnis  ist,  mit  Ausschluss  des  ordentlichen  Kechtsweges, 
der  Eecurs  an  die  Finanzlandesbehörde  und  im  weiteren  Eechtszuge  an  das  Finanz- 
ministerium zulässig. 

Auf  diesen  Eecurs,  welchem  eine  aufschiebende  Wirkung  nicht  zukommt,  finden 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  März  1876,  E.-G.-Bl.  Nr.  28,  Anwendung. 
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§32. 
Einbringung  unberichtigter   Steuerbeträge. 

Weder  über  die  Frage,  ob  eine  P]ffectenumsatzsteuer  zu  entrichten  ist,  noch  über 
das  Ausmaass  dieser  Steuer  findet  ein  Verfahren   vor  den  ordentlichen   Gerichten   statt. 

Unberichtigte  Steuerbeträge  sind  auf  die  zur  Einbringung  der  directen  Steuern 
vorgeschriebene  Art  einzubringen. 

§33. 
Verjährung. 

In  Bezug  auf  die  Verjährung  der  in  diesem  Gesetze  festgesetzten  Steuer,  sowie 
der  in  demselben  vorgesehenen  Strafen,  haben  die  die  Stempel-  und  unmittelbaren 
Gebüren  betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  März  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  31, 
beziehungsweise  des  §  14  des  Gesetzes  vom  13.  December  1862,  R.-G.-Bl.  Nr.  89, 
Anwendung  zu  finden. 

§34. 
Belohnung  der  Anzeiger. 

Die  Antheile  der  Anzeiger  an  auf  Grund  dieses  Gesetzes  eingehobenen  Strafen 
werden  mit  V12  ^^^  ^^^^  ^^^  Maass  der  ordentlichen  Steuer  einfliessenden  Steuererliöhungen 
festgesetzt. 

Wird  ein  hienach  zuerkannter  Betrag  binnen  drei  Monaten  nach  der  Anweisung 
nicht  behoben,  so  ist  der  betreffende  Antheilsanspruch  als  erloschen  zu  behandeln. 

Im  übrigen  finden  auf  die  Anzeiger  der  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  jene  Vor- 
schriften   Anwendung,  welche  für   die   Anzeiger   anderer  Gefällsübertretungen   bestehen. 

Die  Auszahlung  von  Ergreiferantheilen  findet  nicht  statt. 

§35. 
Befreiungen  von   der   Stempelgebür. 

Rechnungen  (Noten)  über  Geschäfte,  welche  der  Effectenurasatzsteuer  unterliegen, 
einschliesslich  der  Rechnungen  über  Rücklieferungen  aus  steuerpflichtigen  Kostgeschäften, 
sowie  Abschriften  solcher  Rechnungen  sind  von  den  im  §  19  des  Gesetzes  vom 
8.  März  1876,  R.-G.  Bl.  Nr.  26,  festgesetzten  Stempelgebüren  befreit.  Diese  Befreiung 
erstreckt  sich  nicht  auf  Differenz-  oder  Reductions-  und  Zinsenrechnungen. 

Schlusszettel  der  Handelsmäkler  über  Geschäfte,  welche  der  EfFectenumsatzsteuer 
unterliegen,  sind  kein  Gegenstand  der  im  §  13  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864, 
R.-G.-Bl.  Nr.  20,  festgesetzten  Stempelgebür. 

Die  Bestimmungen  des  §  8,  lit.  a,  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864,  R.-G.-Bl. 
Nr.  20,  finden  rücksichtlich  der  der  Effectenumsatzsteuer  unterliegenden  Kostgeschäfte 
keine  Anwendung. 

Die  im  §  22,  Z.  2  und  4,  vorgesehenen  Quittungen  unterliegen  nicht  der  in  der 
Tarifpost  47,  lit.  a,  des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1850,  R.-G.-Bl.  Nr.  50,  festgesetzten 
Stempelgebür. 

Soferne  die  in  den  vorstehenden  Absätzen  bezeichneten  Schriftstücke  ein  Geschäft 
zum  Gegenstande  haben,  welches  nur  zum  Theile  der  Effectenumsatzsteuer  unterliegt,  so 
sind  bezüglich  der  von  der  Effectenumsatzsteuer  nicht  getroffenen  Werte  die  in  den 
bezogenen  Gesetzesstellen  angeordneten  Stempelgebüren  zu  entrichten. 

Die  zufolge  dieses  Paragraphen  von  den  Stempelgebüren  ganz  oder  theilweise 
befreiten  Schriftstücke  sind,  sofern  auf  dieselben  nicht  ohnehin  die  zur  Entrichtung  der 
Effectenumsatzsteuer  bestimmten  Stempelzeichen  zu  verwenden  sind,  bei  sonstigem  Ver- 
luste der  Stempelfreiheit  mit  einem,  die  Entrichtung  der  Effectenumsatzsteuer  bestätigenden 
Vermerke  zu  versehen,  worüber  die  näheren  Bestimmungen  im  Verordnungswege  erlassen 
werden. 
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§36. 
Stempelpflichtige  Urkunden. 

Werden  über  die  nach  diesem  Gesetze  steuerpflichtig«  n  Geschäfte  nebst  den  im 
§  85  bezeichneten  Schriftstücken  andere  nach  den  Gebürengesetzen  stempelpflichtige 
Urkunden  ausgestellt,  so  unterliegen  sie  den  Bestimmungen  dieser  Gesetze. 

§37. 
Beginn  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes.  Uebergangsbestimmung. 

Dieses  Gesetz  tritt  zwei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  tritt  das  Gesetz  vom  18.  September  1892,  E.-G.-Bl. 
Nr.  172,  ausser  Kraft;  doch  ist  die  Effectenumsatzsteuer  von  den  im  gedachten  Zeitpunkte 
erwiesenermaassen  schon  abgeschlossenen,  aber  noch  nicht  erfüllten  Unisatzgeschäften 
noch  nach  Maassgabe  der  bis  dahin  geltende:!  Bestimmungen  zu  entrichten. 

§38. 
Schlussbestimmung. 
Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  Mein  Finanzminister  betraut. 
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Die  Ausbildung  des  öffentlichen  Credites  hat  im  alten  Deutschen  Eeiche  doch 
erst  von  dem  Zeitpunkte  an  grössere  Dimensionen  angenommen,  seit  die  Landeshoheit 
fest  begründet  war  und  die  Städte  sich  vor  grosse  Verwaltungs-Aufgaben  gestellt  sahen. 
Ein  Reichsschuldenwesen  im  eigentlichen  Sinne  hat  es  während  des  ganzen  Mittelalters 
ebenso  wenig  gegeben,  als  überhaupt  einen  einheitlichen  Reichshaushalt.  Wohl  aber  hat 
das  Reichsoberhaupt  vielfach  als  solches,  nicht  nur  als  Landes-  oder  Grundherr,  Vor- 
schüsse genommen,  für  welche  dann  bald  in  der  älteren  Weise  die  Nutzung  einzelner 
Reichsgüter  und  Gefälle  verpfändet  wurde,  bald  nach  dem  bereits  im  12.  Jahrhunderte 
angewendeten  Anweisungssysteme  einzelne  Reichseinkünfte  zur  Tilgung  überwiesen  wurden. 

Die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  das  Heereswesen  waren  bei  weitem  die 
hauptsächlichsten  Veranlassungen  für  die  Aufnahme  solcher  Anlehen.  Haben  die  ersteren 
dem  Kaiser  schwere  Repräsentationspflichten  auferlegt,  für  Subsidien  und  Bestechungen 
grosse  Summen  in  Anspruch  genommen,  so  sind  die  Anforderungen  der  Kriegführung 
mit  der  bereits  zur  Regel  gewordenen  Bezahlung  der  Lehenskriegsdienste,  in  der  Folge 
mit  der  Verallgemeinerung  der  Söldnerheere  geradezu  ins  ünermessliche  gestiegen.  Was 
sonst  noch  in  dieser  Zeit  die  kaiserlichen  Gassen  beschwerte,  war  diesen  beiden  haupt- 
sächlichen Ursachen  der  Verschuldung  gegenüber  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung; 
aber  freilich,  bei  der  äusserst  geringen  Leistungsfähigkeit  des  Reichsfiscus,  besonders 
nach  dem  Interregnum,  konnten  doch  auch  sonst  kleine  Ansprüche  für  den  laufenden 
Haushalt,  die  Reichsbehörden  und  Reichsanstalten  vielfach  nicht  ohne  Inanspruchnahme 
des  Credites  befriedigt  werden. 

Waren  in  älterer  Zeit  zweifellos  die  reichen  geistlichen  Stifter,  denen  sich  bald  auch 
einzelne  geldkräftige  weltliche  Grundherren  beigesellten,  die  hauptsächlichen  Gläubiger  des 
kaiserlichen  Fiscus  gewesen,  so  traten  nun,  seit  dem  13.  Jahrhunderte,  deutlich  die 
Städte  in  den  Vordergrund;  hier  vor  allem  hat  ja  der  geldwirtschaftliche  Verkehr  einen 
raschen  und  grossartigen  Aufschwung  genommen  und  bald  zur  Bildung  mobiler  Reich- 
thümer  Gelegenheit  gegeben.  Die  Städte  waren  auch  im  Allgemeinen  sehr  bereite  Geld- 
geber des  Reiches,  weil  sie  von  ihm  ein  Hoheitsrecht  um  das  andere,  Zoll,  Münze, 
Gericht,  Judenschutz,  schliesslich  die  Steuern  selbst,  vorerst  als  Pfand  oder  Anweisung, 
zuletzt  an  Zahlungsstatt  für  immer  zu  erhalten  hoffen  konnten.  Und  gerade,  weil  solche 
Einnahmsquellen  noch  immer  einer  ausgiebigen  Steigerung  fähig  waren,  erschöpfte  sich 
auch  der  Credit  des  Reiches  nicht  alsbald  und  konnte  immer  wieder  für  Vorschüsse  der 
Städte  eingesetzt  werden.  Erst  nachdem  das  Finanzwesen  der  Städte  mit  der  Erwerbung 
so  ziemlich  aller  nutzbaren  Hoheitsrechte  zu  einem  Abschlüsse  gebracht  war,  da  wurden 
auch  die  städtischen  Finanzen  als  Geldgeber  des  Reiches  spröde;  eine  Zeitlang  setzte 
sich  zwar  dieses  Verhältnis  noch   in   der   Form   fort,    dass    die    Städte    ihrerseits    unter 
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Gesamiiitbürgschaft  der  Bürger  Darlehen  aufnahmen,  um  dem  Kaiser  weiterhin  daraus 
Credit  zu  geben  ;  aber  allmählich  war  doch  auch  hiezu  die  Bürgerschaft  als  solche  nicht 
mehr  zu  haben;  zu  einer  speculativen  Creditgewährung,  welche  aus  der  Differenz  der  Passiv- 
und  der  Activzinsen  einen  Gewinn  für  die  städtische  Gasse  anstrebte,  verstanden  sich 
doch  die  Städte  nur  ausnahmsweise  und  politische  Beweggründe,  welche  in  älterer  Zeit 
die  Städte  vielfach  dem  Reiche  so  willfährig  gemacht,  wirkten  um  so  seltener,  je  mehr 
die  Bedeutung  der  kaiserlichen  Macht  im  Allgemeinen  schwand. 

Dagegen  traten  nun,  schon  im  13.  Jahrhunderte,  auch  einzelne  reiche  Kaufleute 
direct  mit  dem  Reichsschatzamte  in  geschäftliche  Verbindung  und  in  der  Folge  ist  dies 
in  immer  steigendem  Maasse  geschehen,  bis  im  16.  Jahrhunderte  die  grossen  ober- 
deutschen Geldmächte  geradezu   des  Reiches    Schicksale  wesentlich  mitbestimmt  haben. 

Unter  ihnen  nehmen  während  des  ganzen  16.  Jahrhunderts  die  Fugger  weitaus 
die  hervorragendste  Stelle  ein.  weshalb  der  Verfasser  mit  Recht  den  Namen  dieses 
mächtigen  Handelshauses  zur  Charakterisierung  einer  ganzen  Epoche  verwendet.  Neben 
ihnen  treten  allerdings  noch  eine  Reihe  von  oberdeutschen  Handelshäusern,  florentiner 
und  sonstige  toskanische  Geldmächte,  Genuesen,  Spanier  und  Niederländer  in  der  Ge- 
schichte des  europäiscnen  Geld-  und  Creditwesens  des  16.  Jahrhunderts  auf;  aber  wie 
sich  die  Fugger,  nach  des  Verfassers  Schätzung  etwa  um  das  fünffache  über  den  Reich- 
thum  der  Medici  des  15.  Jahrhunderts  emporheben,  so  sind  sie  wohl  auch  allen  Handels- 
häusern ihrer  Zeit  durch  ihre  Capitalmacht  und  noch  mehr  durch  ihren  unbeschränkten 
Credit  weit  überlegen. 

Die  Darstellung  der  Geschäfte  dieser  grosser  Handelshäuser,  welche  unter  Führung  der 
Fugger  auf  die  Politik  und  Kriegführung  des  Reiches  und  der  Reichsfürsten,  auf  die  innere 
wie  äussere  Politik  so  grossen  Kinfluss  genommen  haben,  füllen  den  ersten  Band  des  Werkes; 
neben  der  Erzählung  der  wesentlichsten  geschichtlichen  Vorgänge  und  der  Vorführung 
der  einzelnen  grossen  Darlehensgeschäfte,  welche  insbesondere  die  einen  mit  den  Habs- 
burgern,  die  anderen  mit  den  französischen  Königen  abgeschlossen  haben,  ist  auf  die 
wirtschaftlich-technische  und  juristische  Seite  dieser  interessanten  Geschäftsvorgänge  nur 
gelegentlich  bedacht  genommen.  Dagegen  beschäftigt  sich  der  zweite  Band  um  so  ein- 
gehender mit  jenen  mercantilen  Einrichtungen,  ohne  welche  das  kolossale  und  rasche 
Anwachsen  des  mobilen  Capitals  gar  nicht  gedacht  werden  kann:  Der  Weltbörse  des 
16.  Jahrhunderts  mit  ihrer  Speculation,  den  Anfängen  des  Prämiengeschäftes,  dem 
Wechselverkehr  und  dem  Depositengeschäfte.  Insbesondere  Antwerpen  und  Lyon  als  die 
wichtigsten  Centralpunkte  des  Mess-  und  B5rsenverkehres  bis  zu  ihrem  Verhalte  im 
letzten  Drittel  des  16.  Jahrhunderts,  die  Mensen  von  Genua  und  Frankfurt  a.  M.,  welche 
gewiss ermaassen  das  Erbe  jener  Handelsplätze  antreten,  sind  nach  ihrer  wirtschafts- 
politischen wie  nach  ihrer  technisch-niercantilen  Seite  eingehend  charakterisiert,  auf  die 
spätere  Entwicklung,  insbesondere  Englands  wenigstens  noch  bedeutsame  Schlaglichter 
geworfen.  Das  ganze  Werk  ist  so  reich  an  allgemein  geschichtlichen  wie  speciell  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Ausführungen,  die  alle  die  volle  Vertrautheit  mit  dem  Mechanismus 
des  wirtschaftlichen  Lebens  zeigen,  dass  es  im  hohem  Maasse  lehrreich  und  genussreich 
zugleich  ist,  für  Historiker  und  Nationalökonomen  nicht  minder  wie  für  alle,  die  selbst 
im  grossen  Getriebe  des  Welthandels  und  der  Geschäfte  stehen  und  die  eigene  Zeit  mit 
ihren  im  Flusse  befindlichen  Vorgängen  und  Formen  gerne  einmal  im  Spiegel  einer  voll- 
kommen abgeschlossener  geschichtlichen  Parallele  besehen  wollen.  Schade  nur,  dass  der 
Verfasser  durch  seine  einseitige,  ungerechte  Beurtheilung  des  Charakters  Kaiser  Maxi- 
milian I.  auch  die  ganze  Situation,  in  der  sich  der  Kaiser  zu  den  Geldmächten  befand, 
in  eine  ganz  schiefe  Beleuchtung  bringt  und  damit  das  Urtheil  über  die  Bedeutung  des 
Fugger'schen  Geschäftsgeistes  beeinträchtigt. 

Hägers  Geschichte  der  Fugger'sihen  Handlung  in  Spanien  ist  eine  sehr  erwünschte 
Ergänzung  des  Ehrenberg'schen  Buches;  die  Pachtung  der  Einkünfte  der  Maestrazgos,  d.  h. 
der  Grossraeisterthümer  der  drei  geistlichen  Ritterorden,  die  monopolistische  Ausbeutung  der 
reichen  Quecksilbergruben  von  Alniaden  und  die  directen  Geldgeschäfte  mit  der  Regierung 
sind  woh]  die  hauptsächlichen  Quellen  der  Fugger'schen  Reichthümer,  soweit  dieselben  über- 
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baupt  aus  Spanien  stammen.  Sie  baben  in  den  Pachtungen  der  Bergwerke  in  Tirol.  Kärnten  und 
Ungarn,  sowie  in  den  Geldgeschäften  mit  Kaiser  Karl  V.  interessante  Gegenstücke,  welche 
die  Hauptquellen  der  Geschäfiserfolge  des  Fugger'schen  Hauses  gleichmässig  ersehen 
lassen,  und  damit  auch  das  allgemein  nationalökonomische  Interesse  an  der  Geschichte 
dieses  Hauses  nicht  unwesentlich  erhöhen.  Es  ist  als  sehr  erfreulich  zu  bezeichnen,  dass 
gleichzeitig  zwei  so  tüchtige  Fachschriftsteller,  unterstützt  durch  die  reichen  und  bereit- 
willig geöffneten  Schätze  der  Fugger'schen  Archive,  uns  in  so  glücklicher  Weise  mit  dem 
ganzen  wirtschaftlichen  Getriebe  der  europäischen  Volks wii tschaft  des  16.  Jahrhunderts 
vertraut  gemacht  haben.  J- 

Heinrich  Freese.  Fabrikantensorgen!  Eisenach.  1896.  66  S.  8". 

Fabrikantensorgen  betitelt  der  Verfasser,  ein  an  allen  Woblfahrtsbestrebungen 
eifrig  betheiligter  Berliner  Industrieller,  eine  Eeihe  von  Abbandlungen,  welche  in  frischer, 
anregender  Weise  die  Arbeiterschutzgesetzgebung,  den  Achtstundentag,  Wohlfabrtsein- 
richtungen,  Arbeiterausschüsse,  die  Gewinnbetheiligung  und  die  Arbeiterwobnungsfrage 
behandeln.  Für  uns  Theoretiker  der  socialen  Frage  ist  es  überaus  tröstlich  und  erfreulich, 
wenn  ein  grundgescheidter,  mitten  im  praktischen  Leben  stehender  Mann  die  wichtigsten 
Zielpunkte  der  positiven  Socialpolitik  nicht  nur  als  erreichbar  anerkennt,  sondern  sie 
auch  selbst  innerhalb,  seines  Wirkungskre-ses  zu  verwirklichen  trachtet.  Ich  wünsche 
daher  dem  BücJjlein  die  weiteste  Verbreitung,  insbesondere  unter  jenen  Berufsgenossen 
des  Verfassers,  die  noch  immer  nicht  einsehen  wollen,  wie  sehr  der  wirtschaftliche  Fort- 
schritt durch  den  socialen  bedingt  ist.  H.  K. 

EthiscU-socialwissenschaftliehe  Yortragscurse,  veranstaltet  von  den  ethischen 
Gesellschaften  in  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Schweiz,  herausgegeben  von  der 
Schweizerischen  Gesellschaft  für  ethische  Cultur  (Züricher  Reden).  Bern  1896.  Format 
klein  8". 

Bis  jetzt  liegen  12  Hefte  dieser  verdienstlichen  Sammlung  vor,  welche  —  wenn 
auch  nicht  durchaus  von  gleichem  Werte  —  doch  insgesammt  vermöge  ihrer  löblichen 
Tendenz  die  grösste  Verbreitung  verdienen,  und  dazu  infolge  der  meist  recht  volksthüm- 
lichen  Darstellung  und  des  wohlfeilen  Preises  (45  Pfennige  per  Heft)  trefflich  geeignet 
erscheinen.  Abgesehen  von  den  Vorträgen  von  W.  Sombart  über  Socialismus  und  sociale 
Bewegung  im  19.  Jahrhundert,  welche  zur  Buchform  erweitert  bereits  eine  hervorragende 
Stellung  in  unserer  socialpolitischen  Literatur  sich  erobert  haben,  sind  insbesondere  noch 
die  Beiträge  von  Egidy  über  Erziehung,  von  Jastrow  über  Socialpolitik  in  der  Ver- 
waltung von  Staat  und  Gemeinde  und  von  Reich  über  die  volksthümliche  Universitäts- 
bewegung hervorzuheben.  Die  ethische  Bewegung  hat  durch  diese  Flugschriften  ein 
vornehmes  und,  wie  ich  hoffe,  auch  wirksames  Agitationsmittel  sich  geschaffen.        H.  R. 

Dr.  E.  Hirschberg'.  Die  sociale  Lage  der  arbeitenden  Classen  in  Berlin.  Berlin 
1897.  311  S.  8". 

Auf  dem  Gebiete  der  Statistik  scheint  ein  arges  Missverhältnis  zwischen  Production 
und  Consumtion  zu  bestehen.  Von  Jahr  zu  Jahr  wachsen  die  Reihen  der  amtlichen 
statistischen  Veröffentlichungen  an,  aber  ihr  Absatz  bleibt  spärlich,  nur  langsam  und 
unvollständig  wird  ihr  Inhalt  von  der  wissenschaftlichen  Literatur  verarbeitet,  und  vollends 
übel  ist  es  bestellt  mit  der  Verbreitung  der  dadurch  erschlossenen  Kenntnisse  in  den 
breiteren  Schichten  des  Publicums,  mitunter  wohl  auch  in  den  engeren  Kreisen  der 
zunächst  Betheiligten.  Freilich  dürfen  die  amtlichen  Statistiker  damit  sich  getrösten, 
dass  die  praktische  Bedeutung  ihres  Wirkens  nicht  hierin,  sondern  in  der  Beeinflussung 
des  Ganges  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  gelegen  ist.  Immerhin  liegt  dem 
statistischen  Producenten  der  Wunsch  nahe,  die  Consumtion  durch  möglichste  Popu- 
larisierung seiner  Arbeits-  und  Forschungsergebnisse  nach  Kräften  zu  fördern.  Diesem 
Wunsche  verdankt  das  vorliegende  Werk  seine  Entstehung.  Der  Verfasser  desselben 
nimmt  als  Directorial-Assistent  am  statistischen  Amt  der  Stadt  Berlin  hervorragenden 
Antheil  an  den  Arbeiten  der  Berliner  Comraunalstatistik.  Insbesondere  hat  er  sich  um 
die  Ausbildung  der  verschiedenen  Zweige  der  Socialstatistik  verdient  gemacht.  Da  ist 
es  denn  nun  mit  Befriedigung  zu  begrüssen,    wenn    er   es  unternimmt,   den   gesammten 
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Complex  von  statistischen  Thatsachen,  wodurch  die  sociale  Lage  der  arbeitenden  Classen 
in  Berlin  gekennzeichnet  wird,  in  einheitlicher,  systematischer  Darstellung  zusammen- 
zufassen. Die  Aufgabe  ist  nicht  so  leicht,  wie  sie  vielleicht  auf  den  ersten  Blick 
erscheinen  mag.  Denn  wie  es  sich  darum  handelt,  die  Ergebnisse  der  Ziffern  in 
Worten  auszudrücken,  ist  sofort  auch  die  Nothwendigkeit  gegeben,  zu  den  wissenschaft- 
lichen und  socialpolitischea  Problemen  Stellung  zu  nehmen,  in  die  sie  hineinleuchten. 
Bedenkt  man  nun,  wie  mannigfache  sociale  Fragen  und  Verhältnisse  von  der  Socialstatistik 
einer  Grosstadt  wie  Berlin  berührt  werden,  so  erscheint  es  begreiflich,  dass  es  dem  Ver- 
fasser nur  durch  eine  gewisse  Selbstbeschränkung  bei  der  Behandlung  der  einzelnen 
Materien  möglich  war,  die  wichtigsten  der  hier  in  Betracht  kommenden  Punkte  wenigstens 
cursorisch  zu  erörtern.  Das  Buch  ist  daher  vorwiegend  descriptiv  gehalten;  die  einzelnen 
Abschnitte  werden  in  dankenswerter  Weise  durch  historische  Uebersichten  eingeleitet, 
manche  Gesichtspunkte  durch  vergleichende  Tabellen  über  die  einschlägigen  Verhältnisse 
der  anderen  deutschen  Grosstädte  ergänzt.  Geschickt  angelegte  graphische  Darstellungen 
erleichtern  das  Verständnis  der  Tabellen.  Mit  der  Darstellung  der  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse geht  die  Beschreibung  der  Veiwaltungseinrichtungen,  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  der  communalen  Wohlfahrtspflege  Hand  in  Hand.  So  schätze  ich  denn  das  vor- 
liegende Buch  als  einen  willkommenen  Informationsbehelf,  als  einen  vortrefflichen 
„Baedecker"  für  eine  Studienreise  durch  das  arbeitende  Berlin.  Minder  befriedigend  musste 
bei  dieser  Behandlung  die  wissenschaftliche  Ausbeute  ausfallen.  Die  einzelnen  Materien 
sind  doch  nicht  immer  bis  zu  dem  Punkte  verfolgt  oder  vertieft,  um  zu  Ergebnissen  zu 
führen,  welche  fix  und  fertig  in  das  wissenschaftliche  Inventar  eingegliedert  werden 
könnten.  Anstatt  dessen  gefällt  sich  der  Verfasser  häufig  in  allgemeinen  Raisonnements, 
worin  er  zwar  seiner  arbeiterfreundlichen  Gesinnung,  aber  auch  seiner  kräftigen  Abneigung 
gegenüber  der  socialdemokratischen  Partei  Ausdruck  gibt,  ohne  uns  durch  das  vorge- 
führte Material  zu  allen  ausgesprochenen  Ansichten  bekehren  zu  können.  Aber  freilich, 
nur  von  einem  von  vorneherein  feststehenden  und  consequent  festgehaltenen  Standpunkte 
aus  war  es  überhaupt  möglich,  den  Leser  in  den  umfangreichen  Stoff  einzuführen  und 
ihn  hindurch  zu  geleiten,  ohne  bei  dem  einen  oder  anderen  der  wichtigen  Probleme 
hängen  zu  bleiben,  die  dabei  zu  erörtern  waren.  Sie  zu  vertiefen  oder  gar  zu  lösen 
kann  nicht  die  Aufgabe  einer  derartigen  zusammenfassenden  Darstellung,  sondern  nur 
monographischer  Untersuchungen  sein.  Dr.  Heinrich  ßauchberg. 

Dr.  Alois  Heilinger.  Oesterreicliisches  Geweiberecht.  Commentar  der  Gewerbe- 
ordnung. Wien  1894  und  1895.  3  Bände.  8«.  465,  339  und  253  Seiten. 

Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen:  im  grossen  und  ganzen  ist  die  verwaltungs- 
rechtliche Literatur  Oesterreichs  jener  des  Deutschen  Reiches  gegenüber  arg  im  Rück- 
stande, obwohl  die  eifrige  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  zu  regerer  wissenschaftlicher 
Bearbeitung  der  neuen  Materialien  aufzufordern  scheint.  Die  Ursache  dieser  publicistisclien 
Lethargie  liegt  in  der  breiten  Kluft  zwischen  Theorie  und  Praxis,  die  auf  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Rechtes,  in  Oesterreich  wenigstens,  noch  immer  besteht.  Wenn  es  der 
Universität  nicht  gelingt,  den  Studierenden  das  Verständnis  für  den  Zusammenhang 
zwischen  den  Problemen  der  Wissenschaft  und  des  Lebens  zu  erschliessen,  so  werden 
sie  von  der  Praxis  aus  den  Rückweg  zur  Theorie,  den  richtigen  Standpunkt  für  eine 
höhere  Auffassung  der  Dinge  nicht  zu  finden  vermögen  und  der  platten  Routine  ver- 
fallen. Daher  der  geringe  Antheil  unserer  Verwaltungsbeamten  an  der  wissenschaftlichen 
Erörterung  der  Angelegenheiten  ihres  Berufes.  Eine  erfreuliche  Besserung  auf  diesem 
Gebiete  ist  schon  durch  das  „Oesterreichische  Staatswörterbuch "  und  die  neue  Auflage 
von  „Mayrhofers  Handbuch  des  politischen  Verwaltungsdienstes"  angebahnt  worden.  Jede 
dieser  wissenschaftlichen  Unternehmungen  hat  einen  Kreis  von  wissenschaftlich  gebildeten 
jüngeren  Praktikern  zur  Mitarbeit  heranzuziehen  verstanden,  und  sie  damit  wohl  auch 
für  die  Folge  für  wissenscliaftliche  Bethätigung  gewonnen. 

Als  ein  Symptom  erfreulichen  Umschwung-es  in  dieser  Richtung  begrüsse  ich  auch 
das  vorliegende  Buch.  Einer  der  begabtesten  Beamten  des  Wiener  Magistrates  macht  damit 
den  Versuch,  das  gesammte  gewerberechtliche  Material  in  der  Form  eines  Commentars  zur 
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Gewerbeordnung  nach  den  Gesichtspunkten  dieser  letzteren  zu  gruppieren,  und  sowohl  die 
juristische  Structur,  als  auch  die  gewerbe-politische  Bedeutung  desselben  zu  beleuchten,  wobei 
er  nicht  bloss  eine  ungewöhnliche  Kenntnis  der  Literatur,  sondern  auch  eine  stark  individuell 
gefärbte  rechtsphilosophische  Grundanschauung  bethätigt.  In  systematischer  Hinsicht 
mussten  sich  aus  der  Commentarform  manche  Schwierigkeiten  ergeben.  Denn  die  Gewerbe- 
ordnung ist  zwar  die  Hauptquelle  unseres  Gewerberechtes,  aber  nicht  das  Gewerberecht 
schlechthin.  Wichtige  Theilc  desselben  fliessen  aus  anderen  Quellen  und  lassen  sich  nicht 
mühelos  in  den  äusseren  Rahmen  der  Gewerbeordnung  einfügen.  Der  Verfasser  hat  diese 
Schwierigkeit  dadurch  umgangen,  dass  er  solche  Partien  seinem  Comraentar  in  der  Form  von  — 
oft  sehr  umfangreichen  —  Anmerkungen  einverleibt  hat.  Wurde  damit  auch  die  Bewegungs- 
freiheit für  die  wissenschaftliche  Discussion  einigermaassen  eingeengt,  so  erscheint  doch 
die  praktische  Brauchbarkeit  des  Buches  dadurch  nicht  im  mindesten  beeinträchtigt. 
Sie  ist  durch  einen  starken  „Anhang"  wesentlich  erhübt  worden,  welcher  die  während 
des  Druckes  neuerscliienenen  Materialien  umfasst.  Dr.  H.  Rauchberg. 

Leonida  Colescu:  Geschichte  des  rumänischen  Steuerwesens  in  der  Epoche  der 
Fanarioten  (1711  —  1821).  Eine  Darstellung  des  Steuersystems  in  den  Fürstenthümern 
Walachai  und  Moldau  unter  Berücksichtigung  der  socialpolitischen  und  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Länder.  München  1897,  80  S.,  gedruckt  bei  F.  Straub. 

Die  vorliegende  Arbeit  behandelt  auf  Grund  urkundlichen  Materiales  ein  sehr 
interessantes  Capitel  aus  der  Geschichte  des  Steuerwesens  eines  Staates,  dessen  Werden 
und  Zustand  das  grösste  Interesse  sowohl  des  Cultur-  als  des  Wirtschaftshistorikers 
beanspruchen  muss.  Dass  dabei  der  Beziehung  zwischen  der  Entwicklung  des  Steuer- 
wesens und  der  Gestaltung  der  äusseren  Verhältnisse  besondere  Beachtung  geschenkt  ist, 
zeigt  einerseits,  dass  der  Verfasser  sich  vollständig  die  heute  allgemein  als  richtig  aner- 
kannten Gesichtspunkte  für  derartige  Untersuchungen  zu  eigen  gemacht  hat,  und  erhöht 
andererseits  wesentlich  den  Wert  der  Schrift  für  den  Ausländer.  Es  bleibt  nur  der 
Wunsch  offen,  dass  der  Autor,  wie  er  im  Vorworte  verspricht,  auch  für  die  späteren 
Perioden  seine  Studien  fortsetze  und  uns  auch  darüber  so  eingehend  informiere,  wie  er 
dies  in  Betreff  der  Periode  der  Fanarioten  thut.  —  Im  besonderen  sei  zunächst  auf  den 
zweiten  Abschnitt  der  Schrift  verwiesen,  welcher  die  wiitschaftlichen  Zustände  der  beiden 
Donaufürstenthümer  schildert,  die  damals  als  die  Kornspeicher  des  türkischen  Reiches 
gelten  konnten,  obwohl  in  ihnen  die  wilde  Feldgraswirtschaft  herrschte  und  neben  dem 
Ackerbau  nur  eine  —  allerdings  ausgebreitete  Viehzucht  eine  bedeutende  Erwerbsquelle 
der  dünnen  Bevölkerung  darstellte.  Naturgemäss  musste  ein  solcher  Zustand  dadurch 
unleidlich  werden,  dass  die  türkischen  Emissäre  alles  thaten,  um  das  Gebiet  auszu- 
beuten, sei  es  im  Interesse  der  Pforte,  sei  es  im  eigenen,  und  zwar  so  lange,  bis  der 
Vertrag  von  Adrianopel  vom  Jahre  1829  die  Länder  von  einem  Theile  ihrer  Lasten 
befreite  und  ihnen  eine  grössere  Selbständigkeit  verschaffte.  Der  Verfasser  theilt  für  die 
spätere  Zeit  vor  1821  die  Steuern  in  ordentliche  und  ausserordentliche,  die  erstem 
(Kopfsteuern)  in  Steuern  zu  Lasten  der  Bauern  und  in  solche  der  Mazili  (geringern 
Bojaren),  der  Rupte  und  Rnptaschi,  das  heisst  der  zurückgekehrten  Auswanderer  Und  der 
Fremden,  weiters  in  die  der  Kaufleute  und  Handwerker,  der  Klöster  und  der  Priester; 
die  letzteren  beiden  Steuersubjecte  wurden  aber  nicht  regelmässig  belastet.  Zu  bemerken 
ist,  dass  wenigstens  bei  der  Steuer  der  repatriierten  Auswanderer  und  Fremden  eine 
gewisse  Rücksicht  auf  die  Steuerkraft  genommen  wurde.  —  Verwiesen  sei  auch  auf  die 
Erhebungsmodalitäten  der  Steuern,  von  denen  insbesondere  die  Cisla  für  uns  Interesse 
hat,  weil  sie  in  der  Bukowina  noch  lange  nach  deren  Uebergang  an  Oesterreich,  ja 
bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  bei  der  Veranlagung  der  Grundsteuer,  eine  wenn  auch 
vielleicht  etwas  modificierte  Bedeutung  bewahrt  hat.  Schliesslich  sei  auf  den  Abschnitt 
über  die  Wirkungen  des  Steuersj  stemes  verwiesen. 

Wir  sehen  in  der  vorliegenden  Schrift  ein,  wie  das  Gesagte  wohl  darthnt  und 
wie  wir  schon  einleitend  bemerkt  haben,  sehr  lehrreiches  und  wenig  bekanntes  Capitel 
der  Culturgeschichte,  aus  der  ja  die  Geschichte  der  Abgaben  ein  Ausschnitt  ist,  in  sehr 
anregender  und  conciser  Weise  sich  vor  unseren  Augen  abspielen.  Schullern. 
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Dollfas  Dr,  Roger:   lieber  die  Ide3  der  einzigen  Steuer,  Ba^el,   Benno  Schwab 
1897,  4  Mark  80  Pfennige. 

Der  Autor  hat  in  einer  überaus  fleissigen  dogmengeschichtlichen  Untersuchung 
die  Idee  der  „einzigen  Steuer"  von  ihrem  ersten  Auftauchen  bis  in  das  gegenwärtige 
Stadium  verfolgt  und  dabei  den  Zusammenhang  ihrer  einzelnen  Entwicklungsformen  mit 
dem  concreten  wirtschafts-  und  socialpolitischen  Zustande  der  betreffenden  Zeitperiode 
dargelegt.  Vauban  und  die  Physiokraten  bis  auf  Karl  Arnd,  Proudhon,  Flürscheim, 
George  und  ihre  Vorläufer  und  Anhänger  mit  Einschluss  Hertzkas,  die  Socialisten 
und  die  Socialdemokraten  werden  in  Betracht  gezogen  und  kritisiert;  schliesslich  wird 
versucht,  den  Beweis  zu  erbringen,  dass  die  Idee  einer  einzigen  Steuer  theoretisch  und 
praktisch  undurchführbar  sei.  Wir  sind  dem  Verfasser  für  die  sorgfältige  Sammlung  und 
Sichtung  des  Materiales  sehr  dankbar,  können  aber  mit  seinem  Schlussergebnisse  nicht 
übereinstimmen.  Wir  können  nicht  zugeben,  dass  das  Missglücken  des  von  Karl  Frie- 
drich von  Baden  gemachten  Versuches  mit  der  einzigen  Grundsteuer  einen  schlagenden 
Beweis  gegen,  oder  wie  der  Verfasser  sagt,  „das  schärfste  Verdict  über  die  Idee  der  ein- 
zigen Steuer"  beigebracht  habe,  —  war  doch  sein  Versach  durchaus  verfehlt  angelegt  — 
im  höchsten  Falle  ist  damit  das  physiokratische  Besteuerungsideal  als  undurchführbar 
erwiesen;  daran  aber  denken  heute,  auch  ohne  Rücksicht  auf  den  badischen  Versuch, 
wohl  nur  noch  sehr  wenige.  Dass  eine  rationell  progressive  Einkommensteuer  als  einzige 
Steuer,  wobei  jeder  nach  der  Höhe  seines  Einkommens  und  nach  seiner  dadurch  bedingten 
Leistungsfähigkeit,  ohne  dass  der  Fortbestand  des  Privateigenthums  dadurch  in  Frage 
gestellt  wäre,  zu  den  allgemeinen  Staatsausgaben  herangezogen  würde,  möglich  sei, 
scheint  uns  weder  dadurch,  noch  durch  die  sonstigen  Ausführungen  des  Autors  widerlegt; 
es  ist  nur  nothwendig,  dass  man  durch  ein  entsprechend  ausgebildetes  Gebürensystem 
das  Bedenken  beseitige,  es  werde  bei  einer  solchen  Besteuerung  keine  Rücksicht  darauf- 
genommen, dass  der  Staat  neben  der  Erfüllung  seiner  allgemeinen  Aufgaben  seinen 
Bürgern  auch  noch  besondere,  von  ihnen  gegebenenfalls  provocierte  Dienste  leistet.  Die 
Schwierigkeit  der  Veranlagung  einer  einzigen  Einkommensteuer  sei  zugegeben,  die  Un- 
möglichkeit aber  nicht.  Der  Staat  möge  für  eine  Erhöhung  des  intellectuellen  und 
moralischen  Niveaus  der  Bevölkerung  sorgen,  und  die  Erreichung  des  Ideales,  für  die 
allgemeinen  Staatsaufgaben  nur  eine  einzige  Steuer,  eine  progressive  Personaleinkommen- 
steuer, einheben  zu  müssen,  wird  möglich  sein.  Dass  dies  Zeit  erfordert,  steht  natürlich 
ausser  Zweifel. 

Obwohl  wir  also  mit  den  Schlussfolgerungen  des  vorliegenden  Buches  nicht  über- 
einstimmen, halten  wir  es  doch  nicht  nur  für  seinem  Gegenstande  nach  actuell,  sondern 
auch  für  inhaltlich  sehr  wertvoll.  Schullern. 

Dr.  Oeorg  Sclianz.  Zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung.  Bamberg  1895.  384  S.  8". 

Dr.  Georg  Schanz.  NeueBeiträge  zur  Frage  derArbeitslosenversicherung.Berlin  1897, 
216  S.  8". 

Das  erstgenannte  Buch  ist  mir  schon  vor  mehr  als  zwei  Jahren  von  der  Redaction  dieser 
Zeitschrift  zur  Besprechung  übergeben  worden.  Aeussere  Umstände  verhinderten  mich  an 
der  P]rfüllung  der  übernommenen  Verpflichtung.  Inzwischen  hat  Prof.  Schanz  seine  neuen 
Beiträge  zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  veröffentlicht,  welche  eine  wichtige  und 
willkommene  Ergänzung  seiner  ersten  Schrift  über  den  gleichen  Gegenstand  bilden.  So 
ist  denn  auch   eine  gemeinsame  Besprechung  dieser  beiden  Veröffentlichungen   geboten. 

In  seiner  ersten  Studie  stellt  Prof.  Schanz  das  gesammte  Material  zur  Arbeits- 
losenfrage zusammen,  das  bis  1895  vorlag.  Schon  dafür  allein  ist  ihm  jeder,  der  sich  für 
dieses  Problem,  das  schwierigste  der  socialpolitischen  Organisationsprobleme,  interessiert, 
zu  grösstem  Danke  verpflichtet.  Dadurch,  dass  die  mit  ebensoviel  Fleiss  als  Umsicht 
gesammelten  Materialien  in  Form  von  Beilagen  theils  in  extenso,  theils  auszugsweise  dem 
Leser  zur  Verfügung  gestellt  werden,  wird  die  Nachprüfung  der  vorgetragenen  Arisichten 
ermöglicht.  Der  Verfasser  beginnt  mit  einer  Darstellung  der  bisherigen  Versuche  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitslosenversicherung  und  bespricht  sodann  die  statistischen  Grundlagen 
derselben.    Von   den  Hilfsmitteln   der  Statistik,   die  einen  Einblick  in  die  Schwankungen 
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des  Arbeitsniarktcs  gewähren  und  infolge  dessen  einen  Riickschluss  auf  den  Umfang  der 
Arbeitslosigkeit  zulassen,  finde  ich  eines  nicht  erwähnt,  das  mir  gleichwohl  nicht  belanglos 
erscheint:  die  Feststellung  der  monatlichen  Veränderungen  des  industriellen  Betriebs- 
personals. Das  arbeitsstatistische  Amt  von  Massachussets  ist  damit  vorangegangen;  die 
"Wiener  und  die  Brünncr  Handelskammer  haben  diesen  Gesichtspunkt  in  ihren  arbeits- 
stati.stischen  Publicationen  weiter  ausgebildet.  Er  hat  auch  bei  der  deutschen  Gewerbe- 
zählung vom  14.  Juni  1895  insoweit  Berücksichtigung  gefunden,  als  daselbst  die  Dauer 
des  vollen  Betriebes  nach  Monaten  erhoben  wurde.  Allerdings  dürfte  diese  Erhebung  für 
unseren  Zweck  aus  dem  Grunde  nicht  ausreichen,  weil  nicht  auch  die  Stärke  des  Betriebs- 
personals nach  Monaten  erfragt  worden  ist.  Aus  dieser  letzten  ergeben  sich  bei  einer  Erhebung, 
welche  alle  Gehilfenbetriebe  umfasst,  a  contrario  der  Umfang  und  die  Schwankungen 
der  Arbeitslosigkeit.  Zugleich  könnte  auf  solche  Weise  beurtheilt  werden,  inwiefern  die 
üeberschüssigen  der  einen  Branche  in  einer  anderen  unterzukommen  vermögen. 

Ein  weiterer  Abschnitt  ist  den  Vorkehrungen  gegen  den  Misbrauch  der  Arbeits- 
losenversicherung gewidmet:  Ausschliessung  verschuldeter  Arbeitslosigkeit,  Carenzzeit  und 
längere  Mitgliedschaft  beim  Versicherungsverband,  Begrenzung  der  Unterstützung  auf  das 
Existenzminimum,  Begrenzung  der  Unterstützungszeit,  zwangsweise  Arbeitszuweisung,  Aus- 
schliessung ortsfremder  Element'%  Controle  der  Unterstützten.  Bei  der  Durchführung  der 
meisten  dieser  Cautelen  ergeben  sich  mehr  oder  minder  erhebliche  Schwierigkeiten;  ins- 
besonders  über  die  Schuldfrage  ist  kaum  hinweg  zu  kommen.  Dazu  kommt  noch  eine 
Eeihe  von  weiteren  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die  obligatorische  Organisation  der 
Arbeitslosenversicherung,  insbesondere  hinsichtlich  der  Vertheilung  des  Risicos.  Das  ver- 
anlasst den  Verfasser  den  Gedanken  der  Arbeitslosenversicherung,  nachdem  er  die  hiefür 
in  Deutschland  etwa  gangbaren  Wege  überprüft  hat,  gänzlich  fallen  zu  lassen  und  durch 
einen  Plan  für  individuelleft  Spar  zwang  zu  ersetzen,  wodurch  ein  Nothp  fennig  für 
den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  gesichert  werden  soll.  Die  Grundzüge  dieses  Planes  resümiert 
der  Verfasser  in  seinen  „Neuen  Beiträgen"  folgendermassen : 

„Jeder  krankenversicherungspflichtige  Arbeiter  wird  gezwungen,  wöchentlich  neben 
seinem  Krankencassenbeitrag  wenigstens  20  Pf.,  handelt  es  sich  um  Saisonarbeiter, 
erheblich  mehr,  sich  vom  Lohn  abziehen  zu  lassen,  welcher  Betrag  nebst  einem  Zuschuss 
von  10  Pf.  —  bei  Saisonarbeitern  mehr  —  seitens  des  Arbeitgebers  durch  Vermittelung 
der  Krankenkasse  der  Sparcasse  zugeführt  wird.  Diese  Wochenbeiträge  bleiben  gesperrt; 
die  angesammelte  Summe  kann  nur  in  bestimmten  massigen  Wochengeldern  nach  ein- 
getretener Arbeitslosigkeit  zurückgezogen  werden.  Die  letztere  wird  controliert,  indem  die 
Arbeitgeber  verpflichtet  sind,  Beginn  und  Ende  des  Arbeitsverhältnisses  der  einzelnen 
Arbeiter  anzumelden.  Hat  das  Guthaben  die  Summe  von  100  Mark  erreicht,  so  hört  für 
den  die  100  Mark  übersteigenden  Betrag  die  Sperrung  auf.  Es  soll  also  jeder  individuell 
für  den  Fall  der  Arbeitslosigkeit  Vorsorgen,  und  er  soll  ein  Interesse  daran  haben,  seine 
100  Mark  zu  bilden  und  sie  möglichst  wenig  anzugreifen". 

Diesen  Plan  hat  Prof.  Schanz  in  seinem  ersten  Buche  paragraphenweise  formuliert 
und  commentiert  und  in  seinem  zweiten  Buche  gegen  die  mittlerweile  laut  gewordenen 
Bedenken  vertheidigt.  Die  Vertheidigung  ist  ihm  nicht  schwer  geworden.  Soweit  ich  die 
einschlägige  Literatur  überblicke,  überwiegen  die  zustimmenden  Urtheile  ganz  entschieden 
über  die  ablehnenden,  und  betreffen  die  Einwendungen  zumeist  solche  Punkte,  welche 
ohne  Gefahr  für  das  Ganze  geändert  werden  können.  Im  Interesse  des  Projectes  hätte 
der  Verfasser  die  principiellen  Verschiedenheiten  zwischen  Versicherung  und  *Sparzwang 
zwischen  Arbeitslosigkeit  und  den  anderen  Veranlassungen  zu  socialer  Virsicherung,  die 
er  ja  keineswegs  gänzlich  ignoriert,  noch  schärfer  hervorheben  sollen.  Krankheit,  Unfall^ 
Invalidität,  Tod  sind  Gefahren,  welche  die  Arbeiterschalt,  su  sehr  sie  auch  nach  Berufen 
differenziert  auftreten,  doch  viel  gleichmäßiger  bedrohen,  von  dem  guten  Willen  des 
Einzelnen  oder  den  Classenkämpfen  der  Gesammtheit  doch  weit  unabhängiger  sind,  als 
die  Arbeitslosigkeit.  Mag  man  den  Begriff  der  force  majeure  hier  auch  für  die  Gesammt- 
heit anerkennen,  im  Einzelnen  bleibt  er  oft  zweifelhaft.  Die  Gleichheit  des  Risicos,  worin 
die  technische  Voraussetzung  und  psj'chologische  Begründung  für  die  Socialisierung  des- 
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selben  gelegen  ist,  besieht  nicht,  weder  von  Beruf  zu  Beruf,  noch  von  Individuum  zu 
Individuum.  Fasst  man  die  Arbeitslosigkeit  als  eine  fortschreitende  Ausscheidng  der- 
jenigen Arbeitskräfte  auf,  die  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Technik  die  untersten  Grade 
gesellschaftlicher  Leistungsfähigkeit  repräsentieren,  so  wird  es  kaum  möglich  sein,  das 
erdrückende  Kisico  der  untersten  Schichten  den  höheren  Schichten  der  Arbeiterschaft 
aufzuhalsen.  Diese  und  zahllose  andere  Schwierigkeiten  entfallen,  sobald  man  an  die 
Stelle  der  Versicherung  den  Sparzwang  setzt.  Freilich  ist  er  ungleich  weniger  leistungs- 
fähig, allein  für  uns,  die  wir  an  die  Lösung  des  Versicherungsproblems  nach  dem  gegen- 
wärtigen Stande  nicht  glauben,  lautet,  wie  auch  Schanz  richtig  hervorhebt,  die  Frage 
nicht:  mehr  oder  weniger?  sondern:  wenig  oder  nichts?  Da  kann  die  Entscheidung  doch 
nicht  zweifelhaft  sein. 

Von  mehreren  Seiten  ist  die  Beitragspflicht  des  Unternehmers  bekämpft  worden. 
In  formeller  Hinsicht  ist  sie  wegen  seiner  organisatorischen  Stellung  nöthig.  In  materieller 
Hinsicht  sind  die  diesbezüglichen  Vorschriften  ohnedies  von  untergeordneter  Bedeutung. 
Sowie  der  Sparzwang  als  obligatorisch  erklärt  wird,  ist  auch  der  wöchentliche  Sparpfennig, 
soweit  er  den  Charakter  einer  Versicherungsprämie  gegen  Arbeitslosigkeit  hat  —  hier 
würde  es  sich  um  eine  Art  Selbstversicherung  handeln  —  zu  einem  Element  des  Arbeits- 
lohnes geworden.  Auch  der  Theil,  der  auf  den  Arbeiter  fällt,  verstärkt  die  Wucht  dor 
Lohnbewegung,  bis  er  auf  den  Unternehmer  überwälzt  ist.  Kein  Zweifel,  es  handelt  sich 
um  eine  Mehrbelastung  der  Industrie.  Die  Unternehmer  freilich  sagen,  sie  könne  eine 
solche  nicht  vertragen.  Allein  wer  den  nothwendigen  inneren  Zusammenhang  zwischen  dem 
socialen  und  dem  technischen  Fortschritt  erkannt  hat,  wird  der  Industrie  in  ihrem  eigenen 
Interesse  nicht  niedrigere,  sondern  höhere  Löhne  wünschen.  Nur  die  steigenden  Löhne 
zwingen  sie  zu  jenen  technischen  Verbesserungen,  ohne  welche  sie  bald  vom  wirtschaftlich 
weiter  vorgeschrittenen  Auslande  überflügelt  wird.  Selbst  für  Hungerlöhne  gibt  es  eine 
Untergrenze;  der  technische  Fortschritt  i«t  aber  unbegrenzt.  Eine  Industrie,  welche  diesen 
um  jener  willen  vernachlässigt,  ist  dem  Untergange  geweiht.  Allerdings  muss  ich  gerade 
wegen  meiner  principiellen  Anschauung  den  Unternehmerbeitrag  auf  den  gesperrten  Theil 
des  Guthabens  beschränken.  Leichtlebigere  Elemente  werden  den  jeweilig  freien  Theil 
ihres  Sparguthabens  in  kurzen  Intervallen  abheben.  Für  diesen  letztern  hat  der  ünter- 
nehmerbeitrag  nicht  mehr  den  Charakter  einer  Versicherungsprämie,  und  nur  unter  diesem 
Gesichtspunkte  ist  er  in  formeller  Hinsicht  zu  rechtfertigen.  Ich  kann  nicht  umhin  darauf 
hinzuweisen,  eine  wie  ausserordentlich  geeignete  Institution  zur  Durchführung  des  Spar- 
zwanges Oesterreich  in  seiner  Postsparcasse  besitzt.  Ein  grosser  Theil  der  organisa- 
torischen Arbeit,  die  anderwärts  gethan  werden  müsste,  entfiele  in  Oesterreich.  Ich  bin 
sonst  sehr  skeptisch,  wenn  es  gilt  mit  Reformversuchen  hervorzutreten.  Sachliche  Be- 
gründung und  technische  Zweckmässigkeit  genügen  hier  nicht  immer,  um  das  Trägheits- 
moment zu  überwinden,  das  in  der  Eückständigkeit  der  Verhältnisse  nnd  Anschauungen 
und  in  der  Unzulänglichkeit  des  Menschenmateriales  gelegen  ist.  Allein  in  Oesterreich 
besitzen  wir  in  den  Krankencassen  und  in  der  Postsparcasse  einen  so  soliden  Unterbau, 
dass  die  Durchführung  des  Schanz'schen  Planes  hier  voraussichtlich  geringeren  Schwierig- 
keiten begegnet  als  anderwärts. 

Die  weiteren  Abschnitte  der  „neuen  Beiträge"  registrieren  die  Bestrebungen  und 
Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosenversicherung  seit  dem  Erscheinen  des  ersten 
Buches.  Sie  sprechen  zumeist  mehr  zu  Gunsten  des  Sparzwangs  als  des  Versicherungs- 
princips.  Den  Schluss  bildet  eine  ganz  vorzügliche  Bearbeitung  der  beiden  Erhebungen 
über  die  Arbeitslosigkeit  im  Deutschen  Eeiche,  die  mit  der  Berufszählung  vom  14.  Juni  1895 
und  der  Volkszählung  vom  2.  December  1895  verbunden  worden  waren.  Hatte  uns  schon 
das  kaiserliche  statistische  Amt  eine  äusserst  geschickte  und  umsichtige,  dabei  in  über- 
raschend kurzer  Zeit  fertig  gestellte  Bearbeitung  der  Erhebung  über  die  beschäftigungs- 
losen Arbeitnehmer  im  Deutschen  Reiche   geboten^),   so  hat  Schanz  eine  sehr  ergiebige 
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Nachlese  gehalten,  das  Material  nach  neuen  Gesichtspunkten  gruppiert,  die  Zusatzerhebungen 
einer  Eeihe  von  Grosstädten  mit  für  die  Kritik  verwertet,  und  endlich  die  Consequenzen 
gezogen,  welche  sich  aus  dem  Material  für  das  Arbeitslc^enproblem  ergeben. 

Welche  Stellung  auch  immer  man  dem  von  Schanz  entwickelten  Plane  gegenüber 
einnehmen  mag,  eines  ist  sicher:  der  Sparzwang  ist  ungleich  leichter  durchzuführen,  sowoh] 
technisch  als  auch  socialpolitisch,  als  die  Zwangsversicherung.  Er  präjudiciert  ihr  nicht, 
und  er  schliesst  gleichzeitige  facultative  Arbeitslosenversicherung  nicht  aus.  Schon  aus 
taktischen  Gründen  ist  er  in  erster  Stelle  anzustreben.  Auch  die  Freunde  der  obligato- 
rischen Versicherung  können  auf  ihn  compromittieren;  mögen  sie  ihn  immerhin  als  eine 
Vorstufe  der  obligatorischen  Versicherung  betrachten.         Dr.  Heinrich  Rauchberg. 
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DAS  MODERNE  GELD-  UND  CEEDITWESEN. 


VON 


GUSTAV  BUNZEL,  TRIEST. 


Wenn  man  sagt,  dass  wir  im  papierenen  Zeitalter  leben,  so  kann 
dieses  Wort  wohl  in  erster  Linie  angewendet  werden,  wenn  von  den  Circu- 
lationsmitteln  die  Eede  ist,  deren  sich  der  Verkehr  am  Schlüsse  des  19.  Jahr- 
hundertes  bedient. 

Das  Papier  in  der  verschiedensten  Form,  als  Bank-  oder  Staatsnote, 
als  Cheque,  Anweisung  und  Wechsel  vermittelt  den  bei  -weitem  grössten 
Theil  des  Geldverkehres,  und  da  dasselbe  in  allen  diesen  Formen  einen 
inneren  Wert  nicht  besitzt,  sondern  Staatsnoten,  wie  wir  später  nachweisen 
werden,  ebenso  Creditinstrumente  sind  wie  Banknoten  oder  Wechsel,  so 
kann  von  der  Organisation  des  Geldwesens  nicht  gesprochen  werden,  ohne 
den  Einfluss  des  modernen  Creditsystems  auf  dasselbe  in  entsprechender 
Weise  zu  berücksichtigen.  Wir  wollen  nun  in  erster  Linie  feststellen,  welche 
Aufgaben  das  Geld  im  wirtschaftlichen  Leben  zu  erfüllen  hat.  Nach  den 
bekanntesten  Theorien  der  Volkswirtschaftslehre  dient  das  Geld  als  Tausch- 
mittel, Wertmaass,  Wertträger,  Wertbewahrer,  Zahlungsmittel  und  Leih- 
mittel. Man  verwendet  jedoch  das  Geld  rur  deshalb  vorzugsweise  als 
Wertträger  und  Wertbewahrer,  weil  es  eben  Tauschmittel  ist,  sonst  würden 
sich  andere  wirtschaftliche  Güter,  z.  B.  Edelsteine,  ebensogut  oder  noch 
besser  eignen,  Werte  von  einer  Person  zur  andern,  von  einem  Ort  zum  andern 
zu  übertragen  oder  zur  Thesaurierung  verwendet  zu  werden,  als  das  Geld. 
Ebenso  wird  das  Geld  als  Zahlungsmittel  (Liberationsmittel)  und  als  Leihmittel 
verwendet,  weil  es  Tauschmittel  (Circulationsmittel)  ist,  denn  wenn  jemand  für 
einen  Anspruch,  den  er  an  eine  andere  Person  zu  stellen  berechtigt  ist,  als 
Compensationsobject  Geld  nimmt,  so  benützt  er  dasselbe  eo  ipso  als  Tausch- 
mittel und  dasselbe  ist  mutatis  mutandis  der  Fall,  wenn  jemand  Geld  ausleiht. 

Da  nun  die  Eigenschaften  des  Geldes  als  Wertträger,  Wertbewahrer, 
Zahlungsmittel  und  Leihmittel  secundärer  Natur  sind  und  sich  aus  der 
Eigenschaft  desselben  als  Tauschmittel  ergeben,  so  ist  eine  derartige  Speci- 
ficierung  der  Verwendungsarten   des   Geldes    ganz    überflüssig   und   werden 
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wir  uns  daher  in  erster  Linie  mit  dem  Geld  als  Tausclimittel  und  als 
Wertmesser  befassen. 

Wenn  wir  nun  das  Geld  als  jenes  wirtschaftliche  Gut  bezeichnen, 
welches  allgemein  als  Tauschmittel  und  Wertmesser  verwendet  wird,  so 
müssen  Avir  vor  allem  davon  absehen,  von  Geldwirtschaft  in  jener  Periode 
zu  sprechen,  in  welcher  Felle,  Vieh.  Getreide,  Salz  etc.  als  Tauschmittel 
verwendet  wurden.  Wenn  zur  Zeit,  als  die  Menschen  vom  Ertrage  der  Jagd 
lebten,  vorzugsweise  Felle  als  Tauschmittel  verwendet  wurden,  weil  das  einzige 
haltbare  Product,  das  die  Jagd  liefert,  eben  Felle  sind,  wenn  ferner  später, 
als  die  Viehzucht  den  Haupterwerbszweig  der  Menschen  bildete,  Einder  und 
Schafe  häufig  dazu  dienten,  um  für  andere  Waren  eingetauscht  zu  werden, 
so  darf  man  hieraus  nicht  schliessen,  dass  zu  jener  Zeit  Felle,  respective 
Herdenvieh,  das  Tauschmittel  oder  gar  den  Wertmesser  bildeten.  Diese 
Güter  waren  einfach  ein  Tauschmittel  und  wurden  nur  deshalb  hiezu  mit 
Vorliebe  verwendet,  vv^eil  sie  am  häufigsten  vorkamen  und  überall  gebraucht 
wurden.  Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  dass  auch  alle  anderen  Waren 
insolange  untereinander  getauscht  wurden,  bis  die  Metalle  als  allgemein 
übliche  Tauschmittel  in '  Verwendung  kamen. 

Wir  finden  allerdings  in  manchen  Schriften,  dass  der  Wert  eines  Gegen- 
standes durch  eine  Anzahl  Rinder  bezeichnet  wurde,  es  hatte  dies  jedoch 
nur  den  Zweck,  dem  Leser  einen  Anhaltspunkt  zu  bieten,  um  sich  von  dem 
Wert  des  betreffenden  Gegenstandes  einen  Begriff  machen  zu  können.  Der 
beste  Beweis  hiefür  ist,  dass  gleichzeitig  die  verschiedensten  Waren 
zu  solchen  Vergleichungen  herangezogen  wurden. 

J  e  V  0  n  s  z.  B.  citiert  als  Beweis  dafür,  dass  bei  den  alten  Völkern  des 
Orients  Häute  als  Wertmaass  galten,  den  4.  Vers  im  2.  Capitel  des  Buches 
Hiob:  Haut  für  Haut  und  alles  was  ein  Mann  hat,  lässt  er  für  sein  Leben. 
Anderseits  nennt  das  2.  Buch  Moses  95.  Capitel  unter  den  zu  bringenden 
Opfern  in  erster  Linie  Gold,  Silber,  Erz  und  im  selben  Buche  wird  zu 
wiederholten  Malen  von  einer  Wertbestimmung  nach  Schekel  gesprochen, 
welches  eine  ziemlich  bekannte  Münze  gewesen  zu  sein  scheint,^)  aber  auch 
unter  den  Juden  nicht  allgemein  gebräuchlich  gewesen  ist,  denn  wir  finden 
im  1.  Buch  der  Könige  5.  Capitel,  dass  Salomo  dem  Hiram  für  Lieferung 
von  Cedern  und  Tannenholz  jährlich  20.000  Kor  Weizen  und  20  Kor  gestos- 
senes  Oel  gab.  Ausserdem  ist  aus  demselben  Buch  10.  Capitel  zu  ersehen, 
dass  das  Wertverhältnis  der  einzelnen  Metalle  unter  einander  schon  damals 
stark  schwankte;  es  heisst  nämlich:  Alle  Trinkgefässe  ....  waren  aus 
Gold,  denn  des  Silbers  achtete  man  zu  den  Zeiten  Salomos  nicht.  Denselben 
Beweis  kann  man  aus  der  Hiade  führen.  J  e  v  o  n  s  citiert  nämlich,  um  zu 
beweisen,  dass  zur  Zeit  des  trojanischen  Krieges  Vieh  als  ümlaufsmittel 
und  andere  Güter  nur  als  Wertträger  verwendet  wurden,  den  700.  Vers  im 
23.  Gesang:  „Erst  dem  Sieger  ein  gross  dreifüssig  Geschirr  auf  dem  Feuer, 
Welches  an  Wert   zwölf  Einder  bei  sich  die  Danaer  schätzten;  Doch  dem 
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Besiegten  stellt  er  ein  blühendes  Weib  in  den  Kampfkreis,  Klug  in  man- 
cherlei Kunst,  und  geschätzt  vier  Einder  an  Werte."  Dagegen  finden  wir, 
dass  im  2.  Gesang  Thersites  Agamemnon  wie  folgt  apostrophiert:  „Voll 
sind  dir  von  Erz  die  Gezelt',  ....  mangelt  dir  auch  noch  Gold".  Ferner 
bittet  Dolon  im  10.  Gesang:  „Faht  mich,  dann  erkauf  ich  mich  frei.  Mir 
lieget  daheim  ja  Erz   und  Goldes   genug   und  schön  geschmiedetes  Eisen." 

Es  liegt  auch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  von  einigen  National- 
ökonomen angewendete  Bezeichnung  „Warengeld"  einen  Widerspruch  in 
sich  schliesst.  Die  betreffenden  Waren  standen  dem  einzelnen  Individuum 
keinesfalls  stets  zur  Verfügung,  wenn  es  irgend  eines  anderen  Gutes  bedurfte, 
und  gerade  beim  Herdenvieh  war  auch  die  mangelnde  Stückelung  ein  Hin- 
dernis des  allgemeinen  Gebrauches  als  Tauschmittel.  Wir  müssen  daher 
die  ganze  Epoche  vor  Einführung  des  Münzgeldes  als  die  Periode  der  Natural- 
wirtschaft bezeichnen,  wobei  allenfalls  anzunehmen  ist,  dass  sich  der  Tausch- 
verkehr schliesslich  auf  wenige  Güter  concentrierte. 

Die  Zeit  des  Ueberganges  von  der  Natural-  zur  Geld  Wirtschaft  ist 
allerdings  nicht  genau  zu  fixieren.  Abgesehen  davon,  dass  sie  in  jedem  ein- 
zelnen Lande  in  eine  andere  Periode  fällt,  muss  man  auch  berücksichtigen, 
dass  das  Münzgeld  nur  allmählich  allgemein  in  Verwendung  kam,  je  nachdem 
sich  die  Bevölkerung  an  dasselbe  rascher  oder  langsamer  gewöhnte,  und 
entsprechende  Quanten  im  Umlauf  waren.  Noch  im  späten  Mittelalter  wurde 
selbst  in  den  civilisiertesten  Ländern  ein  Theil  des  Verkehres,  namentlich 
in  entlegenen  Gegenden,  durch  Tauschmittel  abgewickelt,  was  einestheils 
im  Mangel  an  Münzen,  andererseits  in  der  Zerfahrenheit  des  damaligen 
Münzwesens  seinen  Grund  hatte.  Immerhin  kann  man  in  Griechenland  die 
Solonische  Zeit,  in  liom  das  5.  Jahrhundert  v.  Chr.  als  den  Beginn  eines 
geordneten  Geldverkehres  und  allgemeiner  Verwendung  geprägter  Münzen 
bezeichnen,  während  die  Metalle,  als  sie  nur  gewogen  als  ümlaufsmittel  dienten, 
zumeist  nur  im  internationalen  Verkehr  und  zu  Tributzahlungen  benützt 
wurden,  was  auch  mit  den  Münzen  der  Juden,  Babylonier  und  Perser  der 
Fall  gewesen  zu  sein  scheint.  Der  internationale  Verkehr  war  es  auch,  welcher 
später  die  Verbreitung  des  Gebrauches  von  Geld  beförderte  und  namentlich 
die  Kömer  führten  zur  Zeit  ihrer  Weltherrschaft  bei  befreundeten  und  feind- 
lichen Völkerschaften  ihr  Münzsystem  ein,  während  speciell  die  Germanen, 
bevor  sie  mit  den  Römern  in  Berührung  kamen,  Geld  überhaupt  nicht 
kannten. 

Da  wir  es  uns  nicht  zur  Aufgabe  stellen,  eine  historische  Darstellung 
der  Münzsysteme  jedes  einzelnen  Landes  zu  geben,  sondern  nur  die  Ent- 
wicklung des  Gebrauches  von  Umlaufsmitteln  verfolgen,  um  nachweisen  zu 
können,  auf  welche  Weise  das  moderne  Geldwesen  entstanden  ist,  so  über- 
gehen wir  die  Aufzählung  der  unzähligen  Münzordnungen  des  Mittelalters 
und  der  Neuzeit  bis  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  und  heben  nur  einige 
charakteristische  Merkmale  derselben  hervor. 

Von  einer  systematischen  Entwicklung  des  Geldwesens  kann  in 
dieser  Periode  überhaupt  nicht  gesprochen  werden.  Die  Wahl  des  zu  Münz- 

22* 
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zwecken  verwendeten  Metalls  richtete  sich  nach  dem  grösseren  oder  geringeren 
Keichthum  jedes  einzelnen  Landes,  in  welchem  die  Währung  wiederum 
wechselte,  je  nachdem  grössere  oder  kleinere  Quanten  des  betreffenden 
Metalles  zur  Verfügung  standen.  So  gab  es  z.  B.  in  Schweden  und  Kussland 
noch  während  eines  Theiles  der  vorigen  Jahrhunderts  ausschliesslich  Kupfer- 
geld, wodurch  in  ersterem  Lande  selbst  bei  Zahlungen  kleinerer  Beträge 
Karren  verwendet  werden  mussten,  während  man  sich  in  Kussland  durch 
Ausgabe  von  Notengeld  behalf,   welches   sogar   ein    kleines   Agio    erzielte. 

Jedoch  nicht  nur  das  geringere  Quantum  von  verfügbarem  Edelmetall 
bildete  ein  Hindernis  für  die  Kegelung  des  Geldwesens,  die  Zerrüttung 
desselben  war  auch  zum  grossen  Theile  die  Folge  der  Münzfälschungen, 
welche  im  Mittelalter  und  zu  Beginn  der  Neuzeit  von  den  Landesherren  in 
grossem  Style  begangen  wurden.  Die  Einkünfte  der  Letzteren  waren  fast 
immer  spärlich,  und  da  es  kein  reguläres  Steuersystem  gab  und  der  Ertrag 
des  eigenen  Grundbesitzes  sowie  der  verschiedenen  schwer  einhebbaren  Ab- 
gaben selten  ausreichten,  so  mussten  sich  die  Fürsten  mit  Vorschreibung  von 
Zwangsanlehen  und,  wo  solche  nicht  durchführbar  waren,  mit  der  Verschlech- 
terung der  Münzen  behelfen.  Ein  klares  Bild  über  die  finanziellen  Verhält- 
nisse, speciell  des  16.  Jahrhunderts,  erhalten  wir  durch  Ehrenbergs, 
sowohl  für  die  historische  als  ökonomische  Forschung  wichtiges  Werk: 
„Das  Zeitalter  der  Fugger ''^).  Wir  ersehen  aus  demselben,  wie  sich  infolge 
der  erwähnten  üebelstände  der  Wechsel-  und  sogar  eine  Art  Giroverkehr 
entwickelte,  indem  die  unzähligen  unter  einander  verschiedenen  Münzsysteme 
und  die  Unverlässlichkeit  der  Prägeanstalten  zur  Einführung  von  Mess- 
währungen (Marken scudo)  führten  und  auf  den  Messen  wiederum  Compen- 
sationen  der  gegenseitigen  Forderungen  und  Schulden  der  Kaufleute  in  der 
Weise  stattfanden,  dass  entweder  unter  Intervention  des  Messvorstandes 
(Genua)  oder  Scontrierung  der  Messbücher  sämmtlicher  Kaufleute  (Lyon) 
oder  auch  durch  Vermittlung  von  Messbanquiers  (Spanien)  die  gegenseitigen 
Forderungen  der  Messbesucher  ausgeglichen  und  nur  die  Saldi  bar  ausbezahlt 
wurden.  Ebenso  vermied  man  es,  von  einem  Platz  zum  andern  bares  Geld 
zu  senden,  da  hiebei  ausser  den  erwähnten  Umständen  auch  die  mangelnden 
Transportgelegenheiten  und  die  Unsicherheit  der  Wege  hindernd  waren, 
und  zog  es  vor,  die  Kimessen  in  Form  von  Wechseln  zu  machen,  wobei 
man  darauf  bedacht  war,  als  Zahlungsort  und  Verfallzeit  die  Messen  zu 
wählen,  weil  nur  bei  diesen  Zusammenkünften  von  Kaufleuten  Angebot  und 
Nachfrage  von  Geld  leicht  zu  befriedigen  war. 

Wir  finden  auf  diese  Weise  Kupfer-,  Silber-  und  Goldmünzen,  Anwei- 
sungen, Buchübertragungen  und  Wechsel  in  bunter  Keihenfolge  neben-  und 
nacheinander  als  Umlaufsmittel  verwendet,  können  jedoch  folgende  Principien 
feststellen,  nach  welchen  sich  das  Geldwesen  bis  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts entwickelte. 

L  Je  nachdem  ein  Land  reicher  oder  ärmer  war,  wurden  Gold-,  Silber- 
oder Kupfermünzen  verwendet,  und  zwar  gieng  eine  Nation,  wenn  ihr  Reich- 

*)  Dr.  Richard  Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger.  Bd.  I.  u.  II.  Jena  1896. 


Das  moderne  Geld-  und  Creditwesen.  341 

tlium  zunahm,  von  der  Kupfer-  zur  Silberwährung,  respective  von  der 
Silber-  zur  Goldwährung  über,  um  wieder  zum  minderwertigen  Metall 
zurückzukehren,  wenn  ihre  Finanzen  durch  politische  oder  wirtschaftliche 
Ereignisse  zerrüttet  wurden.  So  wurden  während  des  dreissigjährigen  Krieges 
von  Ferdinand  IL  die  Silber-  in  Kupferthaler  umgewandelt,  während  anderseits 
Italien,  welches  den  grössten  Theil  des  internationalen  Handels  durch  seine 
Banquiers  beherrschte,  mit  Goldmünzen  zumeist  reichlich  versehen  war, 
und  wurde  der  von  dort  stammende  Ducaten,  sowie  der  Solidus,  in  der 
ganzen  Welt  bekannt  und  an  Zahlungsstatt  genommen. 

IL  Mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  wurden  grössere  Münzen  geprägt 
und  überhaupt  die  Stückelung  derselben  ausgebildet.  Während  früher  fast 
nur  Silberdenare  im  Umlauf  waren,  deren  Wert  zwar  sehr  schwankte,  aber 
16 — 17  Kreuzer  heutiger  österreichischer  Währung  nie  überstig  —  demnach 
als  kleine  Münze  gelten  müssen  —  wurden  im  dreizehnten  Jahrhundert  in 
Frankreich  Schillinge,  d.  h.  Stücke  zu  12  Denaren,  und  Ende  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  in  Tirol,  und  kurz  darauf  in  Böhmen  Thaler  geprägt.  Wir 
sehen  daher,  dass  ein  fortgeschrittener  Verkehr  grösserer  Münzen  bedarf, 
ein  Umstand,  auf  den  wir  noch  zurückkommen  werden. 

III.  Da  die  verschiedenen  gesetzlich  giltigen  Münzsysteme  infolge 
ihrer  grossen  Anzahl  und  der  Unehrlichkeit  der  Prägeanstalten  dem  inter- 
localen  und  internationalen  Handel  keine  geeigneten  Umlaufsmittel  lieferten, 
behalf  sich  derselbe  theils  durch  Abwiegen  der  als  Tauschmittel  üblichen 
Edelmetalle,  theils,  wie  bereits  erwähnt,  durch  Verwendung  von  Handels- 
und Rechnungsmünzen,  und  später  durch  Compensation  kaufmännischer 
Forderungen. 

IV.  Die  Unsicherheit  und  Schwerfälligkeit  der  Transportgelegenheiten 
führten  zur  Verwendung  von  Anweisungen  und  Wechseln,  deren  Ursprung 
sich  zwar  im  grauen  Alterthum  verliert^),  die  aber  erst  im  15.  Jahrhundert 
grössere  Verbreitung  fanden,  und  im  17.  Jahrhundert  durch  das  Giro  ihre 
heutige  leichte  Uebertragungsfähigkeit  erhielten. 

V.  Wenn  die  Unsicherheit  des  Transportes  von  Geld  zum  Gebrauche 
der  Anweisungen  und  Wechsel,  so  führte  der  Wunsch  nach  möglichst 
sicherer  Aufbewahrung  des  Geldes  zur  Verwendung  von  Papiergeld.  Schon 
vor  fünfhundert  Jahren  deponierten  die  Kaufleute  in  Italien  Geld,  man 
nannte  dasselbe  Bankgeld,  bei  den  Banquiers,  und  wurden  mit  den  Beschei- 
nigungen hierüber  Zahlungen  geleistet,  während  in  England  die  Kaufieute 
das  Geld  beim  Münzamt  hinterlegten,  bis  im  Jahre  1640  Karl  I.  200.000 
daselbst  deponierte  Pfund  Sterling  confiscierte,  worauf  man  das  Gold  bei 
den  Goldschmieden  zu  hinterlegen  begann.^) 

Die  Scheine,  welche  die  Goldschmiede  als  Bestätigungen  ausgaben, 
wurden  als  goldsmith'  notes  zu  Zahlungen  verwendet  und  waren  die  Vor- 
läufer der  Banknoten,  deren  Gebrauch  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  in 


ij  Wirth  a.  a.  0.  S.  158. 

2)  W.  Stanley  Jevons,  Geld  und  Geldverkelir.  Leipzig  1876  S.  205. 
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mehreren  europäischen  Staaten,  namentlich  in  Schweden  und  England,  allgemein 
wurde,  aber  schon  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  in  Frankreich  zu  Miss- 
bräuchen führte,  indem  Law  durch  übermässige  Ausgabe  derselben  eine 
Kiisis  hervorrief. 


Zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  nahm  die  Verwendung  von  Umlaufs- 
mitteln eine  Gestaltung  an,  die,  wenn  auch  mit  häufigen  Aenderungen  der 
Währungssysteme,  auf  welche  wir  noch  zurückkommen  werden,  die  Grund- 
lage des  modernen  Geldwesens  bildet.  Bevor  wir  jedoch  zu  dessen  Besprechung 
übergehen,  müssen  wir  klarstellen,  welchen  Einfluss  dasselbe  auf  die  Volks- 
wirtschaft ausübt. 

In  der  Einleitung  haben  wir  erörtert,  dass  die  Verwendung  des  Geldes 
als  Leihmittel,  die  Consequenz  der  Verwendung  desselben  als  Tauschmittel 
ist,  es  stehen  daher  die  beiden  Functionen  unter  einander  im  engsten 
Zusammenhang,  machen  jedoch  ihren  Einfluss  auf  verschiedenen  Gebieten 
des  wirtschaftlichen  Lebens  geltend.  Während  das  Geld,  indem  es  als  Tausch- 
mittel fungiert  und  gleichzeitig  als  Wertmesser  dient,  seinen  Tauschwert 
zur  Geltung  bringt,  kommt  bei  dessen  Verwendung  als  Leihmittel  aus- 
schliesslich dessen  Leihwert  in  Betracht.  Im  ersteren  Fall  benützen  wir 
das  Geld,  um  den  Wert  der  andern  wirtschaftlichen  Güter  zu  messen,  das 
Resultat  dieser  Messung  sind  die  Preise,  im  letzteren  wird  der  Leihwert 
des  Geldes  durch  die  Differenz  zwischen  dem  durch  eine  Summe  Geldes 
ausgedrückten  Werte  einer  wirtschaftlichen  Leistung  und  dem  Werte  einer 
sonst  gleichwertigen,  jedoch  in  einem  späteren  Zeitpunkt  zu  erfolgenden 
Gegenleistung,  somit  durch  den  Zinsfuss  bestimmt. 

Wenn  wir  bei  Besprechung  des  Tauschwertes  des  Geldes  von  Geld 
kurzweg  sprechen,  so  verstehen  wir  darunter  jenes  Metallgeld,  welches  auch 
für  Rechnung  von  Privatpersonen  durch  die  staatlichen  Münzstätten  auf 
Basis  des  gesetzlichen  Münzfusses  in  unbeschränkten  Quanten  geprägt  werden 
kann.  Gegenwärtig  gibt  es  bei  allen  Culturvölkern  nur  eine  freie  Prägung 
für  Goldmünzen  und  ist  es  daher  in  diesem  speciellen  Falle  gleich- 
giltig,  ob  wir  von  Gold  oder  Geld  sprechen. 

Von  den  Creditmünzen  und  vom  Papiergeld  müssen  wir  bei  Besprechung 
des  Tauschwertes  des  Geldes  vollständig  abstrahieren,  weil  diese 
unmöglich  als  Wertmesser  zu  betrachten  sind,  da  dieselben  einerseits  nur 
ein  fiduciäres  Umlaufsmittel  bilden  und  andererseits  für  den  internationalen 
Verkehr  nicht  in  Betracht  kommen.  Die  Warenpreise  können  jedoch  nur 
durch  einen  im  internationalen  Verkehr  gebräuchlichen  Wertmesser  bestimmt 
werden,  da  Waren  nur  auf  Basis  eines  solchen  importiert  und  exportiert 
werden,  und  dieser  Umstand  auch  in  Staaten  mit  uneinlöslichem 
Creditgeld  auf  die  Preisbildung  von  entscheidendem  Einfluss  ist.  Die, 
Preise  entwickeln  sich  in  diesen  Ländern  in  der  Weise,  dass  der  Wert  (Curs) 
den  ihr  Creditgeld  im  Auslande  hat,  als  Basis  für  die  Umrechnung  der 
a  renpreise  dient.  Wenn  z.  B.  in  Deutschland  ein  Metercentner 
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Weizen  20  Mark  kostet  und  man  für  20  Mark  IIV2  Grulden  österreichischer 
Währung  bekommt,  so  stellt  sich  der  Preis  von  Weizen  in  Oesterreich  auf 
ungefähr  11 V2  Gulden,  wobei  wir  von  Zoll-  und  Transportspesen  absehen.  Fällt 
der  Curs  österreichischer  Noten  in  Deutschland,  so  dass  man  für  20  Mark 
12  Gulden  österreichischer  Währung  erhält,  so  muss  der  Weizenpreis  in 
Oesterreich  auf  12  Gulden  steigen,  da  sich  der  deutsche  Getreidehändler 
für  20  Mark  12  österreichische  Gulden  kaufen  und  damit  den  Weizen 
bezahlen  kann.  Das  Creditgeld  hat  somit  Kaufkraft,  weil  im  Auslande  für 
dasselbe  Gold  erhältlich  ist.  Wie  viel  Gold  man  für  das  Creditgeld  erhält, 
entscheidet  das  Verhältnis  der  Nachfrage  zum  Angebot.  Der  Preis  des 
Creditgeldes  wird  fallen,  wenn  das  Vertrauen,  das  Hauptmotiv  für  seine 
Annahme  an  Zahlungsstatt,  schwindet,  oder  hievon  eine  übermässige  Ausgabe 
erfolgt;  er  wird  steigen,  wenn  infolge  einer  günstigen  Zahlungsbilanz  das 
Ausland  des  betreffenden  Creditgeldes  bedarf.  In  Oesterreich  erhielt  man 
z.  B.  im  Jahre  1811  für  1800  Gulden  Papiergeld  nur  100  Gulden  Silber, 
während  anderseits  seit  1878  für  österreichische  Staats-  und  Banknoten 
mehr  Gold  erhältlich  war,  als  für  das  Quantum  ungeprägteu  Silbers,  das 
dieselben  eigentlich  repräsentierten.  Dieser  letztere  Umstand  beweist  zur 
Genüge,  dass  das  Creditgeld  nicht  direct  als  Wertmesser  fungiert,  sondern 
diese  Function  nur  auf  Basis  eines  Tauschwertes  ausübt,  der  seinerseits  wieder 
durch  den  Wertmesser  Gold  bestimmt  wird. 

Nachdem  wir  festgestellt  haben,  dass  unter  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen, wenn  vom  Tauschwert  des  Geldes  gesprochen  wird,  der  Tauschwert 
des  Goldes  verstanden  werden  muss,  gehen  wir  zur  Erörterung  der  Frage 
über,  ob  dieser  ein  stabiler  oder  Schwankungen  unterworfen  ist,  respective 
ob  die  Ursachen  der  Preisbewegungen  ausschliesslich  auf  Seite  der  andern 
wirtschaftlichen  Güter  oder  auch  des  Geldes  zu  suchen  sind.  Wir  haben 
uns  hiebei  vor  allem  mit  der  bekannten  Quantitätstheorie,  welche  sich  später 
zur  Currencytheorie  entwickelte,  zu  beschäftigen.  Wenn  diese  Theorien  auch 
nicht  mehr  in  ihrem  ganzen  Umfang  Geltung  haben,  so  wird  ihre  Grund- 
idee doch  noch  immer  bei  Beurtheilung  der  Preisbildung  zur  Anwendung 
gebracht.  Man  versuchte  speciell  aus  statistischen  Daten  eine  Veränderung  des 
Tauschwertes  des  Geldes  nachzuweisen,  und  wurden  zu  diesem  Zwecke  Berech- 
nungen benützt,  die  gewissermaassen  einen  Durchschnittswert  der  im  Verkehr 
vorkommenden  Waren  während  der  verschiedenen  Perioden  feststellen  sollten, 
und  sind  namentlich  die  Index  numbers  des  Economist,  die  von  Soetbeer 
veröffentlichten,  vom  Hamburger  handelsstatistischen  Bureau  zusammen- 
gestellten Durchschnittspreise,  und  die  Aufstellungen  von  Sau  erbeck 
zu  erwähnen.  Diese  Aufstellungen  können  jedoch  kein  Bild  der  gesammten 
Preisbewegung  bieten,  da  viele,  einzeln  unwichtige^,  summiert  jedoch  aus- 
schlaggebende Waren  in  denselben  nicht  enthalten  sind,  auch  die  ange- 
führten Waren  unmöglich  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr  classi- 
ficiert  werden  können,  und  alle  Versuche,  dieselben  nach  den  umgesetzten 
Quantitäten  oder  ihren  Preisen  zu  gruppieren,  kein  entsprechendes  Resultat 
lieferten.    Dennoch  ist  aus  genannten  Aufstellungen    zu   ersehen,    dass    ein 
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nachweisbarer  Zusammenhang  zwischen  der  Grösse  der  Geldcirciilation  und 
den  Warenpreisen  nicht  bestehen  kann.  Im  Gegentheil  finden  wir  in  der 
ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  eine  stark  zunehmende  Edelmetallproduction 
Hand  in  Hand  mit  sinkenden  Preisen.  Die  Preisindices  betrugen  nach 
Sauerbeck^),  die  Durchschnittspreise  der  Jahre  1867 — 1877  mit  der 
Zahl  100  als  Basis  genommen: 

1818—1827  =  111 
1823—1832  =  98 
1828—1837  =  93 
1833—1842  =  96 
1838—1847  =  93 
1843—1852  =     82 

Da  in  dieser  Periode  noch  in  den  meisten  Staaten  die  freie  Silber- 
prägung bestand,  so  geben  wir  hier  die  Ziifern  der  Gold-  und  Silber- 
production  wieder.    Dieselbe  betrug  im  jährlichen  Durchschnitt :  ^) 

Gold  Silber 

Kilogramm 

1811—1820 11445  540770 

1821—1830 14216  460560 

1831—1840 20289  596450 

1841—1850 54759  780415 

1851—1855 199388  886115 

Die  gleiche  Erscheinung  finden  wir  in  neuester  Zeit. 
Die  Sauerbeck'schen  Index-number  betrugen: 

1878—1887  =  79 

1883—1892  =  72 

1886—1895  =  68 

Die  des  „Economist"  : 

1888  =  2230 

1889  =  2187 

1890  =  2236 

1891  =  2224 

1892  =  2133 

1893  ==   2121 

1894  =  2082 

1895  =  1923 

Die  Goldproduction  betrug  in  Kilogramm 

1888 165809 

1889 185809 

1890 178268 

*)  Prices  of  commodities  in  tlie  Statistical  Society's  Journal. 
2)  Uebersichten  der  Weltwirtschaft  von  Dr.  F.  H,  von  Neumann-Spallart  1885—1895, 
Berlin  S.  524. 
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1891  ......  196586 

1892 220910 

1893 236676 

1894 270787 

Wenn  die  Statistik  keinen  Anhaltspunkt  für  die  Theorie  gibt,  dass 
der  Tauschwert  des  Goldes  schwankend  sei,  so  ergibt  eine  eingehendere 
Erörterung  der  Function  des  Geldes  als  Wertmesser,  dass  dieselbe  derartige 
Schwankungen  überhaupt  ausschliesst.  J  e  v  o  n  s  ^)  sagt  sehr  richtig,  indem 
er  gegen  Lord  Castle reagh  polemisiert,  welcher  behauptete,  dass  ein 
Pfund  Sterling  durch  einen  besonderen  Wertsinn  bestimmt  werden  müsste : 
„Ebensogut  könnte  man  dann  ein  Meter  durch  einen  Längensinn  oder  ein 
Gramm  durch  einen  Gewichtsinn  bestimmen.  Geradeso,  wie  in  der  Physik 
jede  Quantität  mit  Bezug  auf  eine  wirklich  vorhandene  Einheit  ausgedrückt 
wird,  so  müssen  wir  auch,  um  Wert  zu  messen  und  auszudrücken,  bestimmte 
Quantitäten  von  einer  oder  mehreren  bestimmten  und  unveränderlichen 
Waren  als  Einheit  festsetzen."  Wenn  man  diesen  Vergleich  weiter  ausführt, 
so  ergibt  sich  der  Schluss,  dass  ebensowenig  wie  ein  Meterstab  kürzer  oder 
länger  ist,  je  nachdem  mehr  oder  weniger  Meterstäbe  vorhanden  sind, 
ebenso  wenig  Geld  als  Wertmesser  seinen  Wert  verändert,  je  nachdem 
hievon  mehr  oder  weniger  verfügbar  ist.  Man  wird  zu  diesem  Schlüsse 
umso  leichter  gelangen,  wenn  man  die  Functionen  des  Geldes  als  Tausch- 
mittel und  als  Wertmesser  trennt.  Die  Edelmetalle  sind  allerdings,  wie  wir 
früher  ausgeführt  haben,  als  Tauschmittel  an  Stelle  der  anderen  Güter 
getreten,  sie  haben  jedoch  im  Laufe  der  Zeit  eine  Eigenschaft  erhalten,  die 
den  andern  Gütern  abgieng,  nämlich  als  Wertmesser  zu  dienen,  und  trat 
hiedurch  der  Kauf  an  Stelle  des  Tausches.  Wir  finden  diesen  Unter- 
schied schon  in  den  Institutionen  hervorgehoben ;  es  heisst  nämlich  in  den- 
selben^):  ....  sed  Proculi  sententia  dicentis  permutationem  propriam  esse 
speciem  contractus  a  venditione  separatam  merito  praevaluit,  cum  et  ipsa 
aliis  Homericis  versibus  adiuvatur  et  validioribus  rationibus  argumentatur, 
quod  et  anteriores   divi   principes    admiserunt  et  in  nostris   digestis   latius 

significatur.    Ferner  in  diesen^): sed   cum   debeat  et  res  et  pretium 

esse,  quoniara  non  potest  inveniri,  quid  eorum  merx  et  quid  pretium  sit, 
nee  ratio  patitur,  ut  una  eademque  res   et  veneat  et  pretium  sit  emptionis. 

Man  ersieht  aus  diesen  Stellen,  dass  schon  damals  ein  Unterschied 
zwischen  dem  einfachen  Tausch  und  dem  durch  einen  Wertmesser  ver- 
mittelten Verkehr  gemacht  wurde.  Auf  welche  Weise  das  Geld  als  Wert- 
messer functioniert,  definiert  Marx  sehr  gut,  indem  er  sagt^):  „Die  erste 
Function  des  Goldes  besteht  darin,  der  Warenwelt  das  Material  ihres  Wert- 
ausdruckes zu  liefern  oder  die  Warenwerte  als  gleichnamige  Grössen, 
qualitativ  gleiche  und  quantitativ  vergleichbare,  darzustellen."  Wenn  nun  das 

1)  A.  a.  0.  S.  71. 

2)  J.  de  emptione  et  venditione  III.  23. 
■')  D.  de  rerum  permutatione  XVIII  4. 

")  Karl  Marx,  Das  Capital,  Hamburg  1890,  I.  B.,  S.  59. 
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Geld  die  Warenwerte  als  qualitativ  gleiche  und  quantitativ  vergleichbare 
Grössen  darstellen  soll,  so  muss  es  selbst  einen  unveränderlichen,  fest- 
stehenden Wert  repräsentieren. 

Die  Anhänger  der  Lehre  von  der  Veränderlichkeit  des  Tauschwertes 
des  Geldes  stützen  sich  dagegen  auf  Gründe,  die  Philipp  ovich^)  wie 
folgt  formuliert:  „Es  können  aber  auch  Gründe  für  eine  Veränderung  der 
Preise  auf  Seite  des  Geldes  wirksam  sein,  da  dieses  aus  einem  Stoffe 
besteht,  der  wie  jedes  andere  Product  schwankenden  Productionsbedingungen 
und  nicht  bloss  zu  Geldzwecken,  sondern  auch  für  industrielle  und  Schmuck- 
zwecke schwankenden  Nachfrageverhältnissen  unterworfen  ist."  Was  nun  die 
Verwendung  für  industrielle  und  Schmuckzwecke  anbelangt,  so  führt 
P  h  i  1  i  p  p  0  V  i  c  h  selbst  aus  -),  dass  dieselbe  nicht  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  ist;  es  beruht  diese  Theorie  ausschliesslich  auf  der  Annahme, 
das  Geld,  respective  das  Gold,  sei  denselben  wirtschaftlichen  Einflüssen 
ausgesetzt,  wie  jedes  andere  Product  und  müsse  daher  ebenfalls  Wert- 
schwankungen unterworfen  sein.  Man  übersieht  jedoch  hiebei,  dass  alle 
anderen  Producte  dazu  dienen,  entweder  verbraucht  oder  benützt  zu  werden, 
und  daher  derjenige,  welcher  dieselben  erwirbt,  auch  ein  Interesse  daran 
hat,  sie  zu  behalten.  Beim  Gelde  ist  dies  nicht  der  Fall.  Wer  Geld  aufbewahrt, 
zieht  hieraus  keinen  Vortheil,  während  er  einen  Zinsengewinn  erzielen  kann, 
wenn  er  das  Geld  ausleiht.  Infolgedessen  wird  niemand  mehr  Geld  auf- 
bewahren, als  zur  Bestreitung  der  voraussichtlich  nothwendigen  Ausgaben, 
respective  für  den  normalen  Cassenverkehr  seines  Unternehmens  erforderlich 
ist,  und  wird  der  Ueberschuss  womöglich  zinstragend  angelegt  werden.  Es 
wird  somit  Geld  angeboten,  um  einen  Zinsgewinn  zu  erzielen,  und  wird 
dieser  höher  oder  niedriger  sein,  je  nachdem  die  Menge  des  verfügbaren 
Geldes  im  Verhältnis  zum  Bedarfe  relativ  grösser  oder  geringer  ist,  letztere 
übt  daher  ihren  Einfluss  nicht  auf  den  Tauschwert,  sondern  auf  den 
Leih  wert  des  Geldes  aus.  Wir  gehen  jedoch  noch  weiter  und  werden 
nachzuweisen  versuchen,  dass  die  Veränderungen  des  Zinsfusses  aus- 
schliesslich auf  dem  Verhältnis  der  disponiblen  ümlaufsmittel  zum 
Bedarfe  beruhen.  Wir  sprechen  natürlich  nicht  mehr  nur  von  Gold,  das  als 
Wertmesser  ausschliesslich  in  Betracht  kam,  sondern  von  ümlaufsmitteln 
überhaupt,  weil,  wie  sich  aus  unseren  weiteren  Ausführungen  ergeben  wird, 
auch  die  anderen  ümlaufsmittel  zur  Befriedigung  des  Bedarfes  von  Leih- 
mitteln geeignet  sind. 

Es  wird  vielfach  behauptet,  dass  auch  die  Zunahme  oder  Verminderung 
des  gesammtwirtschaftlichen  Vermögens  oder  des  Capitals  die  Höhe  des 
Zinsfusses  beeinflusst.  Diese  Annahme  ist  jedoch  irrig.  Was  den  Einfluss 
der  Grösse  des  gesammtwirtschaftlichen  Vermögens  auf  den 
Zinsfuss  anbelangt,  so  ist  es  eine  Thatsache,  dass  gerade  die  Epochen  eines 
wirtschaftlichen  Aufschwunges  von  Geldknappheit  und  einem  hohen  Zinsfuss 

')  Dr.  Eugen  v.  Philippovich,  Grundriss  der  politischen  Oekonomie,  Freiburg 
i.  B.  und  Leipzig  1897,  S.  221. 
2;  A.  a.  0.  S.  223. 
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begleitet  zu  sein  pflegen  und  kann  daher  eine  diesbezügliche  Wechsel- 
wirkung unmöglich  bestehen.  Eher  würde  man  glauben,  dass  die  Grösse 
des  disponiblen  Capitals  eine  Wirkung  auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  aus- 
übe, und  will  man  den,  seit  zwei  Decennien  herrschenden  Geldüberfluss  und 
den  sinkenden  Zinsfuss  als  die  Folge  einer  Zunahme  des  Capitals  hinstellen. 
Man  kann  jedoch  nicht  behaupten,  dass  in  den  letzten  fünf  Jahren,  also 
gerade  während  des  grössten  Geldüberflusses,  eine  stärkere  Capitalbildung 
stattgefunden  hat.  Es  ist  zwar  Thatsache,  dass  infolge  der  in  den  letzten 
Decennien  gemachten  Erfindungen  und  der  Verbesserung  der  Productions- 
bedingungen  und  der  Verkehrsmittel  eine  wesentliche  Besserung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  stattgefunden  hat,  und  diese  auch  bis  zu  Beginn 
dieses  Jahrzehntes  mit  einer  stärkeren  Capitalbildung  verbunden  waren,  aber 
viele  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  dieselbe  in  den  letzten  Jahren  im 
besten  Falle  stationär  geblieben  ist.  Es  liegt  im  Zuge  der  Zeit,  dass  der 
Unternehmergewinn  immer  kleiner  wird,  Avährend  die  Arbeitslöhne  beständig 
steigen,  und  wenn  man  weiter  berücksichtigt,  dass  der  gesteigerte  Verdienst 
seitens  der  arbeitenden  Classen  in  erster  Linie  zur  Verbesserung  ihrer 
Lebensweise  benützt  wird,  so  kommt  man  zum  Schlüsse,  dass  sich  die 
erwähnte  Hebung  des  Volkswohlstandes  in  der  erhöhten  Consumfähigkeit 
und  in  gesteigerter  Befriedigung  materieller  und  intellectueller  Bedürfnisse 
der  breiten  Massen  der  Bevölkerung,  nicht  aber  in  einem  starken  Zuwachs 
des  Capitals  ausspricht.  Es  stimmt  hiemit  vollkommen  überein,  dass  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  in  allen  civilisierten  Ländern  über  Rückgang  von 
Handel  und  Industrie  geklagt  wird,  und  trotzdem  die  Einfuhrlisten  nicht 
nur  eine  Zunahme  des  Importes  der  nothwendigsten  Nahrungsmittel,  sondern 
auch  der  Luxusgegenstände  nachweisen.  Wenn  man  nun  berücksichtigt,  dass 
nicht  nur  der  Lohn  des  Arbeiters,  sondern  auch  die  Gehalte  der  Beamten, 
Angestellten  etc.  gestiegen  sind,  mit  einem  Wort,  dass  der  Mann  der  Arbeit, 
sei  es  der  körperlichen  oder  geistigen,  in  die  Lage  gesetzt  wird,  einen 
immer  höheren  Grad  seiner  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  während  die  Classe 
der  Unternehmer,  welche  die  capitalbildende  par  excellence  ist,  ihren  Gewinn 
immer  mehr  geschmälert  sieht,  so  wird  man  zum  Schlüsse  gelangen,  dass 
infolge  der  erhöhten  Ausnützung  der  Productionsmittel  und  der  entwickelten 
Verwertung  der  Arbeitskräfte  eine  gesteigerte  Bedürfnisbefriedigung,  nicht 
aber  eine  Anhäufung  von  Capital  stattgefunden  hat.  Letzteres  ist  auch  umso 
weniger  anzunehmen,  als  durch  den  Bankerott  mehrerer  Staaten  —  wir  ver- 
weisen nur  auf  Griechenland  und  Argentinien  —  durch  die  Couponkürzung  in 
Italien,  durch  die  Panamaaifaire  und  nicht  zum  wenigsten  durch  die  Con- 
versionen  der  meisten  Anlagepapiere,  theils  enorme  Capitalverluste,  theils 
eine  starke  Reduction  des  Einkommens  der  einzelnen  Capitalisten  eingetreten 
ist,  und  auch  diese  Umstände  einer  Vermehrung  des  Capitals  hindernd  im 
Wege  standen.  Es  wird  jedoch  behauptet,  dass,  wenn  auch  keine  abso- 
lute Vermehrung  des  Capitals  stattfindet,  hievon  trotzdem  mehr  disponibel 
ist,  weil  die  Unternehmungslust  abgenommen  habe  und  daher  die  Nachfrage 
kleiner  geworden  sei.  Wenn  man  jedoch  einen  Blick  in  das  Coursblatt  wirft, 
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SO  wird  man  finden,  dass  sowohl  die  Actien  der  Transport-  und  Industrie- 
Unternehmungen,  als  auch  die  vieler  Banken  auf  Basis  eines  Zinserträg- 
nisses capitalisiert  werden,  das  sich  nur  wenig  über  die  Kente  erhebt,  welche 
Staats-  und  andere  festverzinsliche  Anlagewerte  bieten.  Dabei  muss  noch  in 
Berücksichtigung  gezogen  werden,  dass  der  Capitalist  beim  Kaufe  dieser 
Actien  einen  weit  höheren  Betrag  zahlt  als  jener  ist,  der  sich  ergeben 
würde,  wenn  man  den  Wert  der  Actien  in  der  Weise  bestimmen  würde, 
dass  man  die  Summe  des  Actiencapitals  und  der  Reservefonds  durch  die 
Zahl  der  Antheilscheine  dividiert.  Der  Capitalist  opfert  demnach  von  vorn- 
herein einen  Theil  des  zu  investierenden  Betrages,  um  einen,  den  normalen 
nur  wenig  übersteigenden,  Zinsfuss  zu  geniessen.  Dass  unter  solchen  Um- 
ständen von  Mangel  an  Unternehmungslust  nicht  die  Rede  sein  kann,  ist 
selbstverständlich,  und  ergibt  sich  daher  der  Schluss,  dass  der  herrschende 
Geldüberfluss,  respective  das  Sinken  des  Zinsfiisses,  weder  die  Consequenz 
einer   absoluten,  noch    einer  relativen  Vermehrung  des   Capitals  sein  kann. 

Ein  Beweis  hiefür  ist  auch  der  Umstand,  dass  alljährlich  im  Herbst 
eine  Steigerung  des  Zinsfusses  stattfindet.  Gerade  in  dieser  Jahreszeit,  nach 
Hereinbringung  der  Ernte,  könnte  man  wohl  eher  von  einer  Zunahme  des 
Capitals  sprechen,  und  wenn  trotzdem  der  Zinsfuss  in  den  letzten  vier 
Monaten  des  Jahres  regelmässig  höher  ist  als  im  Frühjahr  oder  Sommer,  so 
ist  dies  ein  Beweis,  dass  der  in  diesen  Monaten  gesteigerte  Bedarf  an  Um- 
laufsmitteln die  Ursache  des  höheren  Zinsfusses  ist. 

Wenn  man  einerseits  auf  empirischem  Wege  zum  Schlüsse  gelangt, 
dass  die  Höhe  des  Zinsfusses  von  der  relativ  grösseren  oder  kleineren  Menge 
der  verfügbaren  Umlaufsmittel  abhängt,  so  spricht  anderseits  auch  die 
methodische  Forschung  zu  Gunsten  dieser  Behauptung. 

Wir  müssen  vorausschicken,  dass  hier  natürlich  nur  von  Darlehenszins 
die  Rede  sein  kann,  da  der  Mietzins,  d.  h.  die  Vergütung  für  die  Ueber- 
lassung  der  Nutzung  nicht  verbrauchlicher  Capitalgüter  für  unsere  Erörte- 
rung nicht  in  Betracht  kommt. 

Nach  Philipp  0  vi ch^)  besteht  die  Darlehensgewährung  in  der  Hin- 
gabe von  verbrauchlichen  Gütern  in  der  Gegenwart  gegen  das  Versprechen 
der  Zurückgabe  einer  gleichen  Zahl  von  Gütern  gleicher  Art  in  der  Zukunft. 
De  facto  ist  nun  das  Geld,  wenn  man  von  seltenen  Ausnahmen  absieht,  das 
einzige  Gut,  welches  zur  Darlehensgewährung  verwendet  wird,  und  erklärt 
sogar  Marx^)  den  Grund  der  Zinsvergütung  auf  folgende  Weise:  ,Es  ist 
klar,  dass  der  Besitz  der  100  Lire  ihrem  Eigner  die  Macht  gibt,  den  Zins, 
einen  gewissen  Theil  des  durch  sein  Capital  producierten  Profits,  an  sich 
zu  ziehen.  Gäbe  er  dem  andern  die  100  Lire  nicht,  so  könnte  dieser  den 
Profit  nicht  producieren,  überhaupt  nicht  mit  Beziehung  auf  diese  100  Lire 
als  Capitalist  fungieren."  Man  könnte  allerdings  einwenden,  dass  auch  der 
Besitzer   eines   beliebigen   Productionsmittels   im  Werte   von  Lire  100  das- 


')  a.  a.  0.  S.  287. 

2)  a.  a   0.  III.  B.  S.  323. 
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selbe  einem  andern  gegen  Zahlung  eines  Zinses  zur  Verfügung  stellen  kann, 
und  würde  dieser  Vorgang  auch  in  einer  Naturalwirtschaft  stattfinden;  da 
der  moderne  Verkehr  jedoch  vollständig  auf  geldwirtschaftlicher  Basis  beruht, 
so  dient  nur  das  Geld  in  seinen  verschiedenen  Formen  als  Leihmittel.  Die 
Besitzer  von  Geld  trachten  es  natürlich  so  gut  als  möglich  zu  verwerten, 
während  diejenigen,  welche  es  benöthigen,  dasselbe  so  billig  als  möglich  zu 
erhalten  suchen.  Ist  nun  das  Angebot  von  Geld  grösser  als  der  Bedarf,  so 
wird  der  Zinsfuss  fallen,  ist  der  Bedarf  grösser,  so  wird  er  steigen,  u.  zw. 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  unter  andern  Formen  vorhandenen  Capitals. 
Die  hieraus  zu  ziehenden  Consequenzen  werden  wir  gelegentlich  der 
Darstellung  des  Zettelbankwesens  zu  erörtern  haben,  während  wir  auf  unsere 
Ausführungen  betreffs  des  Tauschwertes  des  Geldes  bei  Besprechung  der 
Währungsfrage  zurückkommen  werden. 


Indem  wir  zur  Besprechung  der  gegenwärtigen  Geld-  und  ümlaufs- 
verhältnisse  übergehen,  müssen  wir  vorerst  feststellen,  was  im  praktischen 
Leben  Geld  ist  und  als  solches  vom  legalen  Standpunkt  betrachtet  wird. 
Wir  folgen  hiebei  der  Definition  von  Goldschmied t^):  „Die  innerhalb 
eines  oder  mehrerer  Staaten  allgemein  als  Geld  anerkannte  und  verwendete 
Sache  ist  für  dieses  Gebiet  Geld  im  Rechtssinne. " 

Demnach  ist  als  Geld  zu  betrachten: 

1.  Hartgeld,  u.  zw.: 

a)  W  ährungsgeld,  d.  h.  jene  Münzen,  welche  in  unbeschränktem 
Maasse  auch  für  Rechnung  von  Privatpersonen  bei  den  staatlichen  Präge- 
anstalten ausgeprägt  werden. 

Z>)Jene  Courantmünzen,  deren  Prägung  eingestellt  oder  be- 
stimmten Beschränkungen  unterworfen  ist  (indem  sie  z.  B.  nur  für  Rech- 
nung des  Staates  erfolgt),  welche  jedoch  gesetzlich  von  jedermann  in  jeder 
Höhe  an  Zahlungsstatt  genommen  w^erden  müssen.  Diese  Münzen  werden 
häufig  mit  Ausschluss  aller  andern  Münzen  Courantmünzen 
genannt;  wir  behalten  diese  Bezeichnung,  obwohl  sie  nicht  ganz  richtig  ist, 
der  Kürze  wegen  bei. 

c)  Scheidemünzen,  die  nur  für  Rechnung  des  Staates  geprägt 
werden,  und  bezüglich  welcher  nur  eine  beschränkte  gesetzliche  Annahme- 
pflicht besteht. 

2.  Note  n  geld,  u.  zw.: 
a)  einlösbares  Notengeld, 

h)  nicht  einlösbares  Notengeld. 

Auf  den  Umstand,  dass  die  Bank-  und  Staatsnoten  ihrem  Wesen  nach 
eigentlich  nicht  Geld,  sondern  Schuldscheine  sind,  werden  wir  später  zurück- 
kommen. Wir  werden  uns  ausser  mit  dem  Gelde  selbst,  mit  dem  Wech- 
sel, insoweit  er  als  Umlaufs  mittel  verwendet  wird,  und  mit 


1)  Prof.  L.  Goldschmiedt,  Handbuch  des  Handelsrechts,  Erlangen  1868.  S.  1069- 
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den  Compensationsmitteln  beschäftigen;  letztere  dienen  dazu,  Um- 
laufsmittel zu  ersparen. 

Wenn  wir  bei  unsern  Ausführungen  die  Licht-  und  Schattenseiten  des 
Gebrauches  der  verschiedenen  Umlaufs-  und  Compensationsmittel  haupt- 
sächlich mit  Hinblick  auf  die  Möglichkeit  von  Creditkrisen  beurtheilen 
werden,  so  geschieht  dies,  weil  wir  der  Ansicht  sind,  dass  sich  eine  rich- 
tige Währungs-  und  Zettelbankpolitik  auch  unter  anormalen  Verhältnissen 
bewähren  muss,  während  die  Circulation  in  normalen  Zeiten  selbst  durch 
irrationelle  Maassnahmen  nicht  leicht  eine  Störung  erleidet,  da  das  allge- 
meine Vertrauen  und  die  Möglichkeit,  das  betreffende  Circulationsmittel 
ohne  Schwierigkeit  weiter  zu  geben,  selbst  solche  Münzen  und  Noten  an- 
standslos im  Umlauf  erhalten,  deren  Ausgabe  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte nicht  gerechtfertigt  erscheint.  Es  ist  in  diesem  Jahrhunderte  noch 
keiner  Regierung  gelungen,  so  schlechte  Gesetze  in  Bezug  auf  das  Geld- 
wesen zu  erlassen,  dass  sie  auf  bestehende  günstige  wirtschaftliche 
Verhältnisse  nachtheilig  eingewirkt  hätten,  und  sogar  die  Currency-Politik 
der  Vereinigten  Staaten,  welche  zum  grossen  Theil  durch  das  Interesse  der 
herrschenden  Parteien  und  einflussreicher  Milliardäre  bestimmt  wurde  — 
die  Amerikaner  selbst  sprechen  von  ihrer  wild  cat  currency,  weil  die  dies- 
bezüglichen Gesetze  mit  der  Behendigkeit  einer  wilden  Katze  geändert 
werden  —  hat  bis  jetzt  keinen  schädlichen  Einfluss  auf  die  Creditverhäl^. 
nisse  und  den  Verkehr  ausgeübt,^)  Nordamerika  wurde  zwar  in  den  letzten 
zehn  Jahren  von  mehreren  Krisen  heimgesucht,  jedoch  betrafen  diese  nur 
bestimmte  Zweige  des  Erwerbslebens  oder  Bankwesens,  und  war  jedesmal 
ein  specieller  Grund:  niedrige  Preise  von  Getreide  und  Baumwolle,  schwindel- 
hafte Speculation  in  Eisenbahnactien  etc.  nachweisbar,  ohne  dass  die  An- 
nahme begründet  wäre,  dass  die  Währungspolitik  der  Regierung  irgend 
einen   Einfluss    auf  den   Ausbruch   oder   Verlauf  der  Krisen   gehabt  hätte. 

Wenn  es  jedoch  einerseits  leicht  ist,  das  Geld-  und  Notenbankwesen 
auf  legislativem  Wege  in  einer  Weise  zu  regeln,  dass  es  unter  normalen 
Verhältnissen  gut  functioniert,  so  ist  es  anderseits  eine  der  schwierigsten 
Aufgaben  der  Gesetzgebung,  eine  Münz-  und  Zettelbankpolitik  zu  verfolgen, 
welche  sich  auch  während  einer  Krisis  bewähren  würde.  Wenn  z.  B.  die 
Peel'sche  Bankacte  innerhalb  der  fünfzig  Jahre  ihrer  Geltung  dreimal,  in 
den  Jahren  1847,  1857  und  1866  suspendiert  werden  musste,  wenn  ausser- 
dem die  Bank  von  England  während  dieses  Zeitraumes  zweimal,  in  den 
Jahren  1839  und  1890,  genöthigt  war,  an  die  Hilfe  französischer  Banken  2) 
zu  appellieren  und  sogar  im  englischen  Parlament  wiederholt  Anträge  gestellt 
wurden,  welche  den  Zweck  verfolgten,  ein  für  allemal  die  Suspension  der 
Bankacte   im  Falle    einer  Krisis   zu  beschliessen,  so  gelangt  man  zur  Fol- 


1)  Dass  der  Staatsschatz  der  Vereinigten  Staaten  durch  den  Ankauf  grosser  Quan- 
titäten Silber,  das  seitdem  im  Preise  gefallen  ist,  einen  bedeutenden  Schaden  erleidet, 
kommt  hier  nicht  in  Betracht. 

2)  Im  Jahre  1839  französischer  Banquiers  und  im  Jahre  1890  der  Bank  von 
Fvankreich. 
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gerung,  dass  derart  abgefasste  Gesetze  nur  zu  Zeiten  Geltung  behalten,  wo 
sie  unnütz  sind,  und  in  dem  Augenblick  aufgehoben  werden,  in  welchem 
sich  die  Eichtigkeit  des  Princips,  auf  welchem  sie  basieren,  erweisen  soll. 
Wir  glauben  daher  einen  richtigen  Standpunkt  einzunehmen,  wenn  wir  bei 
der  Kritik  der  gegenwärtigen  Geld-  und  Creditverhältnisse  den  voraussicht- 
lichen Einfluss  der  verschiedenen  Münz-  und  Notensysteme  auf  den  Verlauf 
einer  Creditkrisis  eingehender  erörtern,  als  dies  gewöhnlich  geschieht. 

Obzwar  eine  derartige  Krisis  in  erster  Linie  mit  dem  Umlauf  von 
Creditpapieren  und  Geldcreditpapieren  in  Verbindung  steht,  so  ist  auf  den 
Verlauf  einer  solchen  auch  die  Art  und  Menge  des  im  Umlauf  befindlichen 
Metallgeldes  von  grösster  Wichtigkeit.  Die  Frage,  aus  welchem  Metall  die 
Währungsmünzen  geprägt  werden  sollen,  wird  seit  drei  Decennien  in 
allen  Culturländern  eingehend  erörtert,  ohne  dass  ihre  endgiltige  Lösung 
bevorzustehen  scheint.  Schon  im  Jahre  1763  sagte  eine  kursächsische  Ver- 
ordnung vom  14.  März  im  Art.  14^):  , Soviel  den  Preis  des  Goldes  in 
Handel  und  Wandel  anbelangt,  ist  dessen  Verhältnis  gegen  das  Silber  allzu 
unbeständig,  und  der  Fall,  da  ein  oder  das  andere  Metall  mehr  gesucht 
wird,  wechselt  allzu  oft  ab,  als  dass  dergleichen  Preis  sich  durch  ein  Gesetz 
auf  immerdar  bestimmen  liesse."  Diese  Maxime  wurde  jedoch  schon  damals 
nicht  von  allen  Staaten  anerkannt.  Während  man  in  Deutschland,  Oester- 
reich  und  Russland  bei  der  Silberwährung  blieb,  England  bereits  im  Jahre 
1816  die  reine  Goldwährung  einführte  und  Holland  mehrfacli  von  der  Silber- 
zur  Doppelwährung  und  umgekehrt  übergieng,  wurde  letztere  im  Jahre  1786 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  Basis  eines  Wertverhältnisses 
des  Silbers  zum  Gold  von  1  :  157^  und  im  Jahre  1803  in  Frankreich  auf 
Basis  von  1  :  1572  eingeführt. 

Das  französische  Münzsystera  wurde  1832  in  Belgien,  1851  in  der 
Schweiz,  1854  im  damaligen  Königreich  Neapel,  1862  in  Italien,  1868  in 
Rumänien,  in  Griechenland  und  Spanien  eingeführt.  Im  Jahre  1865  wurde 
zwischen  Frankreich,  Italien,  Belgien  und  der  Schweiz  eine  Münzconvention 
abgeschlossen,  laut  welcher  sich  die  genannten  Staaten  verpflichteten,  ihre 
Münzen  mit  Bezug  auf  Gewicht,  Schrot  und  Korn  gleichmässig  auszuprägen 
und  denselben  gegenseitig  volle  Umlaufskiaft  zu  verleihen.  Es  verblieb  hie- 
bei  bei  der  Wertrelation  zwischen  Silber  und  Gold  von  1572  •  1-  Ds-  jedoch 
schon  im  Jahre  1878  Silber  stark  im  Preise  fiel,  begannen  Banquiers  und 
Arbitrageure  Silber  in  grossen  Mengen  anzukaufen,  dasselbe  in  den  franzö- 
sischen Münzstätten  ausprägen  zu  lassen,  die  erhaltenen  Fünffrancsstücke 
gegen  Goldmünzen  umzutauschen  und  letztere  zu  exportieren.  Die  Länder 
der  lateinischen  Münzunion  wurden  hiedurch  gezwungen,  die  Ausprägung 
von  Silbermünzen  zu  beschränken  und  sie  hierauf  für  Rechnung  von  Privat- 
personen ganz  einzustellen.  Deutschland  führte  laut  der  Gesetze  vom 
4.  September  1871  und  9.  Juli  1873  die  Goldwährung  ein,  beliess  jedoch 
die  alten  Thaler,  deren  Wert  mit  drei  Mark  festgesetzt  wurde,  als  Courant- 


1)  Karl  Knies:  Das  Geld,  Berlin  1873.  S.  302. 
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münzen.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  trafen  im  Jahre  1873,  Hol- 
land im  Jahre  1874,  ähnliche  Bestimmungen.  Nachdem  ungefähr  gleichzeitig 
die  skandinavischen  Staaten  die  reine  Goldwährung  einführten,  in  Kussland 
im  Jahre  1876,  in  Oesterreich  1879  und  in  Indien  1893  die  freie  Silber- 
piägung  eingestellt  wurde,  werden  nunmehr  in  allen  maassgebenden  handel- 
treibenden Ländern  Währungsmünzen  nur  aus  Gold  geprägt.  Hiedurch 
wurde  nun  einerseits  der  Bedarf  an  Silber  zu  Zwecken  der  Münzprägung 
wesentlich  reduciert,  anderseits  Gold  zum  alleinigen  Wertmesser  gemacht. 
Diese  Consequenzen  sind  es,  welche  die  Anhänger  der  Doppelwährung  als 
Nachtheile  der  Goldwährung  hinstellen.  Man  kann  die  Bimetallisten  in  zwei 
Kategorien  theilen:  diejenigen,  welche  die  Einschränkung  der  Prägung  von 
Silbermünzen  bedauern,  sind  an  der  Steigerung  des  Silberpreises  direct  oder 
indirect  interessiert,  es  sind  dies  die  Silberminenbesitzer  und  Silberspecu- 
lanten,  während  die  andern  von  der  Ansicht  ausgehen,  dass,  insolange  Gold 
allein  als  Wertmesser  fungiert,  dem  wirtschaftlichen  Interesse  der  All- 
gemeinheit od^r  einzelner  Erwerbszweige  Gefahr  drohe.  Was  erstere  betrifft, 
so  ist  ihre  Zahl  so  klein,  dass  die  Gesetzgebung  keine  Veranlassung  hätte, 
ihre  Interessen  zu  berücksichtigen,  und  haben  dieselben  ihren  politischen 
Einfluss  in  Amerika  nur  der  Macht  ihrer  grossen  Capitalien  zu  danken.  In 
Europa  gehen  die  Bimetallisten  zumeist  von  volkswirtschaftlichen  Erwä- 
gungen aus.  Sie  behaupten,  dass  der  Kückgang  der  Warenpreise,  und 
namentlich  jener  der  Bodenproducte,  durch  die  Einführung  der  Goldwährung 
herbeigeführt  worden  sei,  und  dass  infolge  der  Demonetisierung  des  Silbers 
mit  der  Zeit  Geldmangel  eintreten  könnte.  Da  jedoch  auch  die  Anhänger 
der  Doppelwährung  zur  Ueberzeugung  gelangt  sind,  dass  eine  diesbezügliche 
isolierte  Action  einzelner  Staaten  unmöglich  ist,  weil  alsbald  das  Gre- 
sham'sche  Gesetz:  , Schlechtes  Geld  verdrängt  immer  das  gute"  zur  Geltung 
kommen  würde,  so  versuchen  sie,  die  Kegierungen  aller  Culturstaaten  zu 
veranlassen,  eine  internationale,  auf  der  Doppelwährung  basierende  Münz- 
convention abzuschliessen.  Sie  gehen  hiebei  von  der  Ansieht  aus,  dass  der 
Preisfall  von  Silber  hauptsächlich  durch  den  üebergang  zur  Goldwährung, 
respective  durch  die  Einstellung  der  freien  Silberprägung  seitens  der  meisten 
europäischen  Staaten  und  der  nordamerikanischen  Union  hervorgerufen  worden 
sei  —  die  amerikanischen  Bimetallisten  sprechen  von  „dem  Verbrechen  von 
1873"  —  und  dass  eine  allgemeine  Wiederaufnahme  der  freien  Silber- 
prägung den  Wert  dieses  Metalls  stabilisieren  würde. 

Die  Annahme,  der  Kückgang  der  Silberpreise  sei  die  Folge  der  Ein- 
stellung der  Silberprägungen,  beruht  jedoch  auf  einer  unrichtigen  Beurthei- 
lung  des  Causalnexus.  Die  Silberpreise  sind  nicht  gefallen,  weil  die  Prä- 
gungen eingestellt  wurden,  sondern  letzteres  geschah,  weil  die  Silberpreise 
fielen.  Dies  ergibt  sich  aus  folgenden  Ziffern^): 


1)  Wir  entnehmen  dieselben  dem  „Twenty-Fourth  annual  report  of  the  director  of 
the  Mint  to  the  secretary  of  the  Treasury  for  the  fiscal  year  ended  June  30,  1896,  Wa- 
shington 1897. 
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Es  bet 

;rugen : 

die  Weltproduction 

von  Silber 

Unzen 

Ausmünzungen  Ton 

Silber  in  der  Welt 

Unzen 

der  Durchschnitts- 
preis in  London  für 
1  Unze  Silber  in 
pence 

1873 

63,267.187 

101,741.421 

597^ 

1874 

55,300.781 

79,610.875 

587x6 

1875 

62,261.719 

92,747.118 

567« 

1876 

67,753.125 

97,899.525 

5274 

Man  muss  allerdings  in  Berücksichtigung  ziehen,  dass  ein  Theil  der 
Münzen  durch  Umschmelzung  aus  anderen  Miinzsorten  hergestellt  wurde, 
jedoch  stehen  uns  diesbezüglich  nur  die  Daten  pro  1894  und  1895  zur 
Verfügung.  Der  Wert  der  in  der  Welt  durch  Umprägung  hergestellten 
Silbermünzen  betrug  im  Jahre  1894  18,188.408.  im  Jahre  1895  12,383.247 
Dollars,  während  die  Gesammtausprägungen  einen  Wert  von  113,095.788 
respective  121,610.219  Dollars  repräsentierten. 

Da  die  ümprägungen  von  Silbermünzen  in  Oesterreich-Ungarn  im 
Zusammenhang  mit  der  Valutareform  in  den  genannten  Jahren  ausnahms- 
weise gross  waren  —  ihr  Wert  betrug  4,816.837  und  3,316.209  Dollars  — 
so  schätzt  man  nicht  zu  niedrig,  w^enn  man  annimmt,  dass  10  Proc.  des 
zur  Prägung  von  Silbermünzen  verwendeten  Materials  durch  Einschmelzen 
alter  Münzen  gewonnen  wird. 

Selbst  nach  Vornahme  dieser  Coirectur  ergibt  sich,  dass  in  den  Jahren 
1873 — 1876  grössere  Quantitäten  von  Silber  ausgeprägt  als  produciert 
wurden,  und  erscheint  daher  die  Behauptung,  die  Einstellung  der  freien 
Silberprägung  sei  die  Ursache  des  Sinkens  der  Silberpreise,  als  hinfällig. 
Letzteres  war  vielmehr  die  Folge  der  enormen  Production  beider  Edel- 
metalle. Gold,  welches  schon  lange  im  internationalen  Handel  als  Wert- 
messer verwendet  worden  war,  konnte  schon  infolge  dessen,  wie  war  bei 
Besprechung  des  Tauschwertes  des  Geldes  bewiesen  zu  haben  glauben,  keine 
Wertveränderung  erleiden,  aber  selbst  w^enn  eine  solche  möglich  gewesen 
wäre,  so  hätte  sie  nicht  stattgefunden,  weil  von  zwei  wirtschaft- 
lichen Gütern,  welche  die  gleiche  Verwendung  finden,  im 
Falle  einer  Ueberp  r  od  uction  eines  derselben  oder  beider, 
dasjenige  im  Preise  sinkt,  welches  für  die  Befriedigung 
des  betreffenden  Bedürfnisses  weniger  geeignet  ist.^) 

Da  nun  Gold  zweifellos  geeigneter  ist,  als  Geld  verwendet  zu  werden 
als  Silber,  so  musste  letzteres  im  Preise  sinken,  sobald  sich  eine  Ueber. 
production  beider  Metalle  fühlbar  machte.  In  der  That  wurde  im  Laufe  der 
Polemik  über  die  Währungsfrage  von  keiner  Seite  behauptet,  dass  der  Wert 


1)  Albion  W.  Tourgee  sagt  sehr  gut  in  „The  war  of  the  Standards",  New-York 
1896,  S.  59:  „When  two  materials,  one  more  desirable,  and  the  other  less  desirable  for 
a  particular  use,  are  chieflj  devoted  to  tbe  same  general  purpose,  an  increased  supply 
of  one  or  both  tends  to  the  deppreciation  of  the  less  desirable,  and  does  not  seriously 
afifect  the  more  desirable  until  the  supply  of  the  lalter  becomes  so  abundant  as  to  practi- 
cally  subserve  the  entire  use  to  which  both  were  originally  applied. 
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des  Goldes  gesunken  sei,  die  Bimetallisten  sprechen  sogar  von  Goldappre- 
ciation,  während  der  Preis  von  Silber  anhaltend  fällt. 

Der  Handel  und  die  Speculation  in  Edelmetallen  zog  in  den  Jahren 
1872  und  1873  aus  den  geschilderten  Verhältnissen  die  naturgemässe  Con- 
sequenz  und  suchten  sich  ihres  Besitzes  an  Silber  zu  entledigen  und  wohl 
auch  in  Voraussicht  des  Preisfalles  in  bianco  zu  verkaufen.  Der  hie- 
durch  hervorgerufene  Kückgang  des  Silberpreises  hatte  zur  Folge,  dass  die 
Besitzer  von  Silber  dasselbe  an  die  Münzstätten  der  Doppelwährungsstaaten, 
als  die  Käufer,  welche  den  besten  Preis  zahlten,  ablieferten,  wodurch  diese 
gezwungen  wurden,  die  freie  Silberprägung  einzustellen. 

Wenn  sich  nun  alle  in  Betracht  kommenden  Staaten  einigen  würden, 
die  freie  Silberprägung  wieder  aufzunehmen,  d.  h.  jedes  ihnen  angebotene 
Quantum  Silber  zu  einem  festgesetzten  Preise  anzukaufen,  so  würde  ohne 
Zweifel  dieser  Preis  aufrecht  erhalten  werden  können.  Ebenso,  wie  schon 
oft  andere  Waren  durch  Käufe  eines  Syndicats,  wenn  dasselbe  über  genü- 
gende Mittel  verfügte,  auf  den  von  diesem  bestimmten  Preis  getrieben 
wurden,  so  kann  auch  ein  finanziell  so  kräftiges  Syndicat,  wie  es  alle  Staaten 
der  Welt  bilden  würden,  für  die  Ware  Silber  einen  beliebigen  Preis  fixieren. 
Während  jedoch  durch  Auflösung  eines  auf  andere  Waren  Bezug  habenden 
Syndicats  nur  einzelne  Geschäftszweige  Verluste  erleiden,  würde  durch 
Lösung  einer  auf  freier  Silberprägung  beruhenden  Münzconvention  eine 
finanzielle  Weltkatastrophe  herbeigeführt  werden. 

Die  Gefahr  einer  derartigen  Lösung  wäre  umso  grösser,  als  sie  nicht 
nur  durch  die  Verfolgung  des  eigenen  wirtschaftlichen  Interesses  seitens 
einzelner  Staaten,  falls  dieses  im  Laufe  der  Zeit  mit  dem  Weiterbestand 
der  Convention  nicht  mehr  vereinbar  bliebe,  hervorgerufen  werden  könnte, 
sondern  auch  einzelne  Länder  unter  ünaständen  gezwungen  würden,  die 
Zusage,  Silbermünzen  gegen  Gold  umzutauschen,  zu  brechen.  Die  erste 
Folge  des  Abschlusses  einer  internationalen  bimetallistischen  Münzconvention 
wäre,  dass  alles  verfügbare  Silber ,  zur  Prägung  von  Münzen  verwendet 
werden  wurde.  Nachdem  in  allen  Staaten  die  gleichen  Münzverhältnisse 
bestünden,  so  könnte  das  Gold  nicht  durch  das  Silber  aus  dem  Lande 
getrieben  werden,  was  geschehen  würde,  wenn  ein  oder  mehrere  Staaten 
eine  derartige  Währungspolitik  isoliert  verfolgen  wollten.  Da  jedoch  der 
Verkehr  unbedingt  Goldmünzen  den  Silbermünzen  vorzieht,  so  würden  letz- 
tere, insoweit  sie  nicht  für  den  kleinen  Verkehr  nothwendig  sind,  bei  den 
Staatscassen  gegen  erstere  eingewechselt  werden.  Wenn  nun  einem  der 
Staaten  keine  Goldmünzen  mehr  zur  Verfügung  stünden,  so  müsste  er  ein 
Anlehen  aufnehmen  und  hiefür  Zahlung  in  Gold  bedingen,  da  er  sonst 
wiederum  gegen  seine  Schuldscheine  Silbermünzen  erhielte;  hiedurch  würde 
eventuell  das  Entstehen  eines  Goldägio  hervorgerufen  und  der  betreffende 
Staat  bei  Fortsetzung  derartiger  Operationen  genöthigt  werden,  einseitig  die 
Convention  zu  lösen.  Anderseits  würde  die  Einführung  der  Doppelwährung 
nicht  die  von  ihren  Vertheidigern,  zu  denen  in  erster  Linie  die  Landwirte 
gehören,   erhoiften  Vortheile  bringen.    Dieselbe  hätte  bei  allgemeiner,  ord- 
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nungsgemässer  Handhabung  der  diesbezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften 
keinen  Einfluss  auf  die  Wertbestimmung  anderer  Waren,  da  durch  die  An- 
käufe und  Aufstapelung  grosser  Quantitäten  Silbers  seitens  der  Staaten  eben 
ausschliesslich  der  Preis  von  Silber  beeinflusst  würde. 

Selbst  wenn  jedoch  die  Durchführung  der  Doppelwährung  eine  Aen- 
derung  des  Wertmaasses  zur  Folge  hätte,  so  würden  wohl  speciell  die  Land- 
wirte aus  der  Preisveränderung  sämmtlicher  wirtschaftlichen  Leistungen 
schwerlich  einen  Nutzen  ziehen.  Eine  jede  Umwälzung  auf  wirtschaftlichem 
Gebiet  wird  von  denjenigen  Erwerbszweigen  ausgenützt,  weiche  in  Bezug 
auf  ihr  Anpassungsvermögen  am  meisten  elastisch  sind;  zu  diesen  gehört 
jedenfalls  die  Landwirtschaft  nicht,  dagegen  in  umso  höherem  Maasse  die 
Speculation. 

Die  Doppelwährung  hat  denn  auch  überall,  namentlich  aber  in  Eng- 
land, welches  in  dieser  Frage  ein  gewichtiges  Wort  zu  sprechen  hat,  so 
entschiedene  Gegner,  dass  für  absehbare  Zeit  die  Verwendung  von  Silber- 
ais Währungsmünzen  ausgeschlossen  erscheint. 

Wenn  sich  jedoch  der  Hinweis  der  Bimetallisten  auf  den  angeblich 
ungünstigen  Einfluss  der  Goldwährung  auf  die  Preisbildung  als  nicht  stich- 
hältig erweist,  so  bleibt  noch  die  Frage  offen,  ob  ihre  Befürchtung,  es 
könne  infolge  des  heiTschenden  Währungssystems  Geldmangel  eintreten, 
begründet  ist.  Hier  muss  nun  vor  allem  festgestellt  werden,  dass  die  Menge 
der  im  Umlauf  befindlichen  Tauschmittel  nicht  von  der  Qualität  der 
Währungsmünzen,  sondern  von  der  Quantität  der  verfügbaren 
Währung s-  und  Courantmünzen  abhängt.  Wir  haben  daher  nicht 
mehr  zu  erörtern,  ob  neben  Gold  auch  Silber  als  Währungsmetall  zu  gelten 
habe,  sondern  ob  es  opportun  sei,  neben  Gold-  als  Währungsmünzen,  Silber- 
ais Courantmünzen  zu  verwenden. 

Diese  Frage  ist,  unserer  Ansicht  nach,  entschieden  zu  bejahen.  Die 
Anhänger  der  reinen  Goldwährung,  welche  nur  den  Goldmünzen  unbe- 
schränkte gesetzliche  Zahlkraft  zuerkennen  wollen,  weisen  zwar  auf  die 
anhaltende  Zunahme  der  Goldproduction  hin,  und  es  ist  allerdings  richtig, 
dass  der  Wert  der  gesammten  Goldproduction,  welche  im  Jahre  1860 
134,083.000  Dollars  betrug,  im  Jahre  1895  schon  die  Ziffer  von  200,406.000 
Dollars  erreichte  und  für  1897  auf  circa  235,000.000  Dollars  geschätzt 
wird,  es  muss  jedoch  andererseits  in  Berücksichtigung  gezogen  werden, 
dass  der  Wert  der  Welthandelsumsätze  von  29.000  Millionen  Mark  im 
Jahre  1860  auf  68.291-3  Millionen  Mark  im  Jahre  1894  gestiegen  ist,i) 
dass  ausserdem,  der  in  diesen,  sich  nur  auf  den  internationalen  Handel 
beziehenden,  Aufstellungen  nicht  berücksichtigte  locale  und  interurbane 
Handel  eine  sehr  starke  Steigerung  erfahren  hat,  und  auch  die  durch  Con- 
ti-ahierung  und  Abtragung  von  Schulden  entstehenden  Umsätze  jedenfalls 
gewachsen  sind.  Es  ist  daher  zweifellos,  dass  in  Zeiten  eines  grösseren 
Geldbedarfes    die   Goldmünzen   nicht   genügen  würden,  denselben  zu  befrie- 


^)  Neumann-Spallart  a.  a.  0.  S.  736. 
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digen,  was  häufige  und  starke  Schwankungen  des  Zinsfusses  zur  Folge  hätte. 
Während  einer  Krisis  würde  sich  jedoch  das  Fehlen  von  Silbermünzen  auf 
das  stärkste  fühlbar  machen  und  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  noch 
ungünstiger  gestalten,  da  in  diesem  Falle  Wechsel  und  Banknoten,  nicht 
in  gleicher  Weise  wie  in  normalen  Zeiten,  als  ümlaufsmittel  fungieren. 
Man  glaube  auch  nicht,  dass  während  Geldknappheit  und  allgemeines  Miss- 
trauen den  Verkehr  beherrschen,  die  Ausgabe  von  Notengeld  denselben 
Effect  hervorbringe  wie  die  Ausgabe  von  Courantmünzen.  Allerdings  wird 
durch  beide  Operationen  die  Ausfuhr  von  Gold  befördert,  aber  selbst,  wenn 
in  einem  Lande  infolge  einer  Krisis  die  Goldzahlungen  suspendiert  werden 
müssten,  ist  es  bei  weitem  vorzuziehen,  dass  die  Circulation  aus  minder- 
wertigem Hartgeld  als  aus  Papiergeld  bestehe.  Abgesehen  davon,  dass  die 
Silbermünzen  doch  immer  einen  gewissen  inneren  Wert  besitzen  und  daher 
nie  das  gleiche  Misstrauen  erwecken  wie  Papiergeld,  spricht  gegen  letzteres 
insbesondere  der  Umstand,  dass  der  Wert  nicht  einlöslicher  Noten  desto 
kleiner  wird,  je  mehr  von  denselben  ausgegeben  werden,  während  der  ver- 
mehrte Gebrauch  von  Silbermünzen,  namentlich  wenn  sich,  wie  dies  zumeist 
der  Fall  ist,  die  Krisis  auf  mehrere  Länder  erstreckt,  eine  Steigerung  ihres 
inneren  Wertes  zur  Folge  hat. 

Es  empfiehlt  sich  daher,  schon  in  normalen  Zeiten  auf  einen  möglichst 
grossen  Umlauf  von  Silbermünzen  hinzuwirken,  jedoch  natürlich  in  einer 
Weise,  welche  die  Basis  des  Währungssystems  nicht  erschüttert  und  den 
Vorrath  von  Goldmünzen  nicht  verringert.  Vor  allem  müssten  Vorkehrungen 
getroffen  werden,  welche  jederzeit  die  Einlösung  der  Courant-  gegen  Wäh- 
rungsmünzen ermöglichen  und  der  Umlauf  der  ersteren  in  einer  Höbe 
erhalten  werden,  welche  durch  den  Bedarf  selbst  bestimmt  wird. 

Um  diesen  Bedarf  möglichst  zu  steigern,  wären  folgende  Bestim- 
mungen zu  treffen: 

1.  Die  Ausgabe  von  Notengeld  ist  nur  in  Abschnitten  von  minimal 
100  Kronen,  respective  Mark,  Francs  etc.  gestattet,  wie  auch  in  England 
schon  seit  dem  Jahre  1827  die  kleinste  Note  auf  den  Betrag  von  5  Pfund 
Sterling  lautet. 

2.  Goldmünzen  sind  nur  in  Stücken  von  20  Kronen,  Mark,  Francs 
etc.  zu  prägen. 

3.  Die  Silbercourantmunzen  sind  entsprechend  den  französischen  Fünf- 
francsstücken in  ungefähr  gleichem  Werte  zu  prägen. 

Letztere  Bestimmung  wäre  wichtiger  als  es  den  Anschein  hat.  Da  die 
Silbercourantmunzen  dazu  bestimmt  sind,  nicht  nur,  wie  die  Scheide- 
münzen dem  Kleinverkehr  zu  dienen,  sondern  auch  vom  Grosshandel 
verwendet  zu  werden,  so  muss  die  Handhabung  und  das  Zählen  derselben 
thunlichst  erleichtert  werden.  Hundert  Mark  in  Stücken  zu  5  Mark  sind 
ebenso  schnell  gezählt  und  gehen  mit  derselben  Leichtigkeit  von  Hand  zu 
Hand,  wie  60  Mark  in  Thalerstücken.  In  Frankreich  erhält  sich  denn  auch 
ein  besonders  grosses  Quantum  von  Silbercourantmunzen  im  Umlauf,  das 
0.  Haupt   im    Jahre   1893  auf  3243  Millionen  Francs,  von  welchen  nur 
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39  Proc.  auf  die  Bank  von  Frankreich  entfielen,  schätzte;  diese  Ziffer  würde 
wohl  nicht  erreicht  worden  sein,  wenn  die  Stückelung  der  Münzen  eine 
andere  wäre.  Auch  in  Oesterreich-Üngarn  dürfte  sich  nach  Aufnahme  der 
Barzahlungen  der  Silbergulden  nicht  geeignet  erweisen,  als  Courantmünze 
zu  fungieren;  er  wird  wohl  als  Scheidemünze  beibehalten  werden,  aber  als 
Courantmünze  durch  ein  Fünfkronenstück  ersetzt  werden  müssen.^) 

Die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  würden  verhindern,  dass  im  Ver- 
laufe einer  Krisis  der  Verkehr  von  Hartgeld  entblösst  würde,  und  könnten 
für  den  Fall 'des  Ausbruches  einer  solchen  weitere  gesetzliche  Bestim- 
mungen getroffen  werden. 

Das  vielfach  angefeindete,  aber  bis  heute  selbst  in  England  beste- 
hende Kecht  der  Notenbanken,  einen  Theil  ihrer  Metalldeckung  in  Silber  zu 
halten,  müsste  bestehen  bleiben  und  im  Münzgesetz  die  Executive  ermäch- 
tigt werden,  ausser  dem  vorgesehenen  Betrage,  im  Falle  des  Eintrittes 
bestimmter  Eventualitäten,  ein  weiteres  Quantum  Silbercourantmünzen  aus- 
zuprägen und  in  Umlauf  zu  setzen. 

Die  Anhänger  der  reinen  Goldwährung  weisen  zwar  auf  England  hin, 
wo  Goldmünzen,  von  den  Banknoten  abgesehen,  das  einzige  gesetzliche 
Zahlungsmittel  für  Beträge  über  zwei  Pfund  Sterling  bilden. 

England  befindet  sich  jedoch  mit  Bezug  auf  seine  Währungsverhält- 
nisse in  einer  beneidenswerten  Ausnahmsstellung.  Da  englische  Capitalisten 
in  allen  Ländern  der  Welt  Forderungen,  namentlich  in  Form  von  Wert- 
papieren besitzen,  so  liegt  es  jederzeit  in  ihrer  Hand,  sich  durch  Einziehen 
dieser  Forderungen,  respective  durch  Verkauf  ausländischer  Wertpapiere 
jedes  beliebige  Quantum  Gold  zu  verschaffen,  so  dass  wenn  in  England  die 
Geldknappheit  einen  beunruhigenden  Grad  erreichen  würde,  andere  Länder 
das  nöthige  Gold  herbeizuschaffen  hätten. 

Nachdem  sich  jedoch  kein  anderer  Staat  der  Welt  in  der  gleichen 
Lage  befindet  wie  England,  so  wäre  für  die  anderen  Handelsstaaten  die 
reine  Goldwährung  mit  ähnlichen  Gefahren  verbunden,  wie  die  Doppel- 
währung, und  dürften  sie  daher  das  System  der  sogenannten  hinkenden 
Goldwährung  noch  lange  als  das  geeignetste  beibehalten. 

*  * 

Wir  haben  erwähnt,  dass  die  Schwierigkeit  und  Gefährlichkeit  der 
Aufbewahrung  und  Versendung  von  Hartgeld  zum  Gebrauch  von  Depositen- 
scheinen, d.  h.  Schuldscheinen,  welche  metallisch  vollständig  gedeckt  waren, 
führte.  Als  die  Banken  und  Geldwechsler,  welche  sich  mit  der  Ausgabe 
solcher  Depositenscheine  befassten,  anfiengen,  nicht  mehr  den  gleichen  Betrag 
der  emittierten  Noten  in  Hartgeld  oder  Edelmetallbarren  in  ihren  Gassen 
bereit  zu  halten,  sondern  behufs  Einlösung  der  Scheine  eine  kleinere,  von 
ihnen  für  genügend  erachtete  Summe  Geldes  reservierten,  begann  die  Ver- 
wendung   von    eigentlichen   Banknoten,   respective    wenn   die   Ausgabe   der 


^)  Im  übrigen  werden  wir  uns  mit  den  österreichischen  Währungsverliältnissen  bei 
Besprechung  des  nicht  einlöslichen  Notengeldes  eingehender  beschäftigen. 
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Noten  seitens  des  Staates  erfolgte,  der  Staatsnoten.  Der  Gebrauch  des 
Notengeldes  entwickelte  sich  in  den  verschiedenen  Ländern  höchst  ungleich- 
massig  und  hieng  namentlich  davon  ab,  ob  es  behufs  Geldbeschaffung  oder 
um  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  zu  genügen,  ausgegeben  wurde.  Im 
ersteren  Falle,  oder  wenn  die  allgemeine  finanzielle  Lage  dies  erforderte, 
kam  es  häufig  zur  Einstellung  der  Noteneinlösung.  Es  gibt  thatsächlich 
keinen  grösseren  Culturstaat,  in  welchem  die  Zettelbank  nicht  zeitweise  ihre 
Barzahlungen  suspendiert  hätte,  was  jedesmal  eine  einschneidende  Aende- 
rung  des  Wesens  des  Notengeldes  und  Einführung  des  Zwangscourses  her- 
beiführte. 

Die  Verschiedenheit   des  Wesens    der  einlöslichen  und  uneinlöslichen 
Noten  veranlasste  die  moderne  Wissenschaft,  auch  in  der  Bezeichnung  einen 
Unterschied  zu  machen,  indem  sie  letztere,  nicht  aber  erstere,  Geld,  u.  zw. 
Papiergeld,  benannte.    Diese   Unterscheidung  halten  wir  jedoch  nicht  für 
gerechtfertigt.    Jedes   Notengeld  erfüllt  alle  Functionen  des   Geldes,  mit 
Ausnahme    der  Function    als  Wertmaass  zu   dienen.    Nun  dient  das  unein- 
lösliche  Notengeld,  wie  wir  nachgewiesen   haben,  ebenfalls  nicht  selbst  als 
Wertmesser,   da   die  Messung  seines  Wertes  durch  das  im  internationalen 
Verkehr   als  Wertmesser   verwendete  Edelmetall   erfolgt.    Allenfalls  könnte 
man   in  Bezug   auf  Banknoten,  welche  kein  gesetzliches  Zahlungsrecht  be- 
sitzen, zweifeln,  ob  dieselben  als   Zahlungsmittel  zu  betiachten  sind. 
Diese  Frage  wäre  jedoch   zu  bejahen,  da  eine  Note  die  Function,  als  Zah- 
lungsmittel zu  dienen,  in  gleicher  Weise  erfüllt,  wenn  ihre  allgemeine  An- 
nahme an  Zahlungsstatt  freiwillig  erfolgt,  als  wenn  dies  infolge  eines  gesetz- 
lichen Zwanges  geschieht.  Es  liegt  daher  kein  Grund  vor,  die  Bezeichnung 
„Papiergeld"  nicht  auch  für  einlösliche  Noten,  und  für  solche,  welche  nicht 
legal   tender   sind,  in  Anwendung   zu  bringen.    Die  uneinlösliche  Note  ist 
anderseits    in    gleicher  Weise  wie    die    einlösliche  als   Schuldschein  zu  be- 
trachten. Der  Unterschied  liegt  in  dem  Umstand,  dass  die  einlösliche  Note 
eo    ipso   den   gleichen  Wert  besitzt,  wie  die  Summe  baren  Geldes,  die  sie 
vertritt,  während  die  nicht  einlösliche  Note  ein  Schuldschein  ist,  von  dem 
es  ungewiss  ist,  wann  und  wie  er  eingelöst  wird.  Gewöhnlich  ist  daher  die 
Kaufkraft   einer   nicht   einlöslichen  Note    geringer,   als    die   des   Quantums 
Edelmetall,  das   sie  vertritt,  weil   zumeist  eine  Eisicoprämie  in  Berücksich- 
tigung  gezogen   wird;    sie  kann  aber  auch  eine  grössere    sein;    so   hatten 
z.,  B.  die  österreichischen  Noten   in  den  letzten  Jahren  vor  Einführung  der 
Goldwährung  constant  eine  grössere  Kaufkraft,  als  das  Quantum  ungeprägten 
Silbers,  das  sie  repräsentierten,  weil  man  erwartete,  dass  man  für  dieselben 
seinerzeit  ein  Quantum  Gold  von  höherem  Werte,  als  das  erwähnte  Quan- 
tum  Silber  besass,   erhalten   werde.    Diese  Veränderlichkeit   der   Kaufkraft 
der   nicht   einlöslichen  Noten  bringt  es  mit  sich,  dass  ihr  Einfluss  auf  die 
Gesammtwirtschaft  im  Allgemeinen  und  auf  das  Geldwesen  im  Besonderen 
ein  anderer  ist,  als  der  der  einlöslichen,  und  sie  daher  aus  anderen  Gesichts- 
punkten beurtheilt  werden  müssen. 
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Wir  werden  daher  einlösliche  und  nicht  einlösliche  Noten,  mit  Hin- 
blick auf  ihre  Verwendung,  als  Geld  behandeln,  dieselben  jedoch  getrennt 
besprechen,  während  wir  die  Erörterung  ihres  Wesens  vom  methodischen 
Standpunkte  vorausschicken.  In  letzterer  Hinsicht  gibt  Prof.  Dunbar^) 
eine  zutreffende  Definition  der  einlöslichen  Banknoten,  indem  er 
sagt:  „The  banknote  is  the  duly  certified  promise  of  the  bank  to  pay  on 
demand,  adapted  for  circulation  as  a  convenient  Substitute  for  the  money 
which  it  promises.  It  is  issued  by  the  bank,  and  can  be  issued  only  to 
such  persons  as  are  willing  to  receive  the  engagement  of  the  bank  in  this 
form  instead  of  receivlng  money,  or  instead  of  being  credited  with  a  de- 
posit."  Dunbar  hat  hier  als  charakteristisches  Merkmal  der  Banknote 
angeführt,  dass  sie  für  die  Circulation  geeignet  sein  müsse;  um  jedoch 
diese  Bedingung  zu  erfüllen,  ist  es  nothwendig,  dass  jedermann  in  der  Lage 
sei,  die  Note  ohne,  wie  bei  andern  Zahlungsversprechen,  die  Bonität  des 
Verpflichteten  prüfen  zu  müssen  und  ohne  Gefährdung  seiner  wirtschaft- 
lichen Interessen,  annehmen  zu  können.  Zu  diesem  Behufe  muss  ein  Factor 
vorhanden  sein,  welcher  das  Interesse  jedes  einzelnen  Besitzers  einer  Note 
thunlichst  zu  wahren  sucht  und  die  Ausgabe  der  Banknoten  in  geeigneter 
Weise  überwacht.  Diese,  auf  die  Wahrung  der  Interessen  der  Gesammtheit 
gerichtete,  Aufgabe  übernimmt  naturgemäss  der  Staat,  wenn  er  nicht  über- 
haupt das  Recht  der  Notenemission  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Letzteres 
geschieht  in  der  Gegenwart  nur  seitens  Russlands,  der  Schweiz,  Bulgariens 
und  Schwedens;  doch  findet  das  System  der  Staatsbanken  überall  zahlreiche 
Anhänger,  weil  die  Annahme,  dass  der  Staat  selbst  die  allgemeinen  Inter- 
essen am  besten  wahren  könne,  und  es  nur  recht  und  billig  sei,  dass  der 
aus  der  Banknotenausgabe  resultierende  Gewinn  der  Gesammtheit  der  Be- 
völkerung zufalle,  in  mancher  Hinsicht  zutrifft.  Die  Erfahrung  hat  jedoch 
gelehrt,  dass  die  Leitung  einer  Notenbank  durch  den  Staat  selbst,  stets  die 
schwersten  Uebelstände  im  Gefolge  hatte.  Eine  der  ersten  Staatsbanken, 
der  im  Jahre  1619  in  Venedig  gegründete  Banco  giro,  gerieth  bald  nachher 
infolge  grosser  dem  Staate  gemachter  Vorschüsse  in  beständige  Zahlungs- 
verlegenheiten und  seitdem,  bis  zur  Mitte  des  laufenden  Jahrhunderts,  wo 
die  Staaten  der  Nordamerikanischen  Union  unter  dem  unheilvollen  Gebaren 
der  Staatsbanken  schwer  zu  leiden  hatten,  enthält  die  Geschichte  der  letz- 
teren  eine   lange  Folge   von  Zahlungseinstellungen  und  Notenentwertungen. 

Eine  Notenbank,  welche  nicht  nur  das  gesammte  Geldwesen  beherrscht, 
sondern  auch  berufen  ist,  die  wichtigsten  Erwerbszweige  durch  Credit- 
gewährung  zu  unterstützen,  darf  weder  gezwungen  sein,  ihr  Bargeld  jeder- 
zeit dem  Staate  ausliefern  zu  müssen,  noch  den  wechselnden  Einflüssen 
seiner  inneren  und  auswärtigen  Politik  ausgesetzt  werden. 

Es  ist  zwar  richtig,  dass  im  Falle  dringender  Nothwendigkeit,  bei 
Ausbruch    eines    Krieges,    auch    eine   Privatbank    dem    Staate   ihre   Unter- 


1)  Charles  F.  Dunbar:  Chapters  on  the  Theory  and  Historj  of  Banking,  New- 
York  and  London  1893,  S.  16. 
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Stützung  nicht  vorenthalten  kann,  und  ihm  die  zur  Führung  eines  Krieges 
erforderlichen  Mittel,  soweit  es  in  ihrer  Macht  steht,  zur  Verfügung  stellen 
muss ;  dies  geschieht  jedoch  ihrerseits  in  einer,  das  allgemeine  Vertrauen 
in  viel  geringerem  Maasse  erschütternden  Weise,  als  seitens  einer  Staats- 
bank. Die  Bank  von  Frankreich  z.  B.  schoss  in  den  Jahren  1870 — 71  dem 
Staate  nach  und  nach  die  Summe  von  circa  1  ^j^  Milliarden  Francs  vor  und 
erhielt  dieselbe  während  der  Jahre  1873 — 79  in  Raten  zurück.  Trotzdem 
den  Noten  der  Bank  infolge  dieser  Operation  mit  Gesetz  vom  12.  August 
1870  die  Einlöslichkeit  genommen  wurde,  erlitten  dieselben  nur  eine 
vorübergehende  Entwertung  von  wenigen  Procenten.  Es  ist  nun  höchst 
unwahrscheinlich,  dass  eine  Staatsbank  dem  Lande  die  gleiche  Hilfe  hätte 
angedeihen  lassen  können,  ohne  eine  starke  Entwertung  ihrer  Noten  herbei- 
zuführen. Diese  Erwägungen  scheinen  auch  die  französische  Regierung  ver- 
anlasst zu  haben,  bei  Gelegenheit  der  im  Juli  1897  erfolgten  Erneuerung 
des  Bankprivilegiums  mit  der  Bank  von  Frankreich  einen  geheimen  Vertrag 
abzuschliessen,  laut  welchem  letztere  verpflichtet  zu  sein  scheint,  dem 
Staate  im  Falle  eines  Krieges  eine  bestimmte  Summe,  man  spricht  von 
2  Milliarden  Francs,  vorzustrecken,  und  dürfte  dieser  Modus  der  Geld- 
beschaffung gegebenen  Falles  der  Ausgabe  von  Staatsnoten  jedenfalls  vor- 
zuziehen sein. 

Wenn  nun  auch  eine  Privatbank  im  Kriegsfalle,  sei  es  moralisch,  sei 
es  gesetzlich  verpflichtet  ist,  dem  Staate  ihren  Metallschatz  zur  Verfügung 
zu  stellen,  so  ist  dies  bei  der  Staatsbank,  welche  ausschliesslich  von  der 
jeweiligen  Regierung  abhängt,  auch  dann  der  Fall,  wenn  der  Staat  des 
Geldes  für  andere  Zwecke  bedarf.  Ein  Krieg  legt  der  Bevölkerung  so 
grosse  Opfer  auf,  dass  es  unter  solchen  Umständen  als  ein  nothwendiges 
Uebel  betrachtet  wird,  wenn  auch  die  Notenbank  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wird,  es  darf  dies  jedoch  nicht  infolge  einer  sonstigen  Verlegenheit  der 
staatlichen  Finanzverwaltung  geschehen. 

Auch  der  Einwand,  dass  eine  Privatbank,  nicht  in  gleicher  Weise,  wie 
eine  Staatsbank,  socialpolitische  Bestrebungen  unterstützt,  ist  nicht  gerecht- 
fertigt. Wenn  auch  das  Princip  des  öffentlichen  Betriebes  jener  Unter- 
nehmungen, welche  für  die  Zwecke  der  Allgemeinheit  bestimmt  sind,  ein 
durchaus  richtiges  ist,  so  macht  doch  ein  Noteninstitut  insofern  eine  Aus- 
nahme, als  sich  hier  das  öffentliche  Interesse  in  so  hervorragender  Weise 
auf  die  Sicherheit  der  ausgegebenen  Noten  concentriert,  dass  alle  anderen 
Umstände  in  den  Hintergrund  treten.  Während  Transportunternehmungen, 
Versicherungsgesellschaften  etc.  in  den  Händen  des  Privatcapitales  nur  in 
ungenügender  Weise  dem  allgemeinen  Wohle  dienen  und  daher  am  besten 
im  Staatsbetriebe  stehen,  sollte  man  von  den  Notenbanken  nicht  die  Erfüllung 
socialpolitischer  Aufgaben  verlangen,  sondern  diese  eigenen,  ad  hoc  zu 
errichtenden  Instituten  übertragen,  welche,  auf  solider  Grundlage  basierend, 
von  einer  gut  geleiteten  Notenbank  in  geeigneter  Weise  unterstützt  werden 
können.  Ein  Noteninstitut  muss  demnach  durch  entsprechende  gesetzliche 
Bestimmungen  und  strenge  Staatsaufsicht  verhalten  werden,  für  die  unbe- 
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dingte  Sicherheit  und  stete  Einlöslichkeit  ihrer  Noten  die  nöthige  Vor- 
sorge zu  treffen,  und  seine  Discontopolitik  im  Interesse  eines  gesunden 
Geldwesens  zu  regeln,  es  sollte  sich  jedoch  im  übrigen  nur  von  geschäft 
liehen  Kücksichten  beeinflussen  las.^en.  um  nicht  unter  Umständen  den 
Credit  des  Unternehmens  zu  gefährden.  Namentlich  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Tendenz  der  Parteien,  sich  nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  zu 
gruppieren,  immer  mehr  hervortritt,  darf  das  Notenwesen  nicht  Gefahr 
laufen,  der  Spielball  der  jeweilig  herrschenden  wirtschaftlichen  Strömung 
zu  werden  und  hiebei  seine  Stabilität  einzubüssen. 

Was  die  Frage  der  Vertheilung  des  aus  der  Notenausgabe  resultierenden 
Gewinnes  anbelangt,  ist  es  nur  recht  und  billig,  dass  ein  entsprechender 
Tlieil  desselben  dem  Staate  zufällt,  nachdem  die  Allgemeinheit  zu  seiner 
Erzielung  in  wesentlichem  Maasse  beiträgt,  und  finden  sich  daher  in  allen 
Bankgesetzen  Bestimmungen,  laut  welchen  die  Notenbanken  dem  Staate 
gegen  Ertheilung  des  Privilegiums,  respective  der  Concession,  gewisse  Vor- 
theile  einräumen.  Die  auf  die  Noteninstitute  Bezug  habenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  sind  daher  dahingerichtet: 

1.  für  die  Sicherheit  und   stete  Einlöslichkeit  der  Noten   zu  sorgen, 

2.  die  Bank  zu  verhalten,  eine  rationelle  Discontopolitik  zu  betreiben, 

3.  dem  Staate  einen  entsprechenden  Antheil  am  Erträgnis  der  Bank 
zu  sichern, 

und  zwar  haben  die  Normen  für  die  Geschäftsführung  der  Zettelbanken, 
welche  ein  Gesetz  enthalten  muss,  um  genannte  Zwecke  zu  erreichen, 
hauptsächlich  folgende  fünf  Punkte  zu  regeln : 

a)  die  Höhe  des  Notenumlaufes, 

h)  die  Art  der  Deckung  der  Banknoten, 

c)  die  Führung    der   übrigen   Activ-   und   Passivgeschäfte    der   Bank, 

d)  die  Höhe  und  Veranlagung  des  eigenen  Capitales  und  des  Keserve- 
ondes, 

e)  die  Organisation  der  Leitung  und  Verwaltung  der  Bank.  ^) 

Es  ist  nun  die  Frage,  ob  derartige  Bestimmungen  leichter  durch- 
geführt werden  können,  wenn  in  einem  Kelche  eine  einzige  grosse  Central- 
notenbank  besteht,  welche  das  Privilegium  der  Notenausgabe  besitzt,  oder 
ob  es  zweckmässiger  sei,  wenn  mehreren  Banken,  falls  sie  gewisse  Bedingungen 
erfüllen,  die  Concession  ertheilt  werde,  auf  den  Inhaber  lautende  unverzins- 
liche Schuldscheine  auszugeben.  Man  führt  zu  Gunsten  des  Concessions- 
systems  an,  dass  infolge  des  Bestandes  mehrer,  auf  verschiedene  Orte  ver- 
theilter  Banken,  ein  stärkerer  Gebrauch  von  Banknoten  stattfinde,  da  die 
Bevölkerung  mehr  Vertrauen  zu  einer  Bank  habe,  deren  Sitz  sich  in  ihrem 
Bezirke  befindet  und  infolge  dessen  lieber  ihre,  als  von  einer  Filiale  aus- 
gegebene Noten  nehme.  Aber  selbst  die  Eichtigkeit  dieser  Behauptung 
vorausgesetzt  und  angenommen,  dass  ein  grösserer  Umlauf  von  Banknoten 
ein  wirtschaftlicher  Vortheil  sei,  so  wäre  trotzdem  das  System  der  Central- 


')  Vgl.  Dr.  Adolph  Wagner,  System  der  Zettelbankpolitik,  Freiburg  i.  Br.  1873. 
S.  160  ff. 
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Notenbanken  vorzuziehen,  weil  kein  Bankgesetz  für  alle  Fälle,  in  welchen 
der  Staat  genöthigt  ist,  auf  die  Geschäftsführung  der  Bank  Einfluss  zu 
nehmen,  Vorsorge  treffen  kann.  Es  ist  nun  viel  leichter,  die  Verwaltung  einer 
Bank  zu  veranlassen,  gewisse,  im  Interesse  der  Allgemeinheit  nothwendig 
erscheinende,  Maassnahmen  zu  treffen,  als  auf  mehrere  Banken  in  diesem 
Sinne  einzuwirken,  was  umso  schwieriger  ist,  weil  eine  Bank,  welche  eine 
Concurrenz  zu  bestehen  hat,  hiedurch  oft  geradezu  verhindert  wird,  dem 
öffentlichen  Interesse  in  ausgiebiger  Weise  Rechnung  zu  tragen.  Die 
grösseren  europäischen  Staaten  haben  denn  auch  das  System  der  Central- 
Notenbank  insoweit  adoptiert,  als  auch  diejenigen  Staaten,  welche  mehreren 
Banken  das  Recht  der  Notenausgabe  verliehen  haben,  nur  eine  derselben 
in  die  Lage  versetzten,  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Gestaltung 
des  Geldwesens  und  des  Verkehres  ausüben  zu  können,  so  dass  z.  B.  in 
England  neben  der  Bank  von  England  und  in  Deutschland  neben  der  Reichs- 
bank, die  anderen  Noteninstitute  nur  eine  untergeordnete  Stellung  ein- 
nehmen. 

Im  übrigen  weichen  die  Principien,  auf  welchen  die  Bankgesetzgebung 
der  verschiedenen  europäischen  Staaten  beruht,  wesentlich  von  einander  ab, 
und  differieren  die  Systeme  der  drei  grossen  barzahlenden  Zettelbanken,  der 
Bank  von  England,  der  deutschen  Reichsbank  und  der  Bank  von  Frankreich 
untereinander  ebenso,  wie  die  der  nicht  einlösliche  Noten  ausgebenden 
Banken,  speciell  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  der  Russischen 
Reichsbank  und  der  italienischen  Notenbanken,  so  dass  die  Erörterung  der 
Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  Geschäftsführung  genannter  Banken 
beziehen,  gleichzeitig  ein  klares  Bild  der  verschiedenen  Zettelbanksysteme 
bietet. ^) 

Die  Geschäftsführung  der  Bank  von  England  beruht  noch  immer 
auf  der  P  e  e  l'schen  Bankacte  vom  Jahre  1844,  ein  Gesetz,  dessen  Mängel 
und  Reformbedürftigkeit,  von  berufener  und  unberufener  Seite,  seit  dessen 
Bestände  vielfach  erörtert  wurden,  und  das  wohl  noch  lange  Jahre  Gelegen- 
heit hiezu  bieten  wird,  da  es  nicht  den  Anschein  hat,  als  ob  es  in  abseh- 
barer  Zeit   seine    Geltung   verlieren   würde.    Allerdings   muss    zugestanden 

*)  In  den  kleineren  europäischen  Staaten  gestaltete  sich  das  Notenwesen  zumeist 
nach  dem  Vorbilde  eines  der  grösseren  Länder.  Die  Bank  von  Schottland  sollte 
ursprünglich  eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Bank  von  England  einnehmen,  doch  behielten 
die  anderen  schottischen  Banken  eine  viel  grössere  Bedeutung,  als  die  englischen  Pro- 
vinzialbanken,  bei.  Die  belgische  Nationalbauk  und  die  Bank  der  Niederlande 
sind  Central-Notenbanken,  von  denen  erstere  ein  Drittel,  letztere  vierzig  Procent  der 
Summe  der  emittierten  Noten  und  der  empfangenen  Depositen  metallisch  gedeckt  halten 
muss.  In  Schweden  bestehen  neben  der  Staatsbank  kleinere  Privatbanken.  Die  Bank 
von  Norwegen  darf  Noten  im  doppelten  Betrage  ihrer  Reserven  ausgeben  und  ist  es 
ihr  gestattet,  ein  Drittel  der  letzteren  bei  ausländischen  Banken  anzulegen.  Die  dänische 
Nationalbank  darf  ungedeckte  Noten  im  Betrage  bis  30  Millionen  Kronen  ausgeben, 
doch  müssen  hievon  drei  Achtel  metallisch  gedeckt  sein.  Die  Schweiz  ist  im  Begriffe, 
eine  Centralbank  zu  errichten.  Bei  der  Bank  von  Spanien,  der  Bank  von  Portugal 
und  in  noch  höherem  Grade  bei  den  griechischen  Notenbanken,  herrschen,  den  finanziellen 
Verhältnissen  dieser  Länder  entsprechend,  trostlose  Verhältnisse. 
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werden,  dass  wenn  die  Theorien,  welche  dena  englischen  Baukgesetz  als 
Grundlage  dienen,  längst  als  falsch  erkannt  worden  sind,  in  der  Praxis  viele 
seiner  Fehler  durch  die  vorzügliche  Leitung  der  Bank,  welche  sich  nament- 
lich im  Jahre  1890  während  der  Baringkrise  bewährte,  gut  gemacht  werden, 
aber  trotzdem  dürfte  ein  Land,  dessen  Capitalreichthum  nicht  so  gross  ist, 
wie  der  englische,  eine  derartige  Organisation  des  Notenwesens  nicht  bei- 
behalten können. 

Die  Höhe  des  Notenumlaufes  der  Bank  von  England  ist  eine 
absolut  begrenzte,  und  zwar  bestimmt  die  Peelsact,  dass  sie  nicht  über 
14  Millionen  Pfund  Sterling  nicht  metallisch  gedeckter  Noten  ausgeben 
dürfe.  Den  bei  Erlassung  des  Gesetzes  bestehenden  207  Privat-  und 
72  Actienbanken,  welche  das  Kecht  der  Notenausgabe  besassen,  wurde  das- 
selbe belassen  und  die  Höhe  der  letzteren  mit  dem  Betrag  ihres  durchschnitt- 
lichen Notenumlaufes  während  der  zwölf  Wochen  vor  dem  27.  April  1844 
festgesetzt.  Die  Summe  der  auf  diese  Weise  ermittelten  Beträge  stellte 
sich  auf  8,631.647  Pfund  Sterling,  und  wurde  für  den  Fall,  dass  eine  oder 
mehrere  Landbanken  auf  das  Kecht  der  Notenausgabe  verzichten  sollten, 
bestimmt,  dass  der  Bank  von  England  auf  ihr  Ansuchen  die  Bewilligung  ertheilt 
werde,  ihren  metallisch  nicht  gedeckten  Notenumlauf  um  zwei  Drittel  des 
Betrages  der  Noten  zu  erhöhen,  auf  deren  Ausgabe  die  anderen  Banken  ver- 
zichtet hatten.  Die  Beschränkung  auf  zwei  Drittel  des  erwähnten  Betrages 
erfolgte,  weil  die  Landbanken  verpflichtet  waren,  ein  Drittel  ihres  Noten- 
umlaufes metallisch  gedeckt  zu  halten,  und  die  Tendenz  des  Gesetzes  dahin 
gieng,  eine  Erhöhung  des  metallisch  nicht  gedeckten  Notenum- 
laufes zu  verhindern.  Seit  1844  verzichteten  143  Privat-  und  37  Actien- 
banken auf  ihr  Eecht  der  Notenausgabe  im  Betrage  von  4,407.025  Pfund 
Sterling,  und  hat  die  Bank  von  England  nunmehr  das  Kecht,  metallisch 
nicht  gedeckte  Noten  im  Betrage  von  16,800.000  Pfund  Sterling  auszugeben. 
Als  gesetzliche  Deckung  derselben  dienen  die  Schuld  des  Staates 
an  die  Bank  im  Betrage  von  11,015.000  Pfund  Sterling  und  für  den  Kest 
Staatspapiere,  indem  die  Abtheilung  für  Notenausgabe  (issue  department) 
gegen  diese  Sicherheiten  die  Noten  an  die  Bankabtheilung  (banking  depart- 
ment) übergibt.  Nachdem  der  Betrag  von  16,800.000  Pfund  Sterling  erreicht 
ist,  übergibt  das  issue  department  weitere  Noten  an  das  banking  department 
nur  gegen  Erlag  des  gleichen  Betrages  in  Gold ;  die  Bank  von  England  hat 
zwar  das  Kecht,  ein  Fünftel  desselben  in  Silber  zu  erlegen,  macht  jedoch 
von  dieser  Befugnis  keinen  Gebrauch.  Die  eigentliche  bankmässige 
Deckung  finden  jedoch  die  metallisch  nicht  gedeckten  Noten  in  der  Weise, 
dass  die  Bank  von  England  ihr  Capital  von  14,553.000  Pfund  Sterling  und 
ihre  Keserven  zum  grössten  Theil  in  discontierten  Wechseln  anlegt,  so  dass 
trotz  des  formellen  Unterschiedes  die  thatsächiiche  Notendeckung  in  gleicher 
Weise,  wie  bei  den  continentalen  Banken  erfolgt.  Für  Ertheilung  des  Privi- 
legiums erhält  der  Staat  seit  dem  Jahre  1861  200.000  Pfund  Sterling, 
während  diese  Summe  von  1844—1861  180.000  und  von  1833—1844 
120.000  Pfund  Sterling  betrug. 
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Die  wesentlichsten  Uebelstände  der  englischen  Bankgesetzgehung  sind 
die  Folge  der  absoluten  Contingentieriing  der  nicht  bar  gedeckten  Noten, 
welche  es  der  Bank  unmöglich  macht,  einen  in  anormalen  Zeiten  hervor- 
tretenden, stärkeren  Bedarf  an  Umlaufsmitteln  zu  befriedigen,  so  dass  bei 
Ausbruch  einer  Krisis,  in  erster  Linie  die  Suspendierung  der  Bankacte  ver- 
langt wird.  Auch  die  Bestimmung,  dass  die  Deckung  der  nicht  metallisch 
gedeckten  Noten  durch  Staatssicherheiten  zu  erfolgen  hat,  ist,  wie  wir  bei 
Besprechung  der  amerikanischen  Bankgesetze  erörtern  werden,  nicht  rationell, 
sie  wird  aber,  wie  erwähnt,  durch  die  von  der  Verwaltung  der  Bank  gewählte 
Art  der  Verwendung  des  Bankcapitales  unschädlich  gemacht.  ^) 

Diese  Fehler  wurden  von  der  Bankgesetzgebung  des  Deutschen 
Reiches  durchwegs  vermieden.  Die  Höhe  des  nicht  bar  gedeckten 
Notenumlaufes  ist  gewissen  Beschränkungen  unterworfen  und  zwar  beträgt 
das  Contingent  der  Reichsbank,  welches  ursprünglich  durch  das  Bankgesetz 
vom  14.  März  1875  auf  250  Millionen  Mark  festgesetzt  war,  nunmehr, 
nachdem  mehrere  Banken  auf  das  Recht  der  Notenausgabe  verzichteten, 
293,400.000  Mark,  während  den  anderen  noch  bestehenden  sieben  Noten- 
banken gestattet  ist,  metallisch  nicht  gedeckte  Noten  in  folgenden  Beträgen 
zu  emittieren : 

Frankfurter  Bank       10      Mill.  Mark     Württembergische  Bank  10  Mill.  Mark 
Bayrische  Notenbank  32  „       ,         Badische  Bank  10     „       „ 

Sächsische  Bank        1677     „       „         Bank  für  Süddeutschland  10     ,       „ 
Braunschweiger  Bank  2'83     „       „ 

Die  Reichsbank  ist  jedoch  berechtigt,  ihr  Notencontingent  unter  der 
Bedingung  zu  überschreiten,  dass  sie  5  Proc.  pro  anno  (respective  ^48  Proc 
für  die  betreffende  Ausweisperiode)  des  mehr  ausgegebenen  Notenbetrages 
an  die  Staatscassa  abführt,  so  dass  es  ihr  nur  in  Zeiten  grosser  Geldknapp- 
heit Rechnung  gibt,  solche  Noten  zu  emittieren.  Auf  diese  Weise  wird 
einerseits  verhindert,  dass  die  Bank  ihren  Notenumlauf  in  gewinnsüchtiger 
Absicht  übermässig  ausdehnt,  ihr  jedoch  anderseits  die  Möglichkeit  geboten, 
auch  ein  grösseres,  zeitweilig  hervortretendes  Creditbedürfnis  des  legitimen 
Handels  und  der  Industrie  zu  befriedigen.  Es  liegt  aber  im  Interesse  der 
Erhaltung  eines  gesunden  Geldwesens,  dass  die  Bankverwaltung  von  dieser 
Befugnis  nur  einen  beschränkten  Gebrauch  macht,  und  durch  rechtzeitige 
Erhöhung  des  Discontos  ein  übermässiges  Anschwellen  des  Notenumlaufes 
verhindert,  respective  eine  Zunahme  des  Metallschatzes  herbeiführt.  Die 
Ausweise  der  Deutschen  Reichsbank  während  der  October-  und  ersten 
Novembeiivochen  1897  enthalten  diesbezüglich  eine  ernste  Warnung  für  die 
Zukunft.  Der  Ausweis  vom  7.  October  1897  verzeichnete  folgenden  Stand: 


*)  Die  Verwaltung  der  Bank  von  England  wird  durch  24  Directoren,  einem  Gouver- 
neur und  einem  Vicegouverneur  geleitet.  Der  Gouverneur  wird  selten  nach  Ablauf  seines 
Amtsjahres  wiedergewählt  und  tritt  gewöhnlich  der  älteste  derjenigen  Directoren  an 
seine  Stelle,  welche  noch  nicht  das  Amt  eines  Gouverneurs  bekleidet  hatten.  Man  wählt 
zumeist  jüngere  Leute  zu  Directoren,  damit  sie  zur  Zeit,  wo  sie  zur  Würde  des  Gouver- 
neurs gelangen,  was  in  der  Regel  nach  20  Jahren  geschieht,  bereits  eine  eingehende 
Kenntnis  der  Bankgeschäfte  besitzen. 
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Metallbestand   an    cursfähigem    deutschen    Gelde,    an 

Gold  in  Barren  oder  in  ausländischen  Münzen    .    .        748,188.000  Mark 

Notenumlauf 1.242,109.000 

sonstige  täglich  fällige  Verbindlichkeiten 385,580.000       „ 

Wenn  nun  in  Berücksichtigung  gezogen  wird,  da'ss  im  Metallbestand 
ungefähr  275  Millionen  Mark  Silbermünzen  enthalten  sind^)  und  dass  die 
Bank  im  Interesse  geordneter  Währungsverhältnisse  in  der  Lage  sein  sollte, 
auf  Wunsch  alle  Zahlungen  in  Gold  zu  leisten,  so  findet  man,  dass  am 
7.  October  1897  fälligen  Verbindlichkeiten  von  1.627,689.000  Mark  nur  ein 
Goldschatz  von  circa  473,000.000  Mark  gegenüberstand.  Am  11.  October 
wurde  denn  auch  der  Zinsfuss  von  4  auf  5  Proc.  erhöht  und  stieg  infolge 
dessen  der  Metallschatz  langsam,  so  dass  er  am  15.  November  bereits 
839,347.000  Mark  betrug.  Wäre  die  Discontoerhöhung  schon  im  September 
erfolgt,  so  wäre  ein  so  ungünstiger  Stand  der  Reichsbank,  wie  ihn  die 
Octoberausweise  verzeichneten,  nie  möglich  gewesen,  und  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  dass  wenn  sich  die  strenge  absolute  Notencontingentierung 
während  der  Krisis  vom  Jahre  1857  als  schädlich  erwies  und  daher  in  den 
neueren  Bankgesetzen  fallen  gelassen  wurde,  an  ihre  Stelle  das  Princip  trat, 
einem  zu  starken  Rückgang  des  Metallschatzes  einer  Notenbank  durch 
rasche  und  ausgiebige  Discontoerhöhungen  vorzubeugen.  Die  Richtigkeit 
dieses  Principes  hat  Macleo  d  in  seiner  ,Theory  of  Credit"  überzeugend 
nachgewiesen.^) 

Damit  jedoch  eine  Notenbank  ihrer  Verpflichtung,  für  geregelte 
Währungs-  und  Geldverhältnisse  zu  sorgen,  nachkommen  könne,  ist  es  noth- 
wendig,  dass  sie  das  gesammte  Notenwesen  beherrscht.  Den  im  Deutschen 
Reiche  noch  bestehenden  kleineren  Notenbanken  kann  das  Recht  der  Noten- 
ausgabe nicht  willkürlich  genommen  werden,  und  muss  mit  ihnen,  solange 
sie  bestehen,  gerechnet  werden,  dagegen  liegt  kein  Grund  vor,  die  Reich  s- 
cassenscheine  in  Circulation  zu  belassen.  Ihr  Betrag,  120  Millionen 
Mark,  ist  zwar  nicht  gross,   sie   stören  jedoch  trotzdem   die  Einheitlichkeit 


*)  Es  ist  dies  der  Stand  vom  31.  December  1896  und  dürfte  sich  derselbe  im 
Laufe  des  Jahres  nicht  wesentlich  verändert  haben.  Die  Eeichsbank  veröffentlicht  ihren 
Besitz  an  Silbermünzen  nur  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres. 

2)  Henry  Dunning  Macleod:  The  Theory  of  Credit  vol.  II  part  I.  London  1894. 
S.  691  ff.  S.  702  ff.:  There  are  Three  great  Economic  Quantities  —  Products,  Bullion, 
and  Debts  —  all  seeking  to  be  exchanged,  all  flowing  frome  VFhere  they  are  cheaper 
to  -where  they  are  dearer.  But  all  this  vast  superstructure  of  Credit  —  this  mighty 
mass  ot  Merchandise,  or  Exchangeable  Property  —  is  based  upon  Bullion.  Different 
methods  of  doing  business  require  different  quantities  of  Bullion:  but  how  ewer  highly 
organised  perfect,  and  refined  the  system  may  be,  we  come  at  last  to  the  basis  of  Bullion 
as  its  moderator  and  regulator.  If,  therefore,  the  Bullion  be  suffered  to  ebb  away  too 
rapidly,  the  whole  superstructure  is  endangered:  and  then  ensues  one  of  those  dreadful 
calamities  —  a  Monetary  Crisis. 

It  is  sufficient  to  state  here  that  all  the  objects  ofthat  Act  (PeeTsche  Bankacte) 
can  be  attained  by  paying  proper  attention  to  raise  the  Rate  of  Discount  rapidly  as 
Bullion  (flows  out). 
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des  Notenwesens  und  wäre  ihre  Einlösung  mit  minimalen  materiellen  Opfern 
verbunden,  da  die  Reichsbank  die  Vergütung  des  grössten  Theiles  der  Zinsen 
des  zu  diesem  Zwecke  aufzunehmenden  Eeichsanlehens  auf  sich  nehmen 
könnte,  falls  ihr  steuerfreies  Notencontingent  entsprechend  erhöht  würde. 
Eine  solche  Maassregel  wäre  für  das  Geldwesen  und  speciell  für  die 
Reichsbank  umso  wertvoller,  als  durch  das  Verschwinden  der  auf  kleine 
Beträge  lautenden  Reichscassenscheine  der  Umlauf  von  Silbercourantmünzen 
eine  wesentliche  Steigerung  erfahren  würde  und  sich  die  Bank  eines  Theiles 
der  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Silberthaler  entledigen  könnte.  Um  die 
Ausgabe  von  Reichscassenscheinen  zu  rechtfertigen,  wird  auch  darauf  hinge, 
wiesen,  dass  dieselben  durch  den  im  Juliusthurm  befindlichen  Kriegsschatz 
in  Gold  gedeckt  erscheinen,  dieser  Umstand  hebt  jedoch,  abgesehen  davon, 
dass  schon  eine  anderweitige  Verwendung  des  erwähnten  Goldschatzes  vor- 
liergesehen  ist,  ihren  nachtheiligen  Einfluss  auf  das  Geld-  und  Notenwesen 
des  Deutschen  Reiches  nicht  auf. 

Die  Deckung  des  Notenumlaufes  der  Deutschen  Reichsbank 
beruht  auf  dem  System  der  Dritteldeckung  und  erfolgt  in  folgender  Weise: 
Die  Reichsbank  ist  verpflichtet,  für  den  Betrag  ihrer  im  Umlauf  befindlichen 
Banknoten  jederzeit  mindestens  ein  Drittheil  in  cursfähigem  deutschen  Gelde, 
Reichscassenscheinen  oder  in  Gold  in  Barren  oder  ausländischen  Münzen, 
das  Pfund  zu  1392  Mark  gerechnet,  und  den  Rest  in  discontierten 
Wechseln,  welche  eine  Uralaufszeit  von  höchstens  drei  Monaten  haben  und 
aus  welchen  in  der  Regel  drei,  mindestens  aber  zwei,  als  zahlungsfähig 
bekannte  Verpflichtete  haften,  in  ihren  Gassen  als  Deckung  bereit  zu  halten. 

Die  Verwaltung  der  Bank  wird  von  Reichsbeamten  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  von  der  Generalversammlung  aus  der  Mitte  der  Antheilseigner 
gewählten  Centralausschuss  besorgt,  während  ein  Bankcuratoriura,  an  dessen 
Spitze  der  Reichskanzler  steht,  die  staatliche  Oberaufsicht  ausübt.  Von 
speciellem  Interesse  sind  die  Bestimmungen  der  Bankgesetznovelle  vom 
8.  December  1889,  welche  den,  dem  Staate  zufallenden  Antheil  am  Rein, 
gewinn  der  Bank  feststellen,  und  zwar  erhalten  die  Actionäre  eine  Vor- 
dividende von  3^'2  Proc,  hierauf  werden  20  Proc.  des  Erträgnisses  insolange 
dem  Reservefond  zugeschrieben,  bis  derselbe  ein  Viertel  des  Grundcapitals 
beträgt,  während  der  Rest  zur  Hälfte  den  Actionären,  zur  Hälfte  der  Reichs- 
cassa  zufällt,  bis  die  Gesammtdividende  6  Proc.  übersteigt;  von  dem  weiter 
verbleibenden  Rest  erhalten  die  Antheilseigner  ein  Viertel,  die  Staatscasse  drei 
Viertel.  Ist  auf  diese  Weise  das  Interesse  derReichstinanzen  bei  Vertheilung  des 
Bankerträgnisses  entsprechend  gewahrt,  so  geschieht  dies  in  noch  höherem 
Maasse  durch  das  dem  Staate  zukommende  Recht,  von  zehn  zu  zehn  Jahren 
vom  1.  Jänner  1891  gerechnet,  nach  vorausgegangener  einjähriger  Kündigung 
entweder  die  Reichsbank  aufzuheben  und  die  Grundstücke  gegen  Erstattung 
des  Buchwertes  zu  übernehmen,  oder  sämmtliche  Antheilsscheine  zum  Nenn- 
werte zu  übernehmen.  In  keinem  Staate  wird  durch  so  durchgreifende 
Bestimmungen  verhindert,  dass  das  Privatcapital  aus  dem  Bankprivilegium 
einen   zu   grossen  Vortheil  ziehe,  wie  überhaupt  durch  die  Bankgesetze  des 
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Deutsclien  Kelches  die  Aufgaben,  welche  die  Legislative  bei  Kegeliing  der 
Geschäftsführung  der  Notenbanken  übernimmt,  in  zweckentsprechender  Weise 
erfüllt  erscheinen. 

Die  Bank  von  Frankreich  ist  mit  Bezug  auf  ihre  Geschäfts- 
führung relativ  wenigen  Beschränkungen  unterworfen.  Die  Höhe  des 
Notenumlaufes  ist  zwar  contingentiert,  das  Contingent  ist  jedoch  so 
hoch  bemessen  —  es  beträgt  seit  1.  Jänner  1898  fünf  Milliarden  Francs  —  dass 
es  wohl  selten  erreicht  werden  dürfte.  Für  die  Deckung  des  Noten- 
umlaufes enthält  das  französische  Bankgesetz  keine  speciellen  Vorschriften; 
die  Bank  ist  nur  verpflichtet,  den  Barvorrath  und  das  Wechselportefeuille 
im  Verhältnis  zum  Notenumlauf  in  einer  genügenden  Höhe  zu  erhalten, 
um  die  jederzeitige  Einlösbarkeit  der  Noten  zu  sichern.  Die  Bank  von 
Frankreich  ist  jedoch  nicht  wie  die  meisten  andern  Notenbanken  berechtigt, 
Wechsel  mit  zwei  Unterschriften  zu  discontieren,  indem  ihr  das  Bankgesetz 
nur  den  Excompte  von  Wechseln  mit  drei  Unterschriften  notorisch  zahlungs- 
fähiger Personen  gestattet,  eine  Vorschrift,  welche  wohl  für  Banquiers, 
welchen  durch  dieselbe  das  Reescomptegeschäft  sehr  erleichtert  wird,  nicht  aber 
für  Warenhändler  und  Industrielle  von  Vortheil  ist.  Dagegen  wurde  im  neuen 
Bankgesetz  eine  Bestimmung  getroffen,  indem  die  Bank  verpflichtet  wurde,  ausser 
dem  schon  früher  bestandenen  zinsenfreien  Darlehen  von  140  Millionen  Francs 
dem  Staate  weitere  40  Millionen  Frans,  welche  bestimmt  sind,  zur  Hebung 
des  agricolen  Credits  verwendet  zu  werden,  vorzustrecken.  Besonders  erwähnens- 
wert ist  das  System  der  Bank  von  Frankreich,  einer  drohenden,  übermässigen 
Goldentziehung  vorzugsweise  durch  Festsetzung  einer  Goldprämie  zu  begegnen, 
ein  Vorgang,  welcher,  im  Falle  einer  Krisis,  für  die  Währungsverhältnisse 
eines  Landes  die  ernstesten  Folgen  haben  kann.  W^ährend  eine  Disconts- 
erhöhung  den  Goldexport  eines  Landes  überhaupt  erschwert,  hindert  die 
Goldprämie  nur  den  Goldabfluss  aus  der  Bank.  Es  kann  nun  geschehen, 
dass  bei  beginnender  Goldknappheit  durch  Unterlassung  der  Discontoerhöhung 
und  Berechnung  einer  Goldprämie  zwar  einerseits  der  Goldbestand  der  Bank 
geschützt,  aber  andererseits  das  im  Umlauf  befindliche  Gold  aus  dem  Lande 
getrieben  wird.  Verschärft  sich  nun  die  Goldknappheit  derart,  dass  sie  zum  Aus- 
bruche einer  Krisis  führt,  so  wird  dieselbe  von  einem  Lande,  aus  dessen  Umlauf 
das  Gold  bereits  verschwunden  ist,  umso  schwerer  empfunden. 

Wenn  die  wichtigste  Aufgabe  der  Zettelbankpolitik  in  Staaten  mit 
geordnetem  Geldwesen  darin  besteht,  die  Einlösbarkeit  der  Noten  unter 
allen  Umständen  zu  sichern,  so  muss  das  Bestreben  der  Länder,  in  welchen 
nicht  einlösliche  Noten  circulieren,  dahin  gerichtet  sein,  den  Noten- 
banken die  Aufnahme  der  Barzahlungen  zu  ermöglichen  und  alle  Voraus- 
setzungen zu  schaffen,  welche  geeignet  sind,  die  Stabilität  der  Währungs- 
und Geldverhältnisse  zu  gewährleisten.  Wie  es  jedoch  nicht  genügt,  ein 
Krankheitssymptom  zu  beseitigen,  ohne  die  Krankheit  selbst  zu  heilen,  so 
genügt  es  nicht,  das  Geldwesen  eines  Landes  zu  ordnen,  ohne  die  Ursachen, 
welche  dessen  Störung  herbeigeführt  hatten,  zu  beseitigen.  Es  ist  nun  eine 
feststehende  Thatsache,  dass  die  Circulation  nicht  einlösbarer  Noten  haupt- 
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sächlich  die  Folge  einer  übermässigen  Verschuldung  des  betreffenden  Landes 
an  das  Ausland  ist.  Wenn  ein  Staat  seinen  Credit  im  In-  und  Auslande 
vollständig  ausgenützt  hat,  so  nimmt  er  behufs  Geldbeschaffung  seine 
Zuflucht  zur  Ausgabe  von  Staatsnoten  oder  zwingt  die  Notenbank,  indem 
er  grosse  Anlehen  bei  derselben  aufnimmt,  die  Barzahlungen  einzustellen. 
Eine  solche  Zahlungseinstellung  kann  jedoch  auch  erfolgen,  wenn  das  Aus- 
land Forderungen  zu  stellen  hat,  deren  Befriedigung  das  Land,  und  speciell 
die  Notenbank  ihres  Metallbesitzes  beraubt.  Solche  Forderungen  bestehen 
hauptsächlich  in  Wertpapieren  und  kommen  hier  zumeist  Staatspapiere  und 
solchen  gleichzustellende  Effecten,  wie  Actien  guter  Transportunternehmungen, 
Prioritäten  u.  dgl.  in  Betracht,  da  ausländische  Capitalisten,  welche  sich  an 
Industrie-  und  ähnlichen  Unternehmungen  betheiligen,  dies  mit  dem 
Bewusstsein  thun,  ihr  in  dieser  Weise  angelegtes  Capital  in  kritischen 
Zeiten  nicht  leicht  realisieren  zu  können  und  solche  Wertpapiere  daher 
selten  zu  Zeiten  ungünstiger  Geldverhältnisse  aus  dem  Auslände  einströmen. 
Die  Besitzer  fest  verzinslicher  Wertpapiere  stehen  jedoch  auf  einem  anderen 
Standpunkt.  Viele  derselben,  namentlich  Banquiers  und  Kaufleute,  rechnen 
darauf,  derartige  Werte,  sobald  sie  Geld  benöthigen,  für  ihr  Capital  eine 
bessere  Verwendung  finden  oder  auch,  wenn  ihr  Vertrauen  in  die  Bonität 
des  Schuldners  schwindet,  leicht  realisieren  zu  können.  Wenn  Wertpapiere 
überhaupt  mit  Vorliebe  in  das  Land,  wo  sie  ausgegeben  wurden,  zurück- 
kehren, man  spricht  vom  „Heimw^eh"  derselben,  so  äussert  sich  diese 
Tendenz  in  umso  höherem  Maasse,  wenn  die  internationalen  Geldverhältnisse 
schwierig  zu  werden  drohen.  In  einem  solchen  Falle  ist  es  nicht  möglich, 
den  Goklexport  durch  Steigerung  des  Discontos  zu  verhindern.  Wenn  im 
Auslande  infolge  grosser  Geldknappheit  fremde  Wertpapiere  realisiert  werden 
und  daher  im  Preise  fallen,  so  werden  dieselben  auch  dann  in  grösseren 
Quantitäten  in  ihre  Heimat  zurückströmen,  wenn  daselbst  der  Wechseldiscont 
relativ  hoch  ist,  weil  der  Capitalist  es  stets  vorzieht,  von  einer  sich  ihm 
darbietenden  günstigen  Gelegenheit,  einheimische,  gute  Wertpapiere  billig 
zu  kaufen,  Gebrauch  zu  machen,  als  seine  Capitalien  vorübergehend  selbst 
zu  relativ  hohen  Zinsen  in  Wechseln  anzulegen.  Die  zwei  Formen  der 
Capitalsanlage :  Kauf  von  festverzinslichen  Wertpapieren  und  Wechselescompte 
unterscheiden  sich  dadurch  wesentlich  von  einander,  dass  erstere  eine 
dauernde  Verzinsung,  letztere  nur  eine  solche  für  eine  relativ  kurze  Zeit 
bietet,  und  kann  daher  bei  der  W^ahl  zwischen  beiden  nicht  der  Zinsfuss 
allein  entscheidend  sein. 

Selbst  der  Banquier,  welcher  den  Wechselescompte  gewerbsmässig 
betreibt,  wird  das  in  diesem  Geschäftszweig  investierte  Capital  demselben 
auch  dann,  ganz  oder  theilweise,  entziehen,  um  einheimische,  vom  Ausland 
zu  niedrigen  Preisen  angebotene  Wertpapiere  kaufen  zu  können,  wenn  er  in 
der  Lage  ist,  durch  Discontieren  von  Wechseln  eine  weit  höhere  Verzinsung 
des  Capitals,  aber  nur  für  den  kurzen  Zeitraum  von  drei  Monaten  zu  erzielen. 
Den  Unterschied,  welcher  unter  Umständen  zwischen  diesen  beiden  Formen 
der  Capitalsanlage  gemacht  wird,  zeigt  am  besten   die  Thatsache,   dass  im 
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Jahre  1890  während  der  Baringkrise  274proc.  englische  Consols  in  London 
nahe  an  Pari  standen  und  zum  Tagescours  mit  Leichtigkeit  verkäuflich 
waren,  während  dreimonatliche  Wechsel  nicht  unter  10  Proc.  und  nur  mit 
Schwierigkeit  begeben  werden  konnten.  Es  ergibt  sich  daher  ^die  Folgerung, 
dass  für  ein  Land,  welches  an  das  Ausland  so  stark  verschuldet  ist,  dass 
die  Möglichkeit  eines  stärkeren  ßückströmens  seiner  Wertpapiere  vorhanden 
ist,  stets  die,  auch  durch  eine  Discontoerhöhung  nicht  abzuwendende,  Gefahr 
eines  grösseren  Goldexportes  besteht,  und  ist  dies  ein  Umstand,  welcher  in 
Staaten,  wo  uneinlösliches  Papiergeld  circuliert,  in  Berücksichtigung  gezogen 
werden  muss,  bevor  die  Notenbank  gesetzlich  verpflichtet  wird,  die  Bar- 
zahlungen aufzunehmen. 

Von  den  in  Betracht  kommenden  Staaten,  Italien,  Kussland 
und  0  e  s  terr  ei  ch -U  n  garn,  befindet  sich  letzterer  zweifellos  in  der 
günstigsten  Lage.  In  den  letzten  zwei  Decennien  hat  die  Monarchie  einen 
grossen  Theil  der  früher  in  fremdem  Besitz  gewesenen  Wertpapiere  aufge- 
nommen, und  verringerte  sich  infolge  dessen  ihre  Verschuldung  an  das 
Ausland,  selbst  mit  Berücksichtigung  der  in  den  letzten  Jahren  zu  Zwecken 
der  Goldbeschaffung  in  Deutschland  begebenen  Goldrente,  wesentlich, 
während  sich  anderseits  nicht  unbedeutende  Summen  von  italienischer  Rente 
und  von  Wertpapieren  der  Balkanstaaten  in  Oesterreich  befinden.  Es  ist 
jedoch  nicht  möglich,  diesbezüglich  verlässliche  Daten  aufzustellen  ^) 
und  wird  dies  vielleicht  in  einigen  Jahren  auf  Grund  der  Personaleinkommen- 
steuerfassionen  leichter  der  Fall  sein ;  jedenfalls  ist  auch  die  gegenwärtige 
Verschuldung  Oesterreich-Ungarns  an  das  Ausland  noch  gross  genug,  um 
die  Stabilität  der  Währungs-  und  Geldverhältnisse  im  Falle  einer,  in  den 
grossen  Verkehrscentren  wie  London,  Paris,  Berlin,  ausbrechenden  Krisis, 
zu  gefährden.  Eine  übereilte  Aufnahme  der  Barzahlungen  wäre  um  so 
weniger  am  Platze,  als  sie  bei  fortschreitender  Besserung  der  Staatsfinanzen 
und  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nach  Verlauf  weniger  Jahre,  ohne  für 
die  Stabilität  der  Währung  fürchten  zu  müssen,  durchgeführt  werden  könnte. 
Der  Aufschub  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  ist  jedoch  nicht  gleich- 
bedeutend mit  den  Aufgaben  der  Beeinflussung  der  Währungsverhältnisse. 
Es  wäre  im  Gegentheile  nothwendig,  dass  die  Notenbank  durch  längere 
Zeit  vor  Aufnahme  der  Barzahlungen  genau  dieselbe  Politik  verfolge,  als 
wenn  diese  schon  erfolgt  wäre.  Ebenso,  wie  man  einen  Menschen,  der 
schwimmen  lernen  soll,  nicht  einfach  ins  Wasser  wirft,  sondern  es  vorzieht, 
ihm  den  Sicherheitsgürtel  erst  abzunehmen,  nachdem  er  das  Schwimmen 
gelernt  hat,  so  muss  die  österreichische  Notenbank  die  Vertheidigung  der 
Währung  mit  dem,  sie  vor  dem  Untersinken  schützenden  Sicherheitsgürtel, 
d.  h.  mit  dem  Zwangscurse  versehen,  lernen.  Die  Notenbank  muss  daher 
schon  jetzt  bestrebt  sein,  in  geeigneten  Momenten  ihren  Goldschatz  zu 
stärken,  um  dem  Markte,  sobald  ein  Goldagio  zu  entstehen  droht,  Gold  in 


1)  Die    Schätzung    der   auswärtigen   Verschuldung    Oesterreich-Ungarns    mit    vier 
Milliarden  Gulden  dürfte  jedenfalls  zu  hoch  gegriffen  sein. 
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genügenden  Quantitäten  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  uud  muss  sie 
dieselbe  Discontopolitik  verfolgen,  als  wenn  die  Barzahlungen  bereits  aufge- 
nommen wären.  Hiedurch  würde  nicht  nur  die  Probe  gemacht  werden,  inwie- 
weit das  Geldwesen  der  Monarchie  für  die  Aufnahme  der  Barzahlungen  reif 
ist,  sondern  es  würden  auch  der  Volkswirtschaft  schon  jetzt  die  Segnungen 
eines  stabilen  Geldwertes  zutheil  werden.  Damit  eine  Notenbank  dieser 
Aufgabe  gewachsen  sei,  muss  das  Bankstatut,  auf  welchem  ihre  Organisation 
beruht,  allen  Anforderungen,  welche  an  ein  solches  gestellt  werden  können, 
entsprechen.  Die  Bank  darf  vor  allem  keinen  Einflüssen  unterworfen  sein, 
welche  andere  Ziele,  als  die  Förderung  des  Gemeinwohles  und  die  Stabilität 
der  Währungsverhältnisse  verfolgen.  Es  wäre  daher  zu  wünschen,  dass  die 
durch  die  Rede  des  Finanzministers  v.  Bilinski  vom  1.  October  1896 
bekannt  gewordenen  Bestimmungen  des  Bankgesetzentwurfes,  welche  sich 
auf  die  Verwaltung  der  Bank  beziehen,  einschneidenden  Aenderungen  unter- 
worfen würden,  bevor  sie  Gesetzeskraft  erlangen.  Diese  Bestimmungen, 
welche  geeignet  sind,  der  ungarischen  Regierung  einen  überwiegenden  Ein- 
fluss  auf  die  Bankverwaltung  einzuräumen, '^)  sind  umso  bedenklicher,  als 
Ungarn  schon  zu  häufig  den  Beweis  geliefert  hat,  dass  es  behufs  Erreichung 
wirtschaftlicher  Sondervortheile,  und  bei  Wahrung  der  Interessen  einzelner 
Schichten  seiner  Bevölkerung,  mit  der  grössten  Rücksichtslosigkeit  vorzu- 
gehen pflegt.  Für  eine  Besprechung  der  einzelnen  Bestimmungen  des  erwähnten 
Entwurfes  ist  der  gegenwärtige  Moment  nicht  geeignet  und  sagt  Dr.  Julius 
Landesberge r  diesbezüglich  sehr  richtig^):  „Solange  nur  Bruchstücke 
von  den  Abmachungen,  welche  die  künftige  Leitung  und  Organisation  der  Bank 
regeln,  bekannt  sind,  ist  für  eine  kritische  Behandlung  der  Bankfrage  noch 
nicht  die  Zeit  gekommen;  für  eine  auf  blosse  Vorschläge  sich  beschränkende 
ist  sie  sieht  mehr  vorhanden."  Trotzdem  dürfte  eine  Erörterung  der  Princi- 
pien,  welche  für  die  Geschäftsführung  einer  österreichischen  Notenbank  als 
Grundlage  zu  dienen  haben,  auch  dann  am  Platze  sein,  wenn  man  von  dem 
erwähnten,  vorläufigen  Resultat  der  Verhandlungen  der  österreichischen 
und  ungarischen  Finanzministerien  mit  der  Leitung  der  Notenbank,  absieht. 
Vorausgesetzt,  dass  sich  die  Verwaltung  der  Bank  in  den  richtigen 
Händen  befinde,  wäre  wohl  in  keinem  Staate  eine  möglichst  grosse 
Beherrschung  des  gesammten  Geld-  und  Creditverkehres  durch  die  Zettel- 
bank so  wünschenswert,  wie  in  Oesterreich-Üngarn.  Die  Erfüllung  der  bereits 
erwähnten  Aufgabe  der  Bank,  die  Währungsverhältnisse  entsprechend  zu 
regeln,  setzt  eine  Concentration  der  disponiblen  Barbestände  bei  derselben 
voraus  und  dürfte  auch  eine  Ueberweisung  der  verfügbaren  Cassenbestände 
der  Staatsverwaltungen  an  die  Bank  zweifellos  erfolgen.  Dieser  Umstand 
und  eine  zu  erwartende  grössere  Ausbreitung  des  Giroverkehrs,  auf  welchen 
wir  später  zurückkommen  werden,  sind  geeignet,  eine  derartige  Ausdehnung 


^)  Siehe  Gutachten  über  die  Fortführung  der  Valutareform  in  Oesterreich.  Gesammelt 
und  herausgegeben  von  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  in  Wien.  Wien  1896. 
Namentlich  das  Gutachten  von  Moriz  Benedikt. 

^)  Gutachten  über  die  Fortführung  der  Valutareform.  S.  87. 
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der  einer  Notenbank  zustehenden  Geschäfte  zu  bewirken,  dass  sie  auf  den 
Betrieb  des  Hypothekargeschäftes,  welcher  zu  diesen  nicht  gehört,  mit  der 
Zeit  Verzicht  leisten  könnte.  Es  ist  dies  einer  der  wesentlichsten  Punkte, 
in  welchem  die  geschäftliche  Thätigkeit  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
von  der  der  deutschen  Reichsbank  abweicht,  während  im  übrigen  ihre  bis- 
herigen diesbezüglicben  Bestimmungen,  welche  auch  im  neuen  Bankgesetz 
keine  principiellen  Aenderungen  erfahren  dürften,  auf  den  gleichen  Grund- 
sätzen beruhen. 

Die  Art  der  Notencontingentierung  und  der  Note n- 
d  e  c  k  u  n  g  ist  dieselbe,  doch  wäre  eine  Abweichung  von  den  Vorschriften 
des  deutschen  Bankgesetzes  insofern  empfehlenswert,  als  an  Stelle  der 
Bestimmungen,  welche  das  Verhältnis  des  Metallschatzes  zum  Notenumlauf 
betreffen,  solche  zu  treten  hätten,  welche  das  Verhältnis  des  Metallschatzes 
zum  Notenumlauf  und  zu  den  Depositen')  regeln.  Rauchberg 
weist  allerdings  nach,^')  dass  in  Zeiten  mit  starkem  Geldbedarf,  während 
die  Notenreserve  abnimmt,  die  Depositen  anwachsen,  und  wäre  daher  auch 
eine  Bankpolitik,  welche  den  Barvorrath  automatisch,  entsprechend  der  Höhe 
des  Notenumlaufes  und  der  Depositen,  regeln  wollte,  durchaus  nicht  am 
Platze;  die  Vorschriften,  welche  sich  auf  das  Verhältnis  des  Metallschatzes 
zu  den  täglich  fälligen  Verbindlichkeilen  der  Bank  zu  beziehen  hätten, 
würden  jedoch  nur  eine  Minimalquote  festsetzen,  welche  auf  eine  gute 
Bankverwaltung  nicht  störend  wirken,  dagegen  unvorsichtigen  Bankleitern 
eine  weise  Beschränkung  auferlegen  würde.  Eine  solche  Bestimmung  wäre 
umso  gerechfertiger,  als  die  Girokunden  einer  Bank  ihre  Guthaben  zu  Zeiten 
eines  starken  Geldbedarfes  nur  aus  dem  Grunde  anwachsen  lassen,  um  ihrer- 
seits in  der  Lage  zu  sein,  allen  eventuell  an  sie  gestellten  Zahlungs- 
ansprüchen gerecht  werden  zu  können.  In  der  Regel  erweist  sich  zwar  diese 
Vorsichtsmaassregel  als  überflüssig,  und  die  Giroguthaben  erhalten  sich 
ohne  übermässig  in  Anspruch  genommen  zu  werden,  insolange  auf  ihrer 
Höhe,  bis  die  Banknotenreserven  wieder  wachsen. 

Tritt  jedoch  der  von  den  Contoinhabern  befürchtete  Fall  ein,  verschärft 
sich  die  Lage  des  Geldmarktes  und  zwingt  dieselben,  über  ihr  Guthaben 
zu  verfügen,  so  könnte  die  Bank  in  die  Lage  kommen,  zu  einer  Zeit  grössere 
Barzahlungen  leisten  zu  müssen,  wo  ihr  Metallschatz  kaum  zur  gesetzlichen 
Deckung  der  umlaufenden  Noten  ausreicht.  Nachdem  nun  speciell  die  österrei- 
chische Notenbank,  deren  Position  noch  lange  nach  Aufnahme  der  Barzah- 
lungen im  In-  und  Auslande  mit  prüfenden  Blicken  beobachtet  werden  wird, 
unter  keinen  Umständen  auch  nur  eine  momentane  Schwäche  verrathen  darf, 
so  wäre  die  von  Witteishöfe r  vorgeschlagene  und,  abgesehen  von  den 
aussereuropäischen  Staaten,  in  Belgien  und  Holland  bereits  bestehende 
Bestimmung,  dringend  der  Annahme  zu  empfehlen. 


1)  Vgl.   Otto  Wittelshöfer:    Die    finanziellen    Bedingungen    des    neuen   Bank- 
privilegiums  N.  Fr.  Presse  v.  19.  Januar  1898. 

2)  Dr.  Heinrich  Eauchberg:    Der  Clearing-   und   Giroverkehr  in   Oesterreich- 
üngam  und  im  Auslande.  Wien  1897.  S.  110. 
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Die  Oesterreichisch-ungarisclie  Bank  muss  auch  mehr  wie  jede  andere 
Notenbank  darauf  bedacht  sein,  dass  die  von  ihr  als  Notendeckung  verwen- 
deten Wechsel  jene  Eigenschaften  besitzen,  welche  Wagner^)  von,  durch 
eine  Notenbank  7ai  excomptierendeu  Wechseln  verlangt:  „Die  Wechsel,  welche 
eine  Notenbank  discontieren  soll,  müssen  „gut"  „solid",  wirklichen,  regel- 
mässigen und  legitimen  Geschäften  entsprungen  sein,  um  als  geeignete 
Notendeckung  zu  dienen  und  das  wichtige  Bankgeschäft  der  Wechseldis- 
contierung  zu  einem  volkswirtschaftlich  erspriesslichen  zu  machen."  Nachdem 
sich  nun  in  einzelnen  Theilen  der  Monarchie  eine  grosse  Anzahl  von  Wechseln 
im  Umlauf  befindet,  welche,  von  Geldinstituten  auf  Landwirte  gezogen,  bei 
Verfall  immer  wieder  prolongiert  werden  und  auf  langfristigen  Hypothekar- 
crediten  basieren,  so  wird  das  Augenmerk  der  Bankverwaltung  darauf 
gerichtet  sein  müssen,  solche,  oben  erwähnten  Anforderungen  nicht  entspre- 
chende Wechsel  von  den  Gassen  der  Bank  fernzuhalten. 

Der  Gewinnantheil  des  Staates  am  Erträgnis  der  Bank  wird  eine  Zu- 
nahme zu  erfahren  haben,  doch  wird  die  Höhe  und  die  Art  der  finanziellen 
Vortheile,  welche  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  für  Ertheilung  des 
Notenprivilegiums  zuzugestehen  haben  wird,  noch  den  Gegenstand  eingehender 
parlamentarischer  Erörterungen  bilden. 

Russland  ist  Oesterreich  bei  der  Aufnahme  der  Barzahlungen  voran- 
gegangen, verfolgt  hiebei  jedoch  eine  Währungspolitik,  deren  Eichtigkeit 
die  Probe  noch  nicht  bestanden  hat.  Die  russische  Regierung  scheint  von 
der  Ansicht  auszugehen,  dass  ein  möglichst  grosser  Goldschatz  vollständige 
Sicherheit  für  die  Stabilität  der  Währung  biete,  indem  sie  im  Auslande, 
speciell  in  Frankreich,  möglichst  grosse  Anlehen  aufnahm  und  einen  wesent- 
lichen Theil  der  auf  die  Weise  erworbenen  Beträge  zur  Stärkung  ihres 
Goldbesitzes  verwendete. 

Der  Goldschatz   des  Staates   (Reichsrentei   und  Reichsbänk)  betrug:-) 
am  1.  Januar  1881  :  291-1  Mill.  Rubel  Gold 

„     1.       „        1892  :  493-9      „ 

„     1.       „        1893  :  598-0      „ 

„     1.       „        1894  :  598-6      „ 

„     1.       „        1895  :  645-7      , 

„  19.  Febr.  1896  :  728-3  „ 
Dagegen  waren  die  Staatsschulden,  welche  am  1.  Januar  1881 
3.423-4  Millionen  Rubel  Credit  betragen  hatten,  nach  dem  Budget  des 
Jahres  1896  auf  5.887-5  Millionen  Credit  angewachsen,  zu  welchen  seitdem 
noch  eine  Anleihe  von  400  Millionen  Francs  kam.  Bereits  im  Jahre  1893 
zahlte  Russland  im  Auslande  an  Zinsen  und  Amortisationen  allein  der 
in  Metall  zahlbaren  Staatsschulden  80,335.824  Francs,  und  zwar 
beinahe   die  Hälfte    dieses  Betrages   in  Paris.    Wie  Russland  die  Stabilität 


1)  a.  a.  0.  S.  272. 

2)  Tabellen  zur  Währungsstatistik  6.  Heft  S.  404. 

3)  Der  durchschnittliche  Stand  des  Goldvorrathes  im  Jahre  1897  betrug  976  Milli- 
onen Rubel. 
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seiner  Währung  aufrecht  erhalten  will,  wenn  ein  Kiickströmen  seiner 
Wertpapiere  aus  dem  Auslände  stattfinden  sollte,  ist  jedenfalls  ein  Räthsel, 
und  so  grosse  Vortheile  mit  dem  Besitz  eines  grösseren  Goldschatzes  für 
ein  Land,  dass  seine  Valuta  regulieren  will,  verbunden  sind,  so  ist  eine 
derartige  Goldbeschaffung  doch  ebensowenig  zu  empfehlen 
wie  einem  Landwirt  nicht  gerathen  werden  kann,  einMelio- 
rationsanlehen  gegen  bei  Sicht  zahlbare  Wechsel  auf- 
zunehmen. 

Auch  das  Statut  der  russischen  Reichsbank  vom  24.  Juni  1894 
und  die  demselben  später  angefügten  Bestimmungen  sind  zwar  ausserordentlich 
geeignet,  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  zu  fördern, 
nicht  aber,  die  Zahlungsfähigkeit  eines  Noteninstituts  zu  sichern.  Allerdings 
beruht  die  Bonität  der  russischen  Notenbank  als  Staatsbank,  auf  der  Bonität 
und  Zahlungsfähigkeit  des  Staates,  ein  solches  Institut  sollte  jedoch  an  und 
für  sich  in  der  Lage  sein,  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen  die  alleinige 
Notenausgabe  und  die  jederzeitige,  selbständige  Noteneinlösung  übernehmen 
zu  können. 

Die  Statuten  der  russischen  Reichsbank  bestimmen  u.  A.,  abweichend 
von  den  für  andere  Zettelbanken  geltenden  Vorschriften: 

Die  Bank  darf  Handels-  und  andere  zum  Escompte  zulässige  Papiere 
mit  einer  Laufzeit  bis  zu  sechs  Monaten  discontieren  und  kann  der 
Einanzminister  nach  erfolgter  Sicherstellung  Prolongationen  der  fälligen 
Effecten  bewilligen. 

Die  Bank  gewährt  Darlehen  gegen  Ordrepapiere  mit  einer  Unter- 
schrift, welche  durch  hypothekarische  Sicherstellung,  durch  Verpfändung 
von  landwirtschaftlichen  oder  industriellen  Maschinen  und  Productionswerk- 
zeugen,  durch  Bürgschaft  oder  durch  andere  vom  Finanzminister  bestimmte 
Sicherheiten  garantiert  sind. 

Zu  Investitionszwecken  für  Ackerbau,  Industrie,  Gewerbetreibende, 
Hausindustrie  und  Kleinhandel  dürfen  Credite  auch  ohne  Sicherstellung  bis 
zum  Betrage  von  300  Rubel  ertheilt  werden.  Der  Stand  dieser  Darlehen 
betrug  am  1.  Januar  1896  gegen  55  Millionen  Rubel. 

Solche  Bestimmungen  sind  allerdings  geeignet,  die  Productionskraft 
des  Landes  zu  heben,  eine  entsprechende  Unterstützung  der  verschiedenen 
Erwerbszweige  wäre  jedoch  auch  ohne  Inanspruchnahme  der  Mittel  der 
Notenbank  möglich,  so  dass  die  letzterer  gestellten  Aufgaben  in  gleicher 
Weise   wie  in  den  westlichen  Staaten  Europas  beschränkt  werden  könnten. 

Wenn  die  Art  der  nicht  metallischen  Deckung  des  Notenumlaufes 
den  Anforderungen,  welche  an  eine  bankmässige  Deckung  gestellt  werden, 
nicht  entspricht,  so  ist  auch  die  Fixierung  ihrer   Höhe    nicht  zu  billigen. 

Laut  Ukas  vom  29.  August  a.  St.  1897  wurde  bestimmt,  dass  sobald  der 
Notenumlauf  den  Betrag  von  600  Millionen  Rubel  übersteigt,  jedes  weiter 
ausgegebene  Billet,  bis  zu  diesem  Betrage  jedoch,  nur  die  Hälfte  der  um- 
laufenden Noten  bar  gedeckt  sein  müsse,  so  dass  300  Millionen  Rubel  nicht 
metallisch     gedeckter     Noten     circulieren     können,     ein    Betrag,     der    im 
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Vergleich  mit  dem  Noteneontingent  anderer  Zettelbanken  hoch  genannt 
werden  muss. 

Die  Bank  "wird  unter  der  Oberleitung  des  Finanzministers  von  dem 
Gouvernement  und  dem  Directionsrath  geleitet;  in  letzterem  ist  dem  Adel 
und  der  Kaufmannschaft  je  eine  Stelle  reserviert,  während  die  anderen 
Functionäre  Staatsbeamte  sind. 

Bezüglich  der  Verwendung  des  Eeingewinnes  und  der  Deckung  eines 
eventuellen  Deficits  bestehen  eingehende  Bestimmungen,  welche  jedoch  von 
untergeordnetem  Interesse  sind,  da  schliesslich  der  ganze  Keingewinn  in 
einer  oder  der  andern  Form  dem  Staate  zufällt  und  diesem  auch  ein  sich 
ergebender  Verlust  zur  Last  fallen  würde. 

Italien  kann  wohl  fiir  die  nächste  Zeit  die  Aufnahme  der  Bar- 
zahlungen nicht  ins  Auge  fassen,  da  dies  weder  die  Staatsfinanzen,  noch  die 
Verhältnisse  der  Notenbanken  gestatten  würden.  Nachdem  das  Falliment 
der  Banca  Romana  im  Jahre  1893  eine  eingehende  Untersuchung  des  Standes 
sämmtlicher  Notenbanken  zur  Folge  gehabt  hatte,  wurde  constatiert,  dass 
die  Banca  Romana  um  64,543.230  Lire,  die  Bank  von  Sicilien  um  14,917.203 
Lire,  die  Bank  von  Neapel  um  2,041.501  Lire  und  die  Nationalbank  um 
53,700.000  Lire  zu  viel  Noten  ausgegeben  hatten.  Es  stellte  sich  hiebei 
auch  heraus,  dass  mehreren  politischen  Persönlichkeiten  Credite  von  im 
ganzen  über  6  Millionen  Lire  eingeräumt  worden  waren,- und  lieferten  diese 
Vorgänge  einen  Beweis  fiir  die  Richtigkeit  des  Ausspruches  Lechers ^): 
„Es  kann  jemand  in  politischer  Beziehung  ausserordentliche  Verdienste 
haben,  es  kann  jemand  sich  um  eine  Regierung  sehr  verdient  gemacht 
haben,  ohne  dass  er  aber  creditwürdig  ist." 

Der  grösste  üebelstand,  welcher  bei  dieser  Gelegenheit  zutage  trat, 
war  die  Immobilisierung  eines  grossen  Theiles  der  Activen  der  Notenbanken. 
Von  ihrem  Besitz  an  Schatzscheinen  und  ähnlichen  Effecten  im  Betrage 
von  172,343.000  Lire  abgesehen,  betrugen  die  Hypothekardarlehen  und 
andere  schwer  realisierbare  Activa  199,756.000  Lire.  Man  gieng  nun  an 
eine  gründliche  Reform  des  Bankwesens.  Theils  durch  Liquidation,  theils 
durch  Fusionierung  mehrerer  Notenbanken  wurde  ihre  Zahl  auf  drei  be- 
schränkt, u.  zw.  wurde  das  Notencontingent  der  mit  einem  Capital  von 
300  Millionen  Lire  gegründeten  Bank  von  Italien  auf  800  Millionen  Lire, 
das  der  Bank  von  Neapel  auf  242  Millionen  Lire  und  das  der  Bank  von 
Sicilien  auf  55  Millionen  Lire  festgesetzt.  Es  wurde  bestimmt,  dass  diese 
Beträge  bis  zum  Jahre  1907  allmählich,  u.  zw.  für  die  Bank  von  Italien 
auf  630,  für  die  Bank  von  Neapel  auf  190  und  fiir  die  Bank  von  Sicilien 
auf  44  Millionen  Lire  reduciert  werden  sollten.  Das  Contingent  wurde  jedoch 
mit  Decret  vom  23.  Januar  um  130  Millionen  Lire  für  alle  drei  Noten- 
banken, unter  gewissen  Bedingungen,^)  darunter  der  Gewährung  eines  Dar- 
lehens von  200  Millionen  Lire  in  Gold  an  den  Staat,  erhöht  und  da  ausser- 


1)  Lechers  Rede.  Brunn  1897.  S.  70. 

2;  Siehe  Tabellen  zur  Währungsstatistik.  4.  Heft.  S.  216. 
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dem  Staatspapiergeld  bis  zu  einem  Maximalbetrage  von  800  Millionen  Lire, 
selbst  in  ganz  kleinen  Abschnitten,  circiiliert,  so  ist  Italien  mit  Papiergeld, 
das,  nachdem  mit  Decret  vom  21.  Februar  1894  die  förmliche  Suspension 
der  Barzahlungen  erfolgt  war,  Zwangscours  besitzt,  überschwemmt.  Kegie- 
rung  und  Parlament  zeigen  zwar  auch  in  Italien  das  ernste  Bestreben,  das 
Notenwesen  endgiltig  zu  ordnen,  was  wohl  auch,  wenn  nicht  ungünstige 
Ereignisse  hindernd  dazwischen  treten,  im  Verlaufe  der  Zeit  gelingen  dürfte, 
um  jedoch  das  Geldwesen  auf  Basis  einer  Circulation  von  Hartgeld  zu 
regeln,  wäre  eine  Besserung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Italiens  erforderlich.  Eine  solche  ist  jedoch  insolange  ausgeschlossen,  als 
das  bestehende  Steuersystem  nicht  einer  gründlichen  Umgestaltung,  nach 
Muster  der  österreichischen  Steuerreform,  unterzogen  wird.  Während  heute 
gerade  die  leistungsfähigsten  Schichten  der  Bevölkerung  Italiens  sich  der 
Steuerpflicht  zu  entziehen  wissen,  ruht  der  grösste  Theil  der  Lasten  auf 
den  Schultern  der  Bauern  und  der  consuraierenden  Arbeiterclasse,  welcher 
die  nothwendigsten  Nahrungsmittel  durch  enorm  hohe  Zölle  und  Verzeh- 
rungssteuern übermässig  vertheuert  werden.  Nur  wenn  die  Gesetzgebung 
Italiens  sich  von  socialpolitischen  Grundsätzen  und  nicht  wie  bisher  von 
Classeninteressen  leiten  lässt,  können  seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
und  «mit  ihnen  sein  Geldwesen  einer  besseren  Zukunft  entgegengehen. 

Im  Gegensatze  zu  den  europäischen  Staaten,  deren  Notenwesen  theils 
vollständig  centralisiert  ist,  theils  in  den  Händen  weniger  Banken  liegt, 
besitzt  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  jede  Bank, 
welche  auf  Grund  der  für  Notenbanken  geltenden  Gesetze  errichtet  ist,  das 
Recht  der  Notenausgabe.  Der  Banknotenumlauf  nahm  jedoch  während  der 
letzten  zwei  Decennien  wesentlich  ab,  einerseits  weil  der  durch  die  Noten- 
ausgabe erzielte  Gewinn  infolge  des  gestiegenen  Courses  der  Staatsschuld- 
verschreibungen, welche  die  Banken  als  Deckung  der  ausgegebenen  Noten 
bei  der  Staatscassa  erlegen  müssen,  wesentlich  geschmälert  erscheint,  und 
daher  viele  Notenbanken  freiwillig  ihre  Notencirculation  reducieren,  ander- 
seits weil  die  Silbercertificate  die  Banknoten  theilweise  aus  dem  Verkehre 
verdrängen.  Während  der  Notenumlauf  der  Nationalbanken  am  1.  Januar  1873 
347,066.898  Dollars  und  am  1.^  Januar  1883  362,651.165  Dollars  betragen 
hatte,  erreichte  er  am  1.  Januar  1892  seinen  niedrigsten  Stand  mit 
173,078.585  Dollars,  hob  sich  seitdem  wieder  langsam,  so  dass  er  am 
1.  November  1896 

234,984.444  Dollars  betrug,  wobei   gleichzeitig  legal  tender  notes  (green- 

backs)  im  Betrage  von 
346,681.016        „        legal  tender  notes  (act  of  July  14,  1890)  für 
123,229.280        „        Goldcertificate  für 
39,588.139        ,        Silbercertificate  für 
366,463.504        „        und  currency-certificates  für 

35.060.000        ,        somit  zusammen  Noten  im  Betrage  von 

1146,006.383  Dollars  im  Umlaufe  waren. 
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Der  Banknotemimlauf  vertheilte  sich  auf  3706  Nationalbanken  mit 
einem  Capital  von  664,076.915  Dollars.  Infolge  des  Umlaufes  so  grosser 
Summen  von  Staatsnoten  kann  von  einer  Beeinflussung  der  Währungs- 
verhältnisse  durch  die  Discontopolitik  der  Banken  keine  Rede  sein.  Wenn 
die  Wechselcourse  den  Goldexport  rentabel  erscheinen  lassen,  so  wird  das 
entsprechende  Quantum  Gold  durch  Präsentierung  von  Greenbacks  dem 
Schatzamte  entnommen,  so  dass  die  Regierung  im  Februar  1895  eine  Gold- 
anleihe von  62,317.500  und  im  Januar  1896  eine  solche  von  100,000.000 
Dollars  aufnehmen  musste,  um  die  Goldzahlungen  aufrecht  erhalten  zu 
können.  Auch  die  Art  der  den  Nationalbanken  vorgeschriebenen  Noten- 
deckung kann  nicht  als  rationell  bezeichnet  werden.  Die  Banken  sind  ver- 
pflichtet, behufs  Sicherstellung  ihres  Notenumlaufes  Staatsobligationen  beim 
Schatzamte  zu  hinterlegen,  und  sind  berechtigt,  Noten  im  Betrage  von  90 
Proc.  des  hinterlegten  Capitales  auszugeben.  Eine  derartige  Notendeckung 
hat  sich  jedoch  bereits  im  Jahre  1857  als  nicht  geeignet  erwiesen,  die 
Aufrechterhaltung  der  Barzahlungen  seitens  der  Notenbanken  zu  sichern. 
Nasse  sagt  hierüber^):  „Im  Jahre  1857  suchten  die  New-Yorker  Banken 
in  der  Handelskrisis  dieses  Jahres  durch  äusserste  Beschränkung  der  Credit- 
gewährung  ihre  Zahlungsfähigkeit  aufrecht  zu  erhalten,  der  Disconto  stieg 
auf  mehrere  Procente  pro  Monat,  es  wurde  zuletzt  kaum  noch  möglich, 
gegen  beste  Sicherheit  geliehen  zu  erhalten.  Da  verlangte  zuletzt  das  öffent- 
liche Interesse,  noch  mehr  als  das  der  Banken,  dass  diese  die  Barzahlungen 

einstellen   und  ihre  Creditgewährung  wieder  aufnehmen Die   als 

Sicherheit  bestellten  Staatspapiere  aber  erwiesen  sich  in  der  Krisis  als  nicht 
verkäuflich.  Einige  erzwungene  Verkäufe  brachten  den  Cours  der  New-Yorker 
Obligationen  von  110  bis  70  herunter." 

Die  Nothwendigkeit  einer  Reorganisation  des  amerikanischen  Noten- 
wesens wird  denn  auch  allseitig  anerkannt;  eine  diesbezügliche  Reform 
hängt  jedoch  so  innig  mit  der  von  der  Legislative  verfolgten  Währungs- 
politik zusammen,  dass  sie  vor  Lösung  der  Währungsfrage  nicht  durch- 
führbar ist.  Wenn  die  amerikanische  Silberpartei  zur  Einsicht  gekommen 
sein  wird,  dass  der  Abschluss  einer  internationalen  Münzconvention  auf 
Basis  ihrer  Vorschläge  aussichtslos  ist,  und  sich  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften definitiv  für  das  eine  oder  das  "andere  Münzsystem  entschieden 
haben  werden,  dann  wird  auch  das  Notenwesen  der  Vereinigten  Staaten  auf 
Basis  anderer  Principien  geregelt  werden. 

In  Canada  circulieren  Staatsnoten  in  kleinen  Abschnitten,  während 
Noten  von  5  Dollars  und  darüber  von  den  Notenbanken  ausgegeben  werden. 
Am  31.  December  1895  bestanden  38  Notenbanken  mit  einem  eingezahlten 
Capital  von  62,196.391  Dollars,  während  die  Notencirculation  32,565.179 
Dollars  betrug.  Im  Falle  der  Zahlungseinstellung  einer  Bank  erfolgt  die 
Einlösung  der  Noten  mit  Hilfe  des  vom  Finanzministerium  verwalteten  und 


^)  E.  Nasse:  Allgemeine  Bankpolitik  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 
II.  B.  S.  31. 
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durch  Beiträge  sämmtlicher  Notenbanken  gebildeten  Einlösungsfonds.  Die 
Noten  müssen  in  erster  Linie  aus  den  Activen  der  Bank  gedeckt  werden 
und  wurde  bei  Gelegenheit  der  Keform  des  Bankgesetzes  im  Jahre  1890 
bestimmt,  dass  Noten  falliter  Banken  mit  Zuschlag  von  6  Proc.  Zinsen  vom 
Tage  der  Zahlungseinstellung  der  betreffenden  Bank  an  gerechnet,  eingelöst 
werden,  womit  verhindert  wurde,  dass  Besitzer  von  Noten,  deren  Barzahlung 
eingestellt  war,  dieselben,  um  sie  zu  realisieren,  mit  Verlust  verkaufen 
mussten.  Nunmehr  nimmt  jeder  Capitalist  die  Noten  einer  falliten  Bank  als 
Capitalsanlage  zum  Nominalwerte.  Seit  1890  fallierten  die  Commercial  Bank 
of  Manitoba  und  die  Banque  du  Peuple  in  Montreal. 

Die  Notenausgabe  einer  Bank  darf  die  Höhe  ihres  Actiencapitals  nicht 
überschreiten;  jede  Bank  ist  verpflichtet,  für  die  Einlösung  ihrer  Noten  in 
Halifax,  St.  John,  Charlottetown,  Montreal,  Toronto,  Winnipeg  und  Victoria 
Sorge  zu  tragen. 

In  Indien')  beruhen  die  Bankgesetze  der  Jahre  1861,  1871  und 
1882,  welche  im  Jahre  1893  infolge  der  Einstellung  der  Silberprägungen 
einige  Aenderungen    erfuhren,  auf  ähnlichen  Principien,  wie  die  Peel'sche 

1)  Das  Notenwesen  der  noch  nicht  erwähnten  aussereuropäischen  Staaten  ist  für 
den  internationalen  Geldverkehr  von  untergeordneter  Bedeutung  und  geben  wir  daher 
hierüber  nur  wenige  Daten,  welche  wir  zum  grossen  Theile  Charles  A.  Conant, 
A  history  of  modern  banks  of  issue  New- York  und  London  1896,  entnehmen.  In  Mexico 
luht  das  Notenwesen  hauptsächlich  in  den  Händen  der  Bank  von  Mexico,  welche  Noten 
im  dreifachen  Betrage  ihres  Metallbestandes  ausgeben  darf.  Nachdem  in  Chili  während 
des  Bürgerkrieges  vom  Jahre  1891  volle  Freiheit  der  Notenausgabe  geherrscht  hatte, 
so  dass  nicht  nur  Banken  und  grosse  Handelshäuser,  sondern  sogar  Krämer  Noten  aus- 
gaben, wurde  im  Jahre  1895  das  Notenwesen  geregelt,  die  Höhe  des  Notenumlaufes  auf 
24  Millionen  Dollars  beschränkt  und  entsprechende  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die 
Notendeckung  getroffen.  Ausserden  Banknoten  sind  Staatsnoten  im  Umlauf.  In  Brasilien 
ist  das  Geldwesen  infolge  der  Bürgerkriege  zerrüttet.  Der  Umlauf  der  Banknoten,  deren 
Ausgabe  hauptsächlich  von  der  Bank  der  brasilianischen  Kepublik  erfolgt,  betrug  im 
Jahre  1895  340,711.370  Milreis,  der  Staatsnoten  367,358.652  Milreis.  In  Argentinien 
besteht  die  Circulation  seit  1826  fast  ununterbrochen  aus  uneinlöslichem  Papiergeld.  In 
Paraguay,  wo  die  Zahlungen  in  Gold  schon  früher  eingestellt  waren,  wurden  im  Jahre 
1890  auch  die  Silberzahlungen  suspendiert.  In  Urugay  bessern  sich  seit  der  im  Jahre 
1892  erfolgten  Einlösung  der  Staatsnoten  die  Geldverhältnisse  wesentlich.  In  Vene- 
zuela bestehen  zwei  Notenbanken,  die  Bank  von  Caracas  und  die  Bank  von  Maracaibo, 
welche  Noten  in  der  Höhe  der  Hälfte  ihres  Actiencapitales  ausgeben  dürfen.  Die  Banken 
in  Columbia  müssen  mindestens  250.000  Dollars  in  klingender  Münze  besitzen  und 
dürfen  Noten  im  doppelten  Betrage  ihrer  Metallreserve  ausgeben.  Die  Noten  der  zwei 
grössten  Banken  von  Ecuador,  die  Bank  von  Ecuador  und  die  International-Bank. 
werden  im  Verkehr  den  Silberraünzen  vorgezogen.  In  Bolivia  existieren  mehrere 
Notenbanken,  während  es  in  Peru  deren  überhaupt  nicht  gibt.  In  Haiti  und  S.  Domingo 
gibt  es  nur  je  eine  priviligierte  Centralnotenbank.  In  Salvador  bestehen  fünf  Noten- 
banken, darunter  eine  Filiale  der  London  Bank  of  Central  America,  Limited,  während 
eine  andere  Filiale  dieser  Bank  das  einzige  Noteninstitut  in  Nicaragua  ist.  In  Guate- 
mala bestehen  vier  Notenbanken,  deren  Concessionen  jedoch  verschiedene  Bestimmungen 
enthalten.  Die  Banken  der  französischen  Colonien  stehen  unter  der  Aufsicht  des 
Ministeriums  der  Colonien  in  Paris.  Die  Notenausgabe  in  Britisch- Westindien  und 
in  Britisch-Guinea  erfolgt  durch  fünfzehn  Filialen  der  Colonialbank  in  London,  Die 
Bank  von  Japan  wurde  im  Jahre   1882  mit  einem  Capital  von  20  Millionen  Silberyen 
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Bankacte^).  Die  Notenausgabe  erfolgt  in  Calcutta,  Madras,  Bombay  und 
Rangoon,  sowie  in  anderen  Städten,  welche  hiezu  von  der  Regierung  be- 
stimmt werden,  u.  zw.  gegenwärtig  ausser  in  genannten  Orten  noch  in 
Allahabad,  Labore,  Calicut  und  Oarachi.  Die  Noten  sind  legal  tender  in 
jenem  Gebiete,  welches  von  dem  Ort  abhängt,  wo  die  betreffenden  Noten 
ausgegeben  wurden.  Der  durchschnittliche  Notenumlauf  betrug  in  den  Rech- 
nungsjahren^): 


1885/6   .    . 

.  147,102.030 

Rupies 

1891/2   . 

.    .  254,362.370  Rupies 

1886/7   .    . 

.  142,010.950 

!» 

1892/3  . 

.    .  270,995.630 

1887/8   .    . 

.  ]61,623.290 

U 

1893/4  . 

.    .  282,915.240 

1888/9  .    . 

.  164,316.290 

» 

1894/5   . 

.    .  311,111.400 

1889/90     . 

.  161,514.960 

J» 

1895/6  . 

.    .  292,810.290       „ 

1890/1   .    . 

.  228,892.270 

n 

Die  Ausgabe  der  Noten  erfolgt  seit  dem  Jahre  1893  auch  gegen 
Uebergabe  von  Goldmünzen  oder  -Barren  auf  Basis  einer  Parität  von  1  sh 
4  d  Gold  für  die  Rupie.  Nachdem  im  Jahre  1897  der  Goldexport  von  Eu- 
ropa nach  Indien  auf  2,241.321  Pfund  Sterling  gegen  1,853.317  im  Jahre 
1896,  1,428.354  im  Jahre  1895  und  449.306  Pfund  Sterling  im  Jahre  1894 
gestiegen  war,^)  und  derselbe  im  Jahre  1898  noch  stärker  zu  werden  drohte, 
wurde  Mitte  Januar  1898  die  indische  Regierung  ermächtigt,  gegen  Er- 
lag von  Gold  bei  der  Bank  von  England  in  London,  in  In- 
dien Noten  auszugeben.  Hiedurch  wird  derselbe  Effect,  wie  durch 
Goldverschiftungen  erzielt,  ohne  dass  selbe  wirklich  stattfinden  müssen.  Es 
ist  dies  der  erste  Fall,  dass  die  Metalldeckung  räumlich  vom  Orte  der 
Notencirculation  gedeckt  wird,  ein  Modus,  welcher  namentlich  bei  Abschluss 


gegründet  und  wurde  in  den  Jahren  1883  und  1884  ihre  Geschäftsführung,  sowie  die 
allmähliche  Einziehung  der  Noten  anderer  Banken  gesetzlich  geregelt,  üie  Bank  darf 
nicht  bar  gedeckte  Noten  bis  zum  Betrage  von  85  Millionen  Yen  ausgeben;  die  Ausgabe 
weiterer  Beträge  ist  einer  Notensteuer  von  fünf  Procent  unterworfen.  Trotzdem  in 
China  schon  circa  500  Jahre  v.  Chr.  Papiergeld  bestand,  ist  das  Notenwesen  daselbst 
relativ  wenig  entwickelt  und  nicht  gesetzlich  geregelt.  In  Peking  gibt  es  mehrere 
chinesische  Notenbanken,  welche  grossen  Credit  geniessen,  während  sich  in  Hongkong 
europäische  Banken  mit  der  Notenausgabe  befassen.  Die  Centrale  der  kaiserlichen  Bank 
von  Persien  befindet  sich  in  London.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  ein  Drittel  ihrer  Noten 
bar  gedeckt  zu  halten,  und  darf  der  Eest  das  Actiencapital  nicht  übersteigen.  In  Australien 
ist  die  Krisis  von  1893  noch  nicht  ganz  überwunden,  und  wird  an  der  Reform  des  Bank- 
wesens gearbeitet.  Unmittelbar  nach  der  Krisis  wurden  neue  gesetzliche  Bestimmungen 
getroiFen,  laut  welcher  der  nicht  bar  gedeckte  Notenumlauf  einer  Bank  ein  Drittel  des 
Actieiicapitals  nicht  überschreiten  darf.  Die  Notenausgabe  für  ganz  holl.  Ostindien 
erfolgt  durch  die  Bank  von  Java,  deren  Statut  im  Jahre  1875  dem  der  Bank  von 
Holland  nachgebildet  wurde.  In  Süd -Afrika  ist  die  Notencirculation  sehr  klein,  weil 
daselbst  viel  Gold  im  Umlauf  ist.  Die  grösste  Notenbank  ist  die  Standard  Bank  of  South 
Africa,  nach  ihr  kommen  die  Bank  of  Africa,  tlie  African  Banking  Corporation,  the 
National  Bank  of  the  South  African  ßepublic  u.  A. 

^)  L.  C.  Probyn:  Indian  Coinage  and  Currency.  London  1897. 

2)  Statistical  Abstract  relating  to  British  India  froiu  1886—87  to  1895—96. 
London  1897. 

')  Bericht  der  Herren  Page  &  Swyther  in  London  vom  20.  Januar  1898. 
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internationaler  Münzconventionen  Nachahmung  finden,  und  eine  Umwälzung 
auf  dem  Gebiete  des  Notenwesens  zur  Folo-e  haben  kann. 


Aus  dem  Gesagten  ist  ersichtlich,  dass  sich  der  Gegenwert  des  Noten- 
umlaufes einer  gut  geleiteten  Bank,  insoweit  er  nicht  metallisch  gedeckt 
ist,  in  guten  Wechseln  in  den  Gassen  der  Notenbank  befinden  soll,  so  dass 
auf  diese  Weise  die  Wechsel  i  n  d  i  r  e  c  t  als  ümlaufsmittel  dienen,  weshalb 
man  auch  sagt:  „die  Banknoten  seien  das  Kleingeld  des  Wechsels".  Die 
auf  solche  Weise  in  Circulation  gesetzten  Summen  sind  jedoch  gering  im 
Vergleiche  zu  den  Beträgen,  in  welchen  Wechsel  direct  als  Zahlungs- 
mittel  dienen. 

Es  ist  selbstverständlich  unmöglich,  statistische  Daten  zusammenzu- 
stellen, aus  welchen  die  Beträge  der  als  ümlaufsmittel  dienenden  Wechsel 
zu  ersehen  wären,  man  kann  jedoch  aus  folgenden  Beispielen  einen  Schluss 
auf  ihre  Höhe  ziehen.  Bereits  im  Jahre  1856  erfolgten  die  Casseneingänge 
und  die  Zahlungen  des  Bankhauses  Morrison,  Dillongt  in  London  in 
der  Weise,  dass  entfielen^): 

auf  jede  Million  Pfund  Sterling  Casseneingänge: 

Wechsel "...  533.596  Pfund  Sterling 

Checks 357.715       , 

Noten  der  Landbanken    ....      9.627       „  „ 

Noten  der  Bank  von  England    .    68.554       „  „ 

Gold      28.089      , 

Silber  und  Kupfer 1.486       ,  , 

Postanweisungen 933       „  , 

die  Zahlungen  erfolgten  für  jede  Million  Pfund  Sterling  in: 

Wechseln 302.674  Pfund  Sterling 

Checks 663.672       „ 

Noten  der  Bank  von  England    .    22.743      ,  , 

Gold      9.427      „ 

Silber  und  Kupfer 1.484 

In  grossartigem  Umfange  wurden  Wechsel  bei  Zahlung  der  Kriegs- 
entschädigung Frankreichs  an  Deutschland  nach  dem  Kriege  1870—71  ver- 
wendet. Dieselbe  erfolgte: 

in  französischen  Goldmünzen  im  Betrage  von    .    .    .  273,003.058  Francs 

Silbermünzea  ,          „          ,      .    .    .  239,291.875 

,  anderen  Münzen  und  in  Banknoten  im  Betrage  von  239,378.693       „ 

„  Wechseln  im  Betrage  von 4248.326.374 

zusammen  .    .    .  5000,000.000  Francs 
Die  Transactionen,  welche  hiebei  nothwendig  waren,  erfolgten  grössten- 
theils  auf  folgende  Weise. 

')  Macleod  a.  a.  0.  I.  B.  S.  334. 
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Die  französischen  Banquiers  und  Kaufleute,  welche  im  Auslände  For- 
derungen hatten,  zogen  sie  ein,  indena  sie  auf  ihre  Schuldner  trassierten. 
Ein  grosser  Theil  dieser  Forderungen  war  das  Kesultat  des  Verkaufes  der 
in  französischem  Besitz  befindlich  gewesenen  ausländischen,  und  theilweise 
auch  nationaler  Wertpapiere  an  das  Ausland.  Die  französischen  Banquiers 
verkauften  iie  erhaltenen  Wechsel  an  das  Schatzamt  und  erhielten  den 
Gegenwert  theils  direct  in  Obligationen  der  neuen  Anleihen,  theils  aus  dem 
Erlöse  der  letzteren.  Die  deutsche  Kegierung  sandte  den  grössten  Theil  der 
erhaltenen,  zumeist  in  London  zahlbaren  Wechsel  an  ihren  Londoner  Ban- 
quier,  u.  zw.  der  London  Joint  Stock  Bank,  auf  welche  sie  nach  Maassgabe 
des  Bedarfes  Anweisungen  ausschrieb. 

Wie  gross  insbesondere  das  im  überseeischen  Verkehr  umlaufende 
Wechselmaterial  ist,  ersieht  man  aus  der  Höhe  der  Accepte  der  Firma 
Baring,  die  bei  deren  Zahlungseinstellung  den  Betrag  von  15 Millionen  Pfund 
Sterling,  fast  die  Höhe  des  ganzen  Notencontingents  der  Bank  von  England, 
erreichte  und  zum  grössten  Theil  aus  überseeischen  Trassierungen  resultierte. 

Wie  verbreitet  jedoch  auch  der  Gebrauch  von  Wechseln  als  Umlaufs- 
mittel ist,  so  darf  doch  nicht  etwa  jeder  Uebergang  eines  Wechsels  in  den 
Besitz  einer  anderen  Person,  als  Verwendung  desselben  als  Circulations- 
mittel  betrachtet  werden,  und  ist  es  von  grosser  Wichtigkeit  festzustellen, 
'unter  welchen  Umständen  eine  solche  Verwendung  stattfindet. 

Ein  Wechsel  kann  auf  folgende  Weise  erworben  werden: 

L  A.  verkauft  Ware  an  B.  oder  hat  aus  einer  sonstigen  wirtschaft- 
lichen Leistung  eine  Forderung  an  ihn  zu  stellen,  wogegen  ihm  B.  sein 
Accept  übergibt.  In  diesem  Falle  fungiert  der  Wechsel  nicht  als  Umlaufs- 
mittel, weil  die  Gegenleistung  des  B.  nicht  etwa  durch  Uebergabe  des 
Wechsels  bereits  erfolgt  ist,  sondern  in  einem  späteren  Zeitraum,  d.  h.  bei 
Fälligkeit  des  Wechsels  noch  zu  erfolgen  hat. 

IL  A.  verkauft  dem  B.  Ware  und  trassiert  für  dessen  Eechnung  auf 
C,  der  den  auf  ihn  gezogenen  Wechsel  auch  acceptiert.  Hier  gilt  das 
Gleiche  wie  bei  I.  und  haben  in  diesem  Falle  sogar  zwei  Zahlungen  zu 
erfolgen,  seitens  des  C,  der  den  Wechsel  einzulösen  hat,  und  seitens  B., 
welcher  seine  Verpflichtung  gegen  C.  lösen  muss.  Dass  solche  Wechsel , 
(Commissionstratten),  welche  hauptsächlich  bei  überseeischen  Warenbezügen 
gebräuchlich  sind,  fast  nie  durch  Barzahlungen  eingelöst  werden,  kommt 
hier  nicht  in  Betracht. 

IIL  A.  escomptiert  einen  Wechsel  von  B.  Auch  hier  ist  der  Wechsel 
nicht  Umlaufsmittel,  sondern  eine  Ware,  welche  bezahlt  werden  muss. 

IV.  B.  übergibt  dem  A.  als  Gegenleistung  einer  wirtschaftlichen  Lei- 
stung, die  nicht  in  einer  Barzahlung  besteht,  einen  in  seinem  Besitz  befind- 
lichen, von  einer  dritten  Person  einzulösenden  Wechsel.  Hier  ist  die  Gegen- 
leistung durch  Uebergabe  des  Wechsels  erfolgt  und  B.  endgiltig  liberiert,^) 
somit  dient  in  diesem  Falle  der  Wechsel  als  ümlaufsmittel. 


^)  Von   dem   den  „Vormännern"  wechselrechtlich  zustehenden  Eegressrecht   seilen 
wir  bei  diesen  Erörterungfen  ab. 
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V.  B.  sendet  dem  A.  einen  Wechsel  zur  Gutschrift,  um  sich  den 
Gegenwert  in  einem  späteren  Zeitpunkte  bar  auszahlen  zu  lassen.  Hier  gilt 
das  Gleiche  wie  für  III. 

YI.  B.  sendet  dem  A.  einen  Wechsel  zur  Gutschrift,  um  über  die  so 
erworbene  Forderung  in  der  Weise  zu  disponieren,  dass  er  für  deren  Gegen- 
wert von  A.  Waren,  Wertpapiere,  Devisen  etc.  erwirbt.  In  diesem  Falle 
gilt  das  Gleiche  wie  bei  IV;  der  einzige  Unterschied  besteht  darin,  dass 
die  zweite  Transaction  hier  der  ersten  vorangeht. 

VII.  B.  räumt  dem  A.  einen  Acceptationscredit  ein,  indem  er  einen 
von  letzterem  gezogenen  Wechsel  acceptiert,  ohne  dass  A.  eine  Forderung 
an  B.  zu  stellen  hätte.  Auch  in  diesem  Falle  fungiert  der  Wechsel  als 
Zahlungsmittel,  da,  nachdem  B.  dem  A.  einen  Credit  in  einer  bestimmten 
Höhe  eingeräumt  hat,  er  ihm  den  entsprechenden  Betrag  in  irgend  einer 
Form  zur  Verfügung  stellen  muss.  Thut  er  dies,  indem  er  einen  Wechsel 
acceptiert,  so  wird  hiedurch  die  Verwendung  von  Geld  vermieden. 

In  welchem  Umfange  Wechsel  als  Ersatz  für  Geld  dienen,  indem  sie 
als  täglich  realisierbare  Werte  statt  einer  Barreserve  in  den  Gassen  der 
Unternehmer  bereit  gehalten  werden,  entzieht  sich  jeder  Beurtheilung  und 
kommt  auch  hier  weniger  in  Betracht,  weil  diese  Papiere,  insolange  sie  als 
Reserve  zurückgehalten  werden,  nicht  in  Umlauf  kommen,  dagegen  gelangt 
eine  grosse  Anzahl  Wechsel  in  der  Weise  in  den  Verkehr,  dass  eine 
geschäftliche  Transaction  mehrere  Trassierungen  zur  Folge  hat. 

A.  verkauft  z.  B.  dem  B.  Ware  für  den  Betrag  von  10.000  Gulden 
und  dieser  wiederum  Ware  von  gleichem  Werte  an  A.,  ein  Vorgang,  der 
im  Grosshandel  nicht  selten  ist,  und  ist  es  übrigens  gleichgiltig,  ob  diese 
Transaction  etwa  durch  Vermittlung  von  C.  D.  etc.  durchgeführt  wird.  Es 
stehen  einander  hier  zwei  Leistungen  gegenüber,  welche  sich  gegenseitig 
compensieren,  trotzdem  haben  diese  zwei  Geschäfte  in  den  meisten 
Fällen  eine  Production  von  Umlaufsmitteln  in  nachstehender  Weise  zur 
Folge. 

A.  übergibt  dem  B.  als  Zahlung  sein  Accept  und  dieser  wieder  das 
seine  an  A.  A.  übergibt  den  erhaltenen  Wechsel  der  Bank  X.  zur  Gutschrift 
in  Contocorrent  und  trassiert  dagegen  auf  dieselbe.  Das  Gleiche  thut  B. 
bei  der  Bank  Y.  A.  und  B.  begeben  die  Accepte  ihrer  Banken  an  das 
Noteninstitut,  welches  ihnen  als  Zahlung  Noten  übergibt.  Die  Banken  X. 
und  Y.  begeben  die  erhaltenen  Wechsel  entweder  ebenfalls  an  die  Noten- 
bank oder  verwenden  dieselben,  welche  nunmehr  hiezu^  mit  der  Unterschrift 
einer  Bank  versehen,  ausserordentlich  geeignet  sind,  als  Zahlungsmittel. 
Auf  diese  Weise  producieren  zwei  sich  compensierende  Transactionen 
von  je  10.000  Gulden  Umlaufsmittel  im  Betrage  von  40.000  Gulden.  Wenn 
nun  in  Berücksichtigung  gezogen  wird^  dass  so  oft  ein  Wechsel  in  den 
Besitz  einer  anderen  Person  übergeht,  infolge  des  Regressrechtes  der  Nach- 
männer eine  weitere  wechselrechtliche  Verpflichtung  geschaffen  wird,  so  ist 
leicht  erklärlich,  dass  die  unerwartete  Nichteinlösung  einer  grossen  Anzahl 


382  ^  Bunzel. 

von  Wechseln  seitens  der  Acceptanten,  wie  dies  während  grosser  Krisen 
vorzukommen  pflegt,  die  Zahlungseinstellung  vieler  anderer  aus  den  Wech- 
seln verpflichteter  Unternehmer,  welche  nicht  darauf  vorbereitet  sind,  für 
die  betreffenden  Wechsel  Zahlung  leisten  zu  müssen,  zur  Folge  hat.  Wäh- 
rend der  Krisis  des  Jahres  1857  konnte  fast  keine  Hamburger  Firma  ihren 
Zahlungsverpflichtungen  zur  Verfallzeit  nachkommen,  da  fast  alle  im  Um- 
laufe befindlich  gewesenen  Wechsel  nothleidend  und  den  „ Vormännern "  zur 
Zahlung  präsentiert  wurden. 

Im  Jahre  1890  wurde  denn  auch  nach  der  Zahlungseinstellung  der 
Firma  Baring  in  London  seitens  der  anderen  Londoner  Bankfirmen  und 
der  Bank  von  England  für  die  Einlösung  der  Accepte  der  falliten  Firma 
Sorge  getragen,  da  sonst  unzählige  weitere  Zahlungseinstellungen  unaus- 
weichlich gewesen  wären,  denn  kein  Kaufmann,  welcher  aus  einem  von 
Baring  Brothers  acceptierten  Wechsel  verpflichtet  war,  hätte  sich 
träumen  lassen,  dass  ihm  je  der  Wechsel  zur  Zahlung  präsentiert  werden 
würde. 

Die  übergrosse  Menge  des  umlaufenden  Wechselmaterials  hat  denn 
auch  schon  seit  längerer  Zeit  Bedenken  erregt,  und  glaubte  man  dem  Uebel 
zu  steuern,  indem  die  Escomptierung  der  sogenannten  Finanzwechsel  seitens 
der  Noteninstitute  erschwert  wurde.  Nichts  unrichtiger  als  dies.  Ein  Finanz- 
wechsel kann  eine  ebenso  legitime  Basis  haben  wie  ein  Geschäftswechsel. 
In  den  meisten  Fällen  ist  der  Geschäfts  Wechsel  das  Ke- 
sultat  eines  bereits  durchgeführten  Warenkaufes,  der 
Finanzwechsel   das  Mittel   zur  Durchführung   desselben. 

Angenommen,  die  Warenabtheilung  eines  Bankhauses  verkaufe  einem 
Kaufmanne  Ware  gegen  sein  Accept,  so  wird  der  Wechsel  selbstverständlich 
als  „legitimer  Geschäftswechsel "  betrachtet,  wenn  aber  dasselbe  Bankhaus 
dem  Kaufmanne  einen  Acceptationscredit  einräumt  und  dieser  das  erhaltene 
Accept  veräussert,  um  Ware  gegen  Barzahlung  zu  kaufen,  so  wird  in  letz- 
terem Falle  der  Wechsel  als  Finanzwechsel  angesehen  und  zu  Zeiten,  wo 
das  Noteninstitut  den  Wechselescompte  restringiert,  wird  solchen  Papieren 
in  erster  Linie  die  Annahme  verweigert.  Es  ist  jedoch  sowohl  vom  wirt- 
schaftlichen wie  vom  geschäftlichen  Standpunkte  ganz  gleichgiltig,  ob  der 
Kaufmann  einen  Artikel,  z.  B.  Manufacturwaren,  welcher  „auf  Zeit"  ge- 
handelt wird,  gegen  sein  Accept  kauft,  oder  ob  er  behufs  Barzahlung  eines 
„Cassaartikels",  z.  B.  Getreide,  den  Credit  einer  Bank  in  Anspruch  nimmt. 

Wenn  im  öffentlichen  Interesse  ein  Einfluss  auf  die  Quantität  und  die 
Qualität  der  umlaufenden  Wechsel  ausgeübt  werden  soll,  so  muss  die  Art 
der  Entstehung  von  Wechseln  durch  entsprechende  gesetzliche  Bestim- 
mungen beeinflusst  werden.  Es  kommen  hiebei  einerseits  die  wirtschaftliche 
Berechtigung  des  Credites,  welcher  zur  Production  eines  Wechsels  führt, 
anderseits  die  Berufsstellung  der  aus  dem  Wechsel  Verpflichteten  in  Be- 
tracht. In  Bezug  auf  ersteren  Umstand  unterliegt  es  wohl  keinem  Zweifel, 
dass  nur  der  Productionscredit   eine  Existenzberechtigung  hat,  wäh- 
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rencl  der  Consumtionscredit  vollständig  ungerechtfertigt  ist.  Schröder^ 
sagt  hierüber:  „Der  Consumtionscredit  schädigt  in  ausserordentlicher  Weise 
die  Wohlfahrt  der  Gesammtheit,  ohne  die  Wohlfahrt  der  Einzelnen  zu 
fördern;  denn  der  Consumtionscredit  ist  ganz  und  gar  nicht  nothwendig, 
und  wenn  mit  seiner  gänzlichen  Abschaffung  Ernst  gemacht  werden  soll, 
so  handelt  es  sich  lediglich  um  eine  Verschiebung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Zeit  nach.  Wenn  jedermann,  der  heute  seine  Bedürfnisse 
durch  den  Consumtionscredit  deckt,  vorher  einige  Zeit  sparen  und  erst 
dann  den  betreffenden  Gegenstand  kaufen  würde,  bis  er  das  Geld  hiezu 
beisammen  hätte,  so  könnte  er  alle  seine  Bedürfnisse  in  ganz  derselben 
Weise,  Qualität  und  Quantität  decken,  nur  der  Zeit  nach  etwas  später. 
Ist  aber  einmal  die  Kette  der  Einkäufe  auf  Grund  von  barem  Gelde  ange- 
fangen, dann  kann  sie  ja  ins  Unendliche  so  Aveiter  gehen,  vorausgesetzt 
natürlich,  dass  wir  es  mit  einem  bisherigen  Schuldner  zu  thun  haben, 
Avelcher  nicht  stets  Schuldner  geblieben,  sondern  bezahlt  hat,  was  er  an 
Werten  vernichtet.'* 

Schröder  weist  mit  Kecht  in  seinen  Ausführungen  daraufhin,  dass 
eine  Einschränkung  des  Consumtionscredites  nur  durch  Festsetzung  kurzer 
Verjährungsfristen  für  Forderungen,  welche  nicht  zum  Zwecke  der  Weiter- 
veräusserung  des  betreffenden  Gutes  in  seinem  veränderten  oder  unver- 
änderten Zustande,  und  auch  nicht  zur  Production,  Verarbeitung  oder  Ver- 
besserung anderer  Güter  geschehen  sind,  bewirkt  werden  kann.  Eine  durch 
solche  Bestimmungen  herbeigeführte  Einschränkung  des  Consumtionscredites 
würde  die  Menge  des  umlaufenden  Wechselmaterials  ausserordentlich  ver- 
mindern, da  der  kleine  Kaufmann  und  der  Kleingewerbetreibende,  wenn  er 
vom  Consumenten  sofort  oder  nach  kurzer  Zeit  bar  bezahlt  würde,  seiner- 
seits in  der  Lage  wäre,  sein  Geschäft  ohne  oder  mit  geringer  Inanspruch- 
nahme von  Credit  zu  betreiben,  wodurch  wiederum  die  Creditbedürftigkeit 
des  grösseren  Zwischenhändlers,  des  Importeurs,  des  Producenten  u.  s.  w. 
herabgesetzt  würde.  Die  so  bewirkte  Verminderung  des  Wechselmaterials 
würde  eine  noch  stärkere  sein,  wenn  die  Wech  s  elf  ähigkeit  auf  Per- 
sonen   beschränkt    würde,    welche    bestimmten   Erwerbszweigen    angehören. 

Die  Bedeutung  des  Wechsels  als  Umlaufsmittel  und  die  wirtschaft- 
lichen Vortheile,  welche  mit  dem  Gebrauche  desselben  für  Handel  und 
Industrie  verbunden  sind,  sollen  gewiss  nicht  unterschätzt  werden  und  würde 
auch  der  Productionscredit  darunter  leiden,  wenn  der  ausgedehnte  gesetz- 
liche Schutz,  weichen  der  Wechselgiäubiger  geniesst,  in  irgend  einer  Weise 
beschränkt  würde;  es  liegt  aber  kein  Grund  vor,  Personen,  welche  infolge 
der  Art  ihres  Unternehmens  nicht  mit  Sicherheit  auf  den  Eingang  bestimmter 
Geldsummen  zu  einer  bestimmten  Zeit  rechnen  können,  oder  gar  Personen, 
welche  Consumtionscredit  in  Anspruch  nehmen,  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
sich  wechselrechtlich  zu  verpflichten.  Es  wäre  daher  die  Wechselfähigkeit 
auf  Kaufleute  und  Grossindustrielle  zu  beschränken,  weil  der  Consumtions- 


1)  Eduard  August  Schröder,  Das  Recht  der  Wirtschaft.  Leipzig  1896.  S.  213. 
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credit  sicherlich  einen  soweit  gehenden  gesetzlichen  Schutz  nicht  verdient 
und  weder  Landwirte  noch  Kleingewerbetreibende  wechselrechtliche  Ver- 
pflichtungen ohne  Gefahr  für  ihre  wirtschaftliche  Existenz  eingehen  können. 
Es  würde  hiedurch  auch  vermieden  werden,  dass  Wechsel  dunklen  Ur- 
sprunges, nachdena  sie  durch  mehrere  Hände  gegangen  sind,  ihren  Weg  in 
die  Gassen  grosser  Banken  und  sogar  der  Noteninstitute  finden. 

Wird  durch  Einschränkung  des  Consurationscredites  und  der  Wechsel- 
fähigkeit die  Qualität  des  umlaufenden  Wechselmaterials  eine  bessere  und 
die  Quantität  desselben  eine  geringere,  dann  schwinden  auch  alle  Bedenken 
gegen  die  Verwendung  des  Wechsels  als  Umlaufsmittel. 


Wenn  nicht  in  Zweifel  gezogen  Averden  kann,  dass  eine  übermässige 
Verwendung  von  Banknoten  und  namentlich  von  Wechseln  an  Stelle  von 
Hartgeld  mit  nicht  zu  unterschätzenden  wirtschaftlichen  Gefahren  verbunden 
ist,  so  muss  anderseits  zugestanden  werden,  dass  sich  der  Verkehr  der 
Gegenwart  behufs  Erfüllung  der  aus  dem  Warenhandel  und  der  Capital- 
bewegung  resultierenden  Zahlungsverpflichtungen  nur  zum  kleinsten  Theile 
des  Hartgeldes  bedienen  kann. 

Schon  im  Alterthum  suchte  man  Mittel,  um  auch  bei  geldwirtschaft- 
lichen Transactionen  den  Gebrauch  von  Hartgeld  zu  ersparen,  während 
die  Verwendung  von  Geldersatzmitteln  erst  in  der  Neuzeit  Verbreitung 
fand.  So  bestanden  in  den  griechischen  Städten,  wo  sich  Orakel  befanden, 
Tempelbanken,  bei  welchen  Zahlungen,  in  ähnlicher  Weise  wie  heute  bei  den 
Girobanken,  durch  üebertragung  von  Forderungen  und  durch  Compensation 
erfolgten.  Es  gab  aber  auch  Privatbanquiers,  welche  sich  mit  diesen 
Geschäften  befassten  und  soll  Themistokles  bei  dem  Korinthier  Philo- 
stefanos  das  auch  für  gegenwärtige  Verhältnisse  ansehnliche  Guthaben  von 
siebzig  Talenten  gehabt  haben.')  In  den  Digesten  finden  wir  Depositen  mit 
und  ohne  Zinsvergütung  erwähnt,  wie  folgende  Stellen  beweisen:^)  „Centum 
nummos,  quos  hac  die  commendasti  mihi  adnumerante  servo  Sticho  actore, 
esse  apud  me  ut  notum  haberes,  hac  epistula  manu  mea  scripta  tibi  notum 
facio :  quae  quando  voles  et  ubi  voles  confestim  tibi  numerabo."  Hier  ist 
zu  bemerken,  dass  auch  eine  eventuelle  Zahlung  an  einem  anderen  Orte 
vorhergesehen  ist.  Ferner:^)  „Viginti  quinque  nummorum  quos  apud  me 
esse  voluisti,  notum  tibi  ista  hac  epistula  facio  ad  ratiunculam  meam  ea 
pervenisse:  quibus  ut  primum  prospiciam,  ne  vacua  tibi  sint:  id  est  ut 
usuras  eorum  accipias,  curae  habebo."  Auch :  ^)  „Remanserunt  apud  me 
quinquaginta   ex   credito   tuo    ex    contractu  pupillorum  meorum,    quos   tibi 


')  Dr.  Johannes  Merkel.    D!e  Banken  im  Alterthum  im  Handw.   der  Staatsw. 
II.  B.  S.  42. 

2)  D.  Depositi  vel  contra  XVI,  3,  24. 

3)  Ebenda  3,  28. 

*)  D.  De  pecunia  constituta  XIII,  5.  24. 
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reddere  debebo  idibus  Maus  probos :  quod  si  ad  diem  supia  scriptum  non 
dedero,  tunc  dare  debebo  usuras  tot."  Solche  Depositen  wurden  vielfach 
an  dritte  Personen  übertragen  und  verfügten  die  „Contoinhaber"  namentlich 
von  ihren  Landsitzen  aus  über  ihre  Guthaben,  wenn  sie  in  der  Stadt  eine 
Zahlung  zu  leisten  hatten.  Wie  nun  damit  begonnen  wurde,  Mittel  zu  ver- 
wenden, welche  den  Geldgebrauch  ersparen  und  erst  später  zu  solchen 
gegriffen  wurde,  welche  Geld  ersetzen,  so  wird  auch  in  der  Gegenwart 
der  Gebrauch  der  ersteren,  d.  h.  der  Co  mpensations  mittel,  thunlichst 
zu  fördern  sein,  während  letztere  nur  innerhalb  bestimmter,  engerer  Grenzen 
in  Anwendung  zu  kommen  hätten. 

Die  Vortheile  der  Verwendung  von  Compensationsmitteln,  d.  h.  von 
Buchübertragungen  und  Checks  ergeben  sich  von  selbst,  wenn  man  in 
Erwägung  zieht,  dass  durch  sie  eine  übergrosse,  ebenso  schwerfällige,  als 
für  die  Volkswirtschaft  kostspielige  Circulation  von  Hartgeld  überflüssig 
gemacht  wird,  ohne  dass  die  Creditverpflichtungen,  von  den  stets  fälligen 
Giroverbindlichkeiten  der  Banken  abgesehen,  eine  Zunahme  erfahren  würden. 
Es  wäre  dagegen  zu  erörtern,  ob  nicht  eine  allzu  starke  Verdrängung 
des  Hartgeldes  wirtschaftliche  Nachtheile  nach  sich  ziehe  und  welchen 
Instituten  die  Vermittlung  der  Compensation  von  Zahlungsverpflichtungen 
vorzugsweise  zu  übertragen  sei. 

Bezüglich  des  ersteren  Punktes  wäre  zu  untersuchen,  ob  ein  stärkerer 
oder  schwächerer  Gebrauch  von  Compensationsmitteln,  respective  eine,  durch 
denselben  hervorgerufene,  Verdrängung  des  Hartgeldes  einen  Einfluss  auf  den 
Tausch-  oder  Leihwert  des  Geldes  haben  kann.  Wenn  dies  in  Bezug  auf 
ersteren,  wie  aus  unseren,  den  Tauschwert  des  Geldes  betreffenden  Aus- 
führungen hervorgeht,  nicht  der  Fall  sein  kann,  so  ist  anderseits  aus  dem  Um- 
stände, dass  je  mehr  die  Verwendung  von  Geld  vermieden  wird,  desto  grösser 
das  hievon  zu  Leihzwecken  disponible  Quantum  ist,  zu  schliessen,  dass  der 
Gebrauch  von  Compensationsmitteln  einen  Einfluss  auf  den  Leihwert  des 
Geldes,  d.  i.  auf  den  Zinsfuss  haben  müsse.  Dieser  Einfluss  kann  ein 
doppelter  sein :  er  kann  sich  auf  die  durchschnittliche  Höhe  des  Zinsfusses 
beziehen,  hier  ist  er,  indem  er  einen  Druck  auf  den  Leihwert  des  Geldes 
ausübt,  stets  ein  günstiger,  oder  er  kann  sich  in  Bezug  auf  die  Stabilität 
des  Zinsfusses  geltend  machen.  In  letzterer  Hinsicht  wird  der  Gebrauch  von 
Compensationsmitteln  insolange  nicht  schädlich  wirken,  als  eine  genügende 
Menge  von  Geld  im  Umlaufe  ist,  um  einer  stärker  hervortretenden  Nach- 
frage genügen  zu  können.  Ist  jedoch  der  Gebrauch  von  Compensations- 
mitteln so  allgemein  geworden,  dass  das  Geld  aus  der  Circulation  fast  ganz 
verdrängt  wird,  so  kann  hiedurch  ein  häufiges  Schwanken  des  Zinsfusses 
hervorgerufen  werden,  wie  auch  aus  folgenden  Daten  hervorgeht. 

Die  Zahl  der  Veränderungen  des  Discontosatzes  betrug  bei  folgenden 
Zettelbanken  ^_) : 


1)  Tabellen,  zur  Währungsstatistik  verfasst  im  k.  k.  Finanzministerium.  Wien  1896. 
V.  Heft,  S.  228,  Tabelle  91. 
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per  Kopf 

in  Oesterreich-Ungarn 

9-81  Dollars 

,    Deutschland  .    .    . 

19-82       , 

„    England     .... 

20-80       , 

,    Holland      .... 

2406       „ 

-    Frankreich     .    .    . 

35-47       , 

Der  Geldvorrath  (Gold,  Silber  und  nicht  bar  gedecktes  Notengeld) 
betrug  am  1.  Januar  1896^): 

per  Kopf 

in  Italien 9-96  Dollars 

„    Belgien 28-49 

„    der  Schweiz   .    .    .    10-80 

,    Kussland    ....      7-93       „ 

In  Oesterreich-Üngarn,  Italien  und  Eussland  sind  die  Schwankungen 
des  Zinsfusses  trotz  des  geringen  Geldvorrathes  nicht  bedeutend,  weil  in 
Ländern,  wo  uneinlösliches  Papiergeld  circuliert,  die  Verhältnisse  der  inter- 
nationalen Nachfrage  nach  Geld  nicht  fühlbar  werden. 

Dagegen  sind  die  häufigen  Schwankungen  des  Zinsfusses  im  capital- 
reichen  England  besonders  charakteristisch,  indem  daselbst  das  Giro-  und 
Clearingwesen  die  grösste  Ausbildung  erreicht  hat.  Es  betrugen  nach 
Kauchberg^)  die  Einlieferungen  im  Jahre  1896  in  Tausenden  von 
Kronen: 


bei  den  englischen  Abrechnungsstellen     .    . 

,    der  Chambre  de  Compensation  in  Paris 

„    den  deutschen  Abrechnungsstellen  .    .    . 

„      „     Wiener  „  .    .    . 

,     italienischen  ,  .    .    , 


191,945.157 

3,500.500 

26,927.660 

775.403 

8,245.244 


*)  Eeport  of  the  Director  of  the  Mint  a.  a.  0.  S.  47.  Da  der  Geldvorrath  eines 
Landes  keinen  grossen  Schwankungen  unterworfen  zu  sein  pflegt,  führen  wir  nur  die 
Ziffern  eines  Jahres  an. 

2)  Wir  entnehmen  dem  bereits  citierten  Werke  Eauchbergs  jene  statistischen 
Daten,  deren  wir  für  den  Nachweis  der  Richtigkeit  unserer  Beweisführung  bedürfen, 
unterlassen  es  jedoch,  eine  Darstellung  des  gesammten  Giro-  und  Clearingverkehres 
zu  geben,  da  sich  eine  solche  auf  eine  Eeproduction  der  Aufstellungen  Eauchbergs 
beschränken  müsste. 
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Die  Girobestände,  deren  durchschnittliche  Höhe  im  Jahre  1 895 
bei  der  deutschen  Reichsbank  289,970.000  Mark  betrug,  stellten  sich  Ende 
1895  bei  der  Bank  von  England  auf  66-4  Millionen  Pfund  Sterling  und  bei 
der  Bank  von  Frankreich  auf  547  Millionen  Francs.^)  Wenn  man  nun 
berücksichtigt,  dass  der  Giroverkehr  in  Deutschland  und  Frankreich  in  hohem 
Maasse  bei  den  Notenbanken  concentriert  ist,  während  in  England  der 
Gesammtbetrag  der  Depositen  bei  allen  Banken  des  Vereinigten  König- 
reiches auf  760 — 770  Millionen  Pfund  Sterling,  über  welche  fast  durch- 
gehends  mittelst  Checks  verfügt  wird,  geschätzt  wird,  und  dass  die  Checks 
wiederum  zum  grössten  Theile  bei  den  Abrechnungsstellen  durch  Compen- 
sation  eingelöst  werden,  so  erscheint  es  erklärlich,  dass  die  Circulation  von 
Hartgeld  wesentlich  beeinträchtigt  wurde. 

Da  auch  in  England  die  endgiltige  Verrechnung  der  Checks  durch 
das  Clearinghaus  und  der  sich  aus  der  Abrechnung  in  demselben  ergebenden 
Saldi  durch  die  Bank  von  England  erfolgt,  so  erscheint  der  Giroverkehr  in 
England  ebenso  wie  in  Deutschland  und  Frankreich  wenn  auch  indirect  bei 
dem  Noteninstitute  concentriert. 

In  Ländern,  wo  der  Giroverkehr  noch  nicht  genügend  entwickelt  ist, 
wäre  die  Frage  zu  entscheiden,  in  welcher  Weise  die  Organisation  desselben 
zu  erfolgen  habe,  und  hat  man  auch  hier,  analog  der  Zettelbankfrage,  fest- 
zustellen, ob  das  Girowesen  bei  Staats-  oder  Privat-  bei  einem  oder  mehreren 
Instituten  concentriert  werden  solle.  Gegen  staatliche  Institute  sprechen 
dieselben  Gründe,  wie  gegen  staatliche  Notenbanken,  ausserdem  aber  der 
Umstand,  dass  im  Falle  des  Ausbruches  eines  Krieges  das  Vertrauen  in  ein 
Staatsinstitut  sofort  schwinden  und  die  Girokuuden  desselben  Abstand 
nehmen  würden,  von  seinen  Einrichtungen  Gebrauch  zu  machen.  Gerade  zu 
einer  Zeit,  wo  andere  Umlaufsmittel,  namentlich  Wechsel,  infolge  des 
herrschenden  Misstrauens  aus  dem  Verkehre  gedrängt  werden,  würde  der 
Geldbedarf  durch  das  Aufhören  der  Verwendung  von  Compensationsmitteln 
ins  ünermessliche  gesteigert  werden.  Aehnliche  Gründe  sprechen  gegen 
eine  Decentralisation  des  Girowesens.  Wenn  es  nicht  wie  in  Deutschland  und 
Frankreich  überhaupt,  oder  wie  in  England  in  der  Weise  centralisiert  ist, 
dass  selbst,  wenn  ein  Theil  der  Zwischenglieder  ausfällt,  der  grosse  Verkehr 
seine  Umsätze  durch  Vermittlung  der  Notenbank  im  Compen- 
sationswege  ohne  Benützung  von  Geld  bewerkstelligen  kann,  so  vollzieht 
sich  der  Giroverkehr  durch  Vermittlung  von  Instituten,  welche  wir  im 
Gegensatze  zu  den  Notenbanken,  Privatbanken  nennen  wollen.  Die 
geschäftliche  Thätigkeit  dieser  Privatbanken  schliesst  jedoch  die  Durch- 
führung von  Operationen  in  sich,  welche  mit  einem  grösseren  Risico  ver- 
bunden sind,  und  kann  ihr  Bestand  nicht  nur  durch  politische  Ereignisse, 
sondern  auch  durch  Credit-,  ja  selbst  durch  Börsenkrisen  gefährdet  werden, 

*)  Bezüglich  der  Giroumsätze  liegen  Daten  nicht  allseitig  vor,  doch  kann  auf  ihre 
relative  Bedeutung  aus  der  Höhe  der  Giroguthaben  geschlossen  werden.  Im  Jahre  1897 
betrugen  die  Umsätze  bei  den  Abrechnungsstellen  in  Deutschland  22*9  Milliarden  Mark, 
beim  Londoner  Clearinghaus  149'8  Milliarden  Mark. 

25* 
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Da  nun  der  Fall  einer  einzigen  Bank  das  Zurückziehen  eines  grossen 
Tlieiles  der  Depositen  bei  allen  anderen  Privatbanken  zur  Folge  zu  haben 
pflegt,  so  würde  ein,  auf  diese  Weise  organisierter  Giroverkehr  gerade  in 
kritischen  Zeiten  seine  Functionen  nicht  erfüllen  können.  Man  könnte  aller- 
dings einwenden,  dass  auch  Privatbanken  geeignet  seien^  dass  Depositen- 
geschäft in  gleicher  Weise  wie  eine  Notenbank  zu  culti vieren,  wenn 
sie  ihre  Thätigkeit  auf  die,  der  letzteren  gestatteten,  Activgeschäfte 
beschränken  würde.  Dem  steht  jedoch  der  Umstand  entgegen,  dass  in  diesem 
Falle  sowohl  die  Notenbank,  als  die  betreffenden  Privatbanken  einen  hohen 
Barvorrath  halten  müssten,  was  den  letzteren,  bei  dem  relativ  geringen 
Erträgnis,  das  die  Activgeschäfte  einer  Zettelbank  abwerfen,^)  keine  Con- 
venienz  bieten  würde,  während  anderseits  ein  Theil  dieser  Beträge  erspart 
würde,  wenn  die  Notenbank  gleichzeitig  das  Girowesen  beherrscht.  Wenn 
z.  B.  die  Notenbank,  behufs  Deckung  des  Notenumlaufes  einen  Barvorrath 
von  400  Millionen  Gulden  und  private  Girobanken  einen  solchen  von 
200  Millionen  Gulden  halten  müssten,  so  würde  der  Notenbank  für  beide 
Geschäftszweige  zusammen  eine  Keserve  von  500  Millionen  Gulden  genügen. 

In  Oesterreich-Üngarn  werden  in  letzter  Zeit  anerkennenswerte  An- 
strengungen gemacht,  um  den  Giroverkehr  zu  heben,  es  hat  jedoch  nicht 
den  Anschein,  als  ob  er  in  die  richtigen  Bahnen  gelenkt  würde.  Während 
die  Transactionen  der  Postsparcassa  eine  relativ  grosse  Ausdehnung 
genommen  haben,  sind  die  Giroumsätze  der  Notenbank  für  das  Geldwesen 
der  Monarchie  nur  von  untergeordneter  Bedeutung.  Rauchberg  hat  über- 
zeugend dargelegt^),  dass  die  Ursachen  der  langsamen  Zunahme  des  Giro- 
verkehres in  der  Organisation  des  österreichischen  Handels  und  in  der 
finanziellen  Schwäche  eines  Theiles  der  Kaufmanuschaft  zu  suchen  seien. 
Es  wäre  jedoch  noch  ein  Grund  anzuführen. 

Die  grossen  Notenbanken  pflegen  die  Depositen  nicht  zu  verzinsen, 
indem  angenommen  wird,  dass  die  Girokunden  auf  Verzinsung  ihres  Gut- 
habens, als  Entgelt  für  die  üebernahme  ihrer  Cassaführung  seitens  der 
Bank,  zu  verzichten  haben.  Es  ist  nun  nicht  gleichgiltig,  ob  der  Conto- 
inhaber auf  eine  Verzinsung  von  2  oder  von  4  Proc.  verzichten  muss.  Es 
ist  leicht  verständlich,  dass  ein  englischer  Kaufmann  es  vorzieht,  momentan 
disponible  Beträge  zinsenlos  bei  der  Bank  liegen  zu  lassen,  um  dagegen 
alle  Vortheile  des  Giroverkehres  zu  geniessen,  statt  Wechsel  zu  einem 
Disconto  von  1 — 2  Proc.  pro  anno  zu  escomptieren  und  dieselben,  wenn  er 
des  Geldes  bedarf,  wieder  zu  begeben.  Der  österreichische  Kaufmann  da- 
gegen, der  stets  Gelegenheit  hat,  seine  für  kurze  Zeit  disponiblen  Capitalien 
in  ersten  Wechseln  zu  SYg  Proc.  und  darüber  anzulegen,  wird  sich  nicht 
so  leicht  entschliessen,  auf  jeden  Zinsengewinn  zu  verzichten,  tliezu  kommt 
noch,  dass  ihm  nur  ein  kleiner  Theil  der  eingehenden  Beträge  durch  Ver- 
mittlung der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  spesenfrei  überwiesen  werden 

^)  Es   ist  hiebei  zu  berücksichtigen,    dass   die  Notenbank    für   ihre    umlaufenden 
Noten  keine  Zinsen  zahlt,  während  Privatbanken  die  Depositen  in  der  Eegel  verzinsen. 
2)  A.  a.  0.  S.  194  ff. 
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kann,  da  letztere  für  die  Gutschrift  von  Erlägen,  welche  nicht  von  Conto- 
inhabern gemacht  werden,  eine  Provision  von  V4  pi'O  mille  in  Anrechnung 
bringt,  und  die  Zahl  der  Conto-Inhaber  sehr  klein  ist.  Auch  die  Gepflogen- 
heit, dass  Erläge  zu  Gunsten  eines  Girokunden  demselben  nicht  mitgetheilt 
werden,  sondern  dieser,  wenn  er  nicht  eine  Anzeige  direct  seitens  des  Er- 
legers erhält,  von  der  Gutschrift  des  betreffenden  Betrages  nur  in  Kenntnis 
gesetzt  wird,  wenn  er  zufällig  das  Contrabuch  bei  der  Bank  präsentiert, 
trägt  nicht  zur  stärkeren  Benützung  der  Giro-Einrichtungen  bei.  Um  den 
Giroverkehr  in  Oesterreich  zu  heben  und  ihn  in  rationeller  Weise  bei  der 
Notenbank  zu  concentrieren,  wären  folgende  Bestimmungen  nothwendig: 

1.  Hätte  die  Gutschrift  sämmtlicher  üeberw eisungen,  Eingänge  eincas- 
sierter  Effecten  etc.  zu  Gunsten  des  Contos  eines  Girokunden  spesenfrei  zu 
erfolgen. 

2.  Hätte  eine  jede  erfolgte  Gutschrift,  wie  dies  im  kaufmännischen 
Verkehre   üblich   ist,   dem   Conto-Inhaber   schriftlich  mitgetheilt  zu  werden. 

3.  Hätte  die  Zahl  der  Filialen,  respective  der  Banknebenstellen,  eine 
entsprechende  Vermehrung  zu  erfahren. 

4.  Hätte  insolange,  als  der  gegenwärtige  relativ  hohe  Zinsfuss  in 
Oesterreich  bestehen  bleibt,  eine  wenn  auch  minimale  Verzinsung  der  Giro- 
Guthaben  stattzufinden. 

Es  muss  übrigens  bemerkt  werden,  dass  sich  die  österreichische 
Handelswelt  im  internationalen  Verkehr  in  gleicher  Weise,  wie  dies  in 
andern  Ländern  üblich  ist,  der  Giro-Einrichtungen  bedient. 

Die  Compensation  im  internationalen  Verkehr  pflegt  in  der  Weise  zu 
erfolgen,  dass  die  Exporteure  in  Wien,  Paris  etc.,  welche  aus  dem  Erlöse 
verkaufter  Waren  im  Auslande,  z.  B.  in  London,  Forderungen  zu  stellen 
haben,  deren  Gegenwert  entweder  in  Wechseln  oder  in  Anweisungen  vom 
Käufer  remittiert  erhalten  oder  auf  ihn,  respective  auf  seinen  Banquier  eine 
Tratte  oder  Anweisung  ausstellen  und  in  beiden  Fällen  die  betreffenden 
Creditpapiere  einem  Bankhause  zur  Gutschrift  übergeben.  Dieses  Bankhaus 
sendet  wiederum  die  Papiere  einer  Londoner  Firma  zur  Gutschrift  und 
verfügt  über  das  auf  diese  Weise  entstandene  Guthaben,  indem  sie  Checks 
ausschreibt,  welche  sie  an  Importeure,  die  in  London  Zahlungen  zu  leisten 
haben,  begibt. 

Eine  allgemeine  Verwendung  von  Compensationsmitteln  dürfte  nach 
der  nächsten  Creditkrise  stattfinden,  indem  sie  voraussichtlich  den  Gebrauch 
von  Wechseln  als  Umlaufsmittel  zum  Theile  überflüssig  machen  werden, 
so  dass  in  Zukunft  Zahlungen  der  Banken,  des  Grosshandels  und  der 
Industrie  in  höherem  Maasse  als  bisher,  ohne  Verwendung  von  Hartgeld 
oder  von  Creditpapieren,  durch  Buchübertragungen  erfolgen  werden.  Der 
Kleinhandel,  das  Kleingewerbe  und  der  Consum  werden  sich  wohl  auch 
weiterhin  vorzugsweise  des  Hartgeldes  bedienen,  das  sich  als  Basis  des 
Geldwesens  immer  in  entsprechenden  Mengen  im  Umlauf  erhalten,  und  nur 
in  grösseren  Beträgen  durch,  von  einer  gut  geleiteten  Bank  ausgegebene 
Noten  ei'setzt  werden  sollte. 


VERHANDLUNGEN  DER  GESELLSCHAFT 
ÖSTERREICHISCHER  VOLKSWIRTE. 


General-   und    LXXXII.   Plenanvensammlung. 

1  räsident  Prof.  E.  v.  Philippovich  eröffnete  die  Versammlung-  mit  einem 
Ueberblicke  auf  das  abgelaufene  Vereinsjahr  und  erwähnte  zunächst  das  durch  vor- 
geschrittenes Alter  verursachte  Ausscheiden  des  um  die  Gesellschaft  höchst  verdienten 
Herrn  Gustav  v.  Fächer  aus  dem  Vereine  und  Vorstande.  Der  Stand  der  Mitglieder 
betrage  236.  In  Betreff  der  Thätigkeit  des  Vereines  im  abgelaufenen  Jahre  bemerkte 
der  Präsident:  „Wir  haben  zu  leiden  gehabt  unter  der  Lähmung  unseres  gesetz- 
gebenden Körpers  und  der  allgemeinen  Zurückstellung  der  grossen  wirtschaft- 
lichen Fragen,  welche  in  Consequenz  unseres  politischen  Kampfes  eingetreten 
ist;  damit  ist  es  begründet,  dass  wir  keine  Discussion  über  den  österreichisch- 
ungarischen Ausgleich  hatten.  Es  sind  nicht  nur  die  Vorlagen  sehr  spät  ein- 
gebracht worden,  es  wäre  auch  unmöglich  gewesen,  angesichts  der  Situation 
eine  erfolgreiche  Discussion  durchzuführen.  Ich  hebe  dies  hervor,  weil 
ich  nicht  den  Anschein  erwecken  möchte,  als  ob  wir  nichts 
zu  sagen  hätten  über  den  Ausgleich,  der  eine  Demüthigung 
Oesterreichs  ist,  wie  sie  wohl  nur  durch  Feindesmacht  je 
zuvor  erreicht  worden  ist,  und  der  eine  scharfe  Verurtheilung  wohl 
seitens  aller  Mitglieder  erfahren  hätte."  Der  Präsident  erwähnte  noch  die  Ab- 
machungen, welche  bezüglich  des  Organes  des  Vereines  mit  der  Firma  Wilhelm 
Braumüller  getroffen  wurden,  infolge  deren  es  nur  mit  500  fl.  jährlich 
subventioniert  werden,  aber  sechsmal  im  Jahre  erscheinen  soll.  Die  Berichte  des  Ver- 
eines werden  als  Beilage  zur  „Volkswirtschaftlichen  Wochenschrift"  erscheinen. 
Die  Finanzlage  des  Vereines  sei  eine  bedrängte.  Der  Cassenbericht,  der  von 
den  Eevisoren  geprüft  und  richtig  befunden  ist,  weist  aus:  Einnahmen  per 
1497*95  fl.,  und  an  Ausgaben  2133.88  fl.  Der  Schuldenstand  belaufe  sich  auf 
593*98  und  habe  sich  um  60  fl.  vermehrt.  Das  sei  jedoch  nicht  bedenklich 
und  durch  die  Ersparnis  von  500  fl.  an  der  Zeitschrift  bald  wettgemacht.  Das 
Vermögen  habe  sich  gegen  das  Vorjahr  nicht  geändert.  Der  Präsident  fordert 
dann  zur  Wahl  des  neuen  Vorstandes  auf,  aus  welcher  der  alte  Vorstand  ein- 
stimmig gewählt  hervorgeht;  an  Stelle  des  Herrn  Gustav  v.  Fächer  erscheint 
Herr  Ministerialrath  Prof.  Dr.  Eobert  Meyer  gewählt. 
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Nach  Abschluss  des  Wahlactes  erhält  Herr  Dr.  Walther  Schiff  das 
Wort  zu  seinem  Vortrage:  „Ueber  das  Verhältnis  von  Jagd  und  Landwirtschaft 
in  Oesterreich." 

Redner  führt  aus:  „Das  Verhältnis,  das  in  einem  Lande  zwischen  Jagd 
und  Landwirtschaft  besteht,  ist  im  Wesentlichen  mit  abhängig  vom  Stande 
der  Jagdgesetzgebung;  dort  wo^  wie  im  Gebiete  des  französischen  Civilrechtes 
die  vollkommen  freie  Jagd  herrscht,  wo  jeder  Grundbesitzer  berechtigt  ist,  jedes 
Wild  auf  seinem  Boden  zu  erlegen,  dort  ist  das  Verhältnis  zwischen  Jagd  und 
Landwirtschaft  bestimmt  durch  die  Thätigkeit  der  Grundbesitzer  selbst;  die 
Gesetzgebung  hat  keinen  Anlass  mehr,  sich  mit  dieser  Frage  zu  beschäftigen. 
Ganz  anders  liegt  die  Frage  dort,  wo  eine  solche  Freiheit  nicht  besteht,  so 
z.  B.  in  Oesterreich,  wo  zwar  dem  Grundbesitzer  das  Jagdrecht  zugesprochen 
ist,  aber  die  Ausübung  des  Jagdrechtes  abhängig  ist  von  bestimmten  Bedin- 
gungen. Hier  wird  das  Verhältnis  zwischen  Jagd  und  Landwirtschaft  durch  die 
Gesetzgebung  bestimmt.  Diese  hat  in  dem  Interessenconflict  zwischen  Landwirt- 
schaft und  Jagd  zu  intervenieren  und  die  Grenzlinie  zwischen  beiden  zu  ziehen. 
Ich  habe  mir  die  Aufgabe  gestellt,  die  Entwicklung  auf  diesem  Gebiete  zu 
beleuchten  und  die  Wirkungen  der  Gesetze  darzulegen.  Die  ganze  Frage  ist 
ausserordentlich  actuell  in  Oesterreich.  Seit  einigen  Jahrzehnten  wird  die  Er- 
regung der  Landbevölkerung  über  die  Jagd  immer  grösser  und  in  einigen  Kron- 
ländern schritt  man  zur  Schaffung  umfassender  Jagdgesetze.  Keine  Landtags- 
session vergeht  ohne  lebhafte  Klagen  über  die  Jagdverhältnisse,  keine  Budget- 
debatte, ohne  dass  ähnliche  Klagen  laut  werden.  In  der  That  hat  sich  auch  die 
Regierung  veranlasst  gesehen,  in  einer  grossen  Reihe  von  Kronländern  im  Laufe 
der  letzten  Jahre  Jagdgesetze  einzubringen,  die  theils  angenommen  wurden, 
theils  noch  nicht  zu  einem  Resultate  führten.  Auch  ein  zweites  Moment  besteht, 
welches  die  Frage  in  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  zur  Discussion 
stellt,  nämlich  die  Stellung  der  Jagdgesetze  in  den  agrarpolitischen  Fragen.  Man 
kann  die  agrarpolitischen  Fragen  in  Oesterreich  in  drei  Gruppen  theilen.  Die 
erste  Gruppe  sind  solche  Gesetze,  welche  den  Naturalertrag  der  Landwirtschaft 
erhöhen  sollen  (Landesculturpolitik).  Die  zweite  Gruppe  zielt  darauf  hin,  eine 
bestimmte  Betriebs-  und  Besitzgrösse  in  der  Landwirtschaft  zu  schützen,  die, 
wie  behauptet  wird,  sich  in  Gefahr  befindet  (Höferecht,  Heimstättenpflege, 
Rentengüter).  Endlich  besteht  in  neuester  Zeit  noch  eine  dritte  Strömung, 
besonders  in  Deutschland,  welche  den  gesammten  Grundbesitz  gegen  das  Sinken 
der  Getreidepreise  schützen  soll,  welche  also  den  Geldertrag  der  Landwirtschaft 
zu  erhöhen  bestrebt  ist. 

Die  Jagdfrage  steht  mit  einem  Fusse  auf  dem  Gebiete  der  Landescultur- 
politik und  mit  dem  anderen  auf  dem  des  Bauernschutzes.  In  der  Jagdgesetz- 
gebung kommt  vor  allem  der  Productionsstand  in  Betracht.  Es  fragt  sich, 
inwieweit  ist  die  Production  von  Wild  rationell,  inwieweit  geschieht  sie  auf 
Kosten  der  Productivität  der  Landwirtschaft?  Gleichzeitig  wird  sich  bei  der 
Beantwortung  dieser  Fragen  ergeben,  dass  es  sich  hauptsächlich  um  bäuerliche 
Landwirtschaften  handelt,  dass  es  nicht  so  sehr  der  Grossgrundbesitzer  ist,  als 
der  Bauer,   welcher  unter  der  erhöhten  Jagd  zu  leiden  hat.     Die  Interessen  der 
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Landesculturpolitik  und  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  laufen  liier  parallel.  Es 
wird  eine  rationelle  Jagdgesetzgebung  weder  dem  Einwände  ausgesetzt  sein,  dass 
sie  auf  Kosten  der  Productivität  der  Volkswirtschaft  bestimmte  Bevölkerungs- 
schichten erhält,  noch  auch,  dass  eine  Erhöhung  der  Productivität  den  Bauern 
schädigt. 

Wenn  ich  nun  nach  dem  ökonomischen  Gesichtspunkt  frage,  der  in  der 
Jagdfrage  überhaupt  in  Betracht  kommt,  so  müssen  die  Vortheile,  die  von  der 
Jagdpflege  zu  erwarten  sind,  ihren  Nachtheilen  gegenübergestellt  werden.  Was 
die  Vortheile  des  Jagdbetriebes  betrifft,  so  werden  sie  von  den  Jagdfreunden 
zweifellos  in  ganz  unglaublichem  Maasse  übertrieben.  Was  wird  da  nicht  alles 
angeführt,  um  die  ökonomische  Bedeutung  der  Jagd  zu  illustrieren!  Man  begnügt 
sich  nicht  damit,  auf  die  Jagdausbeute  hinzuweisen  und  zu  sagen,  dass  in 
Oesterreich  jährlich  ein  Ertrag  von  circa  3*3  Millionen  Gulden  zustande  kommt, 
sondern  man  führt  alle  Personen  an,  welche  bei  der  Jagd  beschäftigt  sind,  die 
Wildhüter,  Treiber,  die  Gewehrindustrie,  die  Wildprethändler.  Diese  Dinge  können 
nicht  ernst  genommen  werden.  Einzig  und  allein  der  Wert  des  Wildes  kommt 
in  Betracht.  Und  da  sei  zur  lUustrierung  obiger  Ziffer  bemerkt,  dass  der  durch- 
schnittliche Ertrag  der  Ernte  in  Oesterreich  zwischen  400  und  500  Millionen 
Gulden  beträgt.  Der  Wildstand  kann  aber  nur  auf  Kosten  der  Bodenproduction 
erhalten  werden.  Je  nach  der  Nahrung  ist  auch  der  Schaden  durch  das  Wild 
ein  verschiedener.  Das  Kaub-  und  Schwarzwild  kommt  nicht  in  Betracht,  da 
seine  Vernichtung  jedermann  gestattet  ist.  Für  den  Wildschaden  ist  das  Eothwild 
von  Bedeutung. 

Die  zweite  die  Landwirtschaft  schädigende  Wildart  ist  der  Hase.  Für  den 
Landwirt  gibt  es  kein  anderes  Mittel,  als  das  Wild  zu  erschiessen,  denn  es 
lässt  sich  nicht  dauernd  abhalten,  besonders  nicht  im  Winter,  wo  der  Schnee 
Säulen  und  ähnliche  Pflöcke  verdeckt.  Man  sucht  wohl  besonders  die  Obstbäume 
durch  Einbinden  zu  schützen,  aber  der  Erfolg  ist  zweifelhaft.  Dazu  kommt  noch, 
dass  eine  Eeihe  schädlicher  Krankheiten,  besonders  die  Klauenseuche,  durch  das 
Wild  verbreitet  wird.  Während  sich  der  Bauer  die  längste  Absperrung  gefallen 
lassen  muss,  verbreitet  dieser  Feind  die  Krankheiten. 

Wenn  man  Vortheile  gegen  Nachtheile  der  Wildhegung  abwägt,  so  findet 
man,  dass  ökonomisch  rationell  die  Wildhaltung  nur  dann  ist,  wenn  das  Wild 
sich  von  Nebenproducten  des  Waldes  nährt,  von  Sträuchern  und  Kräutern,  die 
kein  Holz  liefern.  Sobald  es  sich  von  Feldfrüchten  nährt  und  zu  schälen  beginnt, 
ist  der  Schaden  grösser  als  der  Nutzen,  der  produciert  wird,  gleichgiltig,  ob  der 
Schaden  den  Jagdherrn  oder  einen  Fremden  trifft.  Dies  gibt  selbst  Dombrowsky, 
gewiss  ein  classischer  Zeuge,  zu.  Aufgabe  der  Landesculturpolitik  ist  es  nun, 
das  Ueberhandnehmen  von  Wildschäden  zu  verhindern,  indem  sie  die  Entstehung 
künstlich  grosser  Wildstände  unmöglich  macht  und  zwar  gleichgiltig,  ob  der 
Jagdberechtigte  selbst  Besitzer  der  Culturen  ist  oder  ein  Fremder.  Diesen  For- 
derungen entspricht  die  Freigebung  der  Jagd  oder  die  Ertheilung  der  Jagd- 
berechtigung an  jeden  Grundbesitzer,  so  dass  jeder  Grundbesitzer  sich  gegen 
Wildschaden  selbst  schützen  kann. 
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Betrachten  wir  nun,  welchen  Gang  die  österreichische  Gesetzgebung 
genommen  hat.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  hat  sie  dem  Grundbesitzer  das  Jagd- 
recht genommen,  sie  hat  es  dem  kleinen  Grundbesitzer  ganz  genommen  und  der 
Gemeinde  übertragen  und  hat  eine  Eeihe  von  Beschränkungen  eingeführt.  Die 
Revolution  von  1848  hat  auch  auf  das  Jagdgesetz  einen  Einfluss  geübt.  Und 
die  Erbitterung  der  Bauern  gegen  das  Jagdrecht  der  Herren  war  mit  ein  Ferment 
der  Revolution.  Die  freie  Jagd  war  eines  der  Postulate  der  Landbevölkerung, 
welches  sie  aber  nicht  durchsetzte.  Durch  ein  Patent  vom  Jahre  1849  wurde 
die  Ausübung  der  Jagdgerechtigkeit  geregelt  und  sämmtliche  Jagdrechte  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  beseitigt.  Principiell  wurde  jedem  Grundbesitzer  das 
Eecht  zuerkannt,  auf  seinem  Grunde  zu  jagen.  Durchgeführt  wurde  diese  Reform 
nur  in  Dalmatien,  in  den  übrigen  Provinzen  nur  für  geschlossene  Thiergärten 
und  zusammenhängende  Grundstücke  für  mehr  als  200  Joch,  für  alle  übrigen 
wurde  die  Jagd  den  Gemeinden  zugewiesen.  Diese  haben  das  Recht,  die  Jagd 
entweder  durch  einen  Jäger  ausüben  zu  lassen,  oder  aber  zu  verpachten.  Das  Jagd- 
recht des  einzelnen  Grundbesitzers  fand  nun  darin  seinen*  Ausdruck,  dass  der 
Pachtschilling  oder  der  Erlös  für  das  geschossene  Wild  getheilt  wurde  nach  der 
Grösse  des  Grundbesitzes.  In  allen  anderen  Beziehungen  änderte  das  Patent 
nichts.  Es  galt  also  weiter  das  Patent  von  1786  über  die  Jagdpolizei  und  deji 
Ersatz  von  Wildschaden.  Kaiser  Josef  hat  das  Jagdrecht  in  sehr  liberaler 
Weise  geregelt.  Der  Jagdborechtigte  hat  die  freie  Disposition  über  den  Wild- 
stand, er  kann  das  Wild  hegen  oder  vernichten.  Schonvorschriften  existieren 
nicht.  Es  bestand  nur  insofern  eine  Beschränkung,  als  die  Kreisämter  berechtigt 
waren,  bei  übermässigem  Wildstand  einen  Abschuss  anzuordnen.  Was  den  Wild- 
schaden anbelangt,  so.  herrschte  unbedingte  Ersatzpflicht.  Es  bestanden  diesfalls 
keine  Beschränkungen,  weder  hatte  der  Grundbesitzer  die  Pflicht,  seine  Culturen 
zu  schützen,  noch  brauchte  er  dem  Jagdberechtigten  zu  gestatten,  gewisse  Vor- 
kehrungen zu  treffen.  Diese  Bestimmungen  waren  gerecht  und  zweckmässig,  denn 
sie  waren  im  Stande,  da?  Entstehen  eines  schädlichen  Wildstandes  zu  hindern. 
Dieser  Rechtszustand  blieb  auch  bis  über  1849  hinaus,  aber  nicht  sehr  lange. 
Die  Gesetzgebung  hat  sich  der  Jagdfrage  bemächtigt  und  hat  eine  ganze  Reihe 
von  Normen  in  Bezug  auf  das  Jagdrecht  erlassen.  Im  ganzen  können  wir  drei 
Gruppen  seit  1849  unterscheiden.  Zuerst  kommt  eine  Reihe  von  allgemein  ver- 
bindlichen Gesetzen  und  Verordnungen,  welche  für  das  ganze  Reich  gelten  und 
einzelne  Materien  regeln.  Dann  kommt  eine  Zeit  der  Landesgesetzgebung  über 
einzelne  Fragen  und  endlich  die  neueste  Phase,  die  Landesgesetze,  welche  die 
ganze  Materie  compilatorisch  regeln  und  das  Jagdpatent  von  1786  ausser  Kraft 
setzen.  Solche  Gesetze  sind  bis  jetzt  in  Oberösterreich,  Triest,  Görz  und 
Gradiska,  Vorarlberg,  Mähren  und  Galizien  seit  1892  in  Geltung. 

Schon  das  Patent  von  1849  hat  die  Jagd  den  Gemeinden  überwiesen  und 
damit  den  ersten  Schritt  gethan,  um  den  Bauern  die  freie  Disposition  über  die 
Jagd  zu  nehmen.  Nur  das  böhmische  Landesgesetz  von  1866  hat  die  obliga- 
torischen Jagdgenossenschaften  in  den  Gemeinden  gebildet.  Da  haben  die  Bauern 
noch  Einfluss  auf  die  Ausübung  der  Jagd.  In  den  anderen  Ländern  ist  das 
nicht  der  Fall;    es   wird  vielmehr   die  Verwertung  des   Jagdrechtes  immer  mehj- 
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zu  einem  Verwaltungsacte.  Die  Gemeinde  hört  auf,  Vertreterin  des  Grundbesitzes 
zu  sein,  hie  und  da  kommen  nur  die  autonomen  Organe  in  Betracht.  In  neuerer 
Zeit  hat  sich  in  vielen  Kronländern  das  Bestreben  geltend  gemacht,  in  den 
Gemeinden  obligatorische  Jagdgenossenschaften  zu  gründen.  Die  Regierung  hat 
sich  jedoch  dagegen  gesträubt  und  auf  dem  alten  Standpunkt  beharrt.  Das 
Patent  von  1849  hatte  noch  den  Gemeinden  freigestellt,  die  Jagd  durch  eigene 
Jäger  auszuüben  oder  sie  zu  verpachten.  Das  Patent  von  1852  hat  die  Ver- 
pachtung angeordnet  und  es  wurde  den  Gemeinden  das  Eecht  genommen,  die 
Jagd  selbst  durch  Jäger  auszuüben.  Zudem  können  die  Gemeinden  nicht  selbst 
verpachten,  sondern  dies  geschieht  durch  die  politischen  Bezirksbehörden.  Damit 
hat  die  Gemeinde  den  Einfluss  auf  die  Jagd  ganz  verloren,  den  sie  hätte  aus- 
üben können,  indem  sie  bestimmte  Bedingnisse  in  den  Pachtvertrag  aufnahm. 
Wohl  haben  die  Gemeinden  nach  einer  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes das  eigene  Verpachtungsrecht,  aber  es  wird  nicht  ausgeübt.  Die  Ver- 
ordnung von  1852  hat  dies  angeordnet  und  bestimmt,  dass  die  Jagd  im 
Licitationswege  verpachtet  werden  muss.  Damit  ist  der  Gemeinde  die  Möglichkeit 
genommen  worden,  etwa  einem  Gemeindegenossen  die  Jagd  zu  verpachten;  es 
ist  eben  hier  die  unbedingte  Macht  des  Capitals  statuiert  worden.  In  der 
gleichen  Richtung  wirkt  das  Verbot,  Gemeindejagden  getheilt  zu  verpachten.  Bei 
grossen  Gemeinden  ist  es  dann  selbstverständlich,  dass  kein  Gemeindegenosse 
den  Pachtschilling  bezahlen  kann.  Dieses  Verbot  der  Theilung  hat  keine  Be- 
gründung, denn  consequent  hätte  nur  die  Theilung  unter  200  Joch  verboten 
werden  dürfen.  In  derselben  Richtung  wirkt  die  Verpachtung  der  Jagd  nach 
politischen  Gemeinden,  während  in  der  Verordnung  doch  nur  Catastralgemeinden 
gemeint  waren.  Die  letzteren  sind  natürlich  kleiner  als  die  politischen  Gemeinden. 
Die  Vergrösserung  des  Jagdgebietes  musste  wieder  den  Kreis  Derjenigen 
beschränken,  welche  auf  die  Jagdpacht  reflectieren.  Ein  weiterer  Punkt,  der 
ebenso  wirkt,  ist  die  Zeit  der  Jagdpacht,  denn  die  Regierung  hat  in  den 
meisten  Kronländern  eigene  Gesetze  eingebracht,  wodurch  die  Pachtzeit  für 
Jagden  von  fünf  auf  zehn  Jahre  verlängert  wurden.  So  wurden  wieder  die 
Bauern  ausgeschlossen.  In  den  neuesten  seit  1892  erlassenen  compilatorischen 
Jagdgesetzen  ist  aber  die  Jagdpacht  durch  Bauern  in  vielen  Fällen  nicht  nur 
erschwert,  sondern  auch  rechtlich  unmöglich  gemacht  durch  das  Institut  der 
Vorpacht.  Der  angrenzende  Grossgrundbesitzer  hat  das  Recht,  die  Jagd  der 
angrenzenden  Gemeinden  zu  pachten,  und  zwar  dann,  wenn  das  Gemeindegebiet 
nicht  grösser  als  200  Joch  ist  und  ganz  oder  zu  zwei  Dritteln  vom  Gross- 
grundbesitzer enclaviert  ist.  Die  Begründung  führt  aus,  dass  eine  Jagd  auf 
kleineren  Gebieten  nicht  rationell  sei  und  dass  ein  anderer  Jagdpächter  keinen 
Zutritt  hätte.  Es  ist  klar,  dass  diese  Motivierung  nicht  ausreicht.  Das  springt 
in  die  Augen,  wenn  das  Gemeindegebiet  nur  zu  zwei  Dritteln  vom  Grossgrund- 
besitz enclaviert  ist.  Ferner  müsste  der  gleiche  Grundsatz  gelten,  wenn  das 
Umgekehrte  stattfindet.  Zugleich  muss  man  bedenken,  wie  leicht  die  Enclavierung 
einer  Gemeinde  durch  einen  Grossgrundbesitzer  ist,  indem  er  nur  schmale  Stücke 
um  die  Gemeinde  herum  aufzukaufen  braucht.  Es  zeigt  sich  da,  dass  die  Landes- 
gesetze   die    Ausdehnung    der   Jagd    der    Grossgrundbesitzer    direct   herbeiführen 
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wollen.  Die  Folge  davon  ist,  dass  künstlich  grosse  Jagden  geschaffen  werden. 
Dass  die  Grossgrundbesitzer  zu  dem  oben  erwähnten  Mittel  greifen,  ist  in  Ober- 
österreich direct  constatiert  worden. 

Ein  zweites  Object  sind  die  Jagdpoii/eischranken.  Noch  das  Patent  von 
1852  k^nnt  solche  Schranken  nicht.  Es  kann  der  Jagdberechtigte  jederzeit  und 
mit  jedem  Mittel  jagen.  Schon  das  böhmische  Jagdgesetz  von  1866  hat  da 
Wandel  geschaffen;  es  kennt  schon  Vorschriften  in  dieser  Beziehung  und  ver- 
bietet die  Jagd  mit  gewissen  Instrumenten  (Schlinge,  Falle).  Jetzt  bestehen 
solche  Gesetze  schon  in  allen  Kronländem.  Der  Umfang  der  Schonpflicht  ist 
ein  verschiedener,  aber  überall  besitzt  er  die  Wirkung,  dass  eine  Vermehrung 
des  Wildstandes  hervorgerufen  wird.  Es  wird  das  Hegerecht  des  Jagdberechtigten 
in  eine  temporäre  Hegepflicht  umgewandelt.  Die  meisten  Landesgesetze  statuieren 
das  Kecht  der  politischen  Behörde,  den  Abschuss  anzuordnen,  wenn  das  Wild 
übermässig  gehegt  wurde.  Dies  gut  aber  z.  B.  in  Böhmen  und  Triest  nicht.  In 
den  neuen  Jagdgesetzen  ist  man  davon  abgegangen,  bestimmte  Schonzeiten  fest- 
zusetzen und  es  ist  der  politischen  Behörde  überlassen  worden,  die  Schonpflicht 
zu  bestimmen.  Ob  darin  ein  Fortschritt  für  die  Landescultur  gelegen  ist,  mag  sehr 
zweifelhaft  erscheinen,  zumindest  ist  es  sehr  bedenklich,  dass  das  Gesetz  nicht 
andeutet,  welche  Gesichtspunkte  maassgebend  sein  sollen.  Wenigstens  hätte  doch 
angeordnet  werden  sollen,  dass  die  Gesichtspunkte  der  Landescultur  und  der 
Jagdermöglichung  maassgebend  sein  sollen.  In  diesem  Falle  hat  jedoch  die 
Behörde  das  Eecht,  die  Schonzeit  ungemessen  auszudehnen.  Wenigstens  ein 
Eiegel  ist  dem  Missbrauch  doch  vorgeschoben,  indem  die  Statthaltereien  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Landesausschuss  vorzugehen  haben,  denn  im  letzteren 
kommen  die  Gemeinden  doch  eher  zur  Geltung.  Die  Jagdgesetze  von  Galizien 
und  Mähren  ermächtigen  die  politische  Bezirksbehörde  sogar,  die  Schonzeit  für 
gewisse  Thiere  auf  zwei  Jahre  auszudehnen.  Erst  in  der  neuesten  Zeit  hat  das 
Ackerbau-Ministerium  einen  der  Landescultur  freundlicheren  Standpunkt  ein- 
genommen, und  hat  eine  Vorlage  eingebracht,  welche  die  Statthalterei  ermäch- 
tigen soll,  anzuordnen,  dass  der  Jagdberechtigte  den  Hasenstand  möglichst  aus- 
rotte. Ob  das  genügen  kann,  um  der  Schädigung  der  Weincultur  durch  Hasen 
entgegenzutreten,  darf  bezweifelt  werden.  Eine  Aenderung  könnte  nur  eintreten, 
wenn  der  Bauer  das  Eecht  hätte,  die  Hasen  selbst  zu  tödten.  Die  Ausübung 
des  Jagdrechtes  durch  die  Bauern  und  die  Möglichkeit,  die  Gemeindejagd  zu 
pachten,  ist  weiters  beschränkt  worden  durch  eine  Eeihe  von  Landesgesetzen, 
welche  die  Jagd  an  die  Bedingung  knüpfen,  Jagdkarten  zu  lösen,  die  mit  5  bis 
10  fl.  bemessen  werden.  Es  handelt  sich  hier  aber  nicht  um  eine  Luxussteuer, 
sondern  um  eine  Erschwerung  der  Pachtung  der  Jagd  durch  die  Bauern  zu 
Gunsten  des  Grossgrundbesitzes. 

Auch  in  der  Frage  des  Wildschadenersatzes  wurde  das  Verhältnis  von 
Landwirtschaft  und  Jagd  zu  Ungunsten  der  Landwirtschaft  verändert.  Die 
zweckmässigen  Bestimmungen  des  josephinischen  Patentes  wurden  abgeändert. 
Das  böhmische  Jagdgesetz  ist  auch  hier  den  Interessen  der  Landwirtschaft 
günstiger  als  die  sonstigen  Gesetze.  Es  ist  allmählich  das  Eecht  des  Landwirtes, 
Ersatz    zu    erlangen,    von    bestimmten    Bedingungen    abhängig    gemacht   worden. 
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Zunächst  muss  sich  der  Bauer  gefallen  lassen,  dass  der  Jagdberechtigte  sein 
Grundstück  einzäunt,  um  die  Entstehung  des  Wildschadens  zu  hindern;  allerdings 
fügt  das  Gesetz  hinzu,  soweit  als  der  Grundbesitzer  nicht  im  Gebrauche  seines 
Grund  und  Bodens  geschädigt  wird.  Doch  wie  misslich  bleibt  nicht  die  Sache 
bei  schmalen  Grundstücken,  üeberdies  bedeutet  doch  im  Grunde  genommen  jede 
Einzäunung  eine  gewisse  Beschränkung  des  Grundbesitzers  und  gibt  dem  Jagd- 
berechtigten die  Möglichkeit  zu  Chicanen.  Ein  zweiter  Punkt  ist,  dass  in  gewissen 
Fällen  ein  directer  Zwang  gegen  den  Grundbesitzer  ausgeübt  wird,  seine  Culturen 
gegen  Wildschaden  zu  schützen.  Das  ist  in  einer  Reihe  von  Ländern  üblich 
geworden,  besonders  für  Obst-  und  Gemüsegärten,  Baumschulen.  Die  Landes- 
gesetze weichen  in  der  Formulierung  der  Maassregeln  ab.  ünterlässt  aber  der 
Bauer  diese  Schutzmaassregeln,  so  verliert  er  den  Anspruch  auf  Schadenersatz, 
und  auf  diese  Weise  sind  die  ökonomischen  Nachtheile  der  Jagd  auf  den  kleinen 
Grundbesitzer  überwälzt  worden.  Sie  sind  gezwungen,  bei  einer  grossen  Anzahl 
von  Objecten  (z.  B.  in  Südsteiermark  die  Obstgärtner)  Schutzmaassregeln  von 
zweifelhaftem  Werte  anzubringen,  um  die  Abhaltung  des  Wildschadens  zu 
ermöglichen.  Und  erst  die  Verhandlungen  über  diesen  Wildschaden!  Sie  sind 
langwierig  und  kostspielig  und  schliesslich  hängt  alles  vom  Ermessen  der 
politischen  Behörde  ab.  Da  sind  zwei  Coramissionen  nothwendig.  Die  eine  zur 
Zeit  der  Entstehung  des  Schadens,  die  zweite  zur  Zeit  der  Ernte,  wo  erst  der 
Schaden  abgemessen  werden  kann.  Dabei  erleidet  der  Bauer  wieder  einen 
Schaden,  der  ihm  nicht  ersetzt  wird,  und  die  Kosten  des  Verfahrens  treffen 
meistens  den  Bauern.  Ausserdem  hat  die  politische  Behörde  zu  entscheiden,  ob 
die  stoffliche  und  constructive  Art  der  Schutzvorrichtung  zur  Abhaltung  des 
Schadens  geeignet  war.  Und  überdies  haben  die  Gesetze  noch  einen  Fall  heraus- 
gefunden, wo  der  Schaden  den  Grundbesitzer  treffen  soll.  Wenn  der  Wild- 
schaden nämlich  an  geernteten  Erzeugnissen  zu  einer  Zeit  erfolgt  ist,  da  die 
Einbringung  der  Erzeugnisse  hätte  geschehen  können  oder  geschehen  sollen, 
oder,  wenn  auch  die  Erzeugnisse  im  Freien  aufbewahrt  werden  können,  Maass- 
regeln zu  ihrem  Schutze  fehlen,  so  trifft  der  Wildschaden  den  Eigenthümer. 
Das  Verfahren  zur  Erlangung  des  Wildschadens  wird  meist  vor  den  politischen 
Behörden  geführt,  nur  in  Böhmen  bestehen  eigene  Schiedsgerichte.  Die  poli- 
tischen Behörden  sind  aber  zu  diesem  Verfahren  nicht  geeignet  und  es  wird 
nicht  mit  Unrecht  geltend  gemacht,  dass  dies  ein  Uebelstand  sei,  dass  eine 
richterliche  Thätigkeit  für  die  Verwaltungsbehörden  nicht  entspreche,  und  endlich 
macht  sich  in  der  ländlichen  Bevölkerung  eine  Abneigung  gegen  die  Ingerenz 
der  politischen  Behörden  in  Bezug  auf  den  Jagdschadenersatz  geltend,  denn  die 
politischen  Beamten  stehen  in  der  Eegel  auf  einer  anderen  socialen  Stufe  als 
die  Grundbesitzer,  sie  sind  selbst  häufig  Jagdgäste,  und  ferner  stehen  die  Forst- 
aufsichtsorgane der  politischen  Behörde  in  einer  Art  Dienstverhältnis  zum  Jagd- 
herrn. Schliesslich  ist  es  nicht  möglich,  den  Schaden  genau  auf  Gulden  und 
Kreuzer  festzustellen.  Besonders  lehrreich  ist  es,  wenn  man  dagegen  das  Ver- 
fahren betrachtet,  das  beim  Forstschaden  stattfindet.  Der  Waldeigenthümer  hat 
das  Recht  der  Thierpfändung  und  kann  Thiere,  die  sich  nicht  rasch  entfernen  (Ziegen, 
Schafe,  Schweine  und  Federvieh)  sogar  tödten.    Ein  Bauer,  der  es  sich  einfallen 
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Hesse,  ein  fremdes  Wild  zu  erschiessen,  würde  zweifellos  als  Wilddieb  oder 
wegen  Wildfrevel  verurtheilt  werden,  trotzdem  das  Wild  nach  §  295  a.  b.  G.-B. 
ein  Zugehör  des  Bodens  bildet.  Und  ausserdem  wird  der  Forstschaden  sofort 
festgesetzt. 

Fragen  wir  nun  nach  der  Wirkung  der  österreichischen  Gesetze.  Ich 
möchte  nicht  die  Gesetzgebung  allein  verantwortlich  machen,  aber  immerhin  hat 
sie  eine  wichtige  Vorbedingung  für  die  Verhältnisse  geschaffen.  Es  haben  sich 
die  eigenen  Jagdgebiete  vergrössert,  die  bäuerliche  Bevölkerung"  ist  immer  mehr 
von  der  Jagd  zurückgedrängt  worden.  Die  Wildhegung  hat  sich  stark  vermehrt 
und  die  Wildschäden  haben  überhand  genommen.  Eine  ziffernmässige  Fest- 
stellung ist  zum  Theile  möglich  und  zwar  auf  Grund  der  Ausweise  des  Ackerbau- 
Ministeriums.  Jedenfalls  liegen  hier  schon  bedeutende  Uebelstände  vor,  Beweis 
dessen  die  Aufregung  der  Landbevölkerung  und  die  Zeugnisse  einer  Keihe  von 
Grossgrundbesitzern.  Das  Ackerbau-Ministerium  veröffentlicht  von  fünf  zu  fünf- 
Jahren  eine  Statistik  der  eigenen  Jagdgebiete  nnd  des  Wildabschusses.  Trotz 
der  Lückenhaftigkeit  des  Materiales  ist  es  interessant.  Es  vermehrte  sieh  von 
1885  bis  1895  die  Zahl  der  eigenen  Jagdgebiete  von  15.000  auf  19.000. 
Eine  genaue  Berechnung  der  räumlichen  Ausdehnung  isf  nicht  möglich.  Immerhin 
lässt  sie  sich  annähernd  feststellen.  Das  Ackerbau-Ministerium  stellt  die  Jagd- 
gebiete in  Stufen  zusammen.  Nimmt  man  die  niedrigsten  Ziffern  zum  Maasstabe, 
so  ergibt  sich,  dass  die  19.000  Jagdherren  mindestens  ein  Areal  von  7^3  Mil- 
lionen Hektar  im  Jahre  1895  und  von  6  Millionen  Hektar  im  Jahre  1885 
hatten.  Wenn  man  aber  die  mittleren  Werte  der  Berechnung  zu  Grunde  legt 
und  man  kommt  damit  zu  richtigeren  Resultaten,  so  ergibt  sich  eine  Fläche 
von  8  Millionen  Hektar  für  1885  und  von  lOYg  Millionen  Hektar  per  1895, 
das  sind  circa  35  Proc.  der  gesammten  Oberfläche  Oesterreichs.  Mit  diesen 
lOVa  Millionen  Hektar  ist  aber  die  Ausdehnung  des  Jagdgebietes  in  Oesterreich 
nicht  erschöpft,  denn  die  Besitzer  eigener  Jagden  haben  auch  sehr  häufig 
Gemeindejagden  in  Pacht.  Sehr  grosse  Jagdgebiete  entstanden  ausschliesslich 
auf  gepachteten  Gemeindejagden.  Die  Folge  dieser  grossen  Jagdgebiete  ist  das 
enorme  Anwachsen  des  Wildstandes.  Der  Abschuss  an  Grosswild  ist  z.  B.  seit 
1877  bis  1895  um  nicht  weniger  als  144  Proc.  gestiegen,  der  der  Hasen  und 
Kaninchen  von  9000  auf  12.000.  Diese  Abschusslisten  lassen  mit  voller  Deut- 
lichkeit das  continuierliche  Anwachsen  des  Wildes  erkennen. 

Es  existieren  noch  specielle  Daten  für  einzelne  Kronländer.  Die  Thatsachen 
sind  grossentheils  nicht  allgemein  bekannt,  denn  sie  spielen  sich  in  den  Land- 
tagssitzungen  ab.  In  Niederösterreich  z.  B.  kommen  jährlich  Klagen  vor  über 
die  Vermehrung  der  Wildschäden  durch  Hasen  und  Eothwild.  Im  Gerichts- 
bezirke Gaming  verlauten  Klagen  wegen  Entstehung  von  grossen  Jagdgebieten 
durch  Aufkauf  ganzer  Bauernwirtschaften.  In  Oberösterreich  hat  der  Landtag 
dreimal  eingehende  Erhebungen  über  die  Jagdverhältnisse  gepflogen.  Charak- 
teristisch erscheinen  die  Anträge  wegen  Ueberhandnehmen  der  Wildschäden  und 
die  Klage,  dass  die  Grundbesitzer  kaum  zur  Hälfte  entschädigt  werden.  Die 
Jagdgebiete  betragen  daselbst  schon  über  23.000  Quadratkilometer  oder  30  Proc. 
der  Landfläche.    Um  Freistadt,   Gmunden  und  im  Mühlviertel  sind  ebenfalls  viele 
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Bauern  wirtschaften  aufgekauft  worden,  um  Jagdreviere  zu  machen.  Leider  fehlt 
eine  Statistik  in  dieser  Eichtung.  Eichtig  ist  jedenfalls,  dass  die  Eegierung  auch 
im  Verwaltungswege  die  Entstehung  grosser  Jagdgebiete  begünstigt.  Die  Folgen 
davon  sind  leicht  zu  ermessen.  In  Oberösterreich  ist  ein  Gesetzentwurf  ein- 
gebracht worden,  der  die  Umwandlung  von  Culturen  in  Jagdgründe  und  die 
Aufforstung  unmöglich  machen  soll;  der  Gesetzentwurf  wurde  angenommen,  aber 
von  der  Eegierung  nicht  zur  Sanction  vorgelegt.  Das  gleiche  gilt  von  Salzburg. 
Für  dieses  Kronland  besitzen  wir  eine  interessante  Statistik  des  Landes- 
ausschusses von  Karl  Grafen  Chorinsky,  deren  Ziifern  auf  absolute  Eichtig- 
keit  Anspruch  machen  können,  denn  sie  beruhen  meist  auf  mündlichen 
Mittheilungen  der  Jagdherren  selbst.  Danach  ist  das  eigene  Jagdareal  von 
362.000  Hektaren  auf  394.000  Hektare  gestiegen,  es  gehört  37  Jagdherren, 
wovon  9  regierende  Herren  und  6  Grafen  sind.  Dabei  hat  das  ganze  Land 
einen  Flächeninhalt  von  7160  Quadratkilometer.  Das  Jagdgebiet  besteht  zum 
geringsten  Theile  aus  eigenen  Grundstücken  der  Jagdherren,  nur  1471  Quadrat- 
kilometer sind  Eigengebiet,  61.000  Hektar  sind  vom  Aerar  gepachtet,  52  Proc.  der 
Gemeindejagden  sind  ebenfalls  von  ihnen  gepachtet.  Das  Aerar  ist  übrigens 
selbst  der  grösste  Jagdherr  des  Landes,  nämlich  auf  einem  Gebiete  von  237.000 
Hektar,  Davon  ist  ein  grosser  Theil  verpachtet,  dafür  sind  wieder  viele  Gemeinde- 
jagden gepachtet,  so  dass,  wenn  man  das  Jagdgebiet  des  Aerars  zu  dem  vorigen 
hinzurechnet,  im  ganzen  3220  Quadratkilometer  =  60  Proc.  des  Flächeninhaltes 
Jagdgebiete  sind.  Nicht  minder  interessant  sind  die  Erhebungen  in  Steiermark, 
wozu  noch  bemerkt  werden  muss,  dass  das  Areal  zur  Ernährung  des  Wildes 
nicht  ausreicht,  sondern  noch  Heu  und  Gras  hinzugekauft  werden  müssen.  Die 
Folgen  sind  Absperrung  ganzer  Thäler  für  den  Verkehr  und  Niedergang  der 
Viehzucht  in  den  Alpengebieten.  In  Kärnten  geht  die  Entwicklung  langsamer 
vor  sich,  was  damit  zusammenhängen  dürfte,  dass  das  Land  von  Wien  schwerer 
zu  erreichen  ist.  Immerhin  ist  auch  dort  ein  Anwachsen  des  Jagdgebietes  zu 
bemerken,  ebenso  in  Tirol.  Ganz  Nordtirol  ist  von  Jagdgebieten  bedeckt,  und 
immer  mehr  verdrängen  die  Hirsche  Ochsen  und  Kühe.  Nicht  viel  anders  sieht 
es  in  Vorarlberg,  in  Mähren  und  Schlesien,  ja  sogar  in  Böhmen  aus. 

Es  ergibt  sich  aus  alledem,  dass  wir  vor  einer  ernsten  Frage  stehen: 
zum  grossen  Theile  ist  daran  sicher  die  Jagdgesetzgebung  schuld.  Man  kann  sie 
wohl  nicht  als  die  Ursache  dieser  Zustände  bezeichnen,  aber  sie  hat  es  anderen 
Ursachen  möglich  gemacht,  in  intensiver  Weise  sich  geltend  zu  machen.  Im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  hat  der  Jagdsport  sehr  überhand  genommen.  Die 
Gesetzgebung  hat  für  alle  diese  Einflüsse  die  Möglichkeit  geschaffen,  sie  hat 
keine  Vorkehrungen  getroffen,  um  die  Nachtheile  hintanzuhalten,  und  die  Ver- 
waltungsbehörden haben  das  Ihrige  mit  dazu  beigetragen.  Es  sind  im  Laufe  der 
letzten  Jahre  eine  Menge  von  Bestrebungen  aufgetreten,  um  diese  Schäden  zu 
bessern.  Es  wurde  verlangt,  dass  wenigstens  auf  den  Stand  der  Gesetzgebung 
von  1849  zurückgegangen  werde,  dass  die  Gemeinden  berechtigt  sein  sollen,  die 
Jagd  durch  eigene  Jäger  auszuüben,  oder  dass  der  Stand  des  böhmischen  Jagd  - 
gesetzes  eingeführt  werde,  wonach  Jagdgenossenschaften  gebildet  werden  sollen. 
Allen  diesen  Vorschlägen  gegenüber  hat  sich  die  Eegierung  ablehnend    verhalten. 
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Einer  rationellen  Landescultui-politik  entspricht  dies  nicht.  Es  mag  sein,  dass 
sich  das  eine  oder  andere  Moment  noch  für  die  Jagd  ins  Feld  führen  liesse, 
hier  geht  uns  aber  nur  der  ökonomische  Standpunkt  an,  und  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  kann  diese  Entwicklung  nicht  für  günstig  erachtet  werden.  Es  ist 
vom  gesetzgeberischen  Standpunkte  aus  eine  gründliche  Aenderung  nothwendig, 
eine  Eeform  im  Sinne  der  Gesetze  von  1849  oder  zumindest  des  böhmischen 
Jagdgesetzes;  man  könnte  auch  den  Gemeinden  die  vollständige  Vertragsfreiheit 
zurückgeben,  den  Jagdpachtvertrag  nach  ihrem  Ermessen  zu  redigieren.  Was  die 
Schonzeit  des  Wildes  betrifft,  so  ist  eine  solche  insoweit  ungerechtfertigt,  als 
sich  das  Wild  nicht  von  den  Nebenproducten  des  Waldes  ernähren  kann.  Man 
führe  eine  Maximalzucht  der  Wildstände  ein  oder  ein  Minimum  des  Wildabschusses 
für  jedes  Revier.  Für  Culturboden  müssten  diese  Vorschriften  beseitigt  werden 
und  jedem  Bauer  das  Recht  zustehen,  schädliches  Wild  auf  seinem  Boden  zu 
tödten.  Damit  ist  noch  nicht  gesagt,  dass  das  Wild  dem  Grundbesitzer  gehört. 
Endlich  ist  nothwendig  eine  unbedingte  Ersatzflicht  für  Wildschaden  und  Auf- 
hebung der  beschränkenden  Bedingungen.  Wird  eine  solche  Aenderung  in  der 
Gesetzgebung  nicht  unternommen  und  begnügt  man  sich  nur  mit  der  Bekämpfung 
gewisser  krasser  üebelstände,  dann  besteht  die  Gefahr,  dass  der  Schaden  noch 
um  sich  greife.  Vorläufig  haben  wir  es  noch  mit  localen  Erscheinungen  zu  thun. 
Doch  besteht  eine  grosse  Gefahr  der  Ausbreitung.  Nicht  mit  Unrecht  sagt  deshalb 
Dumreicher,  „dass  die  Alpenländer,  seitdem  sie  durch  Schienenstränge  mit 
Mitteleuropa  verbunden,  die  Wildbahn  für  dieses  geworden  sind.  In  der  That  scheint 
für  die  Alpenländer  nur  die  Alternative  zu  bestehen,  entweder  Schottland  oder 
der  Schweiz  zu  folgen.  Schon  werden,  wie  in  Schottland,  ganze  Thäler  für  jeden 
Verkehr  abgesperrt,  um  der  Wildzucht  zu  dienen.  Die  Jagdgesetzgebung  ist  aber 
nicht  allein  reformbedürftig.  Eine  ganze  Reihe  anderer  Maassregeln  muss  hinzu- 
treten. Es  müsste  vor  allem  das  Servitutenrecht  geschützt  werden.  Denn  die 
Landwirtschaft  in  den  Alpenländern  beruht  im  wesentlichen  darauf,  dass  dem 
Bauer,  insbesondere  dem  Viehzüchter,  nicht  der  Weg  in  den  Wald  versperrt 
wird.  Auf  diesem  Gebiete  gehen  die  Interessen  von  Jagd  und  Viehzucht  diametral 
auseinander.  Der  Vieheintrieb  wirkt  störend  auf  den  Wildstand,  und  daher  das 
Bestreben  der  Grossgrundbesitzer,  die  Alpen  abzuschliessen.  Auch  auf  diesem 
Gebiete  muss  die  Gesetzgebung  eingreifen,  sollen  die  Nachtheile  gut  gemacht 
werden.*' 

Der  Vorsitzende  erklärte  nach   diesen  Ausführungen   die  Versammlung  und 
das  Gesellschaftsjahr  für  geschlossen. 
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Zu  den  vornehmsten  Erscheinungen  der  zeitgenössischen  Literatur  gehören 
unstreitig  Marshalls  „Principles  of  Economics".  Das  1890  erschienene  Werk 
ist  schon  lange  nicht  mehr  neu.  Aber  jede  neue  Auflage  ist  ein  erfreuliches  und 
nicht  ohne  einige  Bereicherung  der  Wissenschaft  verlaufendes  Ereignis,  und  so 
möchte  ich  auch  an  der  im  Jahre  1895  erschienenen  dritten  Auflage  des 
gediegenen  Werkes  nicht  ohne  einige  Worte  der  Begrüssung  vorübergehen. 
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Marshalls  Principles  nehmen  meines  Erachtens  heute  in  der  englischen 
Literatur  dieselbe  Stellung  ein,  welche  Mills  Principles  um  die  Mitte  unseres 
Jahrhunderts  besassen.  Sie  verdanken  diese  Stellung  einer  Mischung  von  Eigen- 
schaften, welche  grösstentheils  Vorzüge  sind.  Sie  sind  vor  allem  eine  der  rundesten 
Darstellungen  des  Stoffes,  die  man  sich  denken  kann,  rund  im  besten  Sinne  des 
"Wortes  genommen.  Glänzend  in  der  Form,  gleichmässig  ausgearbeitet,  und  zwar 
nicht  bloss  in  die  Breite,  sondern  auch  in  die  Tiefe.  Ueberall  das  Bestreben,  keine 
Lücke  zu  lassen,  weder  im  Detail,  das  liebevoll  herausgearbeitet  und  mit  einer 
Fülle  fein  beobachteter  und  geistreich  dargestellter  Züge  geschmückt  wird,  noch 
in  der  inneren  logischen  Verkettung.  Marshall  hat  die  Bedürfnisse  eines 
echten,  tiefen  Systematikers  und  bestrebt  sich,  alles  bis  auf  die  letzten,  tiefsten 
Zusammenhänge  zurückzuführen.  Gut  gewählte  Bilder  beleben  die  Sprache  und 
erleichtern  gerade  in  den  schwierigsten  Partien  die  Vorstellung. 

Für  den  Charakter  des  Buches  entscheidend  scheint  mir  aber  noch  eine  andere 
Mischung  von  Eigenschaften  zu  sein,  die  sich  bei  Marshall  findet  und  die  sich  auf 
seine  wissenschaftliche  Kichtung  im  ganzen  bezieht :  es  ist  das  eine  Mischung  von 
wissenschaftlichem  Conservativismus,  neben  dem  aber  dennoch  eine  gewisse  Empfäng- 
lichkeit für  Neuerungen  einhergeht.  „Natura  non  facit  saltum",  druckt  Marshall 
seinem  Werke  als  Motto  vor.  Und  so  lässt  er  auch  keine  Kluft  gelten,  welche  alte  und 
neue  Lehren  von  einander  schiede.  Er  hält  die  alten  classischen  Theorien  in  hohen 
Ehren  und  conserviert  von  ihnen  so  viel  als  möglich.  Dabei  öffnet  er  sich  und 
sein  Werk  aber  auch  den  neuen  Strömungen,  und  zwar  beiden  neuen  Strömungen, 
die  in  der  ökonomischen  Wissenschaft  sich  in  unseren  Tagen  geltend  machen:  der 
historischen  und  der  in  England  von  Jevons  eröffneten,  auf  dem  Continent  vor- 
nehmlich von  der  „österreicliischen  Schule"  gepflegten  neuen  theoretischen  Strömung. 
So  vermag  er  allen,  und  zwar  nicht  bloss  etwas,  sondern  sehr  viel  zu  bieten. 
Wie  Mi  11  für  seine  Zeit,  liefert  uns  Mars  hall  für  die  unsrige  die  vollstän- 
digste Darbietung  des  bis  jetzt  in  unserer  Wissenschaft  aufgehäuften  Schatzes 
von  Erkenntnissen,  eines  Schatzes,  dem  Mars  hall  zugleich  persönlich  so  manche 
Bereicherung  angefügt  hat.  Und  da  er  alles  dies,  ebenso  wie  einst  Mi  11,  in  der 
elegantesten  und  einnehmendsten  Form  bietet,  so  begreift  sich  leicht  die 
ausserordentliche  Beliebtheit  und  Verbreitung,  welche  sein  Werk  so  rasch  in 
England  gewonnen  hat. 

Freilich,  wo  so  viel  Licht  ist,  kann  es  nicht  ganz  an  Schatten  fehlen. 
Wer  so  tolerant  gegen  Altes  und  Neues  und  gegen  die  verschiedenen  Richtungen 
des  Neuen  ist,  wird  immer  etwas  Gefahr  laufen,  Eklektiker  zu  werden.  Eigentlich 
ist  es  zu  bewundern,  in  wie  geringem  Umfang  M  a  r  s  h  a  1 1  dieser  Gefahr  erlegen 
ist.  Meist  gelingt  es  ihm,  das  Alte  und  das  Neue  durch  ein  Ingrediens  aus 
eigenem,  M  ar  sh  all'schen  Geiste  in  eine  derartige  Verbindung  zu  bringen,  dass 
das  daraus  entstehende  Ganze  kein  blosses  Gemenge  disparater  Bestandtheile, 
sondern  ein  wirkliches,  innerlich  zusammenhängendes  Ganzes  bildet.  Dies  ist  ihm 
z.  B.  in  der  so  wichtigen,  das  ganze  System  durchziehenden  Materie  von  Wert 
und  Preis  gelungen.  Er  vereinigt  Ricard  o'sche  Kosten  —  mit  Jevons'scher 
Grenznutzentheorie  zu  einer  vollkommen  folgerichtig  ausgedachten  M  a  r  s  h  al  l'schen 
Theorie,    gegen  welche    ich    den    einzigen  Einwand    zu   erheben  habe,    dass  ihre 
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Geltung  das  Walten  gewisser  thatsächlicher  Prämissen  voraussetzt,  die  mir  im 
wirklichen  Leben  nur  in  einer  Minderheit  von  Fällen  zuzutreffen  scheinen,  so 
dass  Marshalls  an  sich  vollkommene  richtige  Theorie  eben  nicht  das  allgemeine, 
sondern  nur  ein  particuläres  Wertgesetz  enthält  und  somit  meines  Erachtens  nur 
eine  erheblich  beschränktere  Anwendbarkeit  besitzt,  als  ihr  Urheber  für  sie  in 
Anspruch  nimmt. 

An  der  Klippe  des  Eklekticismus  scheint  mir  dagegen  Marshall  in  einer 
anderen  hochwichtigen  Frage  wirklich  gescheitert  zu  sein,  und  zwar  gerade  in 
einer  solchen,  die  in  der  dritten  Auflage  einer  neuen,  sorgfältigen  Eevision  unter- 
zogen worden  war:  dies  ist  die  Frage  des  Capitales.  In  dieser  Frage  finden  wir 
bei  Mars  hall  Anklänge  an  die  alte  Senior'sche  Abstinenztheorie,  wobei  nur 
der  durch  den  Ausdruck  „waiting"  ersetzte  Terminus  „Abstinenz"  vermieden 
wird ;  wir  finden  weiter  die  durch  J  e  v  o  n  s  in  Schwung  gebrachten  psycholo- 
gischen Auseinandersetzungen  über  die  geringere  Beachtung  der  künftigen  im 
Verhältnis  zu  den  gegenwärtigen  Freuden  und  Leiden;  wir  finden  endlich  Hin- 
weisungen auf  die  Rolle,  die  das  Capital  in  der  Production  durch  die  grössere 
Ergiebigkeit  der  capitalistischen  „Productionsurawege"  spielt.  Allein  in  diesem 
Falle  gehen  die  verschiedenen  theoretischen  Elemente  keine  innige,  gleichsam 
chemische  Verbindung  miteinander  ein,  sie  bleiben  ein  mechanisches  Gemenge. 
Es  wird  von  drei  verschiedenen  Punkten  aus  die  Erklärung  des  Zinsproblems 
angesponnen,  aber  die  Erklärungsfäden  weben  sich  nicht  ineinander.  In  einer 
gewissen  Tiefe  bleibt  nach  meiner  Empfindung  zwischen  ihnen  eine  unüberbrückte 
Lücke,  und  M  a  r  s  h  a  11  s  Theorie  bleibt  somit  im  ganzen  eine  nur  in  der  Termi- 
nologie variierte  Abstinenztheorie,  nicht  unterstützt,  sondern  eklektisch  verbrämt 
durch  Züge  aus  anderen,  moderneren  Theorien. 

Eine  genauere  Begründung  dieses  meines  Urtheils  würde  mich  hier  zu 
weit  führen,  und  ich  muss  die  der  Bedeutung  des  Autors  geschuldete  eingehendere 
Auseinandersetzung  einem  anderen,  geeigneteren  Orte  vorbehalten.  Mag  man  aber 
auch  in  manchen,  und  darunter  so  wichtigen  Fragen  mit  dem  Verfasser  nicht 
übereinstimmen,  so  wird  doch  niemand  Marshalls  Principles  nach  geendeter 
Leetüre  aus  der  Hand  legen,  ohne  sich  sagen  zu  müssen,  dass  er  dieser  Leetüre 
einen  grossen  Genuss  und  eine  vielfache  Bereicherung  und  Erweiterung  seiner 
Anschauungen  zu  danken  gehabt  habe.  — 


Die  Themen  von  Wert  und  Zins,  die  ich  aus  Marshalls  umfassendem 
Werke  speciell  hervorgehoben  habe,  nehmen  überhaupt  den  Löwenantheil  an  den 
literarischen  Hervorbringungen  der  jüngsten  Zeit  auf  dem  Gebiete  der  eigentlichen 
Theorie.  Dies  macht  sich  sogar  bei  einem  gross  angelegten  systematischen  Werke  wie 
Dietzels  Theoretische  Socialökonomik  geltend:  von  dem  bisher  allein  erschie- 
nenen I.  Buche  des  ersten  Theiles  wird  ein  volles  Drittel  allein  durch  die  Lehre 
vom  Wert  als  Elementarphänomen,  also  noch  mit  Ausschluss  der  socialen  Preis- 
erscheinungen, in  Anspruch  genommen! 

Dietzels  Werk  soll  die  zweite  Hauptabtheilung  des  grossen  Wagn  e r'schen 
Lehr-   und  Handbuches    der   politischen  Oekonomie  bilden.   Wagner  selbst  hat 
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hierzu  bekanntlich  als  erste  Hauptabtheilung  die  „Grundlegung  der  politischen 
Oekonomie"  und  als  vierte  Hauptabtheilung  die  Finanzwissenschaft  beigetragen. 
Die  „Grundlegung",  die  mittlerweile  schon  bis  zur  dritten  Auflage  gediehen  ist, 
ist  längst  und  mit  vollem  Recht  ein  berühmtes  standard-work  der  deutschen 
ökonomischen  Theorie  geworden,  und  es  wird  wenige  Kenner  dieses  imponierenden 
Werkes  geben,  die  nicht  den  frommen  Wunsch  gehegt  hätten,  dass  auch  die 
zweite  theoretische  Hauptabtheilung  des  Gesammtwerkes  aus  der  Feder  desselben 
Meisters  hervorgehen  möge.  Eigentlich  sind  ja  in  dem  überfliessenden  Gedanken- 
reichthum  der  auch  dem  Umfange  nach  schon  auf  zwei  starke  Bände  mit 
zusammen  mehr  als  1000  Seiten  herangewachsenen  „Grundlegung"  überall  schon 
die  Ansätze  aller  wichtigeren  theoretischen  Lehren  enthalten,  und  es  w^r  damit 
die  Gedankenarbeit  für  den  zweiten  theoretischen  Haupttheii  vom  Meister  selbst 
schon  zum  wichtigsten  Theil  gethan ;  es  hätte  nur  noch  einige  Formgebung  hinzu- 
treten dürfen.  Allein  „es  hat  nicht  sollen  sein"  —  und  so  sehen  wir  jetzt  eine 
jüngere  Kraft  am  Werke,  die  vom  Meister  gelassene  Lücke  zu  füllen. 

Im  ganzen  ist  es  ohne  Zweifel  eine  wohl  berufene  Kraft.  Dietzel  ist 
ein  geistreicher  und  scharfsinniger  Gelehrter,  der  mit  einem  ausgesprochenen 
theoretischen  Sinne  begabt  ist  —  eine  Gabe,  die  gerade  in  der  heutigen  etwas 
theoriearmen,  ja  theoriefeindlichen  deutschen  Gelehrtenwelt  doppelt  zu  schätzen 
ist  —  und  eine  glänzende  Feder  mit  viel,  vielleicht  sogar  etwas  zu  viel  Temperament 
zu  führen  weiss.  In  letzterer  Beziehung  ist  er  eine  Art  Antipode  zu  Marshall. 
Zwar  gefällt  er  sich  wie  dieser  in  der  Eolle  eines  Vermittlers  zwischen  den 
verschiedenen  widerstreitenden  Richtungen  ;  aber  er  ist  ein  Vermittler  mit  Feuer 
und  Schwert,  und  von  der  abgeklärten  Milde,  von  der  classischen,  gleichsam 
olympischen  Ruhe,  welche  die  Darlegungen  des  britischen  Gelehrten  ziert,  findet 
sich  in  Dietzels  Werke  kaum  eine  Spur,  wenn  es  auch  freilich  an  Aeusse- 
rungen  von  Olympiergefühl  gelegentlich  nicht  mangelt. 

Der  vorliegende  I.  Band  von  Dietzels  „theoretischer  Socialökonomik"  — 
Dietzel  erörtert  und  begründet  meines  Erachtens  zutreffend,  dass  er  diesen  Namen 
statt  des  sonst  üblichen  Namens  Nationalökonomie  o.  dgl.  für  seinen  Gegenstand 
gewählt  hat  —  bringt  eine  überwiegend  mit  methodischen  Erörterungen  gefüllte 
Einleitung  und  die  Lehre  von  den  Elementarphänomenen.  In  der  so  viel  bestrit- 
tenen Methodenfrage  setzt  sich  Dietzel  in  geistvoller  und  schlagender  Beweis- 
führung für  den  vermittelnden  Standpunkt  ein,  dass  Wirtschaftsgeschichte  und 
Wirtschaftstheorie,  und  in  der  Wirtschaftstheorie  deductives  und  inductives  Verfahren 
nebeneinander  gleichmässig  berechtigt  und  nothwendig  sind.  „Getrennt  marschieren, 
vereint  schlagen  —  das  gilt  auch  hier.  Es  heisst  nicht  aut  —  aut,  sondern 
et  —  et"  (S.  73).  Da  dieser  vermittelnde  Standpunkt  derjenige  ist,  der  schon 
lange  auch  von  den  nicht  ganz  extremen  Vertretern  der  Partei  der  „Theoretiker", 
und  speciell  von  den  „österreichischen  Oekonomisten"  getheilt  wird,  so  erklärt 
es  sich,  dass  Dietzel  in  diesem  Theil  seiner  Ausführungen  überwiegend  Anlass 
hat,  die  Schärfe  seiner  Polemik  gegen  das  andere,  das  „historische"  Lager  zu 
kehren.  Er  betont  denn  auch  gelegentlich  (S.  2),  dass  er  den  methodischen 
Doctrinen  von  A.  Wagner  und  C.  Menger  „besonders  nahe  stehe",  und 
auch    seine    grosse  Wertschätzung    der    classischen    Nationalökonomie,    über    die 
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er  viele  meines  Erachtens  ausgezeichnete  Bemerkungen  einstreut  (z.  B.  S.  105 
bis  107  über  Eicardo),  kann  ihm  von  Seite  der  österreichischen  Oekonomisten 
nur  vollen  Beifall  eintragen,  während  er  über  diesen  Punkt  vornehmlich  Anlass 
hat,  mit  Brentano  seine  polemische  Klinge  zu  kreuzen. 

Anders  ist  zum  mindesten  der  äussere  Anblick  in  der  zweiten  Haupt- 
materie, die  der  vorliegende  Band  behandelt:  in  der  den  grössten  Theil  der 
Lehre  von  den  Elementarphänomenen  einnehmenden  Lehre  vom  Wert.  Wer  die 
mehr  als  100  enggedruckten  Seiten,  die  Dietzel  diesem  Thema  widmet,  nur 
ganz  flüchtig  durchblättern  würde,  und  hiebei  einerseits  auf  oft  wiederholte 
emphatische  Vertheidigungsworte  zu  Gunsten  der  alten  classischen  Werttheorie, 
die  bekanntlich  eine  ausgesprochene  Kostentheorie  war,  andererseits  auf  die  noch 
öfter  wiederholte  nachdrückliche  Declarierung  der  eigenen  Theorie  Dietzels 
als  einer  „Kostentheorie"  stösst,  und  endlich  viele  Seiten  mit  einer  zumeist  stark 
gewürzten  Polemik  gegen  die  Vertreter  der  Theorie  des  Grenznutzens  gefüllt 
findet,  müsste  wohl  prima  facie  auf  die  Muthmaassung  gelangen,  dass  Dietzels 
eigene  Meinung  von  der  der  Grenzwerttheoriker  recht  weit  entfernt  sei.  Dies  ist 
aber,  wie  sich  bei  genauerem  Zusehen  herausstellt,  keineswegs  der  Fall. 

„Der  Grund  des  Wertes«  —  erklärt  Dietzel  (S.  238)  —  „ist  für  alle 
Güter  de  gleiche.  Alle  Güter  haben  Wert  wegen  der  Nutzeneinbusse.  .  , 
die  ihr  Verlust  dem  Subjecte  verursachen  würde  .  .  .  Auch  das  Maass  des 
Wertes  ist  für  alle  Güter  das  gleiche.  Alle  Güter  haben  Wert  entsprechend  dem 
Maasse  der  Nutzeneinbusse...,  die  ihr  Verlust  dem  Subjecte  verur- 
sachen würde.*  Da  aber  der  Grund  der  Nutzeneinbusse  bei  reproduciblen  und 
irreproduciblen  Gütern  differiere,  müsse  man  weiterhin  zwischen  diesen  beiden 
Güterkategorien  unterscheiden.  „Die  Wertgrösse  irreproduciblcr  Dinge  bestimmt 
sich  in  allen  Fällen  nach  der  Grösse  ihres  G  r  e  n  z  n  u  t  z  e  n  s"  (S.  282). 

Eücksichtlich  des  Wertes  der  reproduciblen  Güter  gibt  uns  aber  Dietzel 
folgende  Anleitung.  Man  muss  zunächt  untersuchen,  welche  Nutzeneinbusse  uns  durch 
den  Verlust  eines  Gutes,  das  wir  reproducieren  können  und  im  Falle  des  Verlustes 
auch  reproducieren  würden,  erwachsen  würde.  Da  treffen  wir  auf  die  Thatsache, 
dass  bezüglich  der  meisten  reproduciblen  Güter  die  Mittel,  durch  die  wir  sie 
reproducieren  könnten,  und  insonderheit  das  Productivmittel  Arbeit  in  seiner 
Quantität  begrenzt  ist.  Scheiden  demnach  „reproducible  Güter  aus,  so  kann 
zwar  ....  deren  Reproduction  erfolgen,  doch  auch  hier  kostet  die  Verminderung 
des  Gütervorrathes  um  eine  Theilmenge  einen  Nutzen  —  da  ja,  indem  eine  Theil- 
menge  des  begrenzten  Mittelvorrathes  an  die  Reproduction  gebunden  werden  muss, 
irgendein  Nutzen,  welcher  sonst  (nämlich  durch  Production  anderer  Güter)  aus 
ihr  hätte  gewonnen  werden  können,  verloren  geht"  (222 — 223).  Man  verliert 
mit  anderen  Worten  den  Nutzen  der  Kostengüter,  oder,  wie  dies  Dietzel 
nicht  unzutreffend  nennt,  den  „Mittelnutzen"  (292).  Wie  berechnet  sich  aber  der 
an  einer  Kosteneinheit,  beziehungsweise,  da  D  i  e  t  z  e  1  alle  anderen  Aufwendungen, 
auch  die  von  Capital  und  sogar  die  Naturkosten  auf  Arbeitskosten  reduciert,  der 
an  einer  Arbeitseinheit  hängende  „Mittelnutzen"?  Das  sagt  uns  Dietzel  ebenso 
zutreffend  als  deutlich  auf  S.  253 :  „Das  Sparprincip  gebietet  dem  Subject,  einen 
gegebenen,  begrenzten  Vorrath  an  Arbeit  derart  zu  verwalten,   dass  das  minder 
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dringende  Bedürfnis  nicht  eher  befriedigt,  für  das  minder  wichtige  Gut  nicht 
eher  Arbeit  verausgabt  wird,  als  bis  das  dringendere  Bedürfnis  Deckung  gefunden 
hat,  das  wichtigere  Gut  gewonnen  ist.  Die  erste  Arbeitseinheit,  die  das  Subject 
dem  Vorrath  entnimmt,  muss  es  der  Erlangung  des  Nutzens  widmen,  den  es  am 
höchsten  schätzt.  Die  letzte,  noch  verfügbare  Arbeitseinheit,  der  Erlangung  des 
Nutzens,  den  es  am  tiefsten  schätzt :  d.  h.  tiefer  als  alle  die  Nutzen,  deren  Genuss 
es  sich  bereits  gesichert  hat,  höher  als  den  Nutzen,  den  es,  falls  es  noch  über 
eine  Arbeitseinheit  mehr  verfügte  —  falls  sein  Vorrath  an  Arbeit  weniger  begrenzt 
wäre  —  anstreben  würde.  Auf  diesen  „Grenznutzen",  wie  ihn  die  österreichische 
Schule  in  glücklicher  Uebertragung  der  englischen  Ausdrücke:  „terminal"  oder 
„final"  oder  „marginal  utility"  —  genannt  hat  —  als  den  mindest  wichtigsten, 
am  leichtesten  zu  entbehrenden,  würde  das  Subject  verzichten,  wenn  es  bei  diesem 
Stande  von  Vorrath  und  Bedarf  eine  Arbeitseinheit  verlöre.  Das  Maass  der 
Nutzeneinbusse  im  Verlustfalle  einer  Arbeitseinheit  und  damit  deren  Wert  hängt 
ab  von  der  Grösse  dieses  „Grenznutzens."     / 

Das  ist,  und  zwar  in  Bezug  auf  beide  Güterkategorien,  die  reproduciblen 
und  die  irreproduciblen  Güter,  im  wesentlichen  auch  die  Lehre  der  Grenzwert- 
theoretiker. Ich  selbst  hatte  z.  B.  in  meinem  Artikel  „Wert"  im  C  o  n  r  a  d'schen  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  den  Kern  unserer  Lehre  in  folgenden  Worten 
zusammengefasst :  „Die  Schätzung  nach  dem  unmittelbaren  Grenznutzen  der 
betreffenden  Gütergattung  tritt  ein  überhaupt  und  andauernd  bei  jenen  Gütern, 
die  nicht  beliebig  vermehrbar  sind  .  .  .  ausserdem  zeitweilig  bei  den  beliebig 
vermehrbaren  Gütern,  wenn  und  insofern  in  einem  einzelnen  Zeitpunkte  der 
Nachschub  aus  der  Production  nicht  genaue  Fühlung  mit  dem  momentanen 
Bedarfe,  und  infolge  davon  der  Wert  nicht  genaue  Fühlung  mit  den  „Kosten" 
hält.  Gegenüber  der  Masse  der  beliebig  vermehrbaren  oder  ersetzlichen  Güter 
findet  unter  der  Voraussetzung,  dass  deren  rechtzeitigem  Ersätze  kein  Hindernis 
im  Wege  steht,  die  Schätzung  nach  den  „Kosten"  in  dem  Sinne  statt,  dass  die 
Kostenhöhe  markiert  wird  durch  den  Wert  der  zum  Ersatz  aufzuopfernden 
Güter,  welcher  Wert  selbst  wieder  durch  mehr  oder  weniger  Zwischenglieder 
hindurch  auf  irgendeinem  Grenznutzen  fusst.  Statt  der  Schätzung  nach  dem 
unmittelbaren  Grenznutzen  der  betreffenden  Gütergattung  tritt  also  hier  durch 
Vermittlung  der  „Kosten"  eine  mittelbare  Schätzung  nach  Grenznutzen,  nämlich 
nach  dem  Grenznutzen  (und  Wert)  der  Ersatzgüter  ein." 

Ich  glaube,  es  wird  schwer  sein,  zwischen  der  eben  dargestellten  Lehre 
Dietzels  und  dieser  Lehre  der  Grenzwerttheoretiker  irgendeinen  essentiellen 
Unterschied  herauszufinden.  In  der  That  gelangt  Dietzel  selbst  am  Schlüsse 
seiner  Ausführungen  S.  293  ff.  dazu,  ganze  Spalten  aus  meinen  Schriften  zu 
eitleren,  und  mit  einem  Commentar  zu  begleiten,  welcher  einen  Dissens  nur  in 
unwesentlichen  Punkten  constatiert. 

Woher  dennoch  die  feindliche  Attitüde  und  der  Anschein  eines  so  weit- 
gehenden Dissenses? 

Ich  finde  dafür  in  Dietzels  Schrift  zwei,  vielleicht  drei  Gründe.  Ein 
Grund  ist  rein  formaler  Natur  und  liegt  in  Dietzels  abweichender  Termino- 
logie. Dietzel  definiert  Kosten  ganz  allgemein  als  Nutzeneinbusse.  Gewöhnlich 
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und  zumal  in  den  Controversen  über  die  letzten,  elementarsten  Bestimmgründe 
des  Güterwertes,  in  den  Controversen  zwischen  Nutzen-  und  Kostentheorien, 
pflegt  man  Nutzen  und  Kosten  als  etwas  gegensätzliches  oder  zum  mindesten 
doch  nicht  als  ganz  dieselbe,  nur  von  verschiedenen  Seiten  betrachtete  Sache 
anzusehen.  Nach  Dietzels  Terminologie  —  ob  auch  in  der  Sache  selbst, 
werden  wir  noch  sehen  —  verschwindet  aber  jede  Differenz  zwischen  beiden 
Begriffen,  wie  dies  Dietzel  selbst  wiederholt,  und  einmal  besonders  drastisch 
hervorhebt,  wenn  er  sagt:  „Statt  zu  sagen,  das  Subject  schätzt  die  reproduciblen 
Dinge  nach  „Kosten",  kann  man  mit  gleichem  Recht  sagen:  es  schätzt  sie 
nach  „Nutzen"  (292).  Infolge  davon  gelangt  er  dazu,  eine  Lehre,  in  welcher 
der  Wert  der  Güter  materiell  von  der  Grösse  eines  von  ihnen  abhängigen 
Nutzens  abgeleitet  wird,  im  Jargon  der  Kosten theorie  vorzutragen,  und  zwar 
scheinbar  sogar  im  Jargon  einer  sehr  extremen  Kostentheorie.  Denn  während  die 
Classiker  selbst  eine  Kostentheorie  doch  nur  hinsichtlich  der  beliebig  reproducier- 
baren  Güter  aufgestellt  hatten,  geht  Dietzel  formell  so  weit,  die  Geltung 
seiner  Kostentheorie  für  alle  Güter  ohne  Ausnahme,  auch  für  die  irreproduciblen 
zu  behaupten.  „Alle  Güter  haben  Wert  wegen  .  .  .  der  Kosten,  welche  ihr 
Verlust  dem  Subject  verursachen  würde"  (224  und  293).  Diese  Expansion  ist 
aber  freilich  nur  eine  scheinbare,  durch  seine  expansive  Terminologie  veranlasste. 
Denn  in  der  Sache  selbst  lehrt  er,  wie  wir  gesehen  haben,  ganz  richtig,  dass 
der  Wert  der  nicht  beliebig  reproducierbaren  Güter  „sich  in  allen  Fällen  nach 
der  Grösse  ihres  Grenznutzens  bestimmt."  Da  man  aber  im  Fall  des  Ver- 
lustes eines  solchen  nicht  reproducierbaren  Gutes  natürlich  diesen  seinen  Nutzen 
oder  Grenznutzen  einbüssen  würde,  und  Dietzel  „Nutzeneinbusse"  mit 
„Kosten"  identificiert,  so  gelingt  es  ihm,  selbst  einen  so  eclatanten  Fall  der 
Nutzenschätzung  terminologisch  unter  seine  Kostenfonnel  zu  beugen;  er  lässt 
selbst  Gemälde  Raffaels  „nach  den  Kosten  schätzen,  welche  beim  Verlustfall 
infolge  der  Unmöglichkeit  der  Reproduction  dem  Subjecte  erwachsen  würden". 
Diese  Kosten  bestehen  dann  freilich  in  nichts  anderem  als  darin,  dass  eben  „der 
Nutzen,  welcher  von  den  verlorengehenden  Gütern  selbst  abhängig  gewesen, 
eingebüsst  werden  würde"  (224). 

Ob  eine  solche  Ausdehnung  des  Namens  Kosten  dem  Sprachgebrauche 
und  dem  Sprachgeiste  entspricht,  will  ich  ganz  dahingestellt  sein  lassen; 
wissenschaftlich  zweckmässig  scheint  sie  mir  nicht  zu  sein,  was  sich  unter 
anderem  praktisch  schon  daran  erprobt,  dass  sich  Dietzels  Formel  sogar 
rein  sprachlich  nur  auf  jene  Fälle  anwenden  lässt,  in  denen  man  Güter  schätzt, 
die  man  schon  hat,  und  daher  verlieren  kann,  während  sie  ihre  Anwendbarkeit 
offenbar  völlig  versagt,  wenn  es  sich  um  Güter  handelt,  die  man  erst  erwerben 
will,  und  zu  diesem  Zwecke  schätzt.  Wenn  einem  Kunstsammler  ein  Eaffael  um 
100.000  fl.  angeboten  wird,  so  wird  er  natürlich  zuvörderst  schätzen,  wieviel 
das  Gemälde  nach  seinem  subjectiven  Empfinden  für  ihn  wert  ist,  ob  mehr  als 
100.000  fl.,  in  welchem  Falle  er  das  Angebot  annehmen,  oder  weniger  als 
100.000  fl.,  in  welchem  Falle  er  es  ablehnen  würde.  In  einem  solchen  Falle 
ist  es  aber  ganz  klar,  dass  diese  subjective  Schätzung  nach  keinem  anderen 
Maasstab  stattfinden  kann,   als  nach  der  Grösse  des  Nutzens,   den   der  Sammler 
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durch  die  Erwerbung  des  Bildes  hinzugewinnen  würde.  Und  diese 
Schätzungsbasis  lässt  sich  wohl  auch  durch  die  stärksten  sprachlichen  Ver- 
renkungen nicht  unter  den  Begriff  einer  Nutzeneinbusse  oder  von  Kosten 
zwängen!  Mag  übrigens  Dietzels  Terminologie  zweckmässig  sein  oder  nicht, 
jedenfalls  bildet  sie  —  und  das  ist  es,  was  ich  hier  hervorheben  wollte  — 
einen  Grund,  in  welchem  so  manche  —  scheinbar  schroffe  —  Antithese  seiner 
Lehrmeinung  gegenüber  jener  der  Grenzwerttheoretiker  ihre  Erklärung  findet. 

Ein  zweiter  Grund  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  Dietzel  sich  nicht 
damit  begnügt,  seine  eigene  Theorie  mit  jener  der  Grenzwerttheoretiker  aus- 
einanderzusetzen, sondern  immerfort  auch  die  classische  Werttheorie  als 
tertium  comparationis  heranzieht,  wobei  ihm  die  Darlegung  seiner  Ansichten 
über  das  Verhältnis,  in  welchem  seine  eigene  Theorie  einerseits  und  die  Theorie 
des  Grenznutzens  andererseits  zur  classischen  Wertlehre  steht,  reichlichen  Stoff 
zu  polemischen  Angriffen  bietet. 

Er  vindiciert  nämlich  sich  selbst  die  Eolle  eines  Vermittlers  zwischen  der 
classischen  Werttheorie  und  der  vermeintlich  einseitigen  Lehre  der  Grenzwert- 
theoretiker. Die  classische  Werttheorie  sei  in  allem  Wesentlichen  vollkommen 
richtig,  und  nur  ihre  Begründung  zu  ändern  gewesen,  was  eben  Dietzel 
gethan  habe  (Vorwort  VIIL,  S.  236).  Die  Grenzwerttheoretiker  hätten  die  richtige 
classische  Theorie  nur  in  einem  einzelnen  Punkte  ergänzt,  und  mit  Unrecht 
und  in  tendenziös  übertreibender  Weise  die  Attitüde  angenommen,  als  ob  ihre 
Lehre  in  einem  Gegensatze  zur  Lehre  der  Alten  stehe,  eine  irgendwie  tiefgehende 
Abänderung  oder  Berichtigung  derselben  enthalte. 

Im  allgemeinen  bin  ich  der  Ansicht,  dass  Geschichte  und  auch  Literatur- 
geschichte noch  nicht  von  den  Zeitgenossen  geschrieben  werden  sollte ;  ich 
glaube  deshalb  auch,  dass  das  Verhältnis,  in  welchem  Dietzels  und  der 
Grenzwerttheoretiker  Ansichten  zur  classischen  Wertlehre  stehen,  von  der  Folge- 
zeit —  falls  diese  sich  überhaupt  noch  mit  unseren  beiderseitigen  Schriften 
und  Ansichten  beschäftigen  sollte  —  viel  richtiger  beurtheilt  werden  wird,  als 
dies  heute  Dietzel  oder  einer  der  lebenden  Grenzwerttheoretiker  kann.  Aber 
ich  fürchte,  wir  sind  heute  in  der  Wertlehre  noch  nicht  so  weit,  als  dass  die 
von  Dietzel  aufgeworfenen  Fragen  ein  bloss  retrospectives,  historisches  In- 
teresse hätten;  vielmehr  scheint  mir  Dietzels  allzu  enthusiastisches  Plaidoyer 
für  die  Eichtigkeit  der  classischen  Lehre  und  zumal  der  Arbeitswerttheorie  recht 
geeignet,  neue  Verwirrung  in  den  noch  wenig  gefestigten  Vorstellungen  unserer 
Zeitgenossen  über  das  Thema  des  Wertes  hervorzurufen  und  deshalb  —  und 
nur  deshalb  —  scheinen  mir  auch  einige  Worte  klarstellender  Abwehr  gegen 
Dietzels  polemische  Angriffe  am  Platze  zu  sein. 

Dietzel  macht  den  Grenzwerttheoretikern  und  speciell  mir  den  oft  und 
in  herbem  Tone  wiederholten  Vorwurf,  dass  wir  den  Gegensatz,  in  dem  unsere 
Lehre  zur  classischen  Lehre  stehe,  weit  und  ungerecht  überschätzt  hätten,  und 
unternimmt  den  Nachweis,  dass  die  classische  Lehre  in  allen  wesentlichen 
Punkten  als  richtig  und  unwiderlegt  dastehe. 

Nun,  die  Lehre  vom  Wert  hat  zwei  Zweige,  einerlei,  mit  welchem  Namen 
man     sie    auseinanderhalten    will,    ob    als    „Wert  als   Elemeutarphänomen"   und 


408  Böhm-Bawerk. 

„Wert  als  Socialphänomen",  oder  als  „subjectiven"  und  ,objectiven"  Wert, 
oder,  wie  die  Alten  selbst  es  thaten,  als  Gebrauchs-  und  Tauschwert.  Bezüglich 
des  ersten  dieser  Gebiete  haben  wir  allerdings  der  classischen  Theorie  den  Vor- 
wurf gemacht,  dass  sie  seine  Behandlung  von  Grund  aus  vergriffen  habe,  indem 
sie  den  Begriff  des  subjectiven  Wertes  gar  nicht  entwickelt,  vielmehr  den 
„Gebrauchswert"  mit  der  blossen  Nützlichkeit  verwechselt,  und  nicht  erkannt 
habe,  dass  nicht  bloss  der  Tauschwert,  sondern  auch  schon  der  Gebrauchswert 
zu  seiner  Entstehung  ausser  der  Nützlichkeit  eine  gewisse  Begrenztheit  des  Vor- 
rathes  erfordern.  Dietzel  nennt  diesen  Vorwurf  „durchaus  haltlos"  (274). 
Zwar  kann  er  nicht  leugnen,  dass  Smith  und  Ricardo  wirklich  den 
Gebrauchswert  mit  der  blossen  Nützlichkeit  verwechseln  (S.  220),  und  dass  im 
Zusammenhange  damit  beide  Classiker  den  in  unbegrenzter  Menge  vorhandenen 
Gütern  wie  Luft  und  Wasser  fälschlich  einen  „Wert"  zuschreiben  (274).  Allein 
er  erklärt  dies  einfach  für  eine  „Unterlassungssünde",  welche  im  11.  Capitel 
Eicardos  (on  rent)  saniert  sei,  indem  Ricardo  hier  in  zahlreichen 
Stellen  auf  die  „begrenzte  Quantität"  Bezug  nehme. 

Dietzel  übersieht  hier  zweierlei.  Erstens  ist  es  keine  Unterlassungs-, 
sondern  eine  positive  Begehungssündo,  wenn  Ricardo  im  Capitel  I.  mit  ganz 
ausdrücklichen  Worten  Gütern,  die  in  unbegrenzter  Fülle  vorhanden  sind,  einen 
Gebrauchswert,  und  sogar  den  „höchsten  Gebrauchswert"  zuschreibt.  Und 
zweitens  übersieht  Dietzel,  dass  Ricardo  auch  im  11.  Capitel  die  „begrenzte 
Quantität"  keineswegs  als  Erfordernis  für  die  Begründung  eines  Gebrauchs- 
wertes, sondern  als  Erfordernis  für  die  Erlangung  eines  Preises  oder  einer 
Rente  heranzieht.  Er  bezeichnet  hier  ganz  ausdrücklich  die  „boundless  quantity" 
von  Luft  und  Wasser  als  den  Grund,  warum  „nothing  is  given"  für  den 
Gebrauch  dieser  Güter,  warum  „no  Charge  is  made  for  the  use  of  these 
natural  aids"  und  „they  bear  no  price",  und  er  stellt  dem  gegenüber,  dass 
wenn  diese  Dinge,  gleich  dem  Boden,  von  verschiedener  Qualität  und  die  einzelnen 
Qualitäten  nur  in  massigem  Vorrath  verfügbar  wären,  auch  sie  eine  Rente 
einbringen  würden,  wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dass  Ricardo  an  der  Spitze 
desselben  Capitels  die  Rente  ausdrücklich  als  einen  Preis  definiert  „which  is 
paid  for  the  use  of  the  grower  of  the  soll".  Dass  aber  für  das  social- 
wirtschaftliche  Tauschwert phänomen  die  begrenzte  Quantität  eine  Rolle 
spielt,  das  hat  man  freilich  schon  lange  vor  den  Classikern  gewusst,  und  das 
hat  Ricardo  selbst  nicht  erst  im  zweiten,  sondern  schon  im  ersten  Capitel  in 
unmittelbarem  Anschlüsse  an  seine  beanständeten  Worte  über  den  hohen 
Gebrauchswert  von  Luft,  und  Wasser  ausgesprochen,  indem  er  sagt,  dass  die 
Güter  ihren  Tauschwert  aus  zwei  Quellen  ableiten,  aus  ihrer  Seltenheit 
und  aus  der  Arbeitsmenge,  die  zu  ihrer  Erlangung  nöthig  ist! 

So  steht  es  also  mit  dem  „durchaus  haltlosen"  Vorwurf,  den  wir  den 
Classikern  in  Bezug  auf  den  elementaren  Theil  der  Wertlehre  machen.  Und  wie 
ist  es  mit  dem  Tauschwert? 

Da  lehren  die  Classiker,  dass  der  Tauschwert  der  beliebig  reproducier- 
baren  Güter  —  von  den  nicht  reproduciblen  brauchen  wir  nicht  weiter  zu 
sprechen,    da   Dietzels  Polemik  sich  nicht  auf  sie  bezieht    —   von  der  Höhe 
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der  Erzeugungskosten  abhänge.  Das  ist  wahr  oder  falsch,  je  nachdem,  was  man 
unter  Kosten  versteht.  Es  ist  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Fälle  wahr, 
wenn  man,  so  wie  die  Grenzwerttheoretiker  es  gethan  haben  und  nunmehr  Dietzel 
es  mit  ihnen  thut,  in  letzter  Auflösung  unter  Kosten  nichts  anderes  versteht, 
als  den  Nutzen,  und  zwar  den  Grenznutzen,  den  man  aus  den  Kostengütern 
sonst  hätte  erlangen  können,  falls  man  sie  eben  nicht  zur  Eeproduction  eines 
bestimmten  Gutes  hätte  verwenden,  sie  für  diesen  Zweck  hätte  „binden" 
müssen.  Es  ist  —  wiederum  für  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Fälle  — 
falsch,  wenn  man  unter  Kosten  etwas  anderes,  z.  B.  die  Unlust  oder  das  Leid, 
den  „toil  and  trouble''  versteht,  den  uns  die  Arbeit  oder  die  „Abstinenz"  von 
der  früheren  Verzehrung  unseres  Capitales  bereitet.  Für  die  Frage,  ob  unsere 
Auffassung  vom  „letzten  Maasstabe  des  Wertes"  der  reproduciblen  Güter  einen 
Gegensatz  zur  Anschauung  der  Classiker,  oder  bloss  eine  Paraphrase  derselben 
mit  etwas  anderen  Worten  bildet,  kommt  daher  alles  darauf  an,  was  die 
Classiker  selbst  unter  ihren  „Kosten"  verstanden  wissen  wollten. 

Und  da  scheint  es  mir  ganz  zweifellos  zu  sein,  dass  den  Classikern  der 
moderne  Gedanke,  dass  im  Gewände  der  Kosten  dennoch  ein  Nutzen,  der 
„Mittelnutzen"  oder  Grenznutzen  der  Kostengüter,  der  wahre  Maasstab  des 
Wertes  sei,  vollkommen  fremd  war.  Erstens  fehlte  ihnen  für  einen  solchen 
Gedanken  schon  die  innere  Vorbedingung  wegen  ihrer  Verwechslung  von  Nützr 
lichkeit  und  Gebrauchswert.  Zweitens  erläutern  sie  ihre  Kosten,  wenn  sie  auf 
eine  elementare  Analyse  derselben  eingehen,  ausdrücklicb  anders,  nämlich  als 
den  mit  der  Arbeit  verbundenen  „toil  and  trouble"  u.  dgl.  —  eine  Auffassung, 
die  Dietzel,  wie  es  scheint,  um  sie  nicht  ernst  nehmen  zu  müssen,  in  der 
wegwerfendsten  Weise  als  eine  „haltlose",  „unglückselige"  „Phrase",  als  „auf 
Sand  gebaut"  und  einer  ernsthaften  Widerlegung  gar  nicht  würdig  hinstellt 
(vgl.  z.  B.  S.  233,  236,  237  289),  die  aber  von  anderen  Vertheidigern  der 
classischen  Theorie,  und  darunter  von  so  gewichtigen  Autoritäten  wie  Marshall 
und  Edgeworth  sehr  ernst  genommen  worden  ist  und  auch  heute  noch  von 
der  überwiegenden  Mehrheit  der  englischen  Nationalökonomen  als  die  richtige 
Auffassung  des  Kostengesetzes  vertreten  wird.  —  Und  endlich  drittens  erklärten 
die  Classiker,  wie  ja  Dietzel  bezüglich  Eicardos  es  selbst  zugesteht  (208), 
mit  ganz  ausdrücklichen  Worten,  dass  nicht  der  Nutzen  der  Maasstab  des 
Tauschwertes  sei.  Hätten  sie  da  den  Hintergedanken  gehabt,  dass  der  Maasstab 
des  Tauschwertes  doch  ein  Nutzen,  nämlich  der  Nutzen  der  Kostengüter  sei,  so 
hätten  sie  doch  unfehlbar  ihrer  nachdrücklichen  allgemeinen  Verneinung  eine 
einschränkende  und  erläuternde  Clausel  anfügen  müssen,  wozu  sie  umsomehr 
Anlass  uud  Gelegenheit  gehabt  hätten,  als  ja  schon  damals  weitläufige  Contro- 
versen  zwischen  den  rivalisierenden  Nutzen-  und  Kostentheorien,  z.  B.  gegen- 
über dem  die  Nutzwerttheorie  vertretenden  J.  B.  Say,  geführt  wurden.  Schliess- 
lich muss  denn  auch  Dietzel  selbst  zugeben,  dass  man  bei  Smith,  bei 
Ricardo,  bei  Thompson  selbst  eine  blosse  Erwähnung  desjenigen  that- 
sächlichen  Momentes,  von  welchem  aus  die  Brücke  zur  Auffassung  vom  Mittel- 
nutzen oder  Grenznutzen  der  Kostengüter  hätte  geschlagen  werden  können, 
nämlich    der    „Thatsache,    dass    Arbeit    das    allgemein    begrenzt    verfügbare 
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Mittel  sei",  geschweige  denn  eine  Entwicklang  der  Theorie  des  Mittelnutzens 
aus  jener  Thatsache  heraus  vergebens  sucht.  Erst  Eodbertus  erwähnt  jene 
Thatsache,  freilich  gleichfalls  ohne    ihr   schon  jene   volle   Entwicklung  zu  geben. 

In  der  Vorstellung  der  Classiker  sollten  also  Kosten  etwas  anderes 
bedeuten  als  Nutzen,  und  bedeuteten  ■wirklich  etwas  von  Grund  aus  ver- 
schiedenes. Sie  hielten  nicht  etwa  fälschlich  oder  vermöge  eines  blossen  „Ueber- 
sehens",  wie  Dietzel  bezüglich  Ricardos  meint  (S.  208),  dafür,  dass 
Nutzen  und  Kosten  eine  Antithese  bilden,  sondern  gegenüber  ihrem  Kosten- 
begriff bestand  und  besteht  die  Antithese  wirklich. 

Dem  gegenüber  haben  nun  die  Grenzwerttheoretiker  niemals  die  factische 
Existenz  eines  Kostengesetzes,  niemals  den  thatsächlichen  empirischen  Zusammen- 
hang zwischen  den  Dauerpreisen  der  reproduciblen  Güter  und  dem  Belaufe  der 
Kosten,  die  ihr  Erzeuger  aufwenden  muss,  um  sie  zu  Markt  bringen  zu  können, 
sondern  stets  nur  die  Auffassung  bestritten,  welche  dem  Kostengesetz  durch  die 
Classiker  gegeben  wurde.  Sie  haben  durch  ihre  Untersuchungen  darzulegen 
gesucht,  dass  das  empirische  Kostengesetz  sich  nicht  verificieren  lässt,  wenn 
man  als  letzten  Inhalt  der  Kosten  mit  Smith  und  Ricardo  eine  Summe 
von  „töil  and  trouble"  oder  mit  Marx  eine  Quantität  von  Arbeit  heraus- 
destilliert. Wohl  aber  lässt  sich  jenes  empirische  Gesetz  in  dem  Sinne  veri- 
ficieren, dass  die  Marktpreise  der  Producte  auf  die  Dauer  sich  mit  dem  Werte 
der  zu  ihrer  Erzeugung  aufzuopfernden  Productivgüter  zusammenstimmen.  Verfolgt 
man  aber  die  Bestimmgründe  des  Wertes  dieser  Productiv-  oder  Kostengüter 
weiter,  so  gelangt  man  in  letzter  Linie  auch  hier  auf  irgendeinen  Nutzen  oder 
Grenznutzen.  So  verstanden  sind  daher  endlich  die  Kosten  des  grossen  empi- 
rischen Kostengesetzes  nicht,  wie  die  Classiker  vermeinten  und  vermöge  ihrer 
Deutung  jenes  Begriffes  vermeinen  mussten,  ein  selbständiges,  dem  Nutzen 
entgegengesetztes  Wertprincip,  sondern  sie  ordnen  sich  dem  Wertprincip  des 
Nutzens  ein  und  unter.  Sie  bilden,  was  Dietzel  für  diese  Deutung  ganz 
richtig,  aber  mit  Unrecht  von  den  Kosten  überhaupt  behauptet,  keine  Antithese, 
keinen  Gegensatz  zum  Begriff  des  Nutzens  (210). 

Diese  veränderte  Auffassung  des  Kostengesetzes  ist  es,  die  die  Grenz- 
werttheoretiker der  Theorie  der  Classiker  gegenübergestellt  haben.  Dass  es  eine 
nicht  ganz  unwesentlich  veränderte  Auffassung  ist,  wird  wohl  auch  Dietzel 
nicht  in  Abrede  stellen  können.  Freilich  werden  dadurch,  worauf  Dietzel 
Gewicht  zu  legen  scheint,  nicht  die  Ergebnisse  der  classischen  Theorie, 
sondern  nur  ihre  Begründung  geändert.  Aber  was  kann  man,  wenn  die  zu 
erklärenden  Thatsachen  feststehen,  an  einer  Theorie  mehr  ändern,  als  ihre 
Begründung?  Die  empirische  Thatsache,  dass  die  Preise  der  beliebig  reproducier- 
baren  Güter  auf  die  Dauer  nach  ihren  Kosten  gravitieren,  steht  als  Thatsache 
unbestritten  fest  —  und  stand,  nebenbei  bemerkt,  auch  schon  vor  den  Classikern 
lest,  wenngleich  diese  ihr  eine  wichtigere  Stellung  im  System  ihrer  Wertlohre 
gaben.  Keine  einzige  Werttheorie  läugnet  diese  Thatsache.  Für  Verschieden- 
heiten zwischen  den  einzelnen  Werttheorien  gibt  es  demnach  gar  keinen  anderen 
Spielraum,  als  dass  sie  in  der  Erklärung  oder  Begründung  jener  Thatsache  aus- 
einandergehen,   geradeso   wie   ja   auch    die    so    unendlich    stark    contrastierenden 
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Capitalzinstlieorien  keineswegs  in  den  thatsächlichen  „Ergebnissen",  dass  nämlich 
erfahrungsgemäss  die  Capitalseigenthümer  ein  arbeitsloses,  der  Grösse  ihres 
Capitales  proportionales  Einkommen  zu  beziehen  pflegen,  sondern  lediglich  in 
der  Begründung  dieser  Erfahrungsthatsache,  in  ihrer  Ableitung  aus  Ausbeutung, 
Abstinenz,  Productivität,  Zeitdifferenz  etc.  differieren.  Innerhalb  jenes  Spielraumes 
kann  ich  mir  aber  eigentlich  eine  stärkere  grundsätzliche  Differenz  kaum  vor- 
stellen, als  wenn  eine,  die  ältere  Eichtung,  behauptet,  die  im  Kostengesetze 
wirksamen  Kosten  seien  ein  zweites  selbständiges  Wertprincip  neben  dem  Nutzen, 
und  die  neuere  Richtung  —  einschliesslich  Dietzels  —  behauptet,  sie 
seien  eigentlich  nur  eine  andere  Form  eines  abhängigen  Nutzens. 

Dietzel  meint,  durch  sein  Auftreten  eine  „Versöhnungsmission"  zu 
erfüllen;  er  meint  „die  Fehde  der  Nutzen-  und  Kostentheoretiker ",  den  „schein- 
bar unversöhnlichen  Gegensatz"  zwischen  Kosten-  und  Nutzentheorie  dadurch 
„geschlichtet''  zu  haben,  dass  er  durch  die  Einschaltung  der  Lehre  von  der 
Arbeit  als  „nützlichem  und  begrenztem  Mittel  der  Wirtschaft"  oder  von  ihrem 
„Mittelnutzen"  die  classische  Werttheorie  „in  allen  ihren  Ergebnissen" 
bestätigt,  zugleich  aber  auf  das  ihr  „bisher  fehlende"  richtige  und  sichere 
Fundament  gestellt  habe,  und  zwar  auf  ein  Fundament,  welches  ihr  mit  der 
„Nutzentheorie  der  Neuen  gemeinsam  sei"  (205,  236,  Vorwort  VIII.). 

Mich  will  indes  viel  eher  bedünken,  dass  bereits  die  Grenzwerttheoretiker 
genau  alles  das  gethan  haben,  was  Dietzel  thun  zu  wollen  erklärt.  Sie  haben 
die  „Ergebnisse"  der  classischen  Theorie,  nämlich  das  grosse  empirische 
Kostengesetz,  übernommen  und  bestätigt,  demselben  aber  statt  der  irrigen  Be- 
gründung aus  einem  „toil  and  trouble  der  Arbeit"  die  richtige  Begründung  aus 
dem  aufzuopfernden  Grenznutzen  der  Kostengüter  unterlegt.  Soweit  man  das 
ein  Versöhnen  und  Schlichten  nennen  will,  haben  also  bereits  die  Grenzwert- 
theoretiker versöhnt  und  geschlichtet.  Sie  waren  dabei  übrigens  sogar  tolerantere 
Vermittler,  und  gerechter  gegen  die  Classiker  als  es  Dietzel  selbst  ist.  Wir 
Grenzwerttheoretiker  haben  nämlich  niemals  den  auf  „toil  and  trouble" 
gestützten  Kostenbegriff  der  Classiker  für  ein  ganz  und  gar  „haltloses" 
„unglückseliges  Schlagwort"  gehalten,  wie  Dietzel  es  thut,  sondern  auch 
dieser  Kostenbegriff  hat  seine  reelle,  und  auch  für  die  Werttheorie  belangreiche 
Berechtigung.  Wie  ich  in  meiner,  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  bekannten  Ab- 
handlung über  den  „letzten  Maasstab  des  Güterwertes"  ^)  ausführlich  auseinander- 
gesetzt habe,  besteht  unter  gewissen,  nur  eben  in  der  praktischen  Wirtschafts- 
welt nicht  sehr  häufig  zutreffenden  casuistischen  Voraussetzungen  (dass  nämlich 
die  tägliche  Arbeitszeit  nicht  fest  begrenzt  ist,  sondern  vollkommen  beliebig 
verkürzt  oder  ausgedehnt  werden  kann),  wirklich  die  Tendenz,  dass  sich  der 
Wert  und  Preis  der  betreffenden  Producte  mit  der  Grösse  des  Leides,  des  toil 
and  trouble  zusammenstimme,  welches  die  Reproductionsarbeit  uns  auferlegt, 
und  für  diesen,  nach  meiner  Ansicht  allerdings  ziemlich  beschränkten  Bereich 
sind  die  in  Arbeitsplage  bestehenden  Kosten  wirklich  ein  zweiter  elementarer 
Bestimmgrund    des    Güterwertes,    nicht    identisch,     nicht    subordiniert,    sondern 


1)  Bd.  III  dieser  Zeitschrift  S.  185  ff.,  besonders  198  ff. 
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selbständig  coordiniert  mit  dem  Nutzen.  Nur  darin  schienen  uns  die  Classiker 
und  scheinen  uns  heute  Marshall  und  andere  Vertreter  der  englischen 
Nationalökonomie,  die  jenen  Gedanken  aufgenommen  und  mit  grosser  innerer 
Folgerichtigkeit  weitergesponnen  haben,  zu  irren,  dass  sie  dem  toil  and  trouble 
jene  selbständige,  dem  Nutzen  coordinierte  Stellung  für  den  Bereich  der 
allgemeinen  Werttheorie,  für  das  ganze  Gebiet  des  grossen  empirischen 
Kostengesetzes  zusprechen,  während  sie  ihm  doch  nur  für  einen  weit  engeren 
Bereich  gebürt  und  also  nur  in  einem  particulären  Wertgesetz,  in  einem  parti- 
culären  „law  of  disutility'',  eine  Kolle  spielen  sollte.  Dietzel  schiesst  dagegen 
nach  der  anderen  Seite  zu  Ungunsten  der  Classiker  über  das  Ziel,  wenn  er 
seinen  Kostenbegrifif  der  „Nutzeneinbusse"  gleichsam  monopolisierend,  den  in 
persönlichen  Opfern  an  toil  and  trouble  u.  dgl.  bestehenden  Kosten  die  Stellung 
eines  „principiell",  wenn  auch  nicht  der  praktischen  Bedeutung  nach  coordi- 
nierten  Maasstabes  gänzlich  aberkennt  (237). 

Ich  sagte  früher,  die  Grenzwerttheoretiker  hätten  die  haltbaren  Ergeb- 
nisse der  älteren  Lehre  unter  Aufstützung  auf  eine  andere  Begründung  über- 
nommen. Dies  führt  mich  endlich  auf  einen  dritten,  und  zwar  den  ernstlichsten 
Grund  zu  Differenzen  zwischen  Dietzel  und  den  Grenzwerttheoretikern. 
Dietzel  scheint  nämlich  einige  thatsächliche  Ergebnisse  der  älteren  Theorien 
für  haltbar  anzusehen,  die  wir  nicht  für  haltbar  erkennen  können,  so  dass  hier 
nicht  bloss,  wie  bei  dem  ersten  Grunde,  eine  Differenz  in  der  Formulierung, 
auch  nicht  bloss,  wie  bei  dem  zweiten  Grunde,  eine  Verschiedenheit  der 
Meinung  über  das  Verhältnis  eines  uns  gemeinsamen  Theiles  der  Anschauungen 
zu  älteren  Lehren,  sondern  eine  wirkliche  sachliche  Differenz  unserer  positiven 
Lehren  vorliegen  dürfte.  Ich  spreche  einstweilen  in  so  hypothetischem  Tone, 
weil  Dietzel  zwar  schon  einige  sehr  prononcierte  Aeusserungen  vorgebracht, 
aber  gerade  rücksichtlich  seiner  heikelsten  Behauptungen  sich  noch  genauere 
Ausführungen  in  späteren,  noch  nicht  vorliegenden  Abschnitten  seines  Werkes 
vorbehalten  hat.  Andererseits  scheint  es  mir  aber  gerade  deshalb  um  so 
zweckmässiger,  meine  Bedenken  schon  jetzt  vorzubringen,  solange  Dietzels 
Lehre  eben  noch  im  Flusse,  und  ihm  eine  vielleicht  erwünschte  Gelegenheit 
geboten  ist,  auf  die  aufgetauchten  Bedenken  zurückzukommen. 

Die  aller  Voraussicht  nach  denn  doch  wohl  bestehende  Differenz  betrifft 
hauptsächlich  die  Arbeitswerttheorie.  Die  Kostentheorie  wird  nämlich 
von  den  „Alten"  in  zwei  Varianten  vorgetragen:  als  „allgemeine  Kostentheorie", 
welche  behauptet,  dass  der  Wert  der  reproduciblen  Güter  auf  die  Dauer  sich 
mit  den  sämmtlichen  Productionskosten  zusammenstimmt,  die  sich 
in  die  Vergütung  für  die  drei  Factoren  Arbeit,  Capital  und  Boden,  also  in 
Löhne,  Zinsen  und  Eenten  auflösen  lassen;  und  als  specielle  Arbeitstheorie, 
welche  behauptet,  dass  das  Austauschverhältnis  der  Güter  sich  speciell  nur  nach 
der  Menge  der  Arbeit  richtet,  die  zu  ihrer  Eeproduction  erfordert  wird.  Bei 
den  Classikern  selbst  finden  sich  bekanntlich  Anhaltspunkte  für  beide  Varianten 
in  so  eigenthümlicher  Mischung,  dass  ein  ernstlicher  Streit  darüber  entstehen 
konnte,  welche  dieser  beiden  Varianten  ihre  wahre  Meinung  darstelle.  So  wird 
beispielsweise   Ricardo    von    den   Socialisten    mit   besonderer  Vorliebe   als  der 
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Vater  der  Arheitstheorie  in  Anspruch  genommen,  während  von  anderer  Seite  — 
z.  B.  in  einer  sehr  hübschen  vor  einigen  Jahren  erschienenen  Schrift  des 
Holländers  Verrijn  Stuart  über  Kicardo  und  M arx^)  —  der  Nachweis 
unternommen  wurde,  dass  Eicardo  eigentlich  gar  nicht  die  echte  Arbeitstheorie, 
sondern  eine  allgemeine  Kostentheorie  vorgetragen  habe.  Das  ist  übrigens  für 
uns  gleichgiltig,  da  die  Arbeitstheorie  zweifellos  echte  Bekenner  in  den  Socia- 
listen,  in  erster  Linie  in  Eodbertus  und  Marx  hat. 

Dietzel  ist  nun  der  Meinung,  dass  nicht  nur  die  allgemeine  Kosten- 
theorie, sondern  auch  die  speciellere  Arbeitstheorie  in  ihren  wesentlichen  Ergeb- 
nissen haltbar  und  nur  dessen  bedürftig  ist,  dass  man  ihr  statt  der  von  ihren 
Urhebern  ihr  mitgegebenen  Begründung  die  Ableitung  aus  der  Lehre  vom 
„Mittelnutzen"  zu  unterlegen  habe,  mit  welcher  Lehre  sie  gleichfalls  vollkommen 
vereinbar  sei. 

Mit  dieser  Meinung  scheint  sich  mir  Dietzel  nicht  nur  im  Irrthum, 
sondern  in  einem  so  offenbaren  und  handgreiflichen  Irrthum  zu  befinden,  dass 
mir  einige  seiner  Aussprüche  fast  unbegreiflich  sind. 

Schon  über  den  Inhalt,  den  die  Arbeitswerttheorie  im  Munde  ihrer  Ver- 
treter hat,  gibt  Dietzel  einige  äusserst  befremdliche  Ansichten  zum  besten. 
Ich  will  über  Ricardo  nicht  streiten,  schon  deshalb,  weil  ich  persönlich  ihn 
gar  nicht  für  einen  Vertreter  der  reinen  Arbeitstheorie  halte.  Aber  ganz 
i^weifellose  Vertreter  dieser  Theorie  sind  ja  doch  Rodbertus  und  Marx,  auf 
die  sich  denn  auch  Dietzel  fortlaufend  bezieht.  Von  beiden  behauptet  er 
nun,  dass  nach  ihrer  Meinung  nur  die  Grösse  des  Wertes  mit  der  Grösse 
der  Kosten  parallel  laufe,  aber  den  Grund  des  Wertes  hätten  sie  nicht  in  , 
einem  Kostenaufwand,  sondern  in  der  Nützlichkeit  gefunden;  und  die  von  mir 
gelegentlich  ausgesprochene  gegentheilige  Behauptung  bezeichnet  Dietzel  in 
der  bei  ihm  beliebten  entschiedenen  Ausdrucksweise  als .  eine  „durchaus  falsche 
Beschuldigung"  (210,  Note  1).  Nun,  ich  glaube,  schärfer  als  z.  B.  Marx  es 
gethan  hat,  lässt  sich  gar  nicht  der  Satz  accentuieren,  dass  die  Güter  nur  dann 
und  deshalb  einen  Wert  erlangen,  wenn  und  weil  sie  Arbeit  kosten.  „Die  Nütz- 
lichkeit eines  Dinges  macht  es  zum  Gebrauchswert."  Aber  „als  Tauschwerte  .  .  . 
enthalten  sie  kein  Atom  Gebrauchswert."  Ihr  Tauschwert  erscheint  „als  etwas 
von  ihren  Gebrauchswerten  durchaus  Unabhängiges."  „Ein  Gebrauchswert  oder 
Gut  hat  also  nur  einen  Wert,  weil  abstract  menschliche  Arbeit  in  ihm  ver- 
gegenständlicht ist."^)  Und  ganz  consequent  spricht  Marx  Gütern,  die  zwar 
nützlich  und  selten  sind,  aber  keine  Arbeit  gekostet  haben,  wie  jungfräulicher 
Boden,  natürliche  Wiesen  und  dergleichen,  jeden  Wert  ab.  Und  da  soll  bei 
Marx  die  Nützlichkeit  und  nicht  der  Arbeitsaufwand  der  Grund  des 
Wertes  sein?! 

Nun  kann  man  aber  auch  die  Arbeitstheorie  in  mehreren  Varianten 
lehren.  Wenn  man  schon  in  der  Arbeit  den  allgemeinen  Regulator  des  Güter- 
wertes erblickt,    so  kann  man  doch  wiederum   entweder   der  Meinung  sein,    dass 


*)  s'Gravenhage  1890. 

2)  Marx,  Das  Capital,  I.  Capitel. 
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die  Grösse  der  Plage,  die  mit  der  Arbeit  verbunden  ist,  oder  einfach  die 
Menge  der  Arbeit,  die  man  aufwenden  muss,  oder  endlich  der  Wert  der 
Arbeit,  die  man  aufwenden  muss,  den  Maasstab  für  den  Wert  der  Arbeits- 
producte  abgibt.  Während  die  erste  dieser  Meinungen  in  jenen  Stellen  der 
Classiker  durchklingt,  welche  auf  den  teil  and  trouble  der  Arbeit  Bezug 
nehmen,  und  die  dritte  Meinung  jene  Dietzels  ist,  sah  und  sehe  ich  es  als 
die  charakteristische  Eigenthümlichkeit  speciell  der  socialistischen  Arbeitstheorie 
(die  sich  in  dieser  Beziehung  an  Aeusserungen  Eicardos  anlehnt)  an,  dass 
sie  den  W^ert  der  Güter  speciell  auf  die  in  ihnen  verkörperte  Menge  von 
Arbeit  stützt.  Dies  kann  wiederum  gar  nicht  deutlicher  ausgedrückt  werden,  als 
Marx  es  ausgedrückt  hat.  Er  gibt  die  Anleitung,  die  Grösse  des  Wertes  der 
Güter  zu  messen  durch  das  „Quantum  der  in  ihnen  enthaltenen  wertbildenden 
Substanz,  der  Arbeit.  Die  Quantität  der  Arbeit  selbst  misst  sich  an  ihrer  Z  e  i  t- 
d  a  u  e  r  .  .  .  Es  ist  also  nur  das  Quantum  gesellschaftlich  nothwendiger  Arbeit 
oder  die  zur  Herstellung  eines  Gebrauchswertes  gesellschaftlich  nothwendige 
Arbeitszeit,  welche  seine  Wertgrösse  bestimmt  .  .  .  Der  Wert  einer  Ware 
verhält  sich  zum  Wert  jeder  anderen  Ware,  wie  die  zur  Production  der  einen 
nothwendige  Arbeitszeit  zu  der  für  die  Production  der  anderen  noth- 
wendigen  Arbeitszeit."  Und  Marx  betont  überdies  wiederholt  auf  das  nach- 
drücklichste, dass  ein  Steigen  oder  Sinken  des  Arbeits  To  b  n  e  s  —  also  eines 
Momentes,  das  nicht  die  Menge,  sondern  den  Wert  der  Arbeit  angienge  — 
n  i  e  den  Wert  der  Ware  afficieren  kann. 

Yerwunderlicherweise  nimmt  aber  Dietzel  auch  Marx  als  einen  Ver- 
treter der  von  Dietzel  propagierten  Anschauung  in  Anspruch,  dass  der  Wert 
der  Arbeit  und  nicht  bloss  ihre  Menge  den  Wert  der  daraus  erzeugten  Ware 
regle.  Er  erklärt,  eine  Lehre,  nach  welcher  die  Kosten  einfach  nach  der  Menge 
oder  Stundenanzahl  der  Arbeit  zu  berechnen  seien,  sei  ihm  (Dietzel)  über- 
haupt fremd.  Und  zum  Beleg  dafür  beruft  er  sich  darauf,  dass  ja  auch  Marx 
anerkannt  habe,  dass  gleiche  Quantitäten  verschiedener  Arbeitsarten  ihren 
Producten   einen   verschieden  grossen  Wert  verleihen  (259). 

In  seinem  Eifer,  die  Marx'sche  Theorie  seiner  eigenen  zu  assimilieren, 
scheint  mir  aber  Dietzel  hier  wiederum  zwei  Dinge  übersehen  zu  haben. 

Er  übersieht  erstens,  dass  Marx  geflissentlich  den  Einfluss  der  ver- 
schiedenen Arbeitsarten  in  einer  solchen  Wendung  bespricht,  dass  dadurch 
formell  sein  Princip,  den  Güterwert  auf  Arbeitsmengen  zurückzuführen,  nicht 
durchbrochen  wird.  Er  gibt  nämlich  die  Anleitung,  dass  compliciertere  Arbeit 
sich  immer  auf  einfache  Arbeit  reducieren  lasse  und  dass  daher  eine  Ware, 
welche  das  Product  complicierter  Arbeit  sei,  eben  auch  „nur  ein  bestimmtes 
—  wenn  auch  grösseres  —  Quantum  einfacher  Arbeit  darstelle" ;  und 
fährt  dann  im  übrigen  fort,  lediglich  die  Arbeitsmengen  als  Maasstab  des 
Güterwertes  in  Betracht  zu  ziehen.  Dass  trotz  dieser  dialectischen  Aus- 
kunft materiell  das  Princip,  dass  die  Arbeitsmenge  allein  den  Wert  regiere, 
durchbrochen  ist,  damit  hat  ja  Dietzel  sicherlich  ganz  recht  und  das  habe 
ich  selbst  schon  öfter  als  einmal  Marx  vorgehalten;  aber  es  handelt  sich  jetzt 
nicht  darum,    was   Marx   hätte    lehren    sollen    —    am   richtigsten  hätte    er  ja 
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dann  überhaupt  keine  Arbeitstheorie  lehren  dürfen  —  sondern  was  er  wirklich 
gelehrt  hat;  und  da  ist  es  Thatsache,  dass  er  nicht  den  Wert  der  aufgewendeten 
Arbeit,  sondern  nur  ihre  Menge  als  den  Maasstab  des  Grüterwertes  anerkannt 
hat  und  anerkennen  wollte.  So  ist  er  denn  auch  von  seinen  eigenen  Anhängern 
verstanden  worden;  ich  kann  Dietzel  z.  B.  auf  einen  Aufsatz  des  Marxisten 
Grabski  aufmerksam  machen,  in  welchem  dieser  gerade  aus  Anlass  des  von 
mir  erhobenen  Vorwurfes,  dass  Marx  mit  seiner  Lehre  von  der  Eeduction  der 
complicierten  Arbeit  sein  Princip,  den  Güterwert  ausschliesslich  auf  Arbeits- 
mengen zu  gründen,  eigentlich  durchbrochen  habe,  den  vollkommen  ernst 
gemeinten,  wenn  auch  schwerlich  gelungenen  Versuch  macht,  den  buchstäblichen 
Nachweis  zu  führen,  dass  die  compliciertere  Arbeit  wirklich  ein  grosseres 
Quantum  einfacher  Arbeit  in  sich  enthalte,  weil  man  eben  auch  diejenige 
Arbeit  mit  in  Rechnung  ziehen  müsse,  die  auf  die  Aneignung  der  Kunstfertigkeit 
verwendet  wurde.  •^) 

Dietzel  übersieht  aber  hier  —  an  anderer  Stelle,  z.  B.  254  und  255, 
ist  er  ganz  wohl  darauf  aufmerksam  —  noch  ein  zweites,  dass  nämlich  der 
Gegensatz  zwischen  Wert  und  Menge  der  Arbeit  nicht  bloss  wegen  der  Existenz 
verschiedener  Arbeitsarten,  sondern  auch  abgesehen  davon  in  Betracht  kommt, 
da  ja  dieselbe  Menge  derselben  Arbeitsart  subjectiv  und  objectiv  (bei  ver- 
schiedener Höhe  des  Arbeitslohnes)  einen  sehr  verschiedenen  Wert  haben  kann. 
Auch  wenn  daher  eine  Verschiedenheit  von  Arbeitsarten  gar  nicht  bestünde, 
wenn  z.  B.  alle  aufgewendete  Arbeit  nur  „gemeine",  „einfache"  Arbeit  wäre, 
müsste  und  muss  eine  Arbeitstheorie  sich  immer  noch  grundsätzlich  entscheiden, 
ob  sie  den  Güterwert  auf  die  Menge,  oder  aber  auf  den  Wert  der  Eeproductions- 
arbeit  gründen  will.  Dass  in  dieser  Alternative  sich  Marx  auf  das  bestimmteste 
sowohl  positiv  als  negativ  —  durch  die  Ausschliessung  jedes  Einflusses  der 
Lohnhöhe  auf  den  Güterwert  —  zu  Gunsten  der  Arbeitsmenge  entschieden  hat, 
wird  ja  wohl  auch  Dietzel  nicht  in  Abrede  stellen  wollen. 

Freilich  scheint  letzterer  zu  meinen  —  und  damit  komme  ich  von 
Marx  wieder  zu  Dietzel  selbst  —  dass  in  der  praktisch  wichtigsten  Frage 
der  Werttheorie,  in  der  Frage  der  Wertrelation  der  verschiedenen  Producte 
untereinander,  beide  Varianten  der  Auffassung  schliesslich  zu  demselben  Resultate 
hinleiten.  Er  spricht  nämlich  wiederholt  die  Meinung  aus,  dass  „von  einer  Ver- 
änderung des  Wertes  der  Arbeit  alle  durch  Arbeit  zu  reproducierenden  Producte 
gleichmässig  getroffen  werden",  weshalb  deren  Wertrelation  die  gleiche 
wie  vorher  bleibe  (256).  Die  Eealkosten  der  Producte  bestünden  nur  aus 
Arbeitsmengen.  Es  sei  allerdings  richtig,  dass  diese  Arbeitsmengen  mit  ihrem 
(nach  Grenznutzen  bestimmten)  Wert  in  den  Wert  der  Producte  eingehen, 
allein  für  die  Wertrelation  der  Producte  sei  diese,  an  sich  richtige  That- 
sache „irrelevant",  da  eben  die  Werte  aller  Producte  „durch  den  jeweiligen 
Stand  des  Wertes  der  Arbeit  gleichmässig  betroffen  werden"  (294).  Und 
darum   hält    es    Dietzel   schliesslich    für    gestattet,    dem    Ergebnis   nach    voll- 

*)  „Deutsche  Worte".  XV.  Jahrgang,  Heft  3  (März  1895),  S.  155;  vergleiche 
darüber  auch  meinen  Aufsatz  „Zum  Abschluss  des  Marx'schen  Systems"  in  den  Fest- 
gaben für  Karl  Knies.  Berlin  1896,  S.  165  ff.  (Separatabdruck  S.  81  ff.) 
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inhaltlich    der    Lehre    beizustimmen,    dass    die  Wertrelation   der  Güter  durch  die 
Mengen  Normalarbeit,  die  sie  kosten,  bestimmt  werde. 

Allein  Dietzels  obige  Prämisse  ist  irrig,  und  damit  ist  es  auch  seine 
Schlussfolgerung.  Da  dieser  sein  Irrthum  in  engster  Beziehung  zu  einem  zweiten, 
offenbar  aus  derselben  Quelle  fliessenden  Irrthum  steht,  will  ich  beides  im 
Zusammenhang  erörtern.  Ich  gelange  damit  zu  demjenigen  Punkte  in  der  Lehre 
Dietzels,  der  mir  —  bis  auf  weiteres  —  wirklich  räthselhaft  erscheint. 

Um  zwischen  seiner  eigenen  Kostentheorie  und  der  reinen  Arbeitstheorie 
die  Brücke  zu  bauen,  unternimmt  es  Dietzel,  sämmtliche  Kostenfactoren  in 
Arbeit  aufzulösen.  Er  thut  dies  sowohl  rücksichtlich  der  „Naturkosten"  — 
worüber  ich  mich,  obgleich  manches  zu  erinnern  wäre,  hier  nicht  auslassen 
will  —  als  auch  rücksichtlich  der  Capitalkosten.  Er  führt  in  letzterer  Richtung, 
sich  an  Rodbertus  anlehnend,  aus,  dass,  da  ja  die  Capitalgüter  selbst 
durch  Arbeit  entstanden  sind,  der  Aufwand  an  Capital  eigentlich  auch  nur  ein 
Aufwand  an  Arbeit  sei;  um  den  Wert  reproducibler  Güter  zn  bestimmen,  müsse 
man  daher  immer  der  „unmittelbaren",  auf  die  Eeproduction  des  Gutes  selbst 
gerichteten  Arbeit  auch  den  Belauf  der  „mittelbaren"  Arbeit  zuzählen,  die  zur 
Eeproduction  des  Capitales,  mit  dessen  Beihilfe  die  Eeproduction  geschieht, 
erforderlich  ist.  —  Soweit  wäre  nichts  wesentliches  zu  erinnern. 

Allein  schon  Ricardo  hatte  wahrgenommen,  dass  es  für  den  Wert  der 
Producte  —  er  hatte  dabei  natürlich  nur  den  Tauschwert  im  Auge  —  doch 
nicht  ganz  gleichgiltig  ist,  in  welchem  Verhältnis  an  der  gesammten  Arbeits- 
menge, welche  die  Herstellung  eines  Gutes  erfordert,  die  unmittelbare  und  die 
mittelbare  Arbeit  participiert.  Wenn  ein  Product  100  Tage  unmittelbare  Arbeit 
und  gar  keine  mittelbare  Arbeit  kostet,  so  ist  sein  Tauschwert  nicht  ebenso 
gross,  sondern  kleiner  als  der  eines  anderen  Gutes,  dessen  Herstellung  ins- 
gesammt  ebenfalls  100  Arbeitstage  kostet,  wovon  jedoch  nur  50  Tage  unmittel- 
bare, die  anderen  50  Tage  aber  mittelbare  Arbeit  sind;  und  zwar  wird  die  Differenz 
umso  grösser  sein,  in  einem  je  früheren  Zeitpunkt  die  mittelbare  Arbeit  vor- 
gethan  werden  musste:  ganz  natürlich,  weil  ja,  je  mehr  von  der  aufgewendeten 
Arbeit  „vorgethan",  und  je  früher  sie  vorgethan  war,  desto  mehr  Lohnzahlungen 
im  voraus  aufgewendet  werden,  und  diese  Vorschüsse  desto  längere  Zeit  aus- 
stehen müssen,  wofür  der  Unternehmer  natürlich  —  ausser  dem  Ersatz  der 
vorgeschossenen  Löhne  —  einen  desto  grösseren  Betrag  an  Zinsen  aufrechnen 
muss  und  thatsächlich  aufrechnet.  Indem  Ricardo  diese  Wahrnehmungen  in 
etwas  anderer  Terminologie,  aber  in  sachlich  durchaus  zutreffender  Weise 
registriert,  gelangt  er  (in  Section  IV.  und  V.  seines  Capitels  On  value)  zu  dem 
bekannten  Ausspruche,  dass  „das  Princip,  dass  die  Menge  der  auf  die 
Production  von  Gütern  verwendeten  Arbeit  deren  relativen  Wert  bestimme,  eine 
erhebliche  Modification  erleide  durch  die  Anwendung  von  Maschinen 
und  anderem  fixen  und  dauerhaften  Capital,"  sowie  „durch  die  ungleiche  Dauer 
des  Capitals  und  durch  die  ungleiche  Geschwindigkeit,  mit  welcher  es  seinem 
Herrn  wieder  eingeht."  Nebenbei  bemerkt  sind  es  diese  Aeusserungen  von 
Ricardo,     wegen    welcher    ich    und    viele    andere     Ricardo     nicht    zu    den 
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Vertretern  der  eigentlichen   Arbeitstheorie,    sondern    zu   jenen   einer    allgemeinen 
Kostentheorie  zählen. 

Unbegreiflicherweise  gibt  nun  Dietzel  Eicardo  mit  diesen 
Aeusserungen  Unrecht.  Die  Behauptung  Kicardos,  sagt  er,  „trifft  nicht 
zu" ;  dieselbe  erkläre  sich  nur  aus  irrigen  Vorstellungen  E  i  c  a  r  d  o  s  über  den 
Einfluss  der  Ausbreitung  der  Maschinentechnik  auf  den  Arbeitslohn  (264). 
Eine  genauere  Erläuterung  dieses  Ausspruches  wird  einstweilen  noch  nicht 
gegeben,  sondern  der  seinerzeitigen  Darstellung  der  Preislehre  vorbehalten.  Wohl 
aber  spricht  Dietzel  schon  jetzt,  gegen  Eicardo  und  auch  gegen  mich 
polemisierend,  wiederholt  (246  und  264)  und  mit  voller  Bestimmtheit  seino 
Meinung  dahin  aus,  das  auch  durch  die  Complicationen,  die  durch  eine  ver- 
schiedene Grösse  des  Capital-  oder  Zeitaufwandes  bei  gleicher  verausgabter 
Arbeitsmenge  eintreten,  „die  Arbeitstheorie  keineswegs  erschüttert"  und  „der 
Satz,  dass  der  Wert  der  durch  Arbeit  reproduciblen  Güter  in  genauem 
Verhältnis  zur  Arbeitsmenge  steht,  nicht  berührt"  werde;  und  zwar  deshalb 
nicht,  weil  ja  der  Capitalaufwand,  dessen  Verschiedenheit  eine  Verschiedenheit 
in  der  Wertgrösse  bedingt,  selbst  in  einen  Arbeitsaufwand  umzurechnen  ist. 

Ich  kann  mir  diesen  Ausspruch  nicht  anders  erklären,  als  durch  ein 
völliges  Missverstehen  desjenigen  Punktes,  welcher  den  eigentlichen  Stein  des 
Anstosses  bildet. 

Wenn  von  zwei  Gütern  eines  nur  50  Tage  unmittelbare  Arbeit  und  gar 
keinen  Capitalaufwand,  das  andere  aber  50  Tage  unmittelbare  Arbeit  und 
ausserdem  noch  einen  Verbrauch  oder  eine  Vernutzung  von  Capital  erfordert, 
dessen  Eeproduction  ebenfalls  50  Arbeitstage  kostet,  so  ist  es  klar,  dass 
zwischen  beiden  Gütern  eine  sehr  bedeutende  Wertdifferenz  bestehen  wird;  und 
ebenso  klar  ist  es,  dass  der  Grosstheil  dieser  Wertdifferenz  ganz  zutreffend  nach 
Dietzels  Anweisung  im  Sinne  der  Arbeitstheorie  damit  erklärt  werden 
kann,  dass  der  Aufwand  an  Capitalsubstanz  ja  auch  nur  einen  Aufwand  an 
Arbeit  bedeutet.  Würde  das  erste  Gut  einen  Wert  von  200  Mark,  und  das 
zweite  einen  Wert  von  400  Mark  haben,  so  wäre  diese  Wertdifferenz  von 
200  Mark  in  vollem  Einklang  mit  der  prätendierten  Eegel,  dass  der  Wert  der 
Güter  im  Verhältnis  zur  Arbeitsmenge  steht;  denn  200  :  400  =  50  :  50  +  50. 

Aber  den  Stein  des  Anstosses  bildet  eine  ganz  andere,  in  unserem  Beispiels- 
■  falle  viel  kleinere  Wertdifferenz.  Das  zweite  Gut  wird  nämlich  nicht  genau 
400  Mark  wert  sein,  sondern  wenn  und  weil  für  die  im  vernützten  Capital 
steckenden  50  Arbeitstage  die  Löhne  von  200  Mark  im  Durchschnitt  schon  ein 
ganzes  Jahr  vor  Fertigstellung  und  Verkauf  des  fertigen  Schlussproductes  veraus- 
gabt, und  daher  dem  Unternehmer  für  ein  Jahr  mit  5  Proc.  =  10  Mark  verzinst 
werden  müssen,  so  wird  das  Gut  einen  Wert  von  410  Mark  erlangen.  Und  diese 
zweite  Differenz  um  weitere  10  Mark  ist  es,  auf  die  seinerseits  schon  Eicardo 
abgezielt  hat,  und  auf  die  später  ich  gegenüber  Dietzel  abzielte.  Dass  diese 
zweite  Differenz  thatsächlich  besteht,  wird  ja  wohl  auch  Dietzel  nicht  abstreiten 
wollen  oder  können:  sie  ist  ja  mit  der  berühmten  „Falte"  identisch,  in  der  der 
ganze  Capitalzins  steckt;  und  sogar  Marx  selbst  hat  in  seinem  dritten  Bande 
ihre  thatsächliche  Existenz  unumwunden  zugegeben.    Existiert  sie  aber,  so  straft 
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sie  die  Theorie  Lügen,  dass  „der  Wert  der  durch  Arbeit  reproduciblen  Güter  in 
genauem  Verhältnis  zur  Arbeitsmenge  steht":  denn  200  :  410  ist  nicht  dasselbe 
sondern  ein  anderes  Verhältnis  als  50  :  100! 

Ein  Missverständnis  ruft  dann  das  andere  hervor.  So  will  Dietzel  einmal 
die  Arbeitstheorie  gegen  die  von  mir  gemachte  Bemerkung  vertheidigen,  dass, 
entgegen  dem  Postulate  der  Arbeitstheorie,  Güter,  Avelche  gleich  grosse  Arbeits- 
mengen aber  dabei  einen  verschiedenen  Zeitaufwand  erfordern,  erfahrungs- 
gemäss  einen  recht  ungleichen  Wert  haben.  Selbstverständlich  hatte  ich,  entsprechend 
den  obigen  Ausführungen,  unter  dem  verschiedenen  „Zeitaufwand"  nichts  anderes 
als  die  verschiedene  Dauer  der  durch  Capitalzins  zu  vergütenden  Wartezeit, 
die  zwischen  dem  Aufwand  der  vorgethanen  Arbeit  und  der  Fertigstellung  des 
Endproductes  verstreicht,  verstanden,  was  Dietzel  schon  daraus  hätte  klar 
werden  sollen,  dass  ich  mich  in  der  betreffenden  allerdings  nur  ganz  kurz 
resümierenden  Stelle*)  ausdrücklich  auf  die  eingehenden  Darlegungen  berufen 
hatte,  die  ich  in  meinem  Buche  über  das  „Capital"  in  derselben  Richtung  vor- 
gebracht hatte.  Verwunderlicherweise  missversteht  aber  Dietzel  trotz  dieses 
Citates  mein  ganzes  Argument  dahin,  als  ob  ich  es  auf  solche  Fälle  hätte 
stützen  wollen,  in  denen  gleiche  Mengen  von  Arbeitskraft  in  einer  verschieden 
langen  Arbeitszeit,  z.  B.  bald  im  Laufe  von  6,  bald  im  Laufe  von  12  Arbeits- 
stunden verausgabt  werden.  Natürlich  schiesst  er  infolge  davon  mit  seiner 
vermeintlichen  Vertheidigung  weit  ab  vom  Ziele   vorbei    (246  und  247). 

Aus  demselben  Missverständnis  fliesst  aber  endlich  auch  noch  jener  that- 
sächliche  Irrthum,  von  dessen  Erwähnung  ich  oben  den  Ausgang  genommen  habe. 
Dietzel  meint  nämlich,  dass  ein  verschiedener  Stand  des  Wertes  der  Arbeit 
auf  die  Wertrelation  der  verschiedenen  Producte  keinen  Einfluss  nehme,  weil  durch 
denselben  die  Werte  aller  Producte  gleichmässig  betroffen  werden.  Das  ist 
thatsächlich  unrichtig.  Es  wäre  richtig,  wenn  eben  nur  die  aufgewendete  Arbeits- 
menge allein  eine  Vergütung  aus  dem  Werte  der  Producte  erheischen  würde ;  es 
wird  aber  deshalb  unrichtig,  weil  ausser  den  Arbeitsmengen  eben  auch  noch,  wie 
gezeigt,  die  Wartezeit  eine  Vergütung  erheischt  und  erhält.  Da  nun  bei  den  ver- 
schiedenen Producten  beide  Elemente  der  Vergütung  in  den  ungleichsten  Combi- 
nationen  auftreten,  und  da  sich  die  Vergütung  für  das  zweite  Element  keineswegs 
in  demselben  Sinne  und  Maasse  zu  bewegen  pflegt  wie  das  erste,  indem  vielmehr 
im  Gegentheile,  falls  nicht  gleichzeitig  auch  eine  Steigerung  des  gesammten  National- 
productes  eintritt,  eine  Erhöhung  des  Lohnes  nicht  anders  als  auf  Kosten  des  Capital- 
zinses  erfolgen  kann,  so  ergibt  sich,  dass  eine  Steigerung  des  Wertes  der  Arbeit  die 
Werte  der  verschiedenen  Producte  nicht  gleichmässig  beeinflussen  kann,  sondern 
ungleichmässig  beeinflussen  muss.  Es  werden  nämlich  jene  Producte,  in  deren  Kosten- 
zusammensetzung der  gestiegene  Factor  Arbeit  überdurchschnittlich  stark  vertreten 
ist,  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Producten  im  Werte  steigen ;  umgekehrt  werden 
jene  Producte,  an  deren  Kosten  der  Factor  Zeit  (oder  wie  man  ihn  sonst  nennen  will) 
überdurchschnittlich  stark  betheiligt  ist,  gegenüber  den  anderen  Producten  im  Werte 
fallen ;    endlich   wird   eine    gewisse  Mittelschicht   von  Producten,    deren   Kosten- 


*)    In    meinem    Aufsatze    über    „Wert,    Kosten    und    Grenznutzen"    in    Conrads 
Jahrbüchern  lU.  Folge,  Band  III,  (1892),  S.  330  fg. 
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Zusammensetzung  gerade  die  durchschnittliche  ist,  in  ihrem  Werte  ungeändert 
bleiben,  und  daher  in  ihrem  Wertverhältnis  zu  der  ersten  Gruppe  sinken,  zu  der 
zweiten  steigen.  Das  ist  denn  auch  nicht  blosse  abstracte  Folgerung,  sondern 
empirisch  beglaubigte  Thatsache,  die  von  der  Theorie  und  auch  schon  vom 
nationalökonomischen  Lehrbuch  längst  recipiert  ist.  Schon  der  in  empirischen 
Dingen  sicherlich  zuverlässige  Röscher  verzeichnet  sie  (Buch  III.,  Cap.  6, 
§  197),  indem  er  ganz  zutreffend  ausführt,  dass  eine  relative  Erhöhung  des 
Arbeitslohnes  die  Preise  derjenigen  Waren,  „bei  deren  Herstellung  die  unmittel- 
bare menschliche  Arbeit  den  überwiegenden  Factor  bildet, **  im  Vergleich  mit 
anderen  vertheuert,  während  die  überwiegenden  „Capitalproducte",  also  z.  B, 
die  Maschinenproducte,  verhältnismässig  wohlfeiler  werden,  „und  zwar  umsomehr, 
je  dauerhafter  die  producierende  Maschine  ist,  je  mehr  also  im  Preise  ihrer 
Leistungen  der  blosse  Zins  über  die  Abnutzvergütung  überwiegt". 

Ich  kann  schwer  annehmen,  dass  Dietzel  eine  so  bekannte  Thatsache 
einfach  übersehen  hat ;  ich  kann  aber  noch  schwerer  annehmen,  dass  er  sie 
sich  gegenwärtig  gehalten,  und  dennoch  mit  voller  kritischer  Ueberlegung  zu 
dem  Ausspruche  gelangt  ist,  dass  der  verschiedene  Stand  des  Wertes  der  Arbeit 
den  Wert  aller  Arbeitsproducte  vollkommen  gleichmässig  beeinflusse :  mir  ist  der 
wissenschaftliche  Standpunkt  Dietzels  in  dieser  Frage  in  der  That  räthselhaft, 
und  es  darf  mit  Spannung  erwartet  werden,  ob  und  welche  Lösung  des  Räthsels 
er  in  den  angekündigten  genaueren  Ausführungen  über  die  Preislehre  zu  geben 
versuchen  wird.^) 

In  nicht  zu  erschütternder  Weise  gehen  aber  aus  dem  Gesagten  schon 
jetzt  folgende  zwei  Thatsachen  hervor.  Es  ist  erstens  auch  „dem  Ergebnis  nach" 
nicht  einerlei,  ob  man  eine  allgemeine  Kostentheorie,  oder  eine  specielle  Arbeits- 
theorie lehrt;  und  es  ist  zweitens,  insoferne  sich  jemand  auf  die  Arbeit  als 
Bestimmgrund  des  Wertes  beruft,  wiederum,  und  zwar  auch  abgesehen  von  der 
Verschiedenheit  der  „Arbeitsarten",  nicht  einerlei,  ob  er  sich  auf  die  Menge 
oder  den  Wert  der  aufgewendeten  Arbeit  beruft.  Von  der  allgemeinen  Kosten- 
theorie der  Classiker  mag  es  gelten,  dass  sie  „dem  Ergebnis  nach"  haltbar  ist, 
wenn  auch  nur  unter  einer  ziemlich  radicalen  Transfusion  der  Begründung. 
Aber  der  Arbeitswerttheorie  kann  auch  eine  solche  Transfusion  nichts  helfen ; 
sie  wird  auch  dadurch,  dass  man  die  Zwischenerklärung  von  der  Nützlichkeit 
und  Begrenztheit  der  Arbeit  einschaltet,  nicht,  wie  Dietzel  meint  (236), 
„Fleisch  vom  eigenen  Fleische"  der  Nutzentheoretiker ;  sie  ist  vielmehr  vollständig 
falsch,  in  ihren  Ergebnissen  wie  in  ihrer  Begründung. 


^)  Dass  Dietzel  die  Lösung  nicht  etwa  darin  wird  suchen  wollen,  dass  sein 
Ausspruch  nur  für  den  individuellen  Wert  im  Gegensatze  zum  Tauschwert  oder  Preis 
zu  gelten  hätte,  scheint  mir  ausgemacht:  denn  Dietzel  gibt  jenem  Ausspruch  schon 
jetzt  einen  deutlichen  Bezug  auch  auf  das  Gebiet  des  Tauschwertes,  indem  er  ihn  einerseits 
als  polemisches  Argument  auch  gegen  Lehren  beruft,  die  das  Gegentheil  für  das  Gebiet 
des  Tauschwertes  behauptet  hatten  (vgl.  z.  B.  S.  246  und  das  daselbst  vorflndliche 
Citat),  und  andererseits  einmal  selbst  die  ausdrückliche  und,  wie  ich  glaube,  auch  voll- 
kommen zutreffende  Bemerkung  macht,  dass  in  diesem  Stücke  die  Wert-  und  die 
Preisrelation  der  Güter  einen  parallelen  Gang  gehen  (264). 

27* 


420  Böhm-Baweik. 

Das  nicht  erkannt  zu  haben,  halte  ich  für  einen  schweren  Irrthum 
Dietzels.  Ein  solcher  Irrthum  wird  aber  auch  gefährlich,  wenn  er  durch  den 
Mund  eines  so  hervorragenden  Gelehrten,  der  zudem  als  wohlerfahrener  Specialist 
in  der  Theorie  des  Wertes  gilt,  und  in  einem  Lehrbuch  von  Rang  und  Ansehen 
des  W  a  g  n  e  r'schen  propagiert  wird;  und  darum  glaubte  ich  ihm  schon  jetzt 
und  hier  in  einer  verhältnismässig  so  ausführlichen  Weise  entgegentreten  zu  sollen. 

Jener  befremdliche  Irrthum  ist  aber  auch  ein  Symptom  dafür,  dass  sich 
Dietzel  noch  nicht  zur  Klarheit  durchgerungen  hat.  Seine  Wertlehre  ist  immer 
noch  in  Gährung.  Offenbar  sind  von  Haus  aus  alle  seine  Sympathien  bei  den 
Anschauungen  der  „Alten".  Mit  ihnen  mischten  sich  später  hinzutretende,  als 
unabweisbar  erkannte  Vorstellungen  aus  dem  Ideenkreise  der  Lehre  vom  Grenz- 
nutzen. Dietzel  wollte  nun  beide  Anschauungsweisen  verschmelzen,  „versöhnen'^ 
Aber  sie  sind  nur  zum  Theil  miteinander  verträglich.  Dem  Gelingen  ihrer  Ver- 
schmelzung masste  daher  eine  Ausscheidung  der  unverträglichen  Bestandtheile 
vorhergehen.  In  diesem  Process  ist  Dietzel  stecken  geblieben.  Er  war  sich  zu 
Anfang  nicht  klar  darüber,  wie  viel  vom  „Alten"  er  behalten  durfte  und 
wie  viel  vom  „Neuen"  er  nehmen  musste,  und  er  ist  sich,  trotz  manchen  Fort- 
schrittes, und  obwohl  gerade  in  dieser  Klarlegung  der  Kernpunkt  seiner  „Ver- 
söhnungsmission" hätte  liegen  sollen,  auch  heute  noch  nicht  ganz  klar  darüber. 
Die  Gährung  ist  noch  nicht  vorüber,  es  sind  noch  nicht  alle  unverträglichen 
Elemente  ausgeschieden :  und  zwar  bilden  eines  der  unverträglichsten  eben  die 
beibehaltenen  Reste  der  Arbeitstheorie.  Eine  Art  Gährungsproduct,  eine  Art 
Niederschlag  vergangener  und  gegenwärtiger  Gährungsprocesse  scheint  mir  aber 
endlich  auch  die  massenhafte  und  scharfe  Polemik  gegen  die  Vertreter  der  Grenz- 
werttheorie zu  bilden.  Ihre  Existenz  und  ihr  Ton  wird  nicht  sowohl  durch  die  Tiefe 
des  wirklichen  Unterschieds  in  den  beiderseitigen  Lehrmeinungen,  als  durch  den 
eigenthümlichen  Werdegang  von  Dietzels  Lehrmeinung  verständlich.  Sie  ist  eine 
Reminiscenz  an  die  Zeit,  in  der  Dietzel  seine  eigene  Meinung  noch  entfernter 
von  der  des  Grenznutzens  glaubte,  und  sie  es  wahrscheinlich  auch  wirklich  war. 

Alles  in  Allem  erwarte  ich  trotz  dieser,  zumal  für  ein  Lehrbuch  bedenk- 
lichen Unklarheiten  von  Dietzels  Werk  einen  günstigen  Einfluss  auf  die 
deutsche  Theorie,  und  sogar  auch  speciell  für  die  Lehre  vom  Wert.  In  einem 
Lande,  in  welchem  infolge  der  übermässigen  und  einseitigen  Pflege  der  historischen 
Richtung  die  eigentliche  Theorie  so  lange  fast  brach  gelegen  ist,  ist  es  das 
wichtigste,  dass  überhaupt  das  Interesse  für  die  Theorie  wieder  geweckt  wird. 
Und  das  wird  durch  Dietzels  immer  anregendes,  immer  scharfsinniges  und 
geistreiches  Werk  sicher  geschehen.  Seine  Leser  werden  von  ihm  auf  die  Probleme 
der  Theorie  überhaupt  und  der  Werttheorie  insbesondere  in  einer  Weise  geführt, 
dass  sie  sich  für  diese  Probleme  interessieren  können.  Thun  sie  dies  aber  einmal, 
dann  werden  die  selbständigen  unter  ihnen  alsbald  anfangen,  das  an  Dietzel 
zu  thun,  was  Dietzel  an  den  Classikern  einerseits  und  an  den  Grenzwerttheoretikern 
andererseits  thut:  nämlich  Kritik  zu  üben.  Und  über  kurz  oder  lang  wird  das 
Haltbare  und  das  Unhaltbare  aller  dieser  Lehren  unbefangener  und  zutreffender 
auseinander  geschieden  werden,  als  mir  es  Dietzel  bis  jetzt  gethan  zu 
haben  scheint. 
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Dass  nach  Klarheit  ringen  und  Klarheit  bringen  zwei  recht  verschiedene 
Dinge  sein  können,  zeigt  sich  an  dem  Werke  eines  anderen  deutschen  Schrift- 
stellers, den  ich  an  Geist  und  Originalität,  wenn  auch  nicht  an  methodischer 
Schulung,  Dietzel  an  die  Seite  stellen  möchte.  Es  ist  dies  Stolzmann. 
Stolzmann  ist  eine  höchst  sympathische  literarische  Erscheinung.  Ein  praktischer 
Socialpolitiker  —  Geheimer  Regierungsrath  im  deutschen  Eeichsversicherungsamt 
—  der  tief  durchdrungen  ist  von  der  Wichtigkeit  und  Nothwendigkeit  einer  das 
praktische  Handeln  erleuchtenden  und  leitenden  wissenschaftlichen  Theorie,  der 
die  bisherigen  wirtschaftlichen  Theorien  über  die  Hauptprobleme  —  zumal  über 
die  Themen  vom  Wert  und  vom  Capital  —  glaubt  für  falsch  oder  unzulänglich 
ansehen  zu  müssen,  und  der  sich  deshalb  frischweg  entschliesst,  die  geheischte 
wahre  Theorie  selbst  auszudenken.  Ihm  haben  ähnliche  Bedürfnisse  die  Feder  in 
die  Hand  gedrückt,  wie  dem  Schweizer  Georg  Sulz  er,  über  dessen  merkwürdiges 
und  bedeutendes  Werk  ich  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  vor  einigen  Jahren 
berichtete.^) 

Ein  merkwürdiger  und  bedeutender  Kopf  ist  nun  unstreitig  auch  Stolz- 
mann. Ich  kann  mit  ihm  selten  länger  als  ein  paar  Sätze  oder  höchstens  ein 
paar  Seiten  lang  übereinstimmen,  aber  er  interessiert  mich  immer  und  er  ist  mir 
immer  sympathisch,  und  zwar  sowohl  in  seinen  Vorzügen  als  in  seinen  Fehlern. 
Seine  Vorzüge  bestehen  vor  allem  in  einem  glühenden  und  redlichen  Eifer  für 
die  Wahrheit,  in  einer  bei  Praktikern  nicht  immer  zu  findenden  Hochachtung  vor 
echter  Theorie,  in  einer  vorurtheilslosen,  vom  bureaukratischen  Geiste  nicht  im 
mindesten  angekränkelten  Auffassung  der  vorliegenden  socialen  Probleme,  in 
einem  Streben  nach  gründlicher  und  gewissenhafter  Auseinandersetzung  mit  den 
contrastierenden  Lehrmeinungen,  und  in  einer  Lebhaftigkeit  des  Denkens  und 
der  Sprache,  die  ihm  in  zahllosen  Einzelheiten  packende,  den  Nagel  auf  den 
Kopf  treffende  Aussprüche  in  den  Mund  legt. 

Und  seine  Fehler  ?  —  Ich  glaube,  sie  kommen  alle  aus  einem  Punkte. 
Stolz  mann  erzählt  uns  zu  Anfang  seines  Werkes  (S.  6  u.  7),  dass  er  versucht 
gewesen  sei,  seinen  Forschungen  eine  „ideologische"  Methode  zu  Grunde  zu  legen, 
liämlich  hypothetisch  von  der  fingierten  Existenz  des  bis  ins  extremste  Princip 
ausgedachten  reinen  Socialstaates  auszugehen.  Er  habe  sich  aber  von  diesen 
Untersuchungen  deshalb  wieder  abgewandt,  „weil  sie  gar  zu  leicht  zu  einer  ver- 
werflichen petitio  principii  führen".  Ich  fürchte,  die  Abwendung  von  der  gefährlichen 
Methode  ist  für  die  volle  Unbefangenheit  seiner  Forschung  etwas  zu  spät  erfolgt. 
Er  hat  sich  frühzeitig  einer  gewissen  Grundanschauung  zu  Gunsten  der  „socialen 
Kategorie"  gefangen  gegeben,  und  mit  dieser  vorgefassten  Meinung  beginnt  er 
zu  forschen.  Was  er  vor  den  Augen  des  Lesers  mit  einem  grossen  wissenschaft- 
lichen und  kritischen  Apparate  und  mittelst  einer  in  seinen  Augen  die  Unbefangenheit 
verbürgenden  Methode  sucht,  ist  nicht  mehr  ein  wirklich  erst  zu  findendes 
Ergebnis,  sondern  es  ist  nur  eine  plausible  dialektische  Begründung  für  ein 
vor  dieser  Begründung  bereits  in  seiner  Meinung  festgewurzeltes  Ergebnis.  Nur 
durch   die  Macht    einer  vorgefassten  Meinung   lässt  sich  bei  einem  Schriftsteller, 


1)  Bd.  IV.  dieser  Zeitschrift,  S.  352  ff. 
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der  die  wissenschaftliche  Ehrlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  selbst  ist,  das  offenbar 
zweierlei  Maass  erklären,  mit  dem  er  einerseits  als  Kritiker,  und  andererseits 
a]s  Dogmatiker  misst.  Als  Kritiker  sieht  er  den  Splitter  im  Auge  des  Nächsten, 
als  Dogmatiker  sieht  er  den  Balken  im  eigenen  Auge  nicht.  Das  ist  nun  freilich 
eine  nicht  im  mindesten  ungewöhnliche  Erscheinung.  Sie  wird  aber  besonders 
auffallend  bei  einem  Manne,  der  so  offenbar  das  redliche  Bestreben  hat,  auch 
als  Kritiker  gerecht  und  gründlich  zu  sein. 

Aber  ich  habe  vom  eigentlichen  Inhalte  des  Stolzman  n'schen  Werkes 
noch  gar  nicht  gesprochen.  Es  betitelt  sich  „die  sociale  Kategorie  in  der 
Volkswirtschaftslehre"  und  ist,  kurz  gesagt,  ein  Plaidoyer  dafür,  dass  der 
überwiegende  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Tauschwertes  der  Güter,  sowie 
auf  die  damit  zusammenhängende  Vertheilung  des  Nationalproductes  an  die,  die 
drei  Productionsfactoren  vertretenden  Classen  der  Grundeigenthümer,  Capitalisten 
und  Arbeiter  nicht  durch  rein  ökonomische  Verhältnisse,  sondern  durch  „die 
socialen  Kategorien**  von  Macht  und  Zwang  geübt  werde.  Die  Grösse  des 
Antheils,  den  jede  der  drei  Classen  voiji  gesammten  Nationalproducte  erhält, 
hängt  nicht  davon  ab,  wie  viel  die  von  ihnen  vertretenen  Productionsfactoren 
zur  Entstehung  des  Nationalproductes  beigetragen  haben,  sondern  davon,  wie 
viel  jede  jener  Classen  nach  den  bestehenden  socialen  Machtverhältnissen  den 
anderen  Classen  als  Antheil  abzutrotzen  vermag.  „Die  technische  Beitrags- 
zurechnung des  Naturfactors  geht  durchaus  andere  Wege  als  seine 
sociale  Zurechnung  und  Ertragsabfindung"  (341  f.)  „Nicht  was  ein  Factor  im 
Dienste  der  technischen  Herstellung  der  Producte  leistet,  sondern  was  dem 
Menschen,  in  dessen  Eigenthum  der  Factor  steht,  für  die  Hergabe  desselben  als 
Ertragsdividende  herausgegeben  werden  kann  und  muss,  ist  für  den  Umfang 
jener  Zurechnung  entscheidend"  (338).  Der  Wert  des  Gesammtproductes  wird 
nicht  etwa  nach  einem  ziftermässig  bestimmten  Theil,  den  die  Productions- 
factoren am  Gesammtproduct  hätten,  sondern  „nach  anderweitigen  Prin- 
cipien,  nämlich  nach  socialen  Machtverhältnissen,  unter  die  Besitzer  der  drei 
Factoren  vertheilt"  (61).  Die  Höhe  des  Arbeitslohnes  hängt  nicht,  wie  andere 
Theoretiker  lehren,  von  dem  productiven  Effect  der  Arbeit,  sondern  wesentlich 
von  den  „jeweiligen  socialen  Classenverhältnissen  ab":  „Die  bisherige  Lebensart 
der  Arbeiter,  ihre  Macht,  ihre  Begehrlichkeit  und  die  Achtung,  die  man  ihnen 
jeweilig  als  Mitmenschen  nach  den  Auffassungen  über  Menschenwürde  und  nach 
den  Geboten  der  Ethik  und  der  Religion  entgegenbringt",  entscheidet  über  die 
Höhe  des  zu  erringenden  Lohnes  (334).  Der  Capitalzins  und  die  Grundrente 
sind  überhaupt  nur  historisch-sociale  Kategorien,  nicht  rein-ökonomischen, 
sondern  historisch-socialen  Ursprungs.  Und  auch  beim  Güterwert  muss  man 
denselben  Unterschied  zwischen  ökonomischer  und  socialer  Kategorie  ziehen. 
Nur  der  Gebrauchswert  ist  eine  rein  ökonomische  Kategorie,  indem  er  sich  auf 
rein  wirtschaftliche  Momente,  wie  Nutzen  und  Bedürfnis  gründet.  Der  Tausch- 
wert dagegen  ist  eine  „sociale  Kategorie".  In  seine  Bestimmung  spielen  schon 
entscheidend  sociale  Machtfactoren  hinein. 

Des  genaueren  lässt  sich  Stolzmanns  Werttheorie  als  eine  modificierte 
Arbeitstheorie  bezeichnen.  Den  Tauschwert  der  Producte  bestimmen  ihre  Arbeits- 
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kosten,  d.  i.  nicht  etwa,  wie  Marx  lehrt,  die  Quantität  der  in  die  Producte 
verwendeten  Arbeit  an  sich,  auch  nicht,  wie  Vertreter  anderer  Varianten  der 
Kostentheorie  lehren,  die  Grösse  des  mit  der  Arbeit  verbundenen  Leides,  sondern 
die  Arbeit,  „weil  und  soweit  sie  Vergeltung  heischt",  „also  eigentlich  nicht  die 
Arbeit  selbst,  sondern  was  ihr  in  Gestalt  der  Arbeiternahrungseinheit  gegeben 
werden  muss,  oder  mit  anderen  Worten  der  in  dieser  Einheit  ausgedrückte 
Lohn"  (335).  Der  Umfang  dieser  Arbeiternahrungseinheit  oder  die  Höhe  des 
Arbeitslohnes  wird  aber,  wie  früher  ausgeführt,  eben  von  socialen  Macht- 
verhältnissen bestimmt. 

Der  Begriff  der  „Nahrungseinheit"  spielt  überhaupt  eine  grosse  Eolle  im 
Systeme  Stolzmanns.  Stolzmann  nennt  ihn  sogar  den  „wichtigsten 
wissenschaftlichen  Begriff"  (31).  Er  versteht  darunter  die  Gesammtmenge  von 
Nahrungsmitteln  (dieses  Wort  im  allerweitesten  Sinne  genommen),  welche  der 
Mensch  „für  sein  Leben  während  eines  Tages,  eines  Jahres  oder  einer  beliebigen 
anderen  Zeitspanne  seines  Daseins  verbraucht"  (32).  Stolzmann  glaubt  diesen 
Begriff  des  Gesammtbedarfes  und  nicht,  wie  es  z.  B.  die  Theorie  des  Grenz- 
nutzens thut,  den  eines  einzelnen  Bedürfnisses  seiner  Wertlehre  zu  Grunde 
legen  zu  sollen,  weil  er  die  einzelnen  Bedürfnisse  für  incommensurabel  hält  und 
nach  seiner  Meinung  „hier  wie  überall  in  der  Wissenschaft  der  ganze  Mensch 
mit  all  seinem  Bedarf  im  ganzen  als  nächste  fassbare  Werteinheit  genommen 
werden  muss"  (264). 

Zur  Entwicklung  seiner  Werttheorie  geht  er  von  einem  „Urtypus"  aus,  in 
welchem  eine  kleine  Zahl,  z.  B.  von  10  Personen,  sich  ihre  zehn  menschlichen 
Gesammtbedarfe  oder  Nahrun gseinhoiten  arbeitstheilig  nach  einem  einheitlichen 
Wirtschaftsplan  beschafft.  Hier  trägt  jeder  eine  Arbeitseinheit  bei  und  empfängt 
dafür  eine  Nahrungseinheit.  Arbeitseinheit  und  Nahrungseinheit  stimmen  zu- 
sammen. Die  einzelnen  Güter  aber  sind  einerseits  Quoten  der  Nahrungseinheit 
und  entstehen  anderseits  durch  Quoten  der  Arbeitseinheit.  Diese  Quoten 
stimmen  nun  gleichfalls  zusammen.  Die  einzelnen  Güter  vertauschen  sich  gegen- 
einander in  demselben  Verhältnisse,  in  welchem  sie  Arbeit  gekostet  haben,  und 
dieser  Grundzug  bleibt  nach  Stolzmann  auch  im  heutigen  voll  entwickelten 
Wirtschaftsleben  conserviert.  Nur  bekommen  die  Arbeiter  als  Nahrungseinheit 
nicht  mehr  ganz  soviel,  als  mittelst  je  einer  Arbeitseinheit  hervorgebracht 
wird,  sondern  nur  soviel,  als  sie  im  wirtschaftlichen  Lohnkampfe  gegenüber 
den  Capitalisten  und  Grundeigenthümern  erzwingen  können.  Denn  auch  der 
Capitalist  will  leben.  Auch  er  braucht  eine  „Capitalisten-Nahrungseinheit",  deren 
Grösse,  ebenso  wie  die  der  Arbeiter-Nahrungseinheit,  durch  sociale  Bildungs- 
und Machtverhältnisse  bestimmt  wird  (371).  Der  Capitalgewinn  ist  die  „durch 
den  Capitalisten  dem  gesellschaftlichen  Productionsertrage  abgetrotzte  .  .  .  Hono- 
nerung  für  die  in  die  Production  eingeworfene,  vom  Unternehmer  durch  seine 
persönliche  Thätigkeit  und  Sorge  fruchtbar  gemachte  Capitalverwendung".  Und 
endlich  die  Grundrente  „ist  der  an  den  Bodeneigenthümer  abzuführende  und 
auf  die  Geltendmachung  seines  Grundeigenthums  basierte  Antheil  vom  Ertrage, 
der  nach  Abzug  der  beiden  ersten  festen  Abfindungsbeträge  (für  Arbeiter-  und 
Capitalistennahrung)  vom  Gesammtwertertrage  übrigbleibt"   (411). 
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Das  sind  in  den  gröbsten  Umrissen  die  leitenden  Ideen  Stolzmanns. 
Wenn  manches  Zwischenglied  derselben  undeutlich  erscheinen  sollte,  so  rührt 
dies  gewiss  zum  Theile  von  der  nothgedrungenen  Knappheit  des  Auszuges,  zu 
einem  nicht  ganz  geringen  Theile  aber  auch,  wie  ich  glaube,  von  einer  gewissen 
ündeutlichkeit  der  Lehre  selbst  her.  So  klar  und  scharf  viele  Einzeläusserungen 
Stolzmanns  zumal  in  dem  kritischen  Theile  seines  Werkes  sind,  so  wenig 
scharf  geprägt  sind  seine  positiven  Darlegungen.  Ich  glaube,  dass  nicht  bloss 
mir,  sondern  den  meisten  Lesern  die  ausschlaggebenden  Stellen  seiner  positiven 
Darlegungen,  zumal  die  §§  5,  dann  40,  42  und  43  erhebliche  Schwierigkeiten 
des  Verständnisses  bereiten  dürften  —  und  zwar  nicht  durch  unsere  Schuld. 
Es  klappen  eben  die  Prämissen  und  die  Schlussfolgerungen  nicht  reinlich 
ineinander  und  gerade  an  den  heikelsten  Stellen  pflegt  sich  statt  einer  geschlos- 
senen Beweisführung  irgend  eine  gewiss  geistvolle  oder  selbst  tiefsinnige,  aber 
in  vagster  Allgemeinheit  sich  bewegende,  nicht  selten  geradezu  mystisch  dunkle 
Betrachtung  einzustellen. 

Ich  konnte  nicht  eingehend  darstellen  und  darf  daher  noch  weniger  ein- 
gebend kritisieren;  ich  will  daher  nur  auf  zwei  Punkte  aufmerksam  machen,  in 
denen  mir  der  Stolzmann 'sehe  Gedankenbau  besonders  locker  gefügt  zu 
sein  scheint.  Erstlich  hat  sich  Stolz  mann  den  Nachweis  seiner  Arbeits- 
kostentheorie etwas  zu  leicht  gemacht.  Die  Proportionalität  von  Arbeit  und 
Güterwert  trifft  nämlich  in  seinem  als  „Urtypus"  vorgeführten  Beispiele  einer 
zehnköpfigen  arbeitstheiligen  Gesellschaft  allerdings  und  zwar  als  etwas  Selbst- 
verständliches zu,  allein  nur  deshalb,  weil  Stolzmann  alle  diejenigen 
concreten  Umstände  rein  wirtschaftlicher  Natur,  welche  den  Wert  von  einer 
Proportionalität  mit  der  Arbeit  hätten  ab-,  und  der  Proportionalität  mit  anderen 
wirtschaftlichen  Bestimmungsgründen,  z.  B.  mit  dem  Nutzen  oder  Grenznutzen, 
hätten  zudrängen  können,  aus  dem  Beispiel  durch  die  Auswahl  der  concreten 
Beispielsannahmen  hinweg  abstrahiert.  S  t  o  1  z  m  a  n  n  setzt  nämlich  in  seinem 
Beispiel  ausdrücklich  „gleiche  persönliche  Leistungen"  oder  „gleichen  Fleiss 
und  Geschicklichkeit"  der  Arbeiter  (S.  36,  304),  und  überdies  auch  genau 
gleiche  Dauer  der  Productionsperiode  in  den  zehn  arbeitstheiligen  Productions- 
zweigen  voraus.  Dass  unter  diesen  Umständen  der  Wert  der  einzelnen  Producte 
mit  der  Arbeit  correspondiert,  ist  allerdings  ebenso  richtig,  als  selbstverständ- 
lich, allein  es  scheint  mir  jede  logische  oder  methodische  Berechtigung  zu 
fehlen,  aus  solchen  Prämissen  eine  allgemeine  Arbeitskostentheorie  abzuleiten, 
welche  über  die  enge  Grenze  des  besonderen  Beispielsfalles  hinaus  eine  Geltung 
beanspruchen  könnte. 

Und  dem  entspricht  dann  zweitens  ein  offenbarer  Conflict  der  Werttheorie 
Stolzmanns  mit  den  Thatsachen.  Seine  Werttheorie  lehrt  ja  doch,  wenn  ich 
sie  recht  verstanden  habe,  dass  die  Arbeitskosten  im  Sinne  des  Arbeitslohnes 
den  Tauschwert  der  Güter  bestimmen.  Nun  existiert  aber  die  unzweifelhafte, 
oben  schon  gegenüber  Dietzel  besprochene ,  von  K  i  c  a  r  d  o  sehr  wohl 
gekannte,  und  selbst  von  Marx  in  seinem  dritten  Bande  wohl  gewürdigte 
Thatsache,  dass  Güter,  welche  gleichviel  directe  und  indirecte  Arbeit,  also  bei 
gleichem   Lohn    auch   gleichviel   Lohnauslage    gekostet   haben,    sich    dennoch  in 
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recht  ungleichen  Verhältnissen  vertauschen,  falls  der  Zeitaufwand  in  den 
betreffenden  Productionszweigen  ein  ungleicher  war.  Ich  habe  in  Stolzmanns 
Werk  vergeblich  etwas  gesucht,  was  eine  wirkliche  Auseinandersetzung  mit  diesem 
doch  so  nahe  liegenden  Einwand  bedeuten  würde.  Stolzmann  hat  zwar  offenbar 
wohl  gefühlt,  dass  die  Ergebnisse  seiner  Werttheorie  einer  Vertheidigung  bedürfen, 
und  er  nimmt  sie  mit  einigen  Auseinandersetzungen,  die  zu  den  dunkelsten  des 
Buches  gehören,  gegen  den  Vorwurf  einer  blossen  Tautologie  (335),  sowie  der 
Unzureichendheit  und  Lückenhaftigkeit  in  Schutz  (336,  337).  Aber  den  Versuch 
einer  reinlichen  Zusammenreimung  seiner  Arbeitstheorie  mit  der  thatsächlichen, 
erfahrungsmässigen  Tauschwertbildung  habe  ich  nicht  gefunden. 

Seinen  positiven  Darlegungen  lässt  Stolzmann  eine  umfassende  Kritik 
der  bisherigen  Wert-  und  Einkommensdoctrin  von  Adam  Smith  und  den 
Phj'siokraten  bis  zur  modernen  Grenznutzenlehre  vorangehen.  Am  meisten 
Berührungspunkte  hat  Stolz manns  eigene  Theorie  mit  der  von  ihm  an  erster 
Stelle  besprochenen  Gruppe  der  Arbeitskoslentheorien,  die  von  Smith  über 
Ricardo  und  Mill  zu  den  socialistischen  Theorien  von  Eodbertus  und 
Marx  führen.  Wiewohl  gerade  die  letzteren  durch  die  starke  Hervorhebung 
der  socialen  Kategorie  mit  dem  Stolz  mann  'sehen  Ideenkreise  die  nächste 
Verwandtschaft  haben,  ist  er  für  ihre  Schwächen  durchaus  nicht  blind,  und  lässt 
ihnen  eine  ebenso  scharfsichtige  als  strenge  kritische  Zurückweisung  zutheil 
werden.  Als  zweite  Gruppe  erörtert  er  die  den  Gebrauchswert  mit  dem 
Kostenwert  combinierenden  Theorien,  wohin  er  die  Lehren  der  Physiokraten, 
Says,  Hermanns,  Schaf  fies  und  Knies  zählt.  Zuletzt  und  besonders 
eingehend  —  auf  mehr  als  100  Seiten  —  setzt  er  sich  mit  der  modernen 
Grenznutzenlehre  auseinander.  Der  Hauptvorwurf,  den  er  von  seinem  Standpunkt 
gegen  die  letztere  erhebt,  ist  der  der  einseitigen  Berücksichtigung  der  rein 
wirtschaftlichen  und  der  „völligen  Vernachlässigung  aller  mitwirkenden  socialen 
Elemente".  Ich  glaube  nicht,  dass  die  maassgebenden  Vertreter  der  Grenzwert- 
theorie Ursache  haben,  sich  durch  diesen  Vorwurf  getroffen  zu  fühlen.  Allein 
ich  will  Stolz  mann  weder  in  diesem,  noch  in  anderen  dazu  recht  sehr  ein- 
ladenden Punkten  eine  ins  einzelne  gehende  Antikritik  entgegensetzen,  sondern 
möchte  nur  dem  Gesammteindruck  einige  Worte  leihen,  den  ich  von  der  Be- 
deutung und  voraussichtlichen  Wirksamkeit  des  Stolz  man  n'schen  Werkes 
empfangen  habe. 

Ich  glaube  nicht,  dass  Stolzmann  für  seine  positive  Theorie  von  den 
Arbeiter-  und  Capitalisten- Nahrungseinheiten  viele  Proselyten  machen  wird. 
Auch  von  seinen  kritischen  Anfechtungen  wird  wohl  ein  grosser  Theil  schwerlich 
ratificiert  werden.  Aber  nichtsdestoweniger  hat  Stolz  mann  das  grosse  Ver- 
dienst, in  Eindruck  machender  Weise  auf  eine  Lücke  hingewiesen  zu  haben,  die 
in  der  Wissenschaft  thatsächlich  noch  besteht.  Ich  bin  ebenso  wie  Stolz- 
mann davon  überzeugt,  dass  die  thatsächliche  Gestaltung  der  in  die  Er- 
scheinung tretenden  Preis-  und  Einkommensverhältnisse  aus  dem  vereinigten  und 
ineinander  greifenden  Einflüsse  von  rein  wirtschaftlichen  und  von  socialen 
Machtfactoren  zu  erklären  ist.  Das  grosse  noch  nicht  befriedigend  gelöste 
Problem    ist   nun,    die   Art   und    das    Maass    des    von   jeder    der   beiden    Seiten 
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stammenden  Einflusses  darzulegen;  darzulegen,  wie  viel  der  eine  neben  dem 
anderen,  und  eventuell  gegen  ihn  vermag.  Dieses  Capitel  der  Socialökonomie  ist 
noch  nicht  befriedigend  geschrieben  worden.  Es  sind  darüber  im  Laufe  der  Zeit 
verschiedene  extreme  Irrthümer  gelehrt  worden.  Das  eine  Extrem  scheint  mir  die 
ältere  Lohnfondstheorie  zu  bezeichnen,  welche  jeden  Versuch,  die  Höhe  des 
Arbeitslohnes  durch  künstliche  Einwirkung,  durch  etwas,  was  wir  heute  eine 
socialpolitische  Maassregel  nennen  würden,  zu  beeinflussen,  mit  dürren  Worten 
für  eine  hoffnungslose  Thorheit  erklärte,  weil  die  gegebene  wirtschaftliche 
Sachlage  jeweils  einen  ganz,  bestimmten  Lohnsatz,  und  nur  diesen  erheische  und 
ermögliche.  Das  entgegengesetzte  Extrem  scheinen  mir  die  socialistischen  Theorien 
zu  repräsentieren,  welche  in  der  Grundrente  und  im  Capitalzins  das  ausschliess- 
liche Product  eines  brutalen  Nehmens,  also  kein  naturgemässes  wirtschaftliches, 
sondern  ein  ganz  und  gar  künstliches  Machtphänomen  erblicken.  Stolz  mann 
scheint  mir  diesem  zweiten  Extrem  ganz  nahe  zu  stehen,  ohne  dass  er  sich 
selbst  klar  darüber  wäre,  wie  nahe  er  ihm  steht.  Stolzmann  hat  den  voll- 
kommen richtigen  Eindruck,  dass  neben  den  rein  wirtschaftlichen  Momenten 
auch  den  socialen  Machtfactoren  ein  bedeutsamer  praktischer  Einfluss  auf  die 
Wirtschaftserscheinungen  zukommen  müsse.  Aber  wie  es  oft  geht  und  wie  es 
Stolzmann  selbst  als  Kritiker  gegenüber  anderen  so  richtig  beleuchtet  hat: 
indem  er  gegen  eine  wirkliche  oder  vermeintliche  Vernachlässigung  der  socialen 
Kategorie  reagiert,  schlägt  er  nach  der  anderen  Seite  weit  über  die  richtige 
Mitte  hinüber.  Er  unterschätzt  einerseits  den  rein  wirtschaftlichen  Antheil  und  er 
durchdringt  ihn  anderseits  mit  seinem  Verständnisse  nicht  genug,  um  sich  und 
anderen  klar  machen  zu  können,  wo,  wie  und  wieweit  die  Wirkungen  des 
Machtfactors  in  die  der  rein  wirtschaftlichen  Factoren  hin«indringen.  und  so 
kommt  es,  dass  er  von  seinem  vollkommen  richtigen  Ausgangspunkte,  dass  nicht 
die  wirtschaftlichen  Momente  allein,  sondern  dass  auch  die  socialen  Factoren 
einen  Einfluss  üben,  unvermerkt  in  seinen  Ergebnissen  zu  dem  fehlerhaften 
Extrem  hinübergedrängt  wird,  wonach  das  sociale  Moment,  die  Macht,  alles 
allein  entscheidet.  In  diesem  Sinne  erklärt  er  Zins  und  Rente,  gleich  Marx, 
schlechtweg  als  Erscheinungen  von  historisch-socialem  Ursprung,  und  in  demselben 
Sinne  gelangt  er  einmal,  unmittelbar  nachdem  er  ganz  richtig  die  Grösse  des 
Arbeitslohnes,  des  Capitalgewinnes  und  der  Rente  für  ein  Resultat  „auch  der 
socialen  Machtverhältnisse  und  nicht  nur  der  natürlichen  Wirkung  des 
antheiligen  Productionsaffectes"  erklärt  hatte,  zu  dem  Ausspruche:  „Die 
Macht  allein,  die  Vertheilungsgesetze,  schreiben  die  Grösse  des  Antheils 
vor«  (41). 

Nun,  die  Wahrheit  liegt  auch  hier  gewisslich  in  der  Mitte.  Allein  die 
genaue  Linie,  in  der  sie  läuft,  ist  noch  nicht  dargelegt  worden.  Auch  von  der 
Grenzwerttheorie  noch  nicht.  Und  insoferne  hat  Stolzmanns  im  übrigen 
recht  anfechtbare  Kritik  einen  richtigen  Kern.  Nur  glaubt  Stolzmann  da 
Irrthum  zu  sehen,  wo  nur  eine  Lücke  ist.  Die  Grenzwerttheorie  hat  —  und 
zwar  aus  guten  Gründen  —  zuerst  und  bisher  allein  die  Wirkungen  der  rein 
wirtschaftlichen  Momente  systematisch  und  im  Detail  dargelegt.  Die  Mitwirkung 
der  socialen  Einflüsse   ist  von   ihr   durchaus  nicht  verleugnet,   auch  nicht  über- 
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sehen  —  ich  könnte  Stolz  mann  zahllose  Belegstellen  dafür  vorführen  — 
sondern  einfach  noch  nicht  ex  professo  bearbeitet  worden.  Stolzmanns 
"Werk  ist  ein  wirksamer  und  verdienstvoller  Mahnruf,  die  Lücke  zu  füllen.  Die 
Theorie  muss  und  wird  sich  dazu  bereit  finden  lassen. 


Ich  habe  mich  über  die  wichtigen  und  bedeutenden  Werke  Dietzels 
und  Stolzmanns  so  ausführlich  verbreitet,  dass  ich  mich  über  etliche  andere 
neue  Beiträge  zur  wirtschaftlichen  Theorie  desto  kürzer  fassen  muss,  obwohl 
auch  unter  ihnen  einige  wichtig  und  bedeutend  sind.  Dies  gilt  zumal  von  den 
Arbeiten  des  Amerikaners  Taussig  und  des  Schweden  Wickseil. 

Taussigs  „Wages  and  Capital"  schätze  ich  für  die  beste  bis  jetzt 
existierende  Monographie  über  das  Thema  des  Arbeitslohnes.  Sie  enthält  eine 
brillante  Dogmengeschichte  dieses  Themas  und  eine  positive  Erörterung  der  so 
viel  verschlungenen  Beziehungen  zwischen  Capital  und  Arbeitslohn,  welche  das 
Ergebnis  der  reifsten  Beherrschung  dieses  Stoffes  und  aller  denselben  betref- 
fenden vorhergegangenen  Forschungen  ist.  Im  Mittelpunkt  des  Ganzen  steht  die 
vielbesprochene  und  viel  gelästerte  „Lohnfondstheorie ".  Ich  halte  es  für  ein 
Meisterstück  unbefangener  und  zugleich  productiver  Kritik,  wie  Taussig  es 
versteht,  einerseits  die  zahlreichen  und  entscheidenden  Schwächen  jener  Lehre 
blosszulegen,  anderseits  sie  aber  doch  gegen  die  übermässige  Discreditierung, 
welche  sie  in  den  letzten  Decennien  zu  erfahren  pflegte,  in  Schutz  zu  nehmen, 
diejenigen  Körner  oder  Körnchen  von  Wahrheit,  die  in  ihr  eingeschlossen  lagen, 
herauszulesen,  und  vor  den  Augen  des  Lesers  in  eine  wohlgeordnete  und  der 
Sache  auf  den  Grund  gehende  Darstellung  des  gesammten  Verhältnisses  von 
Capital  und  Arbeit  zu  verweben. 

W  i  c  k  s  e  1 1  s  „finanztheoretische  Untersuchungen"  steuern  zur  ökonomischen 
Wissenschaft  viel  und  vielerlei  bei.  Die  theoretische  Nationalökonomie  ist  vor- 
zugsweise an  einigen  einleitenden  Capiteln  interessiert,  in  welchen  —  als 
theoretische  Vorbereitung  einer  Steuerüberwälzungslehre  —  die  Preis-  und 
Einkommensbildung  in  der  an  W  i  c  k  s  e  1 1  bekannten  bündigen  und  scharf- 
sinnigen Weise  erörtert  wird.  ^)  Die  specielle  Finanztheorie  verdankt  Wickseil 
eine  tiefgedachte  Theorie  der  Steuerüberwälzung,  oder,  wie  sich  W  i  c  k  s  e  1 1 
mit  einem  etwas  weiteren  Namen  ausdrückt,  der  „Steuerincidenz",  sowie  neue 
und  originelle  Untersuchungen  über  das  Princip  der  gerechten  Besteuerung.  In 
das  Gebiet  der  praktischen  Finanzpolitik  schlagen  einige  Erörterungen  über  die 
richtigste  parlamentarische  Behandlung  der  Finanzfragen  —  wohl  die  anfecht- 
barste Partie  des  trefflichen  Werkes  — ;  den  Beschluss  endlich  macht  eine  sehr 
dankenswerte  positive  Darstellung  des  gesammten  Steuerwesens  Schwedens. 

In  seinem  jüngsten  Werke  „Geldzins  und  Güterpreise'*  bietet  derselbe 
Verfasser  eine  äusserst  kühn  und  originell  gedachte  Theorie  des  Geldwertes  dar. 
Die  Exposition  der  vorliegenden   Probleme   und    die    Kritik    der   bisherigen  Geld- 

*)  Vergleiche  meinen  Bericht  über  Wicksells  ältere  Arhe't  über  „Wert,  Capital 
und  Bente"  in  Band  III  dieser  Zeitschrift  S.  162  ff. 
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theorien,  zumal  der  Produetionskosten-  und  der  Quantitätstheorie,  sind  meines 
Erachtens  von  mustergiltiger  Klarheit,  Besonnenheit  und  Schärfe,  und  werden 
unter  allen  Umständen  eine  "wertvolle  Bereicherung  der  theoretischen  Literatur 
dieses  äusserst  schwierigen  Gebietes  bilden.  Die  daran  schliessende  Entwickelung 
der  eigenen  Theorie  des  Verfassers  gipfelt  darin,  dass  der  Verfasser  dem 
jeweiligen  Stande  der  „Geldzinsrate",  wie  sie  vornehmlich  in  den  Disconto- 
sätzen  der  grossen  Banken  ihren  Ausdruck  und  ihre  Bestimmung  findet,  im 
Verhältnisse  zur  Rate  des  jeweils  herrschenden  „natürlichen  Capitalzinses"  einen 
maassgebenden  Einfluss  auf  den  allgemeinen  Preisstand  der  Waren  gegenüber 
dem  Gelde,  und  somit  indirect  auf  die  Kaufkraft  des  Geldes  zuschreibt;  in  der 
Art,  dass  eine  relativ  niedrige  Geldzinsrate  auf  die  Güterpreise  stimulierend,  eine 
relativ  hohe  Geldzinsrate  dagegen  herabdrückend  wirke.  Der  Verfasser  gelangt 
zu  diesem  Ergebnisse  mittelst  einer  vielgliedrigen  Kette  von  Beobachtungen  und 
Schlüssen,  deren  Darstellung  hier  zu  weit  führen  würde.  Einzelne  Glieder  dieser 
Kette  erscheinen  auf  den  ersten  Blick  etwas  gewagt;  aber  Wicksell  hat  sich 
durch  seine  bisherigen  Leistungen  ein  derartiges  Anrecht  auf  Beachtung 
erworben,  dass  seine  neue  Theorie  sicherlich  nicht  verfehlen  wird,  die  vollste 
Aufmerksamkeit,  und  natürlich  auch  die  eindringlichste  Kritik  der  berufenen 
Fachgenossen  auf  sich  zu  lenken.  Sollte  es  ihr  gelingen,  die  Feuerprobe  der 
Kritik  zu  bestehen,  dann  käme  ihr  für  die  Praxis  des  Geldwesens  eine  «norme 
Tragweite  zu,  insoferne  dann  in  einer  zielbewussten  und  einheitlichen  Discont- 
politik  der  Banken  ein  wirksames  Mittel  erblickt  werden  dürfte,  die  Kaufkraft 
des  Geldes  in  beliebiger  Richtung  zu  regulieren,  beziehungsweise  durch  Be- 
kämpfung drohender  Veränderungen  diese  Kaufkraft  zu  stabilisieren,  und  auf 
diese  Weise  dem  Ideal  eines  unveränderlichen  „Standard"  erheblich  näher  zu 
kommen. 

Die  Arbeiten  Leo  von  Buchs  und  Wernickes  sind  wieder  der  Wert- 
und  Preistheorie  gewidmet.  Leo  von  Buch  nimmt  den  entscheidendsten  Theil 
der  Grundlehren  von  Marx  an,  variiert  aber  dessen  W^ertlehre  dahin,  dass  der 
Warenwert  nicht  von  der  Menge,  sondern  von  der  Dauer  und  Intensität 
der  in  der  Ware  verkörperten  Arbeit  abhänge.  Was  er  dabei  an  physiologischem 
und  statistischem  Material  über  den  Einfluss  der  Arbeitsintensität  einerseits  auf 
den  Zustand  der  Arbeiter  und  anderseits  auf  die  Productivität  der  Arbeit  vor- 
bringt, ist  vielfach  anregend  und  interessant;  das  darauf  gebaute  theoretische 
System  dürfte  aber  kaum  lebensfähig  sein. 

W  ernicke  wiederholt  den  oft  gemachten  Versuch,  die  „subjective"  und 
die  „objective"  Werttheorie  zu  versöhnen  und  zu  einem  Ganzen  zu  verschmelzen. 
Nach  seiner  Ansicht  „gibt  es  apriorische  und  objective  Momente,  auf  Grund 
deren  sich  der  gesellschaftliche  Wert  und  Preis  in  der  Weise  bildet,  dass  die 
Gesellschaft  als  solche  zwar  Träger  solcher  wertbestimmenden  objectiven  Momente 
ist,  der  einzelne  aber  diesen  Wert  vorfindet."  Ich  begnüge  mich  mit  der  Vor- 
führung dieses  Programmsatz  es,  dessen  genauere  Ausführung  durch  Wernicke 
weder  leicht  noch  kurz  wiederzugeben  ist. 

Ein  ganz  merkwürdiges  Opfer  auf  dem  so  reich  versorgt'^n  Altar  der 
Werttheorie    hat    endlich    Gottl    gebracht.    Ein    Büchlein    von    76    Seiten    mit 
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einem  wunderlich  langen  und  etwas  mystischen  Titel:  „Der  Wertgedanke,  ein 
verhülltes  Dogma  der  Nationalökonomie.  Kritische  Studien  zur  Selbstbesinnung 
des  Forschens  im  Bereiche  der  sogenannten  Wertlehre."  Gottl  repräsentiert 
den  Typus  des.  erkenntnistheoretischen  Skeptikers  auf  dem  Gebiete  der  Wert- 
lehre; und  zwar  repräsentiert  er  ihn  in  einer  etwas  wunderlichen,  aber  dabei 
durch  und  durch  interessanten  und  liebenswürdigen  Weise.  Ich  halte  seine 
Schrift  in  der  Hauptsache  für  verfehlt;  aber  unterwegs  auf  den  krausen  Pfaden, 
die  uns  schliesslich  in  eine  falsche  Richtung  führen,  findet  der  Verfasser 
Gelegenheit  zu  zahlreichen  Aeusserungen,  die  wirklich  treffend  und  für  die 
„Selbstbesinnung"  der  Leser  förderlich  sind,  und  zu  noch  mehreren  Aeusse- 
rungen, die  wenigstens  darthun,  dass  der  Verfasser  selbst  ein  grundgescheiter, 
dabei  feiner  und  origineller  Kopf  ist,  der  gewohnt  ist,  tiefe  Einkehr  bei  sich 
und  seinem  Denken  zu  halten.  Jede  Besprechung  seiner  Schrift  muss  eigentlich 
ungerecht  gegen  sie  werden,  weil  ihre  Vorzüge  in  Details  liegen,  die  sich  der 
Wiedergabe  entziehen,  während  sich  die  Kritik  an  die  —  verfehlte  —  Hauptsache 
halten  muss. 

Gottl  geht  von  der  vielbesprochenen  und  von  vielen  Werttheoretikern 
mit  drastischen  Aussprüchen  beklagten  Thatsache  aus,  dass  die  „Wertlehre"  sich 
in  einem  überaus  strittigen  und  verworrenen,  geradezu  „chaotischen"  Zustande 
befindet.  Als  vorübergehender  Zustand  kann  so  etwas  gar  vielen  „Lehren"  in 
gar  vielen  Wissenschaften  passieren.  Aber  Gottl  glaubt  einige  Umstände  wahr- 
zunehmen, die  besonders  seltsam,  dabei  der  Wertlehre  besonders  eigenthümlich 
und  geeignet  seien,  ihren  Zustand  als  einen  dauernd  trost-  und  hoffnungslosen 
erscheinen  zu  lassen.  Die  „Wertlehre"  bestehe  nämlich  aus  einer  Menge  einzelner 
„Werttheorien",  die  sich  gegenseitig  ausschliessen.  Jeder  Urheber  einer  Wert- 
theorie halte  alle  anderen,  vorangegangenen  und  künftigen  Werttheorien  für 
falsch.  Jede  Besserung  des  Zustandes  werde  vom  Auftauchen  einer  neuen, 
richtigen  Werttheorie  erwartet.  Da  aber  jede  neue  Theorie  ausschliessliche 
Geltung  für  sich  beansprucht  und  keine  der  andern  auf  dieselbe  ausschliessliche 
Geltung  für  sich  verzichtet,  so  dient  die  Entwickelang,  von  der  man  den  Fort- 
schritt erwartet,  nämlich  das  Entstehen  neuer  Theorien,  in  Wahrheit  nur  zur 
Vergrösserung  des  Wirrwarres.  Dem  unbefangenen  dritten  muss  die  sogenannte 
Wertlehre  „als  ein  Ganzes  erscheinen,  das  aus  lauter  Theilen  besteht,  die  sich 
inhaltlich  untereinander  ausschliessen",  und  eben  darum  treffe  die  weitere  Abson- 
derlichkeit zu,  dass  die  Wertlehre  als  solche,  als  das  unpersönliche  Ganze  jener 
Theorien,  „im  eigentlichen  Sinne  gar  nichts  lehrt".  Der  Verfasser  bespöttelt  die 
Hoffnungen,  die  trotz  alledem  jeder  Urheber  einer  neuen  Werttheorie  immer 
noch  hege,  dass  gerade  seiner  Theorie  das  gelingen  werde,  was  jeder  anderen 
vor  ihm  misslungen  sei ;  und  er  ist  so  liebenswürdig,  in  diese  Bespöttlung  auch 
sich  selbst  einzubeziehen,  indem  er  uns  nicht  ohne  Humor  erzählt,  dass  er  auch 
einmal  eine  Werttheorie  verfasst  habe,  die  er  indes  nie  das  Licht  der  Welt 
erblicken  Hess. 

An  dieser  Misöre  trage  nun  der  Umstand  Schuld,  dass  die  ganze  bisherige 
Forschung  in  naiver,  kritikloser  Weise  von  der  vermeintlich  selbstverständlichen 
Voraussetzung  ausgegangen  sei,  dass,  „der  Wissenschaft  unter  dem  Sprachzeichen 
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Wert  ein  Gegenstand  vorgesetzt  sei,  der  als  der  eine,  für  jedermann  nämliche 
und  selbe  seiner  Erledigung  harre/'  Diese  naive  Voraussetzung  nennt  Gottl 
den  „Wertgedanken".  Er  will  nun  der  Forschung  zur  nöthigen  „Selbstbesinnung* 
verhelfen,  indem  er  an  diese  naive  Voraussetzung  die  kritische  Sonde  legt,  und 
statt  der  üblichen  „naiven  Wertfrage":  „Was  ist  der  Wert?''  die  „kritische 
Wertfrage"  aufwirft:  „Ist  überhaupt  der  Wissenschaft  unter  Wert  ein  Singular- 
object  vorgesetzt?"  Diese  Frage  ist  aber  nach  der  offenbaren  Meinung  des 
Verfassers,  wenn  diese  auch  in  reservierter  Form  mit  etlichen  erkenntnistheoretischen 
Vorsichtsclauseln  vorgetragen  wird,  rundweg  zu  verneinen.  Welche  Endschlüsse 
der  Verfasser  daraus  für  das  künftige  Schicksal  desjenigen  Forschungszweiges, 
der  bisher  durch  die  „sogenannte"  Wertlehre  reprä,sentiert  war,  ableiten  will,  ist 
nicht  ganz  klar,  weil  seine  Arbeit  ohne  eigentlichen  Schluss  abbricht.  Die  Grund- 
stimmung des  Büchleins  ist  aber  jedenfalls  desperater  Pessimismus. 

Da  Pessimismus  und  Skepticismus  heutzutage  sehr  ansteckende  Modekrank- 
heiten sind,  und  der  Verfasser  seinen  Skepticismus  so  elegant  und  verführerisch 
vorträgt  —  viel  wirksamer  als  der  dürre  Auszug  es  wiedergeben  kann  —  dass 
sein  Schriftchen  recht  gefährlich  werden  könnte,  so  möchte  ich  es  nicht  unterlassen, 
ihm  mit  einigen  Worten  zu  entgegnen,  auf  die  Gefahr  hin,  die  milde  Ironie, 
die  der  Verfasser  über  die  naiven  „Hoffnungsseligen"  ausgiesst,  noch  reichlicher 
zu  verdienen  als  bisher. 

Vor  allem  bin  ich  der  Ansicht,  dass  die  unbezweifelte  Unvollkommenheit 
der  nationalökonomischen  Wertlehre  zwar  dem  Grade  nach  um  ein  gutes  Stück 
schlimmer  ist,  aber  der  Art  nach  sich  in  nichts  von  der  Unvollkommenheit 
unterscheidet,  in  welcher  so  viele  „Lehren"  in  so  vielen  Wissenschaften  gesteckt 
sind  und  noch  stecken.  Dass  insbesondere  die  „Lehre"  im  objectiven  Sinne  sich 
aus  so  und  so  viel  einzelnen  „Theorien"  zusammensetzt,  von  denen  jede  die 
Prätension  hat,  die  allein  richtige  Repräsentantin  der  ganzen  Lehre  zu  sein,  ist 
nicht  allein  nichts  Absonderliches,  der  Wertlehre  Eigenthümliches,  sondern  vielmehr 
etwas  ganz  Selbstverständliches.  Die  Lehre  vom  Licht,  von  der  Wärme,  vom 
Schall,  vom  Fieber  war  oder  ist  jeweilig  durch  eine  Anzahl  von  widerstreitenden, 
gegen  einander  um  die  Geltung  ringenden  Lichttheorien,  Wärmetheorien,  Schall- 
theorien, Fiebertheorien  u.  s.  w.  repräsentiert,  und  der  Fortschritt  der  Wissenschaft 
beruht  hier  und  überall  darauf,  dass  richtige  oder  doch  richtigere  (der  Comparativ 
ist  trotz  seiner  Seltsamkeit  am  Platz  !)  Theorien  auftauchen,  welche  die  unvoll- 
kommeneren schnell  oder  langsam  verdrängen.  Dieses  Verdrängen  geht  freilich 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie  überhaupt  und  der  Wertlehre  insbesondere 
mit  einer  Langsamkeit  vor  sich,  die  den  Verfasser  auf  die  irrthümliche  Ansicht 
bringen  konnte,  dass  die  alten  Theorien  grundsätzlich  am  Leben  verbleiben,  und 
daher  der  Effect  des  Auftauchens  neuer  Theorien  dauernd  eine  Vermehrung  der 
Zahl  der  widerstreitenden  Theorien  und  damit  eine  Vermehrung  des  Wirrwarres 
sein  müsse.  Dieser  Eindruck  ist  irrthümlich.  Die  mangelhaften  Theorien  kommen 
auch  hier  ausser  Cours,  sehr  langsam,  aber  schliesslich  so  sicher  als  anderwärts. 
Sehr  langsam,  viel  langsamer  als  z.  B.  bei  physikalischen  oder  astronomischen 
Problemen,  aus  Gründen,  die  ich  sicherlich  nur  anzudeuten  brauche,  um  hiefür 
die  Zustimmung    des    mit   diesen  Dingen    so    vertrauten  Verfassers    zu    erlangen. 
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Theils  sind  die  socialen  Probleme  an  sich  viel  verwickelter  und  schwieriger  als 
die  meisten  naturwissenschaftlichen ;  theils  fehlt  den  Socialwissenschaften  das 
handgreiflichste  aller  Beweis-  und  Ueberführungsmittel,  das  des  Experimentes, 
fast  ganz ;  theils  arbeiten  an  den  Socialwissenschaften  unberufene,  nicht  aus- 
reichend für  die  Anforderung  ihrer  Wissenschaft  ausgerüstete  Elemente  (wobei  ich 
übrigens  den  Begriff  des  „Berufenen"  durchaus  nicht  einfach  mit  jenem  des 
„Professors"  identificieren  möchte !)  in  viel  ungünstigerem  Procentsatze  mit  als 
an  den  Naturwissenschaften ;  und  nicht  zum  geringsten  endlich  spielt  in  die 
Wirtschaftswissenschaft  der  Kampf  der  Interessen  mit  seinen  die  wissenschaftliche 
Unbefangenheit  trübenden,  das  Auge  blendenden,  die  Logik  verwirrenden  Wir- 
kungen stärker  als  wohl  in  irgendeine  andere  Wissenschaft  hinein.  Aber  aus 
allen  diesen  Gründen  erfolgt  die  Ausmärzung  der  falschen  Theorien  zwar 
langsamer  als  anderwärts,  aher  sie  erfolgt  schliesslich  doch.  Um  ein  ganz  grobes 
und  unzweifelhaftes  Beispiel  zu  wählen:  die  mercantilistischen  und  physiokratischen 
Theorien  sind  heutzutage  doch  gründlich  und  endgiltig  ausser  Cours  gesetzt,  und 
gerade  während  unserer  Generation  ist  wohl  auch  ein  gut  Stück  von  dem,  was 
die  Manchesterdoctrin  nicht  bloss  in  praktischen  Fragen,  sondern  auch  an  theore- 
tischen Ansichten  lehrte,  endgiltig  über  Bord  geworfen  worden. 

Was  aber  die  dem  Verfasser  so  anstössige  „naive"  Voraussetzung  des 
„Wertgedankens"  anbelangt,  so  ist  diese  Voraussetzung  erstlich  nicht  ganz  so 
naiv,  und  zweitens  sachlich  nicht  ganz  so  unrichtig  als  der  Verfasser  es  meint. 
Zwar  in  der  rigorosesten,  silbenstecherisch  genau  genommenen  Fassung,  die  man 

jenem  Gedanken   geben  kann,   dass   nämlich   unter  dem  Sprachzeichen  Wert  der 

» 
Wissenschaft    ein  Gegenstand    vorgesetzt  sei,    der    nach  Inhalt    und  Umfang    für 

jeden  Forscher  ganz  genau  als  der  nämliche  zur  Erledigung  gestanden  sei, 
wäre  jener  Gedanke  thatsächlich  nicht  zutreffend.  Aber  in  diesem  strengsten 
Sinne  ist  er  auch  von  der  bisherigen  Forschung  —  oder  zum  mindesten  von 
vielen  der  bisherigen  Forscher,  zu  welchen  auch  ich  mich  zähle  —  gar  nicht 
vorausgesetzt  worden.  Ich  weiss  ganz  gut,  dass  die  verschiedenen  „Wert- 
theorien" durchaus  nicht  vollständig  identische  Gegenstände,  durchaus  nicht 
ein  Thatsachengebiet  von  genau  demselben  Inhalt  und  Umfang,  nicht  mehr  und 
nicht  weniger,  behandelten,  oder  unter  dem  Namen  des  Wertes  nothwendig  hätten 
behandeln  müssen.  Wohl  aber  scheint  mir  ein  anderes  thatsächliches  Verhältnis 
zuzutreffen,  welches  auch  dem  Verfasser  an  einzelnen  Stellen  seiner  Schrift  (z.  B. 
S.  53)  vorgeschwebt  zu  haben  scheint:  dass  nämlich  bei  aller  Mannigfaltigkeit 
des  Behandlungsobjectes,  das  sich  die  verschiedenen  Werttheorien  vorgesetzt  haben 
mochten,  irgend  ein  Stück  dieses  Objectes  allen  gemeinsam  war,  dass  gewisser- 
maassen  die  vielen  Kreise,  unter  denen  man  sich  den  Inhalt  und  Umfang  der 
einzelnen  Werttheorien  vorstellen  kann,  in  irgendeinem  Stück  sich  „inhaltlich 
überdecken".  Um  wieder  nur  an  das  Gröbste  und  Zweifelloseste  zu  erinnern : 
alle  Verfasser  von  Werttheorien  bemühen  sich,  unter  diesem  und  jenem  Namen 
(Menger  z.  B.  gar  nicht  unter  dem  Namen  der  Wert-,  sondern  unter  jenem 
der  Preistheorie)  die  Thatsachen  und  Grössenverhältnisse  des  Warentausches  zu 
erklären.  Mit  diesem  gemeinsamen  Theile  zum  mindesten  —  die  meisten  Wert- 
theorien  überdecken    sich   in    einem  noch  grösseren  Stück    —    kommen  sich  die 
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verschiedenen  Werttheorien  nothwendig  ins  Gehege,  und  daraus  entsteht  in  ganz 
natürlicher  Weise  jener  vom  Verfasser  wohl  mehr  als  nöthig  bestaunte  „Kampf 
aller  gegen  alle",  jener  gewiss  recht  lange  dauernde,  aber  doch  schwerlich  mit 
Nothwendigkeit  „dauernd  unentschiedene  Kampf  ums  Alleinsein!'' 

Und  die  Zukunft  der  Wertlehre  ?  Sie  erscheint  mir  keineswegs  so 
hoffnungslos  wie  dem  Verfasser.  Gewiss  wird  ihr  alles,  was  zur  „Selbst- 
besinnung der  Forschung"  beiträgt,  förderlich  sein.  Und  dazu  wird  unter  anderem 
auch  gehören,  dass  sie  mit  recht  sorgfältiger,  bewusster  Kritik  auseinander  zu 
halten  versteht,  was  von  dem  anscheinend  chaotischen  Wirrwarr,  den  der  Ver- 
fasser einmal  sehr  humoristisch  durch  die  Aneinanderreihung  von  34,  sage  34 
abweichenden  Wertdefinitionen  illustriert,  auf  blosse  Verschiedenheit  in  der  Termi- 
nologie, was  auf  Abweichungen  oder  Fehler  im  Definieren,  und  was  endlich  auf 
einen  wirklichen  Widerstreit  in  der  Lehrmeinung  zu  rechnen  ist.  Aber  die  Haupt- 
aufgabe wird  immer  bleiben,  gewisse  Thatsachen  und  Erscheinungen,  welche  von 
der  ökonomischen  Wissenschaft  erklärt  werden  müssen,  und  deren  Erklärung 
herkömmlich  —  mit  oder  ohne  anderweitige  Zuthaten  —  zumeist  in  den  mit 
„Wert"  und  „Preis"  überschriebenen  Capiteln  der  Nationalökonomie  versucht 
wurde,  eben  sachlich  richtig  und  vollständig  zu  erklären ;  und  dazu  bedarf  es 
und  wird  es  immer  einer  Theorie  bedürfen,  welche  auch  in  Zukunft  von  der 
Wissenschaft  und  der  Volkssprache  schwerlich  mit  einer  anderen  Bezeichnung 
belegt  werden  wird  als  der  einer  „Werttheorie".  Dem  hochbegabten  Verfasser 
aber  hoffe  ich  zuversichtlich  noch  einmal  an  einer  positiven,  an  einer  construie- 
renden  und  nicht  destruierenden  Arbeit  im  weiten  Felde  unserer  Wissenschaft 
zu  begegnen,  und  zwar,  weil  irgend  ein  positives  Erklären  wirtschaftlicher 
Phänomene  anders  gar  nicht  möglich  ist,  im  Besitze  und  im  Glauben  an  eine 
„Werttheorie"  ! 
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uelten  hat  eine  kräftige  Initiative  auf  socialpolitischem  Gebiete  eine  so 
starke  und  nachhaltige  Bewegung  unter  den  führenden  Geistern  aller  europäischen 
Culturnationen  hervorgerufen,  als  die  in  den  achtziger  Jahren  in  rascher  Folge 
geschaffenen  deutschen  Arbeiter -Versicherungsgesetze.  Fragen  wir  uns  aber, 
welches  der  drei  Gesetzeswerke,  die  Krankenversicherung,  die  Unfallversicherung 
oder  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der  Arbeiter  an  dieser  Bewegung 
am  meisten  Antheil  hat,  so  müssen  wir  ohne  Bedenken  antworten:  nicht  die  in 
Volksgewohnheiten  wurzelnde  und  das  tägliche  Leben  des  Volkes  unmittelbar 
berührende  Krankenversicherung,  auch  nicht  die  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung, obwohl  diese  in  alle  Lebensbeziehungen  der  ganzen  Bevölkerung  des 
deutschen  Kelches  nahezu  ebenso  tief  eingreift  wie  die  allgemeine  Schulpflicht 
und  die  allgemeine  Wehrpflicht,  sondern  die  Unfallversicherung. 

Der  Grund  für  diese  im  ersten  Augenblicke  auffällige  Erscheinung  ist 
leicht  zu  finden.  Auf  keinem  Gebiete  ist  nämlich  die  volle  Unzulänglichkeit  des 
dem  Arbeiter  durch  das  gemeine  Kecht  gebotenen  Schutzes  gegen  die  durch  den 
modernen  Industrialismus  geschaffenen,  seine  wirtschaftliche  Existenz  täglich 
bedrohenden  Feinde  so  deutlich,  so  in  die  Augen  springend  geworden,  als  hin- 
sichtlich der  Gefahr  im  Berufe  zu  verunglücken. 

Das  gemeine  Kecht  aller  Staaten  erklärt  denjenigen,  welcher  an  dem  einem 
anderen  zugestossenen  Schaden  Schuld  trägt,  für  haftpflichtig;  dass  aber  dieser 
Grundsatz  in  der  Frage  der  Unfälle  bei  der  Arbeit  nicht  ausreicht,  weil  eben 
die  Stellung  des  Arbeiters  im  Wirtschaftsbetriebe  und  seine  Beziehungen  zum 
Betriebe  und  zu  dessen  Unternehmer  andere  sind  als  die  Beziehungen  zweier 
von  einander  ganz  unabhängiger  Personen,  wagen  heute  nicht  einmal  die  einge- 
fleischtesten Individualisten  offen  zu  bestreiten. 
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Wenn  den  Deutschen  und  den  Oesterreichern  das  Verdienst  gebürt,  in  der 
Frage  der  Unfälle  bei  der  Arbeit  mit  entschlossener  That  vorangegangen  zu 
sein,  so  muss  den  Franzosen  zugestanden  werden,  dass  sie  zur  Vertiefung  des 
Studiums  der  Frage  am  meisten  beigetragen  haben. 

Im  Jahre  1889  trat  in  Paris  über  Initiative  eines  aus  hervorragenden 
Vertretern  der  Theorie  und  Praxis  bestehenden  Comites  zum  erstenmale  der 
internationale  Congress,  betreffend  Unfälle  bei  der  Arbeit,  zusammen.  Ihm  folgten 
im  Jahre  1891  der  gleiche  Congress  in  Bern,  welcher  beschloss,  seinen  Wirkungs- 
kreis auch  auf  die  sociale  Versicherung  im  allgemeinen  auszudehnen,  sodann  die 
Congresse  in  Mailand  1894  und  Brüssel  1897.  Fast  mehr  noch  als  durch  die 
Inscenierung  dieser  Congresse  erwarb  sich  das  genannte  ,,Comitö  permanent"  um 
die  Verbreitung  des  Studiums  aller  Angelegenheiten,  welche  mit  der  Frage  der 
Unfälle  bei  der  Arbeit  und  des  socialen  Versicherungswesens  zusammenhängen, 
Verdienste  durch  die  regelmässige  Herausgabe  von  „Bulletins",  die  über  alle 
Phasen  der  Bewegung  auf  diesem  Gebiete  in  den  einzelnen  Ländern  mit 
peinlichster  Sorgfalt  berichten.  Ganz  besonders  muss  aber  hier  des  Secretärs 
dieses  Comites  Maurice  Bellom's  gedacht  werden,  dessen  Werke  über  die 
Arbeiterversicherung  in  den  einzelnen  Staaten  als  mustergiltige  Encyklopädien 
von  aussergewöhnlicher  Gründlichkeit  gelten  können. 

Der  Congress  des  Jahres  1889  zu  Paris  war  eigentlich  noch  kein  inter- 
nationaler, indem  an  demselben  ausser  Franzosen  hauptsächlich  nur  Schweizer 
theilnahmen;  er  hatte  auch  nur  vorbereitenden  Charakter.  Erst  der  Congress  in 
Bern  1891,  und  nach  diesem  die  Congresse  in  Mailand  und  Brüssel  führten  zu 
einem  äusserst  angeregten  internationalen  Meinungsaustausche  zufolge  reger 
Theilnahme  aus  Deutschland  und  Oesterreich,  sowie  aus  allen  anderen  europäischen 
Culturstaaten. 

Ein  charakteristisches  Gepräge  erhielten  die  Verhandlungen  auf  diesen 
Congressen  durch  die  Theilnahme  des  vor  kurzem  zurückgetretenen  ersten 
Präsidenten  des  deutschen  Reichsversicherungsamtes  Dr.  Bödiker,  der  als 
Führer  der  Verfechter  des  socialen  Versicherungswesens  an  den  Verhandlungen 
lebhaft  Antheil  nahm,  und  der  zu  dem  unverkennbaren  Fortschritte  dieser 
Grundsätze  zweifellos  viel  beigetragen  hat.  Auch  die  romanischen  Nationen 
waren  durch  geistig  bedeutende  Männer  vertreten,  so  unter  anderen  die  Franzosen 
durch  Cheysson,  Ives  Guyot,  die  Belgier  durch  Dejace,  Prins, 
M  0  r  i  s  s  e  a  u  X,  die  Italiener  durch  Chimirri,  Luzatti,  Ferraris. 

In  dem  einen  Hauptpunkte  herrschte  auf  den  Congressen  unter  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Theilnehmer  wohl  so  ziemlich  von  Anfang  an  Einigkeit, 
nämlich  in  der  Anerkennung  des  „risque  professionnel",  d.  h.  des  Grundsatzes, 
dass  der  moderne  Wirtschaftsbetrieb  für  den  Arbeiter  Gefahren  mit  sich  bringe, 
welche  mit  seinem  Berufe  untrennbar  verbunden  sind,  und  für  welche  er  im 
Arbeitslohne  ein  entsprechendes  Aequivalent  nicht  beziehe,  die  daher  auch  nicht 
ihm,  sondern  ganz  oder  wenigstens  vorzugsweise  dem  Arbeitgeber  zur  Last 
fallen  müssen;  mit  anderen  Worten,  dass  die  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechtes  über  Schadenersatzpflicht  einer  wesentlichen  Erweiterung  zu  Gunsten  des 
im    Berufe    verunglückten    Arbeiters    bedürfen.     Auch    darüber    herrschten    im 
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wesentlichen  keine  Meinungsverschiedenheiten,  dass  die  Verantwortlichkeit  des 
Arbeitgebers  nicht  allein  auf  Betriebsunfälle,  die  durch  Zufall,  unbekannte 
Ursachen,  höhere  Gewalt  oder  durch  die  eigentliche  Berufsgefahr  hervorgerufen 
sind,  sondern  auch  auf  die  durch  leichtes  Verschulden  des  Arbeitgebers  oder 
des  Arbeiters  verursachten  Unfälle  auszudehnen  sei.  Noch  in  einem  anderen 
gewissermaassen  negativen  Sinne  zeigte  sich  bald  eine  fortschreitende  Einigung 
der  Ideen,  insoferne  nämlich,  als  man  sich  keiner  Täuschung  darüber  hingab, 
dass  die  noch  in  den  siebziger  Jahren  und  Anfang  der  achtziger  Jahre  in  den 
Haftpflichtgesetzgebungen  einiger  Staaten  (Deutschland,  Schweiz,  österreichisches 
Eisenbahn-Haftpflichtgesetz  etc.)  versuchten  Lösungen  der  Unfallfrage  durch 
Verschiebung  der  Beweislast  (für  das  Verschulden)  zu  Gunsten  des  Arbeiters 
eben  keine  Lösung  bedeuten,  und  in  der  That  spielt  die  Frage  der  Beweislast 
in  den  heute  die  einzelnen  Gezetzgebungen  beschäftigenden  Entwürfen  keine  oder 
doch  nur  eine  ganz  untergeordnete,  gewisse  Lücken  der  einzelnen  Systeme 
ausfüllende  Eolle. 

Das  Maass  der  den  Arbeitern  zuzuerkennenden  Ansprüche  war  auf  den 
Congressen  nur  in  geringerem  Grade  Gegenstand  der  Discussion.  Immerhin  kann 
in  dieser  Kichtung  als  allgemeine  Anschauung  angenommen  werden,  dass  die 
Anerkennung  einer  Entschädigungspflicht  gegenüber  dem  Arbeiter  keineswegs 
involviere,  dass  diese  Entschädigung  in  allen  Fällen  einen  Ersatz  des 
vollen  dem  Verletzten  oder  den  Hinterbliebenen  eines  Getödteten  erwachsenen 
Schadens  betragen  müsse.  Der  den  deutschen  und  österreichischen  Uufall- 
versicherungsgesetzen  in  dieser  Beziehung  eigenthümliche  Grundsatz  einer  den 
maassgebenden  Verhältnissen  angepassten,  billigen  Entschädigung  stiess  nicht  auf 
Widerspruch. 

Soweit  herrschte  Uebereinstimmung.  Den  eigentlichen  Gegenstand  einer 
lebhaften  Discussion  bildeten  auf  den  Congressen  in  Bern,  Mailand  und  Brüssel, 
von  kürzeren  Erörterungen  über  Einzelfragen  abgesehen,  nur  zwei  Fragen, 
nämlich: 

1.  die  Frage,  durch  welche  Mittel,  durch  welche  Organisation  die  Ent- 
schädigungsansprüche der  Arbeiter  aus  Unfällen  sicherzustellen  sind,  und 

2.  welche  Stellung  in  der  Unfallsfrage  dem  „schweren  Verschulden*' 
sowohl  auf  Seite  des  Arbeiters  als  auch  des  Arbeitgebers  zuzuweisen  sei. 

In  diesen  beiden  Fragen  waren  und  sind  —  wenn  auch  in  gemildertem 
Maasse  —  heute  noch  zwei  Geistesrichtungen  auf  den  Congressen  deutlich  zu 
unterscheiden,  die  von  hervorragenden  Congresstheilnehmern  selbst  gerne  als 
l'esprit  romanique  und  l'esprit  germanique  bezeichnet  wurden. 

Während  die  erstere  Richtung,  der^n  Hauptredner  in  der  That  vorzugs- 
weise Vertreter  romanischer  Nationen  sind,  den  Fortschritt  in  der  Unfallsfrage 
durch  eine  Fortbildung  des  gemeinen  Eechtes,  durch  Ausgestaltung  des  Arbeits- 
vertrages oder  doch  durch  eine  Specialgesetzgebung  zu  erreichen  suchen,  welche 
eine  Sicherung  der  den  Arbeitern  neu  zuzugestehenden  Ansprüche  mit  der  vollen 
Wahrung  der  Dispositionsrechte  der  Unternehmer  hinsichtlich  der  hiezu  dienlichen 
Mittel  verbindet,  scheuen  sich  die  Vertreter  der  anderen  Eichtung  nicht,  das  neue 
Eecht  von  vornherein  ganz  in  das  Gebiet  der  socialreformatorischen  Gesetzgebung 

28* 


436  Kaan. 

zu  rücken,  die  ohne  gewisse  Zwangsmittel  nicht  auskommt.  Dieses  Zwangsmittel 
erblicken  sie  in  der  obligatorischen  Versicherung  mit  Hilfe  der  Zwangs- 
c  ass  e. 

Auf  diesem  Boden  des  Versicherungszwanges  mit  Zwangscasse  standen  auf 
den  Congressen  geschlossen  die  Vertreter  Deutschlands,  Oesterreichs,  der  Schweiz, 
dann  auch  die  Vertreter  einiger  nordischen  Staaten,  seit  Mailand  auch  die 
Vertreter  Hollands,  endlich  nach  ihren  in  Brüssel  abgegebenen  Erklärungen 
auch  die  Belgier  Prins  und  Morisseaux. 

Nicht  so  geschlossen  traten  die  Gegner  auf.  In  ihren  Eeihen  standen 
Vertreter  der  verschiedensten  Systeme.  Eine  kleine  aber  rührige  Gruppe  von 
Individualisten,  als  deren  Führer  der  Franzose  Ives  Guyot  angesehen  werden 
kann,  und  der  auch  der  Engländer  D  r  a  g  e  zuzurechnen  ist,  verwirft  von  vorn- 
herein jeden  Zwang  zur  Versicherung  als  den  Ausdruck  eines  alle  private 
Initiative  ertödtenden  Staats -Socialismus;  sie  stehen  dem  Grundsatze,  dass  das 
„risque  professionnel"  dem  Arbeitgeber  zur  Last  fallen  solle,  überhaupt  sehr 
skeptisch  gegenüber  oder  verwerfen  denselben  direct,  zum  mindesten  halten  sie 
jede  Gesetzgebung,  die  zur  Sicherstellung  der  den  Arbeitern  zuzugestehenden 
Ansprüche  von  den  allgemeinen  civilrechtlichen  Grundsätzen  abgeht,  für  schädlich. 
Dieser  Gruppe  stehen  auch  die  Belgier  Dejace,  Sainctelette,  van 
Berghem  nahe,  welche  eine  allen  Anforderungen  entsprechende  Regelung  der 
Haftpflicht  des  Unternehmers  in  erster  Linie  durch  eine  Ausgestaltung  der 
Gesetzgebung  über  den  Arbeitsvertrag  zwischen  dem  Unternehmer  und  dem 
Arbeiter  wünschen,  also  ein  Kecht  des  Arbeiters  auf  Entschädigungsansprüche 
in  Erfüllung  des  Arbeitsvertrages  construieren  wollen. 

Eine  andere  Gruppe,  welcher  die  Mehrzahl  der  französischen  Congress- 
theilnehmer  unter  Führung  des  geistreichen  E.  Cheysson  angehörte,  zieht  aus 
der  Annahme  des  Grundsatzes  der  Haftung  des  Unternehmers  für  das  „risque 
professionnel"  die  Consequenz,  dass  zur  Sicherstellung  der  Ansprüche  des 
Arbeiters  auch  besondere  Garantien  geboten  werden  müssen;  allein  sie  bestreiten, 
dass  diese  Garantien  ausschliesslich  in  der  Zwangsversicherung  bestehen  müssen, 
obgleich  sie  in  der  Versicherung  das  geeignetste  Mittel  diese  Garantien  zu 
bieten,  erblicken.  Als  einzelne  Formen  dieser  Garantien,  die  offen  zu  lassen 
wären,  zählt  Cheysson  auf:  Garantieleistung  durch  Cautionsbestellung,  Ver- 
sicherung bei  privaten  Versicherungsgesellschaften,  bei  territorial  (nach  Landes- 
theilen)  abgegrenzten  Gassen,  bei  berufsgenossenschaftlichen  Vereinigungen,  bei 
gegenseitigen  Hilfscassen,  dann  die  Vereinigung  von  Unternehmern  zum  Zwecke 
der  gegenseitigen  Garantieleistung  (syndicats  de  garantie),  endlich  für  solche, 
welche  von  allen  diesen  Möglichkeiten  keinen  Gebrauch  machen,  die  Versicherung 
bei  einer  officiellen  Cassa  als  ultima  ratio. 

Noch  einen  in  der  Praxis  allerdings  kaum  bedeutenden  Schritt  weiter 
geht  eine  dritte  Gruppe,  als  deren  hervorragendste  Repräsentanten  die  Italiener 
C h i m i r r i  und  Luzzatti  anzusehen  sind.  Sie  anerkennen,  dass  die  Haftung 
des  Unternehmers  für  das  „risque  professionnel"  nur  bei  Annahme  des  Zwangs- 
versicherungssystems annehmbar  sei,  doch  sei  hiezu  nicht  auch  die 
Zwangscasse    nothwendig.    Wohl   müsse    der   Staat    durch    Errichtung    officieller 


I 


Gegenwärtiger  Stand  der  Frage  der  Entschädigung  für  Betriebsunfälle  etc.     437 

Gassen  dafür  sorgen,  dass  Gelegenheit  zu  billiger  Versicherung  vorhanden  sei, 
im  übrigen  sei  aber  dem  Unternehmer  die  Wahl  des  Versicherers  frei  zu  stellen, 
wobei  übrigens  viele  Anhänger  dieser  Richtung  doch  die  Versicherung  bei 
privaten  Versicherungsgesellschaften  ausschliessen  und  nur  gegenseitige  zum 
Zwecke    der   Unfallversicherung   gebildete  Unternehmerverbände    zulassen    wollen. 

Der  Vollständigkeit  halber  müssen  wir  hier  noch  einer  Eichtung  gedenken, 
die  zwar  auf  den  Congressen  nicht  stark  hervortrat,  deren  Standpunkt  jedoch 
insoferne  ein  principiell  verschiedener  ist,  als  die  Anhänger  dieser  Richtung  über 
das  Princip  der  Haftpflicht  als  der  Grundlage  und  des  Ausgangspunktes  der 
Unfallversicherung  hinausgehen,  und  die  Unfallversicherung  überhaupt  nur  als 
einen  Theil  des  grossen  Problemes  der  socialen  Versicherang,  als  eines  Complexes 
verschiedener  Versicherungszweige  (Kranken-,  Unfall-,  luvaliditäts-,  Altersversi- 
cherung etc.)  angesehen  wissen  wollen,  daher  auch  den  Unterschied  zwischen 
Betriebsunfall  und  Unfall  des  gewöhnlichen  Lebens  fallen  lassen. 

In  dieser  Richtung  bewegt  sich  gegenwärtig  die  Gesetzgebung  in  Schweden 
(auf  den  Congressen  vertreten  durch  Dr.  Lindste  dt);  in  gewissem  Sinne 
strebt  diesem  Ziele,  wie  unten  noch  näher  erörtert  wird,  auch  die  in  vielen 
Beziehungen  lehrreiche  Gesetzgebung  der  Schweiz  zu. 

Die  Gegner  der  Zwangsversicherung  fussen  sämmtlich  auf  liberal-wirtschaft- 
lichen Doctrinen  und  motivieren  ihre  Gegnerschaft  mit  Gegensätzen  zwischen  dem 
romanischen  und  dem  germanischen  Volkscharakter;  sie  sehen  in  der  Zwangversi- 
cherurg,  namentlich  bei  Annahme  des  Cassenzwanges,  einen  unheilvollen  Staats- 
socialismus,  eine  jedes  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  vernichtende  Bevormundung, 
auch  an  tendenziösen  Ausdrücken  wie  „deutsche  Kaserne"  fehlte  es  nicht.  Die 
Hauptvorwürfe,  welche  sie  aus  den  Erfahrungen  bei  der  Unfallversicherung  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  zogen,  waren,  dass  diese  Zwangsversicherung  eine  Vermehrung 
der  Unfälle  mit  sich  gebracht,  also  zur  Sorglosigkeit  von  Seite  der  Unternehmer  und 
der  Arbeiter  Anlass  gegeben  habe,  und  dass  die  Zahl  der  Streitfälle  nicht 
geringer  sei  als  bei  der  Haftpflichtgesetzgebung.  In  ersterer  Beziehung  wurden 
(namentlich  von  Dejace,  Ives  Guyot,  Jottrand  und  anderen)  aus  den 
unfallstatistischen  Publicationen  Deutschlands  und  Oesterreichs  augenscheinlich 
falsche  Schlüsse  gezogen.  Die  Deutschen  und  Oesterreicher  unterliessen  es 
demgegenüber  nicht  mit  Nachdruck  darauf  hinzuweisen,  dass  unfallstatistische 
Aufnahmen  erfahrungsgemäss  überhaupt  nur  insoweit  vollständig  gelingen,  als 
sich  an  die  Unfallsanzeige  irgendein  materielles  Interesse  knüpft,  und  dass  auch 
die  Vermehrung  der  ausgewiesenen  Unfälle  in  Deutschland  und  Oesterreich  nicht 
eine  factische  Zunahme  der  Unfälle,  sondern  nur  eine  durch  die  Verbreitung 
der  Kenntnisse  von  den  Entschädigungsansprüchen  bewirkte  Vermehrung  der 
Unfalls  an  z  e ige  n  bedeute,  was  schon  daraus  hervorgehe,  dass  sich  nur  die 
Zahl  der  leichteren  Unfälle,  nicht  auch  die  der  schweren  vergrössere.  Einen 
drastischen  Beleg  für  diese  Erklärung  brachte  der  schweizerische  Ärbeiter- 
Secretär  Greulich  auf  dem  Mailänder  Congresse,  welcher  auseinandersetzte, 
wie  sich  in  der  Schweiz  mit  jeder  Phase  der  Haftpflichtgesetzgebung  die 
Zahl  der  Unfälle  vermehrte,  und  wie  bei  der  vorbereitenden  Unfallzählung  in 
der  Schweiz    während    der   Zeit    vom    1.   April    1888    bis    1.   April  1891    die 
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Zahl  der  Unfallsanzeigen  von  Periode  zu  Periode  stieg,  als  man  die  den  Aerzten 
und  Zählern  zuerkannten  Prämien  für  ünfallsanzeigen  von  50  Centimes  successive 
auf  80  Centimes  und  einen  Franc  erhöhte. 

Hinsichtlich  der  Zahl  der  Streitfälle  unter  der  Herrschaft  der  Zwangs- 
versicherung in  Deutschland  und  Oesterreich  konnte  von  Seite  der  Vertreter  dieser 
Staaten  allerdings  nicht  bestritten  werden,  dass  eine  grosse  Zahl  von  Fällen  erst 
durch  schiedsgerichtliche  Entscheidung  endgiltig  ausgetragen  werde,  allein  sie 
wiesen  auf  den  grundsätzlich  verschiedenen  Charakter  solcher  Streitigkeiten 
zwischen  Entschädigungsansprechern  und  den  Organen  der  Versicherung  einerseits 
und  anderseits  jenen  odiosen,  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  verbitternden  Processen  hin,  welche  aus  der  Haftpflichtgesetzgebung 
entstehen,  und  welche  in  Deutschland  zunächst  den  Anstoss  gaben,  das  Haft- 
pflichtprincip  überhaupt  zu  verlassen. 

Neben  der  Frage  der  Organisation,  beziehungsweise  der  Mittel,  um  die 
Entschädigungsansprüche  der  Verunglückten  wirksam  zu  machen,  bildete  wie 
bereits  erwähnt,  die  Frage,  welche  Stellung  dem  „schweren  Verschulden"  anzu- 
weisen sei,  den  Hauptgegenstand  der  Discussion  auf  den  Congressen. 

Die  Literatur  über  diese  Frage  füllt  in  Frankreich  und  namentlich  in 
Belgien  bereits  Bände.  Die  bezüglichen  Verhandlungen  haben  sich  auch  auf 
den  Congressen,  insbesondere  in  Bern  und  in  Mailand,  über  das  Niveau  des 
Gewöhnlichen  erhoben.  Auch  hier  waren  es  wieder  Vertreter  romanischer 
Nationen  einerseits  und  germanischer  anderseits,  welche  sich  schroff  gegenüber- 
standen, wobei  sich  allerdings  den  letzteren  die  Italiener  und  auch  ein  Theil 
der  Franzosen  näherten.  Unter  den  ersteren  nahmen  insbesondere  die  durch 
einige  hervorragende  Juristen  vertretenen  Belgier  einen  extremen  Standpunkt 
ein.  Das  von  ihrem  Wortführer  Dejace  auf  dem  Congresse  in  Mailand  ent- 
wickelte Princip  lässt  sich  in  den  folgenden  Satz  kleiden:  die  Folgen  jeder 
„faute  lourde",  sei  es  auf  Seite  des  Arbeitgebers  oder  auf  Seite  des  Arbeiters, 
sollen  mit  allen  aus  dem  gemeinen  Rechte  fliessenden  Consequenzen  dem 
betreffenden  Schuldtragenden  zur  Last  fallen,  daher  bei  schwerem  Verschulden 
des  Arbeiters  keine  Entschädigung,  bei  schwerem  Verschulden  des  Unternehmers 
zu  seinen  Lasten  Entschädigung  nach  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechtes. 

Die  Ausdehnung  der  Versicherung  auch  auf  die  Fälle  des  schweren  Ver- 
schuldens, also  die  Auftheilung  der  Folgen  eigener  Schuld  auf  die  Allgemeinheit, 
so  argumentiert  er,  muss  langsam  die  hauptsächlichste  Triebkraft  der  Civilisation, 
das  Gefühl,  dass  jeder  seines  Glückes  Schmied  ist,  abstumpfen.  Das  Bewusstsein 
der  Verantwortlichkeit  ist  der  grosse  Motor  des  Lebens,  der  Stachel,  ohne 
welchen  es  keinen  Fortschritt  gibt.  Die  Folgen  seiner  Beseitigung  könnten 
verhängnisvoll  sein.  Ist  es  gerecht,  dass  der  schuldige  Unternehmer  durch  die 
Versicherungsgemeinschaft  gedeckt  wird,  der  er  angehört,  und  dass  der  betreffende 
Arbeiter  nicht  vollen  Schadenersatz,  sondern  nur  Ersatz  nach  den  geringeren 
Ansätzen  des  Versicherungsgesetzes  erlangt?  Kann  man  das  überhaupt  noch 
Arbeiterversicherung  nennen,  oder  ist  das  nicht  vielmehr  etwas  anderes, 
nämlich    die    Versicherung     des    Unternehmers    gegen    die    Folgen    seiner 
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Schuld?  Ist  es  andererseits  nicht  aach  ungerecht,  dem  Arbeiter  eine  Entschädigung 
zu  gehen,  welcher  den  Unfall  durch  Ungehorsam  oder  sonstiges  schweres 
Verschulden  hervorgerufen  hat?  Wenn  man  sich  demgegenüber  auf  die  Forderungen 
der  Humanität  beruft,  so  müsse  geantwortet  werden,  dass  Humanität  und  Eecht 
zu  trennen  sind;  so  sehr  ein  solcher  Arbeiter  unterstützungswürdig  sein  möge, 
das  Eecht  auf  die  Entschädigung  habe  er  verwirkt.  In  der  Steigerung  der  Zahl 
der  Unfälle  in  Deutschland  und  Oesterreich  erblickt  Dejace  einen  Beweis 
dafür,  dass  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  sich  bei  Unternehmern  und 
Arbeitern  abgestumpft  habe. 

Diesem  Standpunkte  hielten  die  Gegner,  sehr  lebhaft  unter  anderen  der 
Italiener  Chimirri  auf  dem  Mailänder  Congresse  entgegen,  dass  das  gemeine 
Eecht,  von  welchem  Dejace  und  seine  Freunde  ausgehen,  überhaupt  nicht  der 
Boden  sei,  auf  welchem  die  Frage  der  Schadloshaltung  für  Betriebsunfälle  gelöst 
werden  könne,  sondern  ein  anderes  Eecht,  nämlich  das  der  socialen  Billigkeit. 
Einen  schönen  Ausdruck  von  nachhaltiger  Wirkung  fand  B  ö  d  i  k  e  r  auf  dem 
Berner  Congresse  für  diesen  Gedanken.  Sind  wir  uns  immer,  so  fragte  er,  der 
vollen  Consequenzen  schwerer  Fehler,  die  wir  begehen,  bewusst,  trifft  uns  immer 
sogleich  die  ganze  Schwere  der  Züchtigung,  oder  sind  wir  nicht  häufig  glücklich, 
wenn  die  Strafe  der  Schuld  nicht  unmittelbar  auf  dem  Fusse  folgt?  Gestehen 
wir  doch  dem  Arbeiter,  welcher  Leib  und  Leben,  Gesundheit  und  Existenz  auf 
das  Spiel  setzt,  das  Gleiche  zu!  Wo  in  der  Welt  findet  man,  dass  eine  Schuld, 
und  wenn  sie  auch  schwer  sei,  mit  einer  Strafe  belegt  wird,  deren  Dauer  sich 
auf  das  ganze  Leben  des  Schuldigen  ausdehnen  kann?  Ein  solches  Princip  darf 
man  in  ein  Werk  der  Versöhnung  von  Gegensätzen  nicht  einführen,  vom  Arbeiter 
nicht  zu  viel  verlangen.  Handeln  wir  grossmüthig,  wie  wahre  Freunde  des 
Arbeiters!  Das  ist  nicht  nur  weise  und  politisch,  sondern  in  gleicher  Weise 
christlich. 

Was  das  schwere  Verschulden  auf  Seite  des  Unternehmers  anbelangt,  so 
wurden  die  Argumentationen  Dejace's  nur  insoweit  bekämpft,  als  derselbe  die 
Haftung  des  Unternehmers  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Eechtes 
verlangte,  während  darüber  keine  wesentliche  Meinungsverschiedenheit  herrschte, 
dass  eine  Haftung  des  Unternehmers,  beziehungsweise  eine  Schadloshaltung  der 
Versicherungsgemeinschaft  mindestens  insoweit  eintreten  soll,  als  Entschädi- 
gungen nach  dem  Specialgesetze  über  die  Unfallversicherung  überhaupt  zu 
gewähren  sind,  beziehungsweise,  als  die  Versicherungsgemeinschaft  solche  Ent- 
schädigungen geleistet  hat.  Im  übrigen  wurden  in  dieser  Beziehung  die 
verschiedensten  Systeme,  dem  Unternehmer  bei  schwerem  Verschulden  eine 
Haftpflicht  aufzuerlegen,  auf  den  Congressen  entwickelt.  (Vgl.  die  unten  folgende 
Zusammenstellung.) 

Die  Unfallcongresse  hatten  selbstverständlich  einen  ausschliesslich  aka- 
demischen Charakter;  trotzdem  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  sie  befruchtend  auf 
die  concreten  gesetzgeberischen  Arbeiten  der  einzelnen  Länder  eingewirkt  und 
namentlich  das  Interesse  am  Gegenstande  wach  erhalten  haben.  Die  Gesetzgeber 
arbeiten  freilich  in  den  meisten  Staaten  langsam  und  entschliessen  sich  selbst 
dort,    wo    die  Frage    schon    Jahrzehnte    lang    auf   der   Tagesordnung  steht,    nur 
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schwer  für  eine  Lösung,  immerhin  ist  gerade  in  der  letzten  Zeit  ein  bedeutender 
Fortschritt  zu  verzeichnen. 

Thatsächlich  besitzen  heute  neben  Deutschland  und  Oesterreich  nur  noch 
Norwegen  (seit  1894)  und  Finnland  (seit  1895)  fertige,  in  Wirksamkeit 
stehende  Gesetze  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter;  ausserdem  haben  in 
jüngster  Zeit  England  (Workmen's  Compensation  Act  vom  1.  August  1897) 
und  Dänemark  (8.  Jänner  1898)  der  modernen  Auffassung  entsprechende 
Haftpflichtgesetze  geschaffen,  die  jedoch  nur  als  bedeutsame  Schritte  auf  der 
neuen  Bahn,  nicht  als  endgiltige  Lösungen  gelten  können,  vor  wenigen  Wochen 
endlich  sind  nach  jahrzehntelanger  Discussion  unerwarteter  Weise  auch  Frankreich 
und  Italien  zu  übereinstimmenden  Beschlüssen  der  gesetzgebenden  Körper  gelangt, 
so  dass  auch  in  diesen  Staaten  die  Kundmachung  von  ünfallentschädigungs- 
gesetzen  in  allerjüngster  Zeit  erfolgen  konnte. 

In  den  übrigen  Staaten  befindet  sich  die  Gesetzgebungsarbeit  noch  in 
einem,  wenn  auch  theilweise  schon  weit  gediehenen,  vorbereitenden  Stadium,  so 
insbesondere  in  Belgien,  Schweiz,  Holland,  Schweden,  Luxemburg. 

Um  den  Vergleich  der  Gesetze,  beziehungsweise  der  die  Gesetzgebung  der 
einzelnen  Länder  gegenwärtig  beschäftigenden  Entwürfe  zu  erleichtern,  soll  hier 
noch,  bevor  zur  einzelweisen  Darstellung  übergegangen  wird,  versucht  werden 
mit  wenigen  Worten  die  Stellung  zu  kennzeichnen,  welche  diese  Gesetze  (Ent- 
würfe) zu  den  Principienfragen  des  zu  lösenden  Problemes  einnehmen.  Dabei 
muss  aber  im  Auge  behalten  werden,  dass  die  Entwürfe  einzelner  Länder 
(Belgien,  Holland  u.  a.)  voraussichtlich  noch  verschiedene,  vielleicht  sehr  maass- 
gebende  Wandlungen  durchmachen  werden. 

Gliedern  wir  zunächst  die  Gesetze  (Entwürfe)  nach  dem  Ausdrucke,  welchen  sie 
der  Anerkennung  des  Principes  des  „risque  professionnel"  geben,  beziehungs- 
weise nach  den  Mitteln  zur  Durchsetzung  der  Ansprüche  Verunglückter,  so  lässt 
sich  hiefür  das  folgende  Schema  aufstellen: 

(Die  Länder,  in  welchen  es  sich  nicht  um  fertige  Gesetze,  sondern  nur 
um  Entwürfe  handelt,  sind  mit  einem  *  versehen.) 

1.  Obligatorische  Unfallversicherung  mit  Einführung  von 
Zwangscassen: 

Deutschland,  Oesterreich,  Schweiz*,  Norwegen,  Holland*,  Luxemburg*; 
auch  Belgien*  muss  nach  dem  Majoritäts-Entwurf e  des  conseil  sup^rieur  du 
travail  hieher  gerechnet  werden.^) 

2.  Obligatorische  Unfallversicherung  mit  Einführung  officieller 
Gassen,  jedoch  bei  Zulassung  anderer  Gassen  oder  Versicherungs- 
gesellschaften: 

Italien,  Finnland. 

Von  diesem  Systeme  unterscheidet  sich  eigentlich  nur  durch  die  verschiedene 
Betonung  der  Versicherung  als  Garantiemittel  das  nächste,  nämlich 

3.  Die  Statuierung  der  Haftpflicht  des  Unternehmers  und 
Sicherstellung  der  Unfallsentschädigungen  durh  ein  System 


^ 


*)  Bezüglich  Belgiens  vgl.  den  Nachtrag,  wonach  sich  zufolge  des  jüngst  von  der 
Eegierung  eingebrachten  Entwurfes  eine  wesentliche  Aenderung  der  Situation  ergeben  hat. 
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von  Garantien,  unter  denen  die  Versicherung  einen  hervorragenden,  jedoch 
nicht  ausschliesslichen  Platz  einnimmt. 

Frankreich  (Gesetz  vom  9.  April  1898)  Belgien*  (Minoritätsentwurf). 

4.  Statuier ung  der  Haftpflicht  des  Unternehmers,  bezie- 
hungsweise der  Ansprüche  der  Arbeiter  auf  gewisse  Entschädigungen,  ohne  Vor- 
schreibung   bestimmter   Formen    für    die    Garantieleistung: 

England  (Workmen's  Compensation  Act  1897),  Dänemark  (Gesetz  vom 
8.  Jänner  1898). 

Das  Maass  der  Entschädigungen  ist  in  allen  vorgenannten  Gesetzen  oder 
Entwürfen  genau  bestimmt,  oder  doch  in  gewisse  enge  Grenzen  eingeschlossen ; 
voller  Schadenersatz  nach  civilrechtlichem  Grundsatze  ist  (soweit  es  sich  nicht 
um  ein  schweres  Verschulden  des  Arbeitgebers  handelt)  nirgends  normiert. 

Die  nächste  Frage,  die  uns  hier  interessiert,  ist  die  nach  der  Organisation 
der  Versicherung,  nämlich  nach  den  Trägern  derselben,  und  nach  den  Grund- 
sätzen für  die  Aufbringung  der  Mittel  (selbstverständlich  abgesehen  von  England, 
Dänemark  und  Frankreich,  wo  eine  Zwangsversicherung,  beziehungsweise  die 
Einrichtung  officieller  Gassen  überhaupt  nicht  in  Frage  kommt). 

Es  handelt  sich  hier  bekanntlich  hauptsächlich  um  die  beiden  namentlich 
in  Oesterreich  viel  erörterten  Streitfragen,  ob  eine  berufsgenossenschaftliche  oder 
eine  territoriale  Gliederung  der  Träger  der  Versicherung,  und  ob  das  sogenannte 
Capitaldeckungssystem  oder  das  Umlageverfahren  (nämlich  Umlage  der  baaren 
Jahresausgaben  mit  oder  ohne  Zuschlag  einer  Quote  zur  Bildung  eines  Eeserve- 
fondes)  den  Vorzug  verdienen.  Bekanntlich  hat  sich  die  deutsche  Unfallversicherungs- 
gesetzgebung für  das  berufsgenossenschaftliche  System  und  das  Umlageverfahren, 
die  österreichische  für  die  territoriale  Gliederung  und  das  Capitaldeckungssystem 
entschieden.  Die  letzteren  Principien  sind,  soweit  concrete  Gesetzvorschläge  in 
anderen  Ländern  vorliegen,  überall  bevorzugt  worden. 

In  keinem  der  Länder,  in  welchen  eine  Zwangsversi- 
cherung oder  doch  eine  Organisation  d er  Unfallversicherung 
geschaffen  oder  in  Aussicht  genommen  ist,  hat  man  die  den 
deutschen  Unfallversicherungsgesetzen  zugrunde  liegenden 
Principien  über  die  Organisation  der  Versicherung  accep- 
tiert,  sondern  überall  —  soweit  überhaupt  das  das  Zwangscassenprincip 
aufgestellt  wurde  —  der  territorialen  Gliederung,  ohne  jede  Aus- 
nahme aber  dem  Capitaldeckungssysteme  (in  seinen  beiden  Formen : 
Tarifsystem  oder  nachträgliche  Umlage  der  Deckungscapitalien)  den  Vorzug 
gegeben. 

Im  einzelnen  lässt  sich  der  Inhalt  der  Gesetze  (Entwürfe)  —  wie  bereits 
erwähnt,  abgesehen  von  England,  Frankreich^)  und  Dänemark  —  folgender- 
maassen  kennzeichnen: 

1.  Belgien*:  (Majoritätsentwurf  des  c.  s.  d.  t.) :  Einrichtung  officieller 
(dem  Effecte  nach  voraussichtlich  Zwangs-)  Gassen,  entweder  regional  oder  nach 

*)  Auch  die  französische  Kammer  hat,  so  lange  sie  überhaupt  an  dem  Principe 
der  Zwangsversicherung  festhielt,  stets  ohne  Widerspruch  das  territoriale  System  und 
das  Capitaldeckungsverfahren  gewählt. 
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der  Natur  der  Industrien  abgegrenzt,  Beitragstarif  nach  österreichischem  Muster, 
beitragspflichtig  zur  Hälfte  die  Unternehmer,  zur  Hälfte  die  Arbeiter. ') 

2.  Schweiz*:  Eine  Bundesanstalt  (Zwangscasse)  für  die  ganze  Schweiz, 
Beitragstarif  nach  österreichischem  Muster,  beitragspflichtig  zu  20  Proc.  der  Bund, 
60  Proc.  die  Arbeitgeber,  20  Proc.  die  Arbeiter,  überdies  trägt  der  Bund  die 
Verwaltungskosten  der  Anstalt. 

3.  Italien:  Eine  officielle  (nicht  Zwangs-)  Gasse  (cassa  nationale  per 
gli  infortuni);  da  in  Italien  nicht  Renten  sondern  Capitalien  als  Unfallsent- 
schädigung gewährt  werden  sollen,  ist  die  Frage  des  financiellen  Systems 
gegenstandslos. 

4.  Niederlande*:  Eine  Reichsversicherungsbank  (Zwangscasse)  für  die 
Niederlande,  Beitragstarif  nach  österreichischem  Muster,  beitragspflichtig  die 
Unternehmer. 

5.  Norwegen:  Eine  Staatsanstalt  (Zwangscasse),  Beitragstarif  nach 
österreichischem  Muster,  beitragspflichtig  die  Unternehmer,  der  Staat  trägt  die 
Yerwaltungskosten. 

6.  Luxemburg*:  Eine  Staatsanstalt  (Zwangscasse),  Aufbringung  der 
Mittel  durch  Umlage  der  Deckungscapitalien,  beitragspflichtig  die 
Unternehmer. 

Bezüglich  der  Natur  der  Zwangs-  beziehungsweise  officiellen  Gassen  und 
ihrer  Verwaltung  lassen  sich  die  folgenden  Systeme  unterscheiden: 

Die  Gassen  sind  als  reine  Staatsanstalten  gedacht  in  Norwegen, 
Schweiz*,  Niederlande*.  Einen  ganz  besonderen  Charakter  trägt  die  italienische 
„cassa  nationale"  als  eine  vom  Staate  mit  Privilegien  ausgerüstete,  jedoch  nicht 
von  ihm  verwaltete  Gasse. 

In  Deutschland  sind  die  Träger  der  Versicherung  von  den  Unternehmern 
verwaltete  Verbände,  wobei  allerdings  den  Arbeitern  eine  gewisse  Antheilnahme 
an  der  Rechtsprechung  und  in  anderen  Angelegenheiten  eingeräumt  ist;  eine 
eigentliche  Mitverwaltung  der  Versicherungsanstalt  ist  den  Arbeitern  nur  in  Oester- 
reich  eingeräumt. 

Hinsichtlich  der  Kategorien  von  Personen,  auf  welche  die  Entschädigungs- 
fürsorge ausgedehnt  wird,  muss  auf  die  unten  folgende  einzelweise  Darstellung 
verwiesen  werden  ;  es  sei  hier  nur  erwähnt,  dass  die  umfassendste  Ausdehnung 
in  der  Schweiz  geplant  ist,  wo  der  Unfallversicherungspflicht  alle  unselb- 
ständig erwerbenden  Personen  mit  Ausnahme  der  vorübergehend 
Beschäftigten  unterworfen  werden  sollen. 

Die  auch  auf  den  Unfallcongressen  wiederholt  gestreifte  Frage,  ob  die  den 
Verunglückten  und  ihren  Hinterbliebenen  zuzuerkennenden  Entschädigungsansprüche 
in  Renten  oder  in  Gapitalien  bestehen  sollen,  kann  wohl  überhaupt  nicht  als 
eine  Frage  der  socialen  Zweckmässigkeit,  sondern  nur  als  eine  solche  aufgefasst 
werden,  welche  vom  Standpunkte  des  zulässigen  Maasses  der  Belastung  der 
Beitragspflichtigen  zu  beantworten  ist.  Darüber  nämlich,  dass  der  wirtschaftliche 
Wert  und  der  socialpolitische  Effect  einer  Rente   um   vieles   höher   steht   als  der 


^)  Vgl.  den  Nachtrag. 
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eines  Abfertignngscapitales,  kann  es  wohl  eine  ernste  Meinungsverschiedenheit 
nicht  geben,  dagegen  fällt  allerdings  vom  financiellen  Gesichtspunkte  in's  Gewicht, 
dass  eine  halbwegs  auskömmliche  Eente  einen  viel  höheren  Versicherungsbeitrag 
erfordert  als  ein  immerhin  respectables  Capital,  so  z.  B.  eine  Unfallsrente  im 
Betrage  von  60  Proc.  des  Arbeitsverdienstes  mehr  als  doppelt  soviel  als  ein  Capital 
im  Betrage  des  vierfachen  Jahresarbeitsverdienstes, 

Die  hier  erörterten  Gesetze  (Entwürfe)  sehen  die  Zahlung  von  ünfalls- 
r  e  n  t  e  n  vor,  eine  Ausnahme  machen  nur  Italien  und  Dänemark,  woselbst  sowohl 
für  die  Erwerbsunfähigen  als  auch  für  die  Hinterbliebenen  Getödteter  Capitalien 
in  Aussicht  genommen  werden,  ferner  England,  woselbst  zwar  den  Erwerbsunfähigen 
Eenten,  den  Hinterbliebenen  Getödteter  jedoch  Capitalien  zugesichert  werden. 
Die  dauernde  Sicherstellung  von  Eenten  ansprüchen  ohne  Annahme  des  Yer- 
sicherungszwanges  begegnet  selbverständlich  unter  allen  Umständen  grossen 
Schwierigkeiten. 

Alle  vorliegenden  Gesetze  (Entwürfe)  tragen  dem  Umstände,  dass  der  für  die 
Unfallversicherung  erforderlichen  Organisation  die  Versicherung  ganz  kurz  dauernder 
(Heilverfahrens-)  Eenten  zuwider  ist,  Eechnung,  und  sehen  demnach  für  die 
Zahlung  von  Entschädigungen  an  Erwerbsunfähige  eine  Carenzzeit  vor,  d.  h. 
ordnen  an,  dass  Unfallsrenten  —  wenigstens  soweit  sie  durch  Versicherung 
gedeckt  werden  —  nicht  vom  Tage  der  Verletzung,  sondern  erst  von  einem 
späteren  Tage  an  zu  laufen  beginnen.  Auch  die  reinen  Haftpflichtgesetze  (England, 
Dänemark)  statuieren  Carenzfristen,  offenbar  in  Hinblick  auf  die  in  der  Praxis 
regelmässig  eintretende  Deckung  des  Eisicos  aus  der  Haftpflicht  durch  Versicherung. 
Während  der  Dauer  der  Carenzfrist  tritt  dort,  wo  auch  die  Krankenversicherung 
organisiert  ist,  diese  in  die  Verpflichtung  ein,  für  den  Verunglückten  zu  sorgen, 
wo  eine  solche  nicht  besteht,  wird  in  der  Eegel  der  Unternehmer  zur  Fürsorge 
für  den  Verletzten  verpflichtet,  soweit  er  nicht  freiwillig  für  Krankenversiche- 
rung vorsorgt. 

Die  längste  Carenzfrist  für  die  Versicherung  enthält  das  finnische  Gesetz, 
nämlich  120  Tage,  zunächst  kommen  Deutschland,  Dänemark,  Luxemburg* 
(13  Wochen),  eine  Carenzzeit  von  6  Wochen  projectieren  die  Entwürfe  in  der 
Schweiz*  und  in  Holland*,  eine  Carenzfrist  von  4  Wochen  ist  in  Oesterreich  und 
in  Norwegen  normiert,  Frankreich  lässt  dem  Unternehmer  die  Wahl  zwischen 
einer  30-,  60-  oder  80-tägigen  Carenzzeit,  der  englische  Workmen's  Compensation 
Act  1897  sieht  eine  Carenzfrist  von  14  Tagen  vor,  eine  solche  nimmt  auch  der 
belgische  Entwurf  in  Aussicht,  der  in  Italien  von  beiden  Kammern  beschlossene 
Entwurf  endlich  begnügt  sich  mit  einer  Carenzfrist  von  nur  5  Tagen. 

Zur  Entscheidung  über  nicht  anerkannte  Entschädigungsansprüche  sollen 
nach  allen  vorliegenden  Gesetzen  (Entwürfen)  besondere  Schiedsgerichte  oder 
Specialgerichte  zuständig  sein ;  nur  das  französische  und  das  finnische  Gesetz 
sehen  die  Competenz  der  ordentlichen  Gerichte  vor. 

Es  erübrigt  noch  die  Stellung  zu  kennzeichnen,  welche  die  Gesetze,  beziehungs- 
weise Entwürfe  zu  der,  man  kann  sagen  über  Gebür,  umstrittenen  Frage  ein- 
nehmen, wie  schweres  Verschulden  zu  behandeln  sei,  demnach  einerseits,  ob  und 
und  inwieweit  Entschädigungansprüche   auch  aufrecht  bleiben,    wenn  den  Verun- 
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glückten  an  dem  Unfälle  ein  schweres  Verschulden  trifft,  andererseits  nach  welchem 
Rechte  Entschädigungsansprüche  zu  befriedigen  sind,  wenn  den  Unternehmer  ein 
schweres  Verschulden  trifft,  und  inwieweit  in  diesen  Fällen  die  Entschädigangslast 
von  der  Allgemeinheit  (dem  öffentlichen  Versicherungsorgane)  zu  tragen  ist,  oder 
aber  den  schuldtragenden  Unternehmer  allein  treffen  soll. 

Die  einzelnen  Systeme  zeigen  in  dieser  Frage  grosse  Mannigfaltigkeit.  Sieht 
man  von  Nebenumständen,  als :  Haftpflicht  der  Bevollmächtigten  des  Unternehmers 
und  dritter  Personen,  Erfordernisse  für  die  Erbringung  des  Schuldbeweises  (Beweis- 
last) u.  dgl.  ab,  so  lassen  sich  die  wesentlichsten  bezüglichen  Bestimmungen 
der  einzelnen  Gesetze  (Entwürfe)  folgendermaassen  schematisch  ordnen. 

Unfälle  hervorgerufen  durch: 

a)  Vorsätzliches  Verschulden  des  Unternehmers: 

Die  Gesetze  (Entwürfe)  aller  Länder  normieren,  dass  in  diesem  Falle 
der  Unternehmer  nach  den  allgemeinen  civilrechtlichen  Grundsätzen 
haftbar  bleibe.  Hinsichtlich  der  Geltendmachung  der  Haftpflicht  ist  in  der 
Eegel  normiert,  dass  die  Versicherungsanstalt  bis  zur  Höhe  der  von  ihr  zu 
leistenden  Zahlungen  in  die  Eechte  des  Verunglückten  eintritt. 

b)  Schweres  (nicht  vorsätzliches)  Verschulden  des  Unternehmers : 
England,  Schweiz*,  Italien,  Belgien*'),  Norwegen,  Däne- 
mark   und  Finnland    normieren    (projectieren)   die  Haftpflicht    nach    den 
allgemeinen  civilrechtlichen  Grundsätzen  wie  im  Falle  a). 

Deutschland,  Oester reich,  Niederlande*,  Luxemburg* 
verfügen  die  Haftung  des  Unternehmers  nur  in  der  Höhe  der  nach  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  von  der  Versicherungsanstalt  zu  gewährenden  Entschädi- 
gungen. Zur  Geltendmachung  der  Ansprüche  aus  der  Haftpflicht  ist  nur  die 
Versicherungsanstalt  berechtigt.  Sie  kann  das  Deckungscapital  der  Eente  verlangen. 

Das  französische  Gesetz  normiert  eine  entsprechende  Erhöhung  der 
in  demselben  vorgesehenen  Entschädigungssätze  bis  zum  vollen  Jahresarbeits- 
verdienste des  Verunglückten  zu  Lasten  des  Betriebsunternehmers. 

c)  Schweres  Verschulden  des  Verunglückten : 

England,  Belgien*^),  Dänemark  und  Finnland  verweigern 
dem  Verunglückten  und  seinen  Hinterbliebenen  jeden  Entschädigungsanspruch. 

Deutschland,  Oesterreich,  Italien,  Niederlande*, 
Norwegen,  Luxemburg*  halten  die  Entschädigungsrechte  des  Arbeiters 
aufrecht. 

Frankreich,  Schweiz*  sehen  eine  entsprechende  Kürzung  der 
Entschädigungsansprüche  (Schweiz  bis  zur  Hälfte)  vor. 

d)  Vorsätzliches  Verschulden  des  Verunglückten  : 

Alle  Gesetze  (Entwürfe)  schliessen  den  Verunglückten  von  der  Entschä- 
digung aus,  Oesterreich,  Norwegen  und  Niederlande*,  jedoch  nur  den  Verun- 
glückten selbst,  nicht  auch  die  Hinterbliebenen  des  Getödteten. 

In  der  nun  folgenden  einzelweisen  Darstellung  über  die  Entwicklung  des 
Gedankens  der  Schadloshaltung  der  Arbeiter  für  Unfälle  bei  der  Arbeit  und  der 


*)  Vgl.  den  Nachtrag. 
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Phasen,  welche  die  bezügliche  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  bis  in  die 
letzte  Zeit  durchgemacht  hat,  wird  davon  abgesehen,  auch  die  deutsche  und 
die  österreichische  Gesetzgebung  besonders  zu  behandeln,  da  der 
Inhalt  der  Gesetze  dieser  Länder  als  bekannt  vorausgesetzt  werden  darf,  und  weil 
der  Hauptzweck  der  vorliegenden  Arbeit  darin  besteht,  den  Entwicklungsgang  zu 
schildern,  den  die  von  den  beiden  genannten  Staaten  bereits  in  die  That  umge- 
setzten Ideen  eben  in  den  übrigen  europäischen  Culturstaaten  bisher  genommen 
haben. 

England. 

Dass  in  dem  Mutterlande  des  modernen  Industrialismus  die  Frage  der 
Verantwortlichkeit  für  Unfälle  bei  der  Arbeit  schon  zu  einer  Zeit  eine  Eolle 
spielte,  wo  man  in  anderen  Ländern  noch  keine  Ursache  hatte,  sich  mit  solchen 
Fragen  zu  beschäftigen,  kann  nicht  Wunder  nehmen,  aber  ebenso  ist  es  für  den 
englischen  Volksgeist  charakteristisch,  dass  die  Gesetzgebung  in  dieser  Ange- 
legenheit von  den  ersten  Ansätzen  bis  zu  dem  am  6.  August  1897  in  Kraft 
getretenen  ,,Workmen's  Compensation  Act"  ihre  eigenen  Wege  gegangen  ist, 
wenn  sie  auch  seit  1888  unverkennbar  durch  die  deutsche  Auffassung  der 
Unfallsfrage  beeinflusst  war. 

An  die  Einführung  einer  Zwangsunfallversicherung  hat  man  in  England 
zum  Unterschiede  von  nahezu  allen  continentalen  Culturstaaten  bisher  nicht 
ernstlich  gedacht.  In  England  stand  die  Frage  nur  immer  so,  in  welchem 
Maasse  man  den  Betriebsunternehmer  für  die  Folgen  von  Betriebsunfällen  haftbar 
machen  könne;  darüber  aber  gab  es  keine  Meinungsverschiedenheit,  dass  man 
es  dem  Unternehmer  überlassen  müsse,  sich  vor  den  finanziellen  Consequenzen 
der  Haftpflicht  zu  schützen,  wie  es  ihm  beliebt. 

Die  älteste  englische  Gesetzgebung  über  die  Haftpflicht  datiert  bereits  aus 
den  Zeiten  Karls  IL  Damals  wurde  der  Unternehmer  für  jeden  durch  ihn  oder 
durch  einen  seiner  Aufseher  verursachten  Schaden  selbst  für  den  Fall  haftbar 
erklärt,  als  der  letztere  gegen  die  Befehle  des  Unternehmers  gehandelt  haben 
sollte.  Die  eigenthümliche  englische  Eechtsprechung  machte  diesen  Grundsatz 
im  Laufe  der  Zeit  vollständig  unwirksam.  Ein  erster  Versuch  der  Verbesserung 
wurde  im  Jahre  1878  gemacht,  indem  man  den  Betriebsunternehmer  für  den 
Fall,  als  er  dadurch  an  einem  Unfälle  Schuld  trägt,  dass  er  es  unterliess,  die 
Maschinen  mit  Schutzvorrichtungen  zu  versehen  oder  die  Arbeitsvorrichtungen 
in  gutem  Stande  zu  erhalten,  mit  einer  Geldstrafe  von  100  L.  bedrohte, 
welcher  Betrag  zur  Entschädigung  der  Verletzten  oder  ihrer  Familien  zu  ver- 
wenden ist.  Eine  grosse  Bedeutung  erlangte  dieses  Gesetz  nicht,  weil  es  dem 
Betriebsunternehmer  nahezu  immer  möglich  war,  nachzuweisen,  dass  ein  Ver- 
schulden seinerseits  nicht  vorlag. 

Dies  gab  zu  dem  Gesetze  vom  7.  September  1880  (Employers  Liability 
Act)  Anlass,  das  bereits  einen  nicht  unwesentlichen  Fortschritt  bedeutet.  Nach 
diesem  Gesetze  trat  die  Verantwortlichkeit  des  Betriebsunternehmers  bei  jedem 
Unfälle  ein,  welcher  nicht  durch  Verschulden  des  Arbeiters 
oder  durch  Zufall  hervorgerufen  wurde.    Der  Unternehmer  war  auch 
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für  die  Unfälle  haftbar,  welche  durch  Verschulden  eines  seiner  Untergebenen 
hervorgerufen  wurden.  Der  Wert  der  zu  leistenden  Entschädigungen  sollte  das 
Dreifache  des  Jahreslohnes  nicht  übersteigen.  Das  Gesetz  war  anwendbar,  gleich- 
giltig  ob  der  Unternehmer  eine  physische  oder  eine  juristische  Person  ist.  Für 
die  Anzeige  der  Unfälle  und  Geltendmachung  der  Ansprüche  waren  Fristen  fest- 
gesetzt. Auch  dieses  Gesetz  erwies  sich  als  ungenügend.  Es  schützte  den  Arbeiter 
nicht  vor  den  Folgen  von  Unfällen  aus  zufälligen  Ursachen  (dem  risque  profes- 
sionel,  wie  der  neuerdings  allgemein  acceptierte  Ausdruck  lautet)  und  es  übertrug 
ihm  die  Beweislast.  Aber  noch  entscheidender  für  die  weitere  Entwicklung  war 
ein  Umstand,  der  in  der  Folge  eine  grosse  Eolle  spielen  sollte;  das  Gesetz 
wurde  nämlich  dadurch  umgangen,  dass  die  Unternehmer  mit  ihren  Arbeitern 
Verträge  abschlössen,  wonach  die  letzteren  auf  die  Wohlthaten  des  Gesetzes 
verzichteten  (das  sogenannte  „contracting  out").  Solche  Verzichtleistungen  waren 
durch  das  Gesetz  nicht  ausgeschlossen;  die  Unternehmer  nützten  ihre  wirtschaft- 
liche üeberlegenheit  dazu  aus,  die  Arbeiter  zum  Abschlüsse  von  derartigen  Ver- 
trägen zu  bewegen.  Hiegegen  machte  sich  eine  lebhafte  Bewegung  geltend,  auf 
welche  alle  späteren  Gesetzentwürfe  Eücksicht  nehmen  mussten. 

Die  Angelegenheit  wurde  im  Jahre  1888  neuerlich  aufgegriffen  und  ist 
seither  nicht  mehr  von  der  Tagesordnung  verschwunden.  Die  einzelnen  Phasen 
der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  haben  gegenwärtig,  nachdem  dieselbe  durch 
den  Workmen's  Compensation  Act  vom  6.  August  1897  vorläufig  ihren  Ab- 
schluss  gefunden  hat,  nurmehr  historisches  Interesse,  und  wir  können  uns  daher 
darauf  beschränken,  die  einzelnen  Acte  zu  registrieren  und  die  Hauptstreitpunkte 
zu  kennzeichnen. 

18.  Mai  1888:  Einbringung  einer  Regierungsvorlage  zur  Erweiterung  der 
Haftpflicht  der  Unternehmer  und  Einschränkung  des  ,, contracting  out".  Dieser 
Entwurf  wurde  nach  lebhafter  Discussion  im  englischen  Parlamente  am  7.  De- 
cember  1888  zurückgezogen. 

27.  Februar  1890:  Einbringung  eines  neuen  Entwurfes  durch  den 
Minister  des  Innern  Mathews;  dieser  Entwurf  kam  nicht  zur  parlamentarischen 
Verhandlung. 

2.  März  1893:  Einbringung  eines  Entwurfes  durch  den  Minister  des 
Innern  Asquith.  Dieser  Entwurf  wurde  mit  vielfachen  Modificationen  am 
23.  November  1893  vom  Hause  der  Gemeinen  zum  Beschlüsse  erhoben,  vom 
Oberhause  jedoch  entgegen  den  Wünschen  der  Regierung  (insbesondere  durch 
ein  auf  das  ,, contracting  out"  bezügliches  Amendement  Lord  Dudley)  modificiert. 
Das  Unterhaus  verwarf  das  Amendement  des  Oberhauses  und  beschloss  neuer- 
dings den  Text  vom  23.  November  1893.  Nachdem  das  Oberhaus  mit  geringen 
Modificationen  auf  seinem  Standpunkte  beharrte,  das  Unterhaus  jedoch  zögerte 
sich  zu  fügen,  zog  die  Regierung  am  20.  Februar  1894  den  Gesetzentwurf 
zurück. 

Am  17.  März  1893  brachte  Hunt  er  einen  Entwurf  ein,  der  eine  Haft- 
pfiicht  unter  Zusicherung  ähnlicher  Entschädigungen,  wie  sie  das  deutsche  und 
österreichische  Gesetz  normieren,  für  alle  nicht  mit  Absicht  des  Arbeiters  hervor- 
gerufenen Unfälle  bezweckte. 
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Am  3.  April  1894  präsentierten  Seton  Karr,  Mac  Laren  und 
Genossen,  am  8.  Mai  1896  John  Burns,  O'Connor,  Ch,  Dilke  und 
Genossen,  am  22.  Jänner  1897  A.  Forwood,  Warr,  Tomlinson  und 
Genossen  den  am  23.  November  1893  gefassten  Kammerbeschluss  mit  ver- 
schiedenen Modificationen  neuerlich  als  Initiativanträge,  jedoch  ohne  Erfolg; 
ebenso  gelangte  der  am  8.  Februar  1895  von  Forwood,  Mathews  und 
Genossen  eingebrachte  Gesetzentwurf^  welcher  von  den  älteren  Entwürfen  wesent- 
licher abweicht,  nicht  zur  Verhandlung.  Dasselbe  Schicksal  erlitt  ein  am 
26.  Jänner  1897  eingebrachter  Antrag,  der  sich  nur  auf  die  Haftpflicht  fremder 
Rheder  bezog.  Erst  der  am  3.  Mai  1897  von  der  Regierung  (Mathew  White 
Ridley,  Minister  des  Innern,  Chamberlain,  Colonienminister)  eingebrachte 
Entwurf  hatte  ein  besseres  Schicksal.  Dieser  nach  sehr  lebhaften  Verhandlungen 
zum  Gesetze  erhobene  Entwurf  wird  unten  näher  erörtert. 

In  allen  den  genannten  Entwürfen  handelte  es  sich  darum,  der  Verant- 
wortlichkeit der  Betriebsunternehmer  bei  Unfällen  in  ihren  Betrieben  geeigneten 
Ausdruck  zu  geben,  üeber  den  Kreis  der  in  das  Gesetz  einzubeziehenden  Unter- 
nehmungen, über  die  Begrenzung  der  Haftung  des  Unternehmers,  insbesondere 
aber  über  die  Zulässigkeit  des  ,, contracting  ouf'  herrschten  weitgehende  Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen  Unterhaus  und  Oberhaus.  In  dieser  letzteren  Frage 
stellte  sich  das  Unterhaus  im  wesentlichen  auf  den  Standpunkt,  dass  kein  Ver- 
trag, durch  welchen  ein  Arbeiter  vor  Wirksamkeit  des  Gesetzes  auf  das  Recht 
einer  Entschädigung  verzichtet  hatte,  ihn  hindern  sollte,  Ansprüche  an  den 
Unternehmer  geltend  zu  machen;  doch  sollte  der  Arbeiter  auf  die  Wohlthat  des 
Gesetzes  verzichten  können,  wenn  zwischen  ihm  und  dem  Arbeitgeber  ein  Ver- 
trag zustande  käme,  welcher  dem  Arbeiter  für  alle  Unfälle,  mit  Ausnahme  der 
.  durch  seine  Absicht  oder  sein  Verschulden  hervorgerufenen,  Entschädigungen 
zusichert,  die  denen  gleichkommen,  welche  das  Gesetz  vorsieht.  Soferne  es  sich 
um  derartige  Verträge  handelt,  welche  vor  Wirksamkeit  des  Gesetzes  zustande 
kamen,  war  beabsichtigt,  hinsichtlich  der  Anerkennung  ihrer  Giltigkeit,  eine 
Intervention  des  Board  of  Trade  eintreten  zu  lassen.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  unter  den  hier  erwähnten  Verträgen  insbesondere  Versicherungsverträge 
verstanden  waren. 

Im  Gegensatze  hiezu  wollte  das  Oberhaus  die  Vertragsfreiheit  der  Unter- 
nehmer gar  nicht  oder  doch  in  viel  geringerem  Maasse  einschränken.  Das  in 
verschiedenen  Variationen  vom  Oberhause  immer  wieder  producierte  Amendement 
des  Lord  Dudley  bezweckte  die  Anwendung  des  projectierten  Gesetzes  auch 
in  Fällen  auszuschliessen,  in  welchen  ein  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter 
betreffender  Versicherungsvertrag  nicht  so  günstig  ist,  als  die  durch  das  Gesetz 
gebotenen  Vortheile,  und  selbst  in  Fällen,  in  welchen  nur  ein  Theil  der 
Arbeiter  das  Einverständnis  mit  einem  solchen  Vertrage  erklärte. 

Der  Workmen's  Compensation  Act  vom  6.  August  1897  machte  dem  mit 
grösster  Erbitterung  geführten  Streite  ein  Ende. 

Geistiger  Urheber  dieses  Gesetzes  und  der  darin  ausgedrückten  Richtung 
ist  anerkanntermaassen  Chamberlain,  die  Annahme  desselben  vom  Hause 
der   Lords    ist  jedoch    nur    dem    grossen    Einflüsse    des    Lord    Salisbury  zu 
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danken,  der  seine  Partei  dazu  brachte,  die  bittere,  wenngleich  mit  Concessionen 
an  die  Arbeitgeber,  ein  wenig  verzuckerte  Pille  zu  schlucken.  Nicht  nur  Tories, 
sondern  sogar  manche  ,, Liberale"  und  ,,Radicale"  betrachteten  das  Gesetz  als 
einen  grossen  Schritt  auf  der  Bahn  des  Socialismus.  Dies  bestritt  Lord  Salis- 
bury,  indem  er  erklärte,  der  Socialismus  wolle  die  ganze  Last,  welche  vom 
Individuum  getragen  werden  soll,  dem  Staate  aufbürden.  Das  neue  Gesetz 
bezwecke  gerade  das  Gegentheil,  die  Last  wird  jenen  auferlegt,  welche  direct 
die  Verantwortung  für  jeden  Unfall  tragen  sollten.  Das  Gesetz  strebe  überdies 
dahin,  die  Last  der  Verantwortung  und  der  damit  verbundenen  Auslagen, 
welche  durch  die  Geschäftsweise  oder  die  Geschäftsstellung  eines  Menschen  ver- 
ursacht werden,  nicht  ungerechter  Weise  einem  Nichtbetheiligten  aufzulegen,  wie 
dies  der  Socialismus  bezwecke. 

Der  Workmen's  Compensation  Act  vom  6.  August  1897  steht,  wie  bereits 
eingangs  erwähnt,  strenge  auf  dem  Standpunkte  der  Haftpflicht,  ohne  in  irgend 
einer  Weise  direct  oder  indirect  einen  Zwang  zur  Versicherung  zu  decretieren. 
Der  Inhalt  desselben  ist  im  wesentlichen  der  folgende: 

1.  Umfang  der  Anwendung  des  Gesetzes:  Die  Anwendung  erstreckt  sich 
auf  alle  Bediensteten  von  Fabriken,  Eisenbahnen,  Bergwerken,  Steinbrüchen  und  Con- 
structionsarbeiten  (Bau  von  Eisenbahnen,  grossen  Anlagen,  Docks  etc.),  ferner  auf  die 
Bediensteten  bei  der  Ausführung  oder  Demolierung  von  Bauten  von  über  30  Fuss  Höhe, 
beziehungsweise  Bauten,  zu  deren  Errichtung  oder  Demolierung  elementare  Triebkräfte 
verwendet  werden. 

Der  Ausdruck  „factory"  (Fabrik)  begreift  in  sich  alle  Docks,  Werften,  Quais, 
Warenhäuser  etc.,  auf  welche  sich  die  „Factory  and  Workshop  Act"  vom  Jahre  1895 
bezieht. 

Das  Gesetz  findet  auch  auf  Staatsbetriebe  Anwendung. 

2.  Ausdehnung  der  Haftpflicht  des  Unternehmers:  Unfälle,  deren  Folge 
Erwerbsunfähigkeit  von  weniger  als  zwei  Wochen  ist,  geben  dem  Arbeiter  keinen  An- 
spruch auf  Schadenersatz. 

Ist  der  Unfall  durch  persönliche  Nachlässigkeit  (negligence)  oder  durch  eine 
muthwillige  Handlung  des  Unternehmers  oder  einer  Person,  für  deren  Handlungen  er 
verantwortlich  ist,  verursacht,  so  bleiben  dem  Arbeiter  alle  Ansprüche  nach  dem 
gemeinen  Rechte  gewahrt,  und  soll  es  ihm  freistehen,  Schadenersatz  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  oder  nach  jenem  Rechte  zu  suchen,  welches  vor  diesem  Gesetze 
in  Wirksamkeit  stand. 

Unfälle,  welche  durch  schweres  oder  muthwilliges  Vergehen  (serious  and  wilful 
miscouduct)  des  Arbeiters  hervorgerufen  sind,  begründen  keinen  Schadenersatzanspruch. 

Alle  übrigen  Unfälle  —  demnach  nicht  nur  alle  Unfälle  des  risque  professionnel, 
sondern  auch  die  durch  leichteres  Verschulden  hervorgerufenen  Unfälle  —  geben  dem 
Arbeiter  ein  Recht  auf  Schadenersatz  nach  den  besonderen  (im  Folgenden  auseinander- 
gesetzten) Normen  des  neuen  Gesetzes. 

3.  Höhe  der  Entschädigungen:  Die  vom  Arbeitgeber  zu  leistenden  Ent- 
schädigungen sind  die  folgenden: 

a)  Im  Todesfalle  des  Arbeiters,  wenn  Angehörige  ausschliesslich  von  seinem  Ver- 
dienste ernährt  wurden,  das  Dreifache  seines  Jahresarbeitsverdienstes,  doch  nicht  mehr 
als  300  L.  und  nicht  weniger  als  150  L.;  wenn  die  Angehörigen  nicht  ausschliesslich 
auf  seinen  Verdienst  angewiesen  waren,  eine  durch  Uebereinkommen  oder  durch  Schieds- 
spruch festzusetzende  geringere  Summe,  welche  ebenfalls  300  L.  nicht  übersteigen 
darf;  wenn  Angehörige  nicht  vorhanden  sind,  die  Beerdigungskosten  bis  zum  Betrage 
von  10  L. 
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b)  Im  Falle  der  gänzliclien  oder  theilweisen  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als 
zwei  Wochen  eine  wöchentliche  Rente  bis  zu  50  Proc.  des  durchschnittlichen  wöchent- 
lichen Arbeitsverdienstes,  wobei  auf  den  Arbeitsverdienst  vor  dem  Unfälle  und  jenen 
Arbeitsverdienst  Eücksicht  zu  nehmen  ist,  welchen  der  Arbeiter  nach  dem  Unfälle  zu 
erzielen  im  Stande  ist.  Maximum  1  L.  wöchentlich.  Mangels  einer  Verständigung  findet 
schiedsgerichtliche  Entscheidung  statt. 

Zur  Verhinderung  der  Simulation  werden  regelmässige  ärztliche  Untersuchungen 
angeordnet.  Nach  dem  Ergebnisse  dieser  Untersuchungen  ist  die  wöchentliche  Rente 
zu  erhöhen  oder  herabzusetzen,  beziehungsweise  einzustellen. 

Nach  sechsmonatlicher  Dauer  der  Rentenzahlung  kann  dieselbe  über  Wunsch 
des  Arbeitgebers  nach  Uebereinkommen  oder  durch  Schiedsspruch  in  eine  Capital- 
abfertigung  umgewandelt  werden. 

4.  Das  „contracting  out".  Der  Unternehmer  ist  berechtigt,  im  Einverständnisse 
mit  dem  Arbeiter  einen  anderen  Entschädigungsmodus  oder  Versicherungsplan  an  Stelle 
des  im  Gesetze  vorgesehenen  zu  setzen,  wenn  der  „registrar  of  friendly  societies" 
bescheinigt,  dass  dieser  Entschädigungsmodus  oder  Versicherungsplan 
dem  Arbeiter  ebenso  günstig  ist  als  das  neue  Gesetz.  Die  Bescheinigung  des 
„registrars"  hat  für  mindestens  fünf  Jahre  Giltigkeit.  Sie  kann  jedoch  jederzeit  wider- 
rufen werden,  wenn  der  Entschädiguugsmodus  aufiiört,  dem  Arbeiter  gleich  günstig  zu 
sein  als  das  Gesi^tz,  oder  wenn  der  Entschädigungsmodus  nicht  genau  ausgeführt  wird, 
oder  wenn  andere  hinreichende  Gründe  für  den  Widerruf  vorhanden  sind. 

Ein  Uebereinkommen,  welches  dem  Arbeiter  die  Annahme  eines  vom  Arbeitgeber 
proponierten  Entschädigungsmodus  als  Bedingung  seiner  Aufnahme  stellt,  ist  vom 
„registrar"  zurückzuweisen. 

Jeder  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  vor  Wirksamkeit  des  neuen 
Gesetzes  abgeschlossene  Vertrag,  welcher  einen  Verzicht  des  Arbeiters  auf  Ent- 
schädigungen enthält,  soll  mit  jeuem  Tage  als  erloschen  gelten,  ,nn  welchem  der 
Arbeitsvertrag  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  erlöschen  würde,  wenn  derselbe 
im  Zeitpunkte  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  gekündigt  würde. 

5.  Entscheidung  von  Streitigkeiten:  Streitigkeiten  aus  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  sollen  durch  ein  von  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zusammenzusetzendes 
Schiedsgericht  geschlichtet  werden.  Sollte  ein  solches  Schiedsgericht  nicht  zusammen- 
gesetzt werden  können  und  auch  eine  Einigung  über  einen  einzelnen  Schiedsrichter 
nicht  zustande  kommen,  so  soll  der  „County  court  judge"  (Grafschaftsrichter)  die 
Sache  entscheiden.  Die  Kosten  des  Verfahrens  werden  vom  Schiedsgerichte  festgestellt. 
die  Schiedsrichter  werden  aus  dem  Staatsschatze  remuneriert.  In  gewissen  Fällen  ist  eine 
Appellation  zulässig. 

Das  Gesetz  enthält  noch  Bestimmungen  über  die  Anlage  und  Umwandlung  von 
Capitalentschädigungen  in  Leibrenten  zu  Gunsten  der  Bezugsberechtigten. 

Zu  erwähnen  wäre  hier  noch,  dass  bereits  das  Gesetz  vom  20.  Juli  1894  den 
Unternehmern  der  in  der  „Workmen's  Compensation  Act"  bezeichneten  Betriebe  die  Ver- 
pflichtung zur  Anzeige  aller  Unfälle,  welche  den  Tod  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  von 
mindestens  drei  Tagen  zur  Folge  haben,  an  das  board  of  Trade  auferlegte,  und  amtliche 
Untersuchungen  über  die  angezeigten  Unfälle  anordnete.  Die  Kosten  dieser  Untersuchungen 
trägt,  mit  Ausnahme  der  Fälle  des  schweren  Verschuldens,  der  Staat. 

Der  Workmen's  Compensation  Act  vom  6.  August  1897  hat  vorläufig  die 
lebhaften  parlamentarischen  Kämpfe  über  das  Entschädigungsrecht  der  Arbeiter 
bei  Betriebsunfällen  abgeschlossen.  Auf  wie  lange  bleibt  dahin  gestellt.  Man 
befindet  sich  eben  in  England  mitten  auf  jenem  Wege  der  Haftpflichtgesetz- 
gebung, den  man  in  der  Schweiz,  ohne  eine  Leidensstation  zu  versäumen,  bereits 
seiner  ganzen  Länge  nach  durchschritten  hat  und  nunmehr  als  ungangbar  zu 
verlassen  gedenkt.     Niemanden,    der  sich  die  herrschenden  politischen  und  wirt- 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.   VII   Band,  3.  Heft.  29 


450  Kaan. 

schaftlichen  Doctrinen  in  England  vor  Augen  hält,  kann  es  wundern,  dass  man 
dort  nicht  leichten  Herzens  dem  deutschen  Beispiele  gefolgt  ist;  dennoch  sind, 
wie  aus  der  obigen  Skizze  zu  entnehmen,  die  Einflüsse  der  deutschen  und 
österreichischen  Gesetzgebung  auf  die  englische  unverkennbar. 

Mit  Recht  hobt  Dr.  Bielefeld^)  hervor,  dass  die  englische  Arbeiter- 
gesetzgebung eine  grundsätzliche  Schwenkung  von  weittragender  Bedeutung 
gemacht  habe,  und  dass  der  Workmcn's  Compensation  Act  1897  das  erste 
englische  Gesetz  sei,  welches  den  Gegenstand  der  deutschen  sogenannten  Social- 
gesetzgebung,  nämlich  die  Gesellscbaftshilfe  gegen  die  Erwerbsstörungen  im 
Arbeiterstande  behandelt,  und  dadurch  für  England  dieselbe  Bedeutung  habe, 
wie  die  kaiserliche  Botschaft  vom  17.  November  J881  und  die  darauf  folgende 
Einleitung  der  socialen  Gesetzgebung  für  Deutschland. 

Von  C  h  a  m  b  e  r  1  a  i  n  ist  es  bekannt,  dass  er  für  das  Versicherungs- 
princip  eine  grosse  Vorliebe  hat,  und  dass  er  in  demselben  auch  das  richtige 
Mittel  erblickt,  für  England  die  Unfallfrage  zu  lösen.  Dass  er  sioh  trotzdem  für 
die  Annahme  des  Workmen's  Compensation  Act,  also  eines  Haftpflichtgesetzes, 
einsetzte,  ist  —  wie  ein  maassgebender  Kenner  der  Verhältnisse,  Henry  W. 
Wolff^),  behauptet  —  darauf  zurückzuführen,  dass  er  den  Boden  für  die 
Einführung  der  Zwangsversicherung  erst  vorbereiten  musste,  und  dass 
er  sich  vorläufig  damit  begnügte,  dem  Grundsatze,  dass  den  Arbeitgeber  die 
Verantwortung  für  das  ,,risque  professionnel"  zu  treifen  hat,  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Weitergehende  Forderungen  hätten  vorläufig  das  Princip  überhaupt 
gefährdet. 

Welch'  hohe  Achtung  man  auch  in  England  der  deutschen  und  öster- 
reichischen ünfallgesetzgebung  zollt,  und  wie  eifrig  man  dieselbe  studiert,  ist 
aus  den  Erklärungen  zu  entnehmen,  welche  speciell  H.  Wolff  auf  dem 
Brüsseler  ünfallcongresse  1897  abgab. 

Frankreich. 
Frankreich  liefert  auf  dem  Gebiete  der  Unfallgesetzgebung  einen  Beweis 
dafür,  dass  allzugründliches  Ueberlegen  ein  Feind  der  erfolgreichen  That  ist. 
Obwohl  dort  diese  Frage  bereits  seit  dem  Jahre  1880  sozusagen  unausgesetzt 
auf  der  Tagesordnung  steht  und  mit  einer  sonst  nur  den  Deutschen  nach- 
gerühmten Gründlichkeit  studiert  wird,  konnte  man  erst  vor  kurzem  nach 
endlosen  Verhandlungen  zwischen  Kammer  und  Senat  zu  einem  positiven 
Eesultate  gelangen,  das  jedoch  alle  Merkmale  eines  mühsam  zustande  gekom- 
menen Compromisses  zwischen  widerstreitenden  Meinungen  an  sich  trägt.  Zwar 
hat  man  sich  so  wie  in  andern  Ländern,  auch  in  Frankreich  den  mächtigen 
Impulsen,  welche  von  Deutschland  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiter- Versicherungs- 
gesetzgebung ausgegangen  sind,  nicht  entzogen,  im  Gegentheile,  man  unterzog 
die  deutsche  und  österreichische  Gesetzgebung  und   die   Ergebnisse  ihrer  Durch- 


*)  Dr.  Bielefeld:  „Eine  neue  Aera  englischer  Socialgesetzgebung."  Leipzig, 
Duncker  und  Humblot,  1898. 

2)  Vergleiche  hierüber  die  Abhandlung  Wolff  s:  „Das  Arbeiterentschädigungs- 
gesetz" in  H.  Braun 's  Archiv  für  soc.  Ges.,  Band  XVI,  Heft  5  und  6. 
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führung  der  sorgfältigsten  Beobachtung  und  einer  sehr  sachverständigen  Kritik, 
allein  die  verschiedenen  Versuche,  sich  die  Erfahrungen  des  Auslandes  zunutze 
zu  machen,  blieben  die  längste  Zeit  ergebnislos,  hauptsächlich  weil  man  die 
gesuchte  Brücke  zwischen  den  Schlagworten  ,, Obligation"  und  ,,liberte",  welche 
die  Discussion  beherrschen,  nicht  finden  konnte.  Die  Entwicklung  der  Unfall- 
frage in  Frankreich  ist  daher  auch  reich  an  überraschenden  und  interessanten 
Wandlungen. 

Haftpflichtansprüche  des  Arbeiters  waren  bisher  in  Frankreich  nur  auf 
Grund  des  Artikels  1382  des  code  civil  geltend  zu  machen,  welcher  einen 
Schadenersatzanspruch  nur  dann  zuerkennt,  wenn  der  Ansprecher  den  Beweis 
erbringen  kann,  dass  die  Veranlassung  des  Schadens  dem  Gegner,  oder  einer 
Person,  für  welche  derselbe  verantwortlich  ist,  zuzuschreiben,  oder  auf  Sachen, 
welche  unter  seiner  Obhut  sind,  zurückzuführen  ist.  In  der  Anwendung  auf 
Betriebsunfälle  bedeutet  dies,  dass  der  Arbeiter  nur  bei  Verschulden,  Unvor- 
sichtigkeit oder  Nachlässigkeit  des  Arbeitgebers  oder  eines  seiner  Beauftragten 
Schadenersatzanspruch  besitzt. 

Dass  diese  Grundsätze  den  modernen  Arbeitsbedingungen  nicht  mehr 
genügend  Kechnung  tragen,  weil  sie  die  Hauptmenge  der  Unfälle,  nämlich  die 
des  ,,cas  fortuit"  nicht  berücksichtigen,  ist  seit  Beginn  der  achtziger  Jahre  in 
Frankreich  so  ziemlich  allgemein  anerkannt,  wenn  es  auch  daselbst  heute  noch 
Vertreter  einer  Eichtung  gibt,  welche  die  äussersten  Consequenzen  einer  indivi- 
dualistischen Wirtschaftsordnung  zu  ziehen  bereit  sind,  und  daher  den  Bestand 
eines  ,,risque  professionnel"  überhaupt  oder  doch  die  Nothwendigkeit  leugnen, 
dasselbe  zum  Gegenstande  einer  Specialgesetzgebung  zu  machen. 

Vom  Jahre  1880  bis  1887  wurden  der  französischen  Kammer  nicht 
weniger  als  18  Gesetzentwürfe  über  eine  weitere  Ausdehnung,  beziehungsweise 
Kegelung  der  Haftpflicht  unterbreitet,  darunter  solche  von  Felix  Faure, 
Eouvier,  Henri  Maret,  Lockroy.  Die  parlamentarische  Commission  der 
Kammer  erstattete  am  29.  November  1887  über  alle  diese  Entwürfe  Bericht 
und  legte  einen  Entwurf  vor,  den  die  Kammer  am  10.  Juli  1888  mit  einigen 
Modificationen  annahm. 

Dieser  Entwurf  anerkannte  das  Princip  des  „risque  professionnel"  und 
übertrug  die  Verantwortlichkeit  für  alle  Betriebsunfälle,  mit  Ausnahme  der  vom 
Verunglückten  vorsätzlich  herbeigeführten,  dem  Betriebsunternehmer  in  der 
Weise,  dass  für  das  Ausmaass  der  Entschädigungen  bestimmte,  im  Gesetze 
bezeichnete  Ansätze  zu  gelten  haben.  Die  obligatorische  Unfallversicherung 
wurde  nicht  in  Aussicht  genommen.  Commission  nnd  Kammer  waren  in  dieser 
Beziehung  damals  der  Ansicht,  dass,  wenn  das  Princip  des  ,, risque  professionnel" 
als  logische  Consequenz  das  Princip  der  Versicherung  nach  sich  ziehe,  man 
diese  nicht  erst  anzuordnen  brauche.  ,,L'assurance  devenait  n^cessaire,  mais 
eile  n'etait  pas  obligatoir e". 

Der  Senat  folgte  zwar  in  seinem  Beschlüsse  vom  1.  April  1889  der 
Kammer  auf  diesem  Gebiete,  allein  er  restringierte  die  Haftpflicht  und  nahm 
hinsichtlich  der  ,,faute  lourde"  eine  andere  Haltung  ein.  Das  vom  Senate  in 
dieser  Beziehung  aufgestellte  System  war  im  wesentlichen: 
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1.  Bei  schwerem  Verschulden  des  Arbeiters  keine  Entschädigung. 
2.  Bei  schwerem  Verschulden  des  Unternehmers  Beibehaltung  der  Anwendung 
des  code  civil.  3.  In  allen  übrigen  Fällen  Entschädigung  des  Arbeiters  durch 
den  Unternehmer  nach  den  besonderen  Bestimmungen  des  Gesetzes.  Der  Senats- 
beschluss  gelangte  nicht  weiter  zur  Verhandlung,  indem  Minister  Jules  Eoche 
am  28.  Juni  1890  der  Kammer  einen  Gesetzentwurf  unterbreitete,  welcher  in 
der  Frage  des  schweren  Verschuldens  und  hinsichtlich  der  Entschädigungssätze 
im  wesentlichen  auf  den  Beschlüssen  des  Senates  fusste,  von  allen  früheren 
Entwürfen  jedoch  wesentlich  abwich,  durch  den  Vorschlag  der  obli- 
gatorischen Versicherung  und  zwar  auf  berufsgenossenschaftlicher 
Grundlage  unter  Anwendung  des  Capitaldeckungssystems. 

Ueber  diesen  Gesetzentwurf,  sowie  einige  mittlerweile  eingebrachte  weitere 
Entwürfe  (der  Deputierten  G  rang  er,  L.  Eicard,  P.  Kichard,  Dron,  Le 
Cour,  Vi  an)  erstattete  die  „commission  du  travaü"  der  Kammer  am  25.  Fe- 
bruar 1892  Bericht  und  brachte  einen  Entwurf  in  Antrag,  der  im  allgemeinen 
an  dem  von  der  liegierung  vorgeschlagenen  Principe  der  Zwangsversiche- 
rung festhielt,  jedoch  die  im  ßegierungsentwurfe  vorgesehene  berufsgenossen- 
schaftliche Gliederung  der  Industrie  zum  Zwecke  der  Unfallversicherung  verwarf 
und  an  deren  Stelle  eine  territoriale  Eintheilung  setzte,  feiner  zulassen  wollte,  dass 
Betriebsunternehmer  unter  gewissen,  allerdings  schweren  Bedingungen,  einzeln 
oder  in  Genossenschaften  vereinigt,  ihre  eigenen  Versicherer  bleiben.  Die 
wesentlichen  Grundsätze  dieses  Commissions-Entwurfes  sind  die  folgenden: 

1.  Einführung  des  Versicherungszwanges  für  bestiaimte  Kategorien  von  Uuter- 
nehinungen,  und  zwar:  Baugewerbe,  Fabriken,  Transportgewerbe,  öffentliche  Lager- 
häuser, Bergwerke,  Steinbrüche,  Gruben  und  alle  Betriebe,  in  wtlchon  explodierende 
Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden,  oder  in  welchen  durch  elementare  Kräfte 
bewegte  Maschinen  in  Verwendung  stehen,  einschliesslich  der  landwirtschaft- 
lichen Maschinenbetriebe.  Hinsichtlich  der  letzteren  bezieht  sich  der  Bericht  aus 
drücklich  auf  die  österreichische  Gesetzgebung  und  die  österreichische  Unfallstatistik, 
welche  schwere  Unfälle  hinsichtlich  der  landwirtschaftlichen  Maschine;ibetriebe  nach- 
gewiesen hat. 

2.  Die  Entschätligungsansprüche  bestehen  für  den  Verletzten  nach  Ablauf  von 
einem  Monate  nach  dem  Unfälle  im  Ersätze  der  Heilkosten  und  einer  Eente  im  Betrage 
des  halben  Arbeitsverdienstes  während  des  Heilverfahrens,  und  im  Betrage  von  zwei 
Dritteln  des  Arbeitsverdienstes  nach  Ablauf  des  Heilverfahrens  bei  voller  Erwerbs- 
unfähigkeit, eines  aliquoten  Theiles  dieser  Eente  bei  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit, 
ferner  in  den  Beerdigungskosten  und  in  Renten  an  die  Hinterbliebenen  eines  Getödtetcn, 
und  zwar  20  Proc.  des  Tagesverdienstes  der  Witwe,  deren  Kindern  15.  beziehungs- 
weise 25,  35  oder  40  Proc,  je  nachdem  ein,  zwei,  drei  oder  mehr  als  drei  Kinder 
hinterblieben  sind,  weiters  unter  gewissen  Voraussetzungen  Renten  an  Ascendenten, 
deren  Ernährer  der  Verletzte  war. 

Während  der  ersten  30  Tage  nach  dem  Unfälle  obliegt  dem  Arbeitgeber  die 
Bestreitung  der  Heilkosten  und  die  Fortzahlung  des  halben  Arbeitsverdienstes;  doch 
kann  er  sich  durch  Versicherung  der  Arbeiter  bei  einer  Krankencasse  auf  seine  Kosten 
von  diesen  Leistungen  befreien. 

3.  Bei  vorsätzlichem  Verschulden  gebürt  dem  Arbeiter  keine  Entschädigung.  Bei 
schwerem    Verschulden')    des    Arbeiters    kann    die    Entsuhädigungsleistung    vermindert 


*)  In   späterfn  Modifieationen   des  Entwurfes  tritt  an  die   Stelle   des  Ausdruckes 
.faute  lourde"  der  Ausdruck  _faute  inexcusable". 
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werden.  Ebenso  ist  die  Entschädigung  bei  schwerem  Verschulden  des  Unternehmers  oder 
eines  seiner  Beauftragten  entsprechend  zu  erhöhen,  wobei  die  normale  Entschädigung 
der  Versicherungsanstalt,  die  Zusatzentschädigung  dem  Unternehmer  zur  Last  fällt. 

Beim  Verschulden  eines  Dritten  bleiben  die  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes 
in  Kraft. 

4.  Zur  Vertheilung  der  durch  das  Gesetz  auferlegten  Lasten  werden  die  Betriebs- 
unternehmer (soweit  sie  nicht  ihre  eigenen  Versicherer  bleiben,  s.  P.  6)  zwangsweise 
nach  Bezirken  (circonscriptions),  welche  ein  oder  mehrere  Departements  umfassen,  und 
welche  sich  wieder  in  Sectionen  theilen,  vereinigt.  An  der  Spitze  jeder  Section  steht 
ein  von  den  Unternehmern  gewähltes  Comite,  welches  aus  sich  das  Directions-Comitß 
des  ganzen  Versicherungsbezirkes  wählt. 

Dem  Handelsminister  wird  ein  besonderer  „Conseil  superieur  des  accidents  du 
travail"  mit  ähnlichen  Competenzen  wie  die  des  österreichischen  Versicherungsbeirath^s 
an  die  Seite  gegeben.  Derselbe  beschliesst  insbesondere  über  die  Gefahrenclassen- 
Eintheilung  der  unter  das  Gesetz  fallenden  Betriebe. 

5.  Die  Aufbringung  der  Mittel  erfolgt  in  jedem  Verdcherungsbezirke  alljährlich 
durch  Umlage  der  Deckungscapitalien  für  die  flüssig  gewordenen  Eenten,  der 
Verwaltungskosten  und  eines  Zuschlages  zur  Bildung  eines  Reservefondes  auf  die 
einzelnen  Betriebe  nach  Maassgabe  der  Gefahrenclassen-Eintheilung  derselben  und  der 
Jahreslohnsumme. 

Die  Auszahlung  der  Renten  erfolgt  durch  die  zufolge  des  Gesetzes  vom  11.  Juli 
1868  errichtete  Caisse  nationale  d'assurance  contre  les  accidents,  an  welche  die  Deckungs- 
capitalien abgeführt  werden. 

6.  Die  Betriebsunternehmer  können,  einzeln  oder  in  Genossenschaften  vereinigt, 
ihre  eigenen  Versicherer  bleiben  unter  der  Bedingung,  dass  sie  an  die  Caisse  nationale 
eine  nach  Maassgabe  der  Betriebsgefahr,  der  Arbeiterzahl  und  der  Arbeitsdauer  zu 
bestimmende  Caution  leisten. 

Die  Unternehmer,  welche  ihre  eigenen  Versicherer  bleiben,  haben  für  jede  nach 
Maassgabe  des  Gesetzes  zugesprochene  dauernde  Rente  das  Deckungscapital  an  die 
Caisse  nationale  abzuführen,  welche  dann  die  Auszahlung  der  Rente  übernimmt. 

7.  Die  Bestimmungen  über  Unfallsanzeige,  Unfallserhebung  und  Verfahren  bei 
der  Zuerkennung  eines  Schadenersatzanspruches  sehen  eine  weitgehende  Mitwirkung  von 
behördlichen  Organen  vor.  Mangels  einer  Einigung  zwischen  den  betheiligten  Factoren 
entscheidet  bei  dauernden  Rentenansprüchen  ein  Schiedsgericht^  in  welchem  Unternehmer 
und  Arbeiter  zu  gleichen  Theilen  vertreten  sind,  unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten 
des  tribunal  civil. 

Trotz  des  Widerspruches,  welchen  Leon  Say  erhob,  wurde  dieser 
Commissionsentwurf  mit  geringfügigen  Aenderungen  am  10.  Juni  1893  von  der 
Kammer  mit  erdrückender  Majorität  zum  Beschlüsse  erhoben. 

Nun  begann  ein  hartnäckiger  Kampf  zwischen  Kammer  und  Senat.  Zunächst 
beschäftigte  sich  eine  Commission  des  Senates  mit  dem  Kammerbeschlusse  und 
kam  nach  langwierigen  Verhandlungen  zu  einem  Vorschlage  (3.  September  1895), 
welcher  in  folgenden  Punkten  mit  dem  Kammerbeschlusse  übereinstimmte:  An- 
erkennung des  risque  professionnel  als  einer  Last  des  Arbeitgebers,  Zuerkennung 
von  Entschädigungen  nach  einem  billigen  Maasstabe,  Errichtung  von  Special- 
gerichten zur  Entscheidung  über  strittige  Ansprüche  und  principielle  Anerkennung 
der  Nothwendigkeit,  zu  Gunsten  des  Arbeiters  besondere  Sicherheiten  bezüglich 
der  Ausführung  des  Gesetzes  zu  schaffen.  Das  geeignete  Mittel  zur  Schaffung 
dieser  Sicherheit  erblickte  die  Commission  jedoch  nicht  in  der  obligatorischen 
Versicherung,  sondern  in  einem  Systeme  von  Garantien,  die  der  Arbeitgeber  zu 
bieten  hätte,    um    die    ihm    als    Haftpflichtigen   obliegende  Auszahlung  der  dem 
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Arbeiter  gebärenden  Entschädigungen  sicherzustellen.  Diese  Garantien  der  Unter- 
nehmer sollten  entweder  in  dem  Nachweise  des  Erlages  bestimmter  Depots  oder 
Cautionen  zu  Gunsten  der  Entschädigungsberechtigten  oder  aber  in  dem  Nach- 
weise bestehen,  die  Arbeiter  bei  gegenseitigen  Versicherungscassen,  bei  der  ,,caisse 
nationale"  oder  bei  privaten  Versicherungsgesellschaften  versichert  zu  haben. 

Noch  viel  weiter  als  die  Commission  entfernte  sich  der  Senat  selbst  von 
den  Kammerbeschlüssen.  Nach  überaus  weitschweifigen  und  zerfahrenen  Debatten, 
die  sich  vom  Sommer  1896  bis  in  das  Frühjahr  1897  hinzogen,  und  in  deren 
Verlauf  der  Berichterstatter  P  o  i  r  r  i  e  r  sein  Amt  niederlegte,  beschloss  der 
Senat  endlich  am  24.  März  1897  in  zweiter  Lesung  einen  Entwurf  von 
16  Paragraphen,  der  der  Grösse  der  gestellten  Aufgaben  auch  nicht  im 
mindesten  gerecht  wurde. 

Es  sollten  nach  dem  Senatsentwurfe  fixe  Entschädigungssätze  überhaupt 
nicht  festgesetzt,  sondern  die  Entschädigungen  zwischen  gewissen  sehr  niedrig 
gehaltenen  Grenzen  (von  Y^  bis  Yg  des  Entganges  an  Arbeitsverdienst)  ein- 
geschlossen werden;  über  die  dem  Arbeiter  zu  bietenden  Garantien  für  die 
Auszahlung  der  Entschädigung  enthielt  der  Entwurf  nur  ganz  allgemeine  unzu- 
reichende Bestimmungen. 

Der  Standpunkt,  welchen  der  Senat  in  maassloser  llebertreibung  individua- 
listischer Wirtschaftsprincipien  einnahm,  war  überhaupt  ein  viel  engherzigerer 
als  der  aller  früheren  Entwürfe,  und  trug  auch  zur  Verschärfung  jenes  bekannten 
politischen  Conflictes  zwischen  Kammer  und  Senat,  der  in  jener  Zeit  ausbrach, 
sehr  wesentlich  bei. 

Am  7.  Juli  1897  berichtete  die  Commission  der  Kammer,  an  welche  der 
Senatsbeschluss  gelangt  war,  neuerlich  an  die  Kammer  (Berichterstatter  Marue- 
j  0  u  1  s).  Es  ist  begreiflich,  dass  sich  dieser  Bericht  sehr  bitter  über  den  Senat 
aussprach.  Nach  Schilderung  des  langen  Leidensweges,  welchen  die  Verhand- 
lungen über  den  Gegenstand  bisher  schon  zurückgelegt  hatten,  und  nach  kräftiger 
Charakterisierung  der  Stellungnahme  des  Senates  sagt  der  Bericht: 

,,Ainsi,  tandis  que  la  Chambre,  suivant  l'impulsion  qui  etait  donnee  par 
un  gouvernement  compose  d'hommes  pourtant  peu  aventureux,  marchait  dans  le 
sens  de  legislations  qui  fonctionnent  depuis  douze  ans  dans  certains  Etats,  et 
qui  fonctionneront  demain  dans  toute  l'Europe,  le  Senat,  pris  d'une  timidite 
subite  et  rejetant  ce  qu'il  avait  accepte  en  premiöre  lecture,  se  ralliait  ä  un 
contre-projet  qui  reste  en  dega  de  la  loi  votee  en  1890." 

Der  von  der  Commission  der  Kammer  hienach  am  7.  Juli  1897  neuerlich 
vorgelegte  Entwurf  weicht  von  dem  oben  eingehend  dargelegten  Kammer- 
beschlusse  vom  10.  Juni  1893  nur  in  unwesentlichen  Punkten  ab,  insbesondere 
schlug  die  Commission  vor,  auf  den  damals  angenommenen  Principien  der 
obligatorischen  Versicherung  mit  territorialer  Gliederung  der  Träger  der  Ver- 
sicherung^) und  Anwendung  des  Capitaldeckungssystems^)  zu  beharren.   Um  dem 

')  Der  Commissionsbericht  sagt  diesbezüglich:  „Nous  avons  maintenu  le  groupe- 
ment  par  region,  qui  nous  a  paru  plus  pratique  et  plus  logique  que  le  groupement  par 
nature  d'industrie". 

^)  Comme  vous  pouvez  le  remarquer,  notre  commission  est  restee  üdele  au  Systeme 
de  la  capitalisation  tel  qu'il   fonctionne   en   Antriebe.   On  liquide   ainsi   chaque   obli- 
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Senate  entgegenzukommen,  wurden  Bestimmungen  in  den  Entwurf  aufgenommen, 
welche  es  den  Unternehmern  erleichtern  sollen,  ,,ihre  eigenen  Versicherer  zu 
verbleiben'',  indem  in  Aussicht  genommen  wurde,  dass  die  im  Entwürfe  vom 
10.  Juni  1893  für  diesen  Fall  vorgeschriebenen  Cautionen  für  solche  Unter- 
nehmer entfallen  können,  welche  sich  in  beruflichen  Vereinigungen  verbinden,  um 
solidarisch  für  die  Zahlung  der  Entschädigungen  zu  haften.  Ebenso  liess  die 
Commission  die  Special-Gerichtsbarkeit  für  strittige  Entschädigungsansprüche  fallen. 

Eine  überraschende  neue  Wendung  brachten  nun  die  auf  Grund  dieses 
Commissionsb erlebtes  folgenden  Verhandlungen  der  Kammer.  Nicht  nur  im 
Senate,  sondern  auch  in  den  Kreisen  der  Kammer  nahm  man  an  dem  früher 
erwähnten  System  der  Cautionen  zur  Sicherstellung  der  Arbeiter  in  solchen 
Betrieben,  deren  Unternehmer  ,,ihre  eigenen  Versicherer"  bleiben  wollen,  An- 
stoss.  Nicht  mit  Unrecht  erblickte  man  hierin  eine  Maassregel,  welche  die 
theoretisch  offene  Wahl  für  den  Unternehmer  sein  eigener  Versicherer  zu 
bleiben,  illusorisch  macht,  weil  der  Erlag  solcher  Cautionen  die  Bindung  von 
Betriebscapitalien  in  einem  über  das  erforderliche  weit  hinausgehenden  Maasse 
bedeutet.  Auch  die  von  der  Commission  vorgeschlagene  Milderung,  wonach  von 
dem  Erläge  einer  Caution  unter  Umständen  abgesehen  werden  kann,  schien 
nicht  ausreichend,  weil  diese  Milderung  nur  der  leistungsfähigen  Grossindustrie, 
nicht  aber  auch  den  kleineren  Unternehmern  zugute  kommen  könnte. 

Man  hielt  sich  in  der  Kammer  den  Zweck  der  Cautionsbestellung  vor 
Augen,  der  ja  doch  nur  darin  besteht,  den  Arbeiter  vor  der  Zahlungsunfähigkeit 
des  Unternehmers  zu  schützen  und  verfiel  hiebei  über  Initiative  der  Eegierung 
auf  einen  merkwürdigen  Ausweg,  der  deutlich  erkennen  lässt,  welche  krummen 
Wege  zu  gehen  man  in  Frankreich  bereit  ist,  um  nur  ja  dem  ,,systöme  alle- 
mand"  zu  entgehen,  d.  h.  die  obligatorische  Versicherung  als  Consequenz  des 
,,risque  professionnel"  nicht  annehmen  zu  müssen. 

Während  der  Kammerbeschluss  vom  10.  Juni  1893  im  Principe  die 
obligatorische  Versicherung  bei  territorial  gegliederten  Zwangscassen  statuiert 
hatte  und  die  ,, Selbstversicherung"  bei  Stellung  gewisser  Sicherheiten  zuliess 
stellte  der  Kammerbeschluss  vom  October  1897  die  ,, Selbstversicherung"  voran' 
und  normierte  nur  für  diejenigen,  welche  hievon  nicht  Gebrauch  machen,  die 
Zwangsversicherung  bei  den  genannten  territorialen  Cassen.  Das  Anstoss  erregend^ 
Wort  ,,assurance  obligatoire"  kam  in  diesem  von  der  Kammer  am  28.  October 
1897  mit  529  von  542  Stimmen  angenommenen  Entwürfe  überhaupt  nicht 
mehr  vor;  für  die  ,, Organisation  der  Versicherung"  wurde  vielmehr  der  folgende 
Vorgang  vorgeschlagen. 

Die  Betriebsunternehmer  können  einzeln  oder  in  Verbänden  vereinigt  ihre 
eigenen  Versicherer  bleiben.  In  diesem  Falle  haben  sie  die  Deckungs- 
capitalien  für  die  aus  Unfällen  ihres  Betriebes  im  ver- 
gangenen Jahre  fällig  gewordenen  Eenten  an  die  ,,caisse  nationale 


gation  avec  les  resources  de  l'exercice  pendant  lequel  eile  a  pris  naissance,  et  on  ne 
Charge  pas  l'avenir  pour  degrever  le  present,  comrae  dans  le  Systeme  dit  de  repartition 
qui  ne  porte   que  sur  les   arrerages  payes  l'anne'e  precedente. 
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d'assurance   contre  les  accidents"    abzuführen,^)  welche   die   weitere   Auszahlung 
der  Renten  übernimmt. 

Die  Unternehmer,  welche  nicht  ,,ihre  eigenen  Versicherer"  bleiben  wollen, 
werden  Mitglieder  der  nach  Versicherungsbezirken  (circonscriptions)  abgegrenzten 
territorialen  Versicherungsanstalten,  wie  sie  bereits  im  Kammerentwurfe  vom 
10.  Juni  1893  vorgeschlagen  worden  waren.  Die  Versicherung  erfolgt  nach  dem 
Capital-Deckungssysteme;  die  Deckungscap Italien  sind  gleichfalls  an 
die  caisse  nationale  abzuführen. 

Um  für  den  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  von  Unternehmern, 
welche  ihre  eigenen  Versicherer  bleiben,  vorzusorgen  und  auch 
um  die  Zahlung  der  Beiträge  zahlungsunfähiger  Mitglieder 
der  territorialen  Anstalten  sicher  zu  stellen,  wird  ein  Zuschlag  von  4  Centimes 
zu  jedem  Franc  der  Gewerbesteuer  von  allen  dem  Gesetze  unterworfenen 
Industriellen  und  von  1  Franc  für  je  10.000  Francs  des  Wertes  der  erzeugten 
Producte  von  den  Bergwerksunternehmern  eingehoben. 

Aus  dem  Ergebnisse  dieser  Steuern  wird  ein  Specialgarantiefond  zum 
Zwecke  der  Sicherung  der  Arbeiter,  beziehungsweise  der  territorialen  Anstalten 
gegen  die  Folgen  der  Zahlungsunfähigkeit  von  Unternehmern  gebildet. 

Die  Kammer  hatte  sich  mit  diesem  Entwürfe  so  weit  von  dem  Grundsatze 
der  obligatorischen  Versicherung  entfernt,  dass  nun  auch  der  Senat  nicht  mehr 
zögern  konnte,  sich  ernstlich  mit  dem  Kammerbeschlusse  zu  beschäftigen,  wenn 
er  nicht  den  Vorwurf  auf  sich  laden  wollte,  einer  Reform  überhaupt  feindlich 
gegenüberzustehen. 

Dass  jedoch  der  Senat  den  Kammerentwurf  nicht  ohne  weiteres  annahm, 
sondern  denselben  noch  sehr  wesentlich  modificierte,  kann  nicht  Wunder  nehmen. 
Er  blieb  sich  damit  nur  consequent,  indem  er  auch  die  im  Kammerentwurfe 
noch  verbliebenen  Rudimente  einer  Zwangsversicherung  (Errichtung  officieller 
Versicherungsanstalten)  beseitigte,  und  sich  strenge  darauf  beschränkte,  die  durch 
gewisse  Garantieen  sichergestellte  Haftpflicht  der  Unternehmer  zu  statuieren. 
Nachdem  die  Kammer  selbst  das  Princip  der  obligatorischen  Versicherung  nach 
und  nach  de  facto  aufgegeben  hatte,  war  es  nur  folgerichtig  alles,  was  daran 
erinnert,  aus  dem  Gesetze  zu  entfernen,  und  damit  gewisse  Halbheiten  zu  besei- 
tigen, welche  dem  Kammerbeschlusse  vom  28.  October  1897  anhafteten. 

Der  erwähnte  Senatsbeschluss  kam  vor  kurzem,  am  19.  März  d.  J.,  zu 
Stande,  und  wenige  Tage  später,  am  26.  März,  nahm  die  Kammer  einhellig  den 
vom  Senate  gefassten  Beschluss  an. 

So  fanden,  nachdem  sich  die  französische  Gesetzgebung  durch  18  Jahre 
unausgesetzt  mit  dem  Probleme  der  Verantwortlichkeit  für  Betriebsunfälle  beschäftigt 
hatte,  die  Verhandlungen  plötzlich  und  unerwartet  einen  Abschluss.  Offenbar 
durch  die  langen  Verhandlungen  ermüdet,  und  von  dem  Bewusstsein  erfüllt,  dass 
jedes  Ende  einer  weiteren  Verzögerung  vorzuziehen  sei,  gab  die  Kammer  kurz  vor 
ihrer  Auflösung  ihre  Zustimmung  zu  den  vom  Senate  zäh  vertheidigten  Principien. 

1)  Den  Betriebsunternehmern  ist  es  selbstverständlich  nicht  verwehrt,  sich  gegen 
dieses  Risico  bei  privaten  Versicherungsgesellschaften  oder  in  sonstiger  Weise  beliebig 
zu  versichern. 
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In  einer  Beziehung  weist  das  nunmehr  genehmigte  Gesetz,  dessen  Publication 
am  9.  April  1898  erfolgte,  eine  in  keinem  anderen  Lande  versuchte  Neuerung 
auf,,  nämlich  den  bereits  oben  erwähnten,  in  der  Kammer  entstandenen  und  vom 
Senate  gebilligten  Grundsatz  der  Einführung  eines  durch  Steuern  aufgebrachten 
Specialgarantiefondes,  der  in  letzter  Linie,  wenn  nämlich  weder  vom  Unternehmer 
noch  von  einem  Versicherungsinstitute  die  Befriedigung  des  Verunglückten  erfolgt, 
einzutreten  hat. 

Diese  Lösung  der  Garantiefrago  ist  jedenfalls  eine  originelle.  Man  hat  damit 
in  Frankreich  sozusagen  an  Stelle  der  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Betriebs- 
unfälle die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Betriebs- 
unternehmer gesetzt.  Es  kann  wohl  angenommen  werden,  dass  die  Sicherheit  der 
Ansprüche  Verunglückter  hiemit  erreicht  wird,  ob  die  Lösung  aber  auch  den 
Interessen  der  Unternehmer  Kechnung  trägt,  ist  zu  bezweifeln.  Die  Verpflichtung, 
für  den  nicht  versicherten  Unternehmer  bei  jedem  Unfälle  mit  dauernden  Folgen 
sofort  das  Deckungscapital  zu  erlegen,  hat  der  Senat  nicht  aufrecht  erhalten, 
immerhin  wird  aber  der  Unternehmer,  welcher  nicht  versichert  —  und  nach  den 
Erfahrungen  in  Ländern  mit  Haftpflichtgesetzgebung  wird  dies  eine  sehr  bedeu- 
tende Zahl  namentlich  von  kleineren  Unternehmern  sein  —  sobald  er  die  Ansprüche 
eines  Verunglückten  nicht  befriedigen  kann,  der  Execution  verfallen.  Da  ist  es 
dann  ein  magerer  Trost  für  ihn,  dass  in  diesem  Falle  der  öffentliche  Garantie- 
fond in  die  Zahlungsverpflichtung  gegenüber  dem  Verunglückten  eintritt. 

Derartige  Anordnungen  können  wohl  den  unleidlichen,  mit  jeder  Art  der 
Haftpflicht  verbundenen  Hader  zwischen  dem  Betriebsunternehmer  und  dem  Opfer  eines 
Betriebsunfalles  über  das  Maass  der  Ansprüche  des  letzteren  gewiss  nicht  mildern. 

Im  übrigen  weist  das  Gesetz  zufolge  der  einschneidenden  Aenderungen, 
welche  der  Senat  vornahm,  gegenüber  früheren  Entwürfen  auch  hinsichtlich  des 
Maasses   der  Ansprüche  Verunglückter  nicht  unwesentliche  Einschränkungen  auf. 

Aus  der  folgenden  kurzen  Inhaltsangabe  sind  die  wesentlichsten  Modifi- 
cationen  gegenüber  den  oben  erörterten  Kammerbeschlüssen  vom  10.  Juni  1893, 
beziehungsweise  vom  28.  October  1897  zu  entnehmen: 

1.  Die  Ausdehnung  der  Anwendung  des  Gesetzes  ist  im  wesentlichen  dieselbe 
wie  nach  dem  Kamnierbeschlusse  vom  10.  Juni  1893  (siehe  oben). 

2.  Die  Enischädigungsansprüehe  für  Verletzte  bestehen  in  Renten,  und  zwar: 

a)  bei  dauernder  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  zwei  Drittel  des  Arbeits- 
verdienstes; 

b)  bei  dauernder  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  die  Hälfte  der  Verminderung 
des  Arbeitsverdienstes  (nach  dem  Kammerbeschlusse  vom  28.  October  1897  zwei  Drittel 
der  Verminderung  des  Arbeitsverdienstes); 

c)  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  vier  Tagen  die  Hälfte 
des  Arbeitsverdienstes. 

Ueberdies  hat  der  Unternehmer  die  Kosten  des  Heilverfahrens  und  die  Begräbnis- 
kosten zu  bestreiten.  Von  der  Verpflichtung  die  Kosten  des  Heilverfahrens  und  eine 
Eente  für  vorübergergehende  Erwerbsunfähigkeit  zu  bestreiten,  kann  sich  der  Unter- 
nehmer während  der  ersten  30,  60  oder  80  Tage  befreien,  wenn  er  nachweist,  dass 
seine  Arbeiter  einer  Krancenkasse  angehören,  zu  welcher  er  mindestens  ein  Drittel  der 
Beiträge  leistet. 

Die  Entschädigungsansprüche  der  Hinterbliebenen  Getödteter  sind  im  wesent- 
lichen die  gleichen  wie  nach  dem  Kammerbeschlusse  vom  10.  Juni  1893. 
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3.  Bei  vorsätzlichem  Verschulden  gebürt  dem  Verunglückten  keine  Entschädigung. 
Bei  schwerem  Verschulden  (faute  inexcusable)  des  Arbeiters  kann  die  Kente  durch 
richterlichen  Spruch  vermindert,  ebenso  bei  schwerem  Verschulden  des  Arbeitgebers  oder 
eines  seiner  Betriebsleiter  erhöht  werden,  und  zwar  bis  zum  ToUen  Arbeitsverdienste. 

4.  Die  Entschädigungsleistung  obliegt  dem  Betriebsunternehmer,  soweit  sich 
derselbe  nicht  freiwillig  durch  Versicherung  hievon  entlastet. 

Die  Garantien,  welche  das  Gesetz  für  die  Sicherstellung  der  dauernden  Kenten- 
ansprüche  vorschreibt,  sind  die  folgenden: 

Soferne  der  Unternehmer  oder  das  Versicherungsinstitut,  bei  welchem  er  ver- 
sichert hat,  oder  die  Vereinigung  zur  gegenseitigen  Garantieleistung,  der  er  angehört, 
der  Verpflichtung  zur  Schadenersatzleistung  nicht  nachkommt,  tritt  in  diese  Ver- 
pflichtung die  „caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse"  ein,  und  zwar  mit  Hilfe 
eines  Special-Garantiefondes,  welcher  durch  einen  Zuschlag  von  4  Centimes  zu  jedem 
Franc  der  Gewerbesteuer,  beziehungsweise  bei  Bergwerken  durch  eine  Steuer  von 
5  Centimes  für  jeden  Hektar  aufgebracht  wird.  (Vergleiche  oben  den  Kamm  erb  eschluss 
vom  28.  October  1897.) 

Die  caisse  des  retraites  hat  in  diesem  Falle  an  den  zur  Entschädigungsleistung 
Verpflichteten  (Betriebsunternehmer,  Versicherungsinstitut  etc.)  ein  mit  besonderen 
Privilegien  ausgestattetes  Regressrecht. 

Der  Erlag  des  Deckungs-Capitales  bei  der  caisse  des  retraites  wird  von  den 
Unternehmern  nur  gefordert,  wenn  ein  Besitzwechsel  im  Unternehmen,  sei  es  freiwillig, 
durch  Tod  oder  aus  einer  anderen  Ursache  eintritt,  und  anderweitige  Sicherstellung  für 
den  Rentenbezugsberechtigten  nicht  geboten  wird. 

Die  Unfallversicherungsgesellschaften  und  wechselseitigen  Anstalten  unterliegen 
der  Staatsaufsicht  und  haben  Reserven  nach  behördlich  festgesetzten  Bedingungen  zu 
bilden,  beziehungsweise  Cautionen  zu  erlegen. 

5.  Die  Anordnungen  des  Gesetzes  über  die  zu  erstattenden  Unfallsanzeigen,  über 
Unfallsuntersuchungen,  über  die  Feststellung  der  Entschädigungen,  sowie  die  übrigen 
Bestimmungen  des  Gesetzes  sind  im  wesentlichen  dieselben  wie  im  Kanimerentwurfe 
vom  28.  October  1897.  Auch  sollen,  wie  dort  vorgeschlagen  war,  Streitigkeiten  über 
Entschädigungsansprüche  durch  die  ordentlichen  Gerichte  geschlichtet  werden,  nur  lässt 
das  Gesetz  gegen  die  Entscheidungen  der  unteren  Instanzen  die  Appellation  zu,  während 
nach  dem  Kammerbeschlusse  nur  Nichtigkeitsbeschwerden  zulässig  gewesen  wären. 

Das  Gesetz  führt  den  Titel:  „Gesetz  vom  9.  April  1898,  betreffend  die  Verant- 
wortlichkeit für  Unfälle,   denen  Arbeiter  bei  ihrer  Arbeit  zum  Opfer  fallen." 

Schweiz. 

Unter  allen  Jenen  Staaten,  über  deren  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete 
der  Unfallfürsorge  wir  hier  zu  berichten  haben,  ist  in  gewissem  Sinne  der 
interessanteste  die  Schweiz,  weil  man  in  keinem  Lande  mit  solcher  Gründlichkeit 
und  Ausdauer  den  Weg  einer  allseitig  ausgebildeten  Haftpflichtgesetzgebung 
zurückgelegt  hat,  bevor  man  zu  der  Ueberzeugung  kam,  dass  dieser  Weg  zu 
einer  endgiltigen  befriedigenden  Lösung  nicht  führen  kann. 

Erst  durch  eigene  Erfahrungen  belehrt,  hat  man,  in  der  Schweiz  der  von 
Deutschland  ausgegangenen  Bewegung  folgend,  den  Weg  der  Zwangsversicherung 
betreten,  hiebei  aber  das  Problem  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  und  in  allen 
seinen  Relationen  zu  anderen  Zweigen  der  Versicherung,  insbesondere  zur  Kranken- 
versicherung, von  hohem  Gesichtspunkte  erfasst. 

Namentlich  hinsichtlich  der  Organisierung  der  Arbeiterversicherung  sind  die 
schweizerischen  Gesetzentwürfe  in  höchstem  Grade  beachtenswert  und  für  Reformen 
sowohl  der  deutschen  als  auch  der  österreichischen  Gesetzgebung  insoferne  wichtig, 
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als  man  in  der  Schweiz  erkannt  hat,  dass  nur  ein  einheitlich  gegliederter  orga- 
nischer Aufbau  der  gesammten  Arbeiterversicherung,  insbesondere  eine  enge 
Angliederung  der  Krankenversicherung  an  die  Unfallversicherung  den  gewünschten 
Interessenausgleich  bringen  kann. 

Theorie  und  Praxis  der  deutschen  und  österreichischen  Unfallversicherungs- 
gesetzgebung hat  man  in  der  Schweiz  mit  Eifer  studiert.  Auch  hier  war  bei  aller 
Selbständigkeit  und  freier  Anpassung  an  die  schweizerischen  Verhältnisse  das 
österreichische  Gesetz  in  vielen  Beziehungen,  namentlich  auch,  was  die  Anordnung 
über  die  Grundlagen  der  Finanzgebarung  anbelangt,  auf  die  Gestaltung  der 
Entwürfe  von  grösserem  Einflüsse  als  das  deutsche  Gesetz. 

Die  schweizerische  Gesetzgebung  arbeitet  langsam,  immerhin  sind  aber 
die  Berathungen  der  vorliegenden  Entwürfe  bereits  soweit  gediehen,  dass  man 
das  endgiltige  Zustandekommen  der  Gesetze  in  absehbarer  Zeit  voraussetzen  kann. 

Die  Haftpflichtgestzgebung  wurde   in  der  Schweiz   etappenweise  geschaffen. 

Zunächst  regelte  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1875  die  Haftpflicht  der  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiffahrtsunternehmungen.  Durch  dieses  Gesetz  wurden  die 
betreffenden  Unternehmungen  für  alle  Unfälle  haftbar  erklärt,  welche  nicht  durch 
höhere  Gewalt,  durch  Verschulden  des  Verunglückten  oder  eines  Dritten  hervor- 
gerufen werden.  Der  Beweis  dafür,  dass  ein  Haftpflichtfali  nicht  vorliege,  obliegt 
dem  Unternehmer.  (Vergleiche  das  österreichische  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  vom 
5.  März  1869).  Das  Gesetz  enthält  auch  noch  gewisse  Bestimmungen  über  die 
Art  der  Entschädigungen,  über  die  Fristen  zur  Geltendmachung  des  Anspruches 
u.  dergl. 

Man  dachte  bald  an  eine  Ausdehnung  dieser  Gesetzgebung.  In  Erwartung 
derselben  wurden  in  das  Fabriksgesetz  vom  23.  März  1877  Bestimmungen  über 
die  Haftpflicht  der  Unternehmer  von  Fabriken  eingefügt,  welche  anordneten, 
dass  der  Unternehmer  für  das  Verschulden  seiner  Betriebsleiter  verantwortlich 
sei,  ferner  für  Unfälle,  welche  auch  ohne  sein  eigenes  Verschulden  „durch  den 
Betrieb"  der  Fabrik  herbeigeführt  werden,  soferne  er  nicht  beweist,  dass  der 
Unfall  nicht  durch  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  des  Verunglückten 
erfolgt  ist.  Diese  provisorischen  Bestimmungen  wurden  durch  das  Bundesgesetz 
vom  25.  Juni  1881,  betreffend  die  Haftpflicht  beim  Fabriksbetriebe,  erweitert 
und  präciser  gefasst,  ohne  dass  jedoch  die  Definition  der  Haftpflichtfälle  wesentlich 
alteriert  worden  wäre,  nur  wurden  Berufskrankheiten  in  jenen  Betrieben,  welche 
vom  Bundesrathe  als  solche  bezeichnet  werden^  welche  gefährliche  Krankheiten 
erzeugen,  den  Betriebsunfällen  gleichgestellt. 

Das  Gesetz  beschränkte  sich  nicht  auf  allgemeine  Dispositionen,  sondern 
regelte  die  Geltendmachung  der  Haftpflicht  im  Einzelnen,  Es  schloss  die  Entschä- 
digungsleistungen (Heilungskosten,  Beerdigungskosten  und  Capitalabfertigungen 
an  die  Verletzten,  beziehungsweise  Hinterbliebenen)  innerhalb  gewisser  Grenzen  ein, 
es  versuchte  weiters  auch  durch  besondere  Bestimmungen  den  Abschluss  von 
Unfallversicherungsverträgen  zu  begünstigen,  indem  es  Unternehmern,  welche  zu 
den  Prämien  für  solche  Versicherungen  beitragen,  Vortheile  einräumte.  Als  zustän- 
dige Gerichtsstelle  bestimmte  es  den  cantonalen  Kichter,  in  höherer  Instanz 
das  Bundesgericht. 


460  Kaan. 

Die  Einschränkung  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  Fabriksbetriebe  (im 
Sinne  des  Fabriksgesetzes  vom  Jahre  1877)  wurde  bald  als  ungerechtfertigt 
erkannt.  Man  sah  sich  zu  einer  Ausdehnung  der  Haftpflicht  auf  weitere  Kategorien 
von  Unternehmungen  gedrängt.  So  entstand  das  Gesetz  vom  26.  April  1887, 
welches  die  durch  das  Gesetz  vom  25.  Jänner  1881  statuierte  Haftpfl.icht  auf 
alle  Unternehmungen  ausdehnte,  in  welchen  explodierende  Stoffe  gewerbsmässig 
erzeugt  oder  verwendet  werden,  ferner  auf  Baugewerbe  (sowohl  Hochbau  als  auch 
Tiefbau,  Eisenbahn-,  Brücken-,  Tunnel-,  Strassen-,  Wasserbau  etc.)  und  auf  Trans- 
portgewerbe zu  Wasser  und  zu  Lande,  soweit  solche  Gewerbe  während  der 
Betriebszeit  durchschnittlich  mehr  als  fünf  Arbeiter  beschäftigen.  Der  Unternehmer 
ist  auch  haftbar,  wenn  er  die  Arbeiten  einem  Dritten  zur  Ausführung  über- 
tragen hat. 

Das  Gesetz  verpflichtete  weiters  die  Cantone  dafür  zu  sorgen,  dass  bedürftigen 
Entschädigungsansprechern  die  Wohlthat  unentgeltlichen  Rechtsbeistandes  gewährt 
werde,  und  dass  Streitigkeiten  durch  einen  möglichst  kurzen  Processweg  erledigt 
werden  können. 

Derart  wurde  die  Gesetzgebung  durch  das  tiefempfundene  Bedürfnis,  eine 
Hauptquelle  socialen  Elends  zu  verstopfen,  auf  dem  einmal  eingeschlagenen  Wege 
immer  weiter  gedrängt,  obwohl  der  damit  geschaffene  Zustand  keineswegs 
befriedigte,  sondern  auf  allen  Seiten  laute  Klagen  hervorrief.  Trotz  der  auf  die 
Redigierung  der  Haftpflichtgesetze  verwendeten  Mj^he  waren  die  Bestimmungen 
derselben,  wann  Haftpflicht,  volle  oder  reducierte,  vorhanden  sei,  und  darüber, 
welche  Entschädigungen  bei  einem  solchen  Falle  vom  Arbeitgeber  zu  leisten  seien, 
so  unbestimmt  und  so  elastisch,  dass  ohne  Dazwischenkunft  des  Richters  kaum 
auszukommen  war;  dazu  kamen  noch  die  schwere  Gefährdung  capitalsschwacher 
Unternehmungen  durch  die  Haftpflicht  und  die  Misstände,  welche  sich  bei 
Deckung  gegen  Haftpflichtfälle  durch  Versicherung  bei  privaten  Versicherungs- 
gesellschaften ergaben.^) 

So  war  es  nicht  zu  wundern,  dass  alsbald  nach  Annahme  des  letzten 
Haftpflichtgesetzps  vom  Jahre  1887  in  der  Bundesversammlung  das  Postulat  der 
Einführung  der  obligatorischen  Unfallversicherung  gestellt  wurde.  Es  kam  zur 
Volksabstimmung  vom  26.  October  1890,  in  welcher  mit  283.828  gegen  92.200 
Stimmen  der  folgende  neue  Verfassungsartikel  angenommen  wurde: 

„Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Kranken  und  Unfall- 
versichung  einrichten  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Krankencassen. 

Er  kann  den  Beitritt  allgemein  oder  für  einzelne  Bevölkerungsclassen 
obligatorisch  erklären." 

Schon  in  diesem  Beschlüsse  kam  der  enge  Zusammenhang  zwischen  Kranken- 
und  Unfallversicherung  zum  Ausdrucke.  Dieser  Zusammenhang  wurde  auch  im 
folgenden  festgehalten,  so  dass  wir  hier  die  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der 
Krankenversicherung  stets  mit  im  Auge  behalten  müssen. 


*)  Vergleiche  hierüber  das  von  Dr.  J.  Kummer  auf  dem  Unfallcongresse  in 
Bern  (1891)  erstattete  Referat:  „Der  gegenwärtige  Stand  der  Unfallversicherung  in 
der  Schweiz." 
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So  sehr  verlockend  es  wäre,  die  einzelnen  Stadien  der  folg-enden  Verhand- 
lungen bis  zu  dem  am  13.  October  1897  vom  Nationalrathe  angenommenen 
Entwürfe  im  einzelnen  zu  beleuchten,  müssen  wir  uns  hier  darauf  beschränken, 
dieselben  kurz  zu  skizzieren. 

Nach  einigen  vorbereitenden  Schritten  wurde  im  December  1891  Nationalrath 
Forrer  mit  der  Ausarbeitung  von  Gesetzentwürfen  über  die  obligatorische 
Unfallversicherung  und  Krankenversicherung  beauftragt.  Derselbe  entledigte  sicli 
dieser  Aufgabe  durch  Vorlage  eines  innerlich  geschlossenen  tiefdurchdachten 
Projectes  (Ende  1892),  dessen  Hauptgrundsätze  für  alle  folgenden  Verhandlungen 
maassgebend  blieben.  Es  folgte  hierauf: 

1893  Berathung  der  Entwürfe  in  einer  aus  vierzig  Mitgliedern  bestehenden 
Expertencommission,  deren  wesentlichste  Forderungen  die  Th  eilnah  me  des 
Bundes  an  den  Lasten  der  Krankenversicherung  und  Erhöhung 
dieser  schon  im  F  o  r  r  e  r'schen  Entwürfe  vorgesehenen  Theilnahme  des  Bundes 
an  den  Lasten  der  Unfallversicherung  waren.  Auf  Grund  des  Ergeb- 
nisses der  Berathungon  dieser  Commission  erfolgte  die  weitere  Kedaction  der  Ent- 
würfe im  schweizerischen  Industriedepartement,  und 

am  21.  Jänner  1896  die  Vorlage  der  Entwürfe  an  den  Nationalrath  mit 
einer  umfangreichen  Botschaft,  die  nicht  nur  wegen  des  frischen  Tones  der  Ueber- 
zeugung,  der  dieselbe  beseelt,  sondern  auch  wegen  der  hohen  Gesichtspunkte, 
von  denen  sie  ausgeht,  sehr  lesenswert  ist. 

Die  vom  Nationalrathe  mit  der  Vorberathung  der  Entwürfe  betraute  Commission 
erstattete  ihren  Bericht  im 

Juni  1897,  nachdem  sie  58  (!)  Sitzungen  diesen  Berathungen  gewidmet 
und  die  Entwürfe,  namentlich  was  die  Organisation,  das  Ausmaass  der  Entschä- 
digungen und  die  Vertheilung  der  Beitragslast  betrifft,  nicht  unwesentlich 
modificiert  hatte. 

Am  12.  und  13.  October  1897  endlich  wurden  die  beiden  Entwürfe  über 
die  obligatorische  Unfall-  und  Krankenversicherung  vom  Nationalrathe  angenommen, 
und  zwar  der  Entwurf  über  die  Krankenversicherung  bei  26  Absenzen  und  9 
Stimmenthaltungen  (äusserste  Eechte  und  äusserste  Linke)  mit  101  gegen  9 
Stimmen  (äusserste  Eechte),  der  Entwurf  über  die  Unfallversicherung  bei  37  Ab- 
senzen und  8  Stimmenthaltungen  (äusserste  Rechte  und  äusserste  Linke)  mit 
96  gegen  5  Stimmen  (äusserste  Rechte). 

Die  Entwürfe  haben  nur  noch  den  Ständcrath  zu  passieren,  welcher  dieselben 
voraussichtlich  acceptieren  wird,  ferner  eventuell  die  Volksabstimmung. 

Die  grossen  Vorzüge  der  schweizerischen  Gesetzentwürfe  vor  den  analogen 
deutschen  und  österreichischen  Gesetzen  sind  im  kurzen  die  folgenden : 

1.  Die  Identificierung  des  Kreises  der  krankenversiche- 
rungspflichtigen  und  der  Unfallversicherungspflichtigen 
Personen,  und  die  weite  Ausdehnung  dieses  Kreises. 

2.  Die  Schaffung  eines  organischen  Zusammenhanges 
dieser  beiden  Versicherungen,  beziehungsweise  der  Träger 
derselben,    bei  voller  Berücksichtigung   der   durch    die  Natur  jeder  derselben 
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bedingten  Organisationsform  (centrale  Organisation  in  der  Unfallversicherung,  locale 
in  der  Krankenversicherung).^) 

3.  Das  Fallenlassen  des  Begriffes  „Betriebs-"  Unfall 
und  Ausdehnung  der  Entschädigungsleistung  auf  alle 
während  derDauerderBeschäftigung  vorkommendenün-fälle. 

4.  Die  Theilnahme  des  Staates  an  den  Lasten  in  einem 
den  Verhältnissen  angepassten  Maasse. 

5.  Die  Creierung  besonderer  staatlicher  Organe  zur  Durchführung  des  Gesetzes 
in  den  unteren  Instanzen. 

Diese  Grundsätze,  ebenso  wie  die  nach  reiflichem  Studium  des  deutschen 
und  des  österreichischeen  Gesetzes  in  den  Unfallversicherungsentwurf  aufgenom- 
menen Prin  cip  ien  der  territorialen  Organisation  (eine  Anstalt 
für  die  ganze  Schweiz)  und  der  Aufbringung  der  Mittel  nach 
dem  Capitaldeckungsverfahren  (Beitragstarifsystem  nach 
österreichischem  Muster)  blieben  während  der  ganzen  Verhandlung  so 
ziemlich  unangefochten. 

Im  übrigen  blieb  es  freilich  nicht  aus,  dass  im  Laufe  der  Verhandlungen 
etwas  "Wasser  in  den  schäumenden  Wein  gegossen  werden  musste.  Der  Bundesrath 
zögerte  zwar  nicht,  der  Anregung  der  oben  erwähnten  Expertencommission  ent- 
sprechend einen  ausgiebigen  Bundesbeitfag  für  die  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung in  Aussicht  zu  nehmen,  allein  schon  in  seiner  Botschaft  vom  21.  Jänner  1896 
war  er  gezwungen,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  nicht  darauf  zu  rechnen 
sei,  das  Erfordernis  für  diesen  Staatsbeitrag,  7  bis  8  Millionen  Francs,  durch 
eine  Keduction  der  Staatsausgaben  oder  durch  einen  Ueberschuss  der  normalen 
Einnahmen  über  die  Ausgaben  zu  bedecken,  er  sprach  damals  die  Hoffnung 
aus,  dass  die  Einführung  des  Tabakmonopols  die  erforderlichen  Mittel  bringen 
werde.  Da  das  Tabakmonopol  bisher  nicht  angenommen  wurde,  musste  an  eine 
Einschränkung  gedacht  werden.  So  kam  es,  dass  die  Entwürfe  in  ihrer  jetzigen 
Gestalt  nicht  nur  eine  Einschränkung  der  durch  die  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung zugesicherten  Leistungen  gegenüber  dem  ersten  Entwürfe,  sondern  auch 
eine  Verminderung  der  vom  Bunde  zu  tragenden  Beitragsquote  enthalten.  Der 
Bundesbeitrag  wird  immerhin  auch  nach  den  dermaligen  Entwürfen  jährlich  noch 
circa  5  Millionen  Francs  betragen,  nach  den  Erklärungen  des  Bundesrathes  aber  im 
Rahmen  des  laufenden  Budgets  seine  Bedeckung  finden. 

Der  Inhalt  des  schweizerischen  Gesetzentwurfes  über  die  Unfallversi- 
cherung in  der  vom  N  atio  n  alr  ath  e  am  13.  October  1897  angenommenen 
Gestalt  ist  in  den  wesentlichen  Punkten  der  folgende : 

1.  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht:  Jede  krankenversicherungs- 
pflichtige  Person  ist  auch  unfallversicherungspflichtig,  und  zwar  sind  dies  alle  un- 
selbständig erwerbenden  Personen  beiderlei  Geschlechtes  vom  vierzehnten 
Lebensjahre  an,  soferne  nicht  die  Beschäftigung  ihrer  Natur  nach  oder  im  voraus  auf 
einen  Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche    beschränkt   ist.    Die   Unfallversicherungs- 


1)  Allerdings  hat  der  „Cantönligeist"  bei  den  Verhandlungen  im  Nationalrathe 
dieses  Princip  ein  wenig  abgeschwächt,  indem  den  Cantonen  ein  grösserer  Einfluss  auf 
die  Krankenversicherung  eingeräumt  wurde. 
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pflicht  reicht  hienach  viel  weiter  als  in  Deutschland  und  Oesterreich.  Sie  erstreckt  sich 
insbesondere  auch  auf  die  gesamnite  Land-  und  Forstwirtschaft,  auf  das  Kleingewerbe 
und  den  Handel,  sowie  auf  Dienstboten. 

2.  Entschädigungsansprüche:  Die  Versicherung  erstreckt  sich  auf  jeden 
Unfall  (also  nicht  allein  Betriebsunfälle),  den  die  versicherte  Person  während  der 
Dauer  der  versicherungspflichtigen  Beschäftigung  erleidet,   nach  folgenden  Grundsätzen: 

I.  Erwerbsunfähige  haben  Anspruch  vom  Beginne  der  siebenten  Woche  nach 
dem  Unfälle  ab: 

a)  auf  unentgeltliche  Krankenpflege  (ärztliche  und  Heilmittel)  und  Krankengeld 
in  der  durch  das  Krankenversicherungsgesetz  festgesetzten  Höhe  (60  Proc.  des  Arbeits- 
verdienstes); 

b)  im  Falle  der  dauernden  Invalidität  eine  lebenslängliche  Eente  im  Betrage  von 
60  Proc.  des  entgehenden  Jahresarbeitsverdienstes  (der  Bundesraths-Entwurf  hatte 
662/3  Proc.  vorgesehen).  In  besonders  schweren  Fällen  gänzlicher  Hilflosigkeit  kann  die 
Eente  auf  100  Proc.  erhöht  werden. 

Für  jugendliche  Verletzte  wird  die  Eente  nach  zurückgelegtem  22.  Lebensjahre 
entsprechend  dem  Verdienste,  welchen  er  muthmaasslich  erreicht  hätte,  erhöht. 

II.  Im  Todesfalle  gebürt: 

a)  den  Hinterbliebenen  die  Erstattung  der  Beerdigungskosten  (an  Stelle  der 
Krankencassen)  bis  zum  Betrage  von  50  Francs  (60  Francs  nach  der  Bundesraths vorläge); 

b)  der  Witwe  einer  Eente  im  Betrage  von  30  Proc.  des  Arbeitsverdienstes  bis  zu 
ihrem  Tode  oder  ihrer  Wiederverheiratung.  Im  Falle  der  Wiederverheiratung  Abfertigung 
mit  dem  dreifachen  Betrage  der  Eente; 

c)  dem  erwerbsunfähigen  Witwer  eine  Eente  im  Betrage  von  20  Proc.  des 
Arbeitsveniienstes; 

d)  jedem  ehelichen  Kinde  bis  zum  zurückgelegten  15.  Lebensjahre  15  Proc, 
Doppelwaisen  25  Proc.  des  Arbeitsverdienstes.  Aussereheliche  Kinder  sind  den  ehelichen 
gleichzuhalten,  mit  Bezug  auf  die  Ansprüche  aus  dem  Tode  des  Vaters  jedoch  nur,  wenn 
die  Vaterschaft  glaubwürdig  nachgewiesen  ist; 

e)  Verwandten  in  aufsteigender  Linie  und  Geschwistern  unter  16  Jahren  zusammen 
20  Procent. 

Der  Gesammtbezug  der  Hinterbliebenen  darf  50  Proc.  des  Arbeitsverdienstes  des 
Getödteten  nicht  übersteigen.  Den  unter  e)  bezeichneten  Personen  gebürt  eine  Eente 
nur,  S(.weit  das  Maximum  nicht  von  den  unter  b)  bis  d)  bezeichneten  Personen 
erschöpft  wird. 

Eenten  an  im  Auslande  wohnende  Personen  und  Eenten  unter  100  Francs  jährlich 
können  auch  gegen  den  Willen  des  Berechtigten  ausgekauft  werden,  andere  Eenten  nur 
ausnahmsweise  auf  Antrag  des  Berechtigten. 

Verletzte,  beziehungsweise  Hinterbliebene,  können  des  Anspruches  ganz  oder  theil- 
weise  verlustig  erklärt  werden,  wenn  sich  der  Versicherte  die  Verletzung  oder  den  Tod 
„vorsätzlich  oder  durch  ein  strafbares  Vergehen  oder  auf  arglistige 
Weise"  zugezogen  hat.  Hat  der  Versicherte  die  Verletzung  oder  den  Tod  „durch 
grobe  Fahrlässigkeit"  verschuldet,  so  können  die  Ersatzleistungen  an  den  Ver- 
letzten, beziehungsweise  die  Hinterbliebenen  gekürzt  werden,  jedoch  höchstens  bis  auf 
die  Hälfte. 

3.  Anrechenbarer  Arbeitsverdienst:  Zum  Zwecke  der  Berechnung  der 
Entschädigungsleistungen  und  der  Versicherungsbeiträge,  sowohl  für  die  Kranken-,  als 
auch  die  Unfallversicherung,  werden  die  Versicherten  in  neun  Lohnclassen  einge- 
theilt.  In  jeder  Lohnclasse  gilt  der  obere  Grenzsatz  als  der  anrechenbare  tägliche 
Arbeitsverdienst.  Der  höchste  anrechenbare  tägliche  Arbeitsverdienst  beträgt  7  Francs 
50  Centimes. 

4.  Organisation  der  Träger  der  Versicherung: 

a)  Unfallversicherung.  Träger  der  Unfallversicherung  ist  eine  für  die  ganze 
Schweiz  gebildete  „eidgenössische  Unfallversicherungsanstalt".    Dieselbe  wird 
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von  dem  zu  errichtenden  Versicherungsamte  verwaltet.  Das  Versicherungsam b 
besteht  aus  einem  Director,  mehreren  Vice-Directoren  und  den  nöthigen  Beamten, 
sämmtlich  vom  Bundesrathe  gewählt. 

Als  ausführende  Organe  der  Versicherungsanstalt  fungieren  vom  Bundesrathe 
gewählte  „Versicherungs-Inspectoren"  und  die  Krankencassen,  soweit  die  letzteren  daa 
Gesetz  zur  Mitwirkung  heranzieht.  Die  Schweiz  wird  vom  Bundesrathe  in  eine  Anzahl 
Inspectionsbezirke  eingetheilt. 

Dem  Versicherungsamte  i^t  ein  „Versicherungsrath"  beigegeben  (Analogie,  auch 
hinsichtlich  des  Wirkungskreises,  mit  dem  österreichischen  „Versicherungsbeirathe"), 
überdies  ist  auch  bestehenden  oder  entstehenden  Berufsverbänden  eine  Mitwirkung  mit 
Bezug  auf  die  Feststellung  der  Unfallsereignisse,  Unfallverhütung  und  Feststellung  und 
Aenderung  der  Gefahrentarife  eingeräumt.  Der  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitern  ist  liiebei  zu  wahren. ') 

5.  Unfallsanzeigen  und  Unfallserhebungen:  Die  Unfallsanzeigen  sind  an 
die  Krankencassen  zu  leiten,  von  diesen  dem  Versicherungsinspector  mitzutheilen.  Die 
Unfallserhebungcn  werden  durch  die  Krankencassen  gepflogen. 

6.  Finanzielle  Grundlagen  der  Unfallversicherung:  „Für  die  Auf- 
bringung der  Mittel  zur  Bestreitung  der  Verpflichtungen  der  Anstalt  gilt  das  Verfahren 
der  Capitalsdeckung."  Das  Versicherungsamt  stellt  den  Tarif  für  die  Berechnung  des 
EentendeckungRcapitals  auf.  Ebenso  erlässt  dasselbe  den  Gefahrentarif,  welcher  all- 
jährlich abgeändert  werden  kann,  und  schätzt  die  einzelnen  Betriebe  in  die  Classen  des 
Gefahrentarif  es  ein. 

7.  Vertheilung  der  Lasten:  Hinsichtlich  der  Vertheilung  der  Lasten  auf  die 
Beitragspflichtigen  weichen  der  Entwurf  des  Bundesiathes  und  der  Beschluss  des 
Nationalratlies  wesentlich  von  einander  ab.    Von   der  Versicherungsprämie  fällt  zur  Lasf 

,     ,       T.      j         .u  nach  (iem  Beschlüsse  des 

nach  der  Bundesralhs-  Nationalra.he» 

'"''"86  (13,  october  1^U7) 

dem  Bunde 25  Proc.  20  Proc. 

dem  Arbeitgeber 75     „  60     „ 

dem  Arbeiter —      „  20      „ 

Ueb  erdies  trägt  der  Bund  die  gesanimten  Einrichtungs-  und  Ver- 
waltungskosten der  Unfallversicherungsanstalt,  und  leistet  Beiträge  zur  För- 
derung des  Samariterwesens,  sowie  des  Unfallverhütungswesens.  *) 

Der  Arbeiterbeitrag  wird  vom  Arbeitgeber  durch  Abzug  vom  Lohne  erhoben.  Für 
die  Verbindlichkeiten  des  Arbeitgebers  haftet  der  Versicherungskreis, 
für  diesen  der  Canton. 

Die  Prämie  wird  für  jeden  Versicherten  und  jeden  Arbeitstag  (d.  i.  jeden  Mitglieds- 
tag bei  der  Krankencasse)  nach  Maassgabe  der  Lohnclasse  und  der  Gefahrenclasse 
erhoben    (Einzelversicherung    zum    Unterschiede    von    der    deutschen    und 


^)  Der  Forrer'sche  Entwurf  hatte  eine  Organisation  der  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung in  der  folgenden  Art  vorgeschlagen: 

a)  Unfallversicherung.  Träger:  Die  Unfallversicherungsanstalt,  welche  durch 
das  Versicherungsamt  verwaltet  wird,  ausführende  Organe:  Die  Kreisverwaltungen  an 
der  Spitze  der  zu  bildenden  „Versicherungskreise",  in  weiterer  Linie  die  Krankenkassen; 

&)  Krankenversich  erung.  Träger:  Die  Krankencassen  (Gemeinde-,  Betriebs- 
und freie  Gassen),  Aufsichtsbehörde  in  erster  Instanz:  die  Kreisverwaltungen,  in  zweiter: 
das  Versicherungsamt. 

D>.r  Nationalrath  setzte  an  Stelle  der  „Kreisverwaltungen "  in  der  Unfallversicherung 
die  Versicherungs-Inspectorate,  in  der  Krankenversicherung  die  Cantone;  überdies  in  der 
Krankenversicherung  an  Stelle  des  Versicherungsamtes  im  allgemeinen  den  Bundesrath. 
Aus  den  Gemeinde-Krankencassen  wurden  Kreis-Krankencassen  gemacht  (entsprechend 
unseren  Bezirks-Krankencassen). 
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österreichischen  Collectivveisicherung).  Die  Einziehung  (bei  dem  Arbeitgeber) 
erfolgt  entweder  direct  durch  das  Versicherungsamt  oder  durch  die  zuständige 
Zraukencasse. 

8.  Unfallverhütung:  Das  Versicherungsamt  ist  befugt,  allgemeine  Unfall- 
verhütungsvorscbriften  mit  verbindlicher  Kraft  zu  erlassen,  ebenso  Special-Anordnungen 
für  einzelne  Betriebe  zu  treffen.  Die  Aufsicht  über  die  Durchführung  der  Unfall- 
verhütungsvorschiiften  wird  vom  Bundesrathe  geregelt. 

Bei  Missachtung  der  erlassenen  Vorschriften  kann  vom  Versicherungsamte  Ent- 
ziehung des  Bundesbeitrages,  Erhöhung  der  Versicherungsprämie  bis  auf  das  Fünffache 
und  Versetzung  in  eine  höhere  Gefahrenclasse  verfügt  werden.  In  schweren  Fällen  ist 
der  Bundesrath  befugt,  die  Einstellung  des  Betriebes  anzuordnen. 

9.  Rechtspflege:  Zur  Entscheidung  über  nicht  anerkannte  Entschädigungs- 
ansprüche wird  ein  besonderes  „Bundes-Versicherungsgericht"  eingesetzt.  (Der  Bundes- 
rath-Entwurf  hatte  die  Competenz  des  Bundesgerichtes  vorgesehen.) 

Dies  ist  in  den  wesentlichen  Punkten  der  Inhalt  des  Unfallversiclierungs- 
Gesetzentwurfes  in  der  vom  Nationalrathe  am  13.  Octeber  1897  beschlossenen 
und  an  den  Ständerath  geleiteten  Form. 

lieber  das  voraussichtliche  finanzielle  Erfordernis  und  die  Belastung  der 
einzelnen  zur  Beitragsleistung  herangezogenen  Factoren  durch  die  Unfall-  und 
Krankenversicherung  hat  der  Mathematiker  des  Industriedepartemens  Dr.  Moser 
die  folgenden  interessanten  Aufstellungen  gemacht: 

Jahreserfordernis  für  die  Unfallversicherung      Frc.    9,120.000  d.  i.  2'1  Lohnproc.^) 
„  „     „    Krankenversicherung    „    14,540.000  d.i.  3"3  „ 

Zusammen  Frc.  23,660.000  d.i.  5*4  Lohnproc. 

Zur  Aufbringung  dieses  Erfordernisses  tragen  bei : 

a)  Unfallversicherung. 
Der  Bund  ein  Fünftel   des  Nettobetrages 
und    die    Verwaltungskosten    (auf    1    Million 

geschätzt): Frc.  2,624.000  d.  i.  0*6 Lohnproc. 

die  Arbeitgeber  drei  Fünftel  des  Nettobetrages  Frc. 4,872.000  d.i.  1*1         „ 
die  Arbeiter  ein  Fünftel  des  Nettobetrages:  .    .  Frc.  1,624.000  d.i.  0'4         „ 

b)  Krankenversicherung. 

Der  Bund    den  „Bundesrappen'' ^)    und 

sonstige  kleinere  Ausgaben Frc.     2,240.000  d.  i.  0"5  Lohnproc. 

die  Arbeitgeber  die  Hafte  des  Eestbeitrages  Frc.     6,150.000  d.i.  1'4         „ 
die  Arbeiter  die  andere  Hälfte Frc.     6,150.000  d.i.  1*4         „ 

Demnach  im  ganzen  der  Bund  .    .    .  Frc.     4,864.000  d.i.  1"1         „ 

die  Arbeitgeber •   .    .    .  Frc.  11,022.000  d.i.  2-5         „ 

die  Arbeiter      Frc.     7,774.000  d.i.  1*8         „ 

Demnach  von  der  Gesammtlast  der  Unfall-  und  Krankenversicherung  der 
Bund  20  Proc,  die  Arbeitgeber  47  Proc,  die  Arbeiter  33  Proc. 

1)  Der  durchschnittliche  Beitrag  zur  Unfallversicherung  beträgt  in  Oesterreich 
gegenwärtig  rund  1'5  Lohnprocente. 

2)  Zur  Krankenversicherung  soll  der  Bund  einen  Rappen  (centime)  für  jeden  Ver- 
sicherten und  jeden  Tag  der  Mitgliedschaft  desselben  bezahlen  (Bundes-Rappen). 
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Belgien. 
Wie  in  den  übrigen  romanischen    Ländern,    so    ist    auch    in    Belgien     die 
Frage     der    Unfälle    bei    der    Arbeit    seit    den    von    Deutschland    ausgegangenen 
mächtigen  Impulsen  Gegenstand  des  eifrigsten  Studiums.   Der  Ausgangspunkt  ist 
auch    hier   die   Erkenntnis   von   der  Nothwendigkeit,    den  Arbeitgeber  für  Unfälle 
bei  der  Arbeit   in   viel   weiterem    Maasse   haftbar   zu   machen,    als   der  code  civil 
(art.   1382  f.  f.)  und  mehrere  Specialbestimmungen  hinsichtlich  der  Bergarbeiter 
(seit  1839)  und  der  Seeleute  (seit  1879)  dies  anordnen.  Bereits  im  Jahre  1884 
schlug  Ch.  Sainctelette   eine  Verschiebung   der  Beweislast   zu    Gunsten    des 
Arbeiters    vor;    weiter    gieng    E.    Pirmez    (1888),    der    eine    meritorische   Er- 
weiterung der  Haftpflicht  beantragte.  Doch  gleichzeitig  traten  bereits  Vorschläge 
zur  Einführung  einer  obligatorischen  Versicherung   auf  den  Plan.     Die  belgische 
Kegierung  befreundete    sich    noch   nicht   mit   diesen  Vorschlägen,    sondern    setzte 
eine    Commission     zur     Vorbereitung     eines     Gesetzes     zur    Regelung     des 
Arbeitsvertrages    für   Arbeiter    und    Dienstboten    ein,    welches 
auch  die  Frage  der  Unfälle  bei  der  Arbeit  behandeln  sollte.     Diese   Commission 
beendete    ihre    Arbeiten    im    Jahre    1891.    Nach    ihrem    Vorschlage    sollte    dem 
Arbeitgeber  obliegen,    ,,robligation   de   prendre   avec  la   diligence   d'un   bon  pöre 
de  famille  toutes  les  mesures  propres  ä  empecher,  autant  que  possible  les  risques 
d'accidents."    Beweist    der    Arbeiter    eine   Vernachlässigung    dieser  Verpflichtung 
seitens    des    Arbeitgebers,    so    soll    er   Anspruch    auf    Schadenersatz    nach    dem 
gemeinen  Rechte  haben.     Wenn   der   Unfall   nicht   mit    dem  Betriebe  zusammen- 
hängt,   oder   den    Arbeiter    ein    schweres   Verschulden    trifft,    soll    dem    Arbeiter, 
soferne   der  Arbeitgeber    den    Beweis    hiefür  erbringt,    kein   Anspruch   zustehen. 
In    allen    übrigen    Fällen    sollte    das  Recht   des    Verunglückten,   beziehungsweise 
seiner  Hinterbliebenen   auf  Schadenersatz   gegenüber  dem  Arbeitgeber  nicht  nach 
dem  gemeinen  Rechte,  sondern  nach  bestimmten,  in  dem  Ent^vurfe  vorgesehenen 
Normen  eintreten,   wobei   von    Seite   des   Verunglückten   nur   der   ursächliche  Zu- 
sammenhang  zwischen    Unfall    und   Betrieb   nachzuweisen    wäre.    Die    Entschädi- 
gungen   nach    diesen    Normen    hätten,    abgesehen    von    freier    ärztlicher    Hilfe, 
therapeutischen  Hilfsmitteln    und    Beerdigungskosten,    in    vorübergehenden,    be- 
ziehungsweise    dauernden     Renten     an     den    Verletzten,     beziehungsweise     seine 
Hinterbliebenen,  nach  ähnlichen  Grundsätzen  zu  bestehen,   wie  sie  im    deutschen 
und    österreichischen    Unfallversicherungsgesetze     festgesetzt    sind.     Zur    Sicher- 
stellung dieser  Entschädigung   enthält   der  Entwurf  gewisse  Bestimmungen.    Die 
Entschädigungen    sollten    unübertragbar    und    unverpfändbar    und    mit    Vorzugs- 
rechten   zu    Gunsten    des    Verletzten    oder    seiner    Hinterbliebenen    ausgestattet, 
endlich    in    gewissen    Ausnahmsfällen    durch     eine    obligatorische    Versicherung 
sichergestellt  sein.    Der  Zwang  zur  Unfallversicherung  sollte  gewisse,  im  Entwürfe 
bezeichnete,  mit  besonders  schweren  Unfallsgefahren  verbundene  oder  aber  solche 
Gewerbebetriebe  umfassen,  wo  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Arbeitgeber  in  besonders 
vielen  Fällen  zu  befürchten  ist.  Besondere  Bestimmungen  über  die  Erfüllung  der 
Versicherungspflicht  zu  treffen,  sollte  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten  bleiben. 
Der  Entwurf  enthielt  noch   Bestimmungen   über   das   Verfahren   bei   Feststellung 
der  Unfälle,  beziehungsweise  für  die  Durchsetzung  der  Ansprüche  der  Verletzten. 
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Dieser  Entwurf  wurde  einer  parlamentarischen  Behand- 
lung nicht  unterzogen.  Derselbe  ist  bezeichnend  in  zwei  Richtungen: 

1.  Für  die  schon  im  allgemeinen  Theile  beleuchtete  Hartnäckigkeit,  mit 
der  man  in  Belgien,  ebenso  wie  zum  Theiie  auch  in  Frankreich  daran  fest- 
hält, dass  das  Haftpflichtprincip  nicht  nur  den  Ausgangspunkt,  sondern  auch 
das  alleinig  maassgebende  Moment  für  die  Lösung  des  Problems  der  Schadlos- 
haltung für  Unfälle  bei  der  Arbeit  zu  bilden  hätte,  wenngleich  man  hiebei  zu 
gewissen  Zugeständnissen  gezwungen  ist,  welche  eine  Art  Verquickung  der  Haft- 
pflicht mit  der  Zwangsversicherung  bedeuten. 

2.  Für  die  überaus  grosse  Bedeutung,  welche  man  in  diesen  Kreisen  der 
Rolle  zuschreibt,   welche  das   ,, schwere  Verschulden"   in    der  Unfallsfrage   spielt. 

Speciell  das  Studium  dieser  letzteren  Angelegenheit  hat  in  Belgien  nicht 
nur  wissenschaftliche,  sondern  auch  weitere  (öffentliche  Kreise  in  so  intensiver 
Weise  beschäftigt,  wie  vielleicht  in  keinem  anderen  Lande.  Weitaus  überwiegend 
und  durch  die  gewandtesten  Vertreter  verfochten,  ist  biebei  der  Grundsatz,  dass 
schweres  Verschulden,  sowohl  von  Seite  des  Arbeitgebers,  als  auch  von  Seite 
des  Arbeiters,  voll  und  ganz  dem  betreffenden  Vertragstheile  mit  den  Folgen  des 
gemeinen  Rechtes  zur  Last  fallen  müsse. 

Dieser  Grundsatz  ist  auch  der  Ausgangspunkt  der  folgenden  Entwürfe, 
wobei  man  sich  aber  mit  dem  Gedanken,  dass  die  Zwangsversicherung  das  einzige 
Mittel  sei,  welches  die  Entschädigungsansprüche  des  Arbeiters  vollkommen  sicher- 
stellt, mehr  befreundete. 

Die  belgische  Regierung  legte  im  November  1895  dem  conseil  superieur 
du  travail  Grundzüge  für  ein  Gesetz  über  den  Arbeitsvertrag  vor.  Der  conseil 
superieur  du  travail  erkannte,  dass  ein  solches  Gesetz  unvollständig  wäre,  wenn 
es  nicht  eine  Lösung  der  Frage  der  Schadloshaltung  von  Unfällen  bei  der 
Arbeit  enthielte,  und  fügte  daher  bezügliche  Bestimmungen  in  den  von  ihm  am 
9.  Juni  1896  boschlossenen  Entwurf  ein.  Diese  Bestimmungen  besagen  im 
wesentlichen : 

1.  Der  Betriebsunternehmer  ist  für  alle  Betriebsunfälle,  welche  durch 
sein  schweres  Verschulden  entstehen,  in  vollem  Maasse  haftbar,  desgleichen  für 
Betriebsunfälle,  die  durch  schweres  Verschulden  seiner  Untergebenen  oder  der 
Mitarbeiter  des  Verunglückten  geschehen  (Art.  22  und  23). 

2.  Unfälle,  welche  durch  schweres  Verschulden  des  Arbeiters  oder  durch 
dem  Betriebe  fremde  Ursachen  hervorgerufen  wurden,  geben  dem  Arbeiter, 
beziehungsweise  seinen  Hinterbliebenen  keinen  Anspruch  auf  Schadloshaltung 
(Art.  24). 

Schweres  Verschulden  besteht  in  der  wissentlichen  Verletzung  von  wesent- 
lichen Pflichten  hinsichtlich  der  Sicherheit  (Art.  25). 

3.  Unfälle  von  unbekannter  Ursache,  ferner  Unfälle,  welche  dem  ,,risque 
professionnel"  zuzuschreiben  sind,  endlich  Unfälle,  die  durch  leichtes  Verschulden 
eines  Vertragstheiles  hervorgerufen  sind,  sollen  den  Anspruch  auf  eine  theilweise 
Entschädigung  gewähren,  die  durch  ein  besonderes  Gesetz  zu  regeln  ist 
(Art.  26). 

30* 
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Von  jedem  bei  der  Arbeit  vorgekommenen  Unfälle  wird  bis  zum  Beweise  des 
Gegentheiles  angenommen,  dass  er  dem  risque  professionnel  zuzuschreiben  ist  (Art.  27). 

Hiemit  waren,  wie  ersichtlich,  lediglich  die  Grenzen  der  Verantwortlichkeit 
für  Betriebsunfälle  in  grossen  Zügen  festgesetzt,  die  Kegelung  der  Frage  aber 
hinsichtlich  der  überaus  grossen  Mehrzahl  der  in  Betracht  kommenden  Fälle 
(Art.  26)  einer  Specialgesetzgebung  vorbehalten. 

Der  Arbeitsminister  N  y  s  s  e  n  s  kam  den  Absichten  des  conseil  du  travail 
entgegen,  indem  er  demselben  am  9.  November  1896  einen  vom  office  du 
travail  ausgearbeiteten  Entwurf  eines  derartigen  Specialgesetzes  über  die  Schad- 
loshaltung jener  Unfälle,  welche  unter  den  bezeichneten  Artikel  26  des  projec- 
tierten  Gesetzes  über  den  Arbeitsvertrag  fallen,  vorlegte. 

Dieser  Entwurf  bedeutete  die  uneingeschränkte  Anerkennung  des  Principes 
der  Zwangsversicherung  nach  deutschem,  und  noch  mehr  nach  österreichischem 
Muster,  wobei  man  sich  allerdings  scheute,  den  Versicherungszwang  weiter  aus- 
zudehnen, als  dies  das  deutsche  gewerbliche,  beziehungsweise  österreichische 
Unfallversicherungsgesetz  thun,  und  daher  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  citierte 
Artikel  26  des  projectierten  Gesetzes  über  den  Arbeitsvertrag  auf  alle  gewerb- 
lichen Betriebe  Anwendung  finden  soll,  gezwungen  war,  für  die  dem  Ver- 
sicherungszwange nicht  unterworfenen  Betriebe  suppletorisch  vorzusorgen. 

Ueber  den  Entwurf  erstattete  die  Commission  des  conseil  du  travail  am 
25.  November  1896  einen  Majoritäts-  und  einen  Minoritätsbericht,  welche  einer 
näheren  Erörterung  wert  sind.  Entwurf,  Majoritäts-  und  Minoritätsbericht  stimmen 
in  den  folgenden  Principien  überein: 

Das  Gesetz  soll  in  zwei  vollständig  getrennt  zu  haltende  Theile  A  und  B 
zerfallen. 

Das  Gesetz  A  soll  für  eine  Reihe  von  Industrien^)  den  Versicherungs- 
zwang hinsichtlich  aller  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  mit  einem  Jahresverdienste 
von  nicht  mehr  als  2500  Francs  vorschreiben  und  die  Organisation  dieser  Ver- 
sicherung regeln,  das  auf  alle  übrigen  Gewerbe  anwendbare  Gesetz  B  sich  jedoch 
darauf  beschränken,  dem  Unternehmer  die  Verpflichtung  zur  Schadloshaltung  der 
Verunglückten  nach  bestimmten  Normen  aufzuerlegen,  die  Versicherung  jedoch 
frei  lassen.  Dem  Gesetze  B  wären  der  Hauptsache  nach  nur  kleingewerbliche 
Betriebe  unterworfen. 

Die  zugesicherten  Entschädigungen  bestehen  ausser  in  der  freien  ärztlichen 
Behandlung  und  Beistellung  der  therapeutischen  Behelfe,  in  Renten  an  die  Ver- 
letzten, beziehungsweise  deren  Hinterbliebenen.^) 

')  Diese  Industrien  sind:  1.  Steinbrüche  und  Steinbearbeitung,  2.  Eisenindustrie, 
3.  Maschinenindustrie,  4.  Glas-  und  keramische  Industrie,  5.  Textilindustrie,  6.  Chemische 
Industrie,  7.  Nahrungsmittelindustrie,  8.  Papier-,  Leder-  und  Kautschukindustrie,  9.  Bau- 
gewerbe und  verwandte  Industrien,  sämmtliche  nur,  soweit  in  den  betreffenden  Betrieben 
mindestens  fünf  Arbeiter  beschäftigt  sind  oder  Motoren  verwendet  werden.  Eine  weitere 
Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  durch  königliches  Decret  ist  zulässig. 

Im  Wesen  ist  daher  die  Ausdehnung  der  ünfallversicherungspflicht  eine  ähnliche 
als  wie  im  österreichischen  und  im  deutschen  gewerblichen   Unfallversicherungsgesetze. 

^)  Die  Entschädigungen  betragen: 

a)  Im  Todesfalle:  Die  Beerdigungskosten  im  Betrage  vou  50  Francs,  eine  Rente 
von  20  Proc.  des  Arbeitsverdienstes  der  Witwe,  10  Proc.  jedem  ehelichen  und  unehelichen 
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Der  Bestimmung  der  Eenten  wird  das  Zweihundertsechzigfache  des  factischen 
Taglohnes  zugrunde  gelegt.  Die  Zahl  260  ist  aus  den  officiellen  österreichischen 
Berichten  über  die  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  bei  Durchführung  des  Unfall- 
versicherungsgesetzes hergeleitet. 

Der  Versicherungsbeitrag  fällt  zur  Hälfte  dem  Unternehmer,  zur  anderen 
Hälfte  dem  Versicherten  zur  Last.  Die  Carenzzeit  beträgt  14  Tage  (in  Belgien 
besteht  keine  obligatorische  Krankenversicherung). 

Die  finanziellen  Grundlagen  des  Gesetzes  A  sind  sowohl  hinsichtlich 
der  Bestimmungen  über  die  Gefahrenclasseneintheilung  als 
auch  der  Anwendung  des  Capital-Deckungssystems  voll- 
ständig dem  österreichischen  Unfallversicherungsgesetze 
nachgebildet.  Der  Motivenbericht  zu  dem  Entwürfe  enthält  in 
dieser  Beziehung  die  Bemerkung:  „Le  projet  A  ne  fait  que  reproduire  ä  cet 
^gard  la  procMure  adoptee  en  Antriebe,  qui  parait  ä  la  fois  simple  et  pratique". 
Besonders  scharf  sprechen  sich  die  Motive  gegen  die  Anwendung  des  Umlage- 
verfahrens aus,  wobei  insbesondere  auch  das  Argument,  das  Capitaldeckungs- 
system  entziehe  der  Industrie  Capitalien,  bekämpft  wird. 

Wesentliche  Abweichungen  zwischen  dem  Entwürfe  und  den  Commissions- 
berichten  ergeben  sich  hinsichtlich  der  Organisation  der  Versicherung. 

Hinsichtlich  der  Organisation  der  Zwangsversicherung  stellte  sich  der 
Entwurf  stricte  auf  den  Standpunkt  der  Zwangscasse  und  zwar  schlug  derselbe 
vor,  unter  dem  Namen  von  ,,caisses  de  prävoyaiice  contre  les  accidents  du 
travail"  wechselseitige  Versicherungsanstalten  zu  errichten,  denen  die  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  als  Mitglieder  eingereiht  werden.  Diese  Anstalten  sollten  je 
nach  Bedarf,  entweder  territorial  oder  aber  nach  Industrien,  beziehungsweise 
Gruppen  von  solchen  abgegrenzt  werden.  Die  Verwaltung  sollte  durch  Körper- 
schaften geführt  werden,  welche  zu  je  einem  Drittel  aus  gewählten  Vertretern 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und  zu  einem  Drittel  aus  vom  Könige  ernannten 
Mitgliedern  gebildet  sind  (dem  §  12  des  österreichischen  Unfallversicherungs- 
gesetzes nachgebildet).  Der  Vorschlag  des  Entwurfes  gab  zu  langen  Erörterungen 
im  Schoosse  der  Commission  zwischen  den  Anhängern  des  Zwangscassenprincipes 
und    den    Vertretern    des    Principes    der    freien    Wahl    des    Versicherers   Anlass. 


Kinde  bis  zum  15.  Lebensjahre,  15  Proc.  den  Doppelwaisen,  20  Proc.  dem  erwerbs- 
unfähigen Witwer,  20  Proc.  den  Ascendenten.  Die  Summe  der  Eenten  an  Hinterbliebene 
darf  50  Proc,  des  Arbeitsverdienstes  nicht  übersteigen. 

Im  Fall^  der  Wiederverheiratung  erhält  die  Witwe  20  Proc.  des  Arbeitsverdienstes 
des  Verunglückten  als  Abfertigung ; 

b)  an  Erwerbsunfähige  während  des  Heilverfahrens:  1.  Unentgeltliche  ärztliche 
Hilfe  und  therapeutische  Behelfe  vom  Tage  des  Unfalles  an  bis  zum  Ende  der 
sechsten  Woche.  2.  Eine  Unterstützung  im  Betrage  des  halben  Arbeitsverdienstes  vom 
15.  Tage  nach  dem  Unfälle  bis  zum  28.  Tage,  sodann  eine  Abfertigung  im  Betrage  des 
dreifachen  täglichen  Arbeitsverdienstes; 

c)  an  Erwerbsunfähige  weiterhin  (vom  29.  Tage  nach  dem  Unfälle  ab)  bei  voller 
Erwerbsunfähigkeit  eine  Eente  von  7Ü  Proc.  des  Arbeitsverdienstes;  eine  Rente  von 
50  Proc,  wenn  der  Verletzte  nicht  mehr  als  ein  Viertel  seines  früheren  Lohnes  ver- 
dienen kann;  10  Proc.  bis  40  Proc.  bei  Erwerbsunfähigkeit  von  geringerem  Grade. 
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Eine  knappe  Majorität  entschied  schliesslich  für  die  Zwangscasse,  sah  sich  aber 
zu  Compromissen  an  die  Minorität  genöthigt,  welche  dieses  Princip  durchlöcherten. 

Nach  dem  Vorschlage  der  Majorität  sollen  nämlich  territoriale  oder  nach 
Industrien,  beziehungsweise  Industriegruppen  abgegrenzte  Institute  unter  dem 
Namen  „Offices  de  prevoyance  contre  les  accidents  du  travail"  errichtet  werden. 
Die  Aufgabe  dieser  Institute  soll  im  Allgemeinen  darin  bestehen,  ,,alle  admini- 
strativen und  finanziellen  Angelegenheiten,  welche  mit  der  Organisation  und 
Durchführung  der  Versicherung  zusammenhängen,  zu  regeln";  dieselben  führen 
den  Cataster  der  versicherungspflichtigen  Betriebe,  pflegen  die  Unfallerhebungen 
und  setzen  die  Entschädigungen  fest;  gegen  ihre  Entscheidungen  ist  die  Klage 
vor  einem  Schiedsgerichte  zulässig. 

Mitglieder  jedes  solchen  ,, Office  de  prevoyance  contre  les  accidents  du 
travail"  sind  alle  Unternehmer  und  Arbeiter  der  Industrie,  für  welche  dasselbe 
errichtet  ist,  ohne  Ausnahme.  Die  Verwaltung  führt  ein  Directionscomite,  welches 
zu  gleichen  Theilen  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zusammengesetzt  ist. 

Bei  jedem  Office  soll  eine  Unfallversicherungscasse  errichtet  werden.  Die 
Betriebsunternehmer  sind  jedoch  nicht  auch  verpfiicht-et,  dieser  Gasse  beizutreten, 
sie  können  ihrer  Versicherungspflicht  auch  bei  irgend  einem  anderen  Versicherer 
genügen,  welcher  den  im  Gesetze  näher  bezeichneten  Bestimmungen  entspricht. 
Jeder  solche  Versicherer  muss  nachweisen,  dass  er  mindestens  15,000  Arbeiter 
in  Belgien  versichert  hat,  muss  ferner  eine  Caution  erlegen  und  sich  ver- 
pflichten, die  Deckungscapitalien  für  die  (vom  Office  de  prevoyance 
contre  les  accidents  du  travail)  festgesetzten  Eenten  an  das  Office 
abzuführen  (Analogie  zu  §  59  des  österreichischen  Unfallversicherungsgesetzes). 
Auf  die  Erhebung  der  Folgen  der  Unfälle,  sowie  auf  die  Schadenregulierung 
steht  diesen  Versicherern  kein  anderer  Einfluss,  als  der  der  schiedsgerichtlichen 
Klage  gegen  die  Entscheidungen  des  Office  zu. 

Jeder  Arbeitgeber,  welcher  mehr  als  5000  Arbeiter  beschäftigt,  kann 
unter  den  gleichen  Bedingungen  Selbstversicherer  hinsichtlich  seiner  Arbeiter 
bleiben. 

Diese  Concessionen  an  das  Princip  der  freien  Wahl  des  Versicherers 
genügten  der  Minorität  nicht.  Von  dieser  Seite  wurde  mit  der  Begründung,  dass 
der  Vorschlag  der  Majorität  die  freie  Wahl  des  Versicherers  nur  scheinbar 
zulasse,  thatsächlich  aber  hiefür  Bedingungen  aufstelle,  welche  jeden  Unternehmer 
indirect  zwingen,  der  officiellen  Gasse  beizutreten,  ein  anderer  Vorschlag  gemacht, 
welcher  bezweckte,  die  Versicherung  bei  privaten  Versicherern  unter  viel  leichteren 
Bedingungen  zuzulassen. 

Hinsichtlich  des  oben  erwähnten  Gesetzentwurfes  B,  welcher  den  demselben 
unterworfenen  Betriebsunternehmern  lediglich  die  Verpflichtung  zu  gewissen 
Entschädigungsleistungen  auferlegen  soll,  ist  noch  nachzutragen,  dass  diese 
Entschädigungsleistungen  im  grossen  und  ganzen  die  Hälfte  der  durch  das 
Gesetz  A  festgesetzten  Entschädigungen  betragen.  An  Stelle  von  Eenten  sind  die 
entsprechenden  Deckungscapitalien  auszuzahlen.  Durch  freiwillige  Versicherung 
kann  sich  der  Unternehmer  von  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  befreien. 
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Diese  G-esetzentwürfe  sind  einer  weiteren  parlamentarischen  Behandlung 
bisher  nicht  unterzogen  worden.  Die  Verhandlungen  des  ünfallcongresses  in 
Brüssel  1897  und  die  dort  von  den  niaassgebenden  belgischen  Vertretern,  ins- 
besondere Prins  und  Morrisseaux,  abgegebenen  Erklärungen  lassen  es 
jedoch  ausser  Zweifel  erscheinen,  dass  die  Schaffung  eines  ünfallentschädigungs- 
gesetzes  in  Belgien  nur  mehr  die  Frage  einer  kurzen  Zeit  ist.  ^) 

Italien. 

Die  ersten  Versuche,  dem  Arbeiter  einen  über  das  gemeine  Kecht  hinaus- 
gehenden Schutz  bei  Betriebsunfällen  zu  sichern,  wurden  in  Italien  im  Jahre 
1879  gemacht. 

Der  Abgeordnete  Pietro  Pericoli  brachte  damals  einen  Gesetzentwurf 
ein,  welcher  die  Grundbesitzer,  auf  deren  Boden  Bauten  ausgeführt,  beziehungs- 
weise Berg-  oder  Hüttenwerke  betrieben  werden,  ferner  die  Unternehmer  von 
industriellen  Betrieben,  Betriebsleiter,  Architekten  und  Ingenieure  solidarisch 
für  nicht  durch  Zufall  oder  Verschulden  des  Verunglückten  hervorgerufene  Un- 
fälle haftbar  erklären  sollte.  Der  Entwurf  sah  auch  bestimmte  Entschädigungs- 
sätze (u.  zw.  in  der  Kegel  Renten)  vor. 

Derselbe  kam  nicht  zur  Verhandlung.  Auf  gleichen  Grundsätzen  beruhten 
der  im  Jahre  1880  eingebrachte  Entwurf  der  Deputierten  Minghetti  und 
Luzzatti,  wie  auch  der  am  28.  Juni  1881  eingebrachte  Entwurf  des  Ministers 
für  Ackerbau,  Handel  und  Industrie  Berti.  Der  letztere  Entwurf  zeichnete  sich 
dadurch  vor  den  früheren  aus,  dass  er  die  Last  des  Beweises  für  den  Ausschluss 
der  Haftpflicht  dem  Unternehmer  zuwies,  ohne  jedoch  in  dieser  Richtung  die 
Zustimmung  der  Commission   zu  finden,   welcher   der  Entwurf  überwiesen   wurde. 

Am  19.  Februar  1883  legte  Berti  der  Kammer  einen  neuen  Entwurf 
vor,  welcher  durch  das  deutsche  Haftpflichtgesetz  vom  Jahre  1871  beeinflusst 
war.  Dieser  Entwurf  bestimmte  unter  anderem,  dass  in  dem  Falle,  als  eine 
Unfallversicherung  zu  Gunsten  des  Verletzten  besteht,  zu  welcher  der  Unternehmer 
mindestens  ein  Drittel  an  Beiträgen  leistet,  die  von  der"  Anstalt  gezahlten  Ent- 
schädigungen von  den  aus  der  Haftpflicht  des  Unternehmers  entspringenden 
Ersatzansprüchen  des  Arbeiters  abgezogen  werden  sollen.  Dies  gab  Anlass  zu 
der  Errichtung  der  „cassa  nationale  per  gli  irifortuni"  zufolge  des  bezüglichen 
Gesetzes  vom  8.  Juli  1883. 

Dieses  Unfallversicherungsinstitut,  welches  in  allen  folgenden  Gesetzentwürfen 
über  die  uns  beschäftigende  Materie  eine  hervorragende  Rolle  spielt,  ist  keines- 
wegs ein  Staatsinstitut,  sondern  ist  lediglich  durch  das  Gesetz  als 
nationales  Institut  erklärt,  und  mit  weitgehenden  Privilegien  ausgestattet. 
Die  Errichtung  erfolgte  nach  Uebereinkommen  mit  der  Regierung  über  Initiative 
von  zehn  der  grössten  italienischen  Sparcassen,  voran  der  berühmten  Sparcasse 
von  Mailand,  welche  ein  Garantiecapital  von  1*5  Millionen  Lire  zusammenschössen. 

Die  von  dieser  Gasse  versicherten  Leistungen  bestehen  nach  Art  der  von 
privaten  Versicherungsgesellschaften  abgeschlossenen  Verträge,  von  zeitlichen  Unter- 


1)  Vgl.  den  Nachtrag. 
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Stützungen  bei  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  abgesehen,  lediglich  in  Capitals- 
sumnien  (nicht  Renten),  zahlbar  bei  tödtlichen  Unfällen,  beziehungsweise  Unfällen 
mit  nachfolgender  gänzlicher  oder  theilweiser  Invalidität.  Die  abgeschlossenen 
Versichemngsverträge  sind  entweder  Einzelnversicherungen,  „einfache"  Colleciiv- 
Versicherungen  oder  „combinierte"  Collectiv-Versicherungen.  Die  „einfachen" 
CoUectiv-Versicherungen  erstrecken  sich  nur  auf  die  in  der  Polizze  bezeichneten 
Leistungen,  die  „combinierten"  Versicherungen  überdies  auch  noch  auf  jene 
Mehrleistungen,  zu  welchen  der  Unternehmer  in  Haftpflichtfällen  herangezogen 
wird.  Die  Verwaltung  wird  von  einem  Körper  geführt,  welcher  aus  Vertretern 
der  bezeichneten  zehn  Sparcassen  zusammengesetzt  ist.  Die  unmittelbare  Leitung 
des  Institutes  besorgt  das  Executiv-Comite  der  Sparcasse  in  Mailand,  wo  sich 
auch  der  Sitz  der  Gasse  befindet. 

Bei  der  Gasse  waren  im  Jahre  1893  rund  120.000  Arbeiter  gegen  Unfälle 
versichert. 

Der  zuletzt  erwähnte  Haftpflicht-Gresctzentwurf  Bertis  vom  19.  Februar 
1883  wurde  sowohl  in  der  Kammer  als  auch  im  Senate  eingehend  berathen, 
theilte  jedoch  schliesslich  das  Schicksal  seiner  Vorgänger. 

In  den  nun  folgenden  Jahren  bereitete  sich  unter  dem  Einflüsse  der  mittler- 
weile in  Wirksamkeit  getretenen  deutschen  und  österreichischen  Unfallversicherangs- 
gesetzgebung  ein  vollständiger  Umschwung  in  der  Auffassung  der  Frage  vor.  Im 
August  1889  stellte  C.  F.  Ferraris,  Professor  in  Padua,  vom  Minister  Miceli 
zu  einem  Gutachten  aufgefordert,  die  folgenden  Thesen  auf: 

Zur  Lösung  des  Problems  der  Schadloshaltung  bei  Betriebsunfällen  genügt 
ein  System,  das  sich  darauf  beschränkt,  die  Beweislast  dem  Arbeiter  abzunehmen, 
nicht,  weil  ein  solches  System  für  die  zahlreichen  Unfälle,  welche  dem  Zufalle, 
höherer  Gewalt  oder  einer  Nachlässigkeit  des  Arbeiters  zuzuschreiben  sind,  nicht 
vorsorgt.  Aus  der  Thatsache  des  Bestehens  einer  speciflschen  Berufsgefahr  fliesst 
die  Forderung  den  Unternehmer  sowohl  für  die  Unfallverhütung  als  auch  für  die 
Unfallsentschädigung  allein  verantwortlich  zu  machen.  Zur  Sicherung  der  Durch- 
führung dieser  Principien  erscheint  die  Einführung  einer  Zwangsunfallver- 
sicherung unerlässlich.  Dieselbe  wäre  vom  Unternehmer  allein  zu  bestreiten, 
und  hätte  alle  Unfälle,  auch  diejenigen,  für  welche  den  Arbeiter  ein  Verschulden 
trifft,  zu  umfassen.  Mit  der  Unfallversicherung  müssten  Unfallverhütungsmaass- 
regeln  Hand  in  Hand  gehen. 

Diese  Thesen  blieben  mit  einigen  Modificationen  die  leitenden  Grundsätze 
aller  nun  folgenden  Gesetzentwürfe,  welche  somit  den  Grundsatz  der  obligatorischen 
Unfallversicherung  acceptierten. 

Zunächst  brachte  Minister  Miceli  am  8.  Februar  1890  einen  Gesetzent- 
wurf über  die  obligatorische  Unfallversicherung  in  der  italienischen  Kammer  ein. 

Die  Gommission,  welcher  dieser  Entwurf  zugewiesen  wurde,  modificierte  den- 
selben in  wesentlichen  Punkten  und  stellte  den  in  allen  folgenden  Entwürfen  als 
Princip  festgehaltenen  Grundsatz  auf,  dass  in  jedem  Gesetze  über  die  Unfall- 
versicherung Maassregeln  zur  Unfallverhütung  den  ersten  und 
wichtigsten  Platz  einnehmen  müssen.  Sie  stellte  daher  bezügliche  Vor- 
schriften an  die  Spitze  des  Gesetzentwurfes.    Derselbe  gelangte  vor  Schluss    der 
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Parlaments-Session  nicht  mehr  zur  Verhandlung,  und  wurde  vom  Minister  Chi- 
mirri  am  13.  April  1891  mit  unwesentlichen  Modificationen  dem  Senate  neuer- 
lich vorgelegt,  von  diesem  einer  sehr  eingehenden  Berathung  unterzogen,  und 
mit  vielfachen  Aenderungen  am  26.  März  1892  an  die  Kammer  geleitet,  welche 
jedoch  durch  den  Schluss  der  Session  abermals  verhindert  war,  den  Entwurf  in 
Berathung  zu  ziehen. 

Am  1.  December  1892  unterbreitete  Minister  Lacava  der  Kammer  einen 
neuen  Entwurf  gleichfalls  ohne  Erfolg.  Ein  weiterer  Entwurf  wurde  vom  Minister 
Barazzuoli  am  13.  Juni  1895  der  Kammer  unterbreitet,  welche  über  Bericht 
ihrer  Commission  vom  4,  December  1895  nach  Längeren  Verhandlungen  am 
27.  Mai  1896  Beschluss  fasste.  Der  Entwurf  wurde  jedoch,  nachdem  der  Senat 
dem  Kammerbeschlusse  nicht  beitrat,  vom  Minister  Guicciardini  am  18.  De- 
cember 1896  zurückgezogen. 

Guicciardini  legte  endlich  dem  Senate  am  13.  April  1897  jenen 
Gesetzentwurf  vor,  welcher  nunmehr  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper 
Italiens  gefunden  hat. 

Der  verfügbare  Kaum  gestattet  leider  nicht,  auf  die  angedeuteten  Phasen 
der  parlamentarischen  Verhandlungen  genauer  einzugehen.  In  allen  diesen  Ver- 
handlungen blieben  die  folgenden  Grundsätze  entweder  unbestritten  oder  behaupteten 
sich    doch   gegen  verhältnismässig  geringe  Minoritäten. 

1.  Der  Grundsatz,  dass  Maassregeln  zur  Unfallverhütung 
ein  unbedingt  nothwendiges  Correlat  der  Unfallversicherung  sind,  und  dass  bezüg- 
liche Bestimmungen  in  jedem  Gesetze  über  die  Entschädigung  von  Unfällen  den 
ersten  Platz  einnehmen  müssen. 

2.  Das  Princip  der  obligatorischen  Unfallversicherung, 
jedoch 

3.  ohne  unbedingten  Zwang  zur  Versicherung  bei  einer 
bestimmten  Gasse. 

4.  Der  Grundsatz,  dass  die  Entschädigung  für  die  dauernden  Unfallsfolgen 
in  Capitalien,  nicht  in  Eenten  zu  bestehen  habe. 

Die  hauptsächlichsten  Streitpunkte  bildeten  die  Frage  der  Ausdehnung  des 
Versicherungszwanges,  das  Maass  der  Zulassung  privater  Versicherungsinstitute 
als  Träger  der  Versicherung  und  die  Frage  des  „schweren  Verschuldens." 

Während  die  ursprünglichen  Entwürfe  die  Wahl  des  Trägers  der  Versicherung 
dem  Unternehmer  fast  völlig  frei  lassen  wollten,  erfuhr  dieser  Grundsatz  in  den 
folgenden  Entwürfen  bedeutende  Einschränkungen;  der  unten  näher  gekenn- 
zeichnete nunmehr  angenommene  Entwurf  Guicciardinis  lässt  die  Ver- 
sicherung bei  einer  anderen  als  der  „National-Cassa"  nur  unter  gewissen,  schwer 
zu  erfüllenden  Bedingungen  zu. 

In  der  Frage  der  Behandlung  des  ,, schweren  Verschuldens"  auf  Seite  des 
Arbeiters  zeigte  sich  ein  schwankendes  Verhalten,  indem  sich  die  Ansichten  in 
dieser  Frage  einmal  mehr  der  deutsch-österreichischen,  dann  wieder  der  fran- 
zösisch-belgischen Auffassung  zuneigten.  Im  letzten  Entwürfe  kam  die  erstere 
Auffassung  zur  Geltung,  nämlich,  dass  schweres  Verschulden  des  Arbeiters 
keinen  Ausschliessungsgrund  für  die  Entschädigungsansprüche  bilden  solle. 
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Der  Gesetzentwurf  Guicciardini's  vom  13.  April  1897  hat  im 
wesentlichen  den  folgenden  Inhalt: 

1.  Das  Gesetz  findet  Anwendung:  Auf  Bergwerke,  Steinbrüche,  Torfstiche, 
Hochbauunternehmungen,  Glasfabriken  und  elektrische  Anlagen,  Unternehmungen,  welche 
Explosivstoffe  erzeugen  oder  verwenden,  Arsenale  und  Schiifbauanstalten,  dann  auf  alle 
gewerblichen  Unternehmungen,  in  welchen  mechanische  Triebwerke  in  Verwendung 
sind,  soferne  dieselben  mehr  als  fünf  Arbeiter  beschäftigen,  endlich  auf  den  Bau  und 
Betrieb  von  Eisenbahnen,  Tramways,  Transportunternehmungen  zu  Wasser,  Tiefbauten 
verschiedener  Art  ebenfalls,  soferne  dieselben  mehr  als  fünf  Arbeiter  beschäftigen. 

2.  Unfallverhütung:  Die  Unternehmungen  sind  bei  Vermeidung  der  vor- 
gesehenen Strafen  verpflichtet,  die  in  den  allgemeinen  Gesetzen  oder  in  dem  speciellen 
Gesetze  vorgeschriebenen  Unfallverhütungsmaassregeln  zu  treffen.  Die  betreffenden  Vor- 
schriften zur  Unfallverhütung  werden  vom  Minister  für  Ackerbau,  Handel  und  Industrie 
nach  Anhörung  der  Unternehmer,  beziehungsweise  der  Verbände  von  Unternehmern 
erlassen;  deren  Befolgung  wird  durch  besondere  staatliche  Organe  oder  aber  durch 
Organe  von  Gesellschaften  zur  Unfallverhütung,  beziehungsweise  von  gegenseitigen 
Unfallversicherungsinstituten  überwacht. 

3.  Versicherungszwang:  Die  Unternehmer  der  im  Punkte  1  bezeichneten 
Betriebe  sind  verpflichtet,  ihre  Arbeiter  und  Betriebsbeamten  gegen  Betriebsunfälle, 
welche  den  Tod  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr  als  zehn  Tagen  zur 
Folge  haben,  auf  ihre  eigenen  Kosten  zu  versichern. 

4.  Entschädigungsleistungen:   Die  zu  versichernden  Leistungen  sind: 

a)  Im  Falle  dauernder  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  ein  Capital  im  Betrage  des 
fünffachen  Jahresarbeitsverdienstes  mindestens  aber  3000  Lire;*) 

b)  im  Falle  dauernder  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ein  Capital  im  Betrage  des 
Fünffachen  der  Verminderung  des  Jahresarbeitsverdienstes; 

c)  im  Falle  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit  eine  tägliche  Unterstützung  im 
Betrage  des  halben  täglichen  Arbeitsverdienstes  auf  die  Dauer  einer  solchen  Erwerbs- 
unfähigkeit; 

d)  im  Todesfalle  ein  Capital  wie  unter  a,  zahlbar  an  die  Angehörigen  (hierunter 
sind  auch  Enkel,  uneheliche  Kinder  und  minderjährige  Geschwister  verstanden). 

Die  Kosten  der  ersten  Hilfe  bei  Unglücksfällen  hat  der  Unternehmer  selbst 
zu  bestreiten. 

Capitalien  an  dauernd  Erwerbsunfähige  werden  erst  zwei  Jahre  nach  dem  Unfälle 
endgiltig  liquidiert,  bis  dahin  sind  dem  Verletzten  vorschussweise  jene  Unterstützungen 
zu  gewähren,  die  einem  vorübergehend  Erwerbsunfähigen  gebären, 

Ueber  Streitfälle  findet  schiedsgerichtliche  Entscheidung  statt. 

Capitalsentschädigungen  für  gänzliche  Erwerbsunfähigkeit  sollen  in  der  Regel 
dazu  verwendet  werden,  um  Leibrenten  bei  einer  Versicherungsanstalt  einzukaufen. 

Die  Entschädigungen  sind  unübertragbar  und  unverpfändbar. 

5.  Träger  der  Versicherung:  Die  Versicherung  ist  bei  der  „cassa  nationale 
per  gli  infortuni"  abzuschliessen. 

Eine  Ausnahme  findet  nur  statt  hinsichtlich  solcher  Unternehmer,  welche  sich 
zum  Zwecke  der  Versicherung  in  einem  gegenseitigen  Versicherungsinstitute  vereinigen. 
Solche  Institute  müssen  aber  mindestens  4000  Arbeiter  umfassen  und  eine  Caution  von 
10  Lire  für  jeden  versicherten  Arbeiter,  im  Maximum  500.000  Lire,  erlegen.  Die  dem 
Institute  angehörigen  Unternehmer  haften  solidarisch  für  die  Verpflichtungen  desselben. 


*)  Beiläufig  bemerkt,  bleibt  der  Wert  dieser  Entschädigungen  hinter  dem  Werte 
der  im  österreichischen  Unfallversicherungsgesetze  vorgesehenen  Rentenansprüche  nicht 
unbedeutend  zurück.  Eine  Rente  von  60  Proc.  des  Arbeitsverdienstes  repräsentiert 
nämlich  im  Durchschnitte  einen  Capitalswert  (Leibrentenwert)  von  mehr  als  dem  Acht- 
fachen des  Jahresarbeitsverdienstes. 
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Unternehmer,  welche  ihrer  Verpflichtung  zur  Unfallversicherung  nicht  entsprechen, 
haben  ausser  einer  Geldstrafe  die  nach  dem  Gesetze  zu  leistenden  Entschädigungen  im 
doppelten  Betrage  aus  eigenem  zu  zahlen. 

6.  Haftung  des  Arbeitgebers  bei  schwerem  Verschulden:  Der  Unter- 
nehmer und  dessen  Betriebsleiter  haften  nach  Maassgabe  des  gemeinen  Rechtes 
für  Unfälle,  welche  durch  Unvorsichtigkeit,  Nachlässigkeit,  Mangel  an  jenen  Kennt- 
nissen, welche  zur  Ausübung  des  Gewerbes  nothwendig  sind,  oder  durch  Nichtbeachtung 
der  bestehenden  Unfallverhütungs-Vorschriften  entstehen,  sofern  ein  Verschulden  straf- 
gerichtlich festgestellt  wird. 

Die  botreffenden  Versicherungsinstitute  haben  in  diesem  Falle  gegenüber  dem 
Haftpflichtigen  einen  Eegressanspruch  bis  zur  Höhe  der  geleisteten  Entschädigungen. 

7.  Unfallsanzeigen:  Alle  Betriebsunfälle  sind  bei  einer  Geldstrafe  von 
50  bis  100  Lire  binnen  zwei  Tagen  der  Ortspoliieibehörde  anzuzeigen. 

Der  eben  skizzierte  Gesetzentwurf  vom  13,  April  1897  fand  endlich, 
nachdem  so  viele  Versuche  zur  Eegeluiig  der  Unfallfrage  fehlgeschlagen  hatten, 
die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper. 

Am  5.  Juli  1897  wurde  der  Entwurf  mit  einigen  Aenderungen  vom 
Senate  angenommen.  Die  wesentlichsten  dieser  Aenderungen  sind  die  Zulassung 
privater  staatlich  überwachter  Versicherungsgesellschaften  zur  Uebernahme  der 
Unfallversicherung  und  das  Zugeständnis,  dass  Unternehmer,  welche  mindestens 
500  Arbeiter  beschäftigen,  auf  ihre  Kosten  und  unter  ihrer  Haftung  Gassen  zur 
Leistung  der  Versicherung  errichten  können,  soferne  sie  mindestens  das  Fünf- 
fache (!)  der  erforderlichen  Jahresprämie  als  Caution  erlegen,  ferner  die  Herab- 
setzung der  Carenzzeit  von  10  auf  5  Tage. 

In  dieser  Gestalt  fand  der  Entwurf  vor  wenigen  Wochen  auch  die  Zu- 
stimmung der  Kammer.  Die  Publication  des  Gesetzes  ist  am  17.  März  1898 
erfolgt.    Dasselbe  tritt  6  Monate  später  in  Wirksamkeit. 

In  den  langen  Verhandlungen  über  das  italienische  Gesetz  trat  ein 
Grundzug,  welcher  in  der  Auffassung  des  Gegenstandes  auch  bei  anderen 
romanischen  Völkern  mehr  oder  weniger  zu  bemerken  ist,  besonders  deutlich 
hervor,  das  Bestreben  nämlich,  die  obligatorische  Versicherung  strenge  im 
Eahmen  des  sogenannten  Patronatssystemes,  d.  h.  einzig  nur  als  Ausfluss  der 
Fürsorgepflicht  des  Arbeitgebers  gegenüber  dem  Arbeiter  durchzuführen,  ohne 
den  Arbeitern  irgend  einen  Einfluss  auf  die  Durchführung  der  Versicherung  ein- 
zuräumen. Eine  vom  Schreiber  dieser  Zeilen  auf  dem  Unfallcongresse  in  Mailand 
(1894)  erstattete  Anregung,  der  Congress  möge  sich  dafür  aussprechen,  dass  in 
jenen  Ländern,  welche  sich  anschicken,  die  Unfallversicherung  zu  organisieren, 
den  Versicherten  ein  Einfluss  auf  die  Verwaltung  der  betreffenden  Organisationen 
eingeräumt  werde,  fand  speciell  in  Kreisen  der  italienischen  Congresstheilnehmer 
lebhafte  Opposition. 

Niedenlande. 

Zu  jenen  Staaten,  welche  sich  in  der  Frage  der  Entschädigung  für 
Betriebsunfälle  ganz  zu  dem  deutsch-österreichischen  Systeme  der  obligatorischen 
Versicherung  hinneigen,  gehören  auch  die  Niederlande. 

Die  bisher  in  Geltung  stehenden  Bestimmungen  der  §§  1401  bis  1406 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches   über  die   Haftpflicht   sind  inhaltlich   die   gleichen 
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wie  die  des  französischen  code  civil.  Diese  beschränkte  Haftpflicht  der  Betriebs- 
unternehmer für  Unfälle  ist  nur  hinsichtlich  der  Seeleute  durch  Artikel  433  des 
Handelsgesetzes  und  hinsichtlich  der  Eisenbahnbediensteten  durch  das  Gesetz  vom 
9.  April  1895  erweitert  worden. 

Durch  eine  Anregung  des  holländischen  Juristentages  vom  Jahre  1887 
(Referent  Professor  Greven-Leyden)  wurde  die  Frage  einer  öffentlich  recht- 
lichen Unfallversicherung  auf  die  Tagesordnung  gesetzt;  doch  kam  die  Frage 
erst  ins  EoUen,  als  sich  die  im  Jahre  1890  eingesetzte  Commission  zur  Unter- 
suchung der  Arbeiterzustände  in  ihrem  Berichte  vom  Jahre  1894  für  die  Ein- 
führung der  obligatorischen  staatlichen  Unfallversicherung  aussprach.  Seit  1895 
wird  auch  die  Frage  der  Einführung  einer  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
studiert,  doch,  wie  es  scheint,  mit  weniger  Interesse  von  Seite  der  Regierung 
und  ohne  dass  ein  Contact  mit  den  Bestrebungen  hinsichtlich  der  Unfall- 
versicherung gesucht  würde.  Der  Frage  der  Krankenversicherung  ist  man  in 
Holland  mit  Rücksicht  auf  locale  Verhältnisse  noch  nicht  näher  getreten. 

Am  25.  Februar  1897  wurde  der  zweiten  Kammer  der  Entwurf  eines 
Unfallversicherungsgesetzes  vorgelegt. 

Der  Entwurf  folgt  seiner  ganzen  Anlage  nach  dem  deutsch-österreichischen 
Muster,  entscheidet  sich  jedoch  in  den  Hauptprincipien  hinsichtlich  der  Organi- 
sation und  der  Art  der  Aufbringung  der  Mittel  nicht  für  die  deutschen,  sondern 
für  die  österreichischen  Grundlagen,  demnach  für  territoriale  Eintheilung 
(eine  Institution  für  das  ganze  Reich)  und   das   Capi  t  al  de  ckun  gs  sy  s  t  em. 

Hinsichtlich  der  Höhe  der  Unfallsentschädigungen  (Renten)  ist  der  hollän- 
dische Entwurf  der  liberalste  unter  allen  Entwürfen,  beziehungsweise  Gesetzen 
der  anderen  Staaten. 

Einen  kritischen  Punkt  bildet  im  holländischen  Entwürfe  die  Frage  der 
Carenzzeit,  nachdem,  wie  erwähnt,  eine  Organisation  der  Krankenversicherung 
mangelt.  Der  Beginn  der  Entschädigungsberechtigung  wird  mit  der  siebenten 
Woche  (Deutschland  vierzehnte,  Oesterreich  fünfte  Woche)  nach  dem  Unfälle 
festgesetzt.  Für  die  ersten  sechs  Wochen  ist  jedoch  in  keiner  Weise  vorgesorgt, 
sie  fallen  daher,  wo  nicht  freiwillige  Krankenversicherung  eintritt,  dem  Arbeiter 
zur  Last,  Dieser  Mangel  dürfte  auch  bei  den  bevorstehenden  Berathungen  haupt- 
sächlich Anstoss  erregen.  In  der  Frage  des  schweren  Verschuldens  folgt  der 
Entwurf  dem  deutschen  und  österreichischen  Vorbilde,  adoptiert  aber  hiebei 
abweichend  von  dem  ersteren  den  dem  österreichischen  Gesetze  eigenthümlichen 
Grundsatz,  dass  den  Hinterbliebenen  auch  bei  vorsätzlichem  Verschulden  des 
Getödteten  Entschädigungsansprüche  gewahrt  bleiben. 

Der  wesentlichste  Inhalt  des  Entwurfes  ist  der  folgende: 

1.  Umfang  der  Versicherungspflicht:  Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sich 
im  wesentlichen  auf  Betriebe,  in  welchen  Kraftmaschinen  verwendet  oder  Explosivstoffe 
erzeugt  oder  verwendet  werden,  auf  die  Küsten-  und  Binnenschiffahrt,  die  Fluss-  und 
Binnensee  -  Fischerei,  Eisenbahnunternehraungen,  Baugewerbe,  Erdarbeiten,  Bergwerke, 
Metzgereien,  Werften,  Schornsteinfegerbetriebe,  das  Laden  und  Löschen  von  Schiffen. 

2.  Entschädigungsansprüche.  An  Entschädigungen  wird  gewährt: 

I.  Dem  Verletzten  freie  ärztliche  Behandlung  und  vom  Beginne  der  siebenten 
Woche  ab   eine  Rente,   welche    bei   völliger  Erwerbsunfähigkeit  70  Proc.   des  Arbeits- 
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Verdienstes,  bei  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  einen  dem  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit 
entsprechenden  Theil  davon  beträgt. 

II.  Den  Hinterbliebenen  die  Beerdigungskosten  im  Betrage  von  10  Proc.  des 
Jahresverdienstes,  ferner 

a)  der  Witwe,  beziehungsweise  dem  erwerbsunfähigen  Witwer,  eine  Eente  von 
30  Proc.  des  Arbeitsverdienstes; 

b)  jedem  ehelichen  Kinde  15  Proc,  Doppelwaisen  20  Proc.  des  Arbeits- 
verdienstes ; 

c)  den  Ascendenten,  sowie  Schwiegereltern  Eenten  im  Betrage  von  30  Proc.  des 
Arbeitsverdienstes. 

Das  Maximum  der  Eenten  an  Hinterbliebene  beträgt  60  Proc.  des  Arbeits- 
verdienstes. 

Im  Falle  der  Wiederverehelichung  erhält  die  Witwe  die  zweifache  Eente  als 
Abfertigung. 

3.  Eine  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  tritt  nur  ein,  wenn  ein  strafgericht- 
liches Urtheil  auf  Fahrlässigkeit  oder  Absicht  des  Arbeitgebers  oder  eines  seiner 
Beauftragten  erkannt  hat. 

Die  Eeichs-Versicherungsbank  tritt  in  diesem  Falle  bis  zur  Höhe  der  von  ihr 
geleisteten  Zahlungen  in  die  Ansprüche  des  Verletzten  ein.  Die  Verletzten  haben  keinen 
Anspruch,  wenn  der  Unfall  von  dem  Verunglückten  vorsätzlich  herbeigeführt  wurde, 
doch  bleibt  den  Hinterbliebenen  auch  in  diesem  Falle  der  Anspruch  gewahrt. 

4.  Träger  der  Versicherung:  Träger  der  Versicherung  ist  ausschliesslich  eine 
in  Amsterdam  zu  errichtende  Staatsanstalt  unter  dem  Namen  „Eeichs-Ver- 
sicherungsbank". Die  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  der  Bank,  sowie  ein  der- 
selben beigegebener  Beirath  (analog  dem  österreichischen  Versicherungsbeirathe)  werden 
von  der  Königin  ernannt. 

Als  Aussenoigane  der  Eeichs-Versicherungsbank  fungieren  Controlore,  welchen 
auch  das  Eecht  zusteht,  die  versicherungspflichtigen  Betriebe  zu  besichtigen. 

Der  Staat  garantiert  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtigungen  der 
Eeichs-Versicherungsbank. 

5.  Aufbringung  der  Mittel:  Die  Bestimmungen  des  Entwurfes  über  die 
finanziellen  Grundlagen  sind  vollständig  dem  österreichischen  Gesetze  (§§  14  und  16) 
nachgebildet. 

Die  Mittel  zur  Deckung  der  Verpflichtungen  der  Eeichs-Versicherungsbank,  sowie 
der  Verwaltungskosten  und  zur  Bildung  eines  Eeservefondes  werden  nach  Maassgabe  der 
anrechenbaren  Lohnsummen  und  der  Gefahienclassen-Eintheilung  nach  dem  Capital- 
deckungssystem  durch  einen  im  vorhinein  aufzustellenden  und  periodisch  zu  revi- 
dierenden Beitragstarif  aufgebracht.  Die  Eintheilung  der  versicherungspflichtigen  Betriebe 
in  Gefahrenclassen  erfolgt  durch  königliche  Verordnung.  Die  Gefahrenclassen  sind  in 
Gefahrenprocente  eingetheilt. 

lieber  die  Versicherungspflicht  und  Gefahrenclassen-Eintheilung  der  einzelnen 
Betriebe  entscheidet  der  Vorstand  der  Versicherungsbank  unter  Freilassung  der  Berufung 
an  den  „Aufsichts-  und  Berufungsrath". 

Die  Versicherungsbeiträge  sind  von  den  Arbeitgebern  allein  zu  tragen.  Die- 
selben sind  verpflichtet,  Lohnlisten  zu  führen. 

6.  Verfahren  bei  der  Unfallsentschädigung:  Die  Bestimmungen  über  An- 
zeige und  Untersuchung  der  Unfälle  sind  ähnliche  wie  im  deutschen  und  österreichischen 
Gesetze. 

Ansprüche  auf  dauernde  Eenten  werden  vom  Aufsichts-  und  Berufungsrathe, 
alle  übrigen  Ansprüche  vom  Vorstande  der  Versicherungsbank  zuerkannt.  Hinsichtlich 
der  letzteren  Ansprüche  findet  Berufung  an  den  Aufsichts-  und  Berufungsrath,  hin- 
sichtlich der  ersteren  Berufung  an  die  Königin  statt,  welche  nach  Anhörung  des 
Staatsrathes  entscheidet. 
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Eine  Verhandlung  über  diesen  der  zweiten  Kammer  vorgelegten  Gesetz- 
entwurf hat  bisher  nicht  stattgefunden. 

Norwegen. 

Neben  Deutschland  und  Oesterreich  sind  Gesetze  über  die  obligatorische 
Unfallversicherung  bisher  nur  in  Norwegen  und  Finnland  endgiltig  fertig 
gestellt  worden  und  in  Wirksamkeit   getreten. 

Das  norwegische  Unfallversicherungsgesetz  vom  23.  Juli  1894  ist  von 
jenem  Geiste  beseelt,  der  in  Deutschland  die  neuen  Wege  gewiesen  hat,  bei  der 
Ausführung  jedoch  in  den  Hauptgrundlagen  nicht  dem  deutschen  sondern  dem 
österreichischen  Muster  gefolgt. 

Die  ältere  norwegische  Gesetzgebung  weicht  hinsichtlich  der  Statuierung 
einer  Haftpflicht  für  den  Betriebsunternehmer  bei  Betriebsunfällen  von  der  anderer 
Staaten  nicht  ab.  Einige  Specialgesetze  statuierten  gewisse  Erweiterungen  der 
nach  allgemeinem  bürgerlichen  Rechte  bestehenden  Haftpflicht  bezüglich  der  Berg- 
arbeiter (1842),  der  Eisenbahnen  (1854),  der  Seeleute  (1860). 

Seit  1885  beschäftigte  sich  eine  besondere  Commission  mit  der  Sammlung 
von  Materialien,  insbesondere  statistischen  Daten,  zur  Vorbereitung  eines  Unfall- 
versicherungsgesetzes. Auf  Grund  dieser  Studien  wurde  der  Gesetzentwurf  über 
die  Einführung  einer  obligatorischen  Unfallversicherung  vom  21.  April  1893 
ausgearbeitet. 

In  Kegierungskreisen  befreundete  man  sich  zunächst  noch  nicht  mit  diesen 
Ideen,  indem  man  damals  noch  unter  dem  Einflüsse  der  Arbeiten  stand,  die 
eben  in  dem  verbündeten  Schweden  die  gesetzgebenden  Körperschaften  beschäf- 
tigten. So  wie  dort  glaubte  man  sich  ein  weiteres  Ziel  stecken,  und  die  Unfall- 
versicherung nur  als  einen  Theil  der  allgemeinen  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
behandeln  zu  sollen.  Das  ökonomische  Interesse  des  Arbeiters  am  Schadenersatze, 
argumentierte  man,  sei  das  gleiche,  ob  Invalidität  durch  einen  Unfall  oder  durch 
irgend  eine  andere  Ursache,  insbesondere  Krankheit  hervorgerufen  sei ;  eine  Special- 
gesetzgebung, welche  nur  Betriebsunfälle  zum  Gegenstande  habe,  präjudiciere  einer 
Gesetzgebung  über  die  allgemeine  Invaliditäts-  und  Altersversicherung,  welche 
den  Arbeiter  vor  allem  interessiert,  und  auch  alle  Streitfragen  über  Ursache  und 
Anlass  des  einzelnen  Invaliditätsfalles  gegenstandslos  macht. 

Das  vom  Storthing  eingesetzte  Comite  war  anderer  Ansicht.  Es  hielt  die 
Unfallversicherung  für  dringender  und  befürchtete  eine  übermässige  Verzögerung 
der  Lösung  der  Angelegenheit,  wenn  man  sie  mit  der  Frage  der  allgemeinen 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  in  directen  Zusammenhang  brächte. 

Das  Comite  griff  daher  auf  den  Unfallversicherungs-Gesetzeritwurf  vom 
21.  April  1893  zurück,  welcher  demnach  auch  zur  Grundlage  der  weiteren 
parlamentarischen  Verhandlungen  gemacht  und  mit  unwesentlichen  Modificationen 
am  23.  Juli  1894  zum  Gesetz  erhoben  wurde. 

Der  Inhalt  dieses  Gesetzes  vom  23.  Juli  1894  ist  im  wesentlichen 
der  folgende : 

1.  Ausdehnung  des  Versicherungszwanges:  Dem  Versicherungszwang  sind 
unterworfen    alle    Arbeiter   und   Betriebsbeamten    in    Fabriken    und    allen  gewerblichen 
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Unternehmungen,  in  welchen  motorische  Kräfte  oder  Dampf  verwendet  werden,  in 
Bergwerken  oder  dazu  gehörigen  Anlagen,  in  Steinbrüchen,  Steinmetzereien  etc.,  in 
Unternehmungen  zur  Eisgewinnung,  in  Betrieben,  in  denen  explodierende  oder  leicht 
entzündbare  Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden,  in  Unternehmungen  zur  Ausführung, 
Einrichtung  oder  Reparatur  von  Bauten  aller  Art,  in  Eisenbahn-  und  Tramway-Unter- 
nehmungen,  ferner  noch  die  Bediensteten  einiger  anderer  Betriebskategorien  von 
geringerer  Bedeutung. 

Ueberdies  ist  die  freiwillige  Versicherung  der  Unternehmer  versicherungspflichtiger 
Betriebe  und  der  Bediensteten  und  der  Unternehmer  nicht  versicherungspflichtiger  Be- 
triebe zugelassen  (vgl.  Art.  V  und  VI  des  österreichischen  Gesetzes  vom  20.  Juli  1894, 
R.-G.-Bl.-Nr.  168). 

Ausgeschlossen  von  der  Versicherung  sind  die  Arbeiter  und  Betriebsbearaten  des 
Staates  und  der  Gemeinden,  welchen  Pensionsansprüche  in  der  Höhe  der  durch  das 
Gesetz  zugesicherten  Ansprüche  zustehen  (vergl.  §  4  des  österreichischen  ünfall- 
versicherungsgesetzes). 

Betriebe,  welche  mit  Unfallsgefahr  nicht  verbunden  sind,  können  durch  könig- 
liches Decret  von  der  Versicherungspflicht  befreit  werden  (vergl.  §  3  des  österreichischen 
Unfallversicherungsgesetzes). 

2.  Träger  der  Unfallversicherung:  Die  Unfallversicherung  wird  aus- 
schliesslich durch  eine  besonders  errichtete  vom  Staate  garantierte 
Staatsanstalt  besorgt. 

Die  gesammte  Verwaltung  dieser  Anstalt  führt  eine  durch  den  König  ernannte 
Direction.  Die  Kosten  dieser  Verwaltung  trägt  der  Staat. 

Jede  Gemeinde  bestimmt  für  ihren  Bezirk  einen  oder  mehrere  Versicherungs- 
inspectoren, welche  die  localen  Agenden  der  Unfallversicherung  zu  besorgen  haben.  Ins- 
besondere obliegt  ihnen  die  Entgegennahme  von  Betriebs-  und  Unfallsanzeigen,  die 
Durchführung  der  Unfallserhebungen,  Auszahlung  von  Entschädigungen,  Controle  der 
Betriebe  und  Lohnlisten.  Die  Kosten  dieser  Inspectoren  werden  zur  Hälfte  von  der 
Gemeinde,  zur  Hälfte  von  der  Versicherungsanstalt  getragen.  Ueberdies  kann  die 
Versicherungsanstalt  eigene  Beauftragte  (auch  zum  Zwecke  der  Unfallverhütung) 
bestellen. 

3.  Art  und  Ausmaass  der  Entschädigungen:  An  Entschädigungen  wird 
gewährt : 

I.  Im  Falle  der  Verletzung  vom  Beginn  der  fünften  Woche  nach  Ein- 
tritt des  Unfalles  ab: 

a)  Unentgeltliche  Heilbehandlung.  Ist  der  Verletzte  bei  einer  Krankencasse  ver- 
sichert, so  hört  deren  Verpflichtung  zur  Krankenunterstützung  mit  Beginn  der  fünften 
Woche  auf;  gehört  der  Verletzte  einer  Krankencasse  nicht  an,  so  hat  der  Unternehmer 
während  der  ersten  vier  Wochen  für  den  Verletzten  zu  sorgen; 

6)  eine  Rente,  und  zwar  bei  gänzlicher  P]rwerbsunfähigkeit  60  Proc.  des  Arbeits- 
verdienstes, doch  nicht  weniger  als  50  Oere  für  jeden  Arbeitstag  oder  150  Kronen 
jährlich,  bei  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ein  dem  Grade  der  Erwerbsunfähigkeit  ent- 
sprechender Bruchtheil  dieser  Rente.  Eine  Entschädigung  gebürt  nicht,  wenn 
der  Unfall  nicht  mindestens  einen  Verlust  von  5  Proc.  des  Arbeits- 
verdienstes zur  Folge  hat. 

II.  Im  Falle  der  Tödtung: 

a)  Ein  Beerdigungskostenbeitrag  von  50  Kronen; 

b)  eine  Rente  an  die  Witwe  oder  den  erwerbsunfähigen  Witwer  im  Betrage  von 
20  Proc.  des  Arbeitsverdienstes; 

c)  Renten  an  jedes  eheliche  oder  uneheliche  Kind  im  Betrage  von  15  Proc.  des 
Arbeitsverdienstes,  Doppelwaisen  20  Proc; 

d)  Renten  an  die  Ascendenten,  wenn  der  Getödtete  vorzugsweise  zu  ihrem 
Unterhalte  beitrug,  im  Betrage  von  20  Proc.  des  Arbeitsverdienstes.  An  die  Hinter- 
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bliebenen  zusammen  jedoch  nicht  mehr  als  50  Percent  des  Arbeitsverdienstes,  wobei  der 
Witwe  und  den  Kindern  der  Vorzug  vor  den  Ascendenten  gebürt. 

Der  anrechenbare  Jahresarbeitsverdienst  der  Versicherten  wird  in  ganz  ähnlicher 
"Weise  ermittelt,  wie  nach  dem  österreichischen  Gesetze,  mit  dem  Unterscbiede,  dass 
ausser  einem  Maximum  von  1200  Kronen  jährlich  auch  gewisse  Minima  des  anrechen- 
baren Arbeitsverdienstes  normiert  sind.  Die  Bestimmungen  über  die  Entschädigungs- 
leistungen entsprechen  auch  in  den  hier  nicht  berührten  Einzelheiten  nahezu  vollkommen 
dem  österreichischen  Gesetze. 

4.  Schweres  Verschulden:  Ein  Anspruch  auf  Schadenersatz  besteht  für  den 
verletzten  Arbeiter  nur  in  dem  Falle  nicht,  wenn  er  den  Betriebsunfall  vorsätzlich 
herbeigeführt  hat. 

Der  Unternehmer  ist  nach  Maassgabe  des  civilen  Rechtes  für  alle  Unfälle 
haftbar,  soweit  durch  strafgerichtliches  Urtheil  festgestellt  ist,  dass  sie  durch  Absicht 
oder  schweres  Verschulden  herbeigeführt  wurden.  Die  Ansprüche  aus  dieser  Haft- 
pflicht gehen  bis  zur  Höhe  der  von  der  Unfallversicherungsanstalt  geleisteten  Ent- 
schädigungen an  diese  über. 

5.  Finanzielle  Grundlagen  des  Gesetzes:  Die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  über  die  Aufbringung  der  Mittel  sind  im  wesentlichen  überein- 
stimmend mit  denen  der  §§  14  und  16  des  österreichischen  Gesetzes.  Das 
Gesetz  sieht  hienach  die  Anwendung  des  Capitaldeckungssystems  mittels 
eines  nach  Gefahrenclassen  abgestuften  Beitragstarifes  vor.  Die  Gefahren- 
classen-Eintheilung  und  der  Beitragstarif  werden  vom  Könige  unter  Zustimmung  des 
Storthings  festgesetzt  und  von  fünf  zu  fünf  Jahren  revidiert.  Die  Eintheilung  der 
einzelnen  Betriebe  in  die  Gefahrenclassen  erfolgt  durch  die  Direction  der  Ver- 
sicherungsanstalt. 

Die  Zahlung  des  Versicherungsbeitrages  fällt  dem  Unternehmer  allein 
zur  Last. 

6.  Entscheidung  von  Streitigkeiten:  Alle  Entscheidungen  der  Direction 
der  Versicherungsanstalt,  sowohl  in  Angelegenheit  der  Versicherungspflicht  und  Gefahren- 
classen-Eintheilung  von  Betrieben,  als  auch  in  Angelegenheit  von  Entschädigungs- 
ansprüchen Verletzter,  sind  vor  einer  Specialcommission  klagbar.  Dieselbe  besteht  aus 
sieben  Mitgliedern,  und  zwar  einem  richterlichen  Beamten  als  Vorsitzenden,  einem  Arzt 
und  einem  Ingenieur,  ferner  zwei  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  zwei  Vertretern  der 
Versicherten.  Die  ersteren  werden  vom  Könige,  die  letzteren  vom  Storthing  ernannt. 
Der  Conimission  steht  auch  ein  consultatives  Votum  über  allgemeine  Angelegenheiten 
der  Durchführung  des  Gesetzes  zu. 

7.  Unfallverhütung:  Das  Gesetz  überträgt  der  Direction  der  Unfallversicherungs- 
anstalt eine  gewisse  Einflussnahme  auf  die  Durchführung  von  Unfallverhütungsmaassregeln 
und  gestattet  ihr,  Betriebe,  in  denen  die  vorgeschriebenen  Maassnahmen  nicht  durch- 
geführt werden,  in  höhere  Gefahrenclassen  einzureihen. 

Die  vorstehende  Skizze  lässt  erkennen,  in  welch'  weitem  Maasse  das 
österreichische  Gesetz  dem  norwegischen  zum  Muster  gedient  hat ;  es  sei  hier 
nur  noch  erwähnt,  dass  auch  die  Bestimmungen  mehr  untergeordneter  Natur  über 
das  Verfahren  bei  Unfallserhebungen,  Feststellung  und  Auszahlung  der  Entschä 
digungen,  bei  Entscheidungen  über  die  Versicherungspflicht  und  Gefahrenclassen- 
Eintheilung,  über  Lieferung  von  Beitragsberechnungen,  über  die  Ablösung  älterer 
Versicherungsverträge  u.  dgl.  dem  österreichischen  Gesetze  durchwegs  nach- 
gebildet sind. 

Das  Gesetz  trat  am   1.  Jänner  1895  in  Wirksamkeit. 
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Dänemark. 

Das  jüngste  Gesetz  über  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  besitzt 
Dänemark,  es  datiert  vom  7.  Jänner  1898.  Das  Gesetz  betitelt  sich  zwar: 
„Gesetz  über  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  die  Folgen  von 
Unfällen  in  gewissen  Betrieben",  ist  aber  seinem  Inhalte  nach  eigentlich  nicht 
ein  ünfallversicherungsgesetz,  sondern  lediglich  ein  Haftpflichtgesetz  in  ähnlicher 
Weise  wie  der  englische  Workmen's  Compensation  Act  1897. 

Die  ersten  Vorarbeiten  für  ein  Unfallversicherungsgesetz  wurden  in  Däne- 
mark durch  eine  im  Jahre  1885  eingesetzte  Commission  gemacht,  welche  am 
31.  October  1887  dem  Minister  des  Innern  ein  bezügliches  Project  unterbreitete. 
In  modificierter  Form  wurde  dieses  Project  von  der  Regierung  im  Jahre  1888 
dem  Reichstage  unterbreitet,  von  diesem  auch  in  Berathung  gezogen,  docli  kam 
trotz  mehrjähriger  Verhandlungen  und  verschiedener  Umformungen  ein  endgiltiger 
Beschluss  nicht  zu  Stande. 

Die  damals  behandelten  Entwürfe  beruhten  auf  ähnlichen  Grundsätzen  wie 
das  deutsche  und  österreichische  Unfallversicherungsgesetz;  Versicherungszwang 
für  eine  Reihe  von  gefährlicheren  gewerblichen  Unternehmungen,  dann  aber  auch 
für  die  Land-  und  Forstwirtschaft,  Unfallsentschädigungen  an  gänzlich  oder 
theilweise  Erwerbsunfähige,  sowie  an  Hinterbliebene  Getödteter  in  Form  von 
Renten,  Durchführung  der  Versicherung  durch  eine  Staats  an  stalfc,  Aufbringung 
der  Mittel  durch  Beiträge  der  Unternehmer  nach  dem  Capitaldeckungssysteme 
und  zwar  nach  Maassgabe  der  Lohnsummen  uud  Gefahrenclassen  bei  gewerb- 
lichen, durch  Zuschlag  zur  Grundsteuer  bei  den  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Unternehmungen. 

Die  im  Jahre  1891  unterbrochenen  Verhandlungen  kamen  im  Jahre  1895 
durch  zwei  Initiativanträge  wieder  in  Fluss,  von  denen  der  eine,  von  social- 
demokratischer  Seite  ausgehend,  eine  auf  breiter  Grundlage  ruhende  zwangsweise 
Unfallversicherung  mit  Aufbringung  der  Mittel  durch  Umlage  auf  die  Steuer- 
pflichtigen bezweckte,  der  andere  auf  die  Verhandlungen  im  Jahre  1891, 
beziehungsweise  ein  Project  Bergs  zurückgriflf,  das  zwischen  Betriebs- 
unfällen in  gefährlichen  Betrieben  und  allen  übrigen  Unfällen,  von  welchen 
arbeitende  Personen  überhaupt  getroffen  werden,  unterschied,  und  die  ersteron 
zu  Lasten  der  betreffenden  Unternehmer,  die  letzteren  zu  Lasten  der  Gemeinden 
entschädigen  wollte.  Dieses  Project  begnügte  sich  mit  der  Statuierung  der  Haft- 
pflicht und  Hess  die  Deckung  gegen  das  hieraus  entspringende  Risico  durch 
Versicherung  frei,  ohne  einen  bezüglichen  Zwang  zu  statuieren. 

Auf  ähnlichem  Boden  bewegten  sich  auch  die  Arbeiten  der  parlamen- 
tarischen Körperschaften  Dänemarks  in  der  nächsten  Zeit,  doch  sah  man  sich 
mehr  und  mehr  genöthigt,  sich  auf  das  vorläufig  Erreichbare  zu  beschränken, 
daher  die  Lösung  der  Unfallsfrage  zunächst  nur  hinsichtlich  der  (besonders 
namhaft  gemachten)  gefährlicheren  Betriebe  anzustreben.  So  entstand  das  Gesetz 
vom  7.  Jänner  1898. 

Dasselbe  anerkennt  das  Princip  des  ),risque  professionnel"  und  verpflichtet 
die  Arbeitgeber  jener  Betriebe,   auf  welche   es  Anwendung  finden  soll,  zur  Ent- 
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Schädigung  der  Betriebsunfälle  nach  bestimmten  Grundsätzen,  ohne  jedoch 
irgendwelche  besondere  Garantien  für  die  Durchführung  dieses  Principes  zu 
statuieren,  also  auch  ohne  den  Zwang  zur  Unfallversicherung  vorzusehen.  Die 
den  Anspruchsberechtigten  zugesicherten  Entschädigungen  bestehen  in  Capitalien, 
nicht  in  Beuten.  Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  dänischen  Gesetze 
und  dem  englischen  Workmen's  Compensation  Act  1897  ist  darin  zu  erblicken, 
dass  die  zugesicherten  Entschädigungen  für  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  und  für 
Hinterbliebene  nicht  durch  directe  Verhandlung  zwischen  Unter- 
nehmern und  Arbeitern,  sondern  ausschliesslich  durch  den 
„Arbeiter-Versicherungsrath"  festgesetzt  werden  sollen, 
offenbar  in  der  Absicht,  den  gefürchteten  Haftpflichtprocessen  den  Boden  zu 
entziehen. 

Der  Inhalt  des  Gesetzes  ist  im  wesentlichen  der  folgende: 

1.  Haftung  der  Betriebsunternehmer.  Die  dem  Gesetze  unterworfenen 
Betriebsunternehmer  haften  den  in  ihren  Betrieben  beschäftigten  Arbeitern  (mit  nicht 
mehr  als  2400  Kronen  Jahresarbeitsverdienst),  beziehungsweise  ihren  Hinterbliebenen 
für  die  Folgen  von  Betriebsunfällen  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes. 
Ausgeschlossen  sind  Unfälle,  welche  der  Arbeiter  vorsätzlich  oder  durch 
grobe  Fahrlässigkeit  herbeigeführt  hat.  Das  Gesetz  bezeichnet  die  Haftung  als 
„Versicherung". 

2.  Umfang  der  Anwendung  des  Gesetzes:  Die  Hauptkategorien  der  dem 
Gesetze  unterworfenen  Betriebe  sind:  Fabriken,  Betriebe,  in  welchen  Sprengstoffe  her- 
gestellt oder  verwendet  werden^  Steinbrüche,  Steinmetzereien,  Gruben  u.  dgl.,  Bau- 
arbeiten aller  Art,  Transportunternehmungen  zu  Lande,  Warenlageruntemehmungen, 
Taucher-  und  Bergungsarbeiten,  ferner  alle  Betriebe  unter  Verwendung  von  Motoren, 
die  letzteren  im  allgemeinen  jedoch  nur  hinsichtlich  solcher  Unfälle,  welche  durch  den 
Maschinenbetrieb  hervorgerufen  werden. 

3.  Ausmaass  der  Entschädigungen.  An  Entschädigungen  gebürt: 

o)  dem  Verletzten  nach  Ablauf  der  dreizehnten  Woche  nach  dem 
Unfälle  bis  zur  Beendigung  des  Heilverfahrens,  beziehungsweise  bis  die  Arbeits- 
unfähigkeit zu  einer  dauernden  wird,  eine  tägliche  Unterstützung  von  60  Proc.  des 
Arbeitsverdienstes,  Maximum  zwei  Kronen,  Minimum  eine  Krone  täglich; 

b)  dem  dauernd  Erwerbsunfähigen  eine  Geldsumme,  und  zwar  bei  völliger  Invali- 
dität das  Sechsfache  des  Jahreslohnes,  jedoch  nicht  weniger  als  1800  Kronen  und  nicht 
mehr  als  4800  Kronen,  bei  theilweiser  Invalidität  ein  verhältnismässiger  Theil  hievon, 
überdies  eine  Summe,  welche  dem  dreizehnwöchentlichen  Krankengelde  unter  a)  gleich- 
kommt. Die  nach  Maassgabe  der  unter  a)  bezeichneten  Bestimmungen  gezahlten  Ent- 
schädigungen werden  in  Abzug  gebracht; 

c)  im  Todesfalle  den  Hinterbliebenen  ein  Begräbnisgeld  von  50  Kronen  und  ein 
Capital  im  Betrage  des  Vierfachen  des  Jahresarbeitsverdienstes  des  Getödteten,  jedoch 
nicht  weniger  als  1200  Kronen  und  nicht  mehr  als  3200  Kronen. 

Capitalsabfertigungen  an  Invalide  können  mit  Zustimmung  des  Bezugsberechtigten, 
in  gewissen  Fällen  auch  ohne  diese  Zustimmung,  in  Leibrenten  umgewandelt  werden. 
Diese  sind  bei  Leibrentengesellschaften  einzukaufen. 

4.  Zulassung  der  Versicherung:  Dem  Unternehmer  ist  verboten,  die  An- 
wendung des  Gesetzes  durch  Verträge  mit  den  Arbeitern  auszuschliessen,  doch  steht  es 
ihm  frei,  sich  gegen  das  Eisico  aus  der  Haftpflicht  bei  vom  Minister  des  Innera  hiezu 
besonders  autorisierten  gegenseitigen  Versicherungsgesellschaften  zu  versichern. 

5.  Feststellung  der  Entschädigungen.  Zum  Zwecke  der  Feststellung  der 
Entschädigungen  wird  ein  „Arbeiter- Versicherungsrath"  eingesetzt.  Derselbe  besteht  aus 
einem  vom  Könige  ernannten  Vorsitzenden,  zwei  ebenso  ernannten  Mitgliedern,  zwei  vom 
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Minister  des  Innern  ernannten  Arbeitgebern  und  zwei  von  den  „anerkannten"  Kranken- 
cassen  gewählten  Arbeitern.  Alle  Unfälle,  welche  voraussichtlich  eine  Entschädigung 
begründen  werden,  sind  dem  Rathe  anzuzeigen,  derselbe  pflegt  die  Erhebungen. 

„Die  Höhe  der  Entschädigungen  (mit  Ausnahme  derjenigen  für  vorübergehende 
Erwerbsunfähigkeit)  kann  nicht  mit  rechtlicher  Wirkung  zum  Gegenstande  einer  Ueberein- 
kunft  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  gemacht  werden,  sondern  ist  in  allen  Fällen 
vom  Rathe  festzusetzen."  Ueber  Entschädigungen  für  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit 
entscheidet  der  Rath  nur,  wenn  eine  Einigung  nicht  zustande  kommt. 

Dem  Minister  des  Innern  steht  in  gewissen  Fällen  das  Recht  zu  Entscheidungen 
des  Rathes  aufzuheben    und  eine  neuerliche  Verhandlung  anzuordnen. 

Hat  der  Arbeitgeber  eine  Versicherung  abgeschlossen,  so  tritt  die  Versicherungs- 
gesellschaft als  Partei  an  Stelle  des  Arbeitgebers. 

6.  Haftung  des  Arbeitgebers  für  schweres  Verschulden: 

Die  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes  über  die  Haftung  der  Betriebsunter- 
nehmer bleiben  in  Kraft,  doch  können  Klagen  unter  Berufung  auf  dieselben  nur  mit 
Zustimmung  des  „Arbeiter-Versicherungsrathes"  angestrengt  werden,  widrigenfalls  die 
Ansprüche  aus  dem  neuen  Gesetze  verloren  gehen. 

Schweden. 

Ausser  den  mit  den  Gesetzen  anderer  Staaten  im  wesentlichen  überein- 
stimmenden civilrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Haftpflicht  bestehen  in 
Schweden  nur  Specialgesetze  über  die  Verantwortlichkeit  von  Unternehmern  für 
Betriebsunfälle  hinsichtlich  der  Eisenbahnen  (seit  1886)  und  der  Seeschiffahrts- 
betriebe (seit  1891). 

Eine  im  Jahre  1884  zum  Zwecke  des  Studiums  der  Arbeiter-Versicherungs- 
frage eingesetzte  Commission  begann  ihre  Arbeiten  mit  der  Sammlung  von 
unfallstatistischem  Materiale  und  bereitete  mehrere  Gesetzentwürfe,  darunter 
einen  über  die  Einführung  einer  obligatorischen  Unfallversicherung,  vor,  der 
sich  hinsichtlich  der  Entschädigungssätze  und  der  Organisation  der  Versicherung 
dem  österreichischen  Gesetze  sehr  nähert.  Die  Kegierung  brachte  diesen  Entwurf 
mit  geringen  Abänderungen  im  Parlamente  ein. 

Nach  wiederholten  Verhandlungen  verwarf  das  Parlament  am  20.  Mai 
1891  das  Project,  indem  es  zwar  das  Princip  der  Zwangsversicherung  accep- 
tierte,  sich  jedoch  auf  den  Standpunkt  stellte,  dass  die  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  nicht  für  sich,  sondern  als  ein  Theil  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung zu  behandeln  sei. 

Dies  bildete  nun  den  Ausgangspunkt  der  Studien  einer  in  der  Folge 
neuerlich  eingesetzten  Commission,  beziehungsw^eise  ihres  ausgezeichneten  Refe- 
renten Professors  Dr.  Lindsted t.  Das  Ergebnis  dieser  Studien  ist  in  einem 
vierbändigen  Werke  niedergelegt,  das  unter  anderem  auch  die  Gesetzgebung 
anderer  Staaten,  darunter  besonders  eingehend  die  österreichische  Unfall- 
versicherungsgesetzgebung und  deren  Durchführung  behandelt.  Ein  von  der 
Commission  ausgearbeiteter  Gesetzentwurf  wurde  am  14.  Jänner  1895  von  der 
Regierung  dem  Parlamente  unterbreitet. 

Dieser  Entwurf  bezweckt  in  der  That  lediglich  die  Einführung  der  Inva- 
liditäts- und  Altersversicherung  aller  Lohnarbeiter  auf  Kosten  der  Arbeitgeber, 
der  Arbeiter  und  des  Staates.  Insoferne  die  Verfasser  hiemit  auch  die  Frage  der 
Unfallsentschädigung  als  gelöst  erachten,  verlassen  sie  jenen  Standpunkt,    der  in 
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allen  anderen  Staaten  der  Ausgangspunkt  für  die  Unfallsfrage  war,  nämlich,  dass 
aus  dem  Bestände  einer  specifischen  Berufsgefahr  eine  über  die  civilreclitliche 
Haftung  hinausgehende  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  für  Betriebsunfälle 
abgeleitet  werden  müsse.  Nicht  der  Betriebsunfall  allein  soll  zufolge  des 
schwedischen  Entwurfes  der  Kechtstitel  sein,  aus  welchem  ein  Arbeitsinvalider 
eine  Eente  zu  beanspruchen  hat,  sondern  Invalidität  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Veranlassung. 

So  anerkennenswert  die  socialpolitischen  Absichten  dieses  Principes  sind 
darf  man  andererseits  doch  nicht  übersehen,  dass  die  Gleichstellung  der  Opfer 
von  Betriebsunfällen  mit  anderen  Invaliden  den  ersteren  nur  einen  kargen 
Ersatz  für  eine  eigentliche  Unfallversicherung  bietet.  Abgesehen  davon,  dass 
nämlich  eine  Entschädigung  der  Hinterbliebenen  hiebei  überhaupt  entfällt, 
zwingen  auch  ökonomische  Gründe  dazu,  die  zugesicherten  Invalidenrenten  auf 
ein  Minimum  herabzudrücken  und  werden  Invalidenrenten  nur  bei  gänzlicher, 
nicht  auch  bei  theilweiser  Invalidität,  welche  in  der  Unfallversicherung  eine 
grosse  Rolle  spielt,  gewährt. 

Die  Kammer  hat  den  Gesetzentwurf  in  wohlwollende  Berathung  genommen, 
konnte  sich  jedoch  bis  jetzt  nicht  entschliessen,  den  folgeschweren  Schritt 
zu  thun. 

Finnland. 

Die  Gesetze  vom  31.  März  1879  und  vom  15.  April  1889  verpflichten 
den  Betriebsunternehmer  alle  zur  Unfallverhütung  erforderlichen  Maassregeln  zu 
treffen,  widrigenfalls  er  für  alle  durch  sein  Verschulden  entstandenen  Unfälle 
Entschädigung  zu  leisten  hat.  Eine  vom  Reichstage  im  Jahre  1888  eingesetzte 
Commission  wurde  damit  beauftragt,  die  Frage  der  Arbeiterversicherung  zu 
studieren  und  die  bezüglichen  statistischen  Daten  zu  sammeln. 

Diese  Commission  unterzog  sich  ihrer  Aufgabe  mit  grossem  Eifer.  Die 
Ergebnisse  ihrer  in  einer  umfangreichen  Denkschrift  niedergelegten  Arbeit  waren 
Entwürfe  über  eine  Unfall-,  eine  Kranken-  und  eine  Invaliditätsversicherung 
der  Arbeiter. 

Die  Regierung  trat  jedoch  nur  der  Erage  der  Einführung  der  Unfall- 
versicherung näher.  Sie  unterbreitete  dem  Reichstage  einen  bezüglichen  Entwurf 
am  22.  Februar  1894,  welcher  nach  gründlicher  Umarbeitung  in  einer  Commis- 
sion des  Reichstages  von  diesem  zum  Beschlüsse  erhoben  wurde  und  am  7.  No- 
vember 1895  die  kaiserliche  Sanction  erhielt.  Die  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
begann  erst  im  Jahre  1897. 

Das  Gesetz  nennt  sich  zwar  „Gesetz  über  die  Haftpflicht  der 
Betriebsunternehmer  für  Unfälle  bei  der  Arbeit",  enthält  aber  thatsächlich  die 
Verpflichtung  der  Unternehmer  zur  Unfallversicherung,  allerdings  mit  freier  Wahl 
des  Versicherers.  Als  Besonderheit  ist  hervorzuheben,  dass  dieses  Gesetz  den 
Begriff  des  einen  Anspruch  begründenden  Betriebsunfalles  enger  fasst  als  die 
ünfallversicherungsgesetze  anderer  Länder,  indem  von  der  Entschädigung  nicht 
nur  alle  Unfälle,  welche  durch  Vorsatz  oder  schweres  Verschulden  hervorgerufen 
sind,  ausgeschlossen  werden,    sondern    auch    alle    durch    Vorsatz    von    Personen, 
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welche  mit  der  Leitung  und  Ueberwachung  der  Arbeit  nicht  betraut  sind, 
hervorgerufenen  Unfälle,  ferner  alle  Unfälle,  welche  durch  höhere  Gewalt  oder 
durch  Ereignisse  entstehen,  die  mit  der  Natur  der  verrichteten  Arbeit  und  den 
Arbeitsbedingungen  nicht  im  Zusammenhange  stehen. 

Das  Gesetz  hat  im  wesentlichen  den  folgenden  Inhalt: 

1.  Umfang  der  Anwendung  des  Gesetzes:  Die  wichtigsten  der  dem  Gesetze 
unterworfenen  Unternehmungen  sind:  Bergwerke,  Steinbrüche  und  Steinmetzereien,  Brett- 
sägen, Brauereien  und  Brennereien,  ferner  Fabriken,  in  denen  Dampfkessel,  Motoren 
u.  dgl.  verwendet  oder  explodierende  Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden,  dann  der 
Bau  von  Eisenbahnen,  Canälen  etc.,  ebenso  wie  die  vom  Staate  oder  von  Gemeinden 
ausgeführten  grösseren  Brückenbauten;  Bau  von  Kirchen  und  Fubriken  und  der  Bau  von 
mehr  als  einstöckigen  Häusern  in  Städten  und  Märkten,  sowie  ähnliche  Arbeiten  am 
Lande,  soferne  sie  für  den  Staat  oder  für  die  Gemeinden  ausgeführt  werden,  Einrichtung 
und  Betrieb  von  öffentlichen  Gas-  und  Wasserleitungen,  Eisenbahnen,  Warenlager- 
Unternehmungen  und  einige  andere. 

2.  Versicherungspflicht:  Die  Unternehmer  dieser  Betriebe  haben  ihren  Ar- 
beitern die  durch  das  Gesetz  zugesicherten  Leistungen  zu  garantieren,  und  zwar  hin- 
sichtlich aller  Unfälle,  welche  den  Tod  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  von  mehr 
als  120  Tagen  zur  Folge  haben  (vom  121.  Tage  der  Erwerbsunfäliigkeit  ab)  durch 
das  Mittel  der  Versicherung,  für  die  Zeit  vom  7.  bis  zum  121.  Tage  der  Erwerbs- 
unfähigkeit durch  directe  Haftung,  soweit  nicht  für  diese  Zeit  eine  Krankencasse  eintritt, 
zu  welcher  der  Unternehmer  mindestens  ein  Drittel  der  Beiträge  zahlt. 

3.  Entschädigungsleistungen.  An  Entschädigungen  wird  gewährt: 

a)  Während  des  Heilverfahrens  60  Proc.  des  täglichen  Lohnes,  jedoch  nicht  mehr 
als  2^2  finnische  Mark.^) 

b)  Bei  dauernder  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit,  beziehungsweise  Erwerbsunfähig- 
keit von  mehr  als  120  Tagen,  eine  jährliche  Rente  von  60  Proc.  des  Jahreslohnes,  bei 
dauernder  theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  ein  Theilbetrag  dieser  Rente. 

c)  Der  Witwe  eine  Rente  von  20  Proc.  des  Jahreslohnes  des  Getödteten,  jedem 
Kinde  bis  zur  Vollendung  des  fünfzehnten  Lebensjahres  10  Proc,  Doppelwaisen  20  Proc^ 
Die  Renten  an  Witwe  und  Kinder  dürfen  zusammen  40  Proc.  des  Jahreslohnes  nicht 
übersteigen.  Im  Falle  der  Wiederverheiratung  erhält  die  Witwe  eine  Abfertigung  im 
Betrage  der  zweifachen  Jahresrente.  In  Streitfällen  sind  die  ordentlichen  Gerichte  zur 
Entscheidung  zuständig. 

4.  Träger  der  Versicherung:  Die  Unfallversicherung  kann  nach  freier  Wahl 
des  Unternehmers  stattfinden  bei  einem  eventuell  zu  errichtenden  Staatsinstitute,  bei 
einer  privaten  inländischen  Versicherungsgesellschaft  oder  bei  einem  inländischen  gegen- 
seitigen Versicherungsvereine,  soweit  solche  vom  Senate  hiezu  autorisiert  werden,  oder 
aber  bei  ausländischen  Versicherungsgesellschaften,  welche  nach  Urtheil  des  Senates  die 
erforderlichen  G'arantien  bieten. 

Ueberdies  kann  der  Senat  solche  Betriebsunternehmer,  welche  hinsichtlich  der 
Erfüllung  der  im  Gesetze  vorgesehenen  Verpflichtungen  genügende  Garantien  bieten,  von 
der  Versicherungspflicht  überhaupt  befreien,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
sie  das  Deckungscapital  für  dauernde  Renten  an  eine  flnnländische  Leibrentenanstalt 
abführen. 

5.  Schweres  Verschulden:  Wer  nach  diesem  Gesetze  entschädigt  wird,  verliert 
dadurch  nicht  das  Recht,  auch  Entschädigung  nach  dem  gemeinen  Rechte  zu  verlangen, 
jedoch  nur  hinsichtlich  jener  Beträge,  um  welche  die  nach  letzterem  Rechte  ihm  ge- 
bürenden  Entschädigungen  die  ersteren  Entschädigungen  übersteigen. 


.*)  Eine  finische  Mark  gleich  1  Franc. 
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Luxemburg. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1897  hat  die  luxemburgische  Kegierung  Gesetz- 
entwürfe zur  Einführung  einer  zwangsweisen  Kranken-  und  Unfallversicherung 
aufgestellt. 

Der  Unfallversicherungsentwurf  beschränkt  die  Versicherungspflicht  auf 
einen  kleineren  Kreis  von  Betrieben  als  das  deutsche  und  österreichische  Gesetz. 
Im  wesentlichen  sollen  nur  Eisenbahnen,  Tramways,  Bergwerke,  Steinbrüche,  die 
Eisen-  und  die  Steinindustrie  dem  Versicherungszwange  unterliegen. 

Die  Entschädigungssätze  sind  dieselben  wie  im  deutschen  Gesetze,  die 
Carenzzeit  ist  mit  13  Wochen  festgesetzt.  Der  Gesetzentwurf  unterscheidet 
weder  hinsichtlich  des  Arbeitgebers,  noch  hinsichtlich  des  Arbeiters  zwischen 
schwerem  und  leichtem  Verschulden;  Unfälle  durch  vorsätzliches  Verschulden  des 
Arbeiters  sind  von  jeder  Entschädigung  ausgeschlossen. 

Die  Durchführung  der  Versicherung  soll  durch  eine  zu  errichtende  ünfall- 
versicherungsanstalt  erfolgen,  an  deren  Spitze  ein  durch  die  Eegierung  ernannter 
Vorsitzender  tritt. 

Die  Beitragslast  triift  den  Unternehmer.  Die  Aufbringung  der  Mittel 
erfolgt  durch  Umlage  der  Deckungscapitalien  auf  die  Beitrags- 
pflichtigen nach  Maassgabe  der  versicherten  Lohnsumme  und  der  Gefahren- 
classen,  in  welche  die  Betriebe  eingeschätzt  werden. 

Ueber  strittige  Entschädigungsansprüche  entscheidet  ein  Schiedsgericht. 

Russiand. 

In  Kussland  bestehen  ausser  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Eechtes 
über  die  Haftpflicht  noch  einige  ältere  Specialgesetze,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Bergarbeiter,  über  die  Haftpflicht  der  Arbeitgeber. 

Seit  1889  beschäftigt  sich  der  Staatsrath  mit  der  Frage  der  Erweiterung 
dieser  Haftpflicht.  Während  man  zunächst  daran  festhielt,  dass  nur  ein  Ver- 
schulden des  Arbeitgebers  eine  Verantwortung  begründen  könne,  und  lediglich 
eine  Verschiebung  der  Beweislast  normieren  wollte,  stellten  sich  spätere  Entwürfe 
ganz  auf  den  Standpunkt  des  „risque  professionnel",  doch  erlangten  auch  diese 
nicht  Gesetzeskraft;  es  scheint  vielmehr  neuestens  die  Geneigtheit  zu  bestehen, 
das  Princip  der  Zwangsversicherung  anzunehmen.  Ein  mit  dem  Studium  der 
betreffenden  Einrichtungen  in  anderen  Staaten  betrauter  höherer  Staatsfun ctionär 
hat    in    dieser    Mission    im    Jahre    1897    auch    durch    längere    Zeit    in    Wien 

verweilt. 

Spanien. 

Die  spanische  Gesetzgebung  beschäftigt  sich  seit  1889  mit  der  Frage  der 
Haftung  für  Betriebsunfälle.  Die  bezüglichen  in  Discussion  gezogenen  Entwürfe 
stellen  sich  zwar  durchaus  auf  den  Standpunkt,  dass  der  Arbeitgeber  für  die 
Berufsgefahr  verantwortlich  zu  machen  sei,  wollen  sich  jedoch  mit  der  Statuierung 
der  Haftpflicht  und  mit  der  Begrenzung  des  Maasses  der  Entschädigung  (Capitals- 
abfertigungen  für  dauernde  ünfallsfolgen)  begnügen.  Entscheidende  Verhand- 
lungen über  den  Gegenstand  scheinen  bisher  nicht  stattgefunden  zu  haben. 

Wien,  im  Mai  1898. 
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Nachtrag:  Eine  wichtige  Aenderung  der  Situation,  die  sich  in  Belgien 
vollzog,  nachdem  die  vorliegende  Arbeit  bereits  abgeschlossen  war,  muss  hier 
noch  nachträglich  Erwähnung  finden. 

Die  im  allgemeinen  Theile  erwähnten  und  im  speciellen  Theile  über  die 
belgische  Gesetzgebung  näher  erörterten  Ergebnisse  der  Verhandlungen  des 
„conseil  superieur  du  travail"  haben  die  Billigung  der  belgischen  Regierung 
nicht  gefunden  und  können  demnach  vorläufig  als  beseitigt  angesehen  werden. 

Die  belgische  Eegierung  legte  nämlich  am  18.  April  1898  der  Kammer 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Entschädigung  von  Unfällen  bei  der  Arbeit 
vor,  welcher,  augenscheinlich  beeinflusst  von  den  gleichzeitigen  Arbeiten  der 
französischen  Gesetzgebung,  gleich  dieser  das  Princip  der  Zwangsversicherung 
verwirft  und  sich  auf  den  Standpunkt  einer  durch  gewisse  Garantien  sicher- 
gestellten Haftpflicht  stellt.  Der  Arbeitgeber  soll  für  die  Zahlung  der  —  hinter 
den  betreffenden  Ansätzen  des  deutschen  und  des  österreichischen  Gesetzes 
zurückbleibenden  —  Entschädigungen  haften  und  sich  von  dieser  Haftung  nur 
durch  die  Zugehörigkeit  zu  einer  mit  staatlicher  Genehmigung  gebildeten  „caisse 
commune  de  prdvoyance"  befreien  können.  Seiner  Haftpflicht  hat  der  Unternehmer 
in  jedem  einzelnen  Falle  durch  den  sofortigen  Erlag  des  Deckung  s- 
capitales  für  jede  zuerkannte  dauernde  Unfallsrente  zu  entsprechen.  Die  Ver- 
antwortlichkeit des  Unternehmers  nach  dem  gemeinen  Rechte  soll- nur  bei 
vorsätzlichem  Verschulden  aufrecht  bleiben,  ebenso  soll  der  Verunglückte  nur 
bei  vorsätzlichem  Verschulden  seiner  Ansprüche  verlustig  gehen  (eine  bemerkens- 
werte Abweichung  von  den  früher  erwähnten  Anschauungen  der  belgischen 
Juristen). 


DIE  REVISION  DES 
GßüNDSTEUERCATASTEES  IN  ÖSTEßßEICH. 

VON 

DR.  FEANZ  PEEIHEER  v.  MENSI, 

HOFRATH   IM  K.  K.    FIKANZ  MINISTERIUM. 


I.   Die  Grundsteuerregelung  und   ihre   Ergebnisse. 

-Uie  dermalige  Veranlagung  der  Grundsteuer  in  den  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern  beruht  bekanntlich  auf  dem  Gesetze  vom 
24.  Mai  1869  (R.-G.-Bl.  Nr.  88),  welches  sammt  den  hiezu  erlassenen  Novellen 
eine  allgemeine  „Grundsteuerregelung",  d.  h.  eine  völlig  neue  Ermittlung  des 
die  Grundlage  der  Besteuerung  bildenden  Catastralreinertrages  anbahnte. 

Um  ein  Urtheil  über  die  Tragweite  dieser  umfassenden,  zum  Theile  dem 
einschlägigen  preussischen  Gesetze  nachgebildeten  Action  zu  ermöglichen,  bedarf 
es  vor  allem  eines  kurzen  Ueberblickes  über  jene  Grundsteuersysteme,  welche  die 
Gesetzgebung  im  Jahre  1869  vorfand.  Diese  boten  ein  ziemlich  buntes  Bild. 

Der  „stabile  Cataster",  dessen  Anlegung  das  kais.  Patent  vom  23.  De- 
cember  1817  anordnete,  war  nämlich  nicht  in  allen  Ländern  thatsächlich  zur 
Einführung  gelangt.  Vielmehr  waren  in  Tirol,  Vorarlberg,  Galizien  und  der  Bu- 
kowina die  betreffenden  älteren  Grundsteuersysteme  als  sogenannte  „Grund- 
steuerprovisorien" noch  in  Wirksamkeit  verblieben. 

In  Tirol  bestand  seit  1784  das  sogenannte  Peräquationssystem,  in  Vor- 
arlberg seit  1811  ein  bairisches  Provisorium.  Beide  beruhten  auf  dem  Prin- 
cipe des  Gutswertcatasters,  wobei  der  mittlere  Capitalswert  der  Grundstücke, 
einschliesslich  jenes  der  Gebäude  und  radicierten  Gewerbe,  unter  Bedachtnahme 
auf  die  Kaufpreise  und  die  Pachtzinse  in  ziemlich  unvollkommener  Weise  erhoben 
wurde.  Uebrigens  war  die  Methode  dieser  Wertsermittlung  in  Vorarlberg  eine 
andere  als  in  Tirol.  Der  in  beiden  Ländern  nominell  gleiche  Steuerfuss  (zuletzt 
2  Proc.  des  Steuercapitals)  musste  daher  in  verschiedener  Weise  wirken,  zumal 
das  Provisorium  in  Vorarlberg  weit  später  entstand,  als  jenes  in  Tirol. 

Ganz  anders  waren  die  Grundsteuerprovisorien  in  Galizien  und  der 
Bukowina  beschaffen.  Ersteres,  welches  im  Jahre  1819  eingeführt  wurde, 
fusst  im  wesentlichen  auf  der  Josefinischen  Grundsteuerregelung  vom  Jahre  1785, 
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d.  h.  auf  einem  mittels  sehr  ungenauer  Vermessungen  und  höchst  primitiver 
Ertragsschätzung  construierten,  veralteten  Bruttoertragscataster  mit  verschiedenem 
Steuerfusse  für  jede  der  drei  Hauptculturgattungen.  Auch  das  Provisorium  der 
Bukowina  beruhte  auf  einer  im  Jahre  1838  in  ganz  unvollkommener  Weise 
durchgeführten  Eeinertragsermittlung,  welche  den  Maasstab  für  die  Auftheilung 
der  damaligen  Grundsteuersumme  des  Landes  bildete. 

In    allen    übrigen    Ländern    bestand    allerdings    ein    gemeinsames 
Grundsteuersystem,  der  vorerwähnte  stabile  Cataster. 

Gegenüber   den  Provisorien   bedeutet  dieser  Cataster,  welchem  eine  genaue 
Vermessung  und  eine  parcellenweise  Eeinertragsermittlung  zu  Grunde  liegt,  einen 
gewaltigen    Fortschritt.    Die    Schätzung   bezweckte    die    Erhebung    des    mittleren 
gemeindeüblichen  Eeinertrages,  u.  zw.  kam   hiebei  schon  das  seither  immer  mehr 
zur  Geltung  gelangte  Princip  der  Einreihung  der  einzelnen  Parcellen  in  die  ver- 
schiedenen Bonitätsabstufungen  der  betreffenden  Culturgattung  zum  Durchbruche. 
Also   bereits  ein,  im  ganzen  umsichtig  construierter   und  fein   gegliederter  Par- 
cellenreinertragscataster!    Die   sehr  umständliche  und  zeitraubende  Durchführung 
der    Catastrierungsarbeit   hatte    aber   innerhalb    der    Ländergrnppe    des    stabilen 
Catasters,  ungeachtet  der   Gemeinsamkeit  der  legislativen  Grundlage  und  der  im 
wesentlichen    gleichartigen    Durchführungsmethode,    thatsächlich    eine    erhebliche 
Ungleichmässigkeit   in   der  Vertheilung  der  Steuerlast  zur  Folge.    Die  Grundlage 
für    die   Ermittlung    des   Geldbruttoertrages    bildeten   allerdings  überall   die   Pro- 
ductenpreise  des  Normaljahrs  1824.    Doch  fand  vielfach  eine  nachträgliche  Cor- 
rectur   der  in   dieser  Weise    ermittelten   Ertragsziffern   nach  Maassgabe    der  Ver- 
kehrswerte  der   Grundstücke   aus   den   der   Schätzung  vorangegangenen  6  Jahren 
statt.    Dies    musste,   da  sich   die  Schätzungsoperationen   auf  mehr   als   30  Jahre 
vertheilten,   in    den    später   eingeschätzten   Ländern    eine   durch   das   Steigen   der 
Verkehrswerte    bedingte    schärfere    Einschätzung    zur    Folge    haben.    Abgesehen 
hievon  liegt  es  in  der  Natur  des  stabilen  Catasters,   dass   auch  dann,  wenn  der 
Reinertrag    ursprünglich    annähernd    gleichmässig    ermittelt    wurde,    nachträglich 
Missverhältnisse   entstehen.    Es    ergab    sich   daher,  auch  insoweit  an  den  Preisen 
des   Jahres   1824   festgehalten    wurde,    eine    spätere  Ungleichmässigkeit   vielfach 
dadurch,  dass  seither  die  Ausgestaltung  des  Verkehrsnetzes  und  die  Entwicklung 
der   sonstigen   volkswirtschaftlichen   Factoren   (Verschiebung   in   den   industriellen 
Productions-    und    Absatzverhältnissen)    auf    die    Preisbildung    in    den    einzelnen 
Ländern   und   Bezirken   sehr  verschieden   einwirkte.    Ueberdies  bedingt  auch  der 
Umstand,  dass  die  seit  dem  Beginne  der  Schätzungsarbeiten  vielfach   stattgefun- 
denen   umfassenden   Culturänderungen    und  Meliorationen    in    den    zuerst    einge- 
schätzten Ländern  nicht  berücksichtigt  wurden,  vielmehr  daselbst,  dem  Stabilitäts- 
principe    entsprechend,    das    einer  niedrigeren   wirtschaftlichen   Entwicklungsstufe 
correspondierende   Schätzungsergebnis   maassgebend   blieb,   eine   gewisse    Benach- 
theiligung der  später  eingeschätzten  Länder. 

So  war  denn  auch  innerhalb  der  Ländergruppe  des  stabilen  Catasters  das 
Verhältnis  zwischen  dem  Catastralreinertrage  und  dem  wirklichen  Durchschnitts- 
ertrage der  Grundstücke  theils  von  Anbeginn  an  ein  ungleichmässiges  gewesen, 
theils   allmählich  immer   ungleichmässiger  geworden.    Noch  grössere  Missverhült- 
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nisse  bestanden  selbstverständlich  zwischen  dieser  Gruppe  und  den  Gebieten  der 
einzelnen  Provisorien,  wo  ja  schon  bei  der  Anlage  des  Catasters  nach  ganz 
anderen,  u.  zw.  sehr  verschiedenen  Grundsätzen  vorgegangen  worden  w'ar. 

Die  erwähnte  üngleichmässigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteuerungsgrundlage 
war  freilich  naturgemäss  nicht  überall  im  vollen  Maasse  fühlbar,  theils  deshalb, 
weil  bekanntlich  jede  stabile  Grundsteuer  nach  und  nach  den  Charakter  einer 
Eeallast  annimmt,  theils  infolge  des  Umstandes,  dass  der  industrielle  Aufschwung 
und  dessen  günstige  Wirkung  auf  die  Eentabilität  der  Landwirtschaft  sich  viel- 
fach gerade  in  jenen  Ländern  bemerkbar  machte,  die  infolge  relativ  späteren 
Abschlusses  der  dortigen  Catastrierungsarbeiten  an  sich  gegenüber  anderen  Län- 
dern prägraviert  waren.  Immerhin  bestand  aber  vielfach  das  lebhafte  Bedürfnis 
einer  Ausgleichung,  das  Verlangen  nach  möglichster  Behebung  aller  Missverhält- 
nisse durch  eine  allgemeine  gleichzeitige  Neuermittlung  der  Besteuerungsgrundlage 
unter  Beseitigung  aller  provinziellen  Verschiedenheiten  in  der  principiellen  Structur 
des  Catasters,  wie  in  den  Grundsätzen  des  bezüglichen  Verfahrens  und  in  der 
thatsächlichen  Durchführung  desselben. 

Diesem  Bedürfnisse  verdankt  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1869  seine  Ent- 
stehung. 

Die  hiemit  eingeleitete  Grundsteuerregelung  hielt  allerdings  an 
manchen  Hauptgrundsätzen  der  alten,  dem  stabilen  Cataster  zu  Grunde  liegenden 
Schätzung  fest,  weist  aber  gegenüber  dieser  gleichwohl  mehrfache  wichtige  prin- 
cipielle  Verschiedenheiten  auf. 

Zunächst  wurde  der  Kreis  der  steuerpflichtigen  Objecte  anders 
umschrieben,  indem  die  der  Urproduction  durch  anderweitige  Widmung  entzogenen 
Flächen,  das  sogenannte  Parificationsland,  welches  nach  dem  stabilen  Cataster 
steuerfrei  war,. nunmehr  als  steuerpflichtig,  dagegen  gewisse  früher  steuerpflichtige 
Grundflächen  (die  Bauarea  und  die  Hofräume,  dann  die  zur  Bereitung  des  Meer- 
salzes bestimmten  Flächen)  als  steuerfrei  erklärt  wurden. 

Als  Besteuerungsgrundlage  erscheint  der  mittlere  Eeinertrag  der 
Grundstücke,  d.  h.  jener,  welcher  sich  unter  der  Voraussetzung  einer  im  Classi- 
ficationsdistricte  bei  der  Mehrheit  der  Grundbesitzer  gewöhnlichen  Bewirtschaftung, 
nach  Abschlag  aller  nothwendigen,  im  Districte  gewöhnlichen  Bewirtschaftungs- 
und Gewinnungskosten,  im  Durchschnitte  einer  die  gewöhnlichen  Wechselfälle  im 
Ertrage  umfassenden  Eeihe  von  Jahren,  für  jeden  Besitzer  ergibt.  Beim  stabilen 
Cataster  war  nicht  die  im  Bezirke,  sondern  die  in  der  Gemeinde  übliche  Bewirt- 
schaftungsart maassgebend  gewesen. 

Auch  die  ganze  Methode  der  Ertragsermittlung  war  eine  ver- 
schiedene. 

Dies  zeigt  sich  schon  in  Bezug  auf  die  Anzahl  der  Culturgat- 
tungen,  nach  welchen  die  steuerpflichtigen  Grundstücke  eingetheilt  werden. 
Die  Grundsteuerregelung  kennt  nämlich  im  Gegensatze  zum  stabilen  Cataster,  bei 
welchem  mannigfaltige  gemischte  und  Wechselculturen  je  als  eigene  Culturgattung 
behandelt  wurden,  nur  acht  einfache  Culturgattungen  (Aecker,  Wiesen,  Gärten, 
Weingärten,  Hutweiden,  Alpen,  Waldungen,  dann  Seen,  Sümpfe  und  Teiche),  in 
welche  die  gemischten  und  Wechselculturen  nach  Maassgabe  der  überwiegenden 
Cultur  einzureihen  waren. 
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Während  ferner  bei  der  alten  Catastralschätzung-  die  Einreihung  der  ein- 
zelnen Parcellen  in  die  verschiedenen  Bonitätsclassen  der  betreffenden  Cultur- 
gattung  unmittelbar  nach  Aufstellung  der  bezüglichen  Mustergründe  erfolgte,  und 
erst  dann  zur  Ermittlung  des  jochweisen  (Natural-  und  Geld-)  Bruttoertrages 
und  Culturaufwandes  geschritten  wurde,  fand  bei  der  Grundsteuerregelung  die 
„Einschätzung"  der  einzelnen  Grundstücke  erst  nach  Abschluss  der  ganzen 
„Abschätzung",  d.  h.  nach  Aufstellung  der  Classificationstarife  für  den 
betreffenden  District  (allerdings  vor  deren  endgiltiger  Genehmigung)  statt  —  eine 
Trennung  der  beiden  Operationen,  welche  eine  unbefangenere  Feststellung  der 
Ertragstarifsätze  erhoffen  liess.  Für  diese  letztere  war  bei  der  Grundsteuerregelung 
eine  bestimmte  Berechnungsart  überhaupt  nicht  vorgeschrieben.  Doch  waren  bei 
den  Vorarbeiten  selbstverständlich  die  Productenpreise  in  Betracht  zu 
ziehen,  aber  nicht  wie  bei  der  Catastralschätzung,  jene  eines  mehr  oder  minder 
willkürlich  angenommenen  einzelnen  Normaljahres,  sondern  der  Durchschnitt  der 
Preise  aus  den  vorangegangenen  15  Jahren  mit  Ausschluss  der  5  höchsten 
Jahrespreise. 

Während  endlich  die  alte  Catastralschätzung  ausschliesslich  durch  staat- 
liche Organe  ausgeführt  worden  war,  beruhte  das  Ab-  und  Einschätzungsverfahren 
bei  der  Grundsteuerregelung  auf  dem  Principe  der  Selbsteinschätzung, 
indem  die  Entscheidung  über  die  bezüglichen  Anträge  der  staatlichen  Keferenten 
autonomen  Commissionen  zustand,  in  welchen  die  Grundbesitzer  die  Mehrheit 
hatten. 

Es  fehlt  hier  der  Eaum,  die  Geschichte  der  Grundsteuerregelung  zu  erzählen. 

Dass  die  Durchführung  dieser  grossen  Neucatastrierung  im  einzelnen  man- 
ches zu  wünschen  übrig  liess,  ist  bekannt  und  liegt  wohl  auch  in  der  Natur 
der  Sache.  Schon  bei  den  Vorarbeiten  der  Abschätzung  (Aufstellung  der  Muster- 
gründe, Ermittlung  des  Naturalbruttoertrages  und  Culturaufwandes  u.  s.  w.)  wurde 
infolge  der  verschiedenen  Individualität  der  Schätzungsorgane  nicht  überall  mit 
der  gleichen  Gründlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  vorgegangen.  Auch  bethätigten 
die  autonomen  Schätzungscommissionen  nicht  überall  die  gleiche  Objectivität.  und 
machte  sich  insbesondere  das  bei  jeder  solchen  Catastrierung  allgemeine  Bestreben, 
den  Catastralreinertrag  möglichst  weit  unter  das  Maass  des  wirklichen  Durch- 
schnittsreinertrages herabzudrücken,  in  sehr  verschiedener  W^eise  geltend! 

Immerhin  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Grundsteuerregelung  nicht 
nur  einen  theoretischen,  sondern  auch  einen  praktischen  Fortschritt  gegenüber 
den  früheren  Catastralsystemen  bedeutet,  d.  h.  dass  die  Absicht  des  Gesetzes, 
eine  gleichmässigere  und  daher  gerechtere  Vertheilung  der  Steuerlast  herbeizu- 
führen, im  grossen  und  ganzen  verwirklicht  wurde. 

Bei  Beurtheilung  der  Ergebnisse  der  Grundsteuerregelung  darf  vor  allem 
nicht  übersehen  werden,  dass  die  Steuerlast  nicht  nur  durch  die  Höhe  der  Rein- 
er tragstarifs  ätze  für  die  betreffenden  Culturgattungen  und  Bezirke,  sondern  auch 
durch  die  thatsächliche  Einschätzung  der  einzelnen  Grundstücke,  d.  h.  durch 
deren  Vertheilung  auf  die  verschiedenen  Bonitätsclassen  bedingt  ist,  dass  also 
nur  die  combinierte  Prüfung  beider  Factoren  des  Catastralreinertrages  ein  Urtheil 
über   die   relative   Angemessenheit   und   Verhältnismässigkeit   desselben   gestattet. 
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Dass  aber  nie  mehr,  als  eine  solche  relative  Richtigkeit  der  Reinertrags- 
ermittlnng  in  Frage  kommen  kann,  erhellt  schon  aus  dem  Begriffe  des  Cata- 
stralreinertrages.  Derselbe  deckt  sich  nämlich  keineswegs  mit  der  Grund- 
rente, umfasst  vielmehr  bekanntlich  auch  Elemente  des  Capitalzinses  und  Unter- 
nehmergewinnes, da  er  ja  jenen  Theil  des  durchschnittlichen  Geldbruttoertrages 
darstellen  soll,  welcher  nach  Abzug  der  durchschnittlichen  Bewirtschaftungskosten 
erübrigt.  Ein  Catastralreinertrag  wird  daher  auch  bei  solchen  im  Wege  der  land- 
wirtschaftlichen Production  benutzbaren  Grundstücken  angenommen,  welche  eine 
reine  Grundrente  nicht  mehr  abwerfen. 

Der  Catastralreinertrag  kann  aber  auch  jenem  Betrage,  den  er  wirklich 
erfassen  will,  selbst  bei  gewissenhaftester  Catastrierung,  nur  mehr  oder  weniger 
nahe  kommen,  vor  allem  deshalb,  weil  er  nur  eine  Durchschnittsziffer,  also  eine 
bloss  fictive  Grösse  darstellt,  dann  auch  darum,  weil  der  wirkliche  Reinertrag 
eines  Grundstückes  nicht  nur  durch  dessen  natürliche  Productivität  und  die 
jeweiligen  Preise  der  Producte  und  Aufwandsgegenstände,  sondern  auch  durch 
die  wirtschaftliche  Zusammengehörigkeit  der  Parcellen,  sowie  durch  deren  Ent- 
fernung vom  Wirtschaftshofe  und  anderen  hiezu  gehörigen  Grundstücken,  dann 
durch  die  grössere  oder  geringere  Intensität  der  thatsächlichen  Bewirtschaftung 
bedingt  ist,  auf  welch  letztere  Momente  der  Parcellencataster  keine  Rücksicht 
nimmt. 

Der  Catastralreinertrag  stellt  also  nur  eine  Verhältniszahl  dar,  welche  von 
der  wirklichen  Ertragsziffer  mehr  oder  weniger  abweicht.  Eine  Catastralschätzung 
kann  demnach  dann  als  eine  im  wesentlichen  richtige  und  angemessene  bezeichnet 
werden,  wenn  das  Verhältnis  zwischen  dem  Catastralrein ertrage  und  dem  wirk- 
lichen Durchschnittsreinerträge  (beziehungsweise  der  Grundrente)  innerhalb  des 
Catastrierungsgebietes  im  grossen  und  ganzen  ein  annähernd  gleiches  ist. 

Dass  auch  dieses  theoretisch  anzustrebende  Ziel  in  der  Wirklichkeit  wohl 
nie  erreicht  wird,  liegt  theils  in  der  Natur  des  Parcellencatasters,  theils  in  der 
Compliciertheit  der  Catastralschätzungsarbeiten  und  dem  bald  grösseren,  bald 
geringeren  Einflüsse  des  Eigeninteresses  der  Grundsteuerträger. 

Eine  nähere  Untersuchung,  ob  und  inwieferne  die  Grundsteuerregelung, 
welche  nach  dreizehnjähriger  Arbeit  im  Jahre  1882  zum  Abschluss  gelangte, 
die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen  ungeachtet  der  angedeuteten  Schwierigkeiten 
rechtfertigte,  würde  geradezu  eine  Wiederholung  der  gesammten  Ab-  und  Ein- 
schätzung erfordern.  Die  Kritik  der  Ergebnisse  der  Grundsteuerregelung  kann 
daher  im  grossen  und  ganzen  nur  von  der  Beurtheilung  des  vorhandenen  Ziffer- 
raaterials  ausgehen.  Die  hierin  gebotenen  Anhaltspunkte  ermöglichen,  bei  Berück- 
sichtigung der  wirtschaftlichen  Lage  der  einzelnen  Länder,  immerhin  ein  annä- 
hernd richtiges  Urtheil  darüber,  ob  ein  Land  im  Verhältnisse  zu  anderen  als 
prägraviert  angesehen  werden  kann.' 

Nebst  der  länder-  und  bezirksweisen  Vergleichung  der  absoluten  Tarifsätze 
der  verschiedenen  Culturgattungen  kommen  in  dieser  Hinsicht  insbesondere  die 
nach  den  Ergebnissen  der  Grundsteuerregelang  resultierenden  Reinertrags-  und 
Steuersummen,  sowie  die  jochweisen  Reinertrags-  und  Steuerdurchschnitte-  für 
jedes    Land,    beziehungsweise    für  jede   Culturgattung    innerhalb    des  Landes    in 
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Betracht,  und  zwar  sowohl  an  sich,  als  auch  in  Vergleichung  mit  den  analogen 
Daten  nach  den  früheren  Catastralsystemen. 

Das  einschlägige  Materiale,  in  welchem  die  Wirkung  der  Tarifsätze  und 
der  Einschätzung  der  einzelnen  Grundstücke  vereint  zum  Ausdrucke  gelangt, 
findet  sich  grösstentheils  in  den  Beilagen  des  Motivenberichts  zum  Gesetzentwurfe, 
betreffend  die  Revision  des  Grundsteuercatasters  (Beilage  Nr.  1014  zu  dem 
stenographischen  Protokolle  des  Abgeordnetenhauses,  XI.  Session). 

Für  die  Beurtheilung  der  relativen  Intensität  der  Einschätzung  erscheint 
auch  die  länderweise  Vertheilung  der  Flächen  der  verschiedenen  Culturgattungen 
auf  die  einzelnen  Classen  der  Eeinertragstarife  von  Wichtigkeit,  sowie  das  ziffer- 
mässige  Verhältnis  jener  Flächen,  welche  in  einen  den  Durchschnittsreinertrag 
der  betreffenden  Culturgattung  innerhalb  des  Landes  übersteigenden  Tarifsatz 
eingeschätzt  wurden,  zur  Gesammtfläche  der  Culturgattung  innerhalb  des  Landes 
(s.  die  Tabellen  E  und  F  zu  dem  erwähnten  Motivenberichte  und  das  vom 
k.  k.  Finanzministerium  herausgegebene  Werk:  Die  Vertheilung  der  Culturflächen 
der  im  Eeichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  auf  die  einzelnen  Classen 
des  Tarifes  der  jochweisen  Eeinerträge  nach  dem  endgiltigen  Ergebnisse  der 
Grundsteuerregelung.  Wien  1892). 

Dass  die  Grundsteuerregelung  eine  Verschiebung  der  absoluten  und  rela- 
tiven Steuerlast  der  einzelnen  Länder  zur  Folge  hatte,  liegt  in  der  Natur  der 
Sache.  Eine  Ausgleichung  der  früheren  Missverhältnisse  wäre  ja  ohne  eine  solche 
Verschiebung  überhaupt  nicht  denkbar  gewesen.  So  hat  sich  denn  gegen  früher 
die  Grundsteuersumme  und  der  Antheil  des  Landes  an  der  Grundsteuerhaupt- 
summe in  Nieder-  und  Oberösterreich,  Tirol  und  Vorarlberg,  Steiermark,  Triest, 
Görz-Gradisca,  Mähren,  Galizien  und  Bukowina  erhöht,  in  den  übrigen  Ländern 
aber  vermindert  (s.  Ausweis  I). 

Es  handelt  sich  nun  aber  darum,  ob  durch  diese  Verschiebung  ein  annä- 
hernd richtiges  Verhältnis  von  Land  zu  Land  hergestellt  wurde.  Die  Prüfung 
der  aufgezählten  Behelfe,  sowie  jene  der  naturgemäss  wertvolleren  bezirks-  und 
culturenweisen  Details  in  den  (ungedruckten)  Bezirksübersichten  lässt  den  Schluss 
zu,  dass  zwar  durch  die  Grundsteuerregelung  die  frühere  Ungleichmässigkeit  in 
den  Besteuerungsgrundlagen,  wie  oben  bemerkt,  im  grossen  und  ganzen  behoben 
oder  wenigstens  erheblich  verringert  wurde,  dass  aber  gleichwohl  auch  die  neue 
Gatastrierung  noch  Missverhältnisse  im  Gefolge  hatte,  indem  der  Cata- 
stralreinertrag  in  einigen  Ländern  im  Vergleiche  zu  den  übrigen  mit  verhältnis- 
mässig etwas  zu  hohen  Beträgen  ermittelt  wurde. 

Als  in  diesem  Sinne  „prägravierte"  Länder  müssen  Nieder-  und 
Oberösterreich,  Tirol  und  Vorarlberg,  Steiermark,  dann  Görz  und  Gradisca  be- 
zeichnet werden.  Im  Vergleiche  mit  Böhmen  erscheint  auch  Mähren  als  relativ 
überlastet.  Uebrigens  war  die  Prägravierung  im  Allgemeinen  keineswegs  eine  so 
bedeutende,  als  in  jenen  Ländern,  deren  Steuerlast  sich  durch  die  Grundsteuer- 
regelung erhöhte,  damals  vielfach  angenommen  wurde. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  bei  der  Einschätzung  der  einzelnen 
Grundstücke  in  die  verschiedenen  Bonitätsclassen  des  Classificationstarifs  (1875 
bis  1880)  nicht  überall  völlig   gleichmässig  vorgegangen  wurde,  und  dass  auch 
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nach  Abschluss  des  Eeclamationsverfahrens  (1882)  in  dieser  Hinsicht  noch 
manche  Härten  übrig  blieben,  dass  also  die  Einschätzung  in  einigen  Ländern 
oder  Bezirken  etwas  schärfer  war  als  anderwärts.  In  weit  höherem  Maasse  war 
die  vorerwähnte  Prägravierung  aber  eine  Folge  der  beschlossenen  Eeinertrags- 
tarifsätze.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  sowohl  manche  Landescommis- 
sionen,  wie  auch  die  Centralcommission  für  die  Grundsteuerregelung  bei  ihren 
Beschlüssen  hinsichtlich  der  Tarifsätze  vielfach  auf  die  (allerdings  nicht  durch- 
wegs gleich  verlässlichen)  Vorarbeiten  in  Bezug  auf  den  Naturalbruttoertrag  und 
den  Culturaufwand,  sowie  die  Durchschnittspreise  mitunter  zu  wenig  Bedacht 
nahmen.  Bei  der  Centralcommission  zeigte  sich  dies  insbesondere  darin,  dass^ 
wie  die  damaligen  Comit^verhandlungen  beweisen,  die  beschlossenen  Tarifsätze 
vielfach  auf  Gi-und  einer  a  priori  angenommenen  Landes-Eeinertragssumme  unter 
Berücksichtigung  der  Einschätzungsergebnisse  durch  Berechnung  ermittelt  wurden 
—  ein  Vorgang,  der  damals  viel  angefochten  wurde,  und  bei  einer  allgemeinen 
Neucatastrierung,  bei  welcher  ja  der  neue  Reinertrag  im  sj^nthetischen  Wege 
(von  unten  hinauf)  gefunden,  nicht  aber  nach  Maassgabe  der  ziffermässigen 
Wirkung  analytisch  (von  oben  herab)  berechnet  werden  soll,  in  der  That  an- 
fechtbar war.  Hiebei  darf  aber  nicht  übersehen  werden,  dass  die  in  dieser  Weise 
zustande  gekommenen  Tarifsbeschlüsse  der  Centralcommission  von  jenen  der 
Landescommissionen  im  grossen  und  ganzen  nicht  allzusehr  abwichen,  sowie, 
dass  eine  Ausgleichung  der  nach  den  Landescommissionen  verbliebenen  Miss- 
verhältnisse auf  rein  synthetischem  Wege  ohne  neuerliche  Detailerhebungen  und 
umfassende  Ueberprüfung  der  bezirksweisen  Abschätzungsoperate  nicht  möglich 
gewesen  wäre,  was  den  Abschluss  der  Grundsteuerregelung  neuerdings  um  Jahre 
verzögert  hätte.  Immerhin  ist  es  begreiflich,  dass  das  Tarifsoperat  der  Grund- 
steuerregelung, gleich  allen  anderen  grossen  Catastrierungswerken,  in  jenen 
Ländern,  wo  dasselbe  eine  Erhöhung  der  Steuerlast  herbeiführte,  Unzufriedenheit 
erweckte,  und  dass  man  daselbst  in  der  Erregung  des  Interessenkampfes  die 
durch    die    Tarifsbeschlüsse    hervorgerufene    Prägravierung   vielfach    überschätzte. 

II.   Das  Gesetz  vom  12.  Juli  1896,  betreffend  die   Revision   des 
Gpundsteuercatasteps. 

1.  Vorgeschichte. 

Durch  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1881  wurde  die  Grundsteuerhauptsumme 
für  15  Jahre  auf  jährlich  37,500.000  fl.  festgesetzt.  Die  Summe  wurde  auf 
Grund  der  Ergebnisse  der  Ab-  und  Einschätzung  schon  vom  Jahre  1881  an 
provisorisch  repartiert.  Vom  Jahre  1883  an  erfolgte  die  definitive  Eepartition 
auf  Grund  der,  nach  Abschluss  des  Eeclamationsverfahrens  endgiltig  festgestellten 
Eeinertragshauptsumme  von  164,939.218  fl.,  wonach  der  Steuerfuss  mit  22'77o 
resultierte.  (In  den  Ländern  des  stabilen  Catasters  hatte  der  Steuerfuss  anfänglich 
16%  betragen,  erhöhte  sich  aber,  infolge  der,  seit  1849  decretierten  Zuschläge, 
successive  auf  26%%  ^^^  Catastralreinertrages.) 

Um  die,  in  Gemässheit  der  Grundsteuerregulierungsergebnisse  entfallenden 
Steuererhöhungen    weniger   fühlbar  zu  machen,  verfügte  das  vorerwähnte  Gesetz, 
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dass  alle  Jene,  deren  Steuer  sich  nach  Maassgabe  des  neuen  Reinertrages  gegen- 
über dem  Jahre  1880  um  mehr  als  lO^o  erhöhen  würde,  in  den  Jahren  1881 
und  1882  nur  die,  um  lOVo  erhöhte  Steuer  des  Jahres  1880,  im  Jahre  1883 
aber  hierzu  noch  Vio  ^^^  restlichen  Steuererhöhung  und  dann  jährlich  einen,  um 
je  Yio  derselben  steigenden  Betrag  zu  entrichten  hätten,  so  dass  die  volle 
Wirkung  der  Frhöhung  erst  1892  eintrat. 

Abgesehen  von  dieser,  keineswegs  nur  den  wirklich  prägravierten  Grund- 
besitzern zugute  kommenden  Uebergangsmaassregel,  konnte  den  Beschwerden 
wegen  relativ  zu  hoher  Besteuerung,  angesichts  der  Stabilität  des  Grundsteuer- 
catasters, nur  im  Wege  einer  allgemeinen  Catastralrevision  abgeholfen 
werden. 

Eine  solche  sollte,  nach  §  41  des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1869  nach 
Ablauf  von  15  Jahren  vom  Jahre  der  ersten  Steuervertheilung  auf  Grund  der 
Grundsteuerregulierungsoperate,  und  später  periodisch  von  15  zu  15  Jahren,  in 
allen  Ländern  gleichzeitig  stattfinden.  Da  jene  erste  Steuervertheilung  schon  1881 
erfolgte,  hätte  es  offenbar  der  Absicht  der  erwähnten  Gesetzesstelle  entsprochen, 
mit  den  Revisionsarbeiten  schon  im  Jahre  1895  zu  beginnen.  Nun  enthielt  aber  das 
Gesetz  vom  24.  Mai  1869  sammt  den  hierzu  erflossenen  Novellen  nichts  über 
den  Umfang  der  vorzunehmenden  Revision  und  über  die  hierbei  zu  beobachtenden 
Grundsätze.  Eine  specielle  legislative  Regelung  dieser  Frage  war  also  unvermeidlich, 
um  die  rein  promissive  Bestimmung  des  §  41  zur  That  zu  machen.  Diese  Er- 
wägungen veranlassten  die  Regierung,  schon  im  November  1894  den  Entwurf 
eines  Gesetzes,  betreffend  die  Revision  des  Grundsteuer- 
catasters, im  Reichsrathe  einzubringen. 

Bei  der  hierüber  eingeleiteten  Berathung  des  Steuerausschiisses  ergaben 
sich  alsbald  Schwierigkeiten,  die  eine  beträchtliche  Verzögerung  in  der  parla- 
mentarischen Behandlung  des  Gesetzentwurfes  veranlassten.  Dieselben  lagen 
weniger  in  den,  die  Catastralrevision  selbst  betreffenden  Bestimmungen  des  Ent- 
wurfes, als  vielmehr  in  einer  Frage,  welche  zwar  an  sich  mit  der  Revision 
nicht  in  untrennbarem  Zusammenhange  stand,  infolge  der  damals  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  aber  gleichzeitig  mit  derselben  eine  legislative  Regelung 
erheischte.  Es  war  dies  die  Frage  der  Grundsteuerhauptsumme.  Diese 
war  nämlich,  wie  oben  bemerkt,  aus  Anlass  der  Grundsteuerregelung  durch  Art.  I. 
des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1881  (R.-G.-Bl.  49)  auf  37,500.000  fl.  festgesetzt 
worden,  u.  zw.  vom  1.  Januar  1881  an,  auf  die  Dauer  von  15  Jahren,  d.  i. 
bis  Ende  1895.  Demnach  musste  vor  Ablauf  dieser  Periode  eine  neuerliche 
gesetzliche  Bestimmung  über  die  Höhe  der  Steuerhauptsumme  getroffen  werden. 
Die  Regierungsvorlage  beantragte  die  vorläufige  Festsetzung  dieser  Summe 
in  dem  bisherigen  Betrage.  Dies  beruhte  auf  der,  theoretisch  gewiss  richtigen 
Anschauung,  dass  eine  endgiltige  Fixierung  der  Grundsteuerhauptsumme  ^rst  nach 
Abschluss  der  Revision,  d.  h.  auf  Grund  der  Ergebnisse  derselben,  vorgenommen 
werden  könne,  und  dass  es  sich  überdies  empfehle,  hiezu  auch  den  Erfolg  der 
Personalsteuerreform,  deren  parlamentarische  Berathung  damals  schon  weit  vor- 
geschritten war,  abzuwarten. 
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Im  Steuerausschusse  bestand  nun  aber  von  Anbeginn  an  keine  Meinungs- 
verschiedenheit darüber,  dass  angesichts  der  seit  1881  eingetretenen  Verringerung 
der  Eentabilität  der  Landwirtschaft  die  Grundsteuerhauptsumme  schon  im  Gesetze 
über  die  Catastralrevision  herabgesetzt  werden  müsse.  Nur  über  das  Maass  der 
Eeduction  giengen  die  Meinungen  auseinander.  Einzelne  Ausschussmitglieder 
beantragten  eine  Ermässigung  auf  30,  ja  selbst  auf  25  Millionen  fl.  (also  um  Vsi 
bezw.  Y3),  —  Ziffern,  die  für  die  Eegierung  aus  budgetären  Gründen  undiscutierbar 
waren.  Der  damalige  Finanzminister  Dr.  von  P 1  e  n  e  r  wollte  sich  nur  zu  einem 
Nachlasse  von  700.000  fl.  verstehen.  Dessen  Nachfolger  R.  v.  Bilinski, 
willigte,  nach  langen  Verhandlungen,  in  eine  Eeduction  d^r  Steuersumme  um 
17^  Millionen  fl.,  welche  dann  auch  vom  Ausschusse  (mit  10  gegen  9  Stimmen) 
beschlossen  wurde.  Durch  die  erwähnten  Verhandlungen  erklärt  es  sich,  dass  der 
Steuerausschuss  seinen  Bericht  über  die  Eegierungsvorlage  erst  am  28.  April  1896 
erstattete. 

Inzwischen,  war  für  das  Jahr  1896  die  Forterhebung  der  Grundsteuer  im 
bisherigen  Ausmaasse  durch  das  Finanzgesetz  normiert,  und  die  Zusammensetzung 
der,  in  der  Vorlage  vorgeschriebenen  Landescommissionen  für  die  Eevision 
des  Grundsteuercatasters  bereits  durch  das  Specialgesetz  vom  1.  Januar  1895 
(E.-G.-Bl.  Nr.  3)  geregelt  worden,  letzteres  deshalb,  weil  die  Hälfte  der  Com- 
missionsmitglieder  von  den  Landtagen  gewählt  werden  sollte,  und  es  wünschens- 
wert schien,  die  damalige  Landtagssession  zur  Vornahme  der  erforderlichen 
Wahlen  zu  benützen. 

Die  zweite  Lesung  im  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  fand  vom  18.  bis 
22.  Mai  1896  statt.  Hierbei  wurde  der  Nachlass  an  der  Grundsteuerhaupisumme, 
entsprechend  dem  Antrage  der  Ausschussminorität,  anstatt  mit  IV2)  "lit  2^/3  Mill.  fl. 
beschlossen,  welchem  Beschlüsse  sich  die  Eegierung  accommodierte.  Am  26.  Juni 
trat  das  Herrenhaus  den  Beschlüssen  des  Abgeordnetenhauses  bei,  und  am 
12.  Juli  1896  erfolgte  die  A,  H.  Sanctionierung  des  Gesetzes,  welches  sodann 
im  Eeichsgesetzblatte  Nr.  121  publiciert  wurde. 

Im  Folgenden  sollen  nun  die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
erörtert  werden. 

2.  Zweck  der  Eevision. 

Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  beruhen  vor  allem  auf  der 
Erwägung,  dass  die  Eevision  des  Catasters  von  einer  Neuanlegung  desselben 
begrifflich  verschieden  ist,  dass  daher  ihr  Ziel  viel  enger  gesteckt  werden  musste, 
als  dies  seinerzeit  bei  der  Grundsteuerregulierung  der  Fall  war. 

Wird  berücksichtigt,  dass  die  Grundsteuerregelung  eine  Arbeit  von  dreizehn 
Jahren  und  einen  Gesammtaufwand  von  über  30  Mill.  fl.  erforderte,  wovon  auf 
die  Ab-  und  Einschätzung  rund  I8V2  ^^^^'  A*  entfielen,  so  bedarf  es  wohl  keiner 
weiteren  Begründung,  dass  nicht  schon  15  Jahre  nach  Abschluss  einer  solchen 
Operation  an  deren  Wiederholung  gedacht  werden  konnte,  deren  Wert  ja  mit 
dem  bezüglichen  Zeit-  und  Kostenaufwande  ganz  ausser  Verhältnis  stünde.  Der 
Zweck  der  Eevision  konnte  daher  nicht  in  einer  vollständigen  Erneuerung  des 
Grundsteuercatasters,    d.  h.    in    einer,    auch   volkswirtschaftlich    nicht  unbedenk- 
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liehen,  allgemeinen  Verschiebung  der  Grundsteuerlast,  sondern  nur  in  der 
Eichtigstellung  des  Catasters,  d.  h.  in  der  Behebung  der  auffälligeren  und 
wesentlicheren  unter  jenen  Missverhältnissen  bestehen,  welche  in  Bezug 
auf  den  C  a  t  a  s  t  r  a  1  r  e  i  n  e  r t  r  a  g,  sei  es  infolge  der  ursprünglichen  Mängel 
des  Operates  der  Grundsteuerregelung,  sei  es  infolge  seitheriger 
Veränderungen  in  den  Ertragsverhältnissen  wahrnehmbar  waren. 

Da  solche  Missverhältnisse  sowohl  in  Bezug  auf  die  Classificationstarife, 
wie  auf  die  Einschätzung  der  einzelnen  Grundstücke  in  dieselben  bestanden, 
musste  sich  die  Revision  auf  beide  Factoren  des  Catastralreinertrages  erstrecken. 
Bei  der  Revision  der  Tarife  konnte  aus  den  erwähnten  Gründen  von 
einer  Neuermittlung  des  N  a  t  u  r  a  1-Bruttoertrages  und  des  Natural- Culturauf- 
wandes  —  soweit  sich  nicht  letzterer  infolge  neuer  Methoden  (z.  B.  Bekämpfung 
der  Peronospora  bei  den  Weingärten)  wesentlich  erhöht  hatte  —  von  vornherein 
nicht  die  Rede  sein.  Eine  Berücksichtigung  der,  den  Geldr  e  in  e  rtr  ag  beein- 
flussenden Factoren  war,  angesichts  der  seit  dem  Abschlüsse  der  letzten  Cata- 
strierung  eingetretenen  bedeutenden  Veränderungen  in  den  Productenpreisen  und 
Arbeitslöhnen,  allerdings  geboten.  Aber  auch  in  dieser  Hinsicht  musste  von  einer 
allgemeinen  Umarbeitung  der  Tarife  abgesehen  werden,  weil  infolge  der 
Entwicklung  der  Volks-  und  Weltwirtschaft,  die  für  den  Geldreinertrag  maass- 
gebenden  Verschiebungen  innerhalb  jeder  Culturgattung  im  grossen  und  ganzen 
überall  ziemlich  gleichmässig  aufgetreten  waren,  eine  vollständige  Umarbeitung 
der  Tarifsätze  daher  das  für  die  betreffende  Culturgattung  zwischen  den  einzelnen 
Ländern  und  Bezirken  bestandene  Reine rtragsverhältnis  nur  wenig 
alteriert  hätte. 

In  richtiger  Würdigung  dieser  Momente  beschränkt  §  1  des  Gesetzes  die 
Tarifrevision  auf  die  „Behebung  auffälliger  Missverhältnisse  in  den  Rein- 
ertragstarifsätzen für  die  einzelnen  Schätzungsdistricte  und  für  die  einzelnen 
Culturen  innerhalb  der  Schätzungsdistricte."  Nach  §  13  des  Gesetzes  war  zu 
diesem  Behufe  „zu  erwägen,  ob  die  Productions-  und  Wirtschaftsverhältnisse  in 
einzelnen  Schätzungsdistricten  des  betreffenden  Landes  durch  speciell  in  den 
betreffenden  Districten  andauernd  wirksam  gewordene  Factoren  eine  derartig  ein- 
schneidende Aenderung  erfahren  haben,  dass  die  Beibehaltung  der  seinerzeit  für 
die  verschiedenen  Bonitätsclassen  der  einzelnen  Culturen  festgestellten  Reinertrags- 
tarifsätze zu  einer  offenbaren  Ungleichmässigkeit  in  der  Behandlung  der  einzelnen 
Districte  führen  würde."  Lisofern  solche  offenbare  Ungleichmässigkeiten  in 
einzelnen  Fällen  durch  grobe  Gebrechen  oder  Missverhältnisse  in  den  Tarifsätzen 
der  Grundsteuerregelung  begründet  waren,  hatte  sich  die  Ausgleichung  auch  auf 
diese  zu  erstrecken. 

Noch  weniger,  als  hinsichtlich  der  Tarifbildung,  schien  eine  Wiederholung 
in  Bezug  auf  die  Einschätzung  der  einzelnen  Grundstücke  angezeigt.  Wie 
oben  bemerkt,  war  allerdings  auch  dieser  Theil  des  Grundsteuerregelungsoperates 
keineswegs  völlig  einwandfrei.  Im  grossen  und  ganzen  muss  aber  die  Einschätzung, 
soweit  dieselbe  der  definitiven  Steuerauf theilung  seit  1883  zugrunde  lag,  als  eine 
ziemlich  richtige  bezeichnet  werden.  Dies  erklärt  sich  dadurch,  dass  die  provi- 
sorischen Ergebnisse  der  im  Jahre  1880  abgeschlossenen  Einschätzung  durch  das 
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Reclamationsverfahren  in  den  nächsten  zwei  Jahren  einschneidende  Aendcrungen 
erfahren  haben.  Es  wurden  nämlich  für  8,547.126  ökonomische  und  672.209 
Waldparcellen  (in  28.968,  bezw.  19.278  Gemeinden)  Reclamationen  eingebracht, 
hiervon  beinahe  drei  Viertheile  (bei  den  ökonomischen  Culturen  die  Eeclamationen 
für  5,963.446  Parcellen  in  2o.627  Gemeinden,  beim  Waldlande  jene  für  441.228 
Parcellen  in  13.245  Gemeinden)  im  Wege  von  Localerhebungen  geprüft.  In  wie 
vielen  Fällen  die  Reclamationen  wirklich  zu  einer  Herabsetzung  der  Einschätzung 
führten,  ist  in  Ermanglung  diesbezüglicher  Zifferndaten  allerdings  nicht  zu 
ermitteln.  Dass  aber  ein  sehr  grosser  Theil  der  lieclamationen  Berücksichtigung 
fand,  und  somit  wohl  die  meisten  Unrichtigkeiten  der  ursprünglichen  Einschätzung 
bereits  damals  behoben  wurden,  erhellt  schon  daraus,  dass  sich  die  Eeinertrags- 
summe  infolge  des  Reclamationsverfahrens  von  169,640.072  fl.  auf  164,939.218  fl. 
verminderte. 

Gleichwohl  wurden,  wie  das  bei  einer  Anzahl  von  über  50  Millionen  Par- 
cellen begreiflich  erscheint,  auch  im  Reclamationsverfahren  keineswegs  alle  Ein- 
schätzungsfehler belioben,  zumal  die  einschlägigen  Erhebungen  aufs  äusserste 
beschleunigt  werden  mussten.  Von  ganz  vereinzelten  Fällen  abgesehen,  können 
aber  auch  die  hiernach  noch  verbliebenen  Einschätznngsverstösse  durchaus  nicht 
als  drückende  bezeichnet  werden,  u.  zw.  deshalb,  weil  die  Einschätzung  im 
Allgemeinen  keineswegs  eine  scharfe  war,  vielmehr  nur  ein  sehr  geringer  Theil 
der  productiven  Fläche  in  die  ersten  Bonitätsclassen,  bezw.  in  die  höheren  Tarif- 
sätze eingereiht  wurde. 

Demgemäss  und  mit  Rücksicht  auf  den,  mit  umfassenderen  Neuein- 
schätzungen verbundenen,  unverhältnismässigen  Zeit-  und  Kostenaufwand  wird  im 
§  1  des  Gesetzes  als  Zweck  der  Einschätzungsrevision  lediglich  „die  Behebung 
von  Irrthümern  oder  groben  Verstössen  in  der  Eitireihung  in  die 
verschiedenen  Bonitätsclassen  der  bezüglichen  Cultur  und  die  Berücksichtigung 
der  etwa  im  Laufe  der  Zeit  vorgekommenen,  dauernden  Veränderungen 
in  der  Bodenbeschaffenheit,  u.  zw.  hinsichtlich  einzelner  Parcellen  oder  ganzer 
Riede  oder  grösserer  Grundcomplexe  gleicher  Bodenbeschaffenheit"  bezeichnet. 
Was  die  Aenderungen  in  der  Bodenbeschaffenheit  betrifft,  so  hat  das  Gesetz  hier 
jene,  wohl  nicht  allzuhäufigen  Fälle  im  Auge,  wo  sich  infolge  örtlicher  Elementar- 
ereignisse oder  klimatischer  Verschiebungen,  allenfalls  auch  umfassender  Schutz- 
vorkehrungen eine  dauernde,  wesentliche  Verschlechterung  oder  Verbesserung  der 
Bonität  constatieren  lässt.  (Mot.  Ber.  S.  25). 

Die  Revision  konnte  sich  aber  nicht  bloss  auf  die  Behebung  auffälliger 
Missverhältnisse  in  den  Tarifsätzen  und  in  der  Einreihung  der  einzelnen  Grund- 
stücke in  die  verschiedenen  Bonitätsclassen  der  betreffenden  Culturgattung 
beschränken.  Sie  musste  vielmehr  naturgemäss  auch  die,  noch  wichtigere  Richtig- 
stellung der  Einschätzung  in  Bezug  auf  die  Culturgattung  der  einzelnen 
Parcellen,  also  vor  allem  die  Erhebung  und  Berücksichtigung  der  seit  der  Grund- 
steuerregelung in  grosser  Zahl  eingetretenen,  den  Reinertrag  vielfach  sehr 
wesentlich  beeinflussenden,  dauernden  Culturänderungen  zum  Gegenstande 
haben,  welche  gemäss  §  7  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1883  (R.-G.-Bl.  Nr.  83)  bei 
der  Evidenzhaltung  des  Grundsteuercatasters  bisher  nicht  zu  berücksichtigen  waren. 
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In  dieser  Beziehung  bezeichnet  §  1  des  Gesetzes  als  Zweck  der  Revision  : 
„Die  Aufnahme  und  Berücksichtigung  der  eingetretenen  dauernden  Cultur- 
änderungen,  einschliesslich  jener,  welche  infolge  der  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken (Commassation)  stattgefunden  haben." 

Schon  an  dieser  Stelle  wäre  jedoch  zu  bemerken,  dass  das  Gesetz  vom 
12.  Juli  1896  in  Bezug  auf  die  Culturänderungen  auch  Bestimmungen  enthält, 
die  eigentlich  nicht  die  nunmehrige  Eevision  des  Grundsteuercatasters,  sondern 
dessen  spätere  Evidenzhaltnng  betreffen,  indem  hiernach  fortan  auch  die 
dauernden  Culturveränderungen  (gleich  den  schon  bisher  berücksichtigten  Objects- 
änderungen)  einen  Gegenstand  der  Evidenzhaltung  bilden  sollen,  —  eine  Aus- 
dehnung des  Kreises  der  Evidenzhaltungsfälle,  ohne  welche  das  Revisionsoperat 
vielfach  bald  mit  den  wirklichen  Ertrags  Verhältnissen  nicht  mehr  im  Einklänge 
sein  würde. 

Insoweit  die  Eevision  die  Behebung  auffälliger  Missverhältnisse  in  den 
Tarifsätzen  und  in  der  Einschätzung  bezweckte,  wurden  ihr  übrigens,  abgesehen 
von  der  schon  hierin  gelegenen  sachlichen  Begrenzung  der  ganzen  Action,  durch 
das  Gesetz  noch  gewisse  Ziffer  massige  Schranken  gezogen. 

Nach  §  19  war  nämlich  als  Höchstbetrag  der  Herabsetzung  der  Eein- 
ertragshauptsumme  jener  Betrag  anzusehen,  welcher  bei  dem  Steuerprocente  von 
22' 7  einer  Grundsteuerquote  von  2^/^  Mill.  fl.  entspricht,  d.  i.  ein  Betrag  von 
circa  11,013.000  fl.  Durch  diese  Bestimmung  sollte  einer  Erhöhung  des  Steuer- 
procents, welche  eintreten  müsste,  wenn  die  Eeinertragssumme  um  einen  grösseren 
Antheil  herabgesetzt  würde,  als  die  Grundsteuersumme  —  die  ja  durch  §  21  um 
2^2  Mill.  fl.,  d.  i.  6V3V0  ennässigt  wmrde  —  vorgebeugt  werden. 

Eine  weitere  ziffermässige  Einschränkung  enthält  §  19  noch  in  Bezug  auf 
die  Yertheilung  der  Eeinertragsreduction  auf  die  einzelnen  Länder,  indem  hienach 
die  auf  die  einzelnen  Länder  und  Eayons  nach  den  Ergebnissen  der  Grundsteuer- 
regelung entfallenden  Eeinertragssummen  durch  die  Eevision  nicht  erhöht  werden 
sollten.  Das  Gesetz  wollte  also  nicht,  dass  die  Verringerung  der  Grundsteuerlast 
eines  Landes  durch  die  absolute  Mehrbelastung  eines  anderen  Landes  erkauft  werde. 
Dass  diese  zweifache  ziffermässige  Begrenzung  der  ganzen  Eevisionsaction 
als  eine  theoretisch  sehr  anfechtbare  petitio  principii  erscheint,  lässt  sich  gewiss 
nicht  bestreiten.  War  es  ja  doch  eigentlich  unlogisch,  das  Ergebnis  der  noch 
nicht  bewirkten  Eevision  gewissermaassen  vorw^egzunehmen,  und  hiedurch  zugleich 
eine  unbeschränkte  Würdigung  aller  für  eine  Ausgleichung  der  Steuerlast  zwischen 
den  einzelnen  Culturgattungen,  Ländern  und  Bezirken  sprechenden  Umstände  von 
vornherein  auszuschliessen.  In  noch  höherem  Grade  als  von  der  Einschränkung 
in  Bezug  auf  die  Eeduction  der  Eeinertragshauptsumme  gilt  dies  aus  nahe- 
liegenden Gründen  von  dem  Verbote  der  Erhöhung  der  Eeinertragsummen  der 
einzelnen  Länder. 

In  der  Eegierungsvorlage  waren  auch  alle  diese  Einschränkungen  nicht 
enthalten.  Im  Laufe  der  Ausschussberathungen,  die  ja  auch  zur  Herabsetzung 
der  Grundsteuerhauptsumme  führten,  stellte  sich  aber  heraus,  dass  ohne  die 
erwähnte  Modification  der  Eegierungsvorlage  das  Zustandekommen  des  Gesetzes 
in  Frage  geteilt  gewesen  wäre.  Abgesehen  von  dieser  taktischen  Seite  der  Sache 
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lässt  sich  auch  nicht  verkennen,  dass  die  fragliche  ziffermässige  Begrenzung,  so 
gewichtige  theoretische  Bedenken  ihr  auch  entgegenstehen,  in  praktischer  Hinsicht 
erhebliche  Vortheile  mit  sich  bringt.  Vor  allem  wurde  durch  die  Contin^ntierung 
der  Eeinertragssumme,  sowie  durch  die  Ausschliessung  jeder  Erhöhung  des  Steuer- 
procentes,  den  Eevisionsverhandlungen  jener  aleatorische  Charakter,  welcher 
seinerzeit  den  Abschluss  der  Grundsteuerregelung  so  sehr  erschwert  hatte,  von 
vornherein  benommen.  Hierdurch  wurde  aber  auch  die,  im  Falle  der  Ungewiss- 
heit  über  das  Maass  der  Gesammtverschiebung  naheliegende  Gefahr  einer  zu 
weitgehenden  Anspornung  des,  auf  die  möglichste  Verringerung  der  Grundsteuer- 
last gerichteten  Wetteifers  der  einzelnen  Interessentengruppen  vermieden. 

3.  Organe  derEevision. 

Das  bei  der  Grundsteuerregulierung  zur  Geltung  gelangte  Princip  der 
Schätzung  durch  autonome  Commissionen,  in  welchen  den  Vertretern  der 
Grundsteuerträger  der  Mehrheit  gesichert  war,  wurde  auch  anlässlich  der  Catastral- 
revision  festgehalten. 

Während  aber  die  Commissionen  bei  der  Grundsteuerregelung  in  drei 
Instanzen  gegliedert  waren,  wurde  dieser  Apparat  für  die  Catastralrevision  schon 
im  Gesetze  vom  1.  Jänner  1895  (E.-G.-Bl.  Nr.  3)  wesentlich  vereinfacht,  da 
es  mit  Eücksicht  auf  den  Zweck  der  Eevision  gerathen  erschien,  behufs  Ver- 
meidung eines  allzu  grossen  Zeit-  und  Kostenaufwandes,  von  der  Bildung  eigener 
Bezirks-Schätzungscommissionen,  deren  Thätigkeit  ja  auch  bei  der  Grundsteuer- 
regelung nur  einen  vorbereitenden  Charakter  hatte,  abzusehen.  So  wurde  denn 
die  Dreitheilung  durch  eine  Zweitheilung  ersetzt  und  angeordnet,  dass  zum  Behufe 
der  Eevision  eine  Centralcommission  in  Wien  und  für  jedes  Land  eine  Landes- 
commission  zu  bestellen  sei,  u.  zw.  sollte  auch  für  jene  Länder,  die  bei  der 
Grundsteuerregelung  in  mebrere  Eayons  mit  je  einer  Landes-Subcommission 
getheilt  waren  (Tirol,  Böhmen  und  Galizien),  nur  je  eine  Landescommission 
fungieren. 

Was  die  Zusammensetzung  der  Landescommissionen  betrifft,  so  hatten 
dieselben,  je  nach  der  Grösse  des  Landes,  aus  6,  8,  10,  12,  24  oder  30  Mit- 
gliedern und  ebensoviel  Ersatzmännern  zu  bestehen,  von  denen  —  wie  bei  der 
Grundsteuerregelung  —  die  Hälfte  vom  Finanzminister,  u.  zw.  mindestens  zur 
Hälfte  aus  den  Grundsteuerträgern  des  Landes  zu  berufen,  die  andere  Hälfte 
aber  vom  Landtage  aus  den  Grundsteuerträgern  zu  wählen  war.  Hierbei  waren 
in  jenen  Ländern,  welche  seinerzeit  in  mehrere  Eayons  zerfielen,  die  einzelnen 
Eayons  gleichmässig  zu  berücksichtigen. 

Die  Centralcommission  sollte  aus  48  Mitgliedern  (und  Ersatzmännern)  be- 
stehen, von  welchen  ein  Viertel  durch  den  Finanzminister  zu  berufen,  ein  Viertel 
durch  das  Herrenhaus  und  die  Hälfte  (je  1  aus  jedem  Eayon)  durch  das  Abge- 
ordnetenhaus zu  wählen  war.  (Bei  der  Grundsteuerregelung  war  ein  Drittel  sämmt- 
licher  Centralcommissionsmitglieder  durch  den  Finanzminister  zu  berufen  gewesen.) 

Die  Mitglieder,  beziehungsweise  Ersatzmänner  der  Commissionen  hatten, 
soweit  sie  nicht  Staatsbeamte  waren,  für  die  Tage  ihrer  wirklichen  Verwendung 
Anspruch    auf   ein    Taggeld    (10   fl.   bei    der    Centralcommission,    6   fl.   bei    den 
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Landescommissioneii)  und  auf  eine  Reisekostenentschädigung  für  die  Hin-  und 
Rückreise  mit  je  1  fl.  50  kr.  für  jeden  Myriameter  Entfernung  vom  stabilen 
Wohnorte. 

Der  Wirkungskreis  der  Commissionen  war  übrigens  auf  die  Revision  der 
Tarifsätze  und  der  Einscbätzung  beschränkt.  Hinsichtlich  der  dauernden  Cultur- 
änderungen  wurde  die  Erhebung  und  Durchführung  den  mit  der  Evidenz- 
haltung des  Grundsteuercatasters  betrauten  technischen  Beamten  übertragen,  in 
der  Erwägung,  dass  es  sich  hierbei  um  zeitraubende  Localerhebungen  handelt, 
deren  Ergebnisse  nur  unter  bedeutender  Erhöhung  der  gesammten  Revisionskosten 
einer  commissionellen  üeberprüfung  unterzogen  werden  könnten.  Aber  auch  in 
Bezug  auf  die  Behebung  der  Einschätzungsverstösse  wurde  durch  das  Gesetz  (in 
§  15)  die  Mitwirkung  der  Evidenzhaltungsbeamten  angeordnet,  indem  hiernach 
durch  diese  die  bezügliche  Localerhebung  zu  pflegen,  die  Entscheidung  aber  durch 
die  Landescommission  zu  fällen  war. 

4.  Revisionsverfahren. 

Die  Grundzüge  des  bei  der  Revision  der  Tarifsätze  und  jener  der  Ein- 
schätzung zu  beobachtenden  Verfahrens  waren  naturgemäss  verschieden  von  den 
einschlägigen  Bestimmungen  für  die  dauernden  Culturänderungen,  welche  ja,  wie 
oben  bemerkt,  ihrem  Inhalte  nach  nicht  bloss  eine  einmalige  Richtigstellung, 
sondern  auch  die  künftige  Evidenzhaltung  der  Culturgattung  anordneten. 

Abweichend  von  den  Gesetzen  über  die  Grundsteuerregelung  enthält  sich 
das  Gesetz  vom  12.  Juli  1896  der  Aufstellung  detaillierter  Vorschriften  für  das 
Verfahren  behufs  Richtigstellung  der  Ab-  und  Einschätzung,  beschränkt  sich 
vielmehr  auf  die  Regelung  der  Hauptpunkte. 

Was  zunächst  das  Verfahren  bei  den  Landescommissionen  betrifft, 
so  wird  diesen  im  §  12  freigestellt,  erforderlichenfalls  Delegierte  zur  Vornahme 
von  Localerhebungen  zu  entsenden  und  Subcomites  zur  Vorberathung  zu  bilden. 
In  jenen  Ländern,  wo  mehrere  Rayons  bestehen,  war  unter  allen  Umständen  für 
jeden  Rayon  ein  Subcomite  aus  den  für  denselben  gewählten  und  berufenen  Mit- 
gliedern zu  bilden. 

Als  allgemeiner  Grundsatz  für  die  Verhandlungen  der  Landescommissionen 
wurde  im  §  13  ausdrücklich  erklärt,  dass  von  einer  Wiederholung  des  bei  der 
Grundsteuerregelung  beobachteten  Ab-  und  Einschätzungsverfahrens  gänzlich  ab- 
zusehen und  „das  Hauptaugenmerk  auf  die  Ermittlung  und  Behebung  der  im 
Laufe  der  Zeit  entstandenen,  beziehungsweise  der  bestehenden,  gegenüber  den 
thatsächlichen  Ertragsverhältnissen  auffallenden  Ungleichmässigkeiten  in  der  Be- 
steuerung der  einzelnen  Classificationsdistricte,  beziehungsweise  einzelner  Parcellen, 
ganzer  Riede  oder  grösserer  Grundcomplexe  zu  richten"  sei,  ohne  hierbei  auf  die 
ohne  Aenderung  der  Culturgattung  durchgeführten  Meliorationen  Bedacht  zu 
nehmen. 

Behufs  Behebung  auffallender  Ungleichmässigkeiten  in  den  Tarifsätzen 
hatten  die  Landescommissionen  unter  Berücksichtigung  der  hierfür  maassgebenden, 
oben  angeführten  Factoren  festzustellen,  für  welche  Classificationsdistricte,  bezie- 
hungsweise   für   welche   Culturen    und  Bonitätsclassen,   und    in  welchem    Maasse 
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ihnen  eine  Abänderung  der  bestehenden  Tarifsätze,  sei  es  durch  deren  Erhöhung 
oder  deren  Herabsetzung,  geboten  erschien. 

Hierbei  konnte  für  jene  Districte,  wo  zur  Berücksichtigung  der  wesentlichen 
Ertragsverschiedenheiten  innerhalb  einer  Culturgattung  die  Abstufung  in  acht 
Bonitätsclassen  (dem  Maximum  nach  dem  Grundsteuerregelungsgesetze)  nicht  hin- 
reichend erschien,  auch  eine  Vermehrung  der  Bonitätsclassen  über  diese  frühere 
Maximalanzahl  hinaus  beschlossen  werden. 

Gegen  die  von  den  Landescommissionen  beschlossenen  Aenderungen  in  den 
Tarifsätzen  konnten  —  analog  wie  bei  der  Grundsteuerregelung  —  seitens  der 
Gemeinden  und  der  aus  dem  Gemeindeverbande  ausgeschiedenen  Gutsgebiete, 
dann  jener  Grundbesitzer,  welche  mindestens  ein  Sechstel  der  gesammten  Grund- 
steuer der  Gemeinde  entrichten,  endlich  seitens  des  Eeferenten  der  Landes- 
commission  schriftliche  Einwendungen  überreicht  werden,  u.  zw.  binnen 
sechs  Wochen  vom  Tage  der  Kundmachung  der  bezüglichen  Beschlüsse  ange- 
fangen. Solche  Einwendungen  konnten  also  nur  gegen  jene  Commissionsbeschlüsse 
vorgebracht  werden,  welche  eine  Aenderung  der  Tarifsätze  bezweckten,  nicht 
auch  gegen  jene,  welche  eine  solche  ablehnten,  noch  auch  überhaupt  gegen  die 
unverändert  belassenen  Tarifsätze  —  eine  Einschränkung,  welche  dem  Missbrauche 
des  Einwendungsrechtes  vorbeugen  sollte.  Die  Einwendungen  waren  durch  die 
Landescommission  zu  begutachten. 

Was  nun  die  zweite  Aufgabe  der  Landescommissionen,  die  Behebung  von 
Irrthümern  oder  groben  Verstössen  in  der  Einschätzung,  betrifft,  so  war 
eine  unmittelbare  Besichtigung  aller  in  Betracht  kommenden  Objecto  durch  die 
Landescommission  von  vornherein  ausgeschlossen. 

Ebensowenig  konnte,  angesichts  des  Zweckes  der  Eevision,  von  der  Auf- 
stellung eigener  Organe  behufs  Vornahme  der  einschlägigen  Erhebungen  an  Ort 
und  Stelle  die  Rede  sein.  Als  Basis  der  bezüglichen  Beschlussfassung  der  Landes- 
commissionen werden  daher  (im  §  15)  die  „von  amtswegen  durch  die  Beamten 
für  die  Evidenzhaltung  des  Grundsteuercatasters  gepflogenen 
Erhebungen"  bezeichnet,  in  der  Erwägung,  dass  diese  Beamten  mit  den  Ver- 
hältnissen der  ihnen  zugewiesenen  Bezirke  vertraut  sind  und  daher  in  der  Lage 
waren,  bei  der  ihnen  anlässlich  ihrer  sonstigen  Amtshandlungen  obliegenden 
Bereisung  der  einzelnen  Gemeinden  sich  ein  Urtheil  darüber  zu  bilden,  ob  und 
inwiefern  sich  daselbst  grobe  Einschätzungsverstösse  feststellen  Hessen.  Nebenbei 
bemerkt,  waren  die  bezüglichen  Erhebungen  vom  Finanzministerium  schon  im 
Jahre  1894  eingeleitet  worden  und  im  Sommer  1895,  also  noch  lange  vor  dem 
Zustandekommen  des  Eevisionsgesetzes,  im  grossen  und  ganzen  zum  Abschlüsse 
gelangt.  Die  Evidenzhaltungsbeamten  hatten  hierzu  jeweilig  vor  ihrem  Erscheinen 
in  der  betroffenden  Gemeinde  mittels  Kundmachung  zu  verlautbaren,  dass  sie  zur 
Entgegennahme  von  Anmeldungen  über  Einschätzungsverstösse  bereit  seien.  Die 
Erhebung  selbst  fand  unter  Zuziehung  der  Gemeindevorstände  und  sachverstän- 
diger Vertrauensmänner  aus  der  Gemeinde  statt. 

Die  Landescommissionen  hatten  übrigens  nicht  nur  die  Ergebnisse  der 
erwähnten  Erhebungen,  sondern  auch  die  allfäljigen  Mittheilungen  anderer  Organe^ 
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wie  der  Landesausschüsse,  Gemeindevertretungen,  landwirtschaftlichen  Vereine, 
in  Betracht  zu  ziehen. 

Die  Landescommissionsbeschlüsse  in  Bezug  auf  die  Einschätzung 
waren,  abweichend  von  jenen  hinsichtlich  der  Tarifsätze,  end giltige.  Die  Ein- 
räumung eines  diesbezüglichen  Eeclamationsrechtes  hätte  umfassende  Nachtrags- 
erhebungen und  daher  eine  beträchtliche  Verzögerung  und  Vertheuerung  der 
Catastralrevision  zur  Folge  gehabt. 

Dass  die  Behebung  der  Einschätzungsverstösse  unter  Umständen  auch  durch 
die  bei  der  Kevision  der  Tarife  zulässige  Vermehrung  der  Bonitätsclassen  erleichtert 
werden  konnte,  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 

Die  Ergebnisse  sämmtlicher  Beschlüsse  der  Landescommissionen  waren 
durch  die  Evidenzhaltungsbeamten  in  neu  anzulegenden  gemeindeweisen  Classen- 
zusammenstellungen  und  Bezirksübersichten  ersichtlich  zu  machen,  und  hierauf 
die  gesammten  Eevisionsoperate  dem  Finanzminister  vorzulegen,  welchem  die  Ein- 
berufung der  Centralcommission  und  die  Einleitung  der  für  deren  Verhandlungen 
erforderlichen  Vorarbeiten  oblag  (§  16). 

Die  Centralcommission  hatte  nun  (§  19)  die  Beschlüsse  und  Gut- 
achten der  Landescommissionen  eingehend  zu  überprüfen  und  hierbei  ihr  Haupt- 
augenmerk unter  Beachtung  der  vorerwähnten  Grundsätze  „darauf  zu  richten, 
dass  mit  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Productions-,  Wirtschafts-  und 
Ertragsverhältnisse  hinsichtlich  aller  Länder  eine  thunlichst  gleichmässige  Be- 
handlung stattfinde." 

Im  Falle  wesentlicher  Bedenken  war  die  Centralcommission  „berechtigt, 
durch  Vermittlung  des  Finanzministers  weitere  Erhebungen  über  die  für  die  Be- 
urtheilung  maassgebenden  Verhältnisse  zu  veranlassen  und  die  nach  dem  Ergeb- 
nisse derselben  erforderlichen  Eichtigstellungen  nach  vorher  eingeholten  Gutachten 
der  bezüglichen  Landescommissionen  vorzunehmen"  —  eine  Befugnis,  welche  sich, 
da  ja  die  Landescommissionsbeschlüsse  hinsichtlich  der  Einschätzungsverstösse 
einen  endgiltigen  Charakter  besassen,  naturgemäss  nur  auf  die  Tarifsätze  be- 
ziehen konnte. 

Um  einer  allzu  langen  Dauer  der  Revisionsarbeiten  vorzubeugen,  wurden 
für  die  Thätigkeit  der  Commissionen  (in  den  §§  17  und  20)  gewisse  Fristen 
festgesetzt.    Hiernach    hatten    die  Landescommissionen  ihre  Thätigkeit  im  Jahre 

1896  zu  beginnen  und  binnen  sechs  Monaten  zu  beenden,  nach  Ablauf  der  Ein- 
wendungsfrist (s.  oben)  aber  die  Begutachtung  und  Vorlage  der  Operate  binnen 
längstens  einem  Monate  zu  bewerkstelligen.  Die  Centralcommission  hatte  ihre 
Verhandlungen  im  Jahre  1897  zu  beginnen  und  binnen  drei  Monaten  zu  beenden. 

Nach  Durchführung  der  Ergebnisse  der  Revision  in  den  Catastraloperaten 
sollte  die  um  2Y2  Mill.  Gulden  herabgesetzte  Grundsteuerhauptsumme  vom  Jahre 

1897  angefangen,  auf  Grund  der  Efevisionsergebnisse  repartiert  werden. 

5.  Insbesondere  Verfahren  bezüglich  der  Cultur  an  d  erungen. 
Die   seit  dem  Abschlüsse  der  Grundsteuerregelung  eingetretenen  dauernden 
Culturänderungen  waren,  mit  Ausnahme  jener,  welche  infolge  Auftretens  der  Reb- 
laus  vollzogen   wurden   (Gesetz  vom  27.  Juni  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  3  ex  1886), 
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gemäss  §§  7  und  38  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1883  (K.-G.-Bl.  Nr.  83)  bei 
der  Evidenzhaltung  des  Grundsteuercatasters  nicht  zu  berücksichtigen,  sondern 
nur  für  die  spätere  Revision  in  Vormerkung  zu  nehmen.  Da  hinsichtlich  der- 
selben eine  Anzeigeverpflichtung  der  Grundbesitzer  nicht  bestand,  also  nur  die 
von  den  Evidenzhaltungsbeamten  selbst  wahrgenommenen  Fälle  zur  Vormerkung 
gelangten,  mussten  ausser  den  in  dieser  Weise  vorgemerkten  Culturänderungen 
auch  jene  anderen  in  die  Revision  einbezogen  werden,  über  welche  Anzeigen  der 
Grundbesitzer  vorlagen,  sowie  jene,  welche  anlässlich  der  Zusammenlegung  von 
Grundstücken,  u.  zw.  infolge  der  durch  diese  bewirkten  Neuvertheilung  des  Grund- 
besitzes einer  Gemeinde  stattgefunden  hatten  (§  7). 

Das  Gesetz  regelt  aber,  wie  oben  bemerkt,  zugleich  die  künftige  Evi- 
denzhaltung der  dauernden  Culturänderungen  (§§  8 — 10). 

Es  wird  demnach  bezüglich  dieser  Veränderungen  im  §  9  eine  Anzeige- 
pflicht der  Grundbesitzer  eingeführt,  indem  hiernach  die  bis  Ende  1896  voll- 
zogenen und  nicht  etwa  schon  hei  der  Revision  berücksichtigten  Culturänderungen 
bis  Ende  März  1897  anzuzeigen  waren,  alle  späteren  Culturänderungen  aber 
innerhalb  sechs  Wochen  nach  Vollzug,  d.  h.  in  der  gleichen  Weise  zur  Anzeige 
zu  bringen  sind,  wie  dies  im  Gesetze  vom  23.  Mai  1883  für  die  Besitz-  und 
Objectsänderungen  angeordnet  wurde. 

Die  Erhebung  über  die  vorgemerkten  oder  angemeldeten  Culturänderungen 
obliegt  dem  Evidenzhaltungsbeamten,  welcher  hiebei  das  im  Gesetze  vom 
23.  Mai  1883  für  die  Erhebung  von  Objectsänderungen  vorgeschriebene  formelle 
Verfahren  zu  beobachten  hat.  Dieselbe  bezweckt  die  Feststellung  der  neuen 
Culturgattung  und  Bonitätsciasse  nach  Maassgabe  der  aus  den  betreffenden  Cata- 
stral-Schätzungsoperaten  zu  entnehmenden  Anhaltspunkte.  Die  Ergebnisse  der 
Erhebung  sind  im  Anmeldungsbogen  darzustellen. 

Was  die  Berücksichtigung  der  in  dieser  Weise  constatierten  Culturände- 
rungen bei  der  Steuerveranlagung  betrifft,  so  hat  eine  solche  überhaupt 
nicht  für  die  Zeit  vor  1897  einzutreten.  Im  übrigen  unterscheidet  das  Gesetz 
zwischen  jenen  Culturänderungen,  infolge  welcher  bei  Anwendung  des  für  die 
betreffende  Bonitätsciasse  der  neuen  Cultur  festgesetzten  Tarifsatzes  eine  Steuer- 
erhöhung eintreten  würde,  und  jenen,  wo  dies  nicht  zutrifft. 

In  letzterem  Falle,  also  wenn  die  Culturänderung  eine  Steuervermin- 
derung nach  sich  zieht,  ist  dieselbe,  falls  sie  vor  Ende  1896  vollzogen  wurde, 
vom  Jahre  1897,  sonst  von  dem  auf  den  Vollzug  nächstfolgenden  Jahre  an  bei 
der  Steuervorschreibung  zu  berücksichtigen,  aber  nur  dann,  wenn  die  Anzeige 
rechtzeitig  erstattet  wurde. 

Bei  Versäumnis  der  Anzeigefrist  tritt  die  Steuerverminderung  erst  mit  dem 
auf  die  verspätete  Anzeige,  allenfalls  auf  die  von  amtswegen  gepflogene  Erhebung 
folgenden  Jahre  ein. 

Wenn  der  Culturänderung  eine  Steuererhöhung  entspricht,  so  ist 
dieselbe,  falls  die  Anzeige  rechtzeitig  erstattet  wurde,  erst  mit  dem  eilften  Jahre 
nach  Vollzug  der  Culturänderung  durchzuführen,  d.  h.  das  Grundstück  verbleibt 
durch  zehn  Jahre  in  der  der  früheren  Culturgattung  entsprechenden  niedrigeren 
Steuer.  Diese  Begünstigung  beruht  auf  der  Erwägung,  dass  bei  der  Ueberführung 
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eines  Grundstückes  aus  einer  minderwertigen  in  eine  höherwertige  Culturgattung, 
der  volle  Mehrertrag  in  der  Eegel  erst  nach  einer  längeren  Reihe  von  Jahren 
erzielt  werden  kann.  Bei  verspäteter  oder  unterlassener  Anzeige  tritt  die  Steuer- 
erhöhung mit  dem  auf  die  Anzeige  oder  die  von  amtswegen  gepflogene  Erhebung 
nächstfolgenden  Jahre  ein. 

Von  dem  Ergebnisse  der  ganzen  Verhandlung  ist  der  Grundbesitzer  zu 
verständigen,  u.  zw.  unter  Freilassung  des  Eecurses,  über  welchen  die  Finanz- 
Landesbehörde  nach  Einvernehmung  zweier  Sachverständiger  endgiltig  entscheidet. 

Die  vorstehenden  Vorschriften  gelten  auch  für  die  anlässlich  des  C  o  m- 
massationsverfahrens  vollzogenen  Culturänderungen  und  treten  daher  die 
entgegenstehenden  bisherigen  Specialbestimmungen  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1883 
(§§  21,  28  und  29)  ausser  Kraft. 

Dagegen  verbleibt  es  bezüglich  der  infolge  Auftretens  der  E  e  b  1  a  u  s  voll- 
zogenen Culturänderungen  bei  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1885 
(E.-G.-Bl.  Nr.  3  ex  1886). 

Hinsichtlich  der  Fälle,  wo  "Waldgrund  der  Holzzucht  ohne  die,  nach 
dem  Forstgesetze  erforderliche  Bewilligung  entzogen  wurde,  darf  die  Cultur- 
änderung  nur  dann  im  Cataster  durchgeführt  werden,  wenn  dieselbe  nachträglich 
von  der  politischen  Behörde  genehmigt  wird. 

Eine  specielle  Bestimmung  findet  sich  im  §  11  für  solche  Parcellen,  welche 
im  Cataster  der  Grundsteuerregelung  als  Waldungen  bezeichnet  sind,  im  früheren 
Grundsteueroperate  aber  einer  anderen  Culturgattung  zugeschrieben  waren. 
Derartige  Parcellen  waren  nämlich  (mit  den  im  §  11  aufgezählten,  durch  forst- 
wirtschaftliche Eücksichten  bedingten  Ausnahmen),  wenn  dies  der  betreffende 
Besitzer  bis  Ende  Juni  1897  verlangte,  in  jene  andere  Culturgattung  zu  über- 
stellen, in  welche  sie  nach  ihrer  thatsächlichen  und  vorwiegenden  Benützung 
gehören,  und  zwar  ohne  dass  es  hierzu  der  sonst  nach  dem  Forstgesetze 
erforderlichen  Bewilligung  oder  eines  behördlichen  Widerrufes  eines  etwaigen 
Aufforstungsauftrages  bedürfte.  Das  Gesetz  hat  hier  hauptsächlich  jene,  theilweise 
oder  vorübergehend  bestockten  Weideparcellen  in  den  Alpenländern  im  Auge, 
welche  im  neuen  Cataster  irrig  als  Waldungen  eingeschätzt  worden  waren. 

III.   Die  Dupchfühnung  der  Catastralnevision. 
1.  Verhandlungen    der    L  an  d  e  s  commi  ssion  en. 

Wie  oben  erwähnt,  ist  eine  sehr  wichtige  Vorarbeit  der  Catastralrevision, 
nämlich  die  Vornahme  der,  nach  §  15  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1896  den 
Evidenzhaltungsbeamten  obliegenden  Localerhebungen  behufs  Feststellung 
allfälliger  gröberer  Einschätzungsverstösse,  von  der  Eegierung  schon  im 
Jahre  1894  eingeleitet  worden,  und  im  grossen  und  ganzen  schon  im  Sommer 
1895  zum  Abschlüsse  gelangt.  Die  letzten  einschlägigen  Nachtragserhebungen, 
die  sich  übrigens  nur  in  einigen  Ländern  als  nothwendig  erwiesen,  fanden  im 
Sommer  1896  statt. 

In  diesem  Punkte  war  also  die  Beschaffung  des  Materiales  für  die  späteren 
Verhandlungen    der    Landescommissionen    zum    grössten    Theile    schon    vor    dem 
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Inslebentreten  des  Gesetzes  beendet  worden.  Wird  berücksichtigt,  dass  sich  die 
Anzeigen  über  Einschätzungsverstösse  in  manchen  Ländern  auf  die  Mehrzahl  der 
Gemeinden  vertheilten,  und  dass  eine  gründliche  Erhebung  derselben  ohne 
weitgehende  Beeinträchtigung  der  Evidenzhaltung  des  Grundsteuercatasters  im 
Laufe  einer  Sommerperiode  ganz  unmöglich  gewesen  wäre,  so  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  bei  späterem  Beginne  der  fraglichen  Vorarbeiten,  einer- 
seits eine  gewisse  Flüchtigkeit  in  deren  Ausführung,  andererseits  aber  eine 
erhebliche  Verzögerung  in  den  commissionellen  Berathungen  nicht  zu  vermeiden 
gewesen  wäre. 

Das  Revisionsgesetz  wurde  am  21.  Juli  1896  publiciert. 

Im  Monate  August,  und  zwar  grösstentheils  schon  in  der  ersten  Hälfte 
dieses  Monates,  begannen  sämmtliche  Landescommissionen  ihre  Verhandlungen, 
welche  durchwegs  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  von  6  Monaten  zum  Abschlüsse 
gelangten. 

Der  eigentlichen  Beschlussfassung  gieng  naturgemäss  überall  eine  meistens 
sehr  eingehende  Comiteberathung  über  die  Referenten  antrage  voraus.  In  der 
Regel  fanden  auch  Bereisungen  durch  Delegierte  der  Landescommission  statt.  Doch 
beschränkte  man  sich  hierin,  in  richtiger  Erkenntnis  des  Zweckes  der  Revision  und 
der  ihr   durch  das  Gesetz   gezogenen   Schranken,  zumeist  auf  das   nothwendigste. 

Der  Inhalt  und  die  finanzielle  Tragweite  der  Commissionsbeschlüsse  war, 
wie  das  ja  in  der  Natpr  der  Sache  liegt,  in  den  einzelnen  Ländern  ein  sehr 
verschiedener. 

Fast  überall  wurde  sowohl  eine  Veränderung  in  den  Reinertrags- 
tarifsätzen, wie  eine  Verschiebung  in  der  Einschätzung  der  einzelnen 
Grundstücke  beschlossen.  Auf  erstere  verzichteten  nur  die  Landescommissionen 
für  Triest  und  Istrien,  auf  letztere  jene  für  Salzburg. 

Dass  sich  die  Beschlüsse  weitaus  überwiegend  in  der  Richtung  einer 
Herabsetzung  des  Catastral-Reinertrages  bewegten,  ist  begreiflich. 
Das  Maass  dieser  Herabsetzung,  sowie  der  relative  Antheil  der  beiden  erwähnten 
Hauptgruppen  der  Revisionsaction,  dann  jener  der  einzelnen  Culturgattungen  an 
derselben  war  aber  selbstverständlich  von  Land  zu  Land  sehr  verschieden. 

Für  die  Gesammtheit  der  Länder  würde  sich  nach  den  Landescommissions- 
beschlüssen  eine  Reinertragshauptsumme  von  150,647.925  fl.  ergeben  haben, 
gegenüber  jener  nach  den  Ergebnissen  der  Grundsteuerregulierung  also  eine 
Verminderung  um  14,291.293  fl.  Seit  dem  Abschlüsse  der  Grundsteuerregelung 
war  aber  die  Reinertragshauptsumme  im  Evidenzhaltungswege  bis  1896  allmählich 
von  164,939.218  fl.  auf  164,504.419  fl.  gesunken,  u.  z.  theils  infolge  dauernder 
Objectsänderungen,  theils  infolge  der  durch  das  Auftreten  der  Reblaus  veranlassten, 
schon  seit  Jahren  im  Evidenzhaltungswege  berücksichtigten  Culturänderungen. 
Diese  Reinertragsabfälle,  durch  welche  sich  auch  die  Grundsteuerhauptsumme 
entsprechend  verminderte,  können  bei  der  Würdigung  der  Landescommissions- 
beschlüsse  nicht  ausser  Betracht  bleiben,  da  es  wohl  nicht  der  Absicht  des 
Gesetzes  entsprechen  würde,  in  die,  der  gesetzlichen  Herabsetzung  der  Steuer- 
hauptsumme  um  2^2  ^i^l«  A-  entsprechende  Verminderung  des  Catastralrein- 
ertrages   auch  solche   Abfälle  einzurechnen,    die  schon   vor  Beginn    der  Revision 
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durchgeführt  waren.  Es  mnss  also,  um  die  eigentliche  Gesammtwirkung  der 
Eevision  zu  erfassen,  nicht  der  Eeinertrag  nach  den  Ergebnissen  der  Grund- 
steuerregelung der  Vergleichung  zu  Grunde  gelegt  werden,  sondern  jener  nach 
dem  Stande  vor  Beginn  der  Eevision. 

In  diesem  Sinne  bedeuten  die  Landescommissionsbeschlüsse  eine  Eeinertrags- 
verminderung  von  13,856.494  fl.,  welche  das  der  Herabsetzung  der  Steuer  um 
2Y2  Mill.  fl.  entsprechende  Höchstausmaass  der  Verminderung  per  11,013.000  fl. 
um  2,843.494  fl.  übersteigt. 

Von  dieser  Gesammtverminderung  entfallen  auf  die  Wirkung  der  Beschlüsse 
behufs  Behebung  von  Einschätzungsverstössen  rund  3,380.000  fl., 
der  Eest  auf  die  Wirkung  der  beschlossenen  Tarifsänderungen.  Mit  Ausnahme 
von  Galizien,  wo  der  durch  eine  beträchtliche  Verschiebung  der  Einschätzung 
bedingte  Eeinertragsausfall  zum  Theile  durch  eine  Erhöhung  der  Tarifsätze  des 
Waldlandes  ausgeglichen  wurde,  dann  von  Salzburg,  Triest  und  Istrien,  participieren 
überall  beide  Kategorien  von  Beschlüssen  an  der  Eeinertragsverminderung. 
Abgesehen  von  Galizien  war  der  Antheil  der  Beschlüsse  bezüglich  der  Ein- 
schätzung, welche  bekanntlich  als  endgiltige  anzusehen  waren,  relativ  am  grössten 
in  Mähren,  am  kleinsten  in  Kärnten. 

Die  grosse  Verschiedenheit,  die  sich  in  dieser  Beziehung  zwischen  den 
Ländern  zeigt,  mag  zum  Theile  auf  gewissen,  im  Eeclamationsverfahren  nicht 
behobenen  Ungleichmässigkeiten  in  der  Einschätzung  anlässlich  der  Grundsteuer- 
regelung, sowie  auf  späteren  Bonitätsveränderungen  infolge  örtlicher  klimatischer 
Einflüsse  beruhen. 

Zum  nicht  geringen  Theile  erklärt  sich  dieselbe  aber  wohl  auch  dadurch, 
dass  in  einzelnen  Ländern  und  Bezirken  der  Wunsch,  sich  unabhängig  von  der 
Entscheidung  über  die  Herabsetzung  der  Tarifsätze  —  schon  durch  eine,  vielfach 
weit  ausgiebiger  als  diese  wirkende  und  einer  Correctur  durch  die  Central- 
commission  nicht  mehr  unterliegende,  umfassende  Verschiebung  der  Einschätzung 
eine  beträchtliche  Steuererleichterung  zu  sichern,  besonders  lebhaft  geltend 
machte. 

Dass  auch  die  behördlichen  Erhebungsorgane,  die  Evidenzhaltungsboamten, 
nicht  durchwegs  den  gleichen  Maasstab  anzulegen  vermochten,  liegt  in  der  Natur 
der  Sache. 

Der  Schwerpunkt  der  Thätigkeit  der  Landescommissionen  lag  aber  — 
abgesehen  von  Galizien,  dessen  Tarifsätze  schon  nach  Abschluss  der  Grund- 
steuerregelung relativ  sehr  massige  waren,  wo  sich  daher  die  Landescommission 
selbst  zu  einer  theilweisen  Erhöhung  entschloss,  —  überall  in  den  Beschlüssen 
hinsichtlich  der  Classificationstarife. 

Dass  diese  Beschlüsse  in  der  grossen  Mehrzahl  der  FäUe  eine  Ermässigung 
der  Tarifsätze  bedeuten  würden,  war  von  vornherein  anzunehmen. 

In  der  That  finden  sich  Tarifserhöhungen,  mit  Ausnahme  jener  für  die 
Wälder  in  Galizien,  nur  ganz  vereinzelt,  u.  z.  für  einige  Culturgattungen  und 
Bezirke  in  Oberösterreich,  Dalmatien,  Schlesien  und  Bukowina. 

Dass  der  Antheil  der  einzelnen  Culturgattungen  an  der  Tarifs- 
herabsetzung ein  sehr  verschiedener  war,  ist  selbstverständlich. 
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Eine  Herabsetzung  für  sämmtliche  Culturg-attungen,  nicht  aber  auch  bei 
allen  Tarifsätzen  derselben,  wurde  bloss  für  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  Steier- 
mark und  Görz-Gradisca  beschlossen.  In  Salzburg  und  Kärnten  beschränkte  sich 
die  Keduction  auf  die  Ackertarife.  In  den  übrigen  Ländern  participieren  an 
derselben  bald  mehr,  bald  weniger  Culturgattungen. 

Von  der  Befugnis  einer  Vermehrung  der  Bonitätsclassen  wurde 
nur  wenig  Gebrauch  gemacht,  u.  z.  bei  den  Aeckern  vereinzelt  in  Oberösterreich 
und  Mähren,  bei  den  Wiesen  für  zwei  Bezirke  Mährens,  bei  den  Hutweiden  und 
Alpen  für  mehrere  Bezirke  Tirols  und  Steiermarks.  Bei  den  Waldungen  fand 
eine  solche  Vermehrung  allerdings  in  grösserem  Umfange  statt,  u.  zw.  in  Tirol, 
Steiermark,  Böhmen,  Mähren  und  Galizien,  theils  um  Waldparcellen  der  letzten 
Classe  mit  unproductiven  Flächentheilen  niedriger  einschätzen  zu  können  (Tirol), 
theils  um  Schutzwälder  der  letzten  Classe  tiefer  einzureihen  (Steiermark),  theils 
für  Wälder,  die  durch  Neuaufforstung  von  Hutweiden  der  letzten  Classe 
entstanden  waren  (Böhmen). 

Eine  Vermehrung  der  Bonitätsclassen  auf  mehr  als  acht  (§  13  des  Ges.) 
wurde  nur  ganz  vereinzelt  beschlossen,  u.  z.  in  Steiermark  und  Böhmen. 

Neue  Classificationsdistricte  wurden  bloss  in  einigen  Schätzungs- 
bezirken von  Nieder-  und  Oberösterreich  gebildet. 

Die  Gesammtwirkung  beider  Kategorien  von  Landes- 
commissionsbeschjüssen  war  naturgemäss  in  den  einzelnen  Ländern  eine 
sehr  verschiedene  (s.  die  Tab.  11). 

Es  entspricht  nämlich  den  gedachten  Beschlüssen  gegenüber  den  Ergebnissen 
der  Grundsteuerregelung  eine  Verminderung  des  Procentantheiles  an 
der  Eeinertragshauptsumme,  also  eine  Verringerung  der  relativen  Grundsteuerlast 
in  Nieder-  und  Oberösterreich,  Tirol,  Vorarlberg,  Steiermark,  Krain,  Görz- 
Gradisca  und  Mähren,  eine  Erhöhung  des  Procentantheiles  dagegen  in  allen 
übrigen  Ländern  mit  Ausnahme  Böhmens,  dessen  Antheil  nach  den  Landes- 
commissionsbeschlüssen  nahezu  unverändert  geblieben  wäre. 

Im  Vergleiche  zu  den  Ergebnissen  der  Grundsteuerregelung  bedeuten  die 
Landescommissionsbeschlüsse  für  die  Gesammtheit  der  Länder  eine  Keinertrags- 
herabsetzung  um  S'QQ^/q.  Das  Minimum  der  Eeduction  findet  sich  in  Istrien, 
das  Maximum  in  Görz-Gradisca  (s.  die  Tabelle  III). 

Was  die  Vertheilung  auf  die  Culturgattungen  betrifft,  so  übersteigt 
die  Herabsetzung  das  Durchschnittsprocent  im  Allgemeinen  bei  den  Aeckern, 
Weingärten  und  Alpen.  Am  geringsten  ist  dieselbe  bei  den  Wäldern  (s.  die 
Tab.  IV).  Wie  grosse  Verschiedenheiten  sich  aber  auch  für  jede  Culturgattung 
wieder  zwischen  den  einzelnen  Ländern  ergeben,  zeigen  die  bezüglichen  Daten 
der  Tab.  III.  für  die  Ackercultur.  Dass  das  Maass  der  Eeinertragsherabsetzung 
für  eine  Culturgattung  nach  den  Beschlüssen  der  Landescommissionen  auch 
innerhalb  jedes  einzelnen  Landes  in  der  Eegel  von  Bezirk  zu  Bezirk  sehr 
verschieden  war,  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 

Eine  gleichmässige  Herabsetzung  für  das  ganze  Land  wäre  ja  auch  mit 
dem  Zwecke  der  Eevision  kaum  vereinbar  gewesen,  da  Einschätzungsverstösse  in 
einzelnen  Bezirken  häufiger,   in  anderen   seltener  vorkamen,  und   auch  in  Bezug 
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auf  die  Verhältnismässigkeit  der  alten  Tarifsätze  von  Bezirk  zu  Bezirk  erhebliche 
Verschiedenheiten  bestanden. 

Einwendungen  gegen  die  Tarifbeschlüsse  der  Landescommissionen  wurden 
nur  vereinzelt  eingebracht. 

Bevor  in  eine  Würdigung  der  Landescommissionsbeschlüsse  eingegangen 
wird,  wäre  vorerst  noch  in  Kürze  darzustellen,  inwiefern  gewisse,  bei  der 
Berathung  des  Eevisionsgesetzes  vom  Abgeordnetenhause  gefasste 
Resolutionen  von  den  Landescommissionen  berücksichtigt  wurden. 

Es  handelt  sich  hier  um  folgende  Resolutionen: 

1.  Die  k.  k.  Regierung  wird  aufgefordert,  die  Landescommissionen  anzu- 
weisen, dass  bei  Einschätzung  und  Bemessung  des  Steuerertrages  der  Wein- 
gärten der  durch  die  Bekämpfung  der  Peronospora  erwachsende  Mehraufwand 
entsprechend  berücksichtigt  werde. 

2.  Es  wolle  die  Besteuerung  der  Krummholzkiefer-  und  der 
Schutz-  und  Schonwaldungen  bei  der  Catastralrevision  in  besondere 
Berücksichtigung  gezogen  werden. 

3.  Die  k.  k.  Regierung  wird  aufgefordert,  von  amtswegen  auf  die 
Sanierung  jener  Mängel,  Irrthümer  und  auffälligen  Missverhältnisse  Einfluss  zu 
nehmen,  von  welchen  ein  grosser  agricol-ärmlicher  Theil  des  Egerer  Rayons 
bei  der  Grundsteuerregulierung  in  den  Jahren  1881  und  1882  heimgesucht 
wurde,  welche  Prägravierung  seinerzeit  von  allen  Factoren  anerkannt  und 
eingesehen  wurde. 

4.  Die  k.  k.  Regierung  wird  aufgefordert,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass 
bei  der  Revision  des  Grundsteuercatasters  Hopfenanlagen  aus  der  Cultur- 
gattung  „Gärten"  ausgeschieden  und  in  die  der  natürlichen  Bodenbeschaffenheit 
oder  örtlichen  Lage  entsprechende  Culturgattung  „Aecker"  oder  „Wiesen" 
eingereiht  werden. 

5.  Die  k.  k.  Regierung  wird  aufgefordert,  bei  der  Durchführung  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Revision  des  Grundsteuercatasters,  das  Erforderliche  zu 
veranlassen,  dass  jene  unproductiven  und  im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes 
vom  24.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  88,  im  Wege  der  landwirtschaftlichen  Boden- 
cultur  nicht  benutzbaren  Flächen,  welche  in  Tirol  zufolge  der  seinerzeitigen 
geometrischen  Vermessung  in  den  Catastraloperaten  irrthümlich  als  „Waldunge.n", 
„Alpen"  oder  „Hut weiden"  oder  als  Bestandtheile  solcher  Parcellen 
erscheinen,  von  der  Grundsteuer  befreit  werden. 

Was  zunächst  die  erste  dieser  Resolutionen  betrifft,  so  wurde  die  durch 
die  Bekämpfung  der  Peronospora  bedingte  Erhöhung  des  Culturaufwandes 
der  Weingärten  von  den  betreffenden  Landescommissionen  bei  der  Beschluss- 
fassung über  die  Herabsetzung  der  Weingartentarife  berücksichtigt.  ■ 

Die  Krummholzkieferbestände  wurden  bei  der  Richtigstellung  der 
Einschätzung  vielfach  in  niedrigere  Bonitätsclassen  überstellt.  Die  Landes- 
commission  für  Tirol  beschloss  überdies,  dem  Finanzministerium  die  Steuer- 
befreiung solcher  Flächen  zu  empfehlen,  was  eine  Abänderung  der  einschlägigen 
gesetzlichen  Bestimmungen  bedingen  würde. 
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Tab.  I.   Die   Ergebnisse  der  Gpundsteuen-Regelung  im   Vergleiche 
zu   den   früheren   Catastralsystemen. 


Pi 


Land 


Grundsteuer 
im  Jahre  1880 


Gulden 


Steuer  nach 
d.  Grundsteuer- 
Regelung 


Gulden 


Gegenüber 
d.  Grundst. 
V.  J.  1880 

Vermehrung 


Varminderunn 


Gulden 


Antheil  an  der 
Hauptsumme 
in  Procenten 


im 
Jahre 

1880 


nach  den 
Ergeb- 

niHsen  d 
Grund- 
steuer- 

rejfplung 


1 

2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 


Niederösterreich 
Oberösterreich 
Salzburg  .  .  . 
Tirol  .... 
Vorarlberg  .  , 
Steiermark  .  . 
Kärnten  .  .  . 
Krain  .... 
Triest  .... 
Görz-Gradisca  . 
Istrien  .... 
Dalmatien  .  . 
Böhmen  .  .  . 
Mähren  .  .  . 
Schlesien  .  .  . 
Galizien  .  .  . 
Bukowina  .  . 
Zusammen 


3,828.390 

2,204.219 
377.359 
884.128 
108.239 

2,041.045 
703.076 
943.613 
18.028 
354.306 
340.791 
361.977 
13,979.838 

5,358.390 
975.706 

4,613.346 
359.893 


4,481.385 

2,695.515 
335.674 

1,083.360 
148.534 

2,430.012 
678.756 
639.117 
22.129 
356.087 
298.895 
322.636 
11,542.034 

5,549.940 
819.242 

5,558.841 
479.045 


37,451.844 


37,441.202 


652.995 
491.296 

41.685 
199.232 

40.295 
338.967 

24.320 

304.496 

4.101 

1.781 

41.896 

39.341 
2,437.304 
191,.550 
156.464 
945.495 
119.152 


10.642 


10-22 

5-89 

roi 

2-36 

0-28 

545 

1-88 

2-52 

005 

0-94 

0-91 

0-97 

37-33 

14-31 

4-60 

13-32 

096 


11-97 
7-20 
0-90 
289 
0-40 
6-49 
1-81 
1-71 
006 
095 
0-80 
0-86 

30-83 

14-82 
219 

14-85 
1-27 


100  — 


100- 
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Tab.  II.   Den  Catastnal-Reinentpag 

ä)  nach  den  Ergebnissen  der  Grundsteuer-Regelung, 

b)  nach  den  Grundsteuer-Summarien  für  1896, 

c)  nach  den  Beschlüssen  der  Landes-Coramissionen.i  _,..     ,.     _,  ,     ,     , 

,    ,      „      ,,..  ,      r,    j    ■,  n,         •    •  )  Für  die  Catastralreyision. 

d)  nach  den  Beschlüssen  der  Central- Commission.     j 


Ph 


Land 


Reinertrag  für  die  Gesammtheit  der  Culturgattungen 


nach  den  Ergeb- 
nissen der  Grund- 
steuer-Regelung 


in  Gulden 


in  Proc 

der 
Haupt- 
Summe 


nach  dem  der  Gnmd- 

steuer- Vorschreibung 

für  1896  zu  Grunde 

gelegten  Stande 


in  Gulden 


in  Proc. 

der 

Hiupt- 

summe 


nach  den  Beschlüssen 

der  Landen  Commis 

sionen 


in  Gulden 


n  Pi  oc. 

der 
Haupt- 
summe 


nach  den  Beschlüssen 

dt-r 

Central-Commission 


in  Gulden 


in  Pioc, 

ili-r 
Haipt- 
hinnme 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 


Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg    . 

Tirol  .    .    . 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain     .    . 

Triest     .    . 

Görz-Gradisca 

Istrien    . 

Dalmatien 

Böhmen 

Mähren  . 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 


Zusammen 


19,741.785 
11,874.515 

1,478.741 

4,772.500 

654.337 

10,704.902 
2,990.113 
2,815.492 
97.484 
1,568.666 
1,316.716 
1,421.307 

50,845.966 

24,449.073 
3608.997 

24,488.298 
2.110.330 


11-97 
7-20 
0-90 
2-89 
0-40 
6-49 
1-81 
1-71 
006 
0-95 
0-80 
0-86 

30-83 

14-82 
2-19 

14-85 
1-27 


19,622.617 

11,866.052 

1,477.120 

4,744.257 

653.111 

10,668.556 

2,984.754 

2,804.959 

97.908 

1,565.483 

1,314.180 

1,418.777 

50,742.511 

24,408.713 

3,601.610 

24,434.570 

2,101.241 


11-93 
7-21 
0-89 
2-88 
0-40 
6-48 
1-81 
1-71 
0-06 
0-95 
0-80 
0-86 

30-85 

14-84 
2-20 

14-86 
1-27 


18,113.295 

10,806.417 

1,403.228 

3,874.370 

559.344 

9,470.757 

2,797.073 

2,592.657 

92.131 

825.267 

1,280.467 

1,353.452 

47,331.907 

21,532.612 

3,450.784 

23,170.988 

1.993.176 


11-80 
,7-04 
091 
2-52 
0-36 
6-36 
1-82 
1-69 
0-06 
0-54 
0-83 
0-88 

30-84 

14-03 
2-25 

1509 
1-30 


18,11?.295 

10,856.366 

1,403.228 

3,862.846 

559.344 

9,470.757 

2,797.073 

2,632.299 

77.908 

1,292.755 

1,277.435 

1,353.452 

48,495.783 

22,765.736 

3,419.544 

23,129.181 

2,008.820 


U-80 
707 
0-91 
2-52 
0-36 
6-36 
1-82 
1-71 
005 
0-84 
0-83 
0-88 

31-60 

14-84 
2-23 

15  07 
1-31 


164,939.222 


100-— 


164,-504.419 


100.- 


150,647.925 


9813 


153,515.822 


100.- 


512 


Mensi. 


Tab.  III.    Herabsetzung    den    Reinertragssummen    der    einzelnen    Länder 
gegenüben  den  Gnundsteuen-Regelung  (in   Pnocenten). 


Land 


Für  die  Gesammtheit 

der  Culturen  nach  den 

Beschlüssen  der 


Landes- 
commission 


Central- 
commission 


Procent 


Für  die  Ackercultur  nach 
den  Beschlüssen  der 


Landes- 
commission 


Central- 
commission 


Procent 


Niederösterreich    .... 

Oberösterreich 

Salzburg 

Tirol 

Vorarlberg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain  .     • 

Triest .   . 

Görz-Gradisca 

Istrien 

Dalmatien 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Gesammtheit  der  Länder 


8-24 

8-99 

5-11 

18-82 

14-52 

11-53 

6-45 

7-91 

5-49 

47-39 

2-75 

4-77 

6-91 

11-93 

4-38 

5-38 

5-55 


8-24 

8-57 

5-11 

1906 

14-52 

11-53 

6-45 

6-51 

20-08 

17-59 

2-98 

4-77 

4-62 

6-83 

5-25 

5-55 

4-81 


9-7 
15-94 
11-14 
16-62 

8-76 
12-54 
13-99 
14-52 

7-71 
49-38 

Erhöhung 

082 

2-89 
9-32 

13-20 
9-46 
7-68 

14-15 


9-7 

15-16 

11-14 

16-75 

8-76 

12-54 

13-99 

11-32 

16-39 

16-78 

0-20 

2-89 

607 

7-78 

1070 

7-93 

1415 


-66 


6-93 


10-93 


Gesetzlich  zulässige  Maximalherabsetzung  des  Gesammtreinertrages : 

a)  gegenüber  dem  Keinertrage  pro  1896:  6*66  Proc, 

b)  gegenüber  der  Grundsteuerregelung:  6-94  Proc, 
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Tab.  IV.   Herabsetzung   den    Reinentragssuminen    der   einzelnen    Cultun- 
gattungen   gegenüber  den   Gnundsteuenregelung  (in    Ppocenten). 


t?; 


P4 


Culturgattun 


nach  den  Beschlüssen  der 


Landes- 
Commission 


Central- 
Conunission 


Procent  der  Herabsetzung 


Aecker     

Wiesen 

Gärten 

Weingärten 

Hutweiden 

Alpen 

Waldungen 

Seen,  Sümpfe  und  Teiche 


Gesammtheit  der  Culturen  .    .    . 


10-93 

4-88 
3-93 

22-07 
5-95 

18-97 
1-44 
1-84 


-66 


8-61 
8-75 
2-93 

20-60 
5-61 

19-56 
111 
1-90 


6-93 


Bezüglich  der  Schutz-  und  Bannwälder  wurden  von  drei  Landes- 
commissionen  specielle  Beschlüsse  gefasst.  Die  Landescommission  für  Steiermark 
beschloss  die  Herabsetzung  der  Einschätzung  aller  Schutz-  und  Bannwälder  um 
eine  Bonitätsciasse.  Ferner  ersuchte  sie  die  Eegierung,  es  mögen  auch  jene 
Waldungen,  welche  künftig  als  Schutzwaldungen  erklärt  werden,  im  Wege 
der  Evidenzhaltung  des  Grundsteuercatasters  in  die  nächstniedrigere  Bonitäts- 
classe  überstellt  werden,  —  was  ohne  Aenderung  des  Evidenhaltungsgesetzes 
vom  23.  Mai  1883  (E.-G.-ßl.  83)  nicht  möglich  wäre.  Die  Landescommission 
für  Kärnten  beantragte  eine  507oioe  Grundsteuerreduction  für  alle  Schutz- 
und  Bannwälder,  ohne  zwischen  diesen  beiden,  ihrer  Natur  nach  sehr 
verschiedenen  Formen  der  Einschränkung  der  Waldnutzung  zu  unterscheiden. 
Die  Krainer  Landescommission  befürwortete  die  gesetzliche  Steuerbefreiung 
der  Bannwälder. 

Der  Prägravierung  des  E  g  e  r  e  r  Kayons  wurde  durch  zahlreiche  Tarifs- 
herabsetzungen bei  den  Aeckern  und  Wiesen  Eechnung  getragen. 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  VII.  Band,  3,  Heft.  33 
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Eine  Ueberstellung  der  bei  der  Grrundsteuerregelung  grösstentheils  als 
Gärten  eingeschätzten  Hopfenanlagen  in  die  Culturgattung  der  Aecker 
oder  Wiesen  hat  nicht  stattgefunden. 

Was  endlich  jene  Wald-,  Alpen-  und  Weideparcellen  in  Tirol 
betrifft,  welche  unproductive  Flächen  enthalten,  so  wurden  dieselben  in  ent- 
sprechend niedrigere  Bonitätsclassen  überstellt. 

2.  Die  Verhandlungen  der  Centralcommission. 

Die  Eevisionsoperate  der  einzelnen  Länder  langten,  sammt  den  Classen- 
zusammenstellungen  und  Bezirksübersichten,  worin  die  ziffermässige  Wirkung  der 
Landescommissionsbeschlüsse  summarisch  dargestellt  war,  grösstentheils  anfangs 
Mai  1897  beim  Finanzministerium  ein,  wo  der  Referent  der  Centralcommission, 
unterstützt  von  einer  eigenen  Specialkanzlei,  alsbald  zu  deren  Prüfung  schritt. 
Nach  Abschluss  der  bezüglichen  Arbeiten  begannen  die  Verhandlungen  der 
Centralcommission. 

In  der  ersten  Sitzung  vom  12.  Juni  wurde,  nachdem  der  Referent  über 
die  Ergebnisse  der  Thätigkeit  der  Landescommissionen  berichtet  und  seine, 
theilweise  eine  Abänderung  derselben  bezweckenden  Anträge  im  Allgemeinen 
begründet  hatte,  ein  sechzehngliedriges  Comit^  behufs  Prüfung  der  Landes- 
commissionsbeschlüsse und  der  Referentenanträge  gewählt.  Dieses  Comite,  dessen 
Beschlüsse,  mit  Ausnahme  jener  über  die  Tarifsätze  für  Böhmen  und  einige 
Bezirke  Tirols,  einstimmig  gefasst  wurden,  bewältigte  seine  Aufgabe  in  7  Sitzungen, 
deren  letzte  am  1.  Juli  stattfand.  Der  Comitebericht  wurde  in  der  Plenarsitzung 
vom  5.  Juli  erstattet. 

Gemäss  §  19  des  Gesetzes  hatte  die  Centralcommission  die  Beschlüsse 
der  Landescommissionen  hauptsächlich  in  der  Richtung  zu  prüfen,  ob  hierdurch 
das  richtige  Verhältnis  von  Land  zu  Land  erhalten,  beziehungsweise 
soweit  hergestellt  wurde,  als  dies  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  der 
Catastralrevision  möglich  erschien. 

Diese  Frage  konnte  für  die  Mehrzahl  der  Länder  unbedenklich  bejaht 
werden.  Die  meisten  Länder  hatten  sich  nämlich,  wenngleich  vielfach  nicht  ohne 
begreifliches  Widerstreben,  bei  ihren  Beschlüssen  von  dem  Bewusstsein  leiten 
lassen,  dass  die  Catastralrevision  nicht  eine  weitgehende  Entlastung  der  Grund- 
steuerträger, sondern  lediglich  die  Ausgleichung  auffälliger  Missverhältnisse 
bezwecke,  und  auch  diese  nur,  insoweit  sie  bei  einer  Herabsetzung  der  Rein- 
ertragshauptsumme  um  11  Millionen  Gulden  ohne  Erhöhung  der  Reinertragssumme 
eines  Landes  möglich  ist. 

Dass  dies  jeweilig  eine  gewisse  Rücksichtnahme  auf  die  Reinertragsver- 
hältnisse in  den  anderen  Ländern  voraussetzte,  ist  selbstverständlich. 

Demgemäss  konnte  nicht  bloss  darauf  Bedacht  genommen  werden,  ob 
eine  bestimmte  Tarifsermässigung  den  Verhältnissen  der  betreffenden  Cultur- 
gattung, bezw.  des  betreffenden  Bezirkes  an  sich  absolut  entsprechen  würde  oder 
nicht.  Die  Landescommissionen  mussten  sich  vielmehr  bei  allen  Beschlüssen 
deren  ziffermässige  Wirkung  vor  Augen  halten  und  somit  von  vornherein  gewisser- 
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maassen    ein  .  bestimmtes     Contingent    der    Eeinertragsherabsetzung    zu     erzielen 
trachten. 

Ein  solcher  Vorgang,  so  anfechtbar  derselbe  bei  einer  allgemeinen  Neu- 
catastrierung  wäre,  ist  bei  einer  blossen  Revision  des  Catasters  an  und  für 
sich  sehr  zweckmässig,  voraussgesetzt,  dass,  wie  dies  bei  Vorbereitung  der 
Landescommissionsbeschlüsse  geschah,  vorher  unter  Berücksichtigung  der 
notorischen  Prägravierung  einzelner  Länder  und  aller  jeweilig  in  Betracht 
kommenden  wirtschaftlichen  Factoren  eine  möglichst  richtige  Auftheilung  des 
Nachlasscontingents  für  die  Gesammtheit  der  Länder  angestrebt  wird.  Bei  der 
in  Eede  stehenden  Catastralrevision  war  übrigens  ein  derartiges  analytisches 
Vorgehen,  angesichts  der  ziffermässigen  Begrenzung  der  ganzen  Action  im 
Gesetze,  geradezu  geboten.  Es  wäre  ja  sonst  wohl  eine  Abänderung  fast 
sämmtlicher  Tarifsbeschlüsse  durch  die  Centralcommission  unvermeidlich  gewesen. 

Wie  oben  (im  1.  Abschnitte)  bemerkt  wurde,  können  Nieder-  und  Ober- 
österreich, Tirol  und  Vorarlberg,  Steiermark,  dann  Görz-Gradisca,  im  Vergleiche 
zu  Böhmen  auch  Mähren,  als  durch  die  Tarifsbildung  anlässlich  der  Grund- 
steuerregolung  „prägravierte"  Länder  bezeichnet  werden.  Dass  sich  das  bezüg- 
liche Verhältnis  auch  seit  der  Grundsteuerregelung  nicht  zu  Gunsten  dieser 
Länder  verschoben  hat,  kann  angesichts  der  allgemeinen  Entwicklung  der 
Productions-,  Absatz-  und  Verkehrsfactoren  als  feststehend  bezeichnet  werden.  So 
entspricht  es  denn  vollkommen  dem  Zwecke  der  Catastralrevision,  dass  die 
diesen  Ländern  nach  den  Landescommissionsbeschlüssen  zutheil  werdende  Eein- 
ertragsherabsetzung die  für  die  Gesammtheit  der  Länder  gesetzlich  zulässige 
Herabsetzung  percentuell  nicht  unerheblich  übersteigt,  (S.  d.  Tabelle  IIL) 

Was  jedoch  das  Maass  dieser  Eeinertragsreduction  betrifft,  so  haben  die 
betreffenden  Landescommissionen  allerdings  nicht  durchwegs  auf  die  Ertragsver- 
hältnisse und  die  Tarifsätze  der  übrigen  Länder  genügend  Rücksicht  genommen. 
Insbesondere  gilt  dies  für  Görz-Gradisca,  dessen  Steuersumme  sich  nach  den 
Beschlüssen  der  dortigen  Landescommission  auf  etwa  die  Hälfte  reduciert  hätte, 
was  eine  ganz  unverhältnismässige  Begünstigung  dieses  Landes  bedeuten  würde, 
dann  für  Mähren,  welchem  seine  Landescommission  theils  durch  eine  auffallend 
ausgiebige  Herabsetzung  der  Einschätzung,  theils  durch  bedeutende  Tarifs- 
reductionen  einen  Antheil  von  mehr  als  26%  am  Gesammt-Nachlasse  zuwenden 
wollte,  —  eine  Entlastung,  die  eine  neue  Prägravierung  Niederösterreichs 
involvieren  würde.  Auch  die  für  Oberösterreich  beschlossenen  Tarifs- 
ermässigungen erscheinen  mit  Eücksicht  auf  die  Tarifsätze  der  angrenzenden 
Bezirke  Südböhmens  zum  Theile  als  zu  weit  gehend. 

Hinsichtlich  der  nicht  prägravierten  Länder  überstiegen,  die  von  den 
Landescommissionen  beschlossenen  Tarifsherabsetzungen  im  Allgemeinen  nicht 
dass  Maass  dessen,  was  ohne  Gefährdung  des  richtigen  Verhältnisses  von  Land 
zu  Land  möglich  war.  Hievon  sind  bloss  Krain  und  Böhmen  auszunehmen. 

In  K  r  a  i  n  wurden  nämlich,  obgleich  dort  schon  bei  der  Grundsteuer- 
regelung besonders  massige  Tarifsätze  aufgestellt  worden  waren,  so  bedeutende 
Tarifsabstriche  beschlossen,  dass  hiedurch  ein  Missverhältnis  zu  Ungunsten  von 
Kärnten  und  Steiermark  entstanden  wäre. 

33* 
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In  Böhmen  beschloss  die  Landescommission  vorerst  die  znr  Herstellung 
der  Gleichmässigkeit  innerhalb  des  Landes  erforderlichen  Tarifsänderungen  für 
einige  Schätzungsbezirke,  hierauf  aber  eine  allgemeine  gleichmässige  Herabsetzung 
aller  Acker-  und  Gartentarife,  u.  zw.  derart  (um  rund  7'57o)>  ^^^^  ^^^^  ^i® 
hieraus  resultierende  Verminderung  der  Eeinertragssurame  Böhmens  zu  der  für 
die  Gesammtheit  der  Länder  zulässigen  Verminderung  ebenso  verhalten  würde, 
wie  die  bisherige  Keinertragssumme  des  Landes  zu  jener  aller  Länder. 

Hienach  würde  also  Böhmen  an  dem  Gesammt-Steuernachlasse  von  2^2 
Millionen  fl.  einfach  so  participieren,  als  wenn  diese  Summe  zu  einer  percentuell 
gleichmässigen  Vertheilung  auf  sämmtliche  Länder  bestimmt  wäre,  was  eine 
entsprechende  Entlassung  der  prägravierten  Länder  geradezu  ausschliessen  würde. 

Unter  den  dargestellten  Verhältnissen  ergab  sich  für  die  Centralcommission, 
nachdem  der  den  Landescommissionsbeschlüssen  entsprechende  Gesammtausfall 
am  Eeinertrage  das  zulässige  Maximum  um  rund  2,850.000  fl.  überstieg,  und 
die  Landescommissionsbeschlüsse  hinsichtlich  der  Einschätzung  endgiltige 
waren,  die  Nothwendigkeit  einer  Kestriction  der,  von  den  Landescommissionen 
für  Oberösterreich,  Krain,  Görz-Gradisca,  Böhmen  und  Mähren 
beschlossenen  Tarifs  herabsetz  ungen.  Insbesondere  für  Görz-Gradisca  musste 
eine  solche,  um  die  Herstellung  eines  annähernd  richtigen  Verhältnisses  zu 
ermöglichen,  in  einschneidender  Weise  platzgreifen. 

In  diesem  Sinne  beantragte  daher  das  Commissionscomit^  eine  entsprechende 
Abänderung  der  betr-effenden  Tarifsätze.  Ueberdies  wurden  vom  Comite  für 
einige  Bezirke  der  Bukowina  kleine  Erhöhungen  der  bisherigen  Tarifsätze 
vorgeschlagen. 

Andererseits  glaubte  das  Comite,  für  einige  Länder,  wo  die  Landescommission 
eine  Tarifsermässigung  nicht  beschlossen  hatte,  eine  solche  beantragen  zu  sollen, 
u.  z.  für  Triest  zur  Ausgleichung  der  Missverhältnisse  gegenüber  den  Nachbar- 
ländern, für  Istrien  zur  Behebung  einer  kleinen  Ungleichmässigkeit  innerhalb 
des  Landes,  und  für  Galizien  bezüglich  der  Ackertarifsätze  einiger  Grenzbezirke 
zur  Ausgleichung  mit  jener;  der  betreffenden  Grenzbezirke  Schlesiens  und  der 
Bukowina.  Für  einige  Tarifsätze  in  Tirol  und  Schlesien  wurde  gegenüber 
den  Landescommissionsbeschlüssen  eine  etwas  stärkere  Herabsetzung  der  Tarif- 
sätze beantragt. 

Für  Niederösterreich,  Salzburg,  Vorarlberg,  Steiermark,  Kärnten  und 
Dalmatien  beantragte  das  Comite  die  unveränderte  Genehmigung  der  von  den 
betreffenden  Landescommissionen  beschlossenen  Tarifsänderungen. 

Für  Triest,  Görz  und  Gradisca  bedeuten  die  Comit^anträge  gegenüber  den 
Landescommissionsbeschlüssen  eine  Abänderung  der  Tarifsätze  für  sämmtliche 
Culturgattungen. 

Auf  die  Ackercultur  beschränken  sich  die  Abänderungsanträge  für  Ober- 
österreich, Krain,  Istrien  und  Galizien.  Jene  für  Tirol  betreffen  die  Aecker, 
Gärten,  Weingärten  und  Waldungen,  jene  für  Böhmen  die  Aecker  und  Gärten. 
Für  Mähren  wurden  Abänderungsanträge  hinsichtlich  der  Aecker,  Wiesen  und 
Weingärten  gestellt,  für  Schlesien  hinsichtlich  der  Aecker,  dann  der  Seen, 
Sümpfe  und  Teiche,  für  die  Bukowina  bezüglich  der  Waldungen. 
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In  der  Plenarberathung  der  Centralcommission  vom  5.  Juli  1897  vertraten 
die  Vertreter  Böhmens,  in  Uebereinstimmung  mit  ihrer  Haltung  im  Comit^,  den 
Standpunkt  der  Landescommission,  u.  z.  beantragte  das  Commissionsmitglied 
Graf  Zedtwitz  eine  Umarbeitung  der  vom  Comite  vorgeschlagenen  Tarifsätze  zu 
Gunsten  Böhmens. 

Diesen  Antrag  lehnte  die  Centralcommission  mit  29  gegen  12  Stimmen 
ab,  worauf  die  meisten  Vertreter  Böhmens  ihren  Austritt  aus  der  Commission 
erklärten. 

Sodann  wurden  (am  5.  und  6.  Juli  1897)  sämmtliche  Comit^anträge  mit 
einer  geringfügigen  Modification  hinsichtlich  einiger  Tarifsätze  der  Bukowina, 
unverändert  angenommen,  u.  zw.  grösstentheils  einstimmig. 

Die  ziffermässige  Wirkung  der  von  der  Centralcommission  beschlossenen 
Tarifsänderungen  —  in  Verbindung  mit  jener  der  Landescommissionsbeschlüsse 
bezüglich  der  Einschätzung,  —  also  der  Gesammteffect  der  Catastral- 
re Vision,  ist  aus  den  Tabellen  II.  bis  IV.  summarisch  zu  entnehmen.  Hienach 
reduciert  sich  die  Eeinertragshauptsumme  gegenüber  den  Ergebnissen  der  Grund- 
steuerregelung um  11,428.400  fl.,  gegenüber  dem  Reinertrage  für  das  Jahr 
1896  um  10,988.597  fl. ;  der  gesetzliche  Spielraum  wurde  also  nahezu  voll 
ausgenützt.  Was  die  Vertheilung  dieser  Ermässigung  auf  die  einzelnen  Länder 
betrifft,  so  konnte  hiedurch  allerdings  in  dem  Verhältnisse  zwischen  den 
betreffenden  Reinertragssummen  eine  absolut  bedeutende  Verschiebung  natur- 
gemäss  nicht  eintreten. 

Immerhin  war  aber  die  Verschiebung  für  einige  Länder  relativ  keineswegs 
unbeträchtlich,  und  dürfte  eine  unbefangene  Würdigung  der  betreffenden  Einzel- 
daten, namentlich  der  beschlossenen  Tarifsätze  und  der  auf  Grund  derselben 
resultierenden  Reinertragsdurchschnitte,  zu  dem  Ergebnisse  führen,  dass  durch 
die  Catastralrevision,  soweit  dies  deren  ziffermässige  Begrenzung  im  Gesetze 
gestattete,  die  möglichste  Entlastung  der  früher  prägravierten  Länder,  und 
überhaupt  die  Herstellung  eines  richtigeren  Verhältnisses  von  Land  zu  Land, 
s^wie  innerhalb  jedes  Landes  von  Bezirk  zu  Bezirk  und  von  Culturgattung  zu 
Culturgattung  erzielt  wurde. 

Die  Catastralrevision  hat  also  ihren  Zweck,  die  thunlichste  Verbesserung 
und  Richtigstellung  des  Reinertragsoperates  der  Grundsteuerregelung,  im  grossen 
und  ganzen  gewiss  erreicht,  u.  zw.  ohne  langwierige  und  kostspielige  Local- 
erhebungen,  und  bei  im  Allgemeinen  ziemlich  glattem  Verlaufe  der  Commissions- 
verhandlungen. 

3.  Die  Durchführung  der  Re  visi  ons  ergeb  niss  e  und  der 
Cultu  ränderungen. 
Bei  der  grossen  Anzahl  der  beschlossenen  Einschätzungsrichtigstellungen 
und  Tarifsänderungen  bedeutet  die  individuelle  Durchführung  der  Revisions- 
ergebnisse in  den  Catastraloperaten  eine  äusserst  umfangreiche  und  zeitraubende 
Arbeit,  welche  die  Berechnung  des  neuen  Reinertrages  für  die  grosse  Mehrzahl 
der  Grundparcellen,  die  Eintragung  der  Reinertragsdaten  in  die  gemeindeweisen 
Classenzusammenstellungen   und    deren   Uebertragung   in   die  vorher  hinsichtlich 
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der  Cultur-  und  Bonitätsansätze  richtiggestellten  individuellen  Grundbesitzbogen, 
sowie  in  die  Parcellenprotokolle  umfasst. 

Mit  Ausnahme  der  Eichtigstellung  der  Parcellenprotokolle  bilden  diese, 
alsbald  nach  dem  Abschlüsse  der  Commissionsverhandlungen  in  Angriff  genommenen 
Durchführungsarbeiten  eine  Voraussetzung  der  Grundsteuerveranlagung  auf  Grund 
der  Eevisionsergebnisse,  welche  nach  §  21  des  Eev.-Gesetzes  schon  vom  Jahre 
1897  an  platzzugreifen  hat.  Die  Arbeiten  wurden  daher  möglichst  beschleunigt, 
so  dass  die  Eichtigstellung  der  Besitzbogen  grösstentheils  schon  im  April  1898 
zum  Abschlüsse  gelangte.  Auf  Grund  der  neuen  Besitzbogen  wird  sodann  die  Grund- 
steuer für  1897,  welche  vorher  nach  Maassgabe  der  alten  Operate  provisorisch 
vorgeschrieben  worden  war,  definitiv  vorgeschrieben,  und  die  Ausgleichung  der 
Differenzen  zwischen  der  provisorischen  und  definitiven  Vorschreibung,  sowie  die 
entsprechende  Verständigung  der  Steuerträger  veranlasst. 

Die  den  Evidenzhaltungsbeamten  vorbehaltene  Erhebung  der  dauernden 
Culturänderungen  konnte  wegen  der  vielfach  sehr  bedeutenden  Zahl  derselben 
nicht  überall  schon  in  der  Feldarbeitsperiode  des  Jahres  1897  beendet  werden. 
Auch  die  successive  Durchführung  dieser  Aenderungen,  deren  Inangriffnahme 
zum  Theile  vor  Abschluss  der  vorerwähnten  Durchführungsarbeiten  nicht  möglich 
war,  wird  eine  geraume  Zeit  erfordern.  So  dürfte  denn  diese  in  ihren  technischen 
Details  hier  nicht  näher  zu  erörternde  Gruppe  der  Eevisionsarbeiten,  und  die 
auf  Grund  der  bezüglichen  Ergebnisse  vorzunehmende  nachträgliche  Eichtigstellung  der 
Steuervorschreibung  in  einigen  Ländern  erst  im  Jahre  1899  vollständig  bewältigt 
werden  können. 

Uebrigens  lässt  sich  schon  auf  Grund  der  bisherigen  Arbeiten  feststellen, 
dass  das  nach  d«n  Commissionsbeschlüssen  hinsichtlich  der  Einschätzungsverstösse 
und  der  Tarifsätze  resultierende  Verhältnis  zwischen  den  Eeinertragssummen  der 
einzelnen  Länder  auch  nach  Durchführung  der  vor  dem  Jahre  1897  stattgefundenen 
Culturänderungen  im  grossen  und  ganzen  nicht  allzu  sehr  alteriert  werden  wird. 
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gesetze der  Colonie  Neu-Seeland  vom  18.  0  ctober  1894  und  12.  October  1896. 
(Wien,  1897,  Manz.  90  S.  in  8^). 

Es  dürfte  wohl  kaum  eine  zweite  Specialarbeit  über  einen  Gegenstand  der  volks- 
wirtschaftlichen Praxis  geben,  in  welcher  das  gesammte  thatsächliche,  gesetzgeberische 
und  verwaltungsrechtliche  Material  in  so  gedrängter  und  knapper  Form  zusammengetragen 
wäre,  wie  in  den  erstgenannten  Schriften  Schwiedlands.  Dieselben  behandeln  zunächst 
die  Erscheinungsformen  und  den  Begriff  der  Hausindustrie,  deren  Stellung  im  österrei- 
chischen Gewerberechte,  die  Ursachen  der  Bestrebungen  zu  ihrer  Regelung  und  die  Mittel 
ihrer  Bekämpfung.  Hieran  schliessen  sich  die  Darstellungen  der  durch  die  Gesetzgebung 
oder  die  Verwaltung  anderer  Staaten  getroffenen  Maassnahmen  wider  die  Heimarbeit, 
sowie  der  Aeusserungen  aus  den  Kreisen  der  österreichischen  Interessenten  über  ein- 
schlägige Absichten  unserer  Regierung,  endlich  die  bezüglichen  Vorschläge  der  politischen 
Parteien  des  In-  und  Auslandes.  Die  eigenen  Vorschläge  des  Verfassers  enthält  Cap.  VI 
der  zweitgenannten  Schrift  (p.  80 — 98).  Schwiedland  fasst  seine  eigenen  Vorschläge  in 
15  Punkten  zusammen  und  behandelt  dabei  eingehend  die  Frage  der  Ausdehnung  des 
Arbeiterschutzes  auf  die  Hausindustrie.  Den  bisherigen  Vorschlägen  der  österreichischen 
Regierung  legt  der  Verfasser  wenig  oder  gar  keinen  Erfolg  bei.  Die  Regierung  will 
die  Zahl  der  Sitzgesellen  dadurch  regeln,  dass  ihre  Arbeit  an  den  Besitz  einer  behördlich 
ausgefertigten  Arbeitskarte  geknüpft,  und  die  Zwischenmeister  durch  Verhinderung  des 
Nachwuchses  allmählig  auf  den  Stand  von  Sitzgesellen  reduciert  werden.  Der  Verfasser  fragt 
nun  mit  Recht,  ob  sich  die  Verwaltung  genügend  mächtig  erweisen  würde,  Sitzgesellen, 
welche  ohne  Legitimation  weiterarbeiten,  das  Handwerk  zu  legen.  Schon  ihre  grosse 
Zahl  stehe  der  Wirksamkeit  dieser  Maassregel  entgegen,  und  eine  Strafsanction  scheine 
kaum  denkbar.  Es  fehle  übrigens  die  wesentlichste  Voraussetzung,  nämlich  die  genaue 
Registrierung  der  Heimarbeiter. 

Auch  die  zweite  von  der  Regierung  in's  Auge  gefasste  Maassregel,  die  Stückmeister 
zum  Halten  von  Lehrlingen  nicht,  oder  nur  ausnahmsweise,  auf  Grund  einer  besonderen 
Bewilligung,  zu  berechtigen,  dürfte  kaum  zum  Ziele  führen.  Abgesehen  davon,  dass  in 
Wien  viele  der  armseligsten  Zwischenmeister  noch  immer  formell  als  gewerbliche  Unter- 
nehmer angemeldet  sind,  einen  Steuerschein  besitzen,  wenngleich  sie  die  Steuer  nicht 
entrichten,  —  also  abgesehen  davon,  dass  diese  „Gewerbetreibenden"  Mitglieder  der 
Gewerbegenossenschaften  sind  und  wohl  kaum  gegen  Willen  dieser  heute  einflussreichen 
Corporationen  verhalten  werden  könnten,  auf  die  Beschäftigung  von  Lehrlingen  zu  ver- 
zichten — ,  sind  viele  dieser  Stttckmeister  während  der  Saison  Kundenschneider  u.  s.  w., 
und  nur  in  der  stillen  Zeit  „Stück" -Meister  im  Sinne  des  Entwurfes.  Auch  würde 
eine  Entziehung  der  jugendlichen  Hilfsarbeiter  die  grösseren  Unternehmer  mancher 
Gewerbe  unzweifelhaft  dazu  veranlassen,  ihre  Arbeiten  niclit  mehr  in  Wien  und  auch 
nicht  mehr  auf  dem  flachen  Lande,   sondern   in  dem  socialpolitisch    so   glücklich  rück- 
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ständigen  Ungarn  ausführen  zu  lassen.  Wahrscheinlicher  jedoch  ist  noch,  dass  auch  diese 
zweite  Vorschrift  auf  dem  Papiere  bleiben  würde. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  besonders  erwähnt,  dass  der  „Dritte  Vorbericht"  eine 
äusserst  wertvolle  knappe  „Uebersicht  über  die  Specialgesetzgebungen  wider  die 
Heimarbeit"  enthält.  Aus  diesem  Eesume  kann  die  Erkenntnis  geschöpft  werden,  dass 
—  neben  einigen  Staaten  der  nordamerikanischen  Union  und  den  australischen  Colonien  — 
in  Europa  bisher  nur  England  und  die  Schweiz  einen  irgend  erheblichen  Anlauf 
zur  Schaffung  von  Maassnahmen  gegen  die  Heimarbeit  genommen  haben. 

Inbezug  auf  die  Fortbildung  des  gewerblichen  Arbeiterschutzes  höchst 
wertvoll  ist  auch  die  an  letzter  Stelle  genannte  Schrift.  „Zweifellos  ist  die  Colonie  Neu- 
seeland", so  sagt  der  Verfasser,  "einer  jener  Staaten,  auf  welche  man  zuerst  hinblickenmuss, 
wenn  es  sich  um  die  Fortbildung  der  Arbeiterschutzgesetze,  wenn  es  sich  um  eine  erfreuliche 
Zukunft  der  Socialpolitik  handelt."  Diese  Worte  finden,  —  wenn  auch  australische  Gesetze 
wegen  der  Verschiedenheit  der  dortigen  Wirtschaftslage  von  der  des  europäischen  Con- 
tinentes  nicht  ohne  weiteres  für  letzteren  massgebend  sein  können  — ,  in  der  That  ihre  Recht- 
fertigung, wenn  man  das  mit  ausserordentlichem  Erfolge  aus  dem  englischen  Urtexte  über- 
tragene Fabriksgesetz  der  Colonie  Neu-Seeland  durchstudiert,  wenn  man  weiters  die 
ungemein  weitgehenden  und  zahlreichen  anderen  Gesetze  dieses  Staates  sowie  der  Colonie 
Victoria  bedenkt,  welche  in  der  Publication  auszugsweise  wiedergegeben  sind.  Das 
Fabriksgesetz  enthält  Vorschriften  über  die  Gewerbe-Inspection,  über  die  Verzeichnisse, 
welche  in  jeder  Betriebsstätte  zu  führen  sind,  über  die  obligatorische  Markierung  der  haus- 
industriell angefertigten  Arbeiten,  überhaupt  über  die  Heimarbeit,  dann  hygienische 
Vorschriften  in  betreff  der  Betriebsstätten,  über  die  Beschäftigung  weiblicher  und  jugend- 
licher Arbeiter,  über  die  Maximalarbeitszeit,  über  Minimallöhne  bei  Ueberarbeit,  sowie 
über  Ruhetage.  Die  Durchführung  dieses  Gesetzes  überwachen  nicht  weniger  als  163  Gewerbe- 
inspectoren  und  ein  weiblicher  Inspector  in  rund  4600  Fabriken  und  „Werkstätten"  bei 
rund  33.000  Arbeitern!  Der  Bericht  des  Arbeitsdepartements  für  1894/95  betont,  dass 
das  Fabriksgesetz  unter  den  Betheiligten  lebhafte  Befriedigung  hervorgerufen  habe:  Die 
Unternehmer  anerkennen,  dass  das  frühere  Gesetz  nur  in  maassvoller  Weise  verschärft 
wurde,  die  Arbeiter  hingegen  sind  durch  die  erlangten  Vortheile  befriedigt.  Insbesondere 
die  Bestimmung,  wonach  in  den  Fällen  der  Ueberarbeit  der  schriftliche  Erlaubnisschein 
des  Inspectors  in  der  Betriebsstätte  angeschlagen  werden  muss,  sowie  der  für  Ueberarbeit 
vorgeschriebene  Minimallohn  wird  im  Allgemeinen  als  ein  grosser  Fortschritt  bezeichnet, 
wenn  auch  die  Gewerkschaften  den  Vorwurf  machen,  dass  die  Ueberarbeit  den  Arbeits- 
losen Beschäftigung  vorenthalte. 

Wichtig  ist  ferner  das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter  14  Jahren, 
wodurch  deren  Schulunterricht  intensiver  gestaltet,  das  geistige  Niveau  des  Arbeiters 
gehoben  und  „die  Geldgier  jener  Elemente  gehemmt  wird,  denen  mehr  an  den  Schillingen 
liegt,  welche  die  Kinder  in  der  Fabrik  verdienen  können,  als  an  deren  geistiger  und 
moralischer  Wohlfahrt."  Die  Maximalarbeitszeit  erwachsener  Männer  wird  im  Gesetze 
nicht  geregelt:  dies  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Organisation  der  Gewerkschaften  auch 
nicht  erforderlich.  Die  Leistung  der  Arbeiterschaft  in  Neu-Seeland  steht  übrigens,  Dank 
der  Körperverfassung,  Erziehung  und  Befähigung  der  Arbeiter  so  hoch,  dass  sie  höhere 
Löhne  bezieht  als  in  England.  Von  grossem  Interesse  sind  ferner  die  Bestimmungen  über 
die  Heimarbeit.   Deren  Erfolge  hebt  das  gehaltvolle  „Nachwort"  des  Verfassers  hervor. 

Zum  Schluss  sei  noch  einer  Maassregel  der  Colonie  Victoria  erwähnt,  wo  Commis- 
sionen  für  die  wichtigsten  Gewerbe,  wo  Heimarbeit  vorkommt,  bestellt  wurden,  und 
Bestimmungen  über  obligatorische  Mindestlöhne,  sowie  über  das  Verhältnis  der 
Zahl  der  Lehrlinge  zu  jener  der  erwachsenen  Arbeiter  bestehen.  Ueber  den  Erfolg 
dieser  Maassregel  fehlen  derzeit  noch  officielle  Daten. 

Wichtige  und  weittragende  Gesetze  stehen  in  Neu-Seeland  in  Vorberathung,  so 
über  die  Altersversorgung  der  Arbeiter,  über  den  Achtstundentag,  welche  bereits  zur 
Regierungsvorlage  gediehen  sind.  Ja,  nach  einem  Telegiamme  der  letzten  Tage  soll  die 
Achtstundenvorlage  bereits  Gesetz  geworden  sein.  Es  ist  eben  ein  Geist  thätiger  Social- 
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politik,   welcher  nicht  bloss   aus   der   Zahl   der  Arbeitergesetze   spricht,   sondern   alle 
Gebiete  der  öffentlichen  Verwaltung'  durchdringt. 

Diese  entsprechend  coramentierte  Uebersetzung  eines  hoclibedeutsamen  Fabriks- 
gesetzes macht  aber  den  Mangel  einer  centralen,  internationalen  Stelle  fühlbar, 
welche  jahraus,  jahrein  die  Gesetze,  Verordnungen,  Erlässe,  Publicatiouen  und  dergleichen 
aller  Culturstaaten  und  ihrer  die  Arbeitsverhältnisse  betreffenden  Institutionen  regelmässig 
und  lückenlos  zu  veröffentlichen  und  zugänglich  zu  machen  hätte.  Und  nicht  die  blossen 
Maassnahmen,  sondern  auch  deren  Handhabung  und  Wirksamkeit  müsste  von  jener  Central- 
stelle  auf  Grund  officieller,  objectiver  Berichte  allgemein  bekanntgemacht  werden! 

Dr.  E.  Kobatsch. 

Rauchberg:  „Der  Clearing-  und  Giroverkehr  in  Oesterreich-Ungarn  und  im 
Auslande." 

Der  Verfasser,  der  schon  vor  10  Jahren  eine  umfassende  Studie  über  den  Clearing- 
und  Giroverkehr  veröffentlicht  hat,  setzt  in  der  vorliegenden  Arbeit  in  dankenswerter 
Weise  seine  Untersuchungen  über  die  creditwirtschaftliche  Organisation  des  Zahlungs- 
processes  fort.  Die  Ueberzeugung  von  der  volkswirtschaftlichen  Wichtigkeit  des  Giro- 
und  Clearingverkehres  ist  gegenwärtig  eine  so  allseitige  und  die  Technik  desselben  ist 
so  oft  beschrieben  worden,  dass  nach  dieser  Eichtung  kaum  mehr  etwas  zu  sagen 
erübrigt;  auch  in  Oesterreich,  wo  die  Erkenntnis  der  Bedeutung  des  Girowesens  sich  nur 
langsam  Bahn  gebrochen  hat,  fehlt  es  nicht  mehr  an  Giro- Organisationen  und  niemand 
kann  im  Unklaren  darüber  sein,  welche  Wichtigkeit  der  rationellen  Regelung  des  Zahlungs- 
verkehres speciell  im  Hinblicke  auf  unsere  Währungsreform  zukommt.  Es  ist  daher  sehr 
zeitgemäss,  unsere  Einrichtungen  auf  diesem  Gebiete  mit  jenen  anderer  Staaten  kritisch 
zu  vergleichen,  ihre  Wirksamkeit  wissenschaftlich  zu  untersuchen  und  so  einen  Maasstab 
dafür  zu  gewinnen,  inwieweit  sie  ihrer  Aufgabe  gerecht  werden.  Eauchberg  unterzieht 
sich  dieser  Arbeit  an  der  Hand  eines  äusserst  umfassenden  statistischen  Materiales,  welches 
sich  niiht  nur  auf  die  grossen  europäischen  Staaten,  sondern  auch  auf  Amerika  und 
Australien  erstreckt;  die  Resultate  seiner  Untersuchungen,  welchen  Gründlichkeit  und 
vollkommene  Beherrschung  des  Stoffes  nachgerühmt  werden  kann,  sind  nach  mancher 
Richtung  hin  bemerkenswert. 

Dass  die  Organisation  unseres  Zahlungsverkehres  gegenüber  der  der  westeuropäischen 
Staaten  und  Amerikas  als  sehr  zurückgebliehen  bezeichnet  werden  muss,  ist  bekannt. 
Dies  erhellt  nicht  so  sehr  aus  dem  Vergleiche  der  absoluten  Beträge  der  hier  und  dort 
giromässig  ausgeglichenen  Zahlungen,  welcher  mit  Eücksicht  auf  die  ganz  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  in  Betracht  kommenden  Länder  nicht  entscheidend  ist, 
als  aus  dem  Vergleiche  der  Structur  der  Giro-  und  Clearingumsätze.  So  sind  die  Com- 
pensationsquoten  der  ausländischen  Abrechnungsstellen  unverhältnismässig  höher  als  die 
unseres  Saldierungsvereines,  in  welchem  1896  nur  18'3  Proc.  der  eingelieferten  Titres  com- 
pensiert  werden  konnten;  noch  charakteristischer  sind  aber  die  Ergebnisse  der  Unter- 
suchungen, über  die  Structur  des  Cassarevirements  englischer  und  amerikanischer  Banken. 
Im  Jahre  1880  wurde  festgestellt,  dass  die  Einnahmen  der  Londoner  Banken  zu  97'23  Proc. 
in  Checks  und  nur  zu  2-04  Proc.  in  Noten  und  0'73  Proc.  in  Münzen  bestanden,  während 
nach  den  im  Jahre  1896  bei  einer  unserer  ersten  Banken  gepflogenen  Erhebungen 
54'7  Proc.  der  Eingänge  und  62*5  Proc.  der  Ausgänge  sich  durch  bare  Ein-  und  Aus- 
zahlungen 37-7  Proc,  beziehungsweise  26"2  Proc,  durch  Gutschriften  auf  Giroconto  und 
nur  7'6  Proc,  beziehungsweise  11"3  Proc.  durch  Checks  vollzogen  haben.  Wenn  man 
bedenkt,  dass  in  Oesterreich  doch  mehrere,  scheinbar  vortrefflich  organisierte  Giro- 
Institutionen  vorhanden  sind,  so  muss  es  auffallen,  dass  die  Structur  unseres  Giro-  und 
Clearingverkehres  ein  so  unerfreuliches  Bild  zeigt,  und  es  ist  nothwendig,  sich  über  die 
Ursachen  dieser  Erscheinung  klar  zu  werden.  In  erster  Linie  fällt  hiebei  die  relativ 
geringe  Betlieiligung  unseres  Kaufniannsstandes  am  Giroverkehre  auf.  Von  257.000  Wechseln 
im  Betrage  von  500  Millionen  Gulden,  welche  der  Wiener  Giro-  und  Cassenverein  im 
Jahre  1896  eincassierte,  waren  nur  8  Proc.  bei  Banken  zahlbar  gestellt,  während  92  Proc. 
bei  den  Verpflichteten  direct  präsentiert  werden  mussten.    Rauchberg  berechnet,   dass 
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nur  etwa  6  Proc.  der  in  Oesterreich  protokollierten  Firmen  ein  Giroconto  bei  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  haben,  und  mau  wird  nicht  fehl  gehen,  wenn  man 
behauptet,  dass  ein  grosser  Theil  der  österreichischen  Kaufmannschaft  überhaupt  ohne 
regelmässige  Bankverbindung  arbeitet.  Mit  Recht  findet  Rauchberg  die  Erklärung 
dieser  auffälligen  Erscheinung,  für  welche  der  Hinweis  auf  die  durch  unser  Papiergeld- 
system erleichterte  Gewöhnung  an  eigene  Cassahaltung  nicht  hinreicht,  in  der  schwachen 
ökonomischen  Fuiidierung  vieler  kaufmännischer  Existenzen,  welchen  es  an  dem  erforder- 
lichen Betriebscapital  fehlt.  Dies  wird  dann  durch  übergrosse  Ausdehnung  des  Waren- 
credites  zu  ersetzen  gesucht,  was  wieder  naturgemäss  die  Scheu  vor  strengeren  Zahlungs- 
bedingungen gegenüber  dem  Fabrikanten  und  Grosshändler  zur  Folge  hat.  Die  offenen 
Buchschulden,  welche  durch  Barzahlungen  ausgeglichen  werden,  nehmen  daher  einen  viel 
zu  grossen  Raum  ein,  und  diese  Verhältnisse  bringen  es  mit  sich,  dass  theils  das  Sub- 
strat für  Bankthätigkeit  fehlt,  theils  die  Scheu,  einem  Bankier  den  Einblick  in  die 
Geschäftsgebarung  zu  gewähren,  von  einer  stabilen  Bankverbindung  zurückhält.  Selbst- 
verständlich können  diese  tiefer  liegenden  Momente  durch  noch  so  gute  Giro-Organisationen 
nicht  paralysiert  werden,  man  muss  nur  hoffen,  dass  die  Kaufmannschaft  selbst  nach 
und  nach  das  Bedürfnis  empfinden  wird,  zu  anderen  Formen  des  Zahlungsverkehres 
überzugehen. 

Die  vorstehend  erwähnten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  enthalten  auch  die  Erklärung 
für  die  ganz  eigenartige  Entwicklung  unserer  einheimischen  Giro-Organisationen.  Während 
in  England  und  Amerika,  wo  nicht  nur  der  Kaufmannsstand,  sondern  auch  ein  grosser 
Theil  des  Privatpublicums  seit  langeher  daran  gewöhnt  ist,  seine  Cassa  nicht  selbst  zu 
fuhren,  sondern  durch  einen  banker  führen  zu  lassen,  die  Organisation  des  Giro-  und 
Clearingverkehres  eine  vollkommen  in  sich  geschlossene  ist,  hat  sich  bei  uns  ein  Giro- 
verkehr nur  da  entwickelt,  wo  ganz  besonders  günstige  Vorbedingungen  dafür  vorhanden 
waren,  oder  wo  dem  Publicum  besonders  in  die  Augen  springende  Vortheile,  welche  ein 
Lockmittel  bildeten,  geboten  werden  konnten.  Ersteres  ist  der  Fall  bezüglich  des 
Zahlungsverkehres  der  Wiener  Banken  und  Bankiers,  welcher  im  Wiener  Giro-  und 
Cassenvereine  seinen  Mittelpunkt  findet,  letzteres  gilt  für  die  Oesterreichisch-ungarische 
Bank  und  für  das  k.  k.  Postsparcassenamt,  welche  insbesondere  durch  die  Vortheile  der 
Geldübertragung  von  Platz  zu  Platz  ein  wirksames  Mittel  hatten,  auch  weitere  Kreise 
zum  Giroverkehre  heranzuziehen.  Jedes  der  genannten  drei  Institute  hat  es  denn  auch 
verstanden,  im  Kreise  seiner  Contoinhaber  einen  namhaften  Giroverkehr  zu  entwickeln. 
So  betrugen  die  Girorevirements  im  Jahre  1896  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank 
h  Milliarden  Gulden,  bei  der  Postsparcasse  3  Milliarden  Gulden  und  beim  Wiener  Giro- 
und  Cassenvereine  5"5  Milliarden  Gulden,  —  gewiss  sehr  ansehnliche  Beträge.  Allein 
v/ir  haben  es  hier,  wie  Rauchberg  mit  Recht  bemerkt,  mit  drei  Theilorganisationen 
zu  thun,  jvelchen  die  enge  Verbindung  noch  fehlt,  und  dieser  organisatorische  Mangel 
bringt  es  mit  sich,  dass  unser  Giroverkehr  selbst  bei  den  genannten  Instituten  —  \on 
dem  fast  vollkommen  giromässig  abgewickelten  Zahlungsverkehr  des  Wiener  Giro-  und 
Cassenvereines  für  die  Effecten-Transactionen  der  Wiener  Börse  abgesehen  —  sich 
mehr  extensiv  als  intensiv  entwickelt  hat.  So  erklärt  es  sich,  dass  während  nach 
Rauchberg  von  den  im  Wiener  Saldierungsvereine  vertretenen  Instituten  über 
200.000  Checks  im  Betrage  von  circa  2200  Millionen  Gulden  eingelöst  worden  sind,  in 
demselben  Zeiträume  im  Wiener  Saldierungsvereine  die  Gesammteinlieferungen  nur 
387  Millionen  Gulden  betragen  haben,  von  welchen  aber  auf  Checks  nicht  mehr  als 
16  Proc.  entfallen  dürften,  während  der  Rest  der  Einreichungen  auf  Wechsel  entfällt. 
Der  immerhin  namhafte  Checkverkehr  der  Wiener  Banken  hat  also  fast  gar  kein  Material 
zur  Abrechnung  geliefert.  Die  überwiegende  Anzahl  der  Checks  scheint  daher  zu  Bar- 
abhebungen benützt  zu  werden,  was  durch  statistische  Erhebungen  bei  verschiedenen 
Instituten  bestätigt  wird,  während  ein  wirklicher  Checkverkehr  kaum  zwischen  den  Kunden 
ein  und  derselben  Bank,  beziehungsweise  des  Postsparcassenamtes,  durchaus  aber  nicht 
zwischen  den  Girokunden  verschiedener  Institute  stattfindet.  Auch  diese  Erscheinung  hat 
wohl  theilweise  in  den  Creditverbältnissen  und  darin  ihren  Grund,  dass  der  Kreis  der  Giro- 
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conti  führenden  Kaufleute  noch  immer  so  eng  ist;  zweifellos  könnte  aber  in  dieser  Richtung 
durch  organisatorische  Verbesserungen  manches  geändert  werden,  insbesondere  wäre, 
wie  Rauchberg  in  vollkommen  zutreffender  Weise  meint,  eine  intensivere  Verbindung 
des  Postsparcassenamtes  mit  den  übrigen  Giroinstituten  anzustreben.  Rauchberg  wieder- 
holt die  aus  Fachkreisen  längst  geltend  gemachte  Forderung  nach  dem  Beitritte  der 
Postsparcassa  zum  Saldierungsvereine,  der  zweifellos  sehr  wünschenswert  wäre.  Wenn 
auch  das  Postsparcassenamt  vorerst  in  der  Abrechnung  stets  passiv  sein  würde,  so  könnten 
doch,  wenn  die  zahlreichen  bei  den  Wiener  Banken  eingehenden  Postchecks  nicht  direct 
beim  Postsparcassenamte  eincassiert,  sondern  in  den  Wiener  Saldierungsverein  eingeliefert 
würden,  unnütze  Bargeldbewegungen  vermieden  werden.  Der  Beitritt  des  Postsparcassen- 
amtes zum  Wiener  Saldierungsvereine,  der  übrigens,  wie  wir  hören,  demnächst  erfolgen 
wird'),  würde  aber  erst  dann  einen  wahrhaften  Fortschritt  bedeuten,  wenn  das  Post- 
sparcassenamt Checks  auf  im  Saldierungsvereine  vertretene  Banken  in  Zahlung  nehmen 
würde,  wodurch  es  auch  Activposten  für  die  Abrechnung  gewinnen  könnte  und  wenn  der 
schon  jetzt  bestehende  Ueberweisungsverkehr  zwischen  dem  Postsparcassenamte  und  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  auf  andere  im  Saldierungsverein  vertretene  Institute 
ausgedehnt  und  von  jeder  Provision  befreit  würde. 

Als  den  wichtigsten  Schritt  zur  Vervollkommnung  unseres  Zahlungswesens  bezeichnet 
Rauchberg  mit  Recht  die  Reform  der  staatlichen  Cassenverwaltung  und  ihres  Zahlungs- 
dienstes. Vereinzelte  Maassnahmen  in  dieser  Richtung  sind  schon  in  den  letzten  Jahren 
eingeführt  worden;  so  die  Steuereinziehung  durch  das  Postsparcassenamt  und  die  Theil- 
nahme  der  Staatsschuldencasse  und  der  Staatscentralcasse  am  Giroverkehre  des  Wiener 
Giro-  und  Cassenvereines,  welcher  das  Wechselincasso  für  die  Staatscentralcasse  besorgt, 
während  die  Staatsschuldencasse  auf  Verlangen  der  Parteien  Coupons  von  Staatspapieren 
durch  Ausstellung  von  Checks  auf  das  genannte  Institut  einlöst,  welche  durch  das  vor- 
erwähnte Wechselincasso  gedeckt  werden.  Von  diesen  Anfängen  bis  zu  der  bankmässigen 
Organisation  des  staatlichen  Zahlungsdienstes  ist  freilich  ein  weiter  Weg,  allein  es  ist 
nicht  abzusehen,  warum  nicht  bei  uns  diese  Reform  ebenso  durchgeführt  werden  könnte, 
wie  es  in  anderen  Staaten  längst  der  Fall  ist,  zumal  die  Organisation  des  Postsparcassen- 
amtes die  Durchführung  derselben  wesentlich  erleichtern  würde.  Man  kann  Rauchberg 
unbedenklich  zustimmen,  wenn  er  in  grossen  Zügen  die  Art  und  Weise  skizziert,  wie 
sowohl  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank,  als  auch  das  Postsparcassenamt  für  den 
staatlichen  Zahlungs-  und  Einziehungsdienst  verwendet  werden  könnte.  Selbstverständlich 
müsste  das  Postsparcassenamt  mit  seinem  weit  verzweigten  Apparat  sowohl  zur  Ein- 
ziehung der  Gelder  als  auch  zur  Auszahlung  derselben  an  die  letzte  Hand  verwendet 
werden.  Die  von  diesem  Amte  gesammelten  Bestände  müssten  aber  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  übergeben  werden,  welche  die  Geldbewegung  von  und  zu  den  Central- 
cassen  zu  vermitteln  und  als  Centralgebarungsstelle  zu  fungieren  hätte.  Gerade  mit 
Rücksicht  auf  die  Währungsreform  muss  grosses  Gewicht  darauf  gelegt  werden,  dass  die 
staatlichen  Cassenbestände,  welche  einen  erheblichen  Theil  der  in  Oesterreich  circu- 
lierenden  Barmittel  ausmachen,  in  der  Hand  des  Noteninstitutes  vereinigt  werden.  Für 
gewisse  Zahlungsgeschäfte,  welche  mit  dem  Effectenmarkte  zusammenhängen,  wird  nach 
wie  vor  der  Wiener  Giro-  und  Cassenverein,  soweit  es  sich  um  Wien  handelt,  mit  Erfolg 
zu  verwenden  sein,  wie  denn  überhaupt  bei  dieser  Reform  die  möglichst  weitgehende 
Ausnützung  aller  Giroinstitutionen  und  nicht  etwa  die  einseitige  Erweiterung  einer  ein- 
zelnen derartigen  Organisation  angestrebt  werden  müsste. 

Mit  den  weit  ausgreifenden  Reformvorschlägen  bezüglich  des  staatlichen  Cassen- 
wesens,  welche  gewiss  die  eingehendste  Beherzigung  der  betheiligten  Kreise  verdienen, 
schliesst  Rauchberg  seine  interessante  Abhandlung,  deren  reicher  Inhalt  hier  nicht 
erschöpfend  gewürdigt  werden  konnte.  Besonders  hervorgehoben  seien  nur  noch  die  sehr 
bemerkenswerten  Untersuchungen  über  das  Verhältnis  der  Bewegung  der  Notenreserve 
zu  der  der  Giroguthaben  bei   der  deutschen  Reichsbank.    Während  sich  nämlich  bei  der 
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Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  wohl  infolge  des  relativ  noch  zu  gering  entwickelten 
Giroverkehres,  irgendwelche  Beziehungen  zwischen  diesen  beiden  Elementen,  oder  über- 
haupt regelmässige  Bewegungen  derselben  nicht  nachweisen  lassen,  zeigt  sich,  dass  bei 
der  Eeichsbank  im  Jahre  1896  Notenreserve  und  Girobestände  in  der  Regel  parallel 
laufen;  gegen  die  Quartalsabscliliisse  zu  beginnt  jedoch  regelmässig  die  Notenreserve  zu 
schwinden,  während  gleichzeitig  eine  ganz  ausgesprochene  Gegenbewegung  in  den  Giro- 
Guthabungen  eintritt,  die  etwa  vierzehn  Tage  vor  diesen  Terminen  zu  wachsen  beginnen 
und  nachher  wieder  abschwellen,  während  die  Notenreserve  zunimmt.  Es  wäre  wünscliens- 
wert,  diese  Beobachtungen  während  eines  grösseren  Zeitraumes  fortzusetzen;  sollten  sie 
sich  dauernd  als  richtig  erweisen,  so  würden  sie  ein  wichtiges  Argument  für  den  Ein- 
fluss  eines  ausgebreiteten  Giroverkehres  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Notenbanken 
enthalten.  Hg. 

Berichte  über  die  Terhandlungen  und  Beschlüsse  der  Oeneralversammlung 
des  Vereines  der  Curorte  und  Mineralquellen- Interessenten  Deutschlands, 
Oesterreich-Ungarns  und  der  Schweiz  vom  6.  bis  8.  October  1896  zu  Wien.  (Berlin. 
Im  Selbstverlage  des  Vereines  1897):  Vortrag  des  Amtsrathes  Otto  Mayr  in  St.  Polten 
(früher  in  Karlsbad)  über  die  ^^ausserösterreichische  Quellenschutzgesetz- 
gebung". 

Amtsrath  Mayr,  dem  wir  die  im  österreichischen  Staatswörterbuche  über  Ein- 
ladung des  Grazer  Universitätsprofessors  Dr.  Mischler  veröffentlichte,  ausgezeichnete 
Monographie  „Quellenschutz"  zu  verdanken  haben,  macht  uns  in  diesem  prägnant 
gehaltenen,  aber  den  Stoif  umfassenden  Vortrag  unter  Hinweisung  auf  die  Rechtsquellen 
und  die  einschlägige  Literatur  mit  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Heilquellenschutz- 
gesetzgebung in  Italien,  Spanien  (mit  den  überseeischen  Provinzen),  England  und 
Russland  vollkommen  bekannt,  und  liefert  durch  diese  streng  wissenschaftliche  und 
von  keinem  Sonderbestreben  veranlasste  Arbeit  einen  ebenso  interessanten,  als  wertvollen 
Beitrag  zum  actuellen  Studium  der  Quellenschutzfrage  und  zur  bereits  dringenden  gesetz- 
lichen Regelung  des  Schutzes  für  Heilquellen  in  Oesterreich  und  Deutschland. 

Ist  diese  Arbeit  ganz  besonders  geeignet,  durch  Vorführung  der  obgedachteu  aus- 
ländischen Gesetzgebungen  wegen  des  sich  aufdrängenden  Vergleiches  mit  der  unseren 
und  der  damit  gegebenen  Anregung,  die  behandelte  Frage  zu  fördern,  so  wird  der  Wert 
derselben  durch  die  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  des  Ganges  der  Gesetz- 
gebung in  den  einzelnen  Ländern  (welche,  nebenbei  bemerkt,  unseres  Erachtens  den 
Charakter  des  betreffenden  Volkes  so  recht  widerspiegelt)  erhöht,  weil  dadurch  der 
Arbeit  auch  eine  wissenschaftliche  Grundlage  gegeben  wird.  Manche  der  vom  Amtsrathe 
Mayr  berührten  Momente  regen  uns  an,  den  Einfluss  römisch-  und  deutschrechtlicher 
Rechtsgrundsätze  zu  beobachten  und  darüber  weiter  nachzudenken.  Endlich  sei  des  üm- 
standes  gedacht,  dass  insbesondere  die  Darstellung  der  oberitalienischen  Verhältnisse 
die  Frage  des  Quellenschutzes  auch  als  eine  sociale  Frage  erscheinen  lässt,  wie  denn  die 
sociale  Frage  als  solche  mit  Rücksicht  auf  die  Heilquellen  (von  verschiedenen  Gesichts- 
punkten aus  betiaehtet),  überhaupt  nahe  berührt  wird.  Dr.  v.  Cardona. 

Dr.  G.  H.  Heclit,  Colberts  politisclie  und  volkswirtschaftliche  Grundanschau- 
ungen. (Zweites  Heft  der  Sammlung  Volkswirtschaftlicher  Abhandlungen  der  Badischen 
Hochschulen.)  Freiburg  i.  B.  1898,  Mohr-Siebeck;  69  S.  in  8". 

Die  Heidelberger  Universität  hat  vor  2  Jahren  einen  Preis  für  die  beste  Lösung 
der  Aufgabe  ausgeschrieben:  „Die  anderweitigen  politischen  Grundlehren  des  Mercan- 
tilismus,  neben  den  finanzwissenschaftlichen".  Nach  den  Ausweisen  der  Pierre  Clement: 
„Lettres,  insfructions  et  memoires  de  Colbert,  1860—1871"  aufzusuchen.  Dieser  Preis  wurde 
der  nunmehr  in  Druck  vorliegenden  Arbeit  zuerkannt,  welche  in  zwei  Abtheilungen 
Colbert's  politische  und-  dessen  volkswirtschaftliche  Grundanschauungen  behandelt.  Der 
Verfasser  resümiert  das  Ergebnis  seiner  Forschungen  wie  folgt:  Mercantilismus  ist 
Bildung  des  modernen  Staates.  Colberts  wirtschaftspolitische  Ziele  waren:  ZusPinmen- 
schluss  der  autarken,  von  einander  unabhängigen  Haus-  und  Stadtwirtschaften  des 
Mittelalters  zur  modernen  organischen  Volkswirtschaft,  einerseits  durch  Verflechtung  der 
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bisher  isolierten  Haus-  und  Stadtwirtschaft  in  den  nationalen  Marktverkehr,  anderseits 
durch  wirtschaftlichen  Abschluss  nach  aussen,  vor  allem  mittelst  eines  planvollen  Zoll- 
systems. Daneben  strebte  Colbert  an:  Die  Bekämpfung  aller  nach  Selbständigkeit  und 
Unabhängigkeit  strebenden  Sondergewalten,  ihre  Beugung  und  Unterordnung  unter  die 
königliche  Macht  und  die  Zusammenfassung  der  Kräfte  des  Reiches  zu  einer  organischen 
Einheit.  Der  Verfasser  ruft  daher  mit  Schmoller  aus,  der  Mercantüismus  sei  „Staats-  und 
Volkswirtschaftsbildung  zugleich." 

Eine  hübsche  Bemerkung  ist  die  Ausführung,  in  der  Entwicklung  des  Mercantil- 
systems  liessen  sich  drei  Stufen  wahrnehmen;  die  eine  Stufe  steige  über  die  andere  auf, 
indem  sie  die  Fehler  der  früheren  vermeide.  Spanien  habe  den  Reichthum  auf  E'lel- 
metall  und  Eroberung  gegründet.  Frankreich  zugleich  auf  Arbeit.  Darin  besteht  das 
grosse,  unvergängliche  Verdienst  Colberts,  dass  es  das  französische  Volk  zu  dieser  Arbeit 
erzogen  hat,  zur  mühsamen,  im  kleinen  treuen  Arbeit,  die  heute  noch  den  französischen 
Bauern,  der  seine  Parcelle  mit  bewundernswerter  Ausdauer  bestellt,  ebenso  eigen  ist, 
wie  den  französischen  Mittelclassen,  die  durch  Fleiss  und  Sparsamkeit  den  französischen 
Nationalwohlstand  gründeten  und  noch  heute  vermehren. 

Aber  Frankreich  inte,  —  und  an  diesem  verhängnisvollen  Irrthum  sei  Colbert 
selbst  nicht  ohne  Schuld  —  indem  es  alles  auf  die  staatlich  regulierte  Arbeit  stellte 
und  durch  übermässige  Centralisierung  das  Individuum  erstickte.  Handel  und  Seeschiffahrt 
widerstreben  ihrem  Wesen  nach  allem  Reglement.  Daher  blieb  Frankreich  im  Wettlauf 
um  die  Welt  zurück  gegen  England.  Hier  war  die  Monarchie  früh  ihrer  Uebermaoht 
entkleidet,  die  Reformation  zum  Siege  gelangt.  Das  Individuum  konnte  sich  allmählich 
zur  Freiheit  empor  entwickeln.  Der  Liberalismus  kam  in  langsamer  Ueberleitung.  Mit 
ihm  zugleich  hatte  sich  die  Selbstverwaltung,  auf  welcher  er  beruhte,  eingewurzelt  und 
eingelebt.  Während  England  in  langer  und  langsamer  Entwicklung  seine  Grundlagen 
für  die  Weltmachtstellung  in  diesem  Jahrhundert  vorbereitet  hatte,  blieb  in  Frankreich, 
als  es  gewaltsam  die  Fesseln  der  alten  Monarchie  sprengte,  die  Centralisation,  nach  Taine 
der  Krebsschaden  des  heutigen  Frankreich.  —  ie  — 

Stefan  Richter,  Die  landwirtscbaftlicüe  Berufs^enossenschaft  und  das 
Renteagut. 

Der  Verfasser  bringt  in  diesem  Buche  die  verschiedenen  Phasen,  welche  die  Idee 
der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  der  Landwirte  seit  vier  Jahren  durchgemacht 
hat,  zur  anschaulichen  Darstellung.  Die  vier  Regierungsvorlagen,  sowie  ein  Theil  der 
über  dieselben  stattgefundenen  Berathungen  im  deutschen  landwirtschaftlichen  Central- 
verbande  für  Böhmen,  der  Section  des  böhmischen  Landesculturrathes  des  österreichischen 
Agrartages,  der  deutschen  Bauerntage  und  anderer  Körperschaften  sind  abgedruckt  und 
füllen  einen  grossen  Theil  der  Schrift.  Die  kritische  Beurtheilung  des  Rentengütergesetz- 
Entwurfes  ist  wohl  ziemlich  mangelhaft,  was  aber  insoferne  ohne  Bedeutung  ist,  als 
diese  Gesetzesvorlage  von  der  Regierung  definitiv  zurückgezogen  wurde.  In  den  drei 
Regierungsentwürfen  über  die  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  —  von  den  Jahren 
1893,  1896  und  1897  —  erblickt  der  Verfasser  mit  Recht  einen  constanten  Fortschritt, 
In  wirksamer  Weise  vertritt  er  den  obligatorischen  Charakter  und  die  nationale  Theilung 
der  landwirtschaftlichen  Berufsorganisation.  Ob  er  die  praktische  Bedeutung  einer  solchen 
Organisation  für  die  Landwirte  nicht  sehr  überschätzt,  kann  wohl  nur  die  Erfahrung 
lehren:  Doch  gewinnt  man  allerdings  aus  dem  Buche  den  Eindruck,  dass  bei  den  Landwirten 
der  deutschen  Theile  Böhmens  in  der  That  am  ehesten  die  psychologischen  Voraussetzungen 
für  die  obligatorische  Vergenossenschaftung  vorhanden  sind,  während  sie  sicherlich  in 
einem  grossen  Theile  Oesterreichs  fehlen.  Zweifelhaft  mag  es  erscheinen,  ob  die  von 
Richter  geforderte  unbedingte  Einbezielmng  des  Grossgrundbesitzes  in  die  Genossen- 
schaften von  so  segensreichen  Folgen  sein  werde,  wie  dieser  Autor  behauptet.  Es  ist 
gewiss  richtig,  dass  durch  die  Beitragsleistung  der  Grossgrundbesitzer  die  pecuniären 
Mittel  der  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  wesentlich  erhöht  werden  würden; 
anderererseits  darf  man  aber  auch  nicht  übersehen,  dass  die  wirtschaftlichen  Interessen 
der   Bauern    mit    denen    der    Grossgrundbesitzer    nur    theilweise    identisch    sind;     die 
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letzteren  werden  nicht  selten  aus  Einrichtungen  ökonomischen  Vortheil  ziehen,  welche 
für  die  kleineren  Landwirte  ohne  Vortheil  sind;  ja  in  sehr  vielen  Fragen  besteht  ein 
directer  Interessengegensatz  zwischen  den  in  Rede  stehenden  socialen  Classeu;  werden 
die  letzteren  trotzdem  zwangsweise  in  einer  Corporation  vereinigt,  so  entsteht  die  nicht 
zu  unterschätzende  Gefahr,  dass  die  in  der  Genossenschaft  prävalierende  Classe,  ihre 
Interessen  durch  die  Mittel  der  Genossenschaft  fördern  werde,  während  doch  auch  die 
Angehörigen  der  anderen,  nicht  oder  entgegengesetzt  interessierten  Classe,  Beiträge  leisten 
müssen.  In  gemischten  Bezirken  und  Ländern  würde  es  namentlich  dem  Grossgrundbesitz 
leicht  gelingen,  sich  einen  überwiegenden  Einfluss  auf  die  Genossenschaften  zu  verschaffen 
und  diese  in  ihrem  Sinne  zu  leiten.  Dem  könnte  nur  entweder  dadurch  vorgebeugt  werden, 
dass  im  Sinne  der  Rathschläge  Schäffles  getrennte  Bauern-  und  Grossgrundbesitzer- 
Genossenschaften,  oder  dass  wenigstens  innerhalb  der  einheitlichen  Genossenschaft  zwei 
getrennte  Curien  gebildet  werden. 

Auch  einer  weiteren  Gefahr,  die  in  einer  einseitigen  Berufsorganisation  der  Land- 
wirte gelegen  ist,  hat  der  Verfasser  nicht  genügend  Beachtung  geschenkt;  die  Gefahr 
nämlich,  dass  eine  einseitige  Organisation  der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  den 
Arbeitsvertrag  zu  Ungunsten  der  landwirtscliaftlichen  Arbeiter  beeinflussen  müsste,  wenn 
die  letzteren  unorganisiert  bleiben.  Die  geplante  Vergenossenschaftung  ausschliesslich  der 
Arbeitgeber  erfüllt  auch  nicht  den  Zweck,  eine  „landwirtschaftliche  Berufsorganisation" 
zu  schaffen,  da  die  Landarbeiter  offenbar  auch  dem  „landwirtschaftlichem  Berufe"  an- 
gehören. Es  müsste  hier  eine  ergänzende  Organisierung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
hinzutreten;  eine  Parität,  die  auf  gewerblichem  Gebiete  stets  beobachtet  worden  ist. 

Schiff. 

Stefan  Richter,  Böhmens  Creditorganlsationen  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung- der  ländlichen  Spar-  und  Darlehenscassenvereine  nacli  F.  W.  Raiffeisens 
System  und  einer  Anleitung  zur  Grrtindung  und  Gescliäftstliätigkeit  der  letzteren. 
Prag,  Calve'sche  k.  u.  k.  Hof-  und  Univ.  Buchhandlung  1897. 

Der  für  die  Ausbildung  des  ländlichen  Creditwesens  in  Böhmen  sehr  verdiente 
Verfasser  bietet  in  dem  vorliegenden,  646  Seiten  starken  Bande  ein  praktisches  Hilfsmittel 
ersten  Ranges  für  die  Errichtung  und  Verwaltung  ländlicher  Vorschusscassen  und 
sonstiger  Genossenschaften;  er  will  den  Landwirten  Böhmens  auch  bei  der  Erlangung 
von  Hjpothekarcredit  und  bei  der  Convertierung  von  Hypothekarforderungen  mit  Rath 
an  die  Hand  gehen.  Das  Buch  besitzt  daher  ausschliesslich  praktischen  Wert;  einen 
selbständigen  literarischen  Wert  beansprucht  es  wohl  kaum.  Der  grösste  Theil  des 
Werkes  ist  daher  dem  Abdrucke  von  Musterstatuten,  Geschäftsordnungen,  Drucksachen, 
ferner  von  einschlägigen  Gesetzen  und  Verordnungen  gewidmet.  Die  Ziele  des  Verfassers,  die 
Verbreitung  der  Raiflfeisen'schen  Cassen  möglichst  zu  verallgemeinern,  deren  Anschluss  an 
den  Ctntralverband  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  Böhmens  zu 
bewirken,  die  Errichtung  von  landwirtschaftlichen  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften, 
von  Viehzuchts-  und  Viehversicherungsvereinen  anzuregen,  die  Convertierung  von  hoch- 
verzinslichen, kündbaren  Darlehen  in  niedrigverzinsliche,  unkündbare,  amortisierbare 
Bankforderungen  nahe  zu  legen,  —  müssen  sicherlich  von  jedem  gebilligt  werden,  der 
die  Mängel  in  dem  ländlichen  Creditwesen  kennt,  und  man  kann  wohl  auch  daran  nicht 
zweifeln,  dass  das  vorliegende  Buch  die  vom  Verfasser  angestrebten  Ziele  grossentheils 
erreichen  und  den  Landwirten  Böhmens  die  rationelle  Ordnung  ihres  Creditwesens  erleichtern 
werde.  Besonders  sei  hier  auf  die  treffende  Gegenüberstellung  der  Vorschusscassen  nach 
dem  Systeme  Schulze-Delitzsch  und  nach  dem  Systeme  Raiffeisen,  auf  die  Darstellung 
der  gegenwärtigen  Creditorganisation  von  Böhmen,  auf  die  geschichtliche  und  statistische 
Uebers  cht  über  die  Verbreitung  der  Raiffeisencassen  in  Deutschland  und  Oesterreich  hinge- 
wiesen. Mit  Recht  legt  der  Verfasser  ein  besonderes  Gewicht  auf  die  allgemeine  Ermöglichung 
der  Con vertierungen  auch  ohne  die  Zustimmung  des  bisherigen  Gläubigers;  er  acceptiert 
in  dieser  Beziehung  die  vom  Referenten  in  dem  II.  Bande  dieser  Zeitschrift  gemachten 
Vorschläge  und  weist  auf  die  sehr  zweckmässigen  Einrichtungen  hin,  welche  diesbezüglich 
der  Centralverband   der  deutschen    landwirtschaftlichen    Creditgenossenschaften    Mährens 
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und  Schlesiens  in  Brunn  getroffen  hat,  um  den  Mitgliedern  der  dem  Verbände  angehörigen 
Raiffeisen vereine  die  Entlastung  ihres  Besitzes  durch  Convertierung  ihrer  Hypothekar - 
schulden  zu  ermöglichen.  Schiff. 
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DIE  WIRTSCHAFTLICHE 
ENTWICKLUNG  UNGARNS  SEIT  1867. 


VON 


ALEXANDER  v.  MATLEKOVITS. 


Der  ungarische  Handelsminister  Baron  Ernst  Daniel  hatte  an  mich 
die  Bitte  gerichtet,  die  Kedaction  des  Generalberichtes  der  Millenniums- 
Ausstellung  zu  übernehmen  und  gleichzeitig  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
Ungarns  ganz  nach  meiner  Auffassung  und  nach  meinen  Gutdünken  darzu- 
stellen. Diesem  ehrenhaften  Ersuchen  entsprechend  ist  der  aus  neun  stattlichen 
Bänden  bestehende  Generalbericht,  an  welchem  sich  120  Mitarbeiter  bethei- 
ligten, erschienen.  Die  ersten  zwei  Bände  von  105  grossen  Octavbogen  habe 
ich  verfasst  und  sind  dieselben  ausschliesslich  den  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen Ungarns  gewidmet.  Bei  dem  Interesse,  welches  Ungarn  gerade  in 
den  jetzigen  Tagen  erweckt,  scheint  es  mir  angezeigt,  ein  Kesume  dieser 
Bände  auch  in  dieser  Zeitschrift  mitzutheilen,  um  durch  authentische  Daten 
die  wirtschaftliche  Lage  Ungarns  klar  zu  legen,  und  zu  zeigen,  ob  und  wie  weit 
Ungarn  fortgeschritten  ist  und  welche  Stellung  es  unter  den  übrigen  Nationen 

Europas  einnimmt. 

*  * 

* 

Ungarn  ist  in  seiner  wirtschaftlichen  Entwicklung  gerade  in  dem  Zeit- 
punkte gestört  worden,  als  die  jugendlichen  Säfte  des  nationalen  Lebens 
mit  aller  Gewalt  emporschnellten  und  als  an  die  Stelle  der  Naturalwirtschaft 
die  Geld-  und  Creditwirtschaft  treten  wollte,  und  in  der  Weltwirtschaft  das 
Capital,  der  Dampf  und  die  Elektricität  zu  herrschen  begann. 

Die  regere  Entwicklung,  die  seit  1842  das  Leben  der  Nation  charakte- 
risierte, wurde  durch  das  traurige  Ende  des  Freiheitskampfes  im  Jahre  1849 
erstickt.  Die  Constitution  Ungarns  wurde  aufgehoben  und  Ungarn  als  einfache 
Provinz  Oesterreichs  regiert. 

Die  unconstitutionelle  österreichische  Eegierung  hat  die  neuen 
Factoren  der  Weltwirtschaft  nicht  ignorieren  können  und  musste  auch  mit 
dem    Zeitgeist    vorwärtsschreiten.    Und  es  ist   nicht  zu  leugnen,    dass«  die 
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absolute  Kegierung  in  Ungarn  manche  Verfügungen  traf,  welche  Ungarns 
Cultur-  und  Volkswirtschaft  förderten.  Allein  einerseits  wollte  die  centrali- 
stische  Regierung  gegenüber  der  seit  dem  agitatorischen  Auftreten  des  Grafen 
Szechenyi  (1825)  herrschenden  nationalen  Eichtung  eine  ganz  andere 
einschlagen  und  trachtete  die  dem  ungarischen  Volksleben  als  unbedingte 
Grundlage  dienende  Freiheit  in  allen  Formen  (namentlich  die  Pressfreiheit 
und  die  Vereinsfreiheit)  zu  unterdrücken.  Unter  solchen  Verhältnissen  hatte 
Ungarn  in  die  ohnedies  fremde  Regierung  kein  Vertrauen,  glaubte  selbst  in 
den  besten  Verfügungen  nur  gefährliche  Institutionen  zu  erblicken,  und  der 
auf  diese  Weise  sich  zwischen  Regierung  und  Volk  entwickelnde  Antago- 
nismus konnte  von  keiner  günstigen  Folge  sein.  Die  nach  dem  Jahre  1860 
eingetretene  Wendung  sah  in  allem,  was  die  s.  g.  absolutistische  Regierung 
veranlasste,  antinationale  Bestrebungen.  Ohne  zu  untersuchen,  ob  das  bisher 
Geschehene  richtig  oder  zweckentsprechend  war,  wurde  alles  wieder  auf  den 
Status  des  Jahres  1848  gestellt.  Auf  diese  Weise  verstrich  abermals  ein 
Jahrzehnt  in  mehr  zerstörender,  als  erbauender  Thätigkeit,  und  so  lange 
als  die  Frage  der  Wiederherstellung  der  ungarischen  Constitution  nicht  gelöst 
war,  konnte  eine  stetige  Entwicklung  weder  in  volkswirtschaftlicher,  noch 
in  cultureller  Hinsicht  stattfinden.  Die  Jahre  von  1860  bis  1866  waren  den 
politischen  Kämpfen  um  Wiedereroberung  der  alten  ungarischen  Constitution 
gewidmet.  Das  gleichzeitige  Herrschen  zweier  entgegengesetzter  politischer 
Elemente  —  wovon  bald  das  eine,  bald  das  andere  die  Oberhand  hatte  — 
konnte  kein  günstiges  Resultat  liefern.  Es  war  zwar  eine  ungarische  Regierung, 
dieselbe  war  jedoch  von  Wien  abhängig.  Es  bestanden  zwar  die  Gesetze  vom 
Jahre  1848,  allein  in  Anwendung  waren  nur  die  alten  ungarischen  Gesetze  (von 
der  Zeit  vor  dem  Jahre  1848)  und  die  durch  die  Judexcurial-Commission  vom 
Jahre  1860  aufrechterhaltenen  Patente  und  Verordnungen  der  absoluten 
Regierung.  Das  Steuersystem  fusste  auf  den  durch  die  absolute  Regierung 
eingeführten  Steuergattungen;  die  Steuerpflichtigen  verweigerten  daher  sehr 
oft  die  ohne  Zustimmung  des  Reichstages  ausgeworfene  und  im  Sinne  der 
ungarischen  Constitution  gesetzwidrige  Steuer;  eben  deshalb  flössen  auch 
die  Steuern,  je  nachdem  die  Verhältnisse  der  vollkommenen  Wiederherstellung 
der  ungarischen  Constitution  mehr  oder  weniger  günstige  waren,  besser  ein, 
oder  mussten  durch  militärische  Executionen  eingetrieben  werden.  Eine 
organische  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  war  unter  solchen  Umständen 
nicht  leicht  möglich. 

Endlich  im  Jahre  1867  kam  der  Friede  zwischen  der  Nation  und  dem 
Regenten  zustande;  die  wirtschaftliche  und  politische  Situation  Oesterreichs  und 
Ungarns  klärte  sich  ;  die  ungarische  Nation  bekommt  wieder  die  Entscheidung 
über  ihr  Schicksal  in  eigene  Hände.  Die  Nation  sieht  ihre  Zurückgebliebenheit, 
und  beeilt  sich  mit  fieberhafter  Thätigkeit  das  Nachzuholende  rasch  zu 
schaffen.  Als  ob  die  Natur  auch  die  Wendung  der  Dinge  gefühlt  hätte; 
reiche  Ernten  segnen  das  Land,  wie  solche  kaum  Kanaan  gesehen  hatte. 
Die  ungarischen  Producte  kommen  zum  Export;  Geld  fliesst  in  grossen 
Mengen    nach    Ungarn;    das   Ausland    sieht   mit  Staunen    das  durch    seine 
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Constitution  wieder  erstarkte  Land ;  setzt  Vertrauen  in  seine  Regierung,  in 
den  freiheitlichen  Geist  seiner  Gesetze  und  in  die  Entwicklungsfähigkeit  des 
an  Naturschätzen  so  reichen  Landes.  Das  Capital  glaubt  in  Ungarn  neues 
Feld  für  nutzbringende  Investitionen  zu  finden.  Ein  Unternehmen  wird  nach 
dem  anderen  gegründet.  Das  erste  Jahr  des  ungarischen  Staatshaushaltes 
schliesst  mit  einer  Mehreinnahme  von  8  Millionen  Gulden.  Mit  einem  Worte 
überall  sind  Zeichen  des  Wohlstandes  und  des  Fortschrittes,  und  das  erste 
Jahr  der  constitutionellen  ungarische»  Regierung  ist  ähnlich  der  Glück- 
seligkeit der  Flitterwochen. 

Allein  die  Freude  dauerte  nicht  lange !  Die  Uebertreibung  der  Unter- 
nehmungslust führt  bereits  im  Jahre  1869  zu  einer  Krise.  Die  auf  x\ctien 
gegründeten  Industrieunternehmungen  und  Geldanstalten  schwanken.  Geld- 
mangel tritt  ein.  Karge  und  schlechte  Ernten  verursachten  auch  wirtschaftlich 
ungünstige  Verhältnisse.  Im  „Alföld"  beginnen  Käuberhorden  die  Sicherheit 
zu  gefährden  und  machen  die  Anwendung  ausserordentlicher  Massregeln  noth- 
wendig.  Seuchen  und  Noth  herrschen  in  verschiedenen  Gegenden.  Eine  ganze 
Kette  von  Unannehmlichkeiten  tritt  auf.  Die  überstürzten  Eisenbahnconcessionen 
führen  zur  Katastrophe  der  Ostbahn.  Der  Wiener  „Krach"  reisst  auch  den 
Pester  Platz  mit  sich.  Und  so  kommt  ein  wirtschaftliches  Uebel  nach  dem 
andern.  Im  Staatshaushalte  wächst  das  Deficit  lawinenartig,  und  der  Finanz- 
minister schliesst  das  berüchtige  Anlehen  von  153  Millionen  Gulden  ab, 
welches  neben  der  enormen  Verzinsung  hauptsächlich  deshalb  so  gefähr- 
lich war,  weil  die  Zurückzahlung  in  kurzer  Frist  erfolgen  und  weil  das 
gesammte  Staatsvermögen  hypothekarisch  für  dasselbe  verpfändet  werden 
musste. 

Im  ganzen  Leben  der  Nation  gewahrte  man  die  Zeichen  der  Schwind- 
sucht. Der  Unternehmungsgeist  erstarrte.  Das  Ausland  zeigte  keine  Sympathie 
mehr,  und  die  Feinde  der  ungarischen  Constitution  wollten  mit  Schadenfreude 
sehen,  wie  sich  nun  die  auf  ihre  Freiheit  und  Institutionen  so  stolze  unga- 
rische Nation  dem  Abgrunde  nähert,  in  welchen  sie  mit  dem  wirtschaftlichen 
Falle  ihre  nationale  Selbständigkeit  begraben  wird. 

Aber  sowie  der  wahre  Held  in  grosser  Gefahr  zur  neuen  Kraft  sich 
aufrafft  und  sich  noch  muthiger  vertheidigt,  so  geschah  dies  auch  in  Ungarn 
in  der  Noth  der  Siebziger  Jahre.  Das  Schicksal  hat  Ungarn  wiederholt  bis 
an  den  Rand  des  Unterganges  gebracht;  die  ungarische  Nation  hat  aber 
immer  wieder  den  richtigen  Weg  gefunden,  der  zur  Aufrechterhaltung  ihrer 
Individualität  führte,  und  sowie  äussere  Feinde  dies  Land  niemals  zerstören 
konnten,  so  war  Ungarn  auch  diesmal  im  Stande,  die  wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten  zu  besiegen,  seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  und  mit 
ihr  seine  Constitution  und  seine  Freiheit  zu  retten. 

Im  Jahre  1875  begann  die  Wiederherstellung  der  Ordnung.  Die 
Nation  kehrte  in  sich.  Man  prüfte  die  wirtschaftlichen  Kräfte.  Man  brachte 
die  Mittel  des  Landes  mit  den  anzustrebenden  Zielen  in  Einklang. 
Man  sah  endlich  ein,  dass  der  Staatshaushalt  in  engem  Zusammenhange 
mit    der    Volkswirtschaft    steht;    und    dass    der    Staatshaushalt    nur    dort 
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gesichert  sei,  wo  die  Volkswirtschaft  gesund  ist.  Man  legte  daher  grösseres 
Gewicht  auf  die  systematische  Entfaltung  der  Volkswirtschaft.  Die  im  Staats- 
haushalte eingeführte  strenge  Sparsamkeit,  das  selbstbewusste  Vorgehen 
bei  der  Leitung  der  Finanzen,  und  die  Neuerungen  im  Gebiete  des  Steuer- 
wesens erweckten  wieder  das  Vertrauen  des  internationalen  Geldmarktes. 
Die  Erstarkung  des  Staatscredits  hatte  langsam  eine  günstige  Wirkung  auch 
auf  die  übrigen  Zweige  der  Nationalwirtschaft.  Der  rege  Wunsch  der 
Regierung,  der  Gesetzgebung  und  der  gesammten  öffentlichen  Meinung 
nach  Schaffen  einer  ungarischen  Industrie,  machte  das  auswärtige  Capital 
auch  auf  diese  Eichtung  aufmerksam  und  so  wird  endlich  die  organische 
Wiedergeburt  des  Wohlstandes  erreicht,  deren  Bild  die  Landesausstellung  des 
Jahres  1885  zeigte.  Damals  constatierte  man,  dass  Ungarn  vorwärtsschreitet 
und  sich  entwickelt  hat.  Das  Ausland  erkannte,  dass  Ungarn  im  Kreise 
der  gebildeten  Staaten  eine  Zahl  ist.  Das  Land  sah  ein,  dass  es  auf  dem 
Wege  des  Fortschrittes  geht.  Und  das  Land  hat  seit  der  Zeit  diesen  Weg 
auch  nimmer  verlassen. 

Die  30  Jahre,  welche  Ungarn  seit  Wiederherstellung  der  Constitution 
durchlebte,  haben  in  jeder  Hinsicht  riesige  Fortschritte  aufzuweisen.  Wir 
wollen  auf  Grund  statistischer  Daten  diese  Entwicklung  Ungarns  in  mög- 
lichster Kürze  darstellen. 


Die  Daten  der  Bewegung  der  Bevölkerung  stellen  Ungarn  in 
günstiges  Licht.  Die  Zahl  der  E  h  e  s  c  h  1  i  e  s  s  u  n  g  e  n  ist  gross.  Während 
auf  1000  Seelen  in  Frankreich  7*6,  in  Deutschland  7"9,  in  Oesterreich  8*0 
Heiraten  fallen :  ist  die  Heiratszahl  Ungarns  9*4.  Ausserordentlich  günstig 
ist  die  Geburtszahl  Ungarns,  und  dies  beweist  die  kräftige  Constitution 
des  ungarischen  Volkes.  Auf  1000  Seelen  fallen  in  Frankreich  22'9,  in 
Deutschland  36-7,  in  Oesterreich  37 "9,  in  Ungarn  42-5  lebend  Geborne. 
Gewiss  erscheint  neben  den  vielen  Geburten  auch  eine  sehr  hohe  Sterbe- 
ziffer und  ist  dies  der  dunkle  Punkt  im  Bevölkerungswesen  Ungarns.  Denn 
während  auf  1000  Seelen  in  Frankreich  nur  22*7,  in  Deutschland  24*6  und 
in  Oesterreich  27-1  Todesfälle  kommen,  steigt  diese  Ziffer  in  Ungarn  auf  31*3. 
In  Ungarn  wird  die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  menschlichen  Lebens  noch 
nicht  gehörig  gewürdigt  und  für  die  Verhinderung  der  Sterblichkeit  wird 
viel  weniger  gethan,  als  dies  bei  der  ohnehin  schwachen  Bevölkerung 
nöthig  wäre.  Denn  in  einem  Lande,  in  welchem  auf  ein  Quadratkilometer 
nur  54  Einwohner  fallen,  während  in  Frankreich  71,  in  Oesterreich  79  und 
in  Deutschland  91  —  sollte  das  Leben  denn  doch  mehr  Sorgfalt  verdienen. 
Wenn  man  berücksichtiget  wie  gering  die  Zahl  der  Aerzte  ist,  dass  auf 
100.000  Seelen  nur  26-5  Aerzte  (im  Jahre  1895)  fallen,  während  die  analoge 
Zahl  in  Oesterreich  27-6  (im  Jahre  1892),  im  Deutschen  Reiche  33*8  (1887) 
und  in  Frankreich  39-1  (1893)  war,  so  ersieht  man  das  grosse  Feld,  welches 
noch  in  Ungarn  zu  bearbeiten  ist,  um  durch  die  richtigere  Pflege  des  Sanitäts- 
wesens   die   Sterblichkeit   zu    verringern.    Uebrigens   ist   die  Differenz    der 
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Geburten  und  der  Todesfälle  trotz  der  hohen  Sterbeziffer  noch  ziemlich 
günstig,  denn  die  Zahl  der  Ueberlebenden  ist  genug  gross.  Nach  Abzug 
der  Todesfälle  von  den  Geburten  verbleiben  in  Frankreich  nur  0"2,  in  Oesterreich 
lO'l,  in  Ungarn  11"2,  in  Deutschland  12*1  Lebende.  Ungarn  steht  daher 
unter  den  gebildeten  Staaten  jedenfalls  bezüglich  der  Zunnahme  seiner 
Bevölkerung  voran.  Ueberhaupt  zeigen  die  letzten  zwei  Volkszählungen 
für  Ungarn  günstige  Verhältnisse.  Während  die  Zunnahme  der  Bevölkerung 
in  Prankreich  jährlich  nur  Ol 7,  in  Oesterreich  0'79,  im  Deutschen  Eeiche 
0*90  Proc.  erreicht,  zeigt  Ungarn  eine  Steigerung  von  1-09  Proc.  Dieses 
günstige  Verhältnis  entspringt  hauptsächlich  aus  der  Lebensfähigkeit  des 
ungarischen  Volkes ;  die  Aufgabe  des  Staates  und  der  Gesellschaft  ist  es, 
die  bestehenden  Hindernisse  der  Bevölkerungszunahme  zu  beseitigen  und  in 
erster  Keihe  dahinzuwirken,  dass  die  grosse  Sterblichkeit  durch  bessere 
Sanitäts Verfügungen  eingedämmt  werde. 

Da  wir  die  ungarischen  Verhältnisse  mit  jenen  der  anderen  Staaten 
Europas  vergleichen  werden,  glauben  wir  vor  allem  andern  eine  vergleichende 
Zusammenstellung  der  Bevölkerungszahl  voranstellen  zu  sollen.     Es  hatte 

Bewohner  Eelativzahl 

Ungarn 17-3  Millionen  100 

Holland 4-7         „  27 

Belgien 6-0         ,  35 

Spanien 17-5         ,  101 

Oesterreich      237         ,  119 

Italien 30-7         „  177 

Preussen      31*8         „  183 

Grossbritannien 37*8         „  218 

Frankreich 38-5         „  221 

Deutschland    ......  52-2         ,  301 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  man  in  Oesterreich-Ungarn  alle  verglei- 
chenden Verhältnisse  in  den  Relativzahlen  des  Quotenverhältnisses,  das  heisst 
Oesterreich-Ungarn  mit  100  angenommen  das  Verhältnis  Oesterreichs  zu 
Ungarn  ausgedrückt,  zu  suchen  pflegt,  wollen  wir  die  zu  besprechenden 
Verhältniszahlen  auch  auf  diese  Weise  berechnen ;  darnach  verhält  sich  die 
Bevölkerung  Oesterreichs  zu  Ungarn  wie  67'63  :  42*37. 

Wenn  wir  den  Vergleich  der  Bevölkerung  nach  deren  Dichtigkeit 
machen,  dann  ergeben  sich  ganz  andere  Verhältnisse.  Es  fallen  auf  ein 
Quadratkilometer 

Einwohner         Eelativzahl 

in  Ungarn      54  100 

,    Spanien 35  64 

„   Frankreich 71  126 

,    Oesterreich 79  142 

„   Preussen 91  169 

„   Deutschland 96  177 
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Einwohner  Eelativzahl 

in  Italien 108  200 

„    Grossbritannien 120  222 

„   Holland 145  266 

„   Belgien 215  398 

Die   Zahl  der   Berufsthätigen   (also    nur  der  erwerbsfähige  Theil   der 
Bevölkerung)  war 


in  Ungarn    .    .    . 

fl  Oesterreich     . 

„  Grossbritannien 

,  Frankreich 

,  Deutschland  . 


7-3  Millionen 
13-9 
16-8 
18-5 
22-0 


Eelativzahl 
100 
180 
202 
251 
299 


Die    erwerbende    Bevölkerung,    nach    den    Hauptbeschäftigungen    für 
Ungarn,  Oesterreich  und  Deutschland  (1895)  betrug 


Beschäftigung 

geistige 

landwirtschaftliche    . 
Bergbau,     Gewerbe, 
Handel,  Verkehr     . 

Rentier 

Militär 

andere  u.  unbestimmte 
alle  Erwerber  .... 


Ungarn        Oesterreich     Deutschland 


Relativzahlen 

Ungarn 


165.089 
5,302.841 

1,624.567 

129.362 

114.393 

53.660 

7,389.914 


312.026 
8,469.223 

3,725.970 

563.701 

187.507 

69.773 

13,328.203 


796.985 
8,292.692 

10,619.731 

1,288.484 

630.978 

32.589 

22,091.948 


100 
100 

100 

100 

100 

100 


Oester- 
reich 

188 
159 

229 

443 
163 

180 


Deit.'ch- 
land 

482 
156 

653 

996 
551 

299 


Im  Quotenverhältnisse  fällt  von  den  Berufsthätigen 

auf  Oesterreich  auf  Ungarn 

bei  der  Landwirtschaft 61*39  38-61 

beim  Militär 61-98  38-02 

bei  der  geistigen  Beschäftigung  .    .      62-19  37*81 

bei  Industrie,  Handel,  Verkehr  .    .      69.61  30-39 

bei  den  Kentiers 81-59  18-41 

alle  Erwerbsfähigen  zusammen  .    .      64*29  35-71 


Ausserordentliche  Fortschritte  hat  Ungarn  seit  1867  auf  dem  Felde 
des  Unterrichtswesens  gemacht.  Die  Zahl  der  Volksschulen  (ohne 
Croatien  und  Slavonien)  war  im  Jahre  1869  13.789,  und  stieg  im  Jahre 
1896  auf  16.884  das  heisst  mit  22  Proc.  Die  Zahl  der  Kinder,  welche  die 
Volksschulen  besuchten,  stieg  von  1,152.115  des  Jahres  1870  auf 
2,333.876  im  Jahre  1896.  Es  ist  hiemit  eine  Steigerung  des  Schulbesuches 
von  102  Proc.  Die  Mittelschulen  besuchten  im  Jahre  1867  36.569  Schüler, 
im  Jahre  1896  aber  55.367;  die  Steigerung  des  Schulbesuches  ist  also 
51  Proc.  Bei  den  Mittelschulen  zeigen  namentlich  die  Kealschulen  eine  überaus 
starke   Zunnahme    der  Schülerzahl;    während   nämlich    die   Schülerzahl    der 
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Gymnasien  von  33.909  im  Jahre  1867  auf  45.316  im  Jahre  1896  also 
mit  33  Proc.  stieg,  erhöhte  sich  die  Zahl  der  Schüler  in  den  Kealschulen  von 
2661  im  Jahre  1867  auf  10.051  im  Jahre  1896,  also  mit  277  Proc.  Der 
Besuch  der  Hochschulen  zeigt  ebenfalls  eine  grosse  Vermehrung;  beispiels- 
weise die  Zahl  der  Hörer  der  Budapester  Universität  vermehrte  sich  von 
1185  im  Jahre  1867  auf  4407  im  Jahre  1896  also  mit  139  Proc,  diejenige 
des  Josef  Polytechnikums  von  511  im  Jahre  1870  auf  1136  im  Jahre  1896, 
also  mit  122  Proc. 

Das  günstige  Bild  des  Unterrichtswesens  in  Ungarn  leidet  nicht,  wenn 
wir  die  Schülerzahl  Ungarns  mit  jener  Oesterreichs  vergleichen.  Es  waren 
im  Schuljahre  1895/6  (für  Ungarn)  respective  1894/5  (für  Oesterreich)  die 
Zahl  der  Schüler 

Eelativzahl  Quotenzahl 

in  Ungarn     in  Oesterreich  für       Oester-  für         Oester. 

Ungarn        reich  Ungarn  reich 

in  den  Volksschulen    .  2,522.141  3,260.845  100  128  43-86  56-14 

„     „     Mittelschulen   .  53.611  73.405  100  137  4219  5781 

„      „     Universitäten   .  8.315  21.482  100  272  26-88  73-12 

Theologen 1.850  3.319  100  179  35-84  64-16 

Juristen 4.598  7.103  100  154  39-37  60-63 

Medianer 964  6.326  100  656  13-22  86-78 

Philosophen 808  1.871  100  231  30-20  69-80 

Techniker 1.135  2.853  100  251  28-44  71-56 

Mit  Kücksicht  darauf,  dass  die  Gesammtbevölkerung  der  beiden  Staaten 
das  Verhältnis  von  100  :  136,  oder  das  Quotenverhältnis  von  4237  :  57"63 
zeigt,  so  ist  zu  ersehen,  dass  Ungarn  hinsichtlich  des  Besuches  der  Volks- 
schulen ein  günstigeres  Verhältnis,  bei  den  Mittelschulen  beinahe  dasselbe 
als  das  der  Bevölkerung  aufweist  und  nur  beim  Besuch  der  höheren  Schulen 
ist  ein  wesentlich  schlechteres  Verhältnis  zu  constatieren,  welches  am 
tiefsten  bei  den  Hörern  der  Medicin  sinkt. 


In  wirtschaftlicher  Hinsicht  zeigen  alle  Zweige  der  Production  namhaften 
Fortschritt.  In  erster  Reihe  ist  der  Betrieb  der  Landwirtschaft 
bedeutend  vorwärtsgegangen,   wie  dies  aus  folgenden  Zahlen  ersichtlich  ist. 


a)  Weizen. 

in  den  Jahren 

bebaute  Fläche 
HeictM 

Zunahme 
zu  den  Jahren 

1870-1879 

Ertrag 
Hekoliter 

Zunahme 
zu  den  Jahre 

1870—1879 

1870—1879  im 

Durchschnitte 

2,234.000 

— 

20,856.000 

— 

1890-1894   „ 

n 

3,107.000 

39  Proc. 

50,460.000 

141  Proc. 

1895 

n 

3,133.000 

40     „ 

55,683.000 

166     „ 

1896 

n 

3,126.000 
b)  ßog 

39     „ 
gen. 

52,843.000 

153     „ 

2870—1879  im 

Durchschnitte 

1,242.000 

— 

11,749.000 

— 

1890-1894    „ 

n 

1,112.000 

—  10  Proc. 

17,219.000 

-f  46  Proc. 

1895 

n 

1,042.000 

—  15     „ 

15,881.000 

+  35     „ 

1896 

n 

1,044.000 

-15     „ 

17,085.000 

+  45     „ 
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c)  Gerste. 

in  den  Jahren 

bebaute  Fläche 
Hektar 

Zunahme 
zu  den  Jahren 

1870—1879 

Ertragr 
Hektoliter 

Zunahme 

zu  den  Jahre 

1870-1879 

1870—1879  im 

Durchschnitte 

914.000 

— 

11,329.000 

— 

1890-1894    „ 

n 

1,039.000 

4-  13  Proc. 

19,538.000 

72  Proc. 

1895 

V 

1,009.000 

+  10     « 

18,458.000 

62     „ 

1896 

n 

1,009.000 

+  10     „ 

20,383.000 

79     „ 

d)  Hafer. 

1870—1879  im 

Durchschnitte 

1,036.000 

— 

13,910.000 

— 

1890—1894    „ 

n 

991.000 

—  4-34  Proc. 

22,511.000 

+  61  Proc 

1895 

n 

962.000 

-7-13     „ 

24,363.000 

+  75     „ 

1896 

» 

938.000 
e)   M 

-9-45     „ 
ais. 

24,643.000 

+  77     „ 

1870-1879  im 

Durchschnitte 

1,655.000 

— 

20,157.000 

— 

1890-1894    ^ 

n 

2,020.000 

+  22  Proc. 

39,150.000 

94  Proc. 

1895 

n 

2,147.000 

+  29     „ 

50,302.000 

149     „ 

1896         „ 

n 

2,081.000 
f)  Kar 

+  25     „ 

toffel. 

45,411.000 

124     „ 

1870-1809  im 

Durchschnitte 

389.293 

— 

15,582.000 

— 

1890-1894    „ 

n 

447.496 

15  Proc. 

37,460.000 

140  Proc. 

1895 

n 

460.532 

18    „ 

45,345.000 

190     „ 

1896 

n 

444.339 

14     „ 

50,676.000 

225     „ 

g)  Zuckerrüben. 

1870—1879  im 

Durchschnitte 

21.852 

— 

3,171.000 

— 

1890-1864    „ 

n 

75.886 

247  Proc. 

13,275.000 

318  Proc. 

1895 

n 

73.909 

238     „ 

12,554.000 

295     „ 

1896 

n 

74.573 

241     „ 

15,123.000 

376     „ 

//)  Futterrüben. 

1870-1879  im 

Durchschnitte 

48.943 

— 

5,289.000 

— 

1890-1894    „ 

n 

132.919 

171  Proc. 

29,458.000 

457  Proc. 

1995 

n 

153.491 

211     „ 

32,404.000 

512     „ 

1896 

» 

142.159 

190     „ 

38,970.000 

617     „ 

i)  Klee,  Luzerne  und  dgl. 
1870—1879  im  Durchschnitte  142.428  —  3,633.000  — 

1890—1894    „  „  298.669  109  Proc.         11,209.000  208  Proc. 

1895  „  „  435.286  205     „  16,997.000  367     „ 

1896  „  „  415.080  191     „  13,969.000  283    „ 

Ic)  Wicke,  Mohär  und  dergleichen  Futtergewächse. 
1870—1879  im  Durchschnitte  130.227  -  2,861.000  — 

1890—1894    „  „  269.588  107  Proc.  8,737.000  805  Proc. 

1895  „  „  334.693  156     „  10,082.000  252     „ 

1896  „  „  319.237  145     „  9,954.000  247     „ 

l)  natürliche  Wiesen. 


1870—1879  im  Durchschnitte 

2,563.000 

— 

33,745.000 

— 

1890—1894   „ 

2,565.000 

— 

64,693.000 

91  Proc 

1895 

3,095.000 

20  Proc. 

83,585.000 

147     „ 

1896         „ 

3,095.000 

20     „ 

80,510.000 

138     „ 
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Aus  diesen  Ziffern  ist  es  ersichtlich,  dass  es  keinen  wichtigeren  Zweig 
des  ungarischen  Ackerbaues  gibt,  der  gegenüber  dem  Durchschnittserträgnisse 
der  Jahre  1870 — 1879  nicht  bedeutende  Fortschritte  aufweisen  könnte.  In 
der  wichtigsten  Fruchtgattung,  dem  Weizen  ist  das  Erträgnis  mit  150  Proc. 
gestiegen.  Die  intensive  Bewirtschaftung  ist  aus  der  riesigen  Zunahme 
ersichtlich,  welche  bei  den  Hackfrüchten  und  Futtergewächsen  erscheint; 
die  Steigerung  ist  bei  Mais  nahezu  150  Proc,  bei  Erdäpfel  225  Proc,  bei 
der  Zuckerrübe  376  Proc,  bei  der  Futterrübe  617,  bei  den  Kleegattungen 
300,  bei  Wicken,  Mohär  etc.  250  Proc. 

Den  üebergang  zur  intensiveren  Bewirtschaftung  beweist  auch  die  fort- 
währende Abnahme  der  Brache.  Aus  den  gesammten  Ackerland  war  die  Brache 

in  den  Jahren  1872—1875 21*90  Proc 

„     ,         „        1876—1880 20-60      , 

,     „         „        1881—1885 18-37      , 

„     „         „        1886—1890 16-78      „ 

„     „         „        1891-1895 14-13      „ 

im  Jahre       1895 12-51      „ 

Den  Fortschritt  der  intensiveren  Landwirtschaft  zeigt  auch  der  jährlich 
steigende  Durchschnittsertrag.     Ein  Hektar  gab  im  Durchschnitte 

in  den  Jahren 


1? 

^70—1879 

1880-1889 

1890—1894     1895 

1896 

Winterweizen 

.    .  Hektoliter 

9-52 

14-55 

16-42 

17-96 

17-04 

Sommerweizen 

» 

719 

11-28 

13-17 

12-94 

13-16 

Weizen   im  allg.          , 

9-33 

14-35 

16  24 

17-77 

16-90 

Koggen    .    . 

» 

9-46 

13-25 

15-48 

15-24 

16-34 

Gerste      .    . 

» 

12-38 

16-43 

18-80 

18-29 

20-19 

Hafer  .    .    . 

n 

12-72 

19-29 

22-69 

25-30 

26.25 

Kaps    .... 

» 

8-51 

9-26 

11-35 

13-37 

13-55 

Tabak  .    .    . 

Metercentner 

8-09 

10-64 

12-65 

13-25 

13-73 

Mais    .    .    . 

.  Hektoliter 

12-18 

17-58 

19-37 

23-45 

21-81 

Zuckerrüben 

Metercentner 

145-18 

185-91 

174-94 

169-86 

202-80 

Erdäpfel  .    . 

.  Hektoliter 

45-19 

89-17 

83-71 

98-46 

11405 

Futterrüben 

Metercentner 

108-07 

230-92 

221-63 

211-12 

267-10 

künstl.  Wiesen- Heu    „ 

22-08 

30-12 

32-29 

34-02 

33-58 

natürl.       „ 

»       » 

1316 

21-09 

25-22 

25-67 

26-00 

Es  ist  zwar  wahr,  dass  die  westlichen  Staaten  bei  den  meisten  land- 
wirtschaftlichen Producten  einen  höheren  Durchschnittsertrag  aufweisen. 
Es  ergab  ein  Hektar 


im  Durchschnitte 
1889-1893 

Ungarn 

Oesterreich 

Deutsch- 
land 

H    e    k 

Frankreich 
t     0     1     i 

Holland 

t     e     r. 

Belgien 

Gross- 
britannien 

Weizen    .    .    . 

15-98 

14-45 

18-n 

15-54 

21-47 

21-10 

28-81 

Koggen   .    .    . 

13-40 

14-15 

13-90 

14-34 

21-64 

19-60 

— 

Gerste     .    .    . 

17-01 

16-58 

21-50 

18-23 

34-50 

37-67 

29-70 

Hafer  .... 

19-93 

19-32 

24-58 

22-24 

33-65 

41-71 

35-77 

Mais    .... 

19-85 

17-07 

— 

16-30 
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im  Jahre 

1894 

Ungarn 

Oesterreieh 

Deutsch- 
land 

P^rankreich 

Holland 

Belgien 

Grosj- 
britanni 

M 

e    t    e 

r     c     e     n 

t    n     e 

r. 

Erdäpfel 

86-59 

87-49 

97-50 

83-20 

139-7 

— 



Tabak 

9-70 

12-50 

21-80 

13-30 

- — 

21-1 



Zuckerrüben    . 

160-44 

200-00 

290-00 

289-30 

328-70 

271-40 



In 

Relativzahlen  i 

msgedrückt  war 

der  Ertrag 

in 

Weizen 

100 

90 

113 

97 

134 

132 

180 

Koggen   . 

100 

105 

103 

107 

161 

146 

— 

Gerste 

100 

91 

126 

107 

202 

221 

175 

Hafer  . 

100 

96 

123 

111 

168 

207 

179 

Mais    .    . 

100 

85 

— 

82 

— 

— 

— 

Erdäpfel 

100 

101 

112 

96 

161 

— 

— 

Tabak 

100 

128 

224 

157 

— 

217 

— 

Zucken  ül 

3en    . 

100 

124 

180 

180 

204 

167 



Aus  diesen  Zahlen  kann  Ungarns  Landwirtschaft  hinsichtlich  des 
intensiven  Betriebes  gegenüber  den  westlichen  Ländern  genau  constatiert 
werden.  Allein  wenn  Ungarn  auch  noch  manches  zu  leisten  hat,  bis  es  die 
intensive  Bewirtschaftung  des  Westen  erreicht,  so  ist  seine  Bedeutung  als 
ackerbautreibendes  Land  infolge  seiner  grossen  Ernteerträge  im  Allgemeinen 
und  namentlich  im  Verhältnisse  zu  seiner  Bevölkerung  bekanntermassen 
sehr  gross.  Folgende  Zahlen  der  Jahre  1891 — 1895  (im  Durchschnitte) 
geben  hiefür  sicheren  Aufschluss. 


•  Jahresertrag 

Millionen  Hektol. 

Ungarn     .".....    48.427 

Oesterreieh 15.625 

Grossbritannien    .    .    .    20.587 
Deutschland     ....    37.273 

Italien 44.343 

Erankreich 105.028 

Während  also  bei  der  absoluten  Menge  nur  Frankreich  einen  höheren 
Ertrag  aufweist,  steht  Ungarn,  wenn  der  Weizenertrag  mit  der  Bevölkerungs- 
zahl combiniert  wird,  weit  über  alle  übrigen  Länder. 

h)  Gerste  (im  Durchschnitte  der  Jahre  1889—1893) 


a)  Weizen. 

Auf 

eine  Seele 

'?  ,        Relativzahl 

fällt 

vom  Jahres- 

Relativzahl 

itOl. 

ertrag  Hektol. 

100 

2-78 

100 

32 

0-66 

23 

42 

0-54 

19 

77 

0-75 

27 

93 

1-44 

52 

216 

2-73 

98 

in  Ungarn    .    .    . 

„  Frankreich   .    . 

„  Oesterreieh  .    . 

„  Grossbritannien 

-  Deutschland     . 


Jahresertrag 
Millionen  Hektol. 


18.630 
17.370 

18.790 
26-840 
35.730 


Relativzahl 

100 
93 

100-8 

144 

191 


Auf  eine  Seele 
fällt  vom  Jahres- 
ertrag Hektol. 

1-04 
0-45 
0-79 
0-70 
0-72 


Relativzahl 

100 
43 
75 

67 
69 


Relativzahl 

Auf  eine  Seele 

fällt  vom  Jahres- 

ertrag  Hektol. 

Relativzahl 

100 

2-68 

100 

13 

0-26 

9 

19 

0-23 

8 

53 

0-81 

30 
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c)  Mais  (im  Durchschnitte  der  Jahre  1889 — 1893), 

Jahresertrag 
Millionen  Hektol. 

in  Ungarn 46.56 

„  Oesterreich  ....      6'28 
„  Prankreich   ....      9-09 

„  Italien      25-12 

bei  den  übrigen  Körnerfrüchten  ist  die  Lage  Ungarns  nicht  so  günstig. 

d)  Roggen  (im  Durchschnitte  der  Jahre  1889 — 1893), 

T  ,  ,  Auf  eine  Seele 

Jahresertrag 

Millionen  Hektol. 

in  Ungarn 15.790 

,  Frankreich  ....  23.760 

„  Oesterreich  ....  27.100 

,  Deutschland    .    .    .  78.500 


in  Ungarn    .    .    . 

„  Grossbritannien 

„  Oesterreich  .    . 

„  Prankreich   .    . 

,  Deutschland     . 


21-8 

60-91 

34-60 

86-23 

97-51 


Relativzahl 

fällt  vom  Jahres- 
ertrag Hektol. 

Relativzahl 

100 

0-91 

100 

150 

0-62 

68 

171 

114 

125 

497 

1-58 

173 

tte  der 

Jah 

le  1889—1893). 

100 

1-25 

100 

279 

1-60 

128 

159 

1-46 

116 

395 

2-25 

180 

447 

1-97 

157 

Die  Erträge  der  verschiedenen  Fruchtgattungen  mit  den  Relativzahlen 

des  Quotenverhältnisses  ausgedrückt  geben  folgende  Ziffer: 

Das  Durchschnitts-  Nach  dem  Ergehnisse 

erträgnis  zur  Kopfzahl 

Ungarns  zu  Oesterreichs  in  Ungarn    in  Oesterreich 

bei  Weizen 75-75  :  24-25  81-30  :  18-70 

„    Roggen 36-90  :  63-10  44-44  :  55-56 

,    Gerste 49-40  :  50-60  57-14  ;  42-86 

„    Hafer 38-61  :  61-39  46-29  :  53-71 

,    Mais 88-49  :  1151  9174  :    826 


Ein  Theil  der  Landwirtschaft,  die  W  e  i  n  p  r  o  d  u  c  t  i  o  n,  hat  infolge 
der  Verheerungen  der  Filloxera  bedeutend  gelitten.  Die  mit  Reben  bebaute 
Fläche  betrug  noch  im  Jahre  1885  435.710  ha.  Seitdem  ist  dieselbe  im 
Jahre  1895  bis  auf  245.405  ha  gesunken,  beträgt  aber  schon  im  Jahre  1896 
247.505  Aa;  die  Verheerungen  haben  daher  bereits  den  Höhepunkt  erreicht, 
und  die  Regeneration  des  Weinbodens  drückt  sich  schon  in  der  Vermehrung 
der  bebauten  Fläche  aus.  43-67  Proc.  also  nahe  die  Hälfte  des  gesammten 
Weinbodens  ist  durch  die  Filloxera  gänzlich  zerstört  worden. 


540  Matlekovits, 

Die  Menge  der  Weinerzeugung  war  im  Jahre  1883  6,619.585  hl,  sank 
im  Jahre  1892  bis  auf  983.378  hl,  aber  bereits  im  Jahre  1895  wurden 
2,191.259  hl  und  im  Jahre  1896  1,571.724  hl  Wein  erzeugt. 

Hinsichtlich  der  Weinproduction  spielt  Ungarn  nicht  mehr  die  hervor- 
ragende Eolle,  die  es  als  Weinland  seinerzeit  inne  hatte.  Es  war  die  Menge 
des  producierten  Weines 

Hektoliter  Relatizahl 

in  Ungarn  (1894) 1,607.000  100 

„  Deutschland  (1894)     ....  2,824.000  175 

,  Oesterreich  (1894)       ....  3,774.000  234 

„  Spanien  (1890) 29,875.000  1859 

„  Italien  (1893)      32,164.000  2001 

„  Frankreich  (1894) 39,059.000  2430 

Das    Quotenverhältnis    ist    bei    der  Weinproduction    für    Oesterreich 

70-07,  für  Ungarn  29-93. 

*  * 

* 

Wenig  Fortschritte  hätte  die  Viehzucht  in  Ungarn  gemacht,  wenn 
nur  allein  die  Viehzahl  in  Betracht  gezogen  wird.  Die  Viehzählung  des 
Jahres  1895  zeigt  gegenüber  der  Zählung  vom  Jahre  1870  eine  Verminderung 
von  48  Proc.  für  die  Schafe,  eine  Vermehrung  von  5  Proc.  bei  den  Pferden, 
von  27  Proc.  bei  dem  Kindvieh  und  von  65  Proc.  bei  den  Schweinen. 
Allein  die  Viehzucht  Ungarns  hat  sich  in  den  letzten  30  Jahren  gänzlich 
umgestaltet;  aus  dem  Systeme  der  Nomaden-Weidewirtschaft,  in  welchem 
auf  den  riesigen  Pusten,  auf  durch  den  Pflug  nie  gestörten  weiten 
Ebenen  nach  uraltem  Gebrauche  die  Viehzucht  betrieben  wurde,  übergieng 
sie  nunmehr  in  einen  Zweig  der  intensiveren  Landwirtschaft,  wo  das  Vieh 
nicht  allein  wegen  seines  Wertes  gehalten  wird,  sondern  nunmehr  als  unbe- 
dingt nothwendige  Ergänzung  der  Wirtschaft  selbst  thätig  ist;  einestheils 
als  Arbeitsvieh  verwendet  wird,  anderseits  aber  durch  die  Verwertung  der 
Milch  und  des  Fleisches  eine  grössere  Kentabilität  der  Landwirtschaft  gibt, 
endlich  zur  Sicherung  der  landwirtschaftlichen  Statik  durch  Erzeugung  des 
Düngers  beiträgt.  Die  Verminderung  der  Viehzahl  ist  nur  bei  dem  Schafvieh 
erfolgt;  hier  hat  der  Einfluss  der  Weltwirtschaft  auch  in  Ungarn  die  Ver- 
minderung zur  Folge  gehabt  und  dies  umso  mehr,  als  die  Aufackerung 
der  Weiden  gerade  bei  dieser  Viehgattung  am  schnellsten  zur  Geltung 
kam  und  die  Auflösung  der  einstmaligen  grossen  Schafherden  zur  Folge 
hatte.  Die  intensivere  Wirtschaft  erscheint  auch  bei  der  Viehzucht  in  der 
besseren  Qualität  der  Viehrace,  namentlich  ist  bei  der  Pferde-  und  Kinder- 
zucht ein  wesentlicher  Fortschritt  zu  constatieren. 

Bezüglich  der  Viehzucht  ist  Ungarns  Verhältnis  zu  den  westlichen 
Staaten  aus  folgenden  Zahlen  ersichtlich: 
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a)  E  i  n  d  e  r. 

Zahl 

Relativzahl 

Auf  1000 
Bewohner  fallen 

Eelativzahl 

in  Ungarn  .... 

.      6,738.000 

100 

371 

100 

„  Italien    .... 

.      5,000.000 

74 

161 

43 

„  Oesterreich    .    . 

.      8,643.000 

128 

362 

92 

„  Grossbritannien 

.     10,739.000 

159 

274 

73 

„  Frankreich    .    . 

12,879.000 

191 

336 

90 

„  Deutschland  .    . 

.    17,555.000 

b)  Pf 

260 
erde. 

355 

96 

in  Ungarn  .... 

.      2,308.000 

100 

127 

100 

„  Italien    .... 

720.000 

31 

23 

19 

„  Oesterreich    .    . 

.      1,548.000 

67 

65 

51 

„   Grossbritannien 

.      2,082.000 

90 

53 

41 

,   Frankreich     .    . 

.      2,807.000 

121 

73 

57 

r,  Deutschland  .    . 

.      3,836.000 

c)  Sc 

166 
hafe. 

77 

60 

in  Ungarn  .... 

.      8,122.000 

100 

488 

100 

„  Oesterreich    .    . 

.      3,188.000 

39 

133 

29 

„  Italien    .... 

.      6,900.000 

84 

223 

49 

„  Deutschland  .    . 

.    13,589.000 

167 

274 

61 

„  Frankreich     .    . 

.    20,271.000 

255 

540 

120 

„   Grossbritannien 

.    29,966.000 

d)  Seh 

368 
weine. 

765 

170 

in  Ungarn  .... 

.      7,330.000 

100 

404 

100 

„  Italien    .... 

.      1,800.000 

24 

58 

14 

„   Oesterreich    .    . 

.      3,549.000 

48 

96 

23 

„  Grossbritannien 

.      3,779.000 

51 

149 

37 

„  Frankreich     .    . 

.      6,038.000 

82 

157 

38 

-   Deutschland  .    . 

.    12,174,000 

166 

246 

60 

Aus  diesen  Zahlen  ist  der  verhältnismässig  grosse  Eeichthum  Ungarns 
in  der  Viehzucht  genau  zu  entnehmen. 

Die  Stärke  der  Viehzucht  Oesterreichs  zu  Ungarn  im  Quotenverhältnisse 
ausgedrückt  ist  folgende: 

Die  Zahl  der  Viehes       Auf  1000  Bewohner  berechnet 
in  Oesterreich  zu  Ungarn       in  Oesterreich  zu  Ungarn 

Rinder    ....  56-14  :  43-86  49-24  :  50-76 

Pferde    ....  40-48  :  59-52  33-78  :  66-22 

Schafe     ....  28-06  :  71-94  22-80  :  77-20 

Schweine    .    .    .  32'44  :  67-56  27-01  :  72-99 
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Aus  dem  angeführten  statistischen  Materiale  ist  zur  Genüge  zu  ersehen, 
dass  Ungarns  Landwirtschaft  in  den  letzten  80  Jahren  gewaltig  fortgeschritten 
ist,  und  verglichen  mit  der  intensiveren  Bewirtschaftung  der  westlichen 
Staaten  eine  genug  vortheilhafte  Stellung  einnimmt.  Der  landwirtschaftliche 
Charakter  Ungarns  tritt  übrigens  in  allen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
prägnant  hervor  und  ist  hauptsächlich  dann  ausserordentlich  markant,  wenn 
die  übrigen  Zweige  der  Volkswirtschaft,  namentlich  der  Bergbau,  die  Industrie 
und  der  Handel  betrachtet  werden.  In  den  letzteren  Zweigen  erblicken  Avir 
zwar  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  verhältnismässig  grössere  und  raschere 
Entwicklung,  wie  bei  der  Landwirtschaft,  wenn  wir  aber  diese  Verhältnisse 
Ungarns  mit  jenen  der  westlichen  Staaten  vergleichen,  so  steht  Ungarn  noch 
weit  zurück  und  muss  hier  noch  manches  nachholen  und  starke  Anstren- 
gungen machen. 

Die  Entwicklung  des  Bergbaues  ist  aus  folgenden  Daten  zu  ent- 
nehmen : 

Im  Jahre  1867 
Berwerksarbeiter      ....  42.887 

Bergwerksmasse 25.095  ha 

Erzeugtes  Eisenerz      .    .    .      2.940.000  q 

Roheisen 1,050.000  q 

Steinkohlen      4,027.000  q 

Braunkohlen 3,344.000  q 

Wert  der  Bergbauproduction  16,853.000  fl. 

Der  Bergbau  Ungarns  ist  jedoch  gegenüber  jenem  anderer  Nationen 
weit  zurück  geblieben. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  beim  Bergbau  war 


Im  Jahre  1895 

Zunahme 

63.869 

49  Proc 

71.399  ha 

108     , 

11,262.000  q 

283     , 

3,491.000  q 

232     , 

10-680.000  q 

165     „ 

34,749.000  q 

939     , 

42,949.000  fl. 

154     „ 

in  Ungarn      .    . 

„  Oesterreich   . 

„  Deutschland 

„  Frankreich     . 

„  Belgien      .    . 

,  Grossbritannien 


(im  Jahre  1894) 


1893 
1894 


Arbeiter 
66.665 
143.000 
479.643 
157.724 
144.000 
739.097 


Relativzahl 
100 
236 
763 
260 
238 
1221 


Die  Production  von  Roheisen  war  im  Jahre  1893 

Metercentner  Relativzahl 

in  Ungarn      3,194.000  100 

„    Oesterreich 6,633.000  207 

„    Deutschland 49,860.000  1561 

,    Frankreich 20-031.000  627 

„    Belgien 7,533.000  235 

,    Grossbritannien     ....      70,891.000  2219 
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Die  Erzeugung  der  Kohle 

war  (1893) 

Metercentner 

Relativzahl 

in  Ungarn    .... 

39-0  Millionen 

100 

y,    Oesterreich      .    . 

265-5 

680 

j.    Deutschland    .    . 

954-9 

2461 

„    Frankreich  .    .    . 

257-5        „ 

660 

„    Grossbritannien  . 

.       1.669-7 

4281 

Die  Menge  des  erzeugten 

Salzes  war 

Metercentner 

Eelativzahl 

in  Ungarn    .... 

(1895)       1,693.000 

100 

,    Oesterreich     .    . 

(1894)       3,443.000 

203 

„    Deutschland    .    . 

(1894)     11,317.000 

667 

,    Frankreich  .    .    . 

(1893)     11,140.000 

658 

„    Grossbritannien  . 

(1893)     19,550.000 

1154 

Die  Daten   über   die  Verhältnisse   des  Bergbaues    der   beiden  Staaten 

Oesterreich-Ungarns   wollen   wir  in   folgenden   zusammenstellen.    Es  waren 

in  Ungarn  in  Oesterreich               Ungarn  zu  Oesterreich 

Bergleute      (1896)            60.456  (1895)            143.076         29-76  :  70-24 

Bergmasse     (1894)            71.399  170.688  Äa    29-49  :  70-51 

Roheisen        (1893)       3,194.000  6,633,000  q     32-57  :  67'43 

Kohle            (1893)     39,000.000  265,000.000  q     12-82  ;  87*18 

Salz               (1895)       1,693.000  3,443.000  q     3300  :  67-00 


Die  Entwicklung  der  Industrie  hat  in  Ungarn  Fortschritte 
gemacht,  obwohl  eben  diesbezüglich  statistische  Daten  nicht  in  so  reicher 
Menge  vorhanden  sind,  wie  beispielsweise  bei  den  übrigen  Wirtschafts- 
zweigen. Die  Berufsstatistik,  die  bei  Gelegenheit  der  Volkszählungen  auf- 
gearbeitet wurde,  bietet  folgende  Daten.  Es  waren 

Steigerung  gegenüber  den  Jahren 

1890 


Industrielle 

1857 

1869 

im  Jahre  1857    .    . 

.    .     409.616 

— 

— 

,       «       1869    .    . 

.    .      646.964 

57  Proc. 

— 

.        r,        1880     .    . 

.    .      788.970 

92     „ 

21  Proc 

„       .       1890    .    . 

.    .      913.010 

122     , 

41     „ 

15  Proc. 

In  derselben  Zeit  hat  sich  die  Bevölkerung  vermehrt  gegenüber  dem  Jahre 
1857  im  Jahre  1869  um  12,  im  Jahre  1880  um  13-5  und  im  Jahre  1890 
um  24*5  Proc.  Die  bei  der  Industrie  Beschäftigten  zeigen  daher  eine  sechsmal 
grössere  Zunahme.  Nur  muss  bemerkt  werden,  dass  die  Aufnahmen  der 
verschiedenen  Volkszählungen  nicht  auf  identischer  Basis  erfolgten  und  somit 
die  Daten  eigentlich  nicht  ganz  gleichmässig  sind. 

Leider  sind  ausser  den  Daten  der  Volkszählung  keine  allgemeinen  Daten 
über  die  Industrie  Ungarns  vorhanden ;    und  so  muss  die  Entwicklung  der 


544 


Matlekovits. 


Industrie  durch  einzelne  auf  einige  Industriezweige  oder  specielle  Fabriken 
bezüglichen  Daten  dargestellt  werden,  lieber  die  Mühlenindustrie  erfolgte 
eine  specielle  statistische  Aufnahme.  Hiernach  war  die  Zahl  der  Dampfmühlen 

Die  Steigerung  beträgt 

im  Jahre  1863 147      —        —       — 

,       ,   1873 492    234  Proc.      —        — 

1885 910    519  „     83  Proc.      — 

1895 1723   1072  .,     150  , 


83  Proc. 


Die  Budapester  Mühlen  vermahlten 


im  Jahre 
1870 
1875 
1880 
1885 
1890 
1894 


q  Getreide 

3,106.000 
3,148.000 
3,672.000 
5,813.000 
9,061.000 
9,178.000 


Steigerung  in  Procenten 


1 

18 

86 

94 

131 


16 

84 
92 

128 


58 
65 
95 


4 
23 


18 


Ueber  die  Entwicklung  der  Zucker  Industrie  stehen  folgende  Daten 
zur  Verfügung;  es  wurden  verarbeitet  Rüben 

Steigerung  in  Procenten 

1870/5     1875/80     1880/5     1885/90    1890/5 


im  Durchschnitte 
der  Jiihre 

1871—1875  . 

1876—1880  . 

1881-1885  . 

1886—1890  . 

1891—1895  . 

1895—1896  . 


Metercentner 


2,037.923 
1,437.314 
2,541.057 
3,199.362 
8,968.029 
11,295.712 


—  29         —  —  __  _ 

+  24  77  —  —  — 

57         121  26         —  — 

320         523         252         180         — 
454         686         344         253         26 
Die  Spirituserzeugung  ist  trotz  des  schweren  Kampfes,  welcher 
auf  dem  Weltmarkte  in  diesem  Artikel  fortgeführt  wird,  nicht  gesunken.   Es 
wurden  erzugt 

Steigerung  (eventuell  Sinken)  in  Procenten 
1868/70        187i/5     1876/80  1881/5  1886/90  1891/5 


im  Durchschnitt 
der  Jahre 

1868—70  . 
1871—75  . 
1876—80  . 
1881—85  . 
1886—90  . 
1891—95  . 
1895—96  . 


Hektolitergrade 
Spiritus 

64,217.000 
59.468.000 
57,976.000 
75,872.000 
90,941.000 
104,477.000 
96.289.000 


—  7-4 

—  9-9 
+  18 

41 
62 
49 


—    2-5 

+  27 
53 
75 
62 


30  — 
56  19 
80  37 
66  40 
zu   kämpfen 


14 
5     - 

gehabt, 


-  17 

und 


Die   Bierproduction   hat   lange   Zeit 
zeigt  erst  seit  1891  einen  bemerkenswerten  Aufschwung.    Es  wurden  erzeugt 

im  Durchschnitt  der  Jahre  Hektoliter  Steigerung 

1871—75 700.191  — 

1891—95 1,241.634  77  Proc. 

1895—96 1,415.956  102     „ 
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Steigerung  in  Procenten 


Auch    einzelne   Fabriken    bieten    durch    ihre   verlässliche   Daten    den 
sicheren  Beweis   des  fortwährenden  Fortschrittes   der  ungarischen  Industrie. 
So    waren    die   Einnahmen    der   ungarischen   Eisen-    und    Stahl- 
fabrik in  Diösgy ör: 

im  Jahre  Gulden 

1880 856.000 

1885 3,998.000 

1890 5,201.000 

1895 9,194.000 

Die  Einnahnoen   der  ungarischen    Staatsmaschinenfabrik 
(Budapest)  waren : 


367 
507 
974 


32 

129 


76 


im  Jahre 
1875  . 

1880  . 
1885  . 
1890  . 
1895  . 


Gulden 
766.000 
1,428.000 
2,149.000 
3,362.000 
8,750.000 


Steigerung  in  Procenten 


79 
170 
322 
999 


50 
135 
512 


56 
307 


160 


Der  Wert  der  erzeugten  Waren  der  Firma  Ganz  &  Cie.  (Eisenguss, 
Maschinen,  Waggons,  Elektricitätsapparate)  war: 


im  Jahre 

1870  . 

1875  . 

1880  . 

1885  . 

1890  . 

1895  . 

1896  . 


Gulden 

2,275.000 

1,871-000 

3,435.000 

8,330.000 

11,929.000 

13,065.000 

14,081.000 


Steigerung  (Verminderung)  in  Procenten 


—  18 
+  7 
266 
424 
474 
519 


83 
345 
537 
598 
675 


142 

247 
280 
309 


43 
56 
69 


9 

18 


Der  Wert  der  Erzeugnisse  der  Schlickschen  Eisengiesserei 
und  Maschinenfabrik  (in  Budapest)  war: 


im  Jahre 
1870 
1875 
1880 
1885 
1890 
1895 


Gulden 

715.000 

783.000 

617.000 

1,280.000 

2,460.000 

4,903.000 


Steigerung  (Verminderung)  in  Procenten 


+    9  -  -  -         - 

—  13—21  —  —        — 

+  79      +63         107  —        — 

244         214         298  92        — 

585  526  694  283  99 
Wenn  so  die  Entwicklung  der  Industrie  in  Ungani  wenigstens  in  den 
letzen  zehn  Jahren  ziemliche  Fortschritte  aufweist,  so  ist  Ungarn  noch  sehr 
weit  zurück  im  Vergleiche  zu  der  Industrie  OesteiTeichs  oder  der  westlichen 
Staaten.  Aus  den  vergleichenden  Daten  der  Berufstatistik  ist  dies  deutlich 
zu  ersehen.  Während  die  Gesammtbevölkerung  Ungarns  nach  der  Volkszählung 
1890  17*5  Millionen,  Oesterreichs  mit  237  Millionen  und  des  Deutschen 
Kelches  (1895)  mit  52-2  Millionen  sich  verhalten  wie  102  :  135  :  299,  gibt 
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die  Berufs  Statistik  bezüglich  der  einzelnen  Industriegruppen  folgende  Ziffern 

und  Verhältniszahlen;  es  waren  beschäftigt 

Verhältnis 

in  der  Gruppe   der  i"*  Ungarn    in  Oesterreich    in  Deutschland  Oester    Deutsch- 

reicbs      lands 

Bekleidungsindustrie 181.148  590.367  4,293.044  100  318        698 

Holzindustrie 118.064  299.358  618.720  100  253        524 

Eisen-  und  Metallindustrie   .    .  89.386  239.328  852.292  100  267        953 

Ernährungsindustrie 81.277  150.612  555.672  100  185        683 

Bauindustrie 60.379  228.351  1,307.604  100  378  2165 

Thierische  Producte 31.786  75.191  195.958  100  236        616 

Textilindustrie 31.349  411.191  942.433  100  1311  3006 

Lederindustrie 26.080  38.725  166.739  100  148        638 

Thon-  und  Glasindustrie  .    .    .  21.590  91.287  348.347  100  422  1794 

Maschinenindustrie 13.507  22.799  151.-597  100  168  1122 

Fahrzeugeproduction 10.493  29.261  120.543  100  278  1148 

Vervielfältigungsindustrie     .    .  8.996  25.866  119.337  100  287  1327 

Chemische  Industrie 8.315  27.858  127.379  100  335  1541 

Spiritusindustrie 7.802  53.169  117.048  100  681  1500 

Möbelindustrie 7.118  25.387  181.178  100  356  2545 

Gold-  und  Silberwarenindustrie  5.084  15.752  68.172  100  314  1373 

Papierindustrie 4.294  29.934  135.863  100  704  3197 

Gärtnerei      3.533  24.114  108.462  100  682  3069 

Wissenschaftliche  Apparate  .    .  3.222  13.483  61.858  100  418  1919 

Musikalische  Instrumente  ...  418  5.732  20.555  100  1371  4917 

Andere  Industrien 1.287 — 29.961  —  —          — 

Zusammen    ....  719.003  2,397.754  7,723.212  100  333  1074 
Nach  den  Daten   der  Berufsstatistik  verhält  sich  die  Zahl   der  Indu- 
striellen Ungarns  zu  jenen  Oesterreichs  wie  23-09  :  76*91,  und  das  Verhältnis 

der  einzelnen  Gruppen  ist  folgendes: 

Ungarn  zu  Oesterreich  wie 

Lederindustrie 40-32  :  59-68 

Maschinenindustrie 37*31  :  62*69 

Nahrungsindustrie 35*08  :  64*92 

Thierische  Producte 29-76  :  70*24 

Holzindustrie 28*32  :  71*68 

Eisen-  und  Metallindustrie 27*24  :  72-76 

Fahrzeugeindustrie 26-45  :  73*55 

Vervielfältigungsindustrie 25*83  :  74*17 

Gold-,  Silber-  und  Kurzwarenindustrie     .    .  24-15  :  75*85 

Bekleidungsindustrie 23*92  :  76*08 

Chemische  Industrie 22*98  :  77-02 

Möbel-  und  Wohnungseinrichtung    ....  21-93  :  78*07 

Bauindustrie 20*92  :  79*08 

Wissenschaftliche  Apparate 19*30  :  80-70 

Spiritusindusti-ie 12-80  :  87-20 

Gartenbau 12*78  :  87*22 

Papierindustrie 12*43  :  87*57 

Textilindustrie 7*08  :  92*92 

Musikinstrumente 6*79  :  92*21 
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Neben  den  Daten  der  Berufstatistik  kann  als  vergleichendes  Material 
nur  die  Production  derj^igen  Industrien  verwertet  werden,  welche  der 
indirecten  Steuer  unterliegen. 

Die  Bierpro  du ction  ist  in  Ungarn  sehr  gering.  Im  Jahre  1895 
wurde  erzeugt  in  Ungarn  1,415.000  hl,  in  Oesterreich  17,275.000  hl  und  im 
Deutschen  Keiche  37,733.000  ä?.  Die  Erzeugung  Ungarns  verhält  sich  zu  jener 
Oesterreichs  und  des  Deutschen  Keiches  wie  100  :  1221  :  2666,  und  im 
Quoten  Verhältnis  steht  Ungarn  zu  Oesterreich  wie  7*57  :  92"43. 

Zur  Zucker  er  Zeugung  verbrauchte  in  der  Campagne  1894/5 
Ungarn  10,776.000  g  Kühen  und  Oesterreich  76,761.000  g;  es  verhält  sich 
daher  Ungarn  zu  Oesterreich  wie  12*31  :  87-60. 

Bei  der  Spiritus  erzeugung  ist  Ungarns  Industrie  verhältnis- 
mässig stärker.  Es  erzeugte  in  der  Campagne  1893/4  Ungarn  109'8  Millionen 
Hektolitergrade,  und  Oesterreich  125'2  Millionen  Hektolitergrade ;  es  stellt 
sich  daher  das  Verhältnis  Ungarns  zu  Oesterreich  wie  44'64  :  55*36. 


Auch  die  Zahl  der  beim  Handel  Beschäftigten  steigerte  sich.  Es  waren: 

im  Jahre  Handelsleute  Steigerung  in  Procenten 

1857 66.788  _  _  _ 

1869 133.582  100  —  — 

1880 185.582  177  38  — 

1890 237.051  254  78  21 

Die  Zahl  der  Handelsleute  verglichen  mit  jenen  der  anderen  Staaten 

zeigt   die  verhältnismässig   geringe  Lage  des  Handels  in  Ungarn.    Es   war 

die  Zahl  der  Handelsleute : 

Verhältniszahl 

in  Ungarn 249.071  100 

,    Belgien 327.091  131 

„    Italien 592.728  237 

,    Oesterreich 845.073  339 

,    Grossbritannien 1,663.850  607 

„    Frankreich 2,185.818  877 

,    Deutschland 4,531.000  1819 

Ungarns  Handelsleute  verhalten  sich  zu  Oesterreich  wie  22*77  :  77*23. 

*  * 

* 

Ein  ausserordentlich  günstiges  Licht  fällt  auf  die  Entwicklung  der 
ungarischen  Volkswirtschaft,  wenn  der  stufenweise  Fortschritt  des  Ver- 
kehrswesens in  Betracht  gezogen  wird. 

Die  Länge  der  Staatsstrassen  war  im  Jahre  1866  5162  Am,  im 
Jahre  1895  bereits  7760  km.  Die  Steigerung  beträgt  50*3  Proc.  Die  den 
ungarischen  Staatsstrassen  analogen  Eeichs-  und  Landesstrassen  hatte 
in  Oesterreich  eine  Länge  von  19.385  km.  Die  Länge  der  Strassen  Ungarns 
zu  jenen  Oesterreichs  steht  also  im  Verhältnis  28*65  :  71*35. 

35* 
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Die  Entwicklung  der  Binnenschiffahrt  ist  aus  folgenden  Zahlen 
ersichtlich;  es  standen  zur  Verfügung  der  Binnenschiffahrt: 

im  Jahre  1887            im  Jahre  1896  Zunahme 

Dampfschiffe 51                        55  8  Proc. 

Kemorqueure 37                        62  67     „ 

Pferdekräfte  der  Schiffe   .    .    .          15.013                  22.458  49     „ 

Schleppschiffe  aus  Eisen     .    .                 72                      150  108     „ 

Tragfähigkeit  q 191.545                475.480  142     , 

Schleppschiffe  aus  Holz  ...               740                    1.186  60     , 

Tragfähigkeit  q 1,391.116             2,441.930  75     „ 

Gesammte    Tragfähigkeit    der 

Schleppschiffe  q 1,582.661             2,917.410  84     , 

Die  Flusschiffahrt  hat  beim  Personenverkehr  infolge  der  Zunahme  des 
Eisenbahntransportes  ausserordentlich  abgenommen.  Im  Jahre  1877  war  die 
Zahl  der  beförderten  Personen  noch  4,505.261,  im  Jahre  1896  aber  nur 
2,966.202 ;  die  Abnahme  beträgt  also  34  Proc.  Die  Zahl  der  Personen- 
kilometer war  im  Jahre  1881  mit  93*2  Millionen,  sinkt  im  Jahre  1896  auf 
69"2  Millionen ;  die  Abnahme  beträgt  also  25  Proc.  Der  Warentransport 
nimmt  aber  auch  auf  dem  Flussverkehr  zu.  Es  wurden  befördert  im  Jahre 
1877  1,489.854  Tonnen  und  im  Jahre  1896  3,842.756  Tonnen;  es  ist  also 
eine  Zunahme  von  158  Proc.  Die  Zahl  der  Tonnenkilometer  war  im  Jahre 
1881  678-4  Millionen  und  stieg  im  Jahre  1896  auf  1298-1  Millionen ;  die 
Zunahme  war  daher  91  Proc. 

Die  Seeschiffahrt  zeigt,  was  die  Zahl  der  Schiffe  und  deren 
Tonnengehalt  anbelangt,  eine  entschiedene  Abnahme.  Im  Jahre  1871  hatte 
die  ungarische  Handelsmarine  565  Schiffe  (inbegriffen  die  Fischerbarken) 
mit  82.812  Tonnen,  dagegen  im  Jahre  1895  nur  504  Schiffe  mit  65.983  Tonnen, 
die  Abnahme  ist  daher  bei  der  Schiffszahl  12,  bei  dem  Tonnengehalt  25  Proc. 
Die  Abnahme  ist  aber  allein  der  sinkenden  Segelschiffahrt  zuzuschreiben. 
Der  Schiffsverkehr  der  ungarischen  Seehäfen  (in  erster  Keihe  von  Fiurae) 
zeigt  einen  ausserordentlichen  Aufschwung.  Die  Zahl  der  angekommenen 
Schiffe  war 

im  Jahre  1871        im  Jahre  1895  Zunahme 

mit  Tonnengehalt  .    .    171.372  1,211.597  295  Proc. 

Schiffe 3.254  12.807  606     „ 

Die  Seeschiffahrt  Ungarns  ist  im  Vergleiche  zur  österreichischen 
ziemlich  schwach.  Die  Zahl  der  Seeschiffe  von  langer  Fahrt,  kleiner  und 
grosser  Küstenfahrt  war 

.     TT  •     /-\    i.       •  1       Unsrarn  verhält  sich  zu 

in  Ungarn        m  Oesterreich  Oesterreich 

Schiffe 240  1.693  11-42  :  88*58 

Tonnen      65.576  165.550  28'40  :  71-60 

Bemannung  ....      1.735  7.571  18-65  :  81-35 
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Die  Zahl  der  beladen  angekommenen  Schilfe  war  in  den  Seehäfen 

Ungarns  Oesterreichs     tt  m    i.       ■  i. 

°  Ungarns  zu  üesterreich 

Schilfe     .    , 12.867  76.302  14-43  :  85-57 

mit  Tonnengehalt  .    .    .     1,211.597  9,782.551  11-02:88-98 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  das  Eisenbahnwesen  Ungarns.  Die 

Entwicklung  der  Eisenbahnen  ersieht  man  aus  folgenden  Zahlen : 

im  Jahre  1867     im  Jahre  1895  Zunahme 

Länge  des  Eisenbahnnetzes  Jcm    .    .        2.285  14.004  512  Proc. 

Er  wurden  befördert  im  Jahre  1876  im  Jahre  1895 

Personen 9,244.000  53,182.000  475  Proc. 


Personenkilometer 
Waren,  Tonnen  . 
Tonnenkilometer  . 


509,849.000         2.090,722.000         310     „ 
9,044,000  28.299.000         212     , 

1.159,446.000         3.700,400.000         219     „ 
Ein  Vergleich  mit  den  Eisenbahnverhältnissen  anderer  Staaten  ist  für 
Ungarn  nicht  ungünstig.  Die  Länge  des  Eisenbahnnetzes  war: 

km  Relativzahl 

in  Kumänien 2.604  12 

,    den  Niederlanden 2.955  22 

,    Belgien 4.569  34 

,    Ungarn 13.172  100 

,    Italien 14.944  113 

,    Oesterreich 16.874  124 

„    Grossbritannien 33.684  255 

„    Frankreich      40.199  305 

„    Deutschland 43.500  345 

Die  Länge  der  Eisenbahnen  im  Verhältnis  der  Einwohnerzahl  genommen 
gibt  folgende  Keihenfolge.  Auf  100.000  Seelen  fiel  Kilometer  Bahn: 

Auf  100.000  Seelen  km      Relativzahl 


in  Italien 

.    .        48-1 

62 

,    Kumänien 

.    .        48-2 

64 

„    den  Niederlanden  .    . 

.    .        55-0 

71 

y,    Oesterreich     .... 

.    .        711 

92 

«    Ungarn 

.    .        76-8 

100 

„    Grossbritannien  .    .    . 

.    .        85-7 

111 

,    Belgien 

.    .        87-4 

113 

„    Deutschland   .... 

.    .        89-8 

117 

-    Frankreich      .... 

.    .      107-5 

139 

Auf  100  Quadratkilometer  entfielen  Eisenbahnkilometer: 

Auf  100  km"^  km       Relativzahl 

in  Rumänien 2*0  46 

„    Ungarn 4-3  100 

,    Italien 5-2  120 
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Auf  100  hni^  km      Kelativzahl 

in  Oesterreich 5-9  137 

„    Frankreich      11  179 

„    Niederlande 8-0  186 

,    Deutschland 8-7  202 

„    Grossbritannien 10*7  249 

,    Belgien 18-8  457 

Wird  die  Länge  der  Eisenbahnen  im  Verhältnis  der  Einwohnerzahl  (auf 
10.000  Seelen  die  entfallende  Kilometerzahl)  und  der  Grösse  des  betreffenden 
Landes  (auf  100  hm'^  die  entfallende  Eisenbahn -Kilometerzahl)  summiert 
und  die  Summe  durch  zwei  getheilt,  so  erhalten  wir  eine  Ziffer,  die  zum 
Vergleich  der  volkswirtschaftlichen  Reihenfolge  des  Eisenbahnwesens  mehrerer 
Länder  am  geeignesten  ist. 

EisenbahnzifFer     Relativzahl 

für  Rumänien 3"4  58 

„    Italien 5*0  85 

,    Ungarn      5-9  100 

„    Oesterreich 6*5  110 

,    Niederlande 6-7  113 

,    Deutschland 8*8  149 

,    Frankreich 9*2  155 

„    Grossbritannien 9*6  162 

,    Belgien 13-7  232 

Das  in  den  Eisenbahnen  liegende  Capital  war 

Millionen  Gulden       Relativzahl 
in  den  Niederlanden  ....  227*3  20 

,    Rumänien 2425  22 

,    Belgien 553-6  50 

„    Ungarn 1.0991  100 

„    Italien 1.5422  140 

,    Oesterreich 2.974-9  271 

„    Deutschland 5.590-4  508 

„    Frankreich      6.175-1  561 

,    Grossbritannien 9.853-8  896 

Das  Verhältnis  Ungarns  zu  Oesterreich  in  Bezug  auf  das  Eisenbahn- 
wesen ergibt  sich  aus  folgenden  Daten  (1894) 

Ungarn  Oesterreich     Ungarn  zu  Oesterreich 

Länge  der  Eisenbahnen    .    .    .     13.172     hm     16.874     Im,     43-86  :  56-14 
auf  100.000 Einwohner  entfallen  76-8  „  71-1   ,       5734:42-66 

auf  100  km^  entfallen  ....  4-5  ,  5-9  „       42-19  :  57-81 

Eisenbahnzahl 5-9  ,  6-5  „       47-61  :  57-81 

Auf  je  einem  Bahnkilometer  wurden  befördert 

Personen 145.601  208845  4111  :  5889 

Tonnen 276-001  496.353  35-85  :  6415 

investiertes  Capital 1099  Mill.  fl.     2974  Mill.  fl.  26-95  :  73-05 
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Die  Entwicklung  des  Postverkehres  ist  ebenfalls  ausserordentlich. 
So  war  die  Zahl 


der  Post- 
ämter 


Zunahme     Postcurse 


„        ,  Lange  der 

Zunahme      t.    . 

Postwege 


Zurück- 
gelegte ktii 


Zunahme 


1.337  -  1.234  —       32.565  yfcm        —       17,157.000       — 

1.523        UProc.  1.664       34  Proc.  35.021  „       7  Proc.  19,647.000    14Proc- 

2.306     .  72    „  3.119      152    „       39.288  „     20    „       33,144.000    93    „ 

4.308      222    „  6.382     417    „       63.653  „     95    „       45,838.000  167    „ 

4.558      240    „  8.597      596    „       86.026  „  164    „       57,775.000  237    „ 

Das  Ergebnis  des  Postverkehres  ist  hauptsächlich  aus  dem  Verkehr  der 

Briefe  und  der  Zeitungen  ersichtlich.  Es  wurden  befördert: 


1868 
1870 
1880 
1890 
1895 


im  Jahre 
1868 
1870 
1880 
1890 
1895 
Im   Ver 


Mill.  Briefe 

379 

480 

1.155 

2.370 

3.180 


Zunahme 

26  Proc. 
204     „ 
525     , 
740     , 


Mill.  Zeitungen 
13-0 
15-5 
36-0 
65-1 
89-0 


Zunahme 

19  Proc. 
177     , 

400     „ 

585     , 


[•gleich  zu  andern  Ländern  ersieht  man  die  verhältnismässig 
grosse  Entwicklung  der  ungarischen  Postanstalt.  Es  war  nämlich  die  Zahl 
der  Postämter 


Relativzahl 

in  Ungarn   .    .    . 
„    Italien     .    .    . 
„    Oesterreich     . 
y,    Frankreich 
y,    Grossbritannien 

• 

.    .    . 

4.463 
4.733 
5.466 
8.053 
20-270 
30.372 

100 
106 
122 

180 

458 

„    Deutschland  . 

. 

680 

Es  fielen    auf  je  einen 
denzkarten) : 

Einwohner  Briefe    (inbegriffen    die    Correspon- 

Relativzahl 

in  Ungarn     .    .    . 
,    Italien  .... 
,    Frankreich    .    . 
ji    Oesterreich  .    . 
y,    Deutschland 

1.097 
847 
2.328 
2.850 
5.392 

100 
77 
212 
259 
491 

Ungarn    zu  Oesterreich   verhält 
45-04  :  54-96,    und    in   Betreff    der 

sich   i 
Briefe 

n    der  Zahl 
berechnet 

dei 
zur 

Postämter  wie 
Kopfzahl    wie 

Die  Zunahme  des  Wohlstandes  ist  aus  dem  Steigen  des  Consums 
zu  folgern.  Die  Statistik  bietet  diesbezüglich  wenig  Anhaltspunkte,  allein  aus 
diesen  wenigen  erhalten  wir  sicheren  Schluss  über  das  rasche  Steigen 
des  Consums. 

Der  Verbrauch  der  Kohlen  ergibt  sich  aus  den  Daten  des  Kohlenberg- 
baues, und  der  Aus-  und  Einfuhr  der  Kohlen.  Als  Kesultat  dieser  Daten 
ergibt  sich  der  Kohlen  verbrau  ch: 
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Zunahme 


im  Jahre  Metercentner 

1868 7,075.000 

1870 9,679.000 

1874 13,007.000 

1882 22,113.000 

1885 28,633.000 

1890 38,795.000 

1895 56,746.000 

Der  Consum  von  Zucker  ergibt  sich  ebenfalls  aus  den  Daten  der 
Zuckerproduction  und  der  Zucker -Aus-  und  Einfuhr.  Darnach  war  der 
Verbrauch  von  Zucker  (auf  Rohzucker  reduciert) : 


35  Proc. 

83  , 
212  , 
304     „ 

448     , 
702     , 


im  Jahre 

Metercentner 

Zunahme 

1870     . 

200.876 

— 

1875    . 

289.479 
540.500 

44  Proc. 
170     , 

1882    . 

1885    . 

579.755 

189     , 

1890    . 

758.892 

279     , 

1895    . 

1,194.592 

497     „ 

Die  Zunahme 

des   Tabak 

Verbrauches 

ist  aus    folger 

»den  Daten 

Jes  Tabakärars  ersichtlich : 

in  den  Jahren            im  Durchschnitt 

pro  Kopf           ] 

m  Werte  von  fl. 

pro  Kopf 

1871—75  .    .    . 

131.800  q 

0-84  hg 

22,284.000 

1-42  fl. 

1876—80  .    .    . 

134.988  „ 

0-85  , 

25,711.000 

1-62  , 

1881—85  .    .    . 

143-436  „ 

0-90  , 

30,623.000 

1-91  . 

1886—90  .    .    . 

157.289  , 

0-93  , 

35,046.000 

2-07  , 

1891—95   .    .    . 

197.734  , 

111  , 

43,960.000 

2  43  , 

1896     .    .    . 

211.405  , 

115  , 

48,842.000 

2-66  , 

Trotzdem,  dass  die  Tabakfabrikate  theurer  wui 

•den  hat  sich  der  Verbrauch 

fortwährend  gesteigert. 

Die  Zunahme  des  Wohlstandes  ist  aus  den  Ergebnissen  der  Credit- 
anstalten,  namentlich  aus  der  Steigerung  der  Spareinlagen,  gewiss 
die  Vermehrung  der  Capitalien,  dann  aus  der  Grösse  des  Wechselportfeuilles 
als  Thermometer  der  Entwicklung  des  Geschäftslebens  zu  betrachten, 
und  endlich  aus  dem  Stande  der  Wertpapiere  der  Creditanstalten  zu  ersehen. 
Es  waren 


im 
Jahre 

Sparein- 
lagen 
Mill. 

Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Wechsel - 

portfeuille 

Mill. 

Gulden 

Zunahme 
Proc. 

1867 

72-6 



100-2 



1870 

131-4 

81 

20S-1 

107 

1880 

323-1 

345 

280-8 

180 

1890 

576-4 

694 

362-0 

261 

1894 

707-3 

874 

550-2 

448 

Lombard 

Mill. 
Gulden 


Wertpapiore 

r/,..,«!,«,»      placiert  bei 
Zunahme     '^^^     ... 

Creditan- 
stalten 
Mill.  Gulden 


Proc. 


Zunahme 
Proc. 


25-6  —  — 

23-9  _  7  28-8 

35-4  +38  85-9 

62-3  143  112-8 

80-8  216  127-1 


197 

208 
340 
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Ein  Vergleich  mit  anderen  Staaten  ist  nicht  leicht  möglich,  da  die 
betreffenden  Daten  nicht  auf  gleicher  Grundlage  gesammelt  sind;  nur  hin- 
sichtlich der  Spareinlagen  kann  ein  Vergleich  gemacht  werden,  aber  auch 
da  muss  bemerkt  werden,  dass  die  ungarischen  Sparcassen  Actiengesell- 
schaften  sind  und  manche  dieser  Anstalten  wäre  nach  ausländischen  Begriffen 
als  Bank  zu  betrachten.  Die  Spareinlagen  betrugen 

Millionen  Gulden  Relativzahl 

in  Ungarn 524  100 

„    Italien 485  92 

„    Frankreich 1256  239 

,    Oesterreich 1461  278 

„    Preussen 1558  297 

Die  Spareinlagen  verhalten  sich  in  Ungarn  zu  jenen  in  Oesten-eich  wie 
26-45  :  73-55. 

Die  Function  der  Creditanstalten  bezieht  sich  auf  einen  Zweig,  welcher 
namentlich  in  einem  landwirtschaftlichen  Staate  von  grosser  Wichtigkeit  ist, 
dies  ist  das  Hypothekargeschäft.  Wenn  die  Hypothekenlasten  für  Investitions- 
zweeke  aufgenommen  wurden  und  wenn  deren  Verzinsung  und  Amortisation  den 
Grundeigenthümer  nicht  schwerer  belastet,  als  dies  das  durch  die  Investition 
erreichbare  Mehreinkommen  beträgt:  so  ist  die  Zunahme  der  Hypotheken- 
lasten eigentlich  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  vortheilhaft. 
Wenn  dagegen  das  Darlehen  nicht  zur  Amelioration  des  betreffenden  Gutes 
verwendet,  oder  unter  schweren  Bedingungen  aufgenommen,  mit  einem  Worte 
wenn  die  Lage  des  Schuldners  durch  dasselbe  verschlimmert  wird,  dann  ist 
die  Zunahme  der  Hypothenkenschulden  für  das  Land  von  Nachtheil.  Unter 
solchen  Umständen  ist  es  schwer,  ohne  eingehende  Kenntnis  der  Details  aus 
dem  Verkehr  der  Hypotheken  selbst  eine  günstige  oder  ungünstige  wirtschaft- 
liche Lage  zu  folgern.  Indem  wir  dennoch  die  Daten  der  Hypothekenschulden 
mittheilen,  thun  wir  dies  der  Vollständigkeit  halber.  Es  war  die  Summe  der 
Hypothekenschulden  in  Ungarn 

im  Jahre  Millionen  Gulden  Zunahme 

1870 130-2  — 

1880 252-2  93  Proc. 

1885 347-4  166     , 

1890 480-1  268     , 

1895 715-1  449     , 

1896 784-9  502     „ 

Die  Summe  der  Hypothekenschulden  war  im  Jahre  1894  in  Ungarn 
633-7,  in  Oesterreich  1807-7  Millionen  Gulden ;  es  verhält  sich  daher  Ungani 
zu  Oesterreich  wie  25*97  :  74-03. 


Wir  wollen   endlich   noch   die  Ziffern   des  Staatshaushaltes  in 
Betracht   ziehen,    denn   aus  denselben  kann  ja  auf  die  wirtschaftliche  Lage 
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des  Landes  ebenfalls  gefolgert  werden.  Wir  wollen  nicht  das  erste  Jahr  des 
selbständigen  ungarischen  Haushaltes  in  Vergleich  ziehen,  da  die  Schwierig- 
keiten der  ersten  Jahre  und  auch  die  Eintheilung  der  Schlussrechnungen 
mangelhaft  waren,  sondern  beginnen  unsere  Vergleiche  mit  dem  Jahre  1870 
uud  nehmen  die  Summen  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben,  die  Staats- 
schulden und  die  Zinsenlast  dieser  Staatsschulden. 


Im 
Jahre 

Staatsein- 
nahmen 

Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Aus- 
g  iben 

Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Staats- 
schulden 

Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Zinsenlast 

Mill. 

Quldeu 

Zunahme 
Proc. 

1870  . 

.      171-2 



199-9 



329-4 



17-3 



1875  . 

.      192-8 

12 

289-3 

16 

625-8 

89 

32-9 

90 

1880  . 

.      247-3 

44 

233-3 

44 

1.016-3 

208 

54-8 

216 

1885  . 

.      3180 

85 

358-2 

79 

1.457-1 

342 

67-5 

289 

1890  . 

.      384-9 

124 

356-5 

78 

1.901-6 

480 

80-9 

367 

1895  . 

.      501-9 

193 

454-3 

127 

2.214-1 

569 

95-2 

487 

1896  . 

.      510-5 

198 

445-3 

122 

2.232-7 

577 

95-6 

498 

Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich,  dass  gegenüber  den  riesig  anschwellenden 
Ausgaben  die  Einnahmen  sich  noch  mehr  steigerten,  dass  also  die  stärkere 
Inanspruchnahme  der  Besteuerung  die  Störung  des  Gleichgewichtes,  mit  der 
der  ungarische  Staatshaushalt  bis  1888  zu  kämpfen  hatte,  verhinderte. 

Die  Details  und  die  Zunahme  der  Staatseinnahmen  ist  aus  folgenden 
Ziffern  ersichtlich ;  (wir  nehmen  nur  die  directen  Steuern,  die  Verzehrungs- 
steuer, das  Tabaksgefälle  und  die  Stempel,  Gebüren  und  Taxen). 

Im 
Jahre 

1870 
1875 
1880 
1885 
1880 
1895 
1896 

Die  grösste  Zunahme  erblicken  wir  bei  den  Verzehrungssteuern,  dann 
folgen  die  Stempel,  Gebüren  und  Taxen,  dann  das  Tabaksgefälle  und  die 
geringste  Zunahmen  zeigen  die  directen  Steuern. 

Wenn  die  einzelnen  Steuergattungen  betrachtet  werden,  ergeben  sich 
bei  den  verschiedenen  Steuern  ganz  verschiedene  Verhältnisse. 


Directe 
Steuern 

Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Verzehrungs- 
steuer 
Mill.  Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Tabaks- 
gefälle 
Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Stempel 

etc.   Mill. 

Gulden 

Zunahme 
Proc. 

62-5 



130 



251 



14-4 



71-1 

13 

13-2 

1 

25-6 

2 

21-6 

50 

84-2 

34 

20-2 

54 

30-7 

22 

22-6 

56 

98-0 

56 

36-2 

177 

42-1 

67 

26-3 

81 

101-1 

61 

66-1 

405 

47-3 

87 

29-3 

103 

107-0 

71 

78-9 

507 

56-4 

124 

37-8 

162 

109-8 

75 

83-2 

535 

54-8 

117 

38-3 

165 

Im 
Jahre 

Grund- 
steuer 
Mill 
Gulden 

Zunahme 
Proc 

Haussteuer 

Mill. 

Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Erwerb- 
steuer 
Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Steuer  der 
öffeml. Rech- 
nungslegung 
Mill.  Gulden 

Zunahme 
Proc. 

1870   .    .    .    33-9 



6-8 



— ■ 

— 





1875 

36-7 

2 

8-6 

26 

18-5 



1-8 



1880 

36-5 

2 

8-4 

23 

17-3 

-    7 

2-6 

44 

1885 

35-3 

-1 

9-0 

32 

17-6 

—    5 

3-1 

72 

1890 

34-7 

-3 

10-6 

55 

19-6 

+   5 

3-4 

88 

1895 

34-7 

-3 

11-6 

70 

22-5 

+  21 

4-3 

105 

1896 

34-3 

-4 

12-3 

80 

23-1 

+  25 

4-3 

138 
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Im  Jahre 

Capital- 
zinsensteuer 
Mill.  Gulden 

Zunahme 
Proc. 

Allgemeine 
Einkommen- 
steuer 
Mill.  Gnlden 

Zunahme 
Proc. 

Transport- 
Steuer 
Mill.  Gulden 

Zunahme 
Proc. 

1870    .    . 













1875    .    . 

1-7 



5-7^) 



2-0') 



1880    .    . 

3-6 

111 

9-3 

63 

21 

5 

1885    .    . 

.       5-4 

216 

17-5 

207 

4-2 

110 

1890    .    . 

.       4-5 

164 

16-8 

194 

6-3 

215 

1895    .    . 

.        2-8 

182 

16-6 

191 

8-2 

310 

1896    .    . 

5-0 

193 

17-0 

198 

9-2 

360 

Die  Grundsteuer  konnte  deshalb  keine  Zunahmen  aufweisen,  weil 
dieselbe  contingentiert  ist.  Ausser  der  Transportsteuer,  welche  ihrem  Charakter 
nach  keine  directe  Steuer  bildet  und  also  ganz  falsch  in  den  ungarischen 
Budgets  zwischen  den  directen  Steuern  vorkommt,  zeigt  keine  einzig  directe 
Steuer  grosse  Zunahmen.  Die  eigentliche  Steigerung  der  Einnahmen  fällt 
daher  den  Verzehrungssteuern  zu. 

Die  Details  der  Verzehrungssteuer  sind  aus  folgenden  Ziffern  ersichtlich : 


Im 
Jahre 

Brant- 

weinsteuei 

Mill. 

Gulden 

Wein- 
■    Zunahme         Steuer 
Proc.             Mill. 
Gulden 

Zunahme      ^'^tJ?'?"^"^      Zunahme 

Zucker- 
Steuer 
Mill. 
Gulden 

Zunahme 
Proc. 

1870 

6-4 



2-5 

— 

1-2          — 

0-8 



1875 

6-6 

3 

2-7 

4 

1-0       -20 

0-7 

-12 

1880 

6-3 

-    1 

3-3 

32 

0-8       -33 

1-7 

+  112 

1885 

.      111 

+  73 

3-7 

48 

21       +  75 

3-9 

385 

1890- 

.      37-7 

488 

9-7 

288 

4-4         266 

5-7 

612 

1895 

.      42-3 

560 

81 

224 

8-2         583 

8-6 

975 

1896 

.      47-0 

634 

7-8 

212 

100        733 

8-6 

975 

Im  Jahre 

Steuer                „                        Steuer 
Mill.  Gulden          '^^°''-          Mill.  Gulden 

unahme 
Proc. 

1870 

1-9 

— 

— 



1875 

2-0 

5 

— 



1880 

2-3 

21 

— 



1885 

2-6 

36 

3-0 



1890 

3-2 

68 

51 

70 

1895 

3-8 

100 

5-6 

86 

1896 

4-0 

110 

5-6 

86 

Die  Zunahme  bei  den  Steuern  ist  natürlich  in  erster  Keihe  die  Folge 
der  wiederholt  erhöhten  Steuerschlüssel,  allein  auch  der  wirtschaftliche 
Aufschwung  Ungarns  hat  dazu  beigetragen,  dass  die  Steuern  reich- 
licher einflössen.  Wenn  wir  das  Jahr  nehmen,  in  welchen  bereits  der  erhöhte 
Steuerschlüssel  angewandt  wurde,  und  das  Ergebnis  der  Steuersummen  mit 
jenen  des  Jahres  1896  vergleichen,  so  erhalten  wir  noch  immer  eine  bedeu- 
tende Zunahme.     So  war 


')  Im  Jahre  1876. 
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im  Jahre 

die  Haussteuer 1884 

„    Erwerbsteiier 1883 

,     öffentl.  Kechnungslegung  .  1876 

„    allg.  Einkommensteuer      .  1884 

,    Transportsteuer      ....  1888 

„    Brantweinsteuer     ....  1889 

„    Zuckersteuer      1889 

„    Fleischsteuer 1888 

„    Petroleumsteuer    ....  1885 

„    Tabaksgelälle 1889 

,    Geboren 1888 

» 


Gulden 

im  Jahre  1896 
Gulden 

Zunahme 
in  Proc. 

8,913.000 

12,317.000 

38 

17,310.000 

23,173.000 

T  33 

2,358.000 

4,358.000 

84 

13.060.000 

17,085.000 

30 

6,195.000 

9,276.000 

49 

22,950.000 

31,322.000 

36 

2.075.000 

5,332.000 

125 

3,055.000 

4,062.000 

32 

3,018.000 

5,625.000 

86 

44,034.000 

54,852.000 

24 

16,931.000 

22,614.000 

33 

Die  bisher  vorgeführten  Ziffern  ergeben  die  unleugbare  Thatsache,  dass 
Ungarn  während  der  letzten  30  Jahre  auf  jedem  Gebiete  des  wirtschaftlichen 
Lebens  grosse  Fortschritte  gemacht  hat  und  dass  Ungarns  Reichthum  in 
stetiger  Entwicklung  ist.  Durch  diese  Entwicklung  ist  Ungarn  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  den  Culturstaaten  des  Westens  näher  gerückt,  und  wenn 
die  westlichen  Staaten  Ungarn  in  vielen  Hinsichten  noch  überflügeln,  so 
ist  dies  nicht  die  Schuld  der  letzen  30  Jahre,  sondern  stammt  aus  früherer 
Zeit  her.  Ungarn  musste  die  Versäumnisse  von  Jahrhunderten  in  Jahrzehnten 
nachholen  und  da  kann  sein  relatives  Zurückbleiben  nicht  ihm  selbst 
zur  Last  fallen.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  im  Fortschritte  Ungarns  in  den 
letzten  30  Jahren  auch  der  Charakter  des  Forcierens  bemerkbar  ist.  Die 
Ueberstürzung  beim  Eisenbahnbau,  das  Ungewohnte  der  regelmässigen  Haus- 
haltung und  manche  Fehler  der  Administration  brachten  den  ungarischen 
Staatshaushalt  in  Unordnung.  Die  Deficite  waren  lange  Zeit  permanente 
Erscheinungen  der  Budgets.  Die  Deficite  des  Staatshaushaltes  wirkte 
auf  das  ganze  wirtschaftliche  Leben  unvortheilhaft  zurück.  Allein  nur  zu 
bald  kam  die  nüchterne  Erwachung.  Mit  kühner  Hand  ergreift  die  Legis- 
lative das  Ordnen  der  Finanzen;  die  Steuerschraube  wird  stark  angespannt, 
neue  Steuern  eingeführt,  Conversionen  durchgesetzt,  aber  auch  das  volks- 
wirtschaftliche Gebiet  wird  intensiver  cultiviert.  Der  Staat  greift  direct  bei 
Hebung  einzelner  Wirtschaftszweige  ein ;  die  öffentlichen  Lieferungen  werden 
zur  Kräftigung  der  jungen  Industriezweige  benützt.  Die  Eisenbahnen  werden 
verstaatlicht  und  das  Eisenbahntarifwesen  wird  zur  Förderung  der  einzelnen 
Productionszweige  eingerichtet.  Alle  Factoren  wirken  zusammen  und  zur 
Feier  des  tausendjährigen  Bestandes  konnte  Ungarn  mit  Stolz  auf  die 
Eegeneration  seiner  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hinweisen.  Der  wirtschaft- 
liche und  culturelle  Zustand,  den  Ungarn  zur  Zeit  des  Millenniums  auf- 
weisen konnte,  sichert  dem  Lande  eine  günstige  Zukunft. 


DIE 

POLITISCHEN  JUDENGEMEINDEN  IN  MÄHREN.') 


VON 


DR-  EMIL  GOLDMANN. 


W  er  zwischen  den  Formungen  und  Einrichtungen,  die  modernes  Staats-  und 
Wirtschaftsleben  sich  für  seine  besonderen  Daseinsbedingungen  und  -Maximen 
geschaffen  hat,  so  in  den  Fugen  und  Eitzen,  gerne  suchen  mag  nach  verschrumpften 
Ueberlebseln  und  wunderlichen  Resten  von  Organisationen  und  Bildungen,  deren 
Blüte  und  Fülle  dem  socialen  Lebensinhalt  vergangener  Epochen  Ausdruck  und 
Sichtung  lieh,  dem  sei  Mähren  als  eine  Art  historischer  Karitätenkammer  empfohlen. 
Er  findet  daselbst  in  manchen  Städten  ein  sorgsam  gehütetes.  Form  und  Brauch 
der  Väter  treu  und  pharisäisch  zugleich  wahrendes  Scheinleben  der  Zunftverfassung. 
Mag  auch  die  Zunft  ihren  eigentlichen  Zwecken  längst  entfremdet  oder  unheil- 
barem Siechthum  anheimgefallen  sein,  mag  unter  der  faltigen  Hülle  sich  ein 
ganz  neuartiger,  durch  andere  Formen  besser  gewahrter  Inhalt  bergen,  wie  etwa 
eine  Art  Verkaufs-  oder  Creditgenossenschaft  oder  am  Ende  gar  nur  eine  kleine 
Anzahl  ganz  selbständiger,  durch  das  Band  gemeinsamer  ärarischer  Lieferung  nur 
zusammengehaltener  Handwerker:  Gleichwohl  wird  das  Schnörkelwerk  dos  äusseren 
Ceremoniells  pietätvoll  gehütet,  gemeinsame  Einrichtungen,  ein  Zunfthaus  etwa, 
finden  sich,  und  Festlichkeiten  mit  Gottesdienst  und  feierlichem  Umzug  werden 
noch  gefeiert  wie  zu  der  Väter  Zeiten.  Allerlei  traditioneller  Hausfleiss  vegetiert 
noch  auf  dem  Lande  oder  ist  in  jüngster  Zeit  in  der  Afterbildung  des  Verlags- 
systems zu  intensiverem  Betriebe  gelangt.  Und  auch  in  der  politischen  Verfassung 
und  Verwaltung  gehen  Gespenster  aus  der  ständischen  Zeit  um.  Da  stösst  man 
in  Gemeinde-  und  Landtagsordnung  auf  mancherlei  Vorrechte  und  Begünstigungen 


1)  Diese  Arbeit  ist  auf  Anregung  des  Herrn  Sectiouschefs  Professors  v.  Inama- 
Stern egg  in  seinem  statistischen  Seminar  entstanden.  Für  die  Unterweisungen  und  die 
überaus  entgegenkommende  Förderung,  die  mir  durch  ihn  zutheil  geworden,  erlaube  ich 
mir  an  dieser  Stelle  meinen  ergebensten  Dank  auszudrücken.  Hauptquellen  für  den 
historischen  Theil  waren  die  Excerpten-  und  Citatensammlung  von  d'Elvert,  Zur  Ge- 
schichte der  Juden  in  Mähren  und  Oester.-Schlesien  etc.  (Schriften  der  historisch- 
statistischen Section  der  k.  k.  Gesellschaft  für  Beförderung  des  Ackerbaues  etc.  XXX.  Bd- 
Brunn    1895),  vom   Jahre   1848  ab    die   Berichte   des   mähr.  Landesausscbusses, 
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des  grossen  Grundbesitzes,  die  an  die  patrimoniale  Zeit  gemahnen;  da  trifft  man 
die  Möglichkeit  der  Aufrichtung  von  Gutsgebieten  als  selbständiger  Verwaltungs- 
bezirke im  Gesetze  vorgesehen.  Solch  eine  sonderbare  Anomalie  in  der  Organi- 
sation der  Verwaltung,  einen  Schatten,  den  eine  gewesene  Zeit  auf  die  Gegenwart 
noch  wirft,  stellen  auch  die  mährischen  Judengemeinden  dar.  Zugleich  aber  ein 
interessantes  Beispiel  dafür,  dass  es  nicht  möglich  ist,  im  „Sein  zu  verharren". 
Schon  hier  sei  der  naheliegende  Irrthum  abgelehnt,  als  ob  diese  Judengemeinden 
noch  heute  Gemeinden  auf  rein  confessioneller  Grundlage  wären.  Allerdings  hat 
kein  Geringerer  als  der  Verwaltungsgerichtshof  diesen  Irrthum  in  einer  Entscheidung 
begangen.  Sie  unterscheiden  sich  rechtlich  nicht  von  den  übrigen  Gemeinden, 
sie  fallen  gerade  so  unter  die  allgemeine  Gemeindeordnung,  es  gibt  keine  sonder- 
rechtliche Bestimmung  weder  zu  ihren  Gunsten  noch  zu  ihrem  Nachtheile.  Aber 
thatsächlich  tragen  sie  von  ihrer  confessionellen Vergangenheit  und  Exclusivität 
noch  mancherlei  sociale  und  Verwaltungs-Eigenthüralichkeiten  zu  Lehen,  und  das 
Eigenthümlichste  und  Fragwürdigste  ist,  dass  ihre  Sonderexistenz  unter  den 
geänderten  Verhältnissen  sich  überhaupt  erhalten  hat. 

Wenn  man  das  Special-Ortsrepertorium  von  Mähren  nach  der  Volkszählung 
vom  Jahre  1890  ^)  durchgeht,  so  fällt  einem  auf,  dass  neben  einer  Anzahl  von 
Städten  und  Märkten  die  gleichnamige  Judengenieinde  als  selbständige  politische 
Gemeinde  angeführt  wird.  So  bildet  z.  B.  Trebitsch  zwei  politische  Gemeinden: 
die  Stadt  Trebitsch  und  die  Israelitengemeinde  Trebitsch.  So  besteht  neben  dem 
Marktflecken  Schaffa  die  Judengemeinde  Schaffa.  Immer  aber  wird  die  Juden- 
gemeinde als  Stadt-  oder  Markt  t  h  e  i  1  bezeichnet,  sie  gehört  also  zum  Gebiete 
der  Stadt  oder  des  Marktes;  also  Dualismus  der  Verwaltung  und  Einheit  des 
Territoriums,  Einheit  der  Ansiedlung  nach.  Die  einheitliche  Ortsindividualität  und 
das  stete  Bewusstsein  derselben  prägt  sich  in  dem  identischen  Ortsnamen  aus. 
Die  Judengemeinden  sind  zwar  politische  Einheiten,  aber  sie  sind  keine  selb- 
ständigen Ortschaften.  Darin  liegt  gewiss  eine  Anomalie.  Als  Kegel  kann  wohl 
gelten,  dass  die  politische  Gemeinde  zum  mindesten  eine  selbständige  Ortseinheit, 
oft  aber  mehrere  Ortschaften  unter  sich  begreift.  §  2  des  provisorischen  Gemeinde- 
gesetzes vom  17.  März  1849  verlangt  ausdrücklich:  „Vorstädte  haben  mit  der 
eigentlichen  Stadt  immer  eine  einzige  Ortsgemeinde  zu  bilden."  Die  Judenstadt 
aber  bildet  eine  besondere  Gemeinde.  Die  Abweichung  von  der  Eegel  geht  noch 
weiter.  Nicht  allen  Judengemeinden  kann  der  Charakter  von  Vorstädten  oder 
Vororten  zugesprochen  werden.  Oft  liegt  ein  Theil  der  zur  Judengeraeinde  gehörigen 
Realitäten  verstreut  mitten  in  der  Christengemeinde,  ein  andermal  bildet  die  eine 
Gassenfront  die  Judengemeinde,  während  die  andere  zur  Hauptgemeinde  gehört. 
Ebenso  bilden  sie  in  der  Eegel  eine  Ausnahme  von  dem  sogenannten  Katastral- 
princip,  d.  i.  der  Norm,  dass  unter  der  Ortsgemeinde  in  der  Eegel  die  als  selb- 
ständiges Ganzes  vermessene  Katastralgemeinde  zu  verstehen  ist.  ^)  Die  Juden- 
gemeinden besitzen  (mit  2  Ausnahmen)  keinen  eigenen  Kataster,  sondern  sind  mit 


^)  Special-Orts-Repertorium  von  Mähren.  Neubearbeitung  auf  Grund  der  Ergeb- 
nisse der  Volkszählung  vom  31.  December  1890.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen 
Centralcoramission  Wien  1893.    Alfred  Holder. 

2)  vgl.  §  1.  des  kaiserlichen  Patentes  vom  17.  März  1849,  R.-G.-B.  Nr.  170. 
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dem  Kataster  der  Hauptgemeinde  oder  selbst  mit  dem  einer  dritten  Gemeinde 
vereinigt. 

Im  ganzen  gibt  es  deren  27,  wovon  21  städtischen  Charakter  tragen, 
Stadttheile  sind,  sechs  Markttheile  bilden.  Sie  dürfen  mit  den  jüdischen  Cultus- 
gemeinden  nicht  verwechselt  werden.  Die  Cultusgemeinde  ist  ein  rein  confessioneller 
Verband.  Sie  verfolgt  nur  confessionelle  Zwecke  und  umfasst  nur  Angehörige 
derselben  Confession.  Sie  coincidiert  auch  räumlich  nicht  mit  der  politischen 
Gemeinde.  So  umfasst  die  israelitische  Cultusgemeinde  Trebitsch  zufolge  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  ddto.  15.  Juni  1891, 
Z.  8132,  das  Gebiet  der  Bezirkshauptmannschaft  Trebitsch,  nämlich  die  Gerichts- 
bezirke Trebitsch  und  Namiest,  während  die  politische  Judengemeinde  nur  einen 
Stadttheil  von  Trebitsch  bildet.  Zu  dieser  gehören  nicht  bloss  Juden,  sondern 
auch  Angehörige  anderer  Confessionen.  Selbstverständlich  ist  auch  ihr  Wirkungs- 
kreis ein  begrifflich  durchaus  verschiedener,  wenn  auch  in  der  Praxis 
manchmal  die  Scheidung  nicht  ganz  reinlich  durchgeführt  erscheinen  mag. 
Sie  hat  dieselben  Competenzen  wie  jede  andere  politische  Gemeinde,  in  dem- 
selben Grade  mit  dem  Eecbte  der  Selbstverwaltung  ausgestattet  und  in  der 
nämlichen  Weise  dem  Staate  im  übertragenen  Wirkungskreise  als  administratives 
Organ  dienend. 

In  den  vormärzlichen  Ghettis  wurzelnd,  ja  dieselben  unmittelbar  fortsetzend, 
sind  die  mährischen  Judengemeinden  am  besten  als  historisch  gewordene  Form 
zu  begreifen. 

I. 

Geschichtliche  Entwicklung. 
So  missliebig  die  Juden  auch  bei  der  Bevölkerung  in  Mittelalter  und  Neuzeit 
waren,  so  willkommen  waren  sie  den  Landesfürsten  und  Grundherren,  mitunter 
auch  Städten,  als  Einkommensquelle.  Sie  mussten,  wie  bekannt,  den  Schutz,  den 
sie  von  diesen  erhielten,  mit  hohen  und  mannigfaltigen  Abgaben  bezahlen.  Zu 
einer  Zeit  schon,  als  das  Steuerwesen  noch  unentwickelt  war,  bildeten  die  Juden 
wertvolle  Steuerträger.  Und  später  noch  mehr,  als  das  dringende  Geldbedürfnis 
der  Landesherren  den  Ständen  nur  mühsam  Contributionen  abgewann.  Aus  diesem 
Verhältnis  zum  Fiscus  fliesst  eine  gewisse  privilegierte  Stellung.  Fiscalische  Sorge 
umgibt  sie  mit  Schutzwehren  und  Begünstigungen  der  Bevölkerung  gegenüber. 
So  wenn  in  Böhmen  und  Mähren  der  Jude  ähnlich  wie  der  Deutsche  von  gewissen 
Frohnen,  wie  z.  B.  von  der  Fremdenherberge,  der  Quartierlast  befreit  ist.  ^) 
Ottokar  IL  befreit  die  Brünner  Juden,  „die  durch  fremde  Herren  bisher  etwa 
belästigt  waren  und  dadurch  verarmten,  auf  ein  Jahr  von  aller  Steuerzahlung 
und  jeder  Art  von  Servitut,  damit  wir  von  ihnen  als  von  unserer  Kammer  desto 
früher    Nutzen  haben   könnten".^)     Ueberhaupt    scheint  es   den   Städten  vielfach 


')  d'Elvert,  Zur  Geschichte  der  Juden  in  Mähren  und  Oester.- Schlesien  etc. 
Schriften  der  historisch-statistischen  Section  der  k.  k.  Gesellschaft  zur  Beförderung  des 
Ackerbaues  etc.  XXX.  Band,  Brunn  1895,  Carl  Winkler,  p.  49  u.  62  cit.  nach  Dudik 
Geschichte  Mährens,  Brunn  1865,  p.  216-221. 

2)  d'Elvert,  p.  65. 
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verboten  gewesen  zu  sein,  auch  ihrerseits  den  Juden  drückendere  Bedingungen 
als  der  übrigen  Bevölkerung  aufzuerlegen.  Dem  Fürsten  allein  war  dieses  Recht 
vorbehalten.  Frühzeitig  findet  sich  für  Olmütz  (ähnlich  auch  für  Iglau)  die  Be- 
stimmung, „dass  die  Juden  in  Olmütz  bezüglich  der  Entrichtung  der  Steuern  und 
der  sonstigen  Lasten  der  Stadt  den  Bürgern  derselben  in  jeder  Hinsicht  gleich- 
zuhalten seien."  ^) 

Delicte  an  Juden  werden  als  Delicte  an  der  königlichen  Kammer  schwerer 
qualificiert.  So  heisst  es  im  Ottokar'schen  Judengesetz  von  1254,  einer  umfassenden 
Codification  des  Judenrechtes :  Die  Auslösung  der  Pfänder  dürfe  nie  an  einem 
jüdischen  Feiertage  gefordert  werden,  und  wer  sich  des  Pfandes  mit  Gewalt 
bemächtigt  oder  sonst  Gewalt  im  Judenhause  übt,  wird  nicht  als  Störer  des  Haus- 
friedens, sondern  als  Vernichter  der  königlichen  Kammer  verurtheilt 
und  bestraft.^) 

Aber  nicht  alle  Juden  sind  Kammerjuden.  Auch  an  Grundherren  und 
Städte  wird  das  Eecht,  Juden  zu  halten,  verliehen.  Aber  in  karger  Weise  nur, 
als  besonders  kostbare  Begünstigung,  unter  mancherlei  Cautelen,  damit  der  Kammer 
nicht  grössere  Einbusse  erwachse.  Als  Ulrich  von  Neuhaus  1294  von  König 
Wenzel  IL  acht  Juden  mit  ihren  Familien  für  die  Stadt  Neuhaus  mit  denselben 
Rechten,  welche  dem  König  über  die  Juden  zustehen,  erhält,  muss  er  sich  den 
folgenden  Bedingungen  unterwerfen:  Die  acht  Juden,  aber  nicht  ihre  Familien- 
glieder oder  ihre  Diener,  dürfen  allein  Geldgeschäfte  betreiben.  Und  ferner: 
Stirbt  einer  von  den  acht  concessionierten  Juden,  so  dürfe  er  nicht  aus  den 
Landesjuden,  sondern  müsse  aus  der  Fremde  ersetzt  werden.^)  Der  König 
verleiht  also  nur  eine  beschränkte  Anzahl.  Er  schützt  sich  vor  weiteren  Verlusten : 
das  Contingent  darf  nur  aus  der  Fremde  ergänzt  werden.  Und  neben  der  quan- 
titativen auch  eine  qualitative  Beschränkung.  Nur  die  Familienhäupter  sind 
geschäftsfähig:  eine  Einengung  also  der  Concurrenz  gegenüber  den  Kammerjuden. 
Noch  karger  sind  andere  Vergabungen.  1322  bewilligt  König  Johann  von  Böhmen 
dem  Olmützer  Bischof  Konrad,  in  Kremsier,  in  Zwittau,  in  Müglitz  und  Wischau 
je  einen  von  allen  markgräflichen  Leistungen  und  Gerichten  freien  und  nur  der 
Olmützer  Kirche  unterthänigen  Juden  halten  zu  dürfen.  Mit  der  Zeit  erwuchsen 
allerdings  in  diesen  Orten  Judengemeinden  und  abgesonderte  Judenstädte.*)  Als 
ferneres  Beispiel  der  Verleihung  des  Judenschutzrechtes :  auch  Nikolsburg,  seit 
langem  und  noch  heute  die  stärkste  Judengemeinde  Mährens,  unterstand  der 
fürstlich  Dietrichstein'schen  Fideicommissherrschaft  Nikolsburg.  ^) 

Den  entsprechenden  Ausdruck  aber  findet  ihre  Sonderstellung  in  corporativer 
Berechtigung  und  weitgehender  Autonomie.  In  Ghettis  von  der  christlichen 
Bevölkerung  der  Stadt  oder  des  Dorfes  abgesondert,  in  eigenen,  mit  Thor,  Mauer 
und  Graben  versehenen  Stadttheilen  *')  angesiedelt,  bilden  sie  besondere  Gemeinden, 


»)  d'Elvert,  p.  105. 
')  ibid.  p.  62. 
3)  ibid.  p.  65. 
*)  ibid.  p.  113. 
^)  ebenda  p.  114. 
^)  ebenda  p.  59. 
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mit  dem  „Judenrichter'''  an  der  Spitze.  Dort  verwalten  sie  ihre  inneren  An- 
gelegenheiten ganz  selbständig,  weltliche  sowohl  wie  geistliche.  In  religiösen 
Dingen  namentlich  ist  jeder  Gemeinde  vollste  Freiheit  gewahrt,  eine  Centralinstanz 
besteht  nicht.  ^)  Dort  leben  sie  nach  ihrem  eigenen  Eechte,  im  Genüsse  eines 
exceptionellen  Gerichtsforums.  Zeugnisse  schon  aus  dem  11.  und  12.  Jahrhundert 
wissen  von  einer  solchen  autonomen,  ja  privilegierten  Stellung  der  Juden  zu 
berichten.^)  „Darnach  hätten  die  Juden  Prags  z.  B.  seit  den  Tagen  des  Königs 
Wratislaw,  gest.  1092,  mit  den  Vallonen  (Romani)  und  mit  den  Teutschen  in 
Prag  gleiche  Eechte  genossen.  Sie  waren  mithin  dem  allgemeinen  böhmischen 
Landrechte  nicht  unterworfen.  Wie  der  Stadtschulze  unter  den  christlichen 
deutschen  Bürgern  Prags  richtete,  so  der  Synagogt-nvorstand  oder  der  Aelteste 
der  Judengemeinde  über  alle  Klagen  von  Juden  gegen  Juden,  oder  auch'  von 
Christen  gegen  Juden."  Ihr  Verhältnis  zu  der  Behörde  und  zu  der  christlichen 
Bevölkerung  ist  in  den  verschiedenen  Judenstatuten  gef^etzlich  festgelegt.  Für 
Streitigkeiten  zwischen  Juden  und  Christen  existieren  genaue  Eegeln.  Für  die 
Kammerjuden  geht  der  Eechts-  und  Instanzenzug  mit  Uebergehung  der  grund- 
herrlichen oder  magistratischen  Behörden  unmittelbar  an  den  Landesherrn.  Die 
causae  majores  behält  sich  der  Landesherr  vor.  So  heisst  es  im  mährischen 
Judenrecht,  Statuta  judaeorum  vom  12.  März  1254:^)  Nicht  der  jeweilige  Stadt- 
richter, sondern  der  Landeskämmerer  oder  der  König  oder  Markgraf  entscheiden 
die  wichtigeren  Streitigkeiten  der  Juden  untereinander,  die  kleineren  unterliegen 
dem  vom  Landesfürsten  bestellten  Judenrichter  und  den  von  der  Gemeinde 
gewählten  Geschworenen.  Für  die  Steuern  und  Abgaben  an  Kammer  oder 
Obrigkeit  haftet  die  Gemeinde  als  Ganzes.  Sache  des  Vorstandes  ist  es,  sie  auf 
die  einzelnen  Gemeindemitglieder  zu  repartieren.  Diese  Gesammthaftung  —  sie 
erhält  sich  bis  zum  Jahre  1848  —  hat  gewiss  nicht  wenig,  wie  später  noch 
gezeigt  werden  soll,  zur  Verfestigung  und  Erstarrung  dieser  Bildungen  beigetragen. 
Der  religiöse  und  der  politische  Verband  sind  innig  mit  einander  verquickt,  sind 
nicht  von  einander  zu  trennen.  Das  erscheint  für  das  Mittelalter  wenig  befremdlich. 
Aber  diese  ursprüngliche  Ungeschiedenheit  erhält  sich  hier  durch  die  ganze  Neuzeit 
hindurch  und  wirkt  rudimentär  heute  noch  fort. 

So  die  Verfassung  der  Judengemeinden  etwa  im  12.,  13.  und  14.  Jahr- 
hundert.*) Es  scheint  ihre  relativ  beste  Zeit  gewesen  zu  sein.  In  vorwiegend  natural- 
wirtschaftlich   charakterisierten    Verhältnissen    bilden    die    Juden    damals    schon 


^)  ebenda  p.  161. 

2)  ibid.  p.  8,  50,  49. 

3)  d'Elvert,  p.  78. 

*)  Die  Ordnung  der  Verhältnisse  der  Juden  war  übrigens  in  ganz  Deutschland, 
Oesterreich,  Böhmen  und  Ungarn,  in  der  Hauptsache  einheitlich.  Krones  bemerkt  im 
III.  Bd.  p.  57  seiner  Geschichte  Oesterreichs:  „Interessant  ist  es,  dass  diese  beiden 
Judensatzungeu  (nämlich  die  Judensatzung  Kaiser  Friedrichs  IL  vom  August  1238 
und  Herzogs  Friedrich  des  Streitbaren  vom  1.  Juli  1244  für  die  Stadt  Wien)  gewisser- 
raaassen  die  Grundlagen  eines  damaligen  gemeinen  Judenrechtes  in  der  ganzen  Nachbar- 
schaft abgaben.  So  zeigen  die  gleichartigen  Urkunden  Ottokars  II.  von  1255  für 
Böhmen,  1265  für  Brunn,  König  Belas  IV.  Judenrecht  von  1254  für  Ungarn  eine  innige 
Verwandtschaft  mit  beiden. 
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ein  geldwirtschaftliches  Element.  Daraus  fliesst  ihre  Macht  und  begünstigte 
Stellung.  Das  scheint  sich  vom  15.  Jahrhundert  ab  zu  ändern.  Die  wichtigsten 
Gemeinden  trifft  ein  hartes  Schicksal.  Sämmtliche  königlichen,  also  die  dem 
Landesherrn  unmittelbar  unterstehenden,  wichtigeren  und  volksreicheren  Städte 
Mährens  erhalten  im  15.  und  16.  Jahrhundert  die  Bewilligung  zur  Austreibung 
der  Juden.  Aus  Iglau  (1426),  Brunn,  Olmütz,  Znaim,  Mähr.-Neustadt  (1454) 
und  Hradisch  (1514)  werden  sie  ausgewiesen.^)  Gaya,  wo  sie  sich  erhielten, 
war  zu  jener  Zeit  noch  nicht  königlich.  Woher  dieser  Umschwung  in  dem  Ver- 
halten der  Landesherren  den  Juden  gegenüber?  Kann  die  hochgehende  religiöse 
Erregung  jener  Zeiten,  kann  die  drückende  Umarmung  durch  das  jüdische  Capital 
diese  Ereignisse  zureichend  erklären?  Gewiss  war  die  Zeit  überhaupt  den  Juden 
sehr  "^abgünstig.  Grosse  Judenverfolgungen  in  Deutschland  fallen  in  jene  Epoche^) 
und  in  Böhmen  ergeht  ein  (freilich  nur  theilweise  zur  Durchführung  gelangtes) 
Ausweisungsgesetz  gegen  alle  Juden.  Gewiss  auch  war  die  Verschuldung  christ- 
licher Bürger  an  Juden  hoch  und  drückend.  Mannigfaltige  Klagen  deuten  darauf 
hin  und  in  den  Ausweisungsurkunden  wird  sie  regelmässig  unter  den  Motiven 
der  Maassregel  angeführt.  Aber  wie  kommt  es,  dass  in  Mähren  die  Ausweisung 
der  Juden  sich  auf  die  königlichen  Städte  beschränkt,  von  Vertreibungen  dagegen 
aus  unterthänigen  und  Municipalstädten  nichts  zu  verlauten  scheint?  Man  sollte 
meinen,  die  erwähnten  Triebkräfte  —  religiöser  Fanatismus  und  der  Wunsch,  der 
harten  Gläubiger  sich  zu  entledigen  —  hätten  hier  wie  dort  in  ähnlichem  Maasse 
sich  geltend  machen  müssen.  Das  weist  auf  tieferliegende  Ursachen  hin.  Ich 
glaube  sie  in  der  differenzierten  Entwicklung  der  königlichen  Städte  zu  finden. 
Von  ihnen  besonders,  mit  ihrem  reicher  entwickelten  Gewerbe  und  Verkehr,  mochte 
die  Concurrenz  der  Juden  drückend  empfunden  werden.  Das  15.  Jahrhundert 
ungefähr  bedeutet  für  Deutschland  den  Anbruch  einer  umfassenderen  Geldwirt- 
schaft. ^)  Die  Bürger  grösserer  und  günstig  gelegener  Städte  wollen  sich  nicht 
mehr  begnügen  mit  dem  engen  altvaterischen  Betriebe  des  Handwerkes.  Aber 
sie  stossen,  indem  sie  Kundenkreis  und  Markt  erweitern  wollen,  überall  auf  Juden, 
die  sich  in  dem  Besitze  des  Handels  befinden.  Diese  wirtschaftliche  Entwicklung, 
die  mit  wachsendem  Capitalsreichthum  auf  Erweiterung  des  Betriebes  und  Marktes 
hindrängt,  scheint  hier  als  ein  wichtiges  treibendes  Moment  gev/irkt  zu  haben. 
In  den  kleineren  Städten  dagegen  mit  ihrem  mehr  zurückgebliebenen,  noch  immer 
stark  agrarischen  Wirtschaftsleben  zog  der  Judenhass  von  dieser  Seite  her  weniger 
Nahrung.  An  Belegen  zu  dieser  Auffassung  fehlt  es  nicht.  So  scheinen  es  die 
Iglauer  nicht  haben  ertragen  können,  dass  der  Wollhandel  ganz  in  die  Hände 
der  Juden  gefallen  war.*)  (Iglau  besass  ein  hervorragendes  Tuchgewerbe.)  So 
ersuchte,  allerdings  viel  später  erst,  aber  aus  ähnlichem  Grunde,  am  12.  Mai  1696, 


1)  d'Elvert,  p.  95,  96,  99  ff.  u.  passim. 

2)  vgl.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  V.  1,  p.  88,  109  und  Krones,  Geschichte 
Oesterreichs,  IlL,  59:  „Es  ist  bezeichnend,  dass  die  sociale  Auflehnung  gegen  die  Geld- 
herrschaft der  Juden  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  eine  allgemeine  wurde." 
Namentlich  die  Städte  fordern  die  Austreibung  der  Juden.  Vgl.  ferner  ebenda  IIL,  57. 

3)  vgl.  Lamprecht,  Deutsche  Geschichte  V.  1,  p.  49  ff. 
*)  d'Elvert,  p.  96. 
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und  ohne  Erfolg,  die  Stadt  Gaya  Kaiser  Leopold  I.,  sie  von  den  lästigen  und 
sämmtliche  Erwerbszweige  der  Bürger  beeinträchtigenden  Juden  zu  befreien.^) 

Dazu  kommt  noch,  dass  das  Bürgerthum  namentlich  der  wichtigeren  Städte 
nunmehr  ein  politischer  Factor  geworden  ist.  Als  Belohnung  und  Entgelt  geradezu 
für  einen  dem  König  Ladislaus  geleisteten  politischen  Dienst  wird  Brunn,  Olmütz, 
Znaim  und  Mähr.-Neustadt  die  Bewilligung  zur  Austreibung  der  Juden  zutheil.^) 
Früher,  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  musste  sich  das  Bürgerthum,  politisch 
bedeutungslos  und  wirtschaftlich  wenig  vermögend,  die  privilegierte  Stellung  der 
Juden  gefallen  lassen.  Nun  war  es  mächtiger  geworden  als  die  fiscalisch  so 
kostbaren  Juden.  Capitalskräftig  genug,  übernimmt  es  nun  —  und  das  gibt 
wohl  den  Ausschlag  —  gegen  Austreibung  der  Juden  die  Leistung  des  „Juden- 
zinses", d.  h.  aller  von  den  Juden  der  Kammer  geleisteten  Abgaben.  Unter 
dieser  Bedingung  fiel  es  dem  König  nicht  schwer,  die  Begünstigung  der  Aus- 
treibung zu  gewähren.  Die  Kammer  erlitt  keine  Einbusse.  Die  Aufhebung  der 
Judengemeinden  in  den  königlichen  Städten  im  15.  und  16.  Jahrhundert  ist  eine 
definitive  geblieben.  Noch  heute  sucht  man  vergeblich  unter  den  politischen  Juden- 
gemeinden den  Namen  einer  jener  Städte.^)  Fortan  gibt  es  keine  Kammerjuden 
in  Mähren.  Nur  in  den  Municipal-  und  unterthänigen  Städten  blieben  die  Juden- 
gemeinden erhalten,  oder  es  wurden  neue  begründet,  bis  ein  Theil  derselben  im 
Jahre  1848  eine  eigenartige  Fortbildung  erhielt. 

Die  absolutistische  Zeit  bedeutet  auch  für  die  Judengemeinden  Einengung,  ja 
Beseitigung  der  Autonomie,  straffere  Staatsaufsicht,  einheitliche  nivellierende  Gesetzes- 
normen und  centralisierende  Verwaltungstendenzen.  Die  Eeformperiode  Maria 
Theresias  und  Josefs  11.  bringt  diese  Entwicklung  zum  Abschluss.  Durch  das  jüdische 
Steuerpatent  vom  Jahre  1752  und  die  jüdische  General-,  Polizei-,  Process-  und 
Commercialordnung  vom  Jahre  1754  erfolgt  eine  Kegelung  des  Gemeindewesens 
der  mährischen  Judenschaft  und  die  Kegulierung  der  alten  Judengerichte  in 
Mähren.^)  Zwar  werden  der  Gemeindeausschuss  und  der  Gemeindevorstand  noch 
immer  von  den  Gemeindeangehörigen  frei  und  selbständig  —  nach  einem  sonderbar 
complicierten  Modus  • —  gewählt,  aber  die  Gemeindevorsteher  sind  in  Bezug  auf 
die  ihnen  anvertrauten  staatlichen  Agenden  durchaus  als  Beamte  anzusehen  ^) 
und  die  Ausübung  der  Verwaltung  unterliegt  der  eingehendsten  und  umfassendsten 
Controle.  Eine  eigene  von  der  Landesstelle  abhängige  Behörde,  „die  k.  k.  in 
jüdischen  Contributions-  und  Polizeisachen  angestellte  Commission"  übt  sie  später  aus. 
Sie  hat  zu  achten  auf:  „Befolg  der  jüdischen  Contributionsnormen,  die  Beobachtung 
der  jüdischen  General-,  Polizei-,  Process-  und  Commercialordnung  von  1754  und 
derselben  Anhang  vom  13.  März  1763,    dann  in  Betreff  der  jüdischen  Heiraten 


1)  ibid.  p.  109. 

^)  „Da  die  Böhmen  Ladislaus  nur  auf  Grund  ihrer  Wahl  als  König  zulassen 
wollten,  so  erregte  es  sie  gewaltig,  dass  die  Mährer  diesem  am  6.  Juli  als  ihrem  Herrn 
die  Huldigung  leisteten,  ohne  dessen  Krönung  in  Prag  abzuwarten  (28.  October  1453)." 
Huber,  Geschichte  Oesterreichs  IIL,  p.  96.  Vgl.  auch  Palacky,  Geschichte  von  Böhmen 
IV.,  1,  p.  332  u.  835. 

3)  vgl.  für  die  Zeit  vor  1848  Wolny,  Topographie  von  Mähren  1835,  passim. 

*)  Scari,  Darstellung  der  Judengesetze  p.  54. 

36* 


564  Goldmann. 

und  in  verschiedenen  anderen  Angelegenheiten  erlassenen  Generalien  und  Patente."  ^) 
Und  ausserdem  werden  noch  aufs  ausführlichste  die  Gegenstände  der  Commissions- 
verrichtungen  aufgezählt.  Nur  einige  seien  hier  aufgeführt:  „ünterrichtung  der 
Jugend,  (nunmehr  auch)  Erwählung  und  Schuldigkeit  eines  Landesrabbiners,  der 
jüdischen  Landesältesten  und  übrigen  jüdischen  Landesbediensteten,  ^)  wie  auch 
deren  Judenrichtern,  dann  Gemeindevorstehern  und  Geschworenen.  Die 
Abfuhr  und  Einbringung  der  landesfürstlichen  Contributional-  und  deren  obrig- 
keitlichen Abgaben.  Die  Unterhaltung  der  Armen  und  Verpflegung  der  kranken 
Juden,  die  Ausrottung  des  diebischen  Gesindels,  der  Gebrauch  des  echten  Maass, 
Ellen  und  Gewicht^  die  Aufnehmung  der  Localrabbiner  und  der  anderen  Cultus- 
beamten,  die  jüdischen  Eheverbindungs-  und  Copulationstaxen,  .  .  .  die  Abstellung 
unnöthiger  Ausgaben,  —  die  Gemeindeanlehen  u.  s.  w."  Ueber  die  einzelnen 
Gemeisden  hinaus  entwickelt  sich  eine  Organisation  der  gesammten  mährischen 
Judenschaft,  —  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  steht  sie  fertig  da  — ;  sie  besitzt 
Landesälteste  und  einen  Landesrabbiner,  ein  eigenes  Judengericht,  sie  bildet  einen 
geschlossenen  Steuerkörper  mit  Landeseinnehmer  und  SoUicitator.  Der  Landes- 
rabbiner ist  Eichter  in  zweiter  Instanz  und  von  diesem  erst  geht  die  Revision  an 
die  Obrigkeiten.  Es  scheint  also,  dass  die  Juden  der  grundherrlichen  Gerichts- 
barkeit auch  in  dieser  Epoche  nicht  unterstanden  haben.  Doch  wird  von  Kaiser 
Josef  die  besondere  Judengerichtsbarkeit  aufgehoben  und  die  Juden  der  allge- 
meinen Gerichtsbarkeit  unterstellt. 

Noch  immer  ist  das  fiscalische  Interesse  an  den  Juden  ein  hervorragendes. 
Neue  landesfürstliche  Contributionen  unter  mannigfachen  Titeln  lasten  auf  ihnen, 
obgleich  sie  Grundobrigkeiten,  vielleicht  auch  Magistraten  unmittelbar  untergeordnet 
sind  und  auch  diesen  Zinsen  müssen.  Die  Gemeinde  als  Ganzes  haftet  für  die  Ein- 
bringung der  Judensteuer.  Ein  sehr  wichtiges  Moment.  Es  ist  wohl  der  Haupt- 
grund, warum  der  Staat  die  Verwaltung  und  Organisierung  der  Gemeinden  in  die 
Hand  nimmt.  Rückstände  kommen  vor,  die  Steuern  erweisen  sich  wiederholt  trotz 
der  Gesaramthaftung  als  uneinbringlich.^)  Da  nimmt  der  Staat  sich  der  Ver- 
waltung dieser  Gemeinden  an  und  überwacht  aufs  sorgfältigste  vornehmlich  die 
finanzielle  Gebarung.  Der  Steuerverwaltung  hat  die  Gemeindepolizei  zu  dienen ; 
eine  Behörde  vereinigt  beide  Competenzen.  Wie  sehr  das  fiscalische  Interesse 
überwog,  beweisen  die  „Vorschriften  über  die  jüdische  Gemeindeverwaltung  in 
Mähren",  die  in  Scari's  Darstellung  der  mährischen  Judengesetze ^)  angeführt 
werden.  Sie  überweisen  im  wesentlichen  die  drei  folgenden  Punkte  der  Gemeinde- 
competenz :  1.  Verfassung  und  Prüfung  des  jährlichen  Voranschlages  über  die 
Erfordernisse  und  Bedeckung  der  landesfürstlichen,  der  Dominica!-  und  Domestical- 

*)  Notizenblatt  der  historisch-statistischen  Section  etc.  1874,  p.  93  f. 

2)  Ueber  die  Landesbeamten  weiter  unten. 

3)  „Da  die  Contributionen  der  Juden  von  den  Judengemeinden,  die  im  Ganzen 
für  die  Schuldigkeiten  der  Einzelnen  hafteten,  gesammelt  und  an  die  Einnehmer  abge- 
führt wurden;  da  öfter  (wie  das  Rescript  vom  30.  August  1708  erwähnt),  die  ganze 
Summe  nicht  voll  collectiert  werden  konnte,  musste  die  Judenschaft  inzwischen 

Credit  suchen  und  die  Richtigkeit  pflegen (Tribunaldecret  vom  21.  Jänner  1727, 

cit.  bei  d'Elvert  p.  186.) 

*)  Scari,  p.  55. 
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auslagen;  2.  Eepartierung  auf  die  einzelnen  Gemeindemitglieder;  3.  die  Einhebung 
der  hiernach  entfallenden  individuellen  Entrichtangsbeträge,  dann  die  ordnungs- 
mässige  Verrechnung  derselben  und  überhaupt  die  Verwaltung  der  Gemeinde- 
einkünfte. Ferner  wird  zur  erhöhten  Sicherheit  des  Staates  die  ganze  Judenschaft 
Mährens  zu  einem  einheitlichen  Steuerkörper  mit  Solidarhaftung  vereinigt.  Demselben 
Interesse  verdankt  eine  für  die  jüngste  Geschichte  der  Judengemeinden  bedeutsame 
Institution,  der  mährisch- jüdische  Landesmassafonds,  seine  Ent- 
stehung. Dieser  wird  1787  gegründet  bei  Gelegenheit  der  Eegelung  der  Contri- 
bution  der  Juden  und  der  Einführung  der  Verzehrungssteuer.  Der  Pächter 
derselben  musste  die  Hälfte  seines  Gewinnes  zur  Begründung  und  Speisung  dieses 
Fondes  abführen,  der  „nach  Erlangung  von  Geldkräften  die  Steuerzahlung  für 
verschuldete  Gemeinden  übernehmen  sollte"  (Hofdecret  v.  26.  Juli  1787,  cit.  bei 
d'Elvert,  S.  196. i) 

Die  Abschliessung  wird  noch  immer  aufrechterhalten.  Oft  sind  die  Juden- 
gemeinden von  den  gleichnamigen  Christengemeinden  durch  „eine  Mauer,  einen 
gezogenen  Draht,  einen  Gassenzaun  etc.''  geschieden.-)  Doch  muss  es  häufig 
vorgekommen  sein,  dass  auch  in  das  christliche  Gebiet  hineingebaute  Häuser 
als  Judenhäuser  erklärt  wurden.  Wie  z.  B.  in  Weisskirchen  und  in  Gaya.  Die 
Zahl  der  Häuser  ist  fest  bestimmt.^)  Früher,  im  12.  und  13.  Jahrhundert  er- 
folgte eine  Beschränkung  der  Zahl  der  Juden  bei  Gelegenheit  der  Verleihung  an 
Grundherren  oder  Stadt.  (Siehe  oben.)  Sie  erfolgt  im  Interesse  der  landesfürst- 
lichen Kammer.    Nun  geschieht  sie  vor  allem  der  Bevölkerung  zuliebe. 

Im  wesentlichen  in  dieser  Gestalt  bleiben  die  Judengemeinden  bis  zum 
Jahre  1848  bestehen.  1798  werden  52  systemisierte  mährische  Judengemeinden 
angeführt.  Wie  sie  sich  zur  Grundobrigkeit  oder  zum  Magistrat  der  gleichnamigen 
Christengemeinde  verhielten,  welchen  Wandlungen  dieses  Verhältnis  im  Laufe 
der  Zeiten  ausgesetzt  war,  darüber  können  wir  nichts  mittheilen;  unsere  Quellen 
lassen  uns  hier  im  Stich. 


')  Im  Jahre  1868  wird  in  Ausführung  des  Art.  15  des  Staatsgrundgesetzes  über 
die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  des  Landesmassafonds  der  mährischen  Juden- 
schaft zur  autonomen  Verwaltung  überlassen  (d'Elvert,  p.  196).  Seitdem  dient  er  zur 
Subventionierung  der  Cultusgemeinden  und  der  politischen  Gemeinden.  Mit  Ende  1878 
hat  er  die  Höhe  von  1,006.530  fl.  8  kr.,  nach  dem  Rechnungsabschlüsse  für  1881  die 
Höhe  von  1,021.081  fl.  99  kr.  Nominale  erreicht.  Für  1895  wurden  die  Einnahmen  mit 
50.407  fl.  68  kr.,  die  Ausgaben  mit  50.293  fl.  26  kr.  veranschlagt,  darunter  für  Schulen 
14.100  fl.,  Gemeinden  12,500  fl.,  Personalunterstützungen  10.600  fl.,  Stipendien  600  fl. 
ßildungs-  und  Humanitätsanstalten  4000  fl.  (d'Elvert,  p.  200),  wieviel  speciell  für 
Unterstützung  der  politischen  Gemeinden  geleistet  wurde,  ist  nicht  ersichtlich.  Gegen- 
wärtig scheint  der  Fonds  ausschliesslich  den  Cultusgemeinden  zu  dienen.  Da  aber  die 
Trennung  der  Cultusgemeinden  von  den  Ortsgemeinden  erst  seit  1891  streng  durchgeführt 
ist,  bis  dahin  Verquickung  beider  herrschte,  so  ist  wenigstens  bis  1891  der  Landes- 
massafonds auch  den  politischen  Gemeinden  zugute  gekommen.  Jedenfalls  zählt  er  mit 
unter  den  Factoren,  die  zur  Erhaltung  der  politischen  Judengemeinden  beigetragen 
haben.    Unseres  Wissens  besteht  in  keinem  anderen  Kronlande  eine  ähnliche  Institution. 

2)  Rechenschaftsbericht  des  mähr.  Landesausschusses  aus  dem  Jahre  1880,  p.  162. 

»)  d'Elvert,  p.  186. 
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Das  Jahr  1848  öffnet  den  liberal-constitutionellen  Ideen  die  Thore.  Es 
ist  auch  für  die  Judengemeinden  der  Beginn  tiefgreifender  Umwälzung.  Nicht 
durch  direct  sie  betreffende  gesetzliche  Normierung  aber  vollzieht  sich  diese, 
sondern  die  veränderten  Grundlagen  des  socialen  Lebens  überhaupt,  vor  allem 
die  Durchführung  der  Grundsätze  der  Freizügigkeit  und  Niederlassungsfreiheit 
bewirken  sie.  Aeusserlich  ändert  sich  vorerst  wenig.  Im  Gegentheil:  die  Ex- 
clusivität  der  Judengemeinden  scheint  vielmehr  eine  neue  Grundlage  zu  erhalten. 
Das  provisorische  Gemeindegesetz  vom  17.  März  1849  anerkennt  Freiheit  und 
Autonomie  als  Grundrechte  der  Gemeinde.  Sofort  nehmen  die  Judengemeinden 
—  es  bestanden  damals  51  im  ganzen  —  ihre  Constituierung  als  politische 
Gemeinden  vor.  In  anderen  Ländern  dagegen  scheint  gerade  zu  dieser  Zeit  die 
Aufhebung  der  noch  bestehenden  Sonderbildungen  angestrebt  worden  zu  sein. 
So  in  Böhmen.  Freilich  bildete  dort  nur  die  Judenschaft  in  Prag  eine  besondere 
Ortsgemeinde^):  die  Josefstadt.  Sie  wird  auf  Ansuchen  der  Judenschaft  mit  der 
Prager  Commune  vereinigt,  nur  als  Cultusgemeinde  soll  sie  fortbestehen.^) 
Anderwärts  war  die  Trennung  schon  früher  beseitigt  worden.  In  Galizien, 
dem  relativ  judenreichsten  Lande,  bestand  im  18.  Jahrhunderte  eine  grosse  Zahl 
von  Judengemeinden  (143)  mit  einer  mit  der  mährischen  analogen  Organisation. 
Auch  die  Zusammenfassung  zu  einem  Landeskörper  findet  sich  hier.  Aber  schon 
1785  wurde  die  politische  Sonderstellung  aufgehoben,  den  Judengemeinden  sollten 
fortan  nur  „die  eigentlichen  Geschäfte  der  Judenschaft  als  solcher  überlassen" 
bleiben.^)  In  Mähren  dagegen  sucht  man  sie  aufrechtzuerhalten.  Freilich  blieb 
dieser  Schritt  der  mährischen  Judengemeinden  nicht  ohne  Widerspruch  der 
Behörden. 

Das  provisorische  Gemeindegesetz  von  1849  versteht  unter  der  Ortsgemeinde 
„in  der  Regel  die  als  selbständiges  Ganzes  vermessene  Katastralgemeinde" 
(§  1).  Nun  besitzen  aber  die  meisten  Judengemeinden  —  das  Nähere  darüber 
folgt  unten  —  keinen  eigenen  Kataster.  Nach  §  4  desselben  Gesetzes  sind  jene 
Gemeinden,  welche  die  Mittel  nicht  besitzen,  um  die  ihnen  durch  dieses  Gesetz 
auferlegten  Pflichten  zu  erfüllen,  mit  anderen  zu  einer  Ortsgemeinde  zu  ver- 
einigen. Auf  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  stützend,  verfügt  die  Behörde 
die  zwangsweise  Zusammenlegung  der  Judengemeinden  mit  den  gleichnamigen 
Christengemeinden.  Aber  nur  25  Gemeinden  wurden  —  wohl  unter  lebhaftem 
Widerstreben  von  beiden  Seiten  —  wirklich  zusammengelegt.  Bald  stiess  die 
weitere  Durchführung  auf  solche  Schwierigkeiten,  dass  ein  Ministerialerlass  vom 
25.  Juni  1850  die  Constituierung  selbständiger  lusraelitengemeinden  gestattete. 
Seither  unterblieben  alle  weiteren  gewaltsamen  Vereinigungen  von  Christen-  und 
Judengemeinden.  Seither  hat  sich  nur  die  Israelitengemeine  Jamnitz  (1860)  mit 
der  Christengemeinde  freiwillig  vereinigt.  Das  Keichsgemeindegesetz  vom 
5.  März  1862  kennt  nicht  mehr  die  zwangsweise  Vereinigung  und  Trennung  von 


*)  Scari,  Systematische  Darstellung  der  in  Betreif  der  Juden  in  Mähren  und  im 
k.  k.  Antheile  Schlesiens  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen.  Brunn,  1835. 

2)  Mischler-Ülbrich,  Staats  Wörterbuch  II,  1,  Art.  Juden,  p.  182. 

3)  Stöger,   Darstellung  der  gesetzlichen  Verfassung  der  galizischen   Judenschaft 
1833,  p.  11,  16,  146. 
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Gremeinden  auf  administrativem  Wege;  nur  durch  Landesgesetz  können  sie  nun- 
mehr erfolgen.  So  werden  mit  Gesetz  vom  18.  Jänner  1867  L.-G.-Bl.  Z.  6,  die 
bis  zu  dieser  Zeit  vereinigten  Gemeinden  Schaffa^)  und  Miesslitz  getrennt.  Seit  dem 
Jahre  1867  fanden  keine  weiteren  Zusammenlegungen  oder  Trennungen  statt, 
so  dass  die  Zahl  Judengemeinden  heute  noch  27  beträgt.  Der  innere  Charakter 
freilich  dieser  Gemeinden  ist  seit  1848  einer  allmählichen  Umbildung  unter- 
worfen. Die  confessionelle  Exclusivität  schwindet.  Die  Mauern  des  Ghettos  sind 
gefallen,  ein  grosser  Theil  der  jüdischen  Bevölkerung,  namentlich  der  wohlhabende, 
verlässt  die  Judenstadt,  und  zumeist  proletarische  christliche  Bevölkerung  siedelt 
sich  dort  an.  Auch  andere  Beschränkungen  fallen,  so  die  gesetzlich  bestimmte 
Anzahl  der  Häuser,  Die  frühere  Einheit  der  Gemeinde  in  religiöser  und  politischer 
Hinsicht  wird  gesprengt.  Das  Gebiet  der  Cultusgemeinde,  das  bisher  im  wesent- 
lichen mit  der  Ortsgemeinde  zusammenfiel,  erweitert  sich  nun.  Es  umfasst  ausser 
den  im  Ort  verbliebenen  noch  die  räumlich  immer  mehr  sich  zerstreuenden,  um 
die  Ortsgemeinde  in  einem  gewissen  Umkreis  herum  wohnenden  Juden,  die  für 
ihre  religiösen  Bedürfnisse  und  Angelegenheiten  sich  der  in  der  Ortsgemeinde 
befindlichen  religiösen  Anstalten  und  Functionäre  bedienen.  Von  ihnen  werden 
gewohnheitsmässig  bestimmte  Cultusbeiträge  erhoben."^)  Aber  noch  sind  die  An- 
gelegenheiten, Gelder  und  Functionäre  der  Ortsgemeinde  von  denen  der  Cultus- 
gemeinde nicht  unterschieden.  Längere  Zeit  hindurch  ist  diese  Frage  nur  durch 
Gewohnheit  geregelt.  Endlich  lassen  zahlreiche  Klagen  und  Streitigkeiten  der 
Bevölkerung  und  der  Gemeinden,  das  massenhafte  Einströmen  christlicher 
Bevölkerung  in  die  Judengemeinden  das  Bedürfnis  nach  sorgfältiger  Scheidung 
der  Competenzen,  nach  gesetzlicher  Abgrenzung  der  Cultusgemeinden  immer 
dringender  erscheinen.  Sie  erfolgt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  21.  März  1890, 
E.-G.-Bl.  Nr.  57,  über  die  äusseren  Rechtsverhältnisse  der  Religionsgesellschaft  der 
Israeliten  durch  Verordnung  des  Cultusministeriums.  Darnach  umfasst  „die 
Cultusgemeinde  nicht  bloss  die  Stadt-  oder  politische  Gemeinde,  sondern  auch 
das  Territorium  eines  oder  mehrerer  Gerichtsbezirke  oder  Theile  derselben".  So 
sehen  wir,  wie  unter  Beibehaltung  der  historischen  Form  der  sociale  Inhalt  sich 
wandelt:  die  Judengemeinden  sind  nicht  mehr  exclusiv  jüdisch,  ja  die  Bezeichnung 
Judengemeinden  ist  heute  irreführend,  die  Judengemeinden  sind  den  Juden  eben- 
sowenig vorbehalten,  wie  etwa  die  Judengasse  in  Wien  für  sie  reserviert  ist.  Und 
wie  die  anderen  Gemeinden  fallen  sie  ohne  Ausnahmen  und  Specialbestimmung 
unter  die  allgemeine  mährische  Gemeindeordnung.  Besteht  aber  auch  kein  recht- 
licher Unterschied  mehr,  factisch  hat  sich  noch  überall,  selbst  dort,  wo  die 
christliche  Bevölkerung  schon  in  der  Majorität  sich  befindet,  das  Ueberge wicht 
der  jüdischen  Bevölkerung  erhalten.  Die  Verwaltung  der  Gemeinden  ist  durchwegs 


^)  In  Schaffa  befanden  sich  die  Juden  in  der  Majorität.  Das  gab  Anlass  zur  Unzu- 
friedenheit der  majorisierten  christlichen  Bevölkerung.  Deswegen  erfolgte  die  Trennung 
der  vereinigten  Gemeinden,  (Diese  und  manche  andere  Mittheilung  verdanke  ich  der 
Liebenswürdigkeit  des  Herrn  Dr.  Pollak,  Eabbiners  in  Trebitsch,  wofür  ich  ihm  an 
dieser  Stelle  danke.) 

2)  vgl.  zu  dem  Folgenden  Mischler-Ulbrich,  österr.  Staatswörterbuch  II/l, 
p.  194  Art,  Juden  B.  Cultusverfassung  in  der  Gegenwart  v.  Rosenbacher. 
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noch  in  jüdischen  Händen.  Wie  weit  sich  jener  ümhildungsprocess  bereits  voll- 
zogen hat,  in  welcher  Art  er  im  letzten  Decennium  vor  sich  gegangen  ist,  über- 
haupt die  Beschreibung  des  Zustandes  in  der  Gegenwart  und  der  Veränderungen 
in  der  letzten  Zeit,  behalten  wir  der  späteren  statistischen  Darstellung  vor.  Vor- 
her sei  noch  die  Frage  des  rechtlichen  Bestandes  der  politischen  Judengemeinden 
erörtert. 

n. 

Die  Frage  des  rechtlichen  Bestandes  der  politischen  Judengemeinden. 
An  Anfechtungen  hat  es  den  Judengemeinden  auch  in  neuerer  Zeit  nicht 
gefehlt.  Ihr  rechtlicher  Bestand  wird  in  Frage  gestellt.  Anlass  dazu  mag  das 
Verhalten  der  Verwaltungsbehörden  gegeben  haben,  welche  in  manchen  Fällen 
und  Angelegenheiten  die  Trennung  der  Gemeinden  praktisch  ignoriert  zu  haben 
scheinen.  So  erheben  im  Jahre  1876  einige  Gemeindeangehörige  von  Gaya 
Beschwerde  gegen  die  Aufnahme  mehrerer  in  der  Judengemeinde  wohnender 
Personen  in  die  Wählerliste  der  Hauptgemeinde.  Der  Verwaltungsgerichtshof  ver- 
wirft die  Beschwerde  mit  im  wesentlichen  folgender  Begründung:  „Die  k.  k. 
Bezirkshauptmannschaft  Gaya  hat  die  beanständeten  Parteien  deshalb  aus  den 
Wählerlisten  der  Stadt  Gaya  nicht  ausgeschieden,  weil  sie  dort  ihr  Gewerbe 
betreiben,  daselbst  die  Steuern  entrichten,  ebendort  wohnen  und  eine  räumliche 
Trennung  im  Sinne  des  §  6  Abs.  b  der  Gemeindeordnung  zwischen  der  Christen- 

und  Israelitengemeinde  in  Gaya  nicht  besteht Die  Judengasse,  ein  Com- 

plex  von  15  Häusern,  welche  sich  ausschliesslich  im  Besitze  von  Israeliten 
befinden,  nebst  19  in  der  ganzen  Christenstadt  zeustreut  liegenden,  zwischen  die 
Christenhäuser  eingebauten,  später  als  Judenhäuser  erklärten  Eealitäten,  soll  den 
Erhebungen  zufolge  die  Judengemeinde  bilden,  ohne  dass  letztere  ein  territorial 
abgeschlossenes  Ganzes  darstellt.  Die  Steuern  der  Israelitengemeinde  werden  durch 
die  Christengemeinde  erhoben.  Die  Christen-  und  Judengemeinde  bilden  laut  des 
Amtsberichtes  des  Katastralmappenarchivs  nur  eine  Katastralgemeinde.  Es  ist 
evident,  dass  derartige  Verhältnisse  nach  den  dermal  bestehenden  Gesetzen  nicht 
zu  Recht  bestehen  können. 

Eine  israelitische  Gemeinde  kann  wohl  als  Cultusgemeinde  rechtlichen 
Bestand  haben,  jedoch  nicht  als  Ortsgemeinde.  Denn  der  politische  Gemeinde- 
verband gewährt  politische  Rechte  —  die  Wahlberechtigung  und  die  Wähl- 
barkeit; der  Genuss  politischer  Rechte  ist  jedoch  nach  Art.  14  des  Staatsgrund- 
gesetzes vom  21.  December  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  142,  vom  Religionsbekenntnisse 
unabhängig. 

Die  Erklärung  gewisser  Häuser  in  Gaya  als  Judenhäuser  hat  ihre  Bedeutung 
und  Berechtigung  verloren,  da  nach  der  kaiserl.  Verordnung  vom  18.  Februar  1860, 
R.-G.-Bl.  Nr.  45,  die  Israeliten  in  Mähren  zum  Besitze  unbeweglicher  Güter 
berechtigt  erklärt  wurden,  nach  Art.  6  des  erwähnten  Staatsgrundgesetzes  jeder 
Staatsbürger  an  jedem  Orte  des  Staatsgebietes  seinen  Aufenthalt  und  Wohnsitz 
nehmen  und  Liegenschaften  jeder  Art  erwerben  kann,  und  nach  Art.  14  des- 
selben Staatsgrundgesetzes  der  Genuss  bürgerlicher  Rechte  vom  Religionsbekennt- 
nisse unabhängig  ist. 
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Endlich  kann  im  Geiste  der  §§  1,  3,  4,  10,  19,  28,  29,  43,  46,  50 
des  Heimatgesetzes  vom  3.  December  1863,  Z.  105  des  E.-G-.-Bl.  und  der 
§§  4,  7,  10,  11  und  27,  P.  2 — 9  der  Gemeindeordnung  für  Mähren  eine  Orts- 
gemeinde ohne  physisch  abgegrenztes  Territorium  nicht  bestehen  und  kann  ohne 
solches  von  einem  Wohnsitze  in  der  Gemeinde  nicht  die  Rede  sein. 

Es  besteht  aber  auch  thatsächlich  vor  dem  Gesetze  eine  Israelitengemeinde 
Gaya  als  Orts-  und  Katastralgemeinde  nicht;  denn  in  der  im  Landesgesetzblatte 
für  Mähren  vom  Jahre  1854,  Nr.  33,  publicierten,  auf  Grund  der  Allerh. 
genehmigten  Landeseintheilung  verfassten  Uebersichtstabelle  der  zu  jedem 
politischen  Bezirke  gehörigen  Orts-  und  Katastral  gemein  den  erscheint  nur  eine 
Orts-  und  Katastralgemeinde  Gaya,  welche  mit  dem  Beisatze  „Stadt"  näher 
bezeichnet  ist,  und  es  ist  nicht  nachgewiesen,  dass  später  im  gesetzlichen  Wege 
eine  Judengemeinde  Gaya  als  Ortsgemeinde  ins  Leben  gerufen  worden  wäre, 
weshalb  nach  §  1  der  Gemeindeordnung  für  die  Markgrafschaft  Mähren  in  Ueber- 
einstimmung  mit  obiger  Landeseintheilung  nur  eine  Ortsgemeinde  (Stadt)  Gaya 
zu  Recht  besteht.''  (Erkenntn.  vom  8.  März  1877,  Z.  317,  Budwinski,  Er- 
kenntnisse des  k,  k.  Verwaltungsgerichtshofes,  I.  Bd.  Nr.  50^). 

Die  erwähnten  Gemeindeaugehörigen  von  Gaya  schreiten  auf  Grund  des 
Erkenntnisses  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  8.  März  1877  um  Auflösung 
und  Beseitigung  der  Israelitengemeinde  Gaya  ein.    Sie  werden  abgewiesen. 

Die  Statthalterei  setzt  sich  über  das  Erkenntnis  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes hinweg.  Ein  Statthaltereierlass  vom  2.  December  1877  erklärt  unter 
Berufung  auf  den  schon  erwähnten  Ministerialerlass  vom  25.  Juni  1850,  dass 
die  Israelitengemeinde  Gaya  seit  jeher  bis  in  die  Gegenwart  eine  selbständige 
Ortsgemeinde  bildete,  die  ihre  eigene  Vertretung  hatte  und  deren  Vorsteher  bei 
der  politischen  Behörde  das  eidesstättige  Gelöbnis  geleistet  haben,  „der  legale 
Bestand  dieser  Gemeinde  daher  aufrecht  erscheine." 

Hierauf  Recurs  an  das  Ministerium  des  Innern.  Die  Statthalterei  wird  mit 
dem  Ministerial-Erlass  vom  20.  Jänner  1880,  Z.  12.322,  angewiesen,  sich  mit 
dem  Landesausschusse  ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  der  Erwägung  des 
letzteren  anheimzugeben,  ob  er  zur  Beseitigung  der  illegalen  Judengemeinden 
sich  nicht  bestimmt  finde,  einen  Gesetzentwurf  für  den  mährischen  Landtag 
vorzubereiten. 

Infolge  dessen  ersucht  die  Statthalterei  den  Landesausschuss  um  die  Er- 
öffnung seiner  Wohlmeinung  und  fügte  zum  Behufe  der  Klarstellung  der  factischen 
Verhältnisse  der  israelitischen  Ortsgemeinden  unter  anderem  noch  folgendes  bei: 


^)  Eine  analoge  Motivierung  besitzt  die  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes vom  4.  April  1878,  Z.  518,  bezüglich  des  legalen  Bestandes  der  Israelitengemeinde 
Hohen  am  s  in  Vorarlberg.  Nebenbei  bemerkt:  „Der  einzige  mir  bekannte  Fall  einer 
politischen  Judengemeinde  in  einem  anderen  Kronlande  als  in  Mähren.  Doch  kann  sich 
hier  die  Entscheidung  der  Illegalität  noch  auf  ein  ausdrückliches  Verbot,  besondere 
Judengemeinden  zu  bilden,  stützen,  das  durch  königl.  bairisches  Edict  Tom  10.  Juni  1813 
erlassen  und  durch  A.  h.  Entschliessungen  vom  15.  October  und  29.  November  1817 
einstweilen  gesetzlich  wirksam  aufrecht  erhalten  wurde."  Die  juristische  Frage  hat 
übrigens  hier  weniger  Interesse,   da  die  Vereinigung   der  Gemeinden  stattgefunden  hat. 
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„Um  zu  ersehen,  ob  die  als  Ortsgemeinden  bestehenden  25^)  israelitischen 
Gemeinden  selbständige  Katastralgemeinden  bilden,  wurden  die  betreffenden 
Bezirkshauptmänner  einvernommen.  Aus  den  diesfälligen  Aeusserungen  und  einer 
Aeusserung  des  Katastral-Mappen-Archivs  geht  hervor,  dass  nur  die  Juden- 
gemeinden Boskowitz  und  Holleschau  selbständige  Katastralgemeinden  bilden, 
dass  die  Israelitengemeinden  Gewitsch  mit  der  Katastralgemeinde  Vorstadt 
Gewitsch,  die  Israelitengemeinde  Trebitsch  mit  der  Katastralgemeinde  Unter- 
kloster, die  übrigen  Israelitengemeinden  mit  den  gleichnamigen  Christengemeinden 
eine  Katastralgemeinde  bilden." 

Der  mährische  Landesausschuss  aber  lehnt  die  Eegelung  des  Bestandes 
der  sogenannten  Israelitengemeinden  als  Ortsgemeinden  in  Mähren  im  Wege  der 
Landesgesetzgebung  ab.  Nach  seiner  Ansicht  bestehen  diese  Gemeinden  in  durch- 
aus legaler  Weise,  —  dies  wird  in  trefflichen  Rechtsausführungen  dargethan,  — 
somit  sei  kein  Anlass  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  vorhanden. 

Das  k.  k.  Ministerium,  von  der  Ablehnung  des  Landesausschusses  in 
Kenntnis  gesetzt,  hat  unter  15.  Mai  1880  die  mährische  Statthalterei  auf- 
gefordert, sich  mit  Rücksicht  auf  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  galizischen 
Gemeindeordnung,  VI.  Hauptstück  ^)  zu  äussern,  welche  Bestimmungen  eine  dies- 
bezügliche Regierungsvorlage  enthalten  müsste,  einen  Entwurf  derselben  vorzu- 
legen und  auch  darüber  sich  auszusprechen,  ob  nicht  vorläufig  mit  den  betreffenden 
Gemeinden  in  dieser  Angelegenheit  Verhandlungen  zu  pflegen  wären. 

Die  Statthalterei  spricht  sich  für  die  Einleitung  von  Verhandlungen  wegen 
freiwilliger  Vereinigung  der  in  Mähren  bestehenden  israelitischen  Ortsgemeinden 
mit  den  christlichen  Ortsgemeinden  gleichen  Namens  aus.  Sie  wird  hierauf  mit 
weiterem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  12.  Juli  1880,  Z.  10.682, 
beauftragt,  in  dieser  Richtung  mit  dem  Landesausschuss  das  Einvernehmen  zu 
pflegen.  Der  Landesausschuss  erwidert  auf  die  Anfrage  der  Statthalterei,  dass  er 
gegen  eine  freiwillige  Vereinigung  von  seinem  Standpunkte  nichts  einzu- 
wenden habe.^)  Daraufhin  werden  die  Bezirkshauptmannschaften  aufgefordert, 
Verhandlungen    zu  pflegen  und    über  das  Resultat  bis  30.  Jänner  1881  Bericht 


1)  In  Wirklichkeit  bestehen  27. 

2)  Das  VI.  Hauptstück  der  galizischen  Gemeindeordnung  vom  12.  August  1866, 
Nr.  19  R.-G.-BL,  handelt  in  einem  besonderen  Capitel:  „Von  der  Besorgung  der  speciellen 
Ä.ngelegenheiten  der  christlichen  und  israelitischen  Bevölkerung"  von  den  Rechten  der 
christlichen  und  israelitischen  Bevölkerung  in  confessionell  gemischten  Gemeinden.  Der 
grundsätzliche  Inhalt  dieser  Bestimmungen  ist  folgender:  Jede  Confession  besitzt,  benützt, 
verwaltet  die  ausschliesslich  für  ihre  eigenen  Religions-,  Lehr-  und  Wohlthätigkeitszwecke 
bestimmten  Anstalten  und  Fonde.  An  der  Abstimmung  über  specielle  Angelegenheiten 
der  christlichen  Bevölkerung  und  der  Erledigung  derselben  im  Allgemeinen  haben  die 
israelitischen  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  nicht  theilzunehmen.  Die  speciellen 
Angelegenheiten  der  israelitischen  Bevölkerung  dagegen  werden  vom  Cultusvorstande 
verwaltet.  Doch  besteht  auch  über  diese  Angelegenheiten  das  Aufsichtsrecht  der  Gemeinde- 
vertretung. Gemeindeuralagen,  um  die  Kosten  specieller  Angelegenheiten  zu  decken, 
bedürfen  der  Bewilligung  des  Gemeinderathes,  unter  gewissen  Umständen  der  Bezirks- 
vertretung (weiteres  s.  Manz'sche  Sammlung,  Bd.  IX,  p.  413). 

ä)  Bericht  des  mährischen  Landesausschusses  1880,  p.  163. 
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zu  erstatten.^)  Damit  verläuft  die  Sache  im  Sande.  Seit  1881  scheint  die  Frage 
der  Vereinigung  gänzlich  zu  ruhen.  Die  Verhandlungen  wegen  freiwilliger 
Zusammenlegung  scheinen  resultatlos  verlaufen  zu  sein.  Und  auch  der  Stand- 
punkt des  illegalen  Bestandes  der  sogenannten  Judengemeinden  ist  offenbar 
fallen  gelassen  worden. 

Er  ist  in  der  That  auch  unhaltbar.^)  Die  in  dem  Erkenntnisse  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes enthaltene  Eechtsanschauung  beruht  auf  durchaus  irrigen 
Voraussetzungen.  Völlig  verfehlt  ist  die  Argumentierung  auf  Grund  des  §  14  des 
Staatsgrundgesetzes  vom  21.  December  1867  über  die  allgemeinen  Rechte  der 
Staatsbürger:  die  politische  Gemeinde  gewähre  politische  Rechte;  der  Genuss  der 
politischen  Rechte  sei  jedoch  nach  §  14  des  erwähnten  Gesetzes  vom  Religions- 
bekenntnisse unabhängig.  Falsch  selbst  dann,  wenn  die  Judengemeinden  wirklich 
rein  confessionelle  Verbände  wären.  Denn  die  Bestimmung  des  Staatsgrund- 
gesetzes bedeutet  doch  nur  das  Negative,  dass  die  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten 
Confession  keine  Beschränkung  der  politischen  Rechte  involviere.  Dies  ist  der 
Sinn  des  Gesetzes,  das  die  historische  Zurücksetzung  der  Angehörigen  gewisser 
Confessionen  aufhebt  und  an  deren  Stelle  die  principielle  Gleichwertigkeit  der- 
selben in  allen  staatsbürgerlichen  Beziehungen  setzt.  Wenn  also  der  einzelne 
Staatsbürger  einem  auf  confessioneller  Basis  beruhenden  Gemeindeverbande  an- 
gehört, so  ist  dennoch  für  seine  politischen  Rechte  nicht  die  Confessions- 
zugehörigkeit,  —  denn  diese  ist  ja  ganz  gleichgiltig,  —  sondern  die  Zugehörigkeit 
zu  einer  politischen  Gemeinde  entscheidend.  Er  kann  politische  Rechte  ausüben, 
weil  er  in  einer  politischen  Gemeinde  seinen  Wohnsitz  hat,  und  es  wäre  ganz 
irrelevant,  wenn  diese  Gemeinde  einen  rein  confessionellen  Charakter  hätte.  Nun 
sind  aber  in  Wirklichkeit  die  Judengemeinden  seit  1848  nicht  mehr  confessionelle 
Verbände.  Die  Möglichkeit  dazu  besteht  ja  nicht  mehr,  seitdem  einmal  Nieder- 
lassungsfreiheit eingeführt  ist.  Juden  und  Christen  wohnen  in  den  Judengemeinden, 
und  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  ist  wie  in  den  anderen  Gemeinden 
nach  der  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschrift  an  den  Wohnsitz  in  der  Gemeinde 
geknüpft.  Die  Judengemeinden  und  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  von 
Seiten  ihrer  Bevölkerung  ruhen  auf  den  allgemeinen,  für  alle  Gemeinden  Mährens 
giltigen  gesetzlichen  Grundlagen,  sie  unterscheiden  sich  von  den  anderen  Ge- 
meinden thatsächlich  (nicht  rechtlich)  nur  dadurch,  dass  vielleicht  verhältnis- 
mässig mehr  Juden  wie  anderwärts  daselbst  wohnen. 

Die  Erklärung  gewisser  Häuser  als  Judenhäuser  hat  in  diesem  Zusammen- 
hang ihre  Berechtigung  nur  insofern  verloren,  als  nun  die  Judengemeinden  nicht 
mehr  auf  eine  bestimmte,  gesetzlich  normierte  Häuserzahl  beschränkt  sind.  Aber 
die  ehemaligen  Judenhäuser  haben  nicht  aufgehört,  physische  Unterlage  eines 
bestehenden  Gemeindeverbandes  zu  sein. 

Und  endlich  das  so  oft  wiederholte  Erfordernis  des  physisch  abgegrenzten 
Territoriums  und  der  Katastraleinheit.  §  1  des  kaiserl.  Patentes  vom  17  März  1849 
versteht   unter    der    Ortsgemeinde    nur    in    der    Regel    die   als  selbständiges 

»)  Brünner  Zeitung  1881,  Nr.  21. 

2)  vgl.  zu  dem  folgenden  Bericht  des  mährischen  Landesausschusses  von  1880, 
p.  161  flf. 
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Granzes  vermessene  Katastralgomeinde.  Das  Gesetz  sieht  also  ausdrücklich  Aus- 
nahmen vor.  Das  Erfordernis  eines  physisch  abgegrenzten  Territoriums  besteht 
allerdings,  das  Gesetz  spricht  von  Gemeindegrenzen,  nirgends  aber  wird  ein 
geschlossenes  Territorium  verlangt.  Nun  haben  thatsächlich  eine  Anzahl  von 
Judengemeinden  geschlossene  Territorien,  es  bestehen  abgesonderte  Judenstädte 
zwei  unter  ihnen  haben  auch  einen  eigenen  Kataster.  Aber  selbst  den  äussersten 
Fall  angenommen,  dass  nur  einzelne  zertreut  in  der  Hauptgemeinde  gelegene 
Häuser  die  Judengemeinde  bildeten,  wäre  nicht  auch  in  diesem  Falle  eine 
physische  Abgrenzung,  ein  physisch  abgegrenztes  Territorium  vorhanden? 

Die  Ausführungen  des  Erkenntnisses  des  Verwaltungsgerichshofes  beweisen 
mithin  nichts  für  den  illegalen  Bestand  der  Judengemeinden.  Merkwürdigerweise 
zieht  es  die  einzige  Bestimmung,  welche  zu  Gunsten  seiner  Auffassung  zu  ver- 
wenden wäre,  nicht  an.  Es  ist  dies  §  2  des  provisorischen  Gemeindegesetzes  aus 
dem  Jahre  1849.  Dieser  verlangt:  „Vorstädte  haben  mit  der  eigentlichen  Stadt 
immer  eine  Ortsgemeinde  zu  bilden.'' 

Kein  Zweifel  aber  an  ihrer  Gesetzmässigkeit  kann  seit  der  Gemeinde- 
ordnung für  Mähren  vom  15.  März  1864,  L.-G.-Bl.  Nr.  4,  bestehen.  Der  schon 
erwähnte  Ministerialerlass  aus  dem  Jahre  1850  hat  das  Fortbestehen  der  noch 
nicht  zusammengelegten  Gemeinden  ausdrücklich  gestattet.  Sie  bestanden  also 
zum  mindesten  factisch,  factisch  übten  sie  die  Befugnisse  und  Pflichten  des 
natürlichen  und  des  übertragenen  Wirkungskreises  aus.  Nun  lautet  der  §  1  der 
Gemeideordnung  aus  dem  Jahre  1864:  „Die  dermaligen  Ortsgemeinden  haben 
als  solche  fortzubestehen,  solange  nicht  im  gesetzmässigen  Wege  eine  Aenderung 
eintritt."  Er  erklärt  also  die  bestehenden  Gemeinden  ausdrücklich  für  gesetzlich. 
An  dem  factischen  Bestände  der  Judengemeinden  kann  die  Unterlassung  der 
Anführung  in  der  üebersichtstabelle  der  zu  jedem  politischen  Bezirke  gehörigen 
Orts-  und  Katastralgemeinden,  auf  die  der  Verwaltungsgerichtshof  sich  stützt, 
nichts  ändern,  üebrigens  wird  im  Gutachten  des  mährischen  Landesausschusses 
noch  überdies  bemerkt,  dass  „diese  mit  Landesgesetz  vom  Jahre  1854,  Nr.  33,  II, 
publicierte  Uebersichstabelle  schon  damals  insbesondere  in  der  in  Eede  stehenden 
Frage  unrichtig  war,  indem  sie  nur  7  selbständige  Judengemeinden  aufzählt." 
Vom  Erfordernis  der  Katastraleinheit  ist  in  dem  geltenden  Gemeindegesetze  nicht 
mehr  die  Kede. 

üebrigens  hat  auch  der  Verwaltungsgerichtshof  in  einer  Entscheidung  vom 
11.  März  1887,  Z.  738  (Budwinski  3433),  die  sich  allerdings  nicht  auf  eine 
Judengemeinde  bezieht,  diesen  Standpunkt  fallen  gelassen.  Dort  ist  erklärt,  als 
Gebiet  der  Ortsgemeinde  sei  jenes  Territorium  anzusehen,  auf  welchem  zur  Zeit 
des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  der  Gemeindeordnung  vom  Jahre  1864  (für 
Böhmen)  die  Agenden  des  selbständigen  Wirkungskreises  verwaltet  wurden,  mag 
auch  dieses  Territorium  eine  Katastralgemeinde  nicht  gebildet  und  ohne  bestimmte 
geometrische  Grenzen  bestanden  haben.  Aehnlich  in  der  Entscheidung  vom 
15.  Jänner  1883,  Z.  2457  (Budwinski  VI,  1188). 

Die  Gesetzmässigkeit  der  Judengemeinden  steht  nach  unserer  Ansicht  fest, 
obgleich  die  meisten  weder  eigenen  Kataster  noch  geschlossenes  Territorium 
besitzen. 
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III. 

Den  gegenwärtige    Zustand    und    die    Veränderungen    im    Decennium 

1880—1890. 

Gegenwärtig  bestehen  im  ganzen  27  Judengemeinden.  Im  Osten,  Südosten 
und  im  Centrum  des  Landes  vornehmlich  gelegen,  durchgehends  als  Theile  einer 
gleichnamigen  Stadt  oder  eines  gleichnamigen  Marktes:  21  werden  als  Stadttheile, 
6  als  Markttheile  angeführt.  Nicht  immer  besitzen  sie  ein  selbständiges 
geschlossenes  Territorium.  Mitten  in  der  Christengemeinde  liegen  manchmal  Com- 
piexe  von  Judenhäusern  oder  einzelne  Judenhäuser  zerstreut :  aber  auch  in 
diesen  Fällen  besteht  wohl  immer  ein  grösserer  zusammenhängender  Complex 
von  Häusern,  etwa  eine  Gasse  oder  Gassenseite,  als  ursprünglicher  historischer 
Kern  der  Gemeinde,  des  Ghettos;  später  erst  sind  die  zerstreut  liegenden 
Eealitäten  hinzugekommen,  meist  wohl  indem  durch  Gestattung  der  Behörde 
Christenhäuser  in  Judenhäuser  umgewandelt  wurden,  als  jüdische  Enclaven  gleich- 
sam in  christlichem  Gebiete.  So  setzte  sich  z.  B.  die  Gemeinde  Gaya  im 
Jahre  1879  zusammen  aus  der  Judengasse,  einem  zusammenhängenden  Complex 
von  15  Häusern,  und  19  in  der  ganzen  Christenstadt  zerstreut  liegenden,  zwischen 
die  Christenhäuser  eingebauten,  später  als  Judenhäuser  erklärten  Eealitäten.  (Das 
Ortsrepertorium  von  1890  führt  eine  Häuserzahl  von  58  an;  der  Zuwachs  dürfte 
wohl  hauptsächlich  der  Judengasse  angehören.)  Dagegen  scheint  Mähr.-Weiss- 
kirchen  eines  zusammenhängenden  Territorialbestandes  überhaupt  zu  entbehren:^) 
die  mit  römischen  Ziffern  numerierten  Häuser  gehören  zur  Judengemeinde.  Die 
Eegel  aber  dürfte  ein  der  Hauptsache  nach  einheitliches,  abgesondertes  Gemeinde- 
gebiet bilden.  Doch  entbehren  sie  eines  eigenen  Gemeindekatasters.  Nach 
Berichten  der  Bezirkshauptmänner  und  Aeusserung  des  Centralmappen- Archivs 
aus  dem  Jahre  1879  bilden  die  Israelitengemeinde  Gewitsch  mit  der  Katastral- 
gemeinde  Vorstadt  Gewitsch,  die  Israelitengemeinde  Trebitsch  mit  der  Katastral- 
gemeinde  Vorkloster  (soll  ünterkloster  heissen),  die  übrigen  Israelitengemeinden 
mit  den  gleichnamigen  Christengemeinden  eine  Katastralgemeinde.  Nur  die  Juden- 
gemeinden Boskowitz  und  Holleschau  machen  Ausnahmen:  sie  sind  selbständige 
Katastralgemeinden.^) 

Die  Einwohnerzahl^)  sämmtlicher  Judengemeinden  beträgt  nach  der  Volks- 
zählung von  1890  16.254,  darunter  7298  Christen  und  8956  Juden;  die  Zahl 
sämmtlicher  Häuser  2428.  Die  gleichnamigen  Christengemeinden  haben  117.771 
Einwohner  (111.726  Christen  und  5987  Juden).  Die  Bevölkerung  der  Juden- 
gemeinden beträgt  also  13*8%  ^^^  Bevölkerung  der  Christengemeinden.  Die 
grösste  der  Gemeinden  ist  Nikolsburg;  sie  erreicht  die  Häuserzahl  von  138  und 
die  Bevölkerungsziffer  von  2109,  darunter  aber  1190  christlich,  die  Juden 
also  numerisch  erheblich  schwächer.  (Die  Christengemeinde  Nikolsburg  zählt 
6101  Einwohner,  darunter  142  Juden.)  Es  ist  dies  nicht  der  einzige  Fall  des 
Ueberwiegens    christlicher   Bevölkerung;   in  11  von   den  27  Gemeinden    befindet 


')  Eechenschaftsbericht  des  mährischen  Landesausschusses  1889,  p.  123. 

2)  ibid.  p.  162. 

^)  vgl.  zu  dem  Folgenden  die  Tabellen  I— III. 
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sich  diese  in  der  Majorität.  So  hat  z.  B.  Leipnik  641  Christen  und  362  Juden. 
Das  Extrem  nach  der  anderen  Seite  bilden  die  Gemeinden  Boskowitz  mit 
209  Christen  und  893  Juden  und  Ung. -Brod  mit  120  Christen  und 
514  Juden.  Ausser  Nikolsburg  haben  noch  4  Gemeinden  eine  Einwohnerzahl  von 
mehr  als  1000.  Sie  zählen,  Nikolsburg  mit  eingeschlossen,  7317  Einwohner, 
davon  3708  Christen.  Es  sind  dies  die  Gemeinden  Boskowitz,  Prossnitz,  Trebitsch 
und  Leipnik.  Die  Bevölkerungsziffer  von  6  Gemeinden  liegt  zwischen  500  und 
1000,  und  sinkt  bei  16  unter  500,  darunter  Gewitsch  mit  164  Einwohnern 
(41  Katholiken,  123  Juden)  und  24  Häusern,  Eisgrub  mit  161  Einwohnern 
(104  Christen,  57  Juden)  und  23  Häusern,  Wessely  an  der  March  mit  24  Ein- 
wohnern (12  Christen,  12  Juden)  und  4  Häusern  (!)  Es  überwiegen  mithin  die 
ganz  kleinen  Gemeinden.  Die  6  Gemeinden  der  zweiten  Grössengruppe  (von  500 
und  1000)  sind  von  3888  Personen,  darunter  1479  Christen  bewohnt.  Acht 
Gemeinden  zählen  unter  50  Nummern;  eine  zählt  über  300  (Nikolsburg  mit 
388  Häusern),  eine  über  200  (Trebitsch  mit  215  Häusern). 

In  dem  Decennium  1880 — 1890  hat  in  11  Fällen  die  Zahl  der  Häuser, 
in  13  Fällen  die  Einwohnerzahl  abgenommen.  Wenn  man  Nikolsburg  und  Pross- 
nitz ausnimmt,  —  in  Prossnitz  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  eine  starke  Ver- 
lagsindustrie entwickelt  und  daher  das  Proletariat  bedeutend  vermehrt,  —  so  hat 
die  Zahl  der  Häuser  überhaupt  nur  um  37  zugenommen.  Ebenso  gering  ist  die 
Vermehrung  der  Bevölkerung.  Sie  beträgt  in  sämmtlichen  Judengemeinden  im 
Jahre  1880  16.175,  im  Jahre  1890  16.256;  eine  Vermehrung  also  um  nur  81. 
Die  Zahl  der  Juden  ist  in  diesem  Zeitraum  sehr  erheblich  gesunken,  von  10.451 
auf  8956;  22  Gemeinden  weisen  eine  Verminderung  der  jüdischen  Bevölkerung 
auf.  Christen    dagegen   gab   es    1880  bloss  5724,  im  Jahre  1890  schon  7298. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Juden  Mährens  in  nationaler  Beziehung  sich  als 
Deutsche  betrachten.^)  Die  Judengemeinden  liefern  einen  Beweis  dafür.  In  diesen 
haben  1890  11.305  Personen  die  deutsche  Sprache  als  Umgangssprache  an- 
gegeben, 4466  dagegen  böhmisch-mährisch-slovakische  Umgangssprachen.  In  den 
gleichnamigen  Christengemeinden  aber  bloss  28.609  Deutsche  gegen  87.310  Slaven. 
Procentuell  ausgedrückt  beträgt  in  den  Judengemeinden  die  deutsche  Bevölkerung 
69'6Vo,  ^^  ^^^  Hauptgemeinden  bloss  24*3%.  Vergleicht  man  aber  Christen- 
und  Judengemeinden  der  gemischtsprachigen  Orte  (also  nach  Ausscheidung  von 
6  Orten  mit  ausschliesslich  oder  überwiegend  deutscher  Bevölkerung),  so  ergibt 
sich  ein  noch  günstigeres  Verhältnis  für  die  Judengemeinden.  Während  in  den 
Christengemeinden  nur  16.200  Deutschen  86.449  Slaven  gegenüberstehen,  die 
Deuschen  nur  15*87o  der  Einwohner  ausmachen,  ist  in  den  Judengemeinden  die 
deutsche  Bevölkerung  in  sehr  ansehnlicher  Majorität,  sie  beträgt  QS'3^/q,  ihre 
absolute  Zahl  ist  7387,  die  der  Slaven  4336;  die  Zahl  der  Juden  aber  beträgt 
6693.  In  8  Gemeinden  bloss  (es  sind  im  ganzen  21  gemischtsprachige)  über- 
steigt die  Zahl  der  Juden  die  der  Deutschen,  aber  immer  nur  ganz  unerheblich. 
In  manchen  Fällen  zeigen  diese  Zahlen  eine  auffallende  Uebereinstimmung.  Auch 
bemerkt   man   in  jenen    Orten,  wo  die  Zahl  der  Juden  seit  1880  abgenommen, 


I 


»)  vgl.  Tabelle  IV  u.  V. 
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regelmässig  eine  parallel  laufende  Abnahme  der  Deutschen;  an  Stelle  der  weg- 
ziehenden deutschen  Juden  treten  slavische  Christen.  In  den  gemischtsprachigen 
Gemeinden  hat  sich  die  slavische  Bevölkerung  von  2206  auf  3680  vermehrt, 
während  die  deutsche  sich  von  7854  auf  6397  vermindert  hat,  unter  gleich- 
zeitigem Sinken  der  Zahl  der  Juden  von  6924  auf  5896.  Im  einzelnen  tritt  diese 
Erscheinung  noch  schärfer  hervor,  so  beispielsweise  in  Leipnik,  Weisskirchen 
Eibenschitz,  Trebitsch. 

So  viel  über  Grösse  und  Bevölkerung  der  Judengemeinden.  Man  sieht,  dass 
der  Umbildungsprocess,  der  den  historischen  Charakter  dieser  Bildungen  zu  ver- 
wischen die  Tendenz  hat,  rasch  vorwärts  schreitet.  In  dem  kurzen  Zeitraum  von 
10  Jahren  tritt  eine  erhebliche  Verringerung  des  jüdischen  Elementes  und  eine 
rasche  Zunahme  der  Durchsetzung  dieser  Gemeinden  mit  christlichen  Elementen 
auf.  Ferner  muss  die  geringe  Entwicklungsfähigkeit  auffallen.  Die  Judengemeinden 
stagnieren.  Das  wird  begreiflich,  wenn  wir  uns  die  baulichen  Verhältnisse  dieser 
Ghettis  und  ihre  Bevölkerungsdichtigkeit  vergegenwärtigen.  In  schmalen  Gassen 
drängt  sich  ein  Haus  an  das  andere.  Eine  arme  Bevölkerung  haust  dort  dicht 
nebeneinander.  Ein  karges  Territorium  *)  nur  ist  diesen  Gemeinden  in  der  Eegel 
zugetheilt,  meist  in  ungünstiger,  beengter,  der  Ausbreitung  keine  Freiheit 
gewährender  Lage.  Da  ist  kein  Kaum  für  Zunahme  der  Nummern  und  Bevöl- 
kerungszuwachs. Auch  sonst  sehen  die  Judengemeinden  meist  traurig  aus.  Schmutz 
und  Vernachlässigung,  unebene,  schlecht  gepflasterte  Strassen,  kleine,  schlecht 
gebaute,  oft  verwahrloste  Häuser,  mangelhafte  Canalisation. 

Einige  Daten  über  die  Finanzwirtschaft  dieser  Gemeinden  seien  noch 
angeführt.  Sie  beruhen  auf  den  Gebarungsausweisen  aus  dem  Jahre  1895.^)  Vorher 
sei  erwähnt,  dass  die  beiden  Gemeinden  in  Gaya  in  Bezug  auf  die  Finanz- 
verwaltung vereinigt  sind.  Natürlich  sind  die  finanziellen  Verhältnisse,  der 
geringen  Grösse  der  Gemeinden  entsprechend,  klein  und  bescheiden.  Das  höchste 
Jahreserfordernis  weisen  die  Gemeinden  Boskowitz  und  Nikolsburg  (5395  fl.  und 
4084  fl.)  aus,  das  geringste  Piesling  und  Eisgrub  mit  122  fl.  und  132  fl.  Bei 
5  Gemeinden  bloss  erhebt  es  sich  über  2000  fl.,  in  13  über  1000  fl.  Das  eigene 
Einkommen  ist  nicht  sehr  beträchtlich.  Die  absolute  Ziffer  desselben  beträgt  für 
alle  Gemeinden  (Gaya  nicht  miteinbezogen)  19.691  fl.  Das  ergibt  1*25  fl.  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung.  Die  gleichnamigen  Christengemeinden  sind  bedeutend 
reicher;  hier  entfällt  auf  den  Kopf  ein  Betrag  von  3  fl.  84  kr.  Innerhalb  der 
einzelnen  Gemeinden  bestehen  enorme  Unterschiede  in  der  Vermögenslage. 
Während  5  Gemeinden  gar  kein  eigenes  Einkommen  beziehen  (darunter  die  grosse 
Gemeinde  Leipnik),  übersteigt  in  4  Fällen  das  Jahreseinkommen  das  Jahres- 
erfordernis ;  drei  davon  sind  in  der  glücklichen  Lage,  auf  Erhebung  von  Gemeinde- 
umlagen verzichten  zu  können.  Wessely  an  der  March,  eine  lächerlich  kleine 
Gemeinde,  aus  4  Häusern  und  24  Einwohnern  bestehend,  bezieht  aus  eigenem 
Vermögen  ein  Einkommen  von  1130  fl.,  dem  ein  Erfordernis  von  1088  fl. 
gegenübersteht. 


*)  siehe  Tabelle  I. 

2)  vgl.  zum  Folgenden  Tabelle  VI. 
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Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  werden  in  21  Fällen  erhoben.  Ihre 
Höhe  bewegt  sich  zwischen  107o  ™  Minimum  und  807o  ™  Maximum;  in  den 
gleichnamigen  Hauptgemeinden  variiert  sie  zwischen  3*37o  iiii<i  1377o-  ^i^^® 
vergleichende  Darstellung  der  Höhe  der  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  zeigt 
die  folgende  Uebersicht: 

25  Judengemeinden  25  Christengemeinden 

(Mit  Ausnahme  von  Ungarisch-Biod  und  Gaya) 
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liegen  14  Juden-  und  15  Hauptgemeinden.  Man  kann  nicht  behaupten,  dass  die 
Judengemeinden  höher  oder  niedriger  belastet  wären  als  die  Christengemeinden. 
Auch  im  einzelnen  zeigt  sich  öfters  übereinstimmende  Besteuerung. 

Ueber  die  Zuschläge  zu  den  indirecten  Steuern  und  über  selbständige 
Gemeindesteuern  gibt  die  Tabelle  nur  sehr  lückenhafte  Auskunft.  Interessant  als 
Rudiment  des  früheren  Zustandes  ist  es,  dass  im  Falle  Bisenz  die  politische  Ge- 
meinde von  der  Cultusgemeinde  eine  Subvention  von  500  fl.  erhält  und  dass 
in  der  Gemeinde  Schaifa,  die  kein  eigenes  Einkommen  besitzt,  das  Gesammt- 
erfordernis  von  540  fl.  nicht  durch  Gemeindeumlagen,  sondern  durch  die  Cultus- 
steuer  gedeckt  wird. 

Wir  sind  in  der  Lage,  detaillierte  Ausweise  über  Vermögensstand  und 
Finanzgebarung  für  1895/66  zweier  Gemeinden,  nämlich  von  Trebitsch  und 
Piesling^)  mittheilen  zu  können.  Für  Piesling  ist  auch  das  Vermögensinventar 
der  Cultusgemeinde  beigeschlossen.  Hauptsächlich  deshalb,  weil  daraus  zu  ersehen 
ist,  dass  die  Stiftungen  zu  gemeinnützigen  oder  wohlthätigen  Zwecken  (es  bestehen 
solche  wohl  in  allen  Gemeinden,  in  einigen  im  grossen  Maasstabe)  beinahe  ausschliess- 
lich sich  im  Eigenthum  der  Cultusgemeinden  befinden,  und  daher  nur  jüdischen 
Gemeindeangehörigen  zugute  kommen.  Der  Fall  Trebitsch  gewährt  Interesse 
(Trebitsch  ist  eine  der  grössten  Gemeinden),  weil  aus  zwei  Posten  zu  ersehen 
ist,  wie  die  Cultusgemeinde  finanziell  und  in  Bezug  auf  die  Organe  vielfach  mit 
der  politischen  Gemeinde  zusammenhängt. 

Die  finanzielle  Lage  der  Judengemeinden  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
nicht  ungünstig.  Die  Gemeindeumlagen  sind  nicht  höher  als  die  der  gleich- 
namigen Christengemeinden,  wenn  auch  das  eigene  Vermögen  im  Durchschnitt 
beträchtlich    geringer    und   ungleicher   vertheilt   ist.    Erwägt    man  aber,    dass  in 


^)  siehe  Anhang  A.  u.  B. 
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diesen  Gemeinden  die  Pauperisierung  und  mithin  auch  die  Steuerkraft  der 
Bevölkerung  durch  das  Einströmen  von  Proletariern  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt, 
erwägt  man  ferner,  dass  durch  die  neue  Heiraatgesetzgebung,  welche  Heimats- 
reclit  und  Armenversorgungsrecht  durch  zehnjährigen  Wohnsitz  erwerben  lässt, 
die  Armenlasten  ungeheuer  steigen  werden,  so  bedarf  der  erste  Eindruck  einer 
einschneidenden  Correctur.  Mit  dem  Anwachsen  der  christlichen  und  dem  Schwin- 
den der  jüdischen  Bevölkerung  tritt  noch  ein  anderer  Uebeistand  schärfer  auf. 
Die  Stiftungen  und  Fonde,  die  in  reichem  Maasse  bestehen,  stehen  entweder  im 
Eigenthum  oder  in  der  Verwaltung  der  Cultusgemeinde,  oder  sind,  wenn  im  Eigen- 
thum  der  politischen  Gemeinde,  in  der  Eegel  nur  zum  Genüsse  von  Angehörigen 
jüdischer  Confession,  deren  Zahl  eine  immer  geringere  wird,  bestimmt.  Der 
christlichen  Bevölkerung,  die  nach  dem  neuen  Gesetze  bald  das  Heimatsrecht 
erwerben,  mithin  der  Ansprüche  gegen  die  gegenwärtigen  Heimatsgemeinden  ver- 
lustig gehen  wird,  kommen  dieselben  nicht  zugute. 

IV. 

Frage  der  Vereinigung. 
Natürlich  ergeben  sich  Schwierigkeiten  und  Unzukömmlichkeiten  aus  der 
Thatsache  des  Nebeneinanderbestehens  zweier  Gemeinden  auf  demselben  Terri- 
torium, selbst  wenn  man  von  den  vermehrten  Kosten  der  Verwaltung  absieht. 
Namentlich  bei  Durchführung  von  das  ganze  Gebiet  umfassenden  Unternehmun- 
gen, wie  etwa  bei  sanitären  und  hygienischen  Maassregeln,  Canalisationen,  bei 
Errichtung  öffentlicher  Anstalten.  Diese  Uebelstände  werden  sich  in  der  Zukunft 
noch  verschärfen  durch  die  schlechten  finanziellen  Aussichten  der  Judengemeinden. 
Durch  ihre  geringen  Mittel  werden  sie  ein  Hemmnis  der  Entwicklung  des  ganzen 
Gebietes  sein.  Diese  Schwierigkeiten  sind  in  noch  erhöhtem  Maasse  dort  vor- 
handen, wo  einzelne  Häuser  oder  Häuserblöcke  in  die  Christengemeinden  hinein- 
gebaut, wo  also  die  beiden  Gemeinden  untrennbar  verwachsen  und  verfilzt  sind. 
Eine  Quelle  von  Streitigkeiten  bildet  auch  das  selbständige  Besteuerungsrecht 
jeder  Gemeinde,  wenn  etwa  die  Judengemeinde  eine  Schanksteuer  von  anderer 
Höhe  einhebt  als  die  Christengemeinde.  Eine  solche  Differenz  entschied  im 
Jahre  1889  der  Landesausschuss ')  für  die  Gemeinden  Mähr.-Weisskirchen.  Beide 
Gemeinden  erheben  eine  Getränkeauflage,  die  Stadtgemeinde  aber  mit  einem 
höheren  Satze  als  die  Judengemeinde.  Nun  liegen  einige  Häuser  der  Juden- 
gemeinde mitten  im  Gebiete  der  Stadtgemeinde,  darunter  fünf  mit  Schank- 
concessionen  ausgestattet.  Diese  können,  weil  mit  einer  geringeren  Auflage  belastet, 
billiger  schänken  als  die  übrigen  Gastwirte  der  Stadt.  Darob  grosse  Erbitterung 
dieser.  Sie  fordern,  dass  jenen  Häusern  der  höhere,  für  die  Stadtgemeinde 
bestehende  Satz  auferlegt  werde.  Aber  der  Landesausschuss  entscheidet  für  den 
niedrigeren.  Ein  ähnlicher  Streit  besteht  in  Gaya.  Darüber  berichtet  eine  Original- 
correspondenz  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  16.  August  1897:  „Der  Stadt- 
gemeinde Gaya  wurde  die  Einhebung  einer  Consumabgabe  von  Bier,  Wein  und 
Brantwein    in    ihrem  Gemeindegebiete    bewilligt   und  diese  auch  vom   1.  d.  ein- 


*)  siehe  Bericht  des  mährischen  Landesausschusses  für  1889. 
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geführt.  In  Gaya  besteht  aber  neben  der  Stadtgemeinde  auch  eine  selbständige 
Judengemeinde  ....  In  einigen  Häusern  der  Judengemeinde  Gaya  befinden 
sich  Wirtsgeschäfte,  und  diese  sind,  weil  sie  nicht  zur  Stadtgemeinde  gehören, 
von  der  Consumabgabe  befreit.  In  Folge  dessen  verbot  (!)  die  Stadtgemeinde 
den  Fuhrwerksbesitzern  das  Stehenbleiben  in  der  betreffenden  Gasse  der  Juden- 
gemeinde, in  welcher  sich  diese  Gasthäuser  befinden,  und  diese  Gasthäuser 
werden  durch  städtische  Polizeiorgane  Tag  und  Nacht  überwacht  (!).  Sobald  ein 
Gast  Getränke,  sei  es  auch  in  den  geringsten  Quantitäten,  aus  einem  solchen 
Gasthause  auf  die  Gasse  trägt,  wird  er  unter  Polizei-Assistenz  in  die  Gemeinde- 
kanzlei geführt  und  mit  Geldstrafen  belegt.  Durch  solche  polizeiliche  Bewachung 
der  Locale  wird  die  Existenz  der  jüdischen  Wirtsgeschäfte  in  Frage  gestellt,  und 
dieses  Vorgehen  erklärt  auch  die  Aufregung,  welche  diese  Maassregel  in  der 
Judengemeinde  hervorgerufen  hat.  Es  wird  wohl  Aufgabe  der  politischen  Behörde 
sein,  in  dieses  sonderbare  Verhältnis  Ordnung  zu  bringen  und  Willküracte  der 
Stadtgemeinde  hintanzuhalten." 

Aus  diesen  Gründen  wäre  die  Vereinigung  wünschenswert  und  zweckmässig, 
umsomehr  als  der  ursprüngliche  confessionelle  Sondercharakter  immer  mehr 
schwindet.  Nach  dem  geltenden  Rechte  kann  dieselbe  auf  dem  Wege  freier  Ver- 
einbarung oder  durch  Landesgesetz  auch  gegen  den  Willen  der  Gemeinden  statt- 
finden. Allerdings  treten  ihr  mannigfache  Hindernisse  entgegen.  Das  confessionelle 
Moment  wirkt  bei  der  relativ  grösseren  Zahl  der  Juden  in  diesen  Gemeinden 
noch  immer  mit.  Die  Hauptgemeinden  mögen  die  vielen  Juden  nicht  aufnehmen 
und  auch  die  jüdische  Bevölkerung  betrachtet  es  vielfach  noch  als  vort'ieilhaft, 
eine  selbständige  Gemeinde  zu  bilden.  Lehrreich  in  dieser  Beziehung  ist  die 
Geschichte  der  Gemeinden  Schaffa.^j  Verstärkend  tritt  in  den  gemischtsprachigen 
Orten  das  nationale  Moment  hinzu:  die  czechische  Majorität  der  Hauptgemeinden 
will  nicht  durch  die  Vereinigung  das  deutsche  Element  verstärken.  Andererseits 
bilden  für  die  Judengemeinden  die  nationale  Verschiedenheit  und  die  durch  die 
Vereinigung  gegebenen  Gefahren  der  Czechisierung  und  Majorisierung  durch  die 
Czechen  mit  Gründe  für  die  Aufrechterhaltung  ihrer  Sonderexistenz.  ^)  Politische 
und  wirtschaftliche  Interessen  spielen  mit.  P]influssreiche  und  wohlhabende  Ge- 
meindemitglieder, etwa  ein  Fabrikant  oder  Verleger  in  einer  von  zahlreichen  bei 
ihm  beschäftigten  Proletariern  bewohnten  Judengemeinde,  welche  den  kleinen 
Körper  der  Judengemeinde  beherrschen  und  dadurch  vor  einer  strengeren  An- 
wendung gewisser  Polizei-  und  Verwaltungsvorschriften  gesichert  sind,  würden 
einen  grossen  Theil  ihres  Einflusses  nach  der  Vereinigung  einbüssen.  Sie  sind 
natürlich  gegen  die  Vereinigung  und  mit  ihnen  die  ökonomisch  und  social  mit 
ihnen  Verbundenen,  von  ihnen  Abhängigen.  Ein  schweres  Hindernis  ist  endlich 
wohl  der  in  baulicher  und  sanitärer  Beziehung  oft  so  vernachlässigte  Zustand  der 


^)  siehe  oben  Anmerkung  ^)  S.  567, 

2)  Die  Wichtigkeit  des  nationalen  Momentes  zeigt  auch  folgende  Thatsache: 
Während  ^le'l^Judengemeinden  für  Landtag  und  Reichsrath  mit  den  Landgemeinden 
wählen,  besteht  aus  nationalen  Gründen  für  Trebitsch  eine  Ausnahme.  Die  Juden- 
gemeinde Trebitsch  wählt,  um  den  Deutschen  die  Majorität  zu  sichern,  mit  den  Städten 
Iglau,  Stannern,  Namiest  und  Trebitsch  zusammen  in  die  Städtecurie. 
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Judeiigemeinden:    die    Uebernahme    derselben    würde    der    Stadtgemeinde    grosse 
finanzielle  Lasten  auferlegen. 

Trotzdem  wird  die  Frage  der  Vereinigung  über  kurz  oder  lang  dringender 
werden,  wenn  einmal  die  confessionellen  und  nationalen  Besonderheiten  mehr 
verwischt  sind,  die  Verwaltung  in  christliche  Hände  übergegangen  ist  und  durch 
die  neue  Heimatsgesetzgebung  die  Armenlasten  zu  drückend  sich  erweisen. 

V. 

Entwurf    eines  Questionnaires   an    die    Judengemeinden    und    an   die 
gleichnamigen    Hauptgemeinden. 

1.  Bildet  die  politische  Judengemeinde  einen  besonderen  abgeschlossenen 
Stadt-  (Markt-)  Theil  (Judengasse,  Judenstadt  etc.)? 

2.  Oder  liegen  die  zur  Judengemeinde  gehörenden  Häuser  in  der  gleich- 
namigen Hauptgemeinde  oder  in  einer  anderen  Gemeinde  zerstreut? 

Liegen  sie  sämmtlich  oder  nur  zum  Theil,  einzeln  oder  in  zusammen- 
hängenden Häusercomplexen  in  der  Hauptgemeinde  oder  in  einer  anderen  Ge- 
meinde ? 

la.  Gehören  im  Falle  1,  zur  Judengemeinde  ausser  dem  geschlossenen 
Territorium  nicht  noch  eine  Anzahl  Häuser,  welche  in  der  Hauptgemeinde  oder 
in  einer  anderen  Gemeinde  zerstreut  liegen?  Wenn  ja,  wie  gross  ist  die  Anzahl 
dieser  Häuser? 

2a.  Sind  im  Falle  2.  die  zur  Judengemeinde  gehörigen  Häuser  äusserlich 
irgendwie  kenntlich  gemacht  (etwa  durch  eine  besondere  Numerierung,  durch 
besondere  Lage  u.  s.  w.)? 

3.  Befinden  sich  auch  Christen  im  Gemeindeausschusse?  Und  wie  viele? 
Ist  die  Majorität  des  Gemeindeausschusses  jüdisch  oder  christlich?  Ist  er  aus- 
schliesslich jüdisch? 

4.  Wie  gross  ist  die  Anzahl  der  Gemeinde-Wahlberechtigten?  Wie  viele  Wähler 
wählen  im  ersten  Wahlkörper?  Wie  viele  im  zweiten?  Wie  viele  im  dritten? 

5.  Besitzt  die  Gemeinde  eine  öffentliche  Schule?  Ein-  oder  mehrclassig? 
Getrennt  nach  Geschlechtern?  Ist  die  Schule  eine  confessionelle?  Gibt  es  Privat- 
schulen? Confessionelle  oder  nichtconfessionelle?  Wer  trägt  die  Kosten  dieser? 
Wie  sorgt  überhaupt  die  Gemeinde  für  die  Erfüllung  der  Schulpflicht? 

6.  Besitzt  die  Gemeinde  ein  eigenes  Schlachthaus? 

7.  Besitzt  sie  eine  Trinkwasserleitung? 

8.  Besteht  eine  Canalisation?  Wie  ist  dieselbe  beschaffen? 

9.  Besitzt  sie  ein  Spital? 

10.  Bestehen  noch  andere  Gemeindeanstalten? 

11.  Hat  sie  einen  eigenen  Armenfonds?  In  welcher  Höhe? 

12.  Wie  hoch  waren  die  Armenlasten  in  den  letzten  10  Verwaltungsjahren 
(für  jedes  Jahr  besonders  anzugeben)? 

13.  Hat  die  Gemeinde  eigene  Stiftungen  und  Fonds  anderer  Art?  Zu 
welchem  Zwecke  und  in  welcher  Höhe? 

14.  Verschlechtert  sich  die  finanzielle  Situation  der  Gemeinde  durch  die 
Abwanderung  der  jüdischen  und  die  Zuwanderung  christlicher  Bevölkerung? 
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15.  War  die  Judengemeinde  mit  der  Hauptgemeinde  schon  verbunden  und 
warum  wurde  die  Vereinigung  wieder  rückgängig  gemacht? 

16.  Welche  Momente  sprechen  für  die  Aufhebung  der  Trennung  der  Juden- 
gemeinden von  der  gleichnamigen  Hauptgemeinde  a)  auf  Seiten  der  Juden- 
gemeinde? h)  auf  Seiten  der  Hauptgemeinde?  Wird  der  Wunsch  nach  Vereinigung 
erhoben  a)  auf  Seiten    der  Judengemeinde?   h)   auf  Seiten   der   Hauptgemeinde? 

17.  Welchen  Einfluss  auf  Wahlrecht,  Besteuerung,  Vermögensverhältnisse 
würde  die  Vereinigung  mit  sich  bringen  ? 

18.  Welche  Momente  stehen  der  Vereinigung  im  Wege  a)  auf  Seiten  der 
Judenmeinde?  h)  auf  Seiten  der  Hauptgemeinde?  Inwiefern  ist  die  Judengemeinde 
an  der  Aufrechterhaltung  des  bestehenden  Zustandes  interessiert?  Inwiefern  die 
Hauptgemeinde?  Welche  Interessenkreise  der  Bevölkerung  sind  an  der  Erhaltung 
der  Trennung  interessiert  a)  auf  Seiten  der  Judengemeinde?  h)  auf  Seiten  der 
Hauptgemeinde? 

19.  In  welcher  Art  wirken  confessionelle  Momente  gegen  die  Vereinigung 
a)  auf  Seiten  der  Judengemeinde?  h)  auf  Seiten  der  Hauptgemeinde? 

20.  In  welcher  Art  wirken  nationale  Momente  gegen  die  Vereinigung 
a)  auf  Seiten  der  Judengemeinde?  h)  auf  Seiten  der  Hauptgemeinde? 

21.  Wäre  die  Vereinigung  für  die  Hauptgemeinde  mit  materiellen  Kosten, 
grösserem  Verwaltungsaufwand,  Investitionen  etc.  verbunden  und  aus  welchen 
Gründen  ? 
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Tab.  II. 


Die  gleichnamigen  Hauptgemeinden. 


Namen  der  Gemeinden 


W 


Anwesende  Bevölkerung 


^ 


Confession 


bD 


Umgangs- 
sprache der 
einheimischen 
Bevölkerung 


.ra 

05 

o 

-o 

Ö 

c 

d) 

Ca 

ns 

Sil 

-.0  es  O 
^  S  'S 


Pohrlitz  . 

Boskowitz 

Eibenschitz 

Kanitz 

Lomnitz 

Piesling 

Gaya   . 

Kostel 

Lundenburg 

Strassnitz 

Holleschau 

Misslitz  . 

Gewitsch 

Eisgrub   . 

Nikolsburg 

Prerau     . 

Prossnitz 

Trebitsch 

Ung!-Brod 

Bisenz 

Ung.-Ostra 

Wessely  . 

Leipnik   . 

Weisskirchen 

Austerlitz   .    , 

Neu-ßaussnitz 

Schaifa    .    .    . 


29.53  Äm^ 

16-59  „ 

18.38  „ 

8-95  „ 

7-59  „ 

11-78  „ 

8-58  „ 

19-13  „ 

28-88  „ 

33-39  „ 

10-65  „ 

8-94  „ 

1308  „ 

26-40  „ 

46-28  „ 

19-99  „ 

16-49  ^ 

8-45  „ 

23-27  „ 
40-29 

6-23 

8-02  , 

17-26  , 
15  88 

16-00  , 

0-90  , 

9-94  , 


276 
590 
624 
486 
163 
108 
332 
376 
474 
704 
360 
200 
365 
346 
839 
1095 
1110 
900 
541 
607 
120 
83 
519 
580 
448 
126 
125 
12497 


1346 

2200 

1838 

1183 

612 

328 

1617 

1039 

2916 

2200 

2172 

567 

1085 

1044 

2953 

6494 

9754 

4667 

1827 

1837 

378 

228 

2441 

4089 

1650 

49ü 

280 

57240 


1407 

2509 

2031 

1396 

639 

322 

1796 

1104 

3052 

2519 

2554 

614 

1281 

1075 

3148 

6461 

9758 

4715 

2209 

1906 

449 

278 

2948 

3706 

1825 

557 

272 

60531 


2753 
4709 
3869 
2579 
1251 

650 
3413 
2143 
5968 
4719 
4726 
1181 
2366 
2119 
6101 
12955 
19512 
9382 
4036 
3743 

827 

506 
5389 
7795 
3475 
1052 

552 
117771 


2549 

4330 

3776 

2494 

1232 

638 

2823 

1994 

5444 

4535 

4493 

948 

2138 

2042 

5948 

12381 

18528 

9092 

3666 

3477 

694 

462 

5098 

7322 

3306 

991 

503 

110904 


18 

80 

11 

3 

5 

10 
5 

67 
7 

27 
105 

65 
9 

11 

86 

25 

30 
5 

35 
6 
3 

36 
134 

39 


822 


184 

298 

82 

82 

14 

12 

580 

144 

450 

177 

206 

128 

163 

66 

142 

486 

953 

260 

365 

228 

125 

41 

255 

306 

130 

61 

49 

5987 


33 


2441 

369 

179 

661 

33 

506 

1012 

70 

2676 

265 

363 

972 

382 

1966 

5975 

1105 

3198 

680 

440 

328 

118 

110 

1815 

2367 

71 

58 

549 

28609 


304 
4313 
3668 
2003 
1217 

144 
2337 
2046 
3016 
4357 
4291 

205 
1978 

126 

79 

11582 

16133 

8672 

3567 

3351 

700 

371 
3498 
4967 
3388 

994 

3 

87310 


15 
31 
49 
4 
1 
25 


5 

100 


233 
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Tab.  m. 


Judengemeinden 

Anzahl 
der  Häuser 

Ortsanwesende  Bevölkerung 

Umgangssprache  der 
einheimischen  Bevölkerung 

1880 

1890 

1880 

1890 

Juden 

Deutsch 

bühmisch, 

mährisch,  slova- 

kisch 

1880 

1890 

1880 

1890 

1880 

1890 

Pohrlitz  .... 

116 

114 

719 

659 

551 

427 

660 

572 

45 

74 

Boskowitz  .  .  . 

101 

100 

1157 

1105 

1009 

893 

995 

899 

138 

177 

Eibenschitz  .  . 

73 

79 

531 

587 

395 

250 

386 

311 

132 

260 

Kanitz  .... 

76 

76 

381 

349 

198 

173 

132 

233 

149 

113 

Lomnitz  .... 

39 

38 

270 

318 

188 

124 

199 

123 

171 

191 

Piesling  .... 

39 

! 

45 

215 

221 

93 

99 

208 

214 

7 

— 

Gaya 

56 

58 

380 

307 

341 

240 

344 

269 

36 

34 

Kostel  .... 

72 

63 

392 

374 

345 

283 

351 

280 

31 

89 

Lundenburg  .  . 

49 

54 

424 

462 

272 

290 

375 

369 

24 

59 

Strassnitz  .  .  . 

93 

93 

518 

,492 

250 

229 

308 

204 

154 

224 

Holleschau  .  . 

157 

156 

917 

913 

610 

578 

589 

570 

306 

319 

Misslitz  .... 

91 

101 

479 

479 

411 

369 

451 

455 

23 

6 

Gewitsch  .  .  . 

24 

24 

217 

164 

84 

123 

190 

154 

27 

— 

Eisgrub  .... 

14 

23 

136 

161 

62 

57 

102 

106 

30 

50 

Nikolsburg  .  . 

168 

318 

1994 

2109 

1139 

919 

1963 

2082 

7 

— 

Prerau  .... 

21 

21 

205 

217 

188 

135 

181 

131 

17 

74 

Prossnitz  .  .  . 

55 

102 

1666 

1680 

797 

797 

990 

990 

676 

656 

Trebitsch  .  .  . 

215 

215 

1262 

1420 

728 

637 

1169 

754 

61 

635 

Ung.-Brod   .  . 

115 

122 

646 

634 

560 

514 

560 

441 

72 

144 

Bisenz  .... 

110 

110 

494 

482 

331 

311 

320 

322 

61 

138 

Ung.-Ostra  .  . 

43 

45 

212 

216 

165 

143 

152 

133 

41 

67 

Wesely  a.  d.  M. 

8 

4 

20 

24 

16 

12 

16 

12 

4 

12 

Leipnik  .... 

98 

89 

938 

1003 

485 

362 

659 

523 

272 

470 

Weisskirchen 

37 

35 

301 

341 

227 

181 

242 

202 

49 

123 

Austerlitz  .  .  . 

73 

79 

477 

444 

180 

170 

244 

174 

228 

260 

Eaussnitz  .  .  . 

136 

132 

676 

587 

352 

248 

442 

293 

233 

291 

Schaifa  .... 

115 

132 

548 

508 

474 

392 

526 

489 

10 

— 

2194 

2428 

16175 

16256 

10i51 

8956 

12754 

11305 

3004 

4466 

584 
Tab.  IV. 


Goldmann. 


Sprachliche  Verhältnisse   im   Jahre  1890. 


a)  Hauptgemeinden 


Deutsche 


Slavische 


Umgangssprache 


b)  Judengemeinden 


Juden 


Deutsche 


Slavische 


Umgangssprache 


Boskowitz  ,  . 

Eiben  schitz  . 

Kanitz     .    .  . 

Lomnitz  .    .  . 
Gaya   .... 

Kostel     .    .  . 

Lundenburg  . 

Strassnitz   .  . 
Holleschau 

Gewitsch    .  . 

Prerau    .    .  , 

Prossuitz    .  . 

Trebitsch    .  . 

üng.  Brod  .  . 

Bisenz     .    .  . 

Ung.  Ostra  . 

Wessely  .    .  . 

Leipnik   .    .  . 
Weisskirchen 

Äusterlitz    .  . 
Neu  Raussnitz 


869 

179 

561 

33 

1012 

70 

2676 

265 

863 

882 

1105 

3198 

680 

440 

328 

118 

110 

1815 

2367 

71 

58_ 

16200 


4313 

3668 

2008 

1217 

2337 

2046 

3016 

4357 

4291 

1978 

11582 

16133 

8672 

8567 

3351 

700 

371 

3498 

4967 

3388 

994 

86449 


893 
250 
173 
124 
240 
283 
290 
229 
578 
123 
135 
797 
637 
514 
311 
143 
12 
362 
181 
170 
248 
6693 


899 
311 
233 
123 
269 
280 
369 
204 
570 
154 
131 
990 
754 
441 
322 
133 
12 
523 
202 
174 
293 
7387 


177 

260 

113 

191 

34 

89 

59 

224 

319 

74 

656 

635 

144 

138 

67 

12 

470 

123 

260 

291 

4336 
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Tab.  V. 

Sprachliche  Verschiebungen   im   Zeiträume   1880 — 1890. 


Judengemeinden  *j 


Juden 


1880         1890 


Deutsche 
Umgangssprache 


1880 


1890 


Slavische 
Umgangssprache 


1880 


1890 


Boskowitz  . 
Eibenschitz  . 
Kanitz  .  .  . 
Lomnitz  .  . 
Gaya  .  .  . 
Kostel  ,  .  . 
Lundenburg' 
Strassnitz 
Holleschau  . 
Gewitsch  .  . 
Prerau  .  .  . 
Trebitsch  .  . 
Ung.-Brod  . 
Bisenz  .  .  . 
Ung.-Ostra  . 
Wessely  .  . 
Leipnik  .  . 
Weisskirchen 
Austerlitz  . 
Neu-Raussnitz 


1009 
395 
198 
188 
341 
345 
272 
250 
610 
84 
188 
728 
560 
331 
165 
16 
485 
227 
180 
352 


6924 


893 
250 
173 
124 
240 
283 
290 
229 
578 
123 
135 
637 
514 
311 
143 
12 
362 
181 
170 
248 


5896 


995 
386 
132 
199 
344 
351 
375 
308 
589 
190 
181 
1169 
560 
320 
152 
16 
659 
242 
244 
442 


899 
311 
233 
123 
269 
280 
369 
204 
570 
154 
131 
754 
441 
322 
133 
12 
523 
202 
174 
293 


7854 


6397 


138 

132 

149 

171 

36 

31 

24 

154 

306 

27 

17 

61 

72 

61 

41 

4 

272 

49 

228 

233 


2206 


177 

260 

113 

191 

34 

89 

59 

224 

319 

74 
635 
144 
138 
67 
12 
470 
123 
260 
291 


3680 


*)  Prossnitz  fehlt  in  der  Tabelle,  weil  die  Zahlen  für   1880  nicht  vorhanden   sind. 
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Goldmann. 


Lanä:  Mähren. 

Bezirkshauptmannschaft :  Trebitsch. 
Steuerbezirk:  Trebitsch. 


Formular  I. 

Gemeinde:  Israelitengemeinde  Trebitsch. 


Summarische  Nachweisung  des  Gesammtvermögens  der  Israeliten- 
gemeinde  Trebitsch   mit  Ende  des  Jahres  1894. 


Darstellung 


Ausmaass 


Nieder- 
österreich, 
(altes) 


Joch   □« 


Decimales 

(neues) 


Katastral- 
mässiger 
Rein- 
ertrag 


fl.     kr. 


Capitals- 
betrag 


fl.     kr. 


An- 
merkungen 


I.  Unbewegliches  Vermögen, 

1.  Gebäude: 

a)  Gemeindehäuser 

h)  Gemeindeanstalten  .... 

2.  Grundstücke: 

a)  Aecker 

h)  Gärten  . 

e)  Wiesen 

d)  Hutweiden 

c)  Weingärten 

/;  Wälder 

g)  unproductive 

II.  Bewegliches  Vermögen. 

1.  Gerechtsame 

2.  Oelfentliche  Wertpapiere   . 

3.  Privatdarlehen 

4.  Anlagen  und  Barschaft  .    . 

in.  Passivstand. 

1.  Capitals-Schulden    .... 

2.  Sonstige  Verpflichtungen    . 
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Goldmann. 


Anhang  B. 


Rechnungs-Abschluss  der  Cultusgemeinde   Riesling  1895. 


I 


Ausgaben. 

1  An  Gehalt  dem  Rabbiner 

2  „        „  „     Cantor    . 

3  „    Quartierzins     dem 
Cantor 

„   Gehalt  dem  Gemeinde- 
diener    

5  „    Assecuranz   

6  „   Steuer    für     die    Ge- 
meindehäuser .    .    .    . 

„   Beisteuer    nach    Zla- 
bings 

„   Steuer  nach  Wölking 

9      „  Beisteuer  nach  Mark- 
waritz 

10  „  Abgaben  und  Zu- 
schläge       

11  „  Gehalt  dem  Religions- 
lehrer in  Piesling  ,    . 

12  „   Aequivalentengebüren 

13  Saldo  pro  1894     .    .    .    . 

14  Diverse  Auslagen  laut 
spec.  Rechnung  .    .    . 

15  Zinsen  und  Nebengebüren 
für  die  Schuld  1127  fl. 
an  die  Spar-  und  Vor- 
schusscassa  in  Jamnitz 

16  An  Capital  abgezahlt  .    . 


Saldovortrag  dem  Rech- 
nungsleger     

Unbedeckte  Schuld  an  die 
Spar-  und  Vorschuss- 
cassa  in  Jamnitz     .    , 


fl. 


700 
220 

20 

110 
6 


289 
5 

125 

33 

120 
5 

38 

124 


53 

47 


1906 


64 


1080 


kr. 


07 

86 

64 

38 


44 
61 

28 


28 


45 


Einnahmen. 

An  Gemeindesubvention 
vom  mähr.-jüd.Landes- 
massafonde    in   Brunn 

„  Beitrag  vom  mähr.- 
jüd.  Landesmassafonde 
zu  den  Baukosten  .    . 

„    Schulsubvention     für 
Piesling 

„  Rabbinats- Subvention 
vom  mähr.-jüd.  Lan- 
desmassafonde    .    .    . 

„  hebräischem  Schulgeld 
in  Piesling 

„   Zins  in  Piesling  .    .    . 

„      „      „    Wölking     .    . 

Cultussteuer  pro  1895  ein- 
cassiert 

Cultussteuer  -  Rückstände 
eincassiert 


Cultussteuer  -  Rückstand 
von  J.  A.  Goldstein  in 
Iglau  vom  Jahre  1894 


Besondere  Einnahmen. 

Von  Frau  Schulz  .    .    .    . 

„         „      Stuckart  .    .    . 

Saldo  dem  Rechnungsleger 


Gemeindeguthaben  Rück- 
stand 1895 


Rückstand    von    früheren 
Jahren  


fl. 


kr. 


300 

100 
120 

60 

100 
17 
10 

1049 

51 


20 

6 

64 


1906 


86 
19 


50 


83 


75 


75 


45 


28 


26 
25 


Die  politischen  Judengeraeinden  in  Mähren. 


593 


Rechnungsabschluss  der  polit.  Gemeinde  Riesling  1895,  bewilligt  zur 
Umlageauftheilung  in   der  Sitzung  am  4.  Jänner  1896.' 


1 

fl. 

kr. 

Ausgaben. 

Amtsblätter  etc 

1 

6 

05 

1 

2 

Für  Schneeschaufeln    .    . 

3 

15 

.2 

3 

Für    Maria     Singer'sche 

Wohnung  u.  Materinlien 

3 

96 

4 

Für  Secretärbeitrag      .    . 

10 

— 

3 

5 

Für  Schulreinigung,  Tafel, 

SchwammEequisiten  etc. 

20 

62 

6 

Für  das  Werk  Oesterreich- 

Ungarn  in  Wort  und  Bild 

7 

49 

7 

Für  Schulverordnungblatt 

1 

15 

8 

Unterstützung    barmherz. 

Brüder  und  Schwestern 

3 

— 

9 

Schulholz 

35 

20 

10 

Zins  für  Gendarmerie  .    . 

7 

50 

11 

Ein  Buch  vom  k.  k.  Bezirks- 

schulrathe 

1 

60 

12 

Sanitätsbeitrag 

10 

09 

13 

Hebamme 

1 

43 

14 

Marktdeficit  1894  .... 

19 

50 

15 

Gehalt  d.  Gemeindediener 

5 

— 

16 

Aichgebüren 

2 

53 

17 

Nachaichgebüren  .... 

2 

10 

18 

Amtsblatt  für  den   Orts- 

schulrath 

2 

15 

19 

Assentierungsauslagen 

2 

— 

20 

Fehlendes  Schulgeld  zum 

Pauschale 

10 

96 

21 

Schule  einRechen  gemacht 

1 

20 

22 

Nothspitalsk Osten      .    .    . 

7 

50 

23 

Einer  Armen 

1 

— 

24 

Tinte,  Kreide  i.  d.  Schule 

1 

— 

25 

Reparaturen  in  der  Armen- 

1 

wohnung  ausgezahlt     . 

1     42 

59 

208 

77 

Einnahmen. 

Zins  für  eine  Wohnung  . 

Schneeschaufelgeld,  Pau- 
schalbetrag V.  Strassen- 
concurenz-Ausschuss     . 

Restlichen  Betrag     .    .    . 

von  der  politischen  Auf- 
nahme eines  Ausländers; 
davon  werden  40  fl.  noch 
leihweise  an  Frau  Char- 
lotte 0  esterreicher  in 
Karlstein  gegeben. 

Zur  Umlage  bewilligt  .    . 


fl. 


Dieser  Betrag  ö.  W,  fl.  13277  wurde  zur  Auftheilung  bewilligt. 


Michael  Färber  m.  p., 

Gemeinderath. 


Julius  Kaufmann  m.  p., 

Bürgermeister. 


kr. 


60 


132 


77 


208 


77 


Hermann  Landsmann  m.  p., 

Gemeinderath. 


Die  Mitglieder  des  Gemeindeausschusses  etc. 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  und  Verwaltung.  VII.  Band,  4.  Heft.  38 
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Goldraann. 


Veptnögensinventan   der  Cultusgemeinde    und    den  Anmenfonde 

in  Riesling. 


IL 
III. 


Zur  Ausübung  des  Gottesdienstes  der  Tempel  mit  anschliessend 
einer  Eab  bin  er-  und  Cantorswohnung  die  Häuser  Nr.  121 
und  122    

Das  Schulhaus  mit  Nr.  117  und  120 

Chewra  Kadischa  „Armen-Institut". 
Ihr  Besitz  erstreckt  sich  auf: 

1.  Eine  Staatsschuldverschreibung  vom  15./3.  1860,  Serie 
5525  Nr.  9 

/-  Nr.  107685 

2.  Drei  Stück  Papierrenten  vom  1./8.  1868  J     „     107687 

l     „     107688 

3.  Ein  Stück  Silberrente  vom  1./7.  1868  Nr.  538328     .    .    . 

4.  Stiftungsobligationen,  deren  Zinsen  an  den  Sterbetagen 
der  Stifter  vertheilt  werden,  u.  zw. : 

aj  Josua    und    Kebecca    Färber'sche    Stiftung,    wo    laut 
Stiftsbrief   der  Eigenthümer  des  Branntweinhauses  Nr.  7  in 
Neustift  jährlich  10  fl.  zu  zahlen  hat. 
ft^  Josef  Färber  und   Abraham  Färber'sche   Stiftungen, 
Staatsschuldverschreibung  vom  1./2. 1871  Nr.  56145  vinc.  u.  zw.: 
die  Gemeinde  180  fl.  ) 
„    Stiftung     220  „    / 
c)  Clara  Salzer'sche  Stiftungen, 

Papierrenten  /   ^Z^-  1^75  pro  100  fl.  Nr.    96508  | 
^                  \  1./2.   1880  ^^      50  „      „     117597  / 
dj  Julie    Wittmann'sche    Stiftung,    Papierrente    1./8.    1876 
Nr.  104731 

e)  Jakob  Fär-ber'sche  Stiftungen, 

Silberrente  P-/^-  1881  Nr.  39488  pr.ö.W.fl.     50  | 
y   1./8.  1881     „    41027    „       „      „    400  / 

f)  Lazar    Salzer'sche    Stiftungen,    Papierrente    l./ll.    1881 

Nr.  33533 

das  1366n"  grosse  Feld  Kleinbreitel  Parzelle  Nr.  830,  jährl. 
Pachtertrag  6  fl.  ö.  W 

g)  Leopold  Frei'scheStiftung,Papierrentel./5. 1883 Nr.39647 
h)  Michael  Salzer'sche  Stiftung,  Papierrente  vom  l./ll.  1885 

Nr.  49763 

ij  Johanna  Schiller'sche  Stiftung,  Papierrente  vom  l./ll. 
1891  Nr.  77466 

j)  Rabbiner  Michael  Lazar  Kohn'sche  Stiftung,  Papier- 
rente l./ll.  1894  Nr.  89745 

5.  Eine  Wertheiraer  Cassa 

6.  Eine  Maschine  zur  Bereitung  der  Osterbrote  und  die 
dazu  gehörigen  Geräthschaften,  alljährlicher  Pacht 
10  fl.  ö.  W 

7.  9./12.  1896,  Legat  des  Barons  Moriz  v.  Hirsch-Gereuth 
an  die  Chewra  Kadischa 


Nominalwert 
fl.       I  kr. 


500       — 


300     !  - 


100 


400 


150     ,  — 


100 
450 

100 

6 
200 

200 

100 

150 
50 

30 
600 
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IV.       Thalmud-Thora.  Ihr  Besitz: 

I.Drei    Stück    Fünftel    Staats  Schuldverschreibungen 
vom  Jahre  1860,  u.  z. 
Serie     7140  Nr.     8  ^ 

„      13540    „       8  [  pr.  100  fl 

„      18860    „     10  ' 
2.  Ein  Stück  Fürst  Windisch  gräz-Los  Nr.  30992  Serie  3 
8.  Zwei  Stück  Papierrenten 

Nr.  352322  )   ^^^  j^^^^  jggg         jqq  ^ 

„    352323  /  ^ 

Bikur  Cholim,  „Kranken-Unterstützungs-Verein". 

1.  Ein  Stück  Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft- 
Los  Nr.  27172 

2.  Zwei  Stück  Silberrenten 

^^'  .J.^^^  \  vom  1./7.  1868  pr.  100  fl 

„     404515  } 

3.  Legat  des  Baron  Moriz  Hirsch-Ger  euth  an  die  Bikur 
Cholim 

Die  Chewra  Kadischa  leistet: 

a)  Verpflegung,  Unterstützung  an  Geld,  freie  Wohnungen,  Holz 
für  Arme,  und  belaufen  sich  die  jährl.  Auslagen  auf  .... 

b)  als  Leichenverbrüderungsverein  besorgt  dieselbe  für  arme 
Mitglieder  die  nöthigen  Beerdigungskosten  und  die  Erhaltung 
des  Friedhofes  und  belaufen  sich  die  jährlichen  Auslagen  auf 

Der  Zweck  der  Thalmud-Thora  ist  die  Pflege  des  hebräi- 
schen Unterrichtes,  sie  zahlt  für  arme  Schulkinder  das  Schulgeld, 
unterstützt  dieselben,   sorgt  für  Schulbücher  und  Lehrmittel; 

jährlich  wird  hiefür 

verausgabt. 

Bikur  Cholim  hat  den  Zweck  der  Krankenpflege,  Unterstützung 
an  arme  Wöchnerinnen,  Beistellung  von  Wäschestücken  für 
arme  Kranke,  theilweise  Erhaltung  des  Noth-Krankenlocales, 
unentgeltliche  Verabreichung  vonMedicameuten,  Verbandstücken 
u.  s.  w.  und  betragen  die  jährl.  Leistungen 

Diese  drei  Vereine  werden  jeder  durch  Jahresbeiträge  pr.  . 
und  durch  freiwillige  Spenden  der  hiesigen  Cultusmit- 
glieder  subventioniert. 

Die  politische  Gemeinde  in  Piesling  hat  gar  kein  Ver- 
mögen und  werden  die  Jahresauslagen  durch  Umlagen  auf 
die  kais.  Steuer  gedeckt. 


Nominalwert  1 

fl.    kr. 

300 

20 

— 

200 

— 

100 

— 

200 

600 

— 

180 

— 

85 


50 


60     I  -^ 
—         60 
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DIE  NEUEN  GEHALTS-  UND  PENSIONSGESETZE 

DER 

STAATSBEAMTEN  UND  HOCHSCHULPßOFESSOBEN. 


JNachdem  nunmehr  auch  die  bereits  im  Jahre  1896  von  beiden  Häusern 
des  Eeichsrathes  beschlossenen  Gesetze  über  die  Eegelung  der  Bezüge  der  activen 
Staatsbeamten,  sowie  der  Professoren  an  Universitäten  und  denselben  gleichgehal- 
tenen Hochschulen  und  Lehranstalten  aufgrund  der  allerhöchsten  Sanction 
publiciert  und  mit  dem  1.  October  1.  J.  in  Kraft  getreten  sind,  erscheint  es 
geboten,  diese  für  den  Staatsdienst  so  wichtigen  Gesetze  auch  in  dieser  Zeitschrift 
mitzutheilen. 

Gleichzeitig  soll  aber  auch  der  Text  des  Gesetzes  über  die  Kuhegenüsse 
der  Staatsdiener  vom  14.  Mai  1896  angereiht  werden,  da  dasselbe  für  die 
Lebenshaltung  und  die  Dienstesverhältnisse  der  Staatsbeamten  nicht  minder  von 
Bedeutung  ist.  Beide  Gruppen  von  Gesetzen  zusammen,  geben  erst  eine  voll- 
ständigen Einblick  in  die  grosse  Reform,  welche  für  den  gesammten  Staatsdienst 
damit  inauguriert  worden  ist. 

Ausser  diesen  Gesetzen  sind  aber  auch  mehrere  andere  Golialts-  und  Pensions- 
gesetze für  einzelne  Kategorien  des  Lehrpersonales  erlassen  worden,  auf  welche 
in  der  Einleitung  Rücksicht  genommen  werden  soll ;  es  sind  dies  das  Gesetz  vom 
15.  April  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  63,  betreffend  die  Bezüge  der  Professoren  an 
den  vom  Staate  erhaltenen  Hebammen  schulen  und  inbetreff  .der  Pension  für  die 
Witwen  dieser  Professoren,  das  Gesetz  vom  15.  April  1896,  R.-G,-Bl.  Nr.  67, 
betreffend  die  Bezüge  der  Beamten  an  den  Universitäts-  und  Studienbibliotheken, 
sowie  an  den  Bibliotheken  der  technischen  Hochschulen,  das  Gesetz  vom 
19.  September  1898,  R.-G.-Bl.  Nr.  173,  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge 
des  Lehrpersonals  an  den  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen,  das  Gesetz 
vom  19.  September  1898,  R.-G.-Bl.  Nr.  174,  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge 
des  Lehrpersonals  an  den  staatlichen  Lehrerbildungsanstalten  und  an  den  mit 
diesen  Anstalten  verbundenen  aus  Staatsmitteln  erhaltenen  Uebungschulen,  das  Gesetz 
vom  19.  September  1898,  R.-G.-Bl.  Nr.  175,  betreffend  die  Regelung  der 
Bezüge  des  Lehrpersonals  an  staatlichen  gewerblichen  Unterrichtsanstalten  ;  endlich 
kommt  auch  das  Gesetz  vom  19.  September  1898,  R.-G.-Bl.  Nr.  170.  womit 
Bestimmungen    wegen  Gehaltszulagen    für    einen   Theil    der   Räthe    des   Obersten 
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Gerichts-  und  Cassationshofes  getroifen  wurden,  in  Betracht,  welches  dem  Gesetze 
vom  19.  März  1894,  E.-G.-Bl.  Nr.  53,  betreffend  die  den  Käthen  des  Ver- 
waltuiigsgericbtshofes  bewilligten  Gehaltszulagen  nachgebildet  ist. 

Die  Bedeutung  dieses  ganzen  Complexes  von  Gesetzen  besteht  nicht  nur 
darin,  dass  sie  in  Würdigung  der  gesteigerten  Lebensansprüche  und  der  theil- 
weise  sehr  empfindliche  Vertheuerung  der  Lebensbedürfnisse  während  der  letzten 
25  Jahre  eine  billige  Ausgleichung  zwischen  den  Ansprüchen  der  socialen 
Stellung  der  Staatsbeamten  und  ihrer  materiellen  Existenz  schaffen ;  auch  für  das 
System  der  Behördenorganisation  und  für  die  Staatsfinanzen,  ja  selbst  für  die 
Volkswirtschaft  ergeben  sich  aus  diesen  Gesetzen  eine  Reihe  weitreichender 
Wirkungen. 

Die  Veränderung  des  allgemeinen  Gehaltsschemas  der  Civil-Staatsbeamten 
drückt  sich  in  der  folgenden  üebersicht  aus: 


Eangsclasse 

der 

Staatsbeamten 


Gesetz 

vom   Jahre 

1873 


Gesetz 
vom  1.  October 

1898 


Dazu 

die  Activitäts- 

zulagen 

unverändert 


G  u  1  d 


XI. 


IX. 


600 
700 
800 


900 

950 

1000 


1100 
1200 
1300 


800 

'900 

1000 


1100 
1200 
1300 


1400 
1500 
1600 


120 

bis 

300 


160 

bis 

400 


200 

bis 

500 


VIIL 


VII. 


VI. 


V. 


1400 
1600 

1800 


2000 
2200 
2400 


2800 
3200 
3600 


1800 
2000 
2200 


2400 
2700 
3000 


240 

bis 

600 


280 

bis 

700 


3200 
3600 
4000 


4500 
5500 
6000 


5000 
6000 


320 

bis 
800 


400 

bis 

1000 


In  den  Eangsclassen  IV  bis  I  sollen  die  Gehalte  wie  bisher  mit  7000,  8000, 
10.000  und  12.000  fl.  bemessen  bleiben. 

Dagegen  wurden  die  im  1873er  Gesetze  für  die  Staatsbeamten  der  III.  und 
IV.  Eangsclasse  festgesetzten  F  u  n  c  t  i  o  n  s  z  u  1  a  g  e  n  theilweise  erhöht.    Darnach 
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sollen  dieselben  zunächst  bei  den  Statthaltern  in  Böhmen  und  Galizien  von 
10.000  und  9000  fl.  auf  13.000  und  12.000  fl.,  dann  von  Triest  von  8000  auf 
10.000  fl.,  von  Dalmatien,  Mähren,  Steiermark  und  Tirol  von  6000  auf  8000  fl., 
endlich  von  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns  von  5000  auf  7000  fl.  sowie  der 
Landespräsidenten  der  Bukowina,  Kärnten,  Krain  und  Schlesien  von  4000  auf 
5000  fl.,  ferner  der  zweiten  Präsidenten  des  Obersten  Gerichtshofes,  und  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes, dann  der  Oberlandesgerichtspräsidenten  in  Lemberg,  Prag 
und  Wien  von  3000  auf  4000  fl.,  der  Oberlandesgerichtspräsidenten  von  Brunn, 
Graz,  Innsbruck  und  Triest  von  2000  auf  3000  fl.,  in  Krakau  von  1000  auf 
3000  fl.  und  in  Dalmatien  von  1000  auf  2000  fl.,  endlich  die  Functionszulagon 
der  Vicepräsidenten  der  Statthaltereien  und  der  Finanzlandesdirectionen  in  Lemberg, 
Prag  und  Wien  sowie  des  Generaldirectors  der  Tabakregie  und  des  General- 
inspectors  der  österreichischen  Eisenbahnen  von  1000  auf  2000  fl.  erhöht  werden' 

Bezüglich  der  Anfallstcrmine  der  höheren  Gehaltsstufen 
in  den  einzelnen  Eangsclassen  bestimmt  das  Gesetz,  bei  Belassung  des  Quinquenniums 
für  die  oberen  Eangsclassen,  für  die  drei  untersten  Eangsclassen  gleichmässig 
das  Quadriennium  und  zugleich  Dienstalterszulagen  von  je  100  fl.  Darnach  soll 
nach  je  16  und  20  in  je  einer  dieser  Classe  zugebrachten  Dienstjahren  der 
Gehalt  derart  wachsen,  dass  derselbe  in  den  Eangsclassen  XI  bis  IX  mit  1200, 
1500  und  1800  fl.  abzuschliessen  hat. 

Der  Vergleich,  nach  wie  viel  in  den  betreff"enden  Eangsclassen  zugebrachten 
Dienstjahren  nach  dem  1873  er  Gesetze,  und  dem  neuen  Gehaltsgesetze  vom 
Jahre  1898  die  höchsten  Gehaltsstufen,  inslusive  der  Alterszulagen,  erreicht  werden 
können,  zeigte  daher  eine  wesentliche  Verbesserung,  wie  folgt: 


In  den  Eangsclassen: 


XI 


nach 
Jahren 


Gulden 


nach 
Jahren 


Gulden 


IX 


nach 
Jahren 


Gulden 


Nach  dem  Gesetze  1873  für  die  Staats- 
beamten     

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  October  1898 

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  October  1898, 
betreffend  Alterszulagen 

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  October  1898, 
betreffend  Alterszulagen 


10 


16 


20 


800 
1000 

1100 

1200 


10 

8 

16 

20 


1000 
1300 

1400 

1500 


10 

8 

16 
20 


1300 
1600 

1700 

1800 


Es  geht  also  durch  das  Gesetz  nicht  bloss  ein  unverkennbarer  Zug  von 
Wohlwollen  und  Fürsorge  für  die  gesaramte  Lage  der  Beamtenschaft ;  ausgeprägt 
ist  vielmehr  auch  der  besondere  socialpolitische  Gedanke,  dass  in  erster  Linie 
die  materielle  Lage  und  die  Aussicht  auf  Verbesserung  derselben  in  der  Zukunft 
der  unteren  Kategorien  der  Staatsbeamten  Gegenstand  dieser  staatlichen  Fürsorge 
sein  müsse. 
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Bedeutend  tiefer  als  dieses  allgemeine  Beamtengehaltsgesetz  greift  das 
Specialgesetz  über  die  Bezüge  der  Hochschulprofessoren  in  die 
bestehenden  Verhältnisse  ein ;  das  ganze  System  der  Professorengehalte  und  die 
althergebrachte  Institution  der  Collegiengelder,  aus  welchen  die  Professoren 
bisher  einen  erheblichen  Theil  ihrer  Bezüge  gewonnen  haben,  wird  auf  neue 
Grundlagen  gestellt. 

Schon  der  erste  Grundsatz  des  neuen  Gesetzes,  dass  alle  ordentlichen  und 
die  besoldeten  ausserordentlichen  Professoren  der  Universitäten,  technischen  Hoch- 
schulen, der  Hochschule  für  Bodencultur,  der  evangelischen  theologischen 
Pacultät  in  Wien  und  der  Thierarznei-  und  Hofbeschlagsschule  im  Lemberg  im 
Allgemeinen  hinsichtlich  ihrer  Bezüge  und  Activitätszulagen  den  Civilstaatsbeamten 
der  VI.  beziehungsweise  VII.  Rangsclasse  gleichgestellt  werden,  enthält  gegen- 
über der  letzten  Gehaltsregelung  der  Professoren  vom  Jahre  1873  eine  wesentliche 
Veränderung. 

Gegenüber  den  Normen  dieses  älteren  Gesetzes  bringt  das  Gesetz  vom 
19.  September  1.  J.  unter  Berücksichtigung  der  in  diesem  Gesetze  statuierten 
singulären  Ausnahmen  von  dem  allgemeinen  Principe  folgende  Aenderungen  in  dem 
Schema  der  Bezüge  der  Professoren  hervor. 

in  Wien  in  Prag  übrigen 

im  Jahre  1873  ^  ,     , 

Gulden 

Universitätsprofessoren,  ^)  ordentl.   .  2200—3200  2000—3000  1800—2800 
Professoren  der  technischen  Hoch- 
schulen und   der  Hochschule  für 

Bodencultur,  ordentl 2500—3500  2000—3000  1800—2800 

Selbständige  theologische  Facultäten  1400—2400  1400—2400  1400—2400 

Akademie  der  bildenden  Künste     .  2200—3200              —                      — 

Thierarzneischule  in  Lemberg     .    .  —                      —  1800 — 2800 

,  ,       ^   „^  in  Wien  übrigen 

im  Jahre  1898  ^  ^     a 

Gulden 

Universitätsprofessoren,  ordentl 3600—5200     3200—4800 

Professoren  der  technischen  Hochschulen  und  der 

Hochschule  für  Bodencultur,  ordentl 3200—4800     3200—4800 

Selbständige  theologische  Facultäten 3200—4800     3200—4800 

Akademie  der  bildenden  Künste 3200 — 4800  — 

Thierarzneischule  in  Lemberg —  2800 — 3600 

Der  Grundsatz  der  Gleichstellung  der  Hochschulprofessoren  mit  den  übrigen 

Staatsbeamten    erleidet   also   doch   einige  Ausnahmen,  indem  die  Vorrückung  der 

')  Die  ordentlichen  Professoren  der  theologischen  Facultäten  erhielten  nach  dem 
Gesetze  vom  Jahre  1873  in  Wien  2000—3000  fl.,  in  Prag  1800—2800  fl.,  in  Graz  und 
Lemberg  1600—2600  fl.,  an  den  übrigen  Universitäten  1400—2400  fl.  Die  besoldeten 
ausserordentlichen  Professoren  erhielten  einen  von  Fall  zu  Fall  bestimmten  fixen  Gehalt 
nebst  der  systemmässigen  Activitätszulage,  während  sie  nun  an  allen  Hochschulen 
1800 — 2200  fl.  erhalten  und  dazu  die  unverändert  gebliebene  Activitätszulage.  Die  ausser- 
ordentlichen Professoren  an  den  theologischen  Facultäten  in  Salzburg  und  Olmütz 
erhalten  nun  1400—1800  fl. 
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ordentlichen  Professoren  in  die  höheren  Quinquennalbezüge  anders  geregelt  ist 
und  bei  den  ausserordentlichen  Professoren  von  einem  geringeren  Anfangsgebalte 
ausgegangen  wird,  als  bei  den  übrigen  Beamten  der  gleichen  Kangsclasse.  Infolge 
dieser  verschiedenen  Kegelung  der  Professorengehalte  ergibt  sich  auch  eine 
Verschiedenheit  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Endgehalte,  welche  die  Professoren 
zu  erreichen  vermögen.  Im  Vergleiche  zu  den  Normen  des  Jahres  1873  entstehen 
für  die  ordentlichen  Professoren  folgende  Veränderungen  in  dieser  Hinsicht: 

Wien        Graz!'KSkau,      Innsbruck 
Lemberg         Czernowitz 

Gulden 
Endbezüge  nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1873       4000  3480  3200 

^       „         „       „       „     1898       6000  5280  5200 

Der  zweite  Grundsatz,  welchen  das  Professorengehaltsgesetz  in  theilweisem 
Gegensatze  zu  dem  Gesetze  vom  Jahre  1873  zur  Geltung  bringt,  ist  die  Gleichstellung 
aller  Kategorien  von  Hochschulprofessoren  in  Bezug  auf  ihre  Gehalte,  Quinquennal- 
und  Activitätszulagen.  Auch  dieser  Grundsatz  erleidet  einige  Ausnahmen,  indem 
einestheils  die  ordentlichen  Professoren  der  Wiener  Universität  eine  Personal- 
zulage von  400  fl.  erhalten,  anderntheils  die  ordentlichen  Professoren  an  der 
theologischen  Facultät  in  Innsbruck,  soweit  sie  dem  Orden  der  Gesellschaft  Jesu 
angehören,  von  diesem  Gesetze  ausgenommen  sind.  Die  ordentlichen  Professoren 
der  Thierarznei-  und  Hufbeschlagsschule  in  Lemberg  erhalten  einfach  die  system- 
mässigen  Bezüge  der  VI.  Rangsciasse.  Ausserdem  enthält  das  Gesetz  aber  die 
besondere  Ermächtigung,  sowohl  ordentlichen  als  ausserordentlichen  Professoren 
höhere  als  die  systemmässigen  Bezüge  von  Fall  zu  Fall  zuzugestehen. 

Während  aber  für  die  Civilstaatsbeamten  die  durch  die  neuen  Gehaltsgesetze 
ausgesprochenen  Gehalte  eine  absolute  Vermehrung  ihres  Einkommens  bedeuten, 
steht  bei  den  üniversitätsprofessoren  der  Gehaltserhöhung  ein  Verlust  des  bisher 
bezogenen  Collegiengeldes  gegenüber,  das  künftig  der  Staatscasse  zufiiesst.  Nur 
steht  den  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  activen  ordentlichen  und  besol- 
deten ausserordentlichen  Professoren  innerhab  einer  sechsmonatlichen  Frist  frei, 
sich  für  den  Fortbezug  des  Collegiengeldes  zu  entscheiden,  in  welchem  Falle 
dieselben  auch  künftighin  nach  den  bisherigen  Gehaltsnormen  zu  behandeln  sind. 
Die  Gleichstellung  der  Mittelschulprofessoren  mit  den  übrigen  Staatsbeamten 
kommt  nach  dem  Gesetz  vom  19.  September  1898,  E.-G.-Bl.  Nr.  173,  in  der 
Weise  zum  Ausdrucke,  dass  dieselben  entsprechend  der  ihnen  zuerkannten 
IX.  Kangsclasse  einen  Anfangsgehalt  von  1400  fl.  beziehen ;  die  Quinquennal- 
zulagen  sind  für  die  beiden  ersten  Quinquennien  mit  je  200  fl.  bemessen,  nach 
deren  Erreichung  sie  in  die  VIII.  Rangscissse,  entsprechend  dem  Anfangsgehalte 
derselben  bei  den  Staatsbeamten,  befördert  werden  können;  die  folgenden  drei 
Quinquennalzulagen  sind  für  die  Mittelschullehrer  mit  300  fl.  bemessen,  und  nach 
Erreichung  der  zweiten  höheren  Quinquennalzulage  können  dieselben  in  die 
VII.  Rangsclasse  befördert  werden,  womit  ihr  Gehalt  dem  Anfangsgehalte  dieser 
Rangsclasse  für  den  Staatsbeamten  entspricht. 

Ganz  ähnlich  sind  auch  die  Bezüge  und  die  Eangsclassen  des  Lehrpersonals 
an  den  staatlichen  Lehrerbildungsanstalten  geregelt,   während  die  Lehrer  an  den 


Die  neuen  Gehalts-  und  Pensionsgesetze  der  Staatsbeamten  etc.  ßOl 

mit  diesen  Anstalten  verbundenen  aus  Staatsmitteln  erhaltenen  Uebungsscliulen 
sowie  die  Lebrer  an  den  staatlichen  gewerblichen  Unterrichtsanstalten  Stamm- 
gehalte von  1100  fl.  beziehen  und  demgemäss  der  X.  Rangsclasse  zugewiesen  sind, 
welche  sich  in  analoger  Weise  wie  bei  den  Mittelschullehrern  um  zwei  Stufen  im 
Laufe  der  Zeit  erhöhen  können. 

Auch  das  letzte  der  drei  nachfolgend  mitgeth eilten  Gesetze  über  die 
Versorgungsgenüsse  der  Civilstaatsbeamten  (Staatslehrpersonen) 
dann  der  Diener,  sowie  deren  Witwen  und  Waisen  bildet  ein  wichtiges  Glied  in 
die  Kette  der  Maassnahmen,  durch  welche  der  gesammte  Staatsdienst  in  seinen 
materiellen  Existenzbedingungen  wesentlich  verbessert  worden  ist. 

Bis  zum  Jahre  1866  wurden  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen 
Eegierungsvorlage  bildenden  Versorgungsgenüsse  auf  Grund  der  Allerhöchst 
genehmigten  Pensionsnormalien  von  den  Jahren  1771  und  1781  zuerkannt. 
Danach  hatten  die  Beamten  nach  dem  vollstreckten  10.  Dienstjahre  den  Ansprach 
auf  einen  Euhegehalt  in  der  Höhe  des  dritten  Theiles  des  Gehaltes,  nach  dem 
20.  Dienstjahre  auf  die  Hälfte  und  erst  mit  dem  40.  Dienstjahre  auf  zwei  Dritt- 
theile  des  Gehaltes.  Ein  Anspruch  auf  den  ganzen  Activitätsgehalt  bestand 
eigentlich  gar  nicht ;  die  Zuerkennung  desselben  als  Euhegehalt  erfolgte  immer 
nur  im  Gnadenwege. 

Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  9.  December  1866,  E.-G.-BI.  Nr.  137, 
wurde  das  Ausmaass  der  Euhegehalte  festgestellt: 

vom  vollstreckten  10.  bis  15.  Jahre  mit  Ys 

■?  JJ         /8 

'  »         U 

'         n       /8 
6/ 

'  »         /8 

7         »      /s 

des  anrechnungsfähigen  Euhegehaltes  und  nach  vierzigjähriger  Dienstzeit  mit  dem 
ganzen  Betrage  dieses  Activitätsgehaltes. 

Mit  dem  Gesetze  vom  14.  Mai  1896,  E.-G.-Bl.  Nr.  74,  ist  nun  das 
System  der  jährlichen  Erhöhung  des  Pensionsausmaasses  eingeführt  und  gleich- 
zeitig eine  wesentliche  Erhöhung  der  Anfangspension  auf  40  Proc.  des  anrechen- 
baren Activitätsbezuges  erfolgt,  wobei  400  fl.  für  einen  Beamten,  200  fl.  für 
einen  Diener  als  Minimalpension  bestimmt  sind. 

Ueberdies  ist  festgesetzt  worden,  dass  Bruchtheile  eines  Jahres,  insofern 
sie  sechs  Monate  überschreiten,  als  ein  volles  Dienstjahr  angerechnet  werden. 
Ferner  soll  es  Beamten,  welche  das  60.  Lebensjahr  und  das  35.  Dienstjahr 
zurückgelegt  haben,  freistehen,  um  ihre  Versetzung  in  den  Euhestand  anzusuchen, 
ohne,  wie  bisher,  gezwungen  zu  sein,  die  Dienstunfähigkeit  nachzuweisen,  durch 
welches  Zugeständnis  dem  Begehren  nach  Einstellung  der  Gesammtdienstzeit  unter 
das  Ausmaass  von  40  Jahren  für  einzelne  Branchen  eine  annähernde  Berück- 
sichtigung zutheil  werden  soll. 

Auch  für  jene  Staatsbedienstete,  welche  die  zum  Ansprüche  auf  einen  fort- 
laufenden Euhegehalt  vorgeschriebene  Dienstzeit  von  10  Jahren  noch  nicht 
/.nrückgelegt  haben,  wird  in  der  Art  vorgesorgt,   dass  in  wirklichen   die  Dienst- 


15. 

„    20. 

20. 

„    25. 

25. 

.    30. 

30. 

„    35. 

35. 

.    40. 
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Unfähigkeit  nach  sich  ziehenden  Krankheitsfällen  ein  unter  Umständen  auch  über 
das  Minimalausmaass  hinausreichender  Kuhegehalt  bewilligt  werden  kann.  Für 
alle  anderen  Fälle  aber,  in  denen  das  Ausscheiden  aus  dem  Staatsdienste  nicht 
infeige  freiwilliger  Dienstesentsagung  oder  einer  im  Disciplinarwege  erfolgten 
Dienstesentlassun^  stattfindet,  soll  eine  Abfertigung  mit  dem  einfachen  oder 
doppelten  Jahresgehalte  eintreten,  je  nachdem  der  Dienstesaustritt  vor  oder  nach 
dem  fünften  Dienstjahre  erfolgt,  während  bisher  in  solchen  Fällen  regelmässig  die 
Abfertigung  in  der  Höhe  des  einjährigen  und  bloss  ganz  ausnahmsweise  des 
einundeinhalbjährigen  Gehaltes  bewilligt  worden  ist. 

Bezüglich  der  Witwen  von  Beamten  der  V.  bis  IX.  Eangsclasse  sind 
bisher  die  .sogenannten  „Charakterpensionen"  noch  immer  nur  im  Ausmaasse 
von  630—350  fl.  und  für  Witwen  der  übrigen  selbstverständlich  in  der  grossen 
Mehrzahl  befindlichen  Beamten  sogar  nur  mit  dem  dritten  Theile  des  Gehaltes 
derselben,  die  Erziehungsbeiträge  der  hinterbliebenen  Kinder  aber  im  erstehen 
Falle  mit  105 — 60  fl.  und  im  letzteren  mit  Beträgen  zwischen  63  fl.  und 
12  fl.  60  kr.  bemessen  worden. 

Nach  dem  neuen  Pensionsgesetze  werden  auch  für  die  unteren  Rangsciassen 
fixe  Pensionen,  und  zwar  für  die  XI.  und  X.  Rangsclasse  von  400  fl.  und  500  fl. 
festgestellt.  Während  hiednrch  auch  für  die  mittleren  Rangsciassen,  IX — VII.,  die 
Witwenpensionen  eine  Erhöhung  bis  auf  600  fl.  bis  .900  fl.  und  für  die  Rangsciassen 
VI  und  V  auf  1200  fl.  und  1500  fl.  finden,  wurden  die  Pensionen  der  Witwen 
von  Functionären  der  IV.  bis  I.  Rangsclasse,  welche  bisher  fallweise  durch  A.  h. 
EntSchliessungen  festgestellt  worden  sind,  ebenfalls  im  Gesetze  und  zwar  in  der 
Höhe  von  2000  fl.  bis  3000  fl.  festgesetzt. 

Dabei  ist,  was  das  Staatslehrpersonale  betrifft,  vorgesehen,  dass  für  die 
betreffenden  Witwenpensionen  nicht  die  Rangsciassen,  in  welchen  dieses  Personale 
jeweilig  eingetheilt  ist,  sondern  die  thatsächlichen  Activitätsgehalte,  in  welchen 
es  sich  befindet,  maassgebend  sind. 

Bei  den  „Dienern"  soll  es  zwar  auch  in  Zukunft  bei  der  Bemessung  der 
Witwenpensionen  in  der  Höhe  des  dritten  Theiles  des  Activitätsgehaltes,  aber 
mit  Festsetzung  des  Minimalausmaasses  von  200  fl.  verbleiben,  wodurch  für  die 
zahlreichen  „Diener",  deren  Gehalte  den  Betrag  von  600  fl.  nicht  erreichen, 
eine  relativ  nicht  unwesentliche  Aufbesserung  der  Witwenpensionen  eintritt. 

Bezüglich  der  Erziehungsbeiträge  für  hinterbliebene  Kinder  ist  das  Gesetz 
auf  dem  Principe  aufgebaut,  dass  solche  auch  dann  systemisiert  sind,  wenn  nicht 
vier  Kinder  vorhanden  sind,  dass  vielmehr  für  jedes,  auch  ein  einzelnes  Kind 
ein  Erziehungsbeitrag  bewilligt  werden  soll,  ferner  das  Maximalalter,  bis  zu  welchem 
Erziehungsbeiträge  zuzuerkennen  sind,  vom  18.  Lebensjahre  wie  bisher,  auf  das 
24.  zu  erstrecken  sei,  und  dass  diese  Erziehungsbeiträge  in  der  Höhe  des  fünften 
Theiles  der  betreffenden  Witwenpension  mit  dem  Maximalbetrage  von  300  fl. 
(bisher  105  fl.)  bemessen  werden. 

Endlich  enthält  das  Gesestz  noch  eine  für  den  Sterbefall  eines  Staats- 
bedicnsten  sehr  wichtige  Neuerung.  Bisher  konnte  den  Hinterbliebenen  eines 
Beamten  oder  Dieners,  wenn  derselbe  keinen  höheren  Activitätsgehalt  als  630  fl. 
gehabt   hat,    ein    sogenanntes  Conductquartal    mit  dem    dreifachen  Monatsgehalte 
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des  Verstorbenen  bewilligt  werden.  Künftig  soll  das  bezüglich  aller  Staatsbedien- 
steteu  des  Ä.ctivitäts-  und  Euhestandes,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Gehaltes, 
beziehungsweise  der  Pension,  und  zwar  auch  dann  der  Fall  sein  können,  wenn 
andere  Personen  als  die  Witwen  und  ehelichen  Nachkommen  nachzuweisen  in  der 
Lage  sind,  dass  sie  den  Verstorbenen  vor  dem  Tode  gepflegt  oder  die  Begräbnis- 
kosten aus  Eigenem  gedeckt  haben. 

Unter  allen  Umständen  handelt  es  sich  um  sehr  nennenswerte  neue  Aus- 
gaben und  es  ist  daher  leicht  erklärlich,  dass  die  k.  k.  Regierung  einerseits  in 
den  Concessionen  nicht  noch  weiter  gehen  und  die  Rückwirkung  des  Gesetzes 
nach  seinem  voUou  Umfange  nicht  beantragen  konnte  und  überdies  bestrebt  sein 
musste,  eine  specielle  Bedeckung  dieser  Mehrauslage  vorzusehen.  In  dieser  Beziehung 
ist  im  Gesetze,  welches  sich  in  den  wichtigsten  Punkten  an  die  in  der  Denk- 
schrift des  österreichischen  Beamtentages  vom  9.  December  1889  ausgesprochenen 
Wünsche  gehalten  hat,  auf  einen  Vorschlag  zurückgegriffen  worden,  welcher  rück- 
sichtlich der  Bedeckung  der  entstehenden  Auslagen  in  derselben  Denkschrift  und 
zwar  in  Befolgung  des  in  den  betreffenden  Statuten  der  Bank-  und  Eisenbahngesell- 
schaften, so  auch  der  österreichischen  Staatsbahnen,  dahin  gemacht  worden  ist,  dass 
nämlich  von  den  Activitätsgehalten  procentuelle  Beiträge  in  Abzug  gebracht  werden. 
Allerdings  ist  dies  nur  im  Principe  geschehen,  nachdem  diese  Beiträge  laut 
Denkschrift,  je  nach  der  Höhe, des  Gehaltes  von  Yg  bis  3  Proc.  steigen  sollten, 
während  im  Gesetze  ein  gleichmässiger  Beitrag  von  3  Proc.  angenommen  ist. 
Es  handelt  sich  hier  eben  um  keine  progressive  Steuer,  sondern  um  einen  nach 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  zu  bemessenden  Beitrag  und  nur  auf  diesem 
Wege  konnte  ein  wenigstens  den  grösseren  Theil  der  Mehrauslage  deckendes 
Einkommen  erzielt  werden. 

Wie  bedeutend  diese  Gesetze  in  ihrer  Rückwirkung  auf  das  Budget  sind, 
ist  aus  dem  Commissionsberichte  des  Herrenhauses  (Beil.  682,  XI.  Session)  zu 
entnehmen,  wornach  als  Nettoerfordernis 

für  die  Erhöhung  der  Beamtengehalte 6,879.050  fl. 

das  Mehrerfordernis   für  das  Staatslehrpersonale   bei    den   Hoch- 
schulen mit 814.850  „ 

bei  den  Mittelschulen  mit 1,316.967  „ 

bei  den  Lehrerbildungsanstalten  mit 288.200  „ 

bei  den  gewerblichen  Lehranstalten  mit 212.500  „ 

zusammen 9,511.567  fl. 

in  Ansatz  gebracht  sind. 

Dazu  sind  noch  die  Mehrbeträge  für  die  seit  1896  eingetretenen  Neu- 
systemisierungen  und  Statusverbesserungen  mit  circa  20  Proc.  ihres  effectiven 
Betrages  (in  circa  1-5  Millionen  Gulden),  ferner  für  einige  besonders  geregelte 
Gehaltsbezüge,  sowie  für  die  Aufbesserung  der  Congrua  der  Seelsorger  (1"8  Millionen 
Gulden),  der  Postbediensteten  und  der  Diener  zu  rechnen,  welch  letztere  noch  in 
parlamentarischer  Behandlung  stehen,  und  für  sich  allein  den  Betrag  von  fast 
3Y2  Millionen  Gulden  in  Anspruch  nehmen  werden. 

Die  vermehrten  Ausgaben  für  Ruhegehalte,  Witwen-  und  Waisenpensionen, 
sind  nach  dem  Staatsvoranschlage  pro  1897  mit  2,172.000  fl.  bemessen,  denen 
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aus  den  Pensionsbeiträgeii  der  Beamten  eine  specielle  Deckung  von  1,300.000  fl. 
gegenübersteht,  so  dass  das  finanzielle  Endergebnis  der  ganzen  gross  angelegton 
Action  mit  mehr  als  17  Millionen  Gulden  netto  das  Jahresbudgot  belastet.  Als 
Bedeckung  dafür  ist  bekanntlich  die  Einführung  beziehungsweise  Erhöhung  gewisser 
Verbrauchsabgaben  in  Aussicht  genommen,  wodurch  auch  die  Volkswirtschaft  direct 
an  der  Eegelung  der  Bezüge  der  Staatsbediensteten  betheiligt  erscheint. 


Gesetz  vom  1,  October  1898,  R.-G.-Bl.  Nr.  172,  womit  einige  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  15.  April  1873,  R.-G.-Bl.  Nr.  47,  betreifend 
die  Regelung  der  Bezüge  der  activen  Staatsbeamten  abgeändert  werden. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiclisrathes  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 
Artikel  I.    Die  in   den  Beilagen    a)   und  b)   des   Gesetzes  vom   15.  April   1873, 
R.-G.-Bl.  Nr.  47,  betreffend  die  Regelung  der  Bezüge   der   activen  Staatsbeamten,  fest- 
gesetzten Ausmaasse  der  Gehalte  und  Functionszulagen   treten  ausser  Kraft  und  werden 
folgendermaassen  festgestellt: 

Beilage  a) 
Gehaltsschema. 

I.  Rangsclasse 12.000  fl. 

II.  „  10.000  „ 

III.  „  8.000  „ 

IV.  „  7.000  „ 

Für  die  V.  Rangsclasse  werden  zwei  Gehaltsstufen  festgesetzt,  und  zwar: 

r      6.000  fl. 
V.  Rangsclasse \       g  qqq 

Für  die  folgenden  Rangsclassen  werden  je  drei  Gehaltsstufen  festgesetzt,  und  zwar: 

1.600  fl. 
1.500  „ 
1.400    „ 

1.300  „ 
1.200  „ 
1.100    „ 

1.000  „ 
900  „ 
800   „ 


VI.  Rangsclasse 


VII. 


VIII. 


4.000  fl. 

3.600  „ 

3.200  „ 

3.000  „ 

2.700  „ 

2.400  „ 

2.200  „ 

2.000  „ 

1.800  „ 


IX,  Rangsclasse 


XI. 


Beilage  b) 
Ausmaass   der  Functionszulagen. 


Rangsclasse 


Betrag 

in   Gulden 

ö.  W. 


I.  Rang. 
Ministerpräsident 14.000 

IL  Rang. 

Minister 10.000 

Erster    Präsident     des     Obersten 

Gerichtshofes 10.000 

Präsident  des  Obersten  Rechnungs- 
hofes     10.000 

Präsident  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes     10.0.00   ! 


Rangsclasse 


Betrag 
in  Gulden 

ö.  W. 


III.  Rang. 
Statthalter  in  Oesterreich  unter  der 

Enns 7.000 

Statthalter  in   Oesterreich   ob    der 

Enns 7.000 

Statthalter  in  Steiermark    ....  8.000 

„    Böhmen 13.000 

„    Mähren 8.000 

„    Galizien 12.000 

im  Küstenlande      .    .    .  10.000 
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Eangsclasse 


Betrag 

in   Gulden 

ö.  W. 

.        8.000 

.      8.000 


Statthalter  in  Tirol 

„  „    Dalmatien     .... 

Zweiter    Präsident     des     Obersten 

Gerichtshofes 4.000 

Zweiter  Präsident  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes        4.000 

Oberlandesgerichtspräsident  in  Wien     4.000 
„  Prag      4.000 
„                   „              „  Lem- 
berg 4.000 

Oberlandesgerichtspräsident  in  Zara  2.000 
Jeder  der  übrigen  Oberlandesgerichts- 

Präsidenten 3.000 

IV.  Kang. 

Landespräsidenten 5.000 

Sectionschefs  der  Ministerien  .    .    .  3.000 

Artikel    II.     An    Stelle    des  8    6 


Rangsclasse 


Betrag 

in   Gulden 

ö.  W. 


Senatspräsidenten     des     Obersten 
Gerichtshofes    und    des    Verwal- 
tungsgerichtshofes           3.000 

Generalprocurator 3.000 

Vicepräsident   des   Obersten  Rech- 
nungshofes        3.000 

Präsident  dos  Evangelischen  Ober- 

Kirchenrathes  * 3.000 

Polizeipräsident  in  Wien 2.000 

Statthalterei  -Vice  -  Präsidenten     in 

Wien,  Prag  und  Lemberg  .    .    .      2.000 
Vice-Präsidenten  der  Finanzlandes- 
directionen    in   Wien,   Prag   und 

Lemberg 2.000 

Generaldirector  der  Tabakregie  .    .      2.000 

Generalinspector  der  Eisenbahnen  .      2.000 

des    obigen    Gesetzes    tritt    die    nachfolgende 


Bestimmung : 

§  6.  Die  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  einer  Rangsclasse  hat  in  der  XL, 
der  X.  und  der  IX.  Rangsclasse  nach  je  vier,  in  den  übrigen  Rangsclassen  nach  je  fünf 
in  der  betreffenden  Rangsclasse  vollstreckten  Dienstjahren  zu  erfolgen. 

Artikel  III.  Den  Staatsbeamten  der  drei  untersten  Rangsclassen  werden  nach 
sechzehn  in  ein  und  derselben  Rangsclasse  vollstreckten  Dienstjahren  Dienstalters- 
Personalzulagen  von  jährlich  100  fl.  und  nach  zwanzig  in  ein  und  derselben  Rangsclasse 
vollstreckten  Dienstjahren  solche  Zulagen  von  weiteren  100  fl.  jährlich  gewährt. 

Artikel  IV.  Personalzulagen  sind  bei  der  Vorrückung  in  den  höheren  Gehalt  den 
bestehenden  Vorschriften   entsprechend  zu  vermindern,  beziehungsweise  einzuziehen. 

Die  den  Staatsbeamten  der  vier  untersten  Rangsclassen  bisher  gewährten  Sub- 
sistenzzulagen  werden  nicht  weiter  bewilligt. 

Die  mit  dem  Gesetze  vom  19.  März  1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  den  Räthen  des 
Verwaltungsgerichtshofes  bewilligten  Gehaltszulagen,  sowie  die  auf  Grund  besonderer 
Vorschriften  für  einzelne  Kategorien  der  sieben  untersten  Rangsclassen  bestehenden 
Dienstzulagen,  ferner  solche  Emolumente  und  Deputate,  deren  Bezug  mit  einzelnen 
Dienstesstellen  verbunden  ist,  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

Artikel  V.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  der  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  tritt,  wird  Mein  Gesammtministerium  betraut. 

II. 

Gesetz    vom    19.    September    1898,    R.-G.-Bl.    Nr.  167,    betreffend    die 

Regelung  der  Bezüge   der  Professoren  an  Universitäten  und  denselben 

gleichgehaltenen  Hochschulen  und  Lehranstalten. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 
§  1.  Die  ordentlichen  Professoren  an  allen  Facultäten  der  Universitäten,  an  den 
technischen  Hochschulen,  dann  an  der  Hochschule  für  Bodencultur  und  der  evangelisch- 
theologischen Facultät  in  Wien  stehen  in  der  VI.  Rangsclasse  der  Staatsbeamten  und 
beziehen  nebst  der  sjstemmässigen  Activitätszulage  einen  Gehalt  von  3200  fl.,  welcher 
sich  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschliesslich  zum  20.  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je 
400  fl.  erhöht. 

Hievon  bleiben  jedoch  die  rücksichtlich  der  Besoldung  der  dem  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu  angehörenden  ordentlichen  Professoren  an  der  theologischen  Facultät  in 
Innsbruck  geltenden  besonderen  Anordnungen  unberührt. 
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Den  ordentlichen  Professoren  der  Universität  in  Wien  wird  weiters  eine  nicht  in 
die  Pension  einrechenbare  Zulage  von  jährlichen  400  fl.  gewährt. 

§  2.  Die  ausserordentlichen  Professoren  an  den  im  §  1  bezeichneten  Hochschulen 
stehen  in  der  VII.  Eangsclasse  der  Staatsbeamten  und  werden  entweder  unbesoldet  oder 
mit  einem  Jahresgehalte  von  1800  fl.  nebst  der  systemmässigen  Activitätszulage  angestellt. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschliesslich  zum  zehnten  Jahre 
dieser  Dienstleistung  um  je  200  fl.  (Quinquennalzulagen)  erhöht. 

§  3.  Nach  Lage  und  Erfordernis  der  Verhältnisse  können  einzelnen,  sowohl  ordent- 
lichen als  ausserordentlichen  Professoren,  namentlich  auch  Leitern  von  Instituten  und 
Seminaren,  höhere  als  die  systemmässigen  Beziige  oder  andere  Begünstigungen  zuge- 
standen werden. 

§  4.  Die  ordentlichen  Professoren  an  den*  theologischen  Facultäten  in  Salzburg 
und  Olmütz  stehen  in  der  VI.  Eangsclasse  der  Staatsbeamten  und  beziehen  einen  Gehalt 
von  1800  fl.  nebst  der  systemmässigen  Activitätszulage. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren,  und  zwar  bis  einschliesslich  zum 
zwanzigsten  Jahre  dieser  Dienstleistung  um  je  350  fl.  (Quinquennalzulagen)  erhöht. 

§  5.  Die  ausserordentlichen  Professoren  an  diesen  beiden  Facultäten  stehen  in  der 
VII.  Eangsclasse  der  Staatsbeamten  und  beziehen  einen  Gehalt  von  1400  fl.  nebst  der 
systemmässigen  Activitätszulage. 

Dieser  Gehalt  wird  nach  je  fünf  Jahren  bis  einschliesslich  zum  zehnten  Jahre 
dieser  Dienstleistung  um  je  200  fl.  (Quinquennalzulagen)  erhöht. 

§  6.  Die  Eemunerierung  für  die  Vorträge  jener  Lehrfächer,  für  welche  keine 
systemmässigen  Lehrkanzeln  bestehen,  bestimmt  der  Unterrichtsminister. 

§  7.  Die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren  an  der  Akademie  der 
bildenden  Künste  in  Wien  sind  den  in  den  §§  1  und  2  bezeichneten  Professoren  rück- 
sichtlich ihrer  Eangsclasse  und  Bezüge  gleichgestellt. 

§  8.  Die  ordentlichen  Professoreii  der  Thierarznei-  und  Hufbeschlagschule  in  Lem- 
berg  stehen  in  der  VI.  Eangsclasse  der  Staatsbeamten  und  haben  Anspruch  auf  die  mit 
dieser  Eangsclasse  verbundenen  systemmässigen  Bezüge. " 

Auf  die  ausserordentlichen  Professoren  an  dieser  Schule  haben  die  im  §  2 
enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung. 

§  9.  Die  Dienstzeit,  welche  ein  ordentlicher  oder  ausserordentlicher  Professor  an 
einer  der  in  den  §§  1,  4,  7  und  8  bezeichneten  Anstalten  zurückgelegt  hat,  ist  im  Falle 
des  Uebertrittes  desselben  in  gleicher  Eigenschaft  an  eine  andere  dieser  Anstalten  für 
die  Bemessung  des  Gehaltsbezuges  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  in  Betreff"  der  Dienstzeit  an  anderen  Anstalten  des 
Inlandes,  insoferne  dieselben  ihrer  Einrichtung  nach  als  Hochschulen  zu  betrachten  sind 
und  an  ihnen  gegenüber  den  Professoren  der  obbezefchneten  Anstalten  volle  Eecipro- 
cität  besteht. 

§  10.  Bei  Durchführung  dieses  Gesetzes  sind  den.  Professoren  die  normierten 
Gehaltsbezüge  nach  Maassgabe  ihrer  Dienstzeit  zuzuerkennen,  welche  sie  in  dergleichen 
Eangsclasse  —  sei  es  vor,  sei  es  nach  Eintritt  der  Eechtswirksamkeit  dieses  Gesetzes  — 
zurückgelegt  haben.         -^  ,^  , 

§  11.  Personalzulagen  sind  den  bestehenden  Normen  gemäss  bei  Anweisung  eines 
höheren  Gehaltes  oder  Vorrückung  in  eine  höhere  Gehaltsstufe  verhältnismässig  oder 
ganz  einzuziehen. 

Hievon  bleiben  Eemunerationen  oder  sonstige  Zulagen  unberührt,  welche  ein 
Professor  für  eine  ihm  übertragene,  seine  ursprüngliche  Lehrverpflichtung  übersteigende 
Mehrleistung  bezieht. 

§  12.  Professoren,  welchen  schon  vor  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
höhere  als  die  daselbst  normierten  Bezüge  oder  andere  Begünstigungen  gewährt  worden 
sind,  werden  im  Genüsse  derselben  belassen. 

§  13.  Den  ordentlichen  Professoren,  sowie  den  besoldeten  ausserordentlichen 
Professoren    an   den  Universitäten    steht   in    Hinkunft  kein  Anspruch   auf  das  von  den 
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Studierenden  für  den  Besuch  von  Vorlesungen  oder  Uebungen  zu  entrichtende  CoUegien- 
geld  zu. 

Dasselbe  fliesst  der  Staatscasse  zu. 

Den  Honorarprofessoren,  den  unbesoldeten  ausserordentlichen  Professoren,  den 
Privatdocenten  und  sonstigen  Lehrern  an  den  Universitäten  bleibt  der  Bezug  des 
Collegiengeldes  im  bisherigen  Umfange  gewahrt. 

Die  Befreiung  von  der^  Zahlung  der  CoUegiengelder  spricht  nach  wie  vor  das 
Professorencollegium  aus. 

§  14.  Den  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  activen  ordentlichen  und 
besoldeten  ausserordentlichen  Professoren  der  Universitäten  steht  es  innerhalb  einer  im 
Verordnungswege  festzusetzenden  sechsmonatlichen  Frist  frei,  sich  für  den  Foitbezug  des 
Collegiengeldes  zu  entscheiden,  in  weTchem  Falle  dieselben  auch  künftighin  nach  den 
bisherigen  Gehaltsnormen  zu  behandeln  sind. 

Auf  jene  Universitätsprofessoren,  welche  innerhalb  dieser  Frist  sich  nicht  für  den 
Fortbezug  des  Collegiengeldes  entschieden  haben,  finden  rücksichtlich  der  Gehaltsbemessung 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  vom  Beginne  der  Wirksamkeit  desselben  ohne  weitere 
Ausnahme  Anwendung. 

§  15.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  ersten  Tage  des  der  Kundmachung  nächst- 
folgenden Monates  in  Wirksamkeit  und  treten  mit  diesem  Zeitpunkte  alle  mit  demselben 
in  Widerspruch  stehenden  Bestimmungen  früherer  Gesetze  und  Verordnungen  ausser  Kraft. 

§  16.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Minister  für  Cultus  und 
Unterricht  betraut. 

•       m. 

Gesetz   vom  14.  Mai  1896,    R.-G.-Bl.  Nr.   74,    betreffend  Bestimiiuiiigen 

über  die  Versorgungsgenüsse  der  Civil-Staatsbeamten  (Staatslehrpersonen), 

dann  der  Diener,  sowie  deren  Witwen  und  Waisen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Eeichsrathes  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Die  in  eine  bestimmte  Kangsclasse  eingereihten  Civil-Staatsbeamten  und 
Staatslehrpersonen,  dann  die  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen,  in  einem  Jahres- 
gehalte stehenden  Staatsbediensteten  haben  Anspruch  auf  ßuhegenüsse,  welche  nach  ohne 
Unterbrechung  vollstreckten  zehn  Dienstjahren  vierzig  Procent  und  für  jedes  weitere 
Dienstjahr  zwei  Procent  des  letzten  anrechnungsfähigen  Activitätsgehaltes  betragen. 
Nach  einer  Dienstzeit  von  vierzig  Jahren  gebürt  sonach  der  volle  anrechenbare  Gehalt 
als  Euhegenuss. 

Der  normalmässige  Euhegenuss  eines  Staatsbeamten  oder  einer  Staatslehrperson 
darf  nicht  geringer  als  mit  dem  Betrage  von  400  fi.,  der  normalmässige  Euhegenuss 
eines  Dieners  darf  nicht  geringer  als  mit  dem  Betrage  von  200  fl... bemessen  werden. 

Die  im  §  1,  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  9.  April  1870  über  die  Pensionsbehandlung 
des  Lehrpersonales  der  vom  Staate  erhaltenen  Lehranstalten  aufgestellten  Normen 
erleiden  hiedurch  keine  Aenderung.' 

Bei  Berechnung  der  Dienstzeit  werden  Bruchtheile  eines  Jahres,  insoferne  sie 
sechs  Monate  überschreiten,  als  ein  volles  Dienstjahr  angerechnet. 

§  2.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener,  welche  infolge  Krankheit  oder 
infolge  einer  von .  ihnen  nicht  absichtlich  herbeigeführten  körperlichen  Beschädigung 
dienstunfähig  geworden  sind,  werden,  wenn  sie  auch  noch  nicht  zehn  Dienstjahre  voll- 
streckt haben,  so  behandelt,   als   ob   sie   zehn  Dienstjahre  wirklich  zurückgelegt  hätten. 

In  berücksichtigungswürdigen  Fällen  kann  solchen  Staatsbediensteten  auch  ein 
höherer  Euhegenuss  bewilligt  werden. 

§  3.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen  und  Diener  (§  1),  welche  eine  anrechnungs- 
fähige Dienstzeit  von  zehn  Jahren  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  erhalten,  sofern  sie 
aus  dem  Staatsdienste  nicht  infolge  einer  freiwilligen  Dienstesentsagung  oder  infolge 
einer  im  Disciplinarwege  erfolgten  Die»stesentlassung  scheiden,  eine  einmalige  Abfertigung, 
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welche  für  eine  Dienstzeit  bis  zu  fünf  Jahren  mit  dem  einfachen,  für  eine  Dienstzeit 
von  mehr  als  fünf  Jahren  mit  dem  zweifachen  Betrage  des  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 

§  4.  Staatsbeamte,  Staatslehrpersonen,  welche  erst  nach  zurückgelegter  vierzig- 
jähriger Dienstzeit  Anspruch  auf  den  vollen  anrechenbaren  Gehalt  als  Euhegenuss  haben, 
und  Diener,  welche  das  60.  Lebensjahr  und  das  35.  Dienstjahr  zurückgelegt  haben, 
können  über  eigenes  Ansuchen  ohne  den  sonst  erforderlichen  Nachweis  der  Dienstunfähig- 
keit in  den  dauernden  Ruhestand  versetzt  werden. 

§  5.  Die  fortlaufenden  Pensionen  der  Witwen  der  nach  den  §§  1  und  2  anspruchs- 
berechtigten, in  eine  bestimmte  Kangsclasse  eingereihten  oder  den  Titel  und  Charakter 
dieser  Eangsclasse  führenden  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  werden  in  fixen 
dieser  Eangsclasse  entsprechenden  Jahresbeträgen  festgesetzt,  und  zwar  für  Witwen  nach 
Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen 

der 


I.  Eangsclasse 

mit     . 

.    .    SOOOfl. 

der. 

Vir.  Eangsclasse 

mit  .    .    . 

.      900  fl 

II. 

n 

.    .    2.600  „ 

« 

viii. 

n      •     •     • 

.      700  „ 

III. 

» 

.    .    2.200  „ 

n 

IX. 

n      •     •     • 

.      600  „ 

IV. 

n 

.    .    2.000  „ 

t) 

X. 

n      •     •     • 

•      500  „ 

V. 

*i 

.    .    1.500  „ 

„ 

XI. 

n      '     •     • 

.      400  „ 

VI. 

V 

.    .    1.200  „ 

Eine  Ausnahme  bilden  nur  Witwen  nach  mit  ^ystemmässigen  Bezügen  an  den 
staatlichen  Lehranstalten  und  an  wissenschaftlichen  Instituten  angesellten  Personen, 
welche  höhere  Gehalte  beziehen,  als  ihrer  Eangsclasse  zukommen;  die  Pensionen  von 
solchen  Witwen  werden  nach  jener  Eangsclasse  festgesetzt,  welche  dem  zur  Pensions- 
bemessung anrechenbaren  Gehalte  des  verstorbenen  Gatten  entspricht. 

§  6.  Insofeme  einzelne  Kategorien  von  Staatsbediensteten  oder  deren  Witwen 
nach  den  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  in  der  einen  oder  anderen  Eichtnng 
günstiger  behandelt  werden,  als  dies  nach  den  §§  1,  2  und  5  dieses  Gesetzes  der  Fall 
ist,  bleiben  diese  Bestimmungen  aufrecht. 

§  7.  Die  Witwen  der  in  die  Kategorie  der  Diener  gehörigen,  nach  §§  1  und  2 
anspruchsberechtigten  Staatsbediensteten  erhalten  als  Pension  ein  Drittel  des  zur  Pen- 
sionsbemessung anrechenbaren  Gehaltes  des  verstorbenen  Gatten,  mindestens  jedoch 
200  fl.  als  Witwenpension. 

§  8.  Für  die  ehelichen  oder  durch  die  nachgefolgte  Ehe  legitimierten  Kinder  eines 
Staatsbediensteten  gebürt  der  Witwe,  wenn  sie  selbst  auf  eine  fortlaufende  Pension 
Anspruch  hat,  ohne  Eücksicht  auf  die  Anzahl  der  vorhandenen  Kinder  ein  Erziehungs- 
beitrag in  der  Höhe  von  einem  Fünftel  der  Witwenpension  für  jedes  unversorgte,  in  ihrer 
Verpflegung  stehende  Kind  bis  zur  Vollendung  des  24.  Lebensjahres  oder  bis  zur  früheren 
Versorgung  desselben. 

Es  darf  jedoch  der  Erziehungsbeitrag  für  ein  Kind  den  Betrag  von  jährlichen 
dreihundert  Gulden  und  die  Summe  aller  Erziehungsbeiträge  den  Betrag  der  Witwen- 
pension nicht  übersteigen. 

§  9.  Elternlose  oder  solchen  gleichgestellte  Waisen  haben,  insoferne  sie  unversorgt 
sind  und  das  24.  Lebensjahr  nicht  erreicht  haben,  Anspruch  auf  eine  Waisenpension  in 
dem  Gesammtbetrage  der  Hälfte  jener  Witwenpension,  welche  von  ihrer  Mutter  oder 
ihrer  Stiefmutter  bezogen  wurde,  beziehungsweise  derselben  nach  §  5  gebürt  hätte. 

Sollte  aber  die  Summe  der  normalmässigen  Erziehungsbeiträge,  welche  nach  §  8 
der  Mutter  gebürt  hätte,  den  Betrag  der  Waisenpension  überschreiten,  so  ist  der  Mehr- 
betrag als  Zulage  zur  Waisenpension  nach  Köpfen  anzuweisen,  und  zwar  mit  der  Maass- 
gabe, dass  bei  dem  jedesmaligen  Austritte  eines  Kindes  aus  der  Bezugsberechtigung  der 
Betrag  des  auf  dasselbe  entfallenden  Erziehungsbeitrages  in  Abfall  kommt,  und  dies 
insolange,  bis  jener  Mehrbetrag  vollkommen  verschwindet  und  nur  noch  die  Waisenpension 
im  vollem  Betrage  erübrigt. 

Die  Waisenpension  samrat  Zulagen  darf  in  keinem  Falle  die  Höhe  der  nach  §  5 
gebürenden  Witwenpension  überschreiten. 
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§  10.  Die  fortlaufenden  normalraässigen  Versorgungsgenüsse  der  Witwe  und 
Kinder  eines  im  Euhestande  verstorbenen  Staatsbediensteten  dürfen  zusammen  den 
normalmässigen  Ruhegenuss  des  Verstorbenen  nicht  überschreiten,  dabei  aber  keinesfalls 
mit  einem  geringeren  Betrage  bemessen  werden,  als  mit  400  fl.  für  Witwen  nach  Staats- 
beamten und  Staatslehrpersonen,  beziehungsweise  mit  200  fl.  für  Witwen  nach  Dienern. 

§  11.  Nach  dem  Ableben  von  Staatsdienern,  welche  noch  keinen  Anspruch  auf 
einen  Ruhegenuss  für  sich  erworben  haben  (§§  1  und  2),  gebürt  der  Witwe  oder  den 
elternlosen  sowie  denselben  gleichgestellten  Waisen  unter  24  Jahren  eine  einmalige 
Abfertigung  mit  dem  vierten  Theile  des  Jabresgehaltes  des  Verstorbenen. 

§  12.  Den  Hinterbliebenen  (§  13)  eines  in  der  Activität  oder  im  Ruhestande  ver- 
storbenen Staatsbediensteten  gebürt  —  unbeschadet  aller  sonstigen  gesetzlichen  Ver- 
sorgungsgenüsse —  ein  Sterbequartal  in  der  Höhe  des  dreifachen  Betrages  der  von  dem 
Verstorbenen  zuletzt  als  Gehalt  oder  Ruhegenuss  bezogenen  Monatsgebür. 

§  13.  Das  Sterbequartal  gebürt  der  Witwe  oder  in  deren  Ermangelung  der  ehe- 
lichen Nachkommenschaft  des  Verstorbenen. 

Sind  in  Ermangelung  auch  der  letzteren  andere  Personen  in  der  Lage,  nachzu- 
weisen, dass  sie  den  Verstorbenen  vor  dem  Tode  gepflegt  oder  die  Begräbniskosten  aus 
Eigenem  gedeckt  haben,  so  kann  mit  Genehmigung,  beziehungsweise  Zustimmung  des 
Finanzministeriums  auch  diesen  Personen  das  Sterbequartal  ausgezahlt  werden. 

§  14.  Auf  das  Sterbequartal  finden  die  Bestimmungen  der  §§  3  und  6  des  Gesetzes 
vom  21.  April  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  123,  Anwendung. 

§  15.  Active  Staatsbeamte  und  Staatslehrpersonen  haben  für  Pensionszwecke  an 
das  Staatsärar  einen  fortlaufenden  Jahresbeitrag  zu  leisten,  welcher  drei  Procent  des  für 
die  Bemessung  des  Ruhegenusses  anrechenbaren  Activitätsgehaltes  beträgt  und  in  monat- 
lichen Raten  bei  der  Gehaltsauszahlung  eingehoben  wird.  Während  des  zur  Entrichtung 
der  Diensttaxe  gesetzlich  festgesetzten  Zeitraumes  ist  ein  Beitrag  nicht  zu  leisten. 

§  16.  Dieses  Gesetz  findet  auf  die  bereits  derzeit  im  Genüsse  einer  staatlichen 
Versorgung  stehenden  Staatsbediensteten  sowie  auf  ebensolche  Witwen  und  Waisen  keine 
Anwendung. 

Es  sind  jedoch  die  normalmässigen  Versorgungsgenüsse  der  derzeitigen  Witwen 
nach  Staatsbediensteten  um  25  Procent  mit  der  Maassgabe  zu  erhöhen,  dass  die  Ver- 
sorgungsgenüsse der  Witwen  nach  Staatsbeamten  und  Staatslehrpersonen  nicht  unter 
400  fl.,  die  Versorgungsgenüsse  der  Witwen  nach  Dienern  nicht  unter  200  fl. 
betragen  sollen. 

Die  zu  der  normalmässigen  Witwenpension  bewilligten  Gnadengaben  werden  in  die 
25  Procent  eingerechnet. 

Die  Hinterbliebenen  nach  jenen  Staatsbediensteten,  welche  sich  derzeit  im  Ruhe- 
stande befinden,  werden  für  den  Todesfall  der  letzteren  nach  diesem  Gesetze  behandelt 
werden. 

§  17.  Die  bisherigen  auf  die  Versorgung  der  Staatsbediensteten,  sowie  deren 
Witwen  und  Waisen  Bezug  habenden  Bestimmungen  bleiben,  insoferne  sie  mit  den 
Anordnungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht  in  Widerspruch  stehen,  mit  folgenden 
Ausnahmen  in  Kraft: 

1.  Die  aus  diesem  Gesetze  sich  ergebenden  Ansprüche  der  Witwen  und  Waisen 
nach  einem  Staatsbediensteten  werden  dadurch,  dass  der  letztere  durch  Selbstmord 
geendet  hat,  nicht  berührt. 

2.  Die  geschiedene  Frau  eines  Staatsbediensteten  verliert  ihre  aus  diesem  Gesetze 
sich  ergebenden  Ansprüche  nur  dann,  wenn  die  Scheidung  erwiesenermaassen  aus  ihrem 
Verschulden  erfolgt  ist. 

§  18.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
§  19.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister  beauftragt. 
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Handwörterbuch  der  Staatswissenschaf  teil,  herausgegeben  von  J.  Conrad, 
L.  Elster,  W.  Lexis  und  E.  Loening,  zweite,  gänzlich  umgearbeitete  Auflage,  erste 
Lieferung.  Jena,  Gustav  Fischer.  1898. 

Seit  mehreren  Jahren  schon  ist  die  erste  Auflage  des  Handwörterbuches  der 
Staatswissenschaften  vergriffen,  eine  Thatsache,  die  bei  einem  Werke  streng  wissen- 
schaftlichen Charakters  von  so  grossem  Umfange  gewiss  der  beste  Beweis  für  dessen 
wissenschaftlichen  Wert  und  praktische  Brauchbarkeit  bildet.  In  der  That  hat  sich  ja 
auch  das  Handwörterbuch  als  ein  vortreffliches  Arbeitswerkzeug  bewährt,  gleich  unent- 
behrlich für  den  Gelehrten  und  den  Politiker,  für  den  Verwaltungsbeamten  und  den 
Oekonomen.  Es  ist  deshalb  mit  der  grössten  Freude  zu  begrüssen,  dass  sich  die 
Herausgeber  zu  der  Veranstaltung  einer  neuen  Auflage  entschlossen  haben ;  umsomehr, 
als  seit  der  Abfassung  der  früheren  Partien  der  ersten  Auflage  schon  eii\e  geraume  Zeit 
verflossen  ist,  so  dass  manche  Artikel  durch  die  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen 
oder  durch  neuere  Forschungen  bereits  überholt  sind.  Nur  unvollkommen  konnte  das 
Schicksal   des  Veraltens    der  ersten  Auflage   durch   Supplementbände   bekämpft  werden. 

Das  einstimmig  günstige  Urtheil,  das  der  ersten  Auflage  des  Handwörterbuches 
von  allen  Seiten  zu  Theil  geworden  ist,  lässt  es  überflüssig  erscheinen,  den  Lesern  der 
Zeitschrift  die  Vorzüge  des  in  Eede  stehenden  Werkes  nochmals  auseinanderzusetzen. 
Auch  die  neue  Auflage  wird  diese  Vorzüge  voraussichtlich  in  vollem  Maasse  aufweisen, 
und  sie  kann  deshalb  sicherlich  auf  eine  ebenso  günstige  Aufnahme  rechnen,  wie  die 
erste.  Letzteres  wäre  in  noch  erhöhtem  Maasse  der  Fall,  wenn  manche  Lücken,  die  sich 
im  Hpnd Wörterbuch  finden,  ausgefüllt  werden  würden.  Ebenso  wäre  es  ausserordentlich 
wünschenswert,  wenn  in  noch  stärkerem  Grade,  als  dies  in  der  ersten  Auflage  der  Fall 
gewesen  ist,  auch  die  ausserdeutschen  Verhältnisse  und  Gesetzgebungen  eine  eingehende 
Darstellung  finden  würden.  Bei  vielen  Artikeln  sind  schon  in  der  ersten  Auflage  auch 
die  auswärtigen  Staaten  entsprechend  berücksichtigt;  bei  manchen  Materien  sind  diese 
dagegen  recht  stiefmütterlich  bedacht  worden.  Dieser  Mangel  ist  namentlich  von  uns 
Oesterreichern  bei  gewissen  Partien  der  ersten  Auflage  sehr  lebhaft  empfunden  worden. 
Sicherlich  würde  nicht  nur  der  wissenschaftliche  Wert  des  Werkes,  sondern  auch  dessen. 
Absatz  in  Oesterreich  bedeutend  gesteigert  werden,  wenn  die  betreffenden  Schlagworte 
durch  eine  ausführliche  Darstellung  der  österreichischen  Verhältnisse  erweitert  werden 
würden.  Ob  und  in  welchem  Umfange  das  in  der  neuen  Auflage  geschehen  werde,  ist 
eine  Frage,  welche  naturgemäss  die  Leser  dieser  Zeitschrift  besonders  interessieren 
muss ;  dieser  Punkt  soll  deshalb  in  den  Berichten,  welche  an  dieser  Stelle  über  das 
successive  Erscheinen  des  Werkes  erstattet  werden,  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden 

Im  übrigen  wird  der  Eeferent  es  sich  vornehmlich  angelegen  sein  lassen,  die  wich- 
tigsten Veränderungen  der  neuen  Auflage  gegenüber  der  alten  hervorzuheben. 

Das  vorliegende  erste  Heft  reicht  von  dem  Schlagworte  „Abbau"  bis  zu 
„Amortisationsgesetze''.  Es  zeigt  im  grossen  und  ganzen  die  nämliche  Anordnung, 
wie  in  der  ersten  Auflage.  Die  alten  Schlagworte  sind  beinahe  unverändert  geblieben; 
nur  einige  kleine  und  unwichtige  Artikel  —  wie  „Abtreibung  der  Leibesfrucht" 
„Akklimatisation",  „Ammenwesen"  —  sind  weggeblieben.  Die  „Alters-  und 
Invaliditätsversicherung"  dürfte  unter  dem  Schlagworte  „Arbeiterversicherung 
behandelt  werden.  Auch  die  Autoren  sind,  mit  unbedeutenden  Ausnahmen,  dieselben 
geblieben.     Viele   Artikel   sind  denn  auch  wörtlich  aus  der  ersten  Auflage  übernommen, 
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oder    sie    zeigen    nur    geringe    textliche  Aenderungen;  doch  ist  die  Statistik  iiberall  bis 
zur  Gegenwart  fortgeführt. 

In  Folge  der  neueren  Gesetzgebung  raussten  insbesondere  die  auf  den  Handel 
bezüglichen  Schlagworte  eine  Umarbeitung  erfahren.  So  hat  Mataja  in  seinem  trefflichen 
Artikel  „Abzahlungsgeschäfte"  ausführlich  über  die  neueren  österreichischen  und 
deutschen  Gesetze  berichtet;  den  Artikeln  „Agenturwesen"  von  Ehrenberg  und 
„Actiengesellschaften"  von  Eing  ist  bereits  das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch, 
dessen  Wirksamkeit  am  1.  Jänner  1900  beginnt,  zu  Grunde  gelegt  worden. 

Die  grössten  Veränderungen  haben  die  auf  das  Agrarwesen  und  die  Agrarpolitik 
bezüglichen  Schlagworte  erfahren,  die  fast  die  Hälfte  des  ersten  Heftes  ausmachen. 
Zwar  die  trefflichen  Abhandlungen  von  von  der  Goltz  über  „Ackerbau",  „Acker- 
bausysteme" und  „Alpen  Wirtschaft",  von  Bücher  über  „Allmenden"  von  von 
Miaskowski    über    „Altentheil"    sind    uns  schon    aus    der   ersten   Auflage  bekannt. 

Dagegen  ist  der  Artikel  „Agrargeschichte"  wesentlich  erweitert  und  bereichert 
worden.  In  der  ersten  Auflage  fand  sich  nur  eine  ganz  flüchtige,  durchaus  ungenügende 
Skizze  von  2V2  Seiten  aus  der  Peder  Lamprechts;  diesem  Artikel  geht  jetzt  eine 
ausführliche  Darstellung  der  Agrargeschichte  des  Alterthums  von  Max  Weber 
voraus  —  ein  erweiterter  Abdruck  seiner  Abhandlung  im  zweiten  Supplementbande  — , 
und  es  folgt  ihm  ein  Aufsatz  von  von  der  Goltz  über  die  Agrarverhältnisse  der 
Neuzeit.  Leider  erstreckt  sich  dieser  sehr  interessante  Theil  fast  ausschliesslich  auf 
Deutschland;  einige  kurze  Andeutungen  über  England,  Frankreich  und  Italien  sind 
angehängt,  während  der  österreichischen  Verhältnisse  nicht  mit  einem  Worte  gedacht 
ist,  ebenso  wenig,  wie  z.  B.  der  so  interessanten  Agrarentwicklung  in  Irland. 

Der  folgende  Artikel  „Agrarkrisis"  von  Conrad  ist  gleichfalls  bedeutend 
umfangreicher  geworden,  namentlich  in  der  Darstellung  der  gegenwärtigen  Agrarkrise. 
Allerdings  vermag  auch  Conrad  nicht  exactes  ziffermässiges  Material  zur  Bemessung 
der  Stärke  der  Krise  beizubringen;  ja  die  meisten  der  von  ihm  in  dieser  Beziehung 
angeführten  statistischen  Daten  würden  eher  auf  eine  Besserung  als  auf  Verschlechterung 
der  agrarischen  Verhältnisse  hinzudeuten  scheinen.  Entscheidend  ist  wohl  der  Rückgang 
der  Pachterträgnisse  der  preussischen  Domänen  und  die  Zunahme  der  Verschuldung. 
Immerhin  zeigt  sich  aber,  dass  in  den  meisten  deutschen  Staaten  die  Zahl  der  executiv 
veräusserten  Grundstücke  in  der  Abnahme  begriffen  ist,  und  dass  der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  trotz  der  Krise  auch  im  letzten  Jahrzehnte  bedeutende  Fortschritte 
gemacht  hat.  Als  Ursachen  für  die  Krise  erkennt  Conrad  das  Sinken  der  Producten- 
preise  in  Folge  der  auswärtigen  Concurrenz,  die  Lohnsteigerung,  die  Zunahme  der 
Verschuldung,  die  Steigerung  der  Grundwerte,  das  gleiche  Erbrecht  an  Grund  und 
Boden  u.  s.  w.  Conrad  wirft  auch  einen  raschen  Blick  auf  einige  auswärtige  Staaten, 
nämlich  auf  Frankreich,  England  und  Italien,  während  Oesterreichs  keine  Erwähnung 
geschieht. 

Ein  kurzer,  aber  höchst  übersichtlich  zusammenfassender  Artikel  „Agrarpolitik" 
hat  gleichfalls  Conrad  zum  Verfasser;  ebenso  der  Artikel  „Agrarstatistik",  worin 
auch  die  österreichischen  Verhältnisse,  trotz  der  ausserordentlichen  Mangelhaftigkeit  der 
diesbezüglichen  statistischen  Daten,  entsprechend  berücksichtigt  sind. 

Schon  dieser  gedrängte  Ueberblick  über  den  Inhalt  des  vorliegenden  ersten 
Heftes  lässt  erkennen,  dass  die  zweite  Auflage  des  Handwörterbuches  jedem,  der  sich 
auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie  praktisch  oder  schriftstellerisch  bethätigt, 
ebenso  unentbehrlich  und  unersetzlich  sein  wird,  wie  es  bisher  die  erste  Auflage 
gewesen  ist.  Man  darf  daher  mit  Spannung  dem  weiteren  Erscheinen  des  Werkes  ent- 
gegensehen. Die  Leser  dieser  Zeitschrift  werden  über  die  Fortschritte  desselben  jeweils 
unterrichtet  werden.  Schiff. 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  in  zwei  Bänden,  hgg.  von  Prof.  Dr.  Ludwig 
Elster,  I.  Band.  Jena,  G.  Fischer  1898.  (Preis  des  vollst,  Werkes  20  M.) 

Das  vorliegende  Werk  soll  nicht  ein  Concurrenzunternehmen  für  das  Handwörter- 
buch der  Staats  Wissenschaften  sein,  —  das  ergibt  sich  ja  schon  daraus,  dass  Geheimrath 
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Prof.  Elster  au  beiden  Unternehmungen  betheiligt  ist  — ;  es  soll  einem  breitern  Kreise 
zugänglich  und  nützlich  werden,  als  demjenigen,  für  welchen  das  umfassende  und  kost- 
spielige Handwörterbuch  bestimmt  ist.  Dadurch,  dass  immer  ein  ganzes  Gebiet  der 
Volkswirtschaft  je  einem  Autor  oder  doch  einer  sehr  kleinen  Zahl  von  Gelehrten  zuge- 
wiesen worden  ist,  konnte  eine  gewisse  Einheitlichkeit,  eine  fast  absolute  Vollständigkeit 
und  doch  eine  grössere  Kürze,  u.  zw.  letztere  damit  erreicht  werden,  dass  Wiederholungen 
durch  Anbringung  entsprechender  Verweise  möglichst  vermieden  wurden.  Die  Mitarbeiter 
sind:  v.  Below,  Biermer,  van  der  Borght,  Bücher,  Elster,  Flügge,  Fuchs,  von  der  Goltz, 
Grünberg,  v.  Heckel.  Jentsch,  Lengemann,  Lexis,  Lippert,  Lotz,  Mischler,  Neukamp, 
Pierstorff,  Rathgen,  Schanz,  Schott,  Sering,  Wirminghaus,  Zimmennann,  Zuckerkandl, 
Kehm,  Wygodzinski,  Wiedenfeld,  Ebert. 

Viele  von  diesen  Namen  sind  allgemein  bekannt  und  sprechen  für  sich  selbst  und 
für  das  Werk.  So  recht  einen  selbständigen  Charakter  geben  aber  dem  „Wörterbuche" 
die  wirtschaftsgeschichtlichen  und  statistischen  Abhandlungen,  besonders  jene  von  Prof 
Fuchs  und  Prof.  Mischler;  wir  möchten  in  dieser  Richtung  z.  B.  die  Artikel:  Agrar- 
geschichte  und  Bauer  (Fuchs),  Bevölkerung  (Mischler)  hervorheben. 

Im  übrigen  wollen  wir,  dem  Alphabete  nach  vorgehend,  noch  besonders  auf 
Rathgens  treiflichen  Artikel  über  die  Actiengesellschaften  verweisen,  der  erschöpfend 
und  doch  in  gedrängter  Kürze  diesen  gerade  für  Oesterreich  höchst  actuellen  Gegenstand 
behandelt  und  so  auch  für  Nichttachleute  einen  klaren  Einblick  in  die  damit  verknüpften 
Probleme  ermöglicht.  Sehr  hübsch  und  übersichtlich  zusammengestellt  ist  die  Abhandlung 
von  Kehm  über  die  Arbeiterschutz-Gesetzgebung;  auch  die  sonst,  dem  Zwecke  des 
Wörterbuchs  entsprechend,  manchmal  ziemlich  mager  gerathenen  Literaturangaben  sind 
hier  recht  ausführlich  geboten.  Aehnliches  gilt  von  dem  Artikel:  Arbeiterversicherung, 
der  aus  der  Feder  desselben  Verfassers  stammt.  Beide  sind  sehr  lehrreich  und  in  jeder 
liichtung  für  das  Bedürfnis  des  Leserkreises  erschöpfend.  Auch  die  noch  viel  umstrittene 
Frage  der  Arbeitslosenversicherung  und  des  Arbeitsnachweises  hat  durch  Kehm  eine  hübsche 
und  sachliche  Bearbeitung  gefunden,  v.  Heckel  hat  den  Artikel  über  die  Aufwand- 
steuern, dann  den  über  die  Biersteuer  insbesondere  u.  s.  w.  in  trefflicher  und  genügend 
ausführlicher  Weise  bearbeitet;  das  Capitel  der  Banken  bespricht  Hofr.  Schanz;  ganz 
vorzüglich  ist  der  Artikel:  Bauernbefreiung  von  Fuchs;  es  ist  hier  nur  zu  bedauern, 
dass  er  nur  die  Verhältnisse  Deutschlands  in  Betracht  zieht.  Das  Thema  der  Berufs- 
statistik wird  von  Mischler,  einem  der  ersten  Fachmänner  in  diesem  Punkte,  besprochen; 
über  die  Ideen  der  Bodenreformer  berichtet  Wygodzinski,  für  das  Thema  des  Börsen- 
wesens konnte  kein  competenterer  Verfasser  gefunden  werden,  als  Hofrath  Schanz. 
Dem  christlichen  Socialismus  und  dem  Anarchismus  widmet  Grünberg  eine  eingehende 
Besprechung.  Vorzüglich  ist  v.  Heck  eis  Abhandlung  über  die  Einkommensteuer.  Wer  sich  für 
die  gegenwärtig  in  Oesterreich  besonders  actueUen,  agrarpolitischen  Probleme  interessiert, 
wird  den  Artikel:  Ländliches  Erbrecht  von  Sering  mit  grossem  Vortheile  lesen.  Ueber 
das  Geld  schreibt  Lotz,  über  die  Grundrente  in  sehr  gedrängter  Kürze  Zuckerkandl. 
Auf  die  Artikel  von  Bücher,  Lexis,  von  der  Goltz,  v.  Below,  Rathgen  u.  s.  w. 
noch  besonders  hinzuweisen,  ist  wohl  überflüssig,  und  es  genügt  zu  berichten,  dass 
v.  Below  die  Wirtschaft  mit  Ausschluss  der  Agr arges chichte,  Lexis  die  Geschichte  der 
Volkswirtschaftswissenschaft,  überdies  aber  z.  B.  auch  den  Artikel:  Einkommen,  Bücher 
auf  das  Gewerbewesen  bezügliche  Themen,  Goltz  die  Landwirtschaft  im  Allgemeinen, 
Rathgen  insbesonders  Handel  und  Handelspolitik  bearbeitet  hat. 

Diese  Zeilen  wollen  nicht  eine  Besprechung  des  Werkes  sein;  sie  sollen  den  Lesern 
dieser  Zeitschrift  nur  Kenntnis  von  seinem  Erscheinen  geben  und  es  allen  auf  das 
wärmste  anempfehlen;  es  wird,  wenn  es,  wie  nicht  zu  bezweifeln,  Verbreitung  findet,  in 
weitgehendem  Maasse  aufklärend  wirken  können;  je  weiter  aber  sich  das  Verständnis 
für  die  socialen  und  wirtschaftlichen  Probleme  ausdehnt  und  je  mehr  Mittel  der  gesammten 
gebildeten  und  bildungsdurstigen  Bevölkerung  geboten  werden,  um  einen  klaren,  nicht 
von  Vorurtheilen,  Parteileidenschaften  und  materiellen  Interessen  getrübten  Einblick  in 
dieselben  zu  erhalten,  um  so  eher  wird  man  die  schroffen  Gegensätze  zurücktreten  sehen. 
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Auch  für  die  eigentlichen  Fachleute  wird  das  Wörterbuch  übrigens  besonders  Uir  so 
lange  sehr  willkommen  sein,  als  die  zweite  Auflage  des  „Handwörterbuchs  der  Staats- 
wissenschaften" noch  nicht  bedeutend  weiter  gediehen  ist. 

Zum  Schlüsse  sei  bemerkt,  dass  wir  der  Kürze  halber  nur  einige  uns  besonders 
wertvoll  erscheinende  Artikel  u.  z.  ohne  Eiicksicht,  ob  wir  persönlich  gegen  ihren  Inhalt 
Einwendungen  zu  erheben  haben  oder  nicht,  genannt  haben  und  dass  wir  nicht  anstehen, 
anzuerkennen,  dass  noch  mancher  andere  ihnen  ohne  weiteres  an  die  Seite  gestellt 
werden  könnte. 

A.  Bischof:  Katechismus  der  Finanzwissenschaft,  VI.  verbesserte  Auflage,  Leipzig 
Weber  1898.  (Webers  illustrierte  Katechismen.) 

Das  Büchlein  Bischofs  ist  in  weiten  Kreisen  ein  alter  Bekannter;  dass  es  nun 
schon  die  6.  Auflage  erfahren  hat,  ist  ein  Beweis  dafür,  dasj  es  den  Bedürfnissen,  denen 
es  entsprechen  soll,  auch  thatsächlich  entspricht.  Wir  begnügen  uns  damit,  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  es  in  neuer  Auflage  erschienen  ist  und  man  sich  aus  derselben 
summarisch  auch  über  die  neuesten  Probleme  der  Finanzpolitik  Aufschluss  suchen  kann. 

Dr.  Alois  Körner»  Grundriss  der  Volkswirtschaftslehre,  Manz  1898,  Wien. 

Es  gehört  zu  den  schwierigsten  Aufgaben,  einen  Grundriss  der  Volkswirtschafts- 
lehre für  Mittel-  und  insbesondere  für  Handelsschulen  zu  schreiben.  Bisher  hat  ein 
wirklich  brauchbares  Buch  dieser  Art  thatsächlich  gefehlt;  am  besten  schien  noch  immer 
Cossa's  kleines  Handbüchlein  zu  sein;  der  Umstand  aber,  dass  dasselbe  vorwiegend  tlieore- 
tisch  gehalten  ist,  verringert  wesentlich  seine  Brauchbarkeit  und  brachte  es  dabin,  dass  der 
Schüler,  der  Cossa  in  der  Hand  hatte,  eigentlich  ganz  andere  Dinge  nach  dem  Vortrage  des 
Lehrers  lernen  musste.  Dr.  Körner  hat  nun  auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  er  während 
seiner  Lehrthätigkeit  an  einer  höheren  Handelsschule  sich  gesammelt  hat,  den  Versuch 
gemacht,  in  einem  kleinen  Compendium  alles  für  Lehrer  und  Schüler  wesentliche  zu 
sammeln.  Es  kann  wohl  gesagt  werden,  dass  er  seine  Aufgabe  weit  besser  gelöst  hat, 
als  irgend  einer  seiner  Vorgänger  —  ich  spreche  hier  nicht  von  Cossa,  der  ja  nicht 
für  Mittelschulen  geschrieben  hat  —  und  dass  sein  Büchltin  den  vollen  Anspruch 
erheben  darf,  fortan  an  die  Stelle  jener  Lehrbücher  zu  treten,  die  bisher  an  den  bezeich- 
neten Schulen  in  Verwendung  stehen.  Die  Einleitung  des  Stoffes  ist  durchaus  zweck- 
mässig, der  Theorie  ist  der  erforderliche  Rahmen,  aber  auch  nicht  mehr,  zugestanden, 
actuelle  Fragen  sind  in  entsprechender  Weise  berührt,  die  Sprache  ist  klar  und  präcis. 
Der  Grundriss  kann  daher  nur  wärmstens  empfohlen  werden.  Schullern. 

F.  Yirg^ilii,  Statistica,  IL  edizione  rifatta,  Manuali  Hoepli,  Serie  scientifica  CVIl. 
XV  und  221  S. 

Als  Lehrbuch  für  die  Schüler  der  technischen  Lehranstalten  und  als  Leitfaden  für 
Universitätshörer  führt  sich  das  vorliegende  Büchlein  ein;  dass  es  seinem  Leserkreise 
nicht  zu  wenig  bietet,  zeigt  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  das  Inhaltsverzeichnis;  dass 
es  die  Darstellung  in  einer  möglichst  gemeinverständlichen  Weise  und  vor  allem  auf 
Grund  des  neuesten  Standes  der  Wissenschaft  bietet,  zeigt  die  Leetüre  der  die  schwierigsten 
Gegenstände  z.  B.  die  Methode  behandelnden  Abschnitte.  Dafür  bürgt  übrigeng  auch 
schon  der  wohlbegründete  Euf  des  Verfassers  und  der  Erfolg  der  ersten  Auflage  seines 
Werkchens.  Auf  eine  Einleitung,  welche  den  Begriff,  den  Gegenstand,  die  Aufgabe,  die 
Methode  und  die  Geschichte  der  Statistik  behandelt,  folgt  zunächst  die  Betrachtung  von 
Theorie  und  Technik  der  Statistik  (Erhebung  der  Daten,  Kritik  derselben,  Art  der  Auf- 
bereitung, Darstellungsweisen);  der  die  Ergebnisse  der  statistischen  Erhebungen  behan- 
delnde Theil  des  Werkchens  hat  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  letztern  für  das  Ausland 
weniger  Interesse,  betrifft  er  ja  doch  im  wesentlichen  italienische  Verhältnisse  und  passt 
er  sich  ja  den  speciellen  Bedürfnissen  bestimmter  Lehranstalten  an.  Ein  kurzes  Schluss- 
capitel  spricht  von  den  statistischen  Regelmässigkeiten  im  Verhältnisse  zum  freien  Willen. 
Es  wäre  wünschenswert,  dass  eine  Uebersetzung  von  Virgilii's  Schrift  nach  entsprechender 
Umarbeitung  des  Capitels  über  die  darstellende  Statistik  auch  für  österreichische  Lehr- 
bedürfnisse zur  Verfügung  gestellt  würde;  so  könnte  vielleicht  für  dieses  Fach  auch  bei 
uns  ein  weiterer  Schülerkreis  gewonnen  werden.  Schullern. 
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De  Yiti  de  Marco:  La  funzione  della  banca,  Eeale  accaderaica  dei  Lincei,  Eoma 
1898,  34  pag. 

Der  Verfasser  geht  davon  aus,  die  Schaffung  einer  Theorie  der  Bank  habe  die 
Voraussetzung,  dass  man  von  der  Vielheit  der  bestehenden  Arten  von  Banken  zu  einem 
Banksystem  oder  Bankorganismus,  also  auch  von  der  Vielheit  ihrer  Geschäfte  zur  Erkenntnis 
einer  allgemeinen  organischen  Function  emporsteigen  könne;  man  müsse  daher  in  der 
Geschichte  der  Banken  u.  zw.  sowohl  in  ihrer  Thätigkeit  für  Private,  als  auch  in  der 
für  den  Staat  ein  wirkendes  Princip  suchen.  Die  historische  Untersuchung  des  Verfassers 
führt  uns  von  den  einfachen,  privaten  Depositenbanken  durch  die  neben  dem  Depositen- 
geschäfte zu  Gunsten  von  Privaten  für  den  Staat  als  Creditinstitute  arbeitenden  zu 
denjenigen,  welche  ä  conto  der  bei  ihnen  deponierten  Summen  für  ihre  Gläubiger 
Zahlungen  leisteten,  seien  dies  nun  unmittelbare  Gläubiger  der  Bank  oder  solche  des 
Staates,  weiters  zu  denjenigen,  welche  die  deponierten  Summen  —  u.  zw.  vorerst  abusive  — 
fruchtbringend  verwendeten,  sei  es  wieder  im  eigenen  Literesse  oder  im  Sinne  der  Staats- 
interessen. Jene  Art  von  Banken,  deren  legale  Function  nur  in  metallischen  Zahlungen  aus  den 
bei  ihnen  deponierten  Summen  u.  zw.  über  Auftrag  der  Deponenten  bestand,  mussten 
den  Verkehrsbedürfnissen  gegenüber  bald  zu  Compensations-Instituten  werden, 
woraus  es  sich  von  selbst  ergab,  dass  sie  nur  mehr  jenen  Betrag  in  barem  Gelde  brauchten, 
der  den  schliesslich  bar  auszuzahlenden  Saldos  entsprach;  damit  wurde  die  Möglichkeit 
geboten,  der  Bank  die  wirtschaftliche  Benützung  der  deponierten  Summen  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  freizugeben.  Die  Banken  mussten  nun  einerseits  dahin  streben,  eine 
möglichst  grosse  Summe  von  Zahlungen  mit  einem  möglichst  kleinen  Theile  der  depo- 
nierten Beträge  zu  begleichen;  andererseits  wurde  das  Darlehen  zu  einem  wesentlichen 
Bestandtheile  des  Systems  der  Compensationszahlungen,  und  es  konnten  die  Verkehrsacte 
weit  über  das  bisherige  Maass  vermehrt  werden;  die  Zahlungen  selbst  wurden  auf  dem 
Wege  des  Creditgeschäftes  geleistet  und  mit  Geld  saldiert.  Dadurch,  dass  die  Bank  nun 
Darlehen  gewährte,  ihre  bisherige  Vermittlerfunction  also  ausbreitete,  erhöht  sich  auch 
das  Eisico,  das  sie  lief;  damit  war  die  Nothwendigkeit  eines  Garantiecapitales  gegeben. 
An  diese  genetische  Darstellung  knüpft  Viti  de  Marco  eine  Untersuchung  der  wichtigsten 
heute  üblichen  Bankgeschäfte,  die  sich  alle  der  Hauptfunction,  der  der  Leistung  von 
Zahlungen  unterordnen  müssen.  Er  betrachtet  schliesslich  den  Unterschied  zwischen  den 
Banken  und  den  anderen  Creditinstituten  und  findet  denselben  eben  in  der  Zahlungs- 
function  der  Banken  als  ihrer  Hauptaufgabe.  Die  Bank  ist  und  wird  immer  mehr  zum 
Vermittler  von  Zahlungen,  das  Creditinstitut  ist  und  wird  immer  mehr  zum  Vermittler 
von  Capitalinvestitionen;  damit  ist  es  erklärt,  warum  die  Banken  in  immer  innigere  Bezie- 
hungen zu  den  Clearinghäusern  treten. 

Die  klare  und  lebhafte  Darstellung  des  Autors  macht  die  Leetüre  seiner  Schrift 
für  jedennann  leicht  und  die  grosse  Menge  von  Literaturangaben,  welche  durchaus  in  die 
Anmerkungen  verwiesen  sind,  macht  sie  doppelt  lehrreich.  Schuilern. 

K.  Bücher,  Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der  modernen  Stadtgemeinde,  Heft  X 
der  „Hochschulvorträge  für  jedermann".  30  S.,  Leipzig  1898. 

Ausgehend  von  dem  gewaltigen  Anwachsen  der  Städte  im  19.  Jahrhunderte  auf 
Kosten  der  Bevölkerung  des  flachen  Landes,  charakterisiert  der  Verfasser  zunächst  in 
plastischer  Weise  die  fundamentalen  Unterschiede  zwischer  den  mitteralterlichen,  selb- 
ständigen, wirtschaftlich  geschlossenen  und  homogenen  Stadtgemeinden  und  den  modernen 
ökonomisch  und  politisch  dem  Staatsganzen  untergeordneten  Städten  mit  der  wirtschaft- 
lichen, socialen  und  geistigen  Differenzierung,  ja  Gegensätzlichkeit  der  Bewohnerschaft, 
mit  der  gänzlichen  Zusammenhanglosigkeit  der  einzelnen  Bevölkerungsclassen,  mit  dem 
Fehlen  des  Gemeinsinnes,  dem  Ausschlüsse  der  grossen  Massen  von  den  politischen 
Eechten  und  der  Ausnützung  der  politischen  Vorrechte  für  die  materiellen  Interessen 
der  herrschenden  Classen.  Dem  gegenüber  sucht  der  Verfasser  nach  einem  Mittel,  um  die 
Nachtheile  des  städtischen  Zusammenlebens  zu  beseitigen,  um  „diesen,  man  möchte  fast 
sagen  über  Nacht  aus  der  Erde  emporgewachsenen  colossalen  Menschenanhäufungen  ein 
neues   Gemeinschaftsleben    einzuhauchen,    damit    sie    in    der   vereinten   Verfolgung    des 
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Gemeinwohles  wieder  lernen,  mit  einander  friedlich  zu  verkehren,  einander  in  ihren  Bestre- 
bungen zu  achten."  Mit  Recht  erblickt  Bücher  das  Mittel  hiefür  darin,  dass  die  Gemeinde 
ihren  Mitgliedern  wieder  wirtschaftlich  etwas  biete,  dass  sie  die  Befriedigung  gewisser 
Bedürfnisse  selbst  übernehme  oder  den  Einzelnen  gegen  die  Selbstsucht  anderer  schütze. 

Bücher  skizziert  nun  mit  der  ihm  eigenen  Darstellungskunst  in  wenigen  scharfen 
Strichen  ein  städtisches  Wirtschaftspvogramm,  dem  sich  der  Unterzeichnete  vollinhaltlich  an- 
schliessen  möchte,  und  dessen  Berechtigung  auch  jedem  Leser  einleuchten  dürfte,  der  unbe- 
fangen an  diese  Fragen  herantritt.  Versuchen  wir  es,  dieses  Wirtschaftsprogramm  in  kurzen 
Worten  zu  formulieren:  Energisches  Eingreifen  in  den  weiteren  Ausbau  der  Stadt,  Ein- 
schränkung der  Bauspeculation  diirch  rationelle  Bebauungspläne,  ja  Beseitigung  dieser  Specu- 
lation,  indem  die  Gemeinde  selbst  sich  den  Grundbesitz  und  die  Bebauung  der  neuen  Strassen 
und  Stadttheile  vorbehält;  strenge  Vorschriften  über  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen, 
Errichtung  einer  Wohnungsinspection;  Verstadtlichung  der  Wasserleitungen,  Gasanstalten, 
Markthallen,  Schlachthäuser,  Strassenbahnen,  des  Annoncenwesens  u.  dgl. ;  Fürsorge  für 
die  arbeitenden  Classen,  u.  zw.  sowohl  bei  den  städtischen  Betrieben  selbst,  als  auch 
bei  Abschluss  von  Lieferungsverträgen;  Organisation  der  Arbeitsvermittlung,  Fürsorge 
für  die  Arbeitslosen',  Ergänzung  der  staatlichen  Arbeiterversicherung,  Communalisierung 
des  Beerdigungswesens  u.  s.  w.  Als  Vorbedingung,  wird  die  Heranziehung  der  Arbeiter 
zur  Verwaltung,  insbesonders  die  Ausdehung  der  politischen  Rechte  auf  die  gesammte 
Bevölkerung  gefordert. 

Selbst  in  England,  dem  classischen  Lande  communaler  Wirtschaftspolitik,  ist 
bisher  nur  ein  Theil  der  erwähnten  Postulate  erfüllt;  es  ist  aber  kein  Zweifel,  dass  sich 
hier  die  Entwicklung  in  dem  von  Bücher  geforderten  Sinne  vollzieht.  Frankreich  und 
Deutschland  bleiben  in  dieser  Hinsicht  hinler  England  weit  zurück,  während  in  Oesterreich 
kaum  Ansätze  für  eine  rationelle  communale  Wirtschaftspolitik  zu  entdecken  sind.  Die 
in  Rede  stehende  Schrift  besitzt  daher  gerade  für  Oesterreich  die  allergrösste  Bedeutung. 
Leider  besteht  geringe  Hoffnung,  dass  die  darin  gegebene  Anregungen  bei  uns  so  bald 
von  praktischem  Einflüsse  sein  werden.  Schiff. 

Julius  Platter,  Bibliothek  für  Socialwissenschaft.  10.  Band,  Demokratie  und 
Socialismus,  Leipzig,  Georg  H.  Wigands  Verlag  1897. 

Lichtenberg  sagt  in  seinen  gesammelten  Schriften  an  irgend  einer  Stelle,  dass  er 
sich  eigentlich  nicht  bewusst  ist.  Neues  geschaffen  zu  haben;  seine  einzige  Begabung  sei 
darin  gelegen,  dass  er  bei  anscheinend  ganz  differenten  Erscheinungen  im  Stande  war,  durch 
vielfaches  Vergleichen  Aehnlichkeiten  zu  entdecken.  Der  Ausgangspunkt  des  citierten 
Buches  Platters  muss  in  derselben  Richtung  gelegen  sein;  ein  fortgesetzter  und  wohl 
auch  langwieriger  Vergleich  der  politisch-ökonomischen  Entwicklung  Englands  (theilweise 
auch  der  Schweiz)  einerseits  und  jener  der  centralen  Continentalstaaten  andererseits 
dürfte  wohl  die  Basis  gewesen  sein,  auf  welcher  der  gesammte  Gedankenreichthum, 
die  Rück-  und  Ausblicke  dieses  „thatenschwangeren"  Werkes  Platters  beruhen.  Denn 
thatenschwanger  ist  es,  wie  nur  je  eine  Streitschrift,  die  nicht  nur  überall  kritisch 
ansetzt  (sachlich  und  zu  dichten,  nicht  mehr  ganz  erkenntlichen  Massen  geordnet  auch 
persönlich),  sondern  gleich  daran  anch  die  positiven  Vorschläge  anreiht. 

Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Theile: 

I.  Theil.  Aristokratie  und  Demokratie; 

n.  Theil.  Gewalt  oder  Arbeit? 

Um  es  gleich  zu  sagen,  geht  es  der  Aristokratie,  der  aristokratischen  Weltan- 
schauung, Weltordnung  jedoch  nicht  nur  im  ersten  Theile,  sondern  überall  und  an  jeder 
Stelle  des  Buches  recht  schlecht.  Dies  erscheint  gelegentlich  selbst  im  Geiste  des  Ver- 
fassers nicht  ganz  gerechtfertigt;  denn  aus  den  Ausführungen  auf  Seite  34  geht  hervor, 
dass  wir  uns  selbst  noch  ziemlich  tief  in  der  Periode  der  aristokratischen  Civilisation 
befinden.  Alle  Civilisation,  die  somit  besteht,  hat  zumindest  ihre  Wurzeln  in  jener  üblen 
Herrschaft  und  bösen  Gedankenwelt;  alle  somit  auch  jene  gegenwärtigen  geistigen  Ansätze 
und  praktischen  Uebergänge,  die  gemeiniglich  als  demokratische  Erscheinung  bezeichnet 
werden.    Hiezu  kommt,   dass  der  Verfasser   im   II.  Theile   dieses    Buches  beweisen   will 
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und  beweist,  dass  das  Hinleiten,  das  Einschwänken  in  die  Demokratie  nicht  auf  revolu- 
tionärem Wege  zu  erreichen  ist,  beziehungsweise  erreicht  wurde,  sondern  nur  durch  einen 
stetigen  Fortschritt  und  planmässige  Ausgestaltung  des  Bestehenden.  Wenn  dies  aber  so 
ist,  so  kann  man  umso  weniger  annehmen,  dass  das  auch  heutzutage  noch  aristokratisch 
geordnete  Staatswesen  an  sich  fast  etwas  ruchloses  ist. 

Gewiss,  Platter  ist  vollkommen  im  Kecht,  wenn  er  mit  der  ganzen  ihm  eigenen 
Gedankenschärfe  und  glänzenden  stilistischen  üialectik  im  I.  Theile  die  klaifende 
Dissonanz  aufdeckt,  die  zwischen  der  jui'istischen  Demokraitie  und  der  ökonomischen 
Aristokratie  des  lobesamen  Liberalismus  besteht,  wenn  er  zeigt,  dass  mit  dem  Fallen  der 
Autorität  als  Herrschaftsprincip,  der  Minorität  der  besitzenden  Classen  nur  dann  und  in- 
solange  ein  staatliches  Kecht  auf  Herrschaft  zusteht,  als  sie  den  weitaus  grössten  Theil 
der  gesellschaftlich  nützlichen  Arbeit  verrichtet.  Er  hat  ebenso  recht,  wenn  er  diesen 
letzteren  Umstand  für  die  Gegenwart  mehr  als  in  Zweifel  zieht  und  demgemäss  folgert, 
dass  die  unumschränkte  Herrschaft  des  Privateigenthums,  die  freie  Concurrenz  und  die 
Organisationslosigkeit  unserer  Wirtschaft  (die  drei  Säulen,  auf  der  die  jetzige  Herrschaft 
der  besitzenden  Minoritäten  beruht)  einerseits  dem  Rechtsbewusstsein  nicht  mehr  ent- 
sprechen und  andererseits  die  Ursache  sind,  weshalb  die  grossen  Massen  keinen  entspre- 
chenden Antheil  am  gesellschaftlichen  Fortschritt  erlangen  und  weshalb  unsere  Productiv- 
kräfte  überhaupt  nicht,  wie  es  das  allgemeine  Interesse  fordert,  zur  vollen  Entfaltung  und 
Anwendung  gebracht  werden  können. 

Im  II.  Abschnitt  werden  nun  die  beiden  bereits  sichtbar  gewordenen  Wege,  die 
dazu  führen  sollen,  die  socialen  Zustände  zu  sanieren  und  in  Einklang  zu  bringen,  kritisch 
besprochen,  und  zwar  wird  hiebei  mit  Gewalt  jener  Weg  bezeichnet,  den  die  continentale 
Socialdemokratie  insbesonders  die  deutsche  einschlägt,  unter  Arbeit  aber  das  englische 
Gewerkverein-  und  Genossenschaftswesen.  Schon  diese  verschiedenen  Titelbezeichnungen 
lassen  genau  erkennen,  auf  welcher  Seite  der  Autor  steht.  Und  er  führt  auch  den  Beweis, 
dass  diese  Bezeichnungen  den  Thatsachen  entsprechen.  Denn  darüber  kann  kein  Zweifel 
bestehen,  dass  das  communistische  Manifest  mit  seinem  stark  blutigen  Untergrund  auch 
heute  noch  das  wahre  Parteiprogramm  der  Socialdemokratie  bildet.  Dies  wird  freilich  nicht 
immer  öffentlich  zugegeben,  und  Platter  ist  unerschöpflich  im  Gegenüberstellen  von 
officiellen  Parteistimmen,  Citaten  aus  Reden  oder  Schriften,  in  welchen  die  Parteipäpste 
dieses  Programm  beschwören,  also  die  sociale  Revolution  als  unbedingt  nöthig  und  sehr 
nahe  hinstellen,  bald  aber  wieder  das  gerade  Gegentheil  behaupten  oder  doch  als  möglich 
bezeichnen.  Das  communistische  Manifest  sowie  die  weiteren  Schriften  von  Marx  und 
Las  alle  bis  zu  jenen  der  heutigen  Matadoren  bringen  aber  auch  den  Gedanken  immer 
und  immer  wieder  zum  Ausdruck,  dass  die  Arbeiterclasse  vor  allem  die  politische 
Herrschaft  und  Macht  erringen  muss,  dass  also  der  sociale  Classenkampf  in  erster  Linie 
ein  Kampf  um  die  politische  Vorherrschaft  und  Staatsgewalt  ist.  Und  da  ist  es  wohl  das 
bleibende  Verdienst  Platters,  nachgewiesen  zu  haben,  dass  diese  Verschiebung  des 
Kampfterrains  und  des  Preises,  um  den  gerungen  wird,  auf  einem  Irrthum  der  Gründer 
der  Socialdemokratie  und  ihrer  Nachfolger  beruht;  seine  Studien  und  Vergleiche  über 
die  Entwicklung  der  schweizerischen  und  der  deutsehen  Verhältnisse  muss  wohl  jedem 
Leser  —  vielleicht  mit  Ausnahme  eines  echten  Socialdemokraten  oder  eines  Polizeibüttels 
—  klar  machen,  dass  eine  grosse  politische  Freiheit,  die  der  Arbeiterclasse  doch  zu- 
mindest die  politische  Mit-  wenn  schon  nicht  ausschliessliche  Vorherrschaft  gibt,  der 
Ausbreitung  der  Socialdemotie  geradezu  abträglich  ist.  Der  Gegensatz  von  politischer 
Freiheit  und  revolutionärer  Socialdemokratie  wird  nun  weiters  dadurch  recht  klar  gemacht, 
dass  die  diesbezüglichen  Verhältnisse  von  England  und  Nord-Amerika,  Prankreich  und 
Belgien,  der  Schweiz,  Oesterreich  und  Deutschland  in  besonderen  Capiteln  dargestellt 
werden.  Hier  nimmt  bei  Besprechung  der  englischen  Verhältnisse  der  Verfasser  auch 
Gelegenheit  als  Gegensatz  zur  continentalen  Socialdemokratie  auf  die  Arbeiterorganisationen 
Englands  und  Nordamerikas  näher  einzugehen,  bei  welchen  geradezu  der  Grundsatz  gilt, 
sich  von  politischen  Kämpfen  so  fern  als  möglich  zu  halten  und  die  überhaupt  auf  dem 
Standpunkte  stehen,  dass  nicht   durch  Decrete  von  oben  herunter  (also  durch  politische 
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Gewalt)  die  sociale  Organisation  mit  einem  Schlage  geändert  werden  könne,  sondern  dass 
eine  derartige  Umgestaltung  nur  langsam,  aber  durch  eine  stelig  fortschreitende  Stärkung 
der  fachlich  geordneten  Arbeitermassen  zu  erzielen  ist. 

In  den  beiden  vorletzten  Caniteln  seines  Buches  beweist  Platter  überdies,  dass 
jene  Voraussetzungen,  die  Marx  selbst  als  Postulate  für  die  Befreiung  vom  Capitalismus 
angegeben  hal,  noch  nicht  einmal  annäherungsweise  eingetreten  sind,  und  dass  sich  die 
socialdemokratischen  Capacitäten  selbst  bis  heute  noch  über  die  Zukunft  ihres  Staates 
in  höchster  Unklarheit  befinden,  was  deshalb  doppelt  unvervveihlich  erscheint,  weil  trotz 
dieser  Unsicherheit  die  socialdemokratisclien  Führer  jeder  gegenwärtigen  Reform  wider- 
streben. Im  letzten  Capitel  werden  als  Consequenz  aller  Untersuchungen  ausführlich  die 
wirklichen  Aufgaben  der  Socialdemokratie  beschrieben.  Als  erstes  Ziel  wird  daselbst  in 
noch  unfreien  Staaten  das  Erringen  der  politischen  Freiheit  (nicht  der  Herrschaft)  hin- 
gestellt, woran  sich  die  sociale  Arbeit  zu  schliessen  hat;  die  Hauptaufgabe  dieser  socialen 
Arbeit  ist  die  Organisation  der  Arbeiterclasse,  um  hiemit  zugleich  eine  bessere  ökono- 
mische Lage,  eine  höhere  Bildung  und  Moral  za  erlangen.  Das  ist  die  Aufgabe  dieser 
Arbeit;  der  Zweck  und  die  Formen  der  Organisation  sind  schon  da:  Gewerkvereine, 
Consumvereine  und  Productivgenossenschaften;  nur  die  Menschen  fehlen  —  wie  Platter 
meint.  Meinzingen. 

1.  August  Meitzen,  Wanderungen,  Anbau  und  Agrarrecht  der  Völker 
Europas  nördlich  der  Alpen.  Erste  Abtheilung:  Siedelung  und  Agrar- 
wesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen,  der  Kelten,  Römer,  Finnen 
und  Slaven.    Berlin  1895.  Verlag  von  Wilhelm  Herz. 

2.  Georg  Friedrich  Enapp^  Grundherrschaft  und  Rittergut,  Vorträge 
nebst  biographischen  Beilagen.  Leipzig,  Verlag  von  Duncker  und  Humblot  1897. 

His  vor  nicht  langer  Zeit  bestand  unter  den  Forschern  eine  weitgehende  Ueber- 
einstimmung  der  Anschauungen  hinsichtlich  der  ältesten  und  älteren  Agrarzustände  der 
Germanen.  Das,  was  Haussen,  Maurer  und  Andere  gelehrt  hatten,  war  zwar  durch 
spätere  Untersuchungen  in  vielen  Punkten  modificiert  worden;  es  bildete  aber  im  grossen 
und  ganzen  bis  heute  die  feste  Grundlage  für  die  bisher  herrschende  Lehre;  und 
daran  war  auch  dadurch  nichts  geändert  worden,  dass  bald  erkannt  worden  war,  dass  viele 
Erscheinungen,  die  früher  als  Ueberreste  der  ursprünglichen  germanischen  Agrarverfassung 
gegolten  und  den  Ausgangspunkt  für  die  Reconstruetion  der  ältesten  Zeiten  gebildet 
hatten,  viel  späteren  Ursprunges  sind. 

Erst  seit  einigen  Jahren  sind  auch  jene  Grundlagen  der  herrschenden  Meinung 
von  wissenschaftlich  sehr  hervorragender  Seite  stark  in  Zweifel  gezogen  worden,  und 
gegenwärtig  besteht  ein  heftiger  literarischer  Streit  zwischen  den  Anhängern  der  alten 
Richtung  unter  Führung  Meitzen  s  und  Lamprechts,  und  einer  Reihe  anderer  Gelehrter, 
wie  Knapp,  Wittich,  Hildebrand  und  Fuchs. 

Die  in  der  üeberschrift  genannten  Werke  der  Führer  der  beiden  Parteien  werden 
deshalb  am  besten  unter  Einem  besprochen.  Besonders,  da  sie  nicht  nur  hinsichtlich 
der  Resultate,  zu  denen  sie  gelangen,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Methode  der  For- 
schung und  der  Form  der  Darstellung  die  denkbar  grössten  Gegensätze  aufweisen. 

Das  Werk  Meitzens  enthält  eine  monumentale,  abschliessende  Vertheidigungs- 
schrift  der  immer  noch  herrschenden  Lehre.  Indessen  zeigt  schon  sein  Titel,  dass  das- 
selbe ungleich  weiter  reicht,  dass  es  sich  nicht  auf  die  Germanen  beschränkt,  sondern 
auch  die  anderen  Völkerschaften  Europas  nördlich  der  Alpen  umfasst.  Die  vorliegende 
erste  Abtheilung  behandelt  nur  die  Geschichte  der  kleinen,  bäuerlichen  Betriebsform, 
während  die  Entstehung  der  landwirtschaftlichen  Grossbetriebe  in  neuerer  Zeit  erst  in 
einer  weiteren  Abtheilung  untersucht  werden  soll. 

Das  Material,  das  hier  verarbeitet  ist,  besitzt  einen  geradezu  unheimlichen  Umfang. 
Besteht  doch  die  vorliegende  erste  Abtheilung  selbst  aus  drei  starken  Bänden  von  fast 
2000  Seiten,  90  Figuren,  151  Anlagen  und  einem  eigenen  Atlas  mit  125  Karten  und 
Zeichnungen! 
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Natürlich  ist  es  bei  diesem  Umfange  des  Werkes  geradezu  ausgeschlossen,  den 
Lesern  der  Zeitschrift  in  einem  kurzen  Referate  die  erstaunliche  Fülle  des  Bedeutenden 
und  Interessanten,  das  der  rastlose  Forscher  auf  dem  Gebiete  des  Siedelungswesens  in 
seinem  Lebenswerke  bietet,  zu  vermitteln.  Es  kann  daher  im  Folgenden  nur  versucht 
werden,  dasjenige  hervorzuheben,  was  dem  Referenten  an  dem  Inhalte  des  Werkes  am 
wichtigsten  zu  sein  scheint;  insbesondere  sollen  die  speciellen  von  Meitzeu  in  Anwendung 
gebrachten  Methoden  und  die  hauptsächlichsten  Resultate,  zu  denen  der  Gelehrte  gelangt^ 
in  Kürze  mitgetheilt  werden. 

Was  jedem,  der  dieses  Werk  zur  Hand  nimmt,  zuerst  in  die  Augen  springt,  ist 
die  Unsumme  von  Arbeit,  die  darin  niedergelegt  ist.  Das  hauptsächliche  und  von 
Meitzen  zuerst  in  grösserem  Umfange  verwendete  Hilfsmittel  zur  Erforschung  der 
urspiünglichen  Siedelungsart  sind  die  Specialkarten  und  Flurpläne.  Welch'  uner- 
hörte Arbeitskraft  gehört  aber  nicht  dazu,  die  Katasterblätter  sozusagen  von  ganz 
Deutschland  durchzustudieren,  zu  analysieren  und  sich  aus  ihnen  die  Besitzvertheilung 
und  Besitzzerstückelung  innerhalb  der  Gemeinden  zu  reconstruieren!  Und  nicht  genug 
damit,  hat  der  Autor  seine  diesbezüglichen  Untersuchungen,  —  wenngleich  natürlich 
nicht  mit  ähnlicher  Vollständigkeit,  wie  für  Deutschland,  —  auch  auf  die  anderen 
Länder  Europas  nördlich  der  Alpen  ausgedehnt  und  für  sie  Flurpläne  geprüft  und  ana- 
lysiert, wo  er  solcher  habhaft  werden  konnte, 

Ueberdies  hat  aber  Meitzen  in  reichlichstem  Maasse  auch  alle  sonstigen  Hilfs- 
mittel herangezogen,  die  ihm  irgend  welchen  Aufschluss  über  das  ursprüngliche  Cultur- 
leben  der  in  Betracht  kommenden  Völker  und  über  die  Entwicklung  ihrer  agrarischen 
Verhältnisse  bieten  konnten.  So  werden  die  Ergebnisse  der  vergleichenden  Sprachwissen- 
schaft, der  Ethnographie  verwertet,  die  Forschungen  über  die  älteste  Entwicklung  der 
Hausformen,  über  die  Wanderungszüge  der  verschiedenen  Völker  und  Volksstämme 
nutzbar  gemacht;  desgleichen  die  ältesten  historischen  Zeugnisse,  Urkunden,  Gesetzes- 
codificationen,  die  Forschungen  über  die  Entstehung  der  Ortsnamen,  die  Schriften  der 
römischen  Agrimensoren  u.  s.  w. 

Verweilen  wir,  bevor  wir  uns  den  materiellen  Ergebnissen  der  Untersuchungen 
Meitzens  zuwenden,  einen  Augenblick  bei  der  Methode,  die  dieser  Forscher  angewendet 
hat.  Er  geht  von  der  Annahme  aus,  dass  sich  auch  in  den  gegenwärtigen  landwirtschaft- 
lichen Verhältnissen  —  wie  namentlich  in  der  Form  der  Anlage  der  Ortschaften  und  in  der 
Art  der  Flureintheilung  —  grossentheils  Ueberreste  der  ersten  festen  Ansiedelung  erblicken 
lassen,  wo  nicht  etwa  bestimmte,  historisch  nachweisbare  EingriiFe  stattgefunden  haben, 
wie  z.  B.  die  deutschen  Colonisationen  oder  die  modernen  Verkoppelungen.  Sind  jedoch 
solche  Eingriffe  in  historischer  Zeit  nicht  erfolgt,  so  dürfe  man  voraussetzen,  dass  die 
eigenthümlichen  Grundzüge  der  ersten  Anlage  wenigstens  in  gewissen  Spuren  nicht  ver- 
schwinden konnten  und  an  bestimmten  Merkmalen  noch  aufzufinden  und  zu  beurtheilen 
sein  müssen.  Denn  die  Zwecke  dieser  Anlagen  seien  auch  heute  noch  im  grossen  und  ganzen 
dieselben,  wie  zur  Zeit  ihrer  Gründung;  die  Errichtung  von  Grosswirtschaften  habe  das 
Bild  der  ursprünglichen  Flureintheilung  ebenso  wenig  zu  zerstören  vermocht,  wie  der 
Erbgang  und  der  Grundbesitzverkehr;  es  bestehe  kein  Interesse  an  einer  durchgreifenden 
Veränderung  der  Anlagen;  da  eine  solche  stets  bestehende  Werte  vernichte  und  neue 
Capitals-  und  Arbeitsaufwendungen  erfordere,  so  ziehe  es  selbst  der  fremde  Eroberer  vor, 
sich  in  den  alten  Ansiedelungen  festzusetzen  und  acceptiere  in  der  Regel  die  vor- 
gefundene Feldeintheilung. 

Infolge  dieser  Grundanschauung  werden  die  Flurpläne  für  Meitzen  zu  dem  alier- 
wichtigsten  Erkenntnismittel  für  die  ursprüngliche  Siedelungsweise  der  verschiedenen 
Völkerschaften.  Um  die  nationalen  Eigenthümlichkeiten  der  letzteren  hinsichtlich  des 
Agrarwesens  am  reinsten  zu  erfassen,  sucht  er  sich  stets  dasjenige  geographische  Gebiet 
auf,  in  welchem  das  betreffende  Volk  nach  den  vorhandenen  historischen  Ueberlieferungen 
sich  am  ungestörtesten  entwickelt  hat,  wo  es  am  geringsten  den  Einflüssen  fremder 
Nationen  ausgesetzt  gewesen  ist,  und  wo,  wenn  möglich,  auch  die  innere  agrarische 
Entwicklung  nicht  zur  Zerstörung  der  anfänglichen  Betriebsfomien  geführt  hat. 
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Durch  diese  Eliminationsmethode  gelangt  Meitzen  dazu,  für  die  verschiedenen 
Völker,  die  sich  an  der  Besiedelung  Europas  nördlich  der  Alpen  betheiligt  haben,  national 
charakteristische  Siede) ungsformen  aufzustellen;  diese  letzteren  werden  ihm  dann 
zu  selbständigen  Mitteln  zur  Erforschung  der  Siedelungsgeschichte,  indem  er  auch  in 
den  anderen  Gegenden  die  Flurpläne  auf  das  Vorhandensein  der  für  ein  Volk  als  charak- 
teristisch erkannten  Momente  untersucht,  daraus  Schlüsse  auf  die  Nationalität  der  ersten 
Ansiedler  zieht,  und  das  so  gewonnene  Kesultat  mit  den  historischen  Nachrichten  über 
die  Wanderungen  der  Nationen  vergleicht.  Freilich  kommt  Meitzen  bei  der  Durchsicht 
der  Flurpläne  auch  zu  weit  verbreiteten  Siedelungsarten,  die  sich  auf  jene  nationalen 
Grundformen  nicht  zurückführen  lassen,  und  für  deren  Erklärung  dann  Meitzen  die 
Einwirkung  einer  ausserhalb  der  Ansiedler  stehenden  Gewalt  —  eines  Grundherrn  oder 
dergleichen  —  annimmt. 

Meitzen  geht  übrigens  in  seinen  Schlussfolgerungen  aus  den  Flurkarten  noch 
weiter;  nicht  nur  die  Nationalität  derjenigen,  welche  die  ersten  festen  Ansiedelungen 
begründet  haben,  sucht  er  aus  ihnen  zu  erkennen,  sondern  er  glaubt  auch,  aus  ihnen  auf 
die  socialen  und  ökonomischen  Verhältnisse  schliessen  zu  dürfen,  unter  denen  das  Volk 
sesshaft  wurde,  auf  die  Ursachen,  die  zum  Aufgeben  des  Nomaden thumes,  zur  Begründung 
fester  Ansiedelungen  und  zu  der  specifischen  Form  der  letzteren  geführt  haben.  Ist 
schon  die  Ansicht  Meitzens,  dass  die  Verschiedenheiten  in  den  Ansiedelungsformen  auf 
nationale  Eigenthümlichkeiten  zurückzuführen  seien,  nicht  ohne  Widerspuch  geblieben, 
so  tragen  die  zuletzt  angeführten  Schlussfolgerungen  naturgemäss  noch  mehr  den  Charakter 
von  Hypothesen  an  sich,  die  höchstens  einen  gewissen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit 
besitzen,  und  gegen  die  auch  von  hervorragenden  Seiten  bereits  mancherlei  gewichtige 
Bedenken  erhoben  worden  sind  (s.  u.).  , 

Von  den  Resultaten  der  Forschungen  Meitzens  sind,  wie  schon  aus  dem  Gesagten 
erfolgt,  die  sichersten  diejenigen,  die  sich  auf  die  geographische  Verbreitung  der 
verschiedenen  Siedelungsf ormen  und  Arten  der  Besitzvertheilung  beziehen. 
Die  wichtigeren  derselben  seien  deshalb  hier  kurz  charakterisiert,  wobei  nur  bemerkt 
wird,  dass  die  durch  die  modernen  Zusammenlegungen  bewirkten  Verändcungen  der 
Flureintheilung  ignoriert  werden. 

1.  Gewanndörfer.  Man  kann  zwei  Formen  von  Gewanndörfern  unterscheiden,  je 
nachdem,  ob  die  einzelnen  Gehöfte  in  einem  unregelmässigen  Haufen  nebeneinander 
liegen  oder  an  eine  Strasse  angereiht  sind. 

Beim  Haufendorf  ist  eine  mittlere  Anzahl  von  Gehöften  —  etwa  20  bis  30  — 
nachbarlich  geschlossen  in  unregelmässigen  Haufen  angeordnet.  Das  Dorf  ist  nach  aussen 
umzäunt  und  von  einer  verhältnismässig  ausgedehnten  Flur  umgeben,  durch  das  sich  ein 
sternförmiges  Wegenetz  zieht,  das  aber  erst  nach  erfolgter  Ackertheilung  entstanden  ist 
und  auf  diese  keine  Rücksicht  nimmt,  so  dass  viele  Grundstücke  eines  eigenen  Zuganges 
entbehren.  Die  Flurvertheilung  ist  ausserordentlich  compliciert  und  planmässig.  Das 
Ackerland  von  etwa  300  bis  400  ha  ist  in  eine  grössere  Anzahl  von  Gewannen  getheilt, 
in  deren  jedem  jeder  Hofbesitzer  eine  Parcelle  hat;  der  gesamnite  Besitz  eines  Bauern 
liegt  daher  in  zahlreichen  einzelnen  Stücken  über  die  ganze  Dorfflur  zerstreut.  Die 
Parcellen  sind  meist  lang  und  schmal.  Die  Unzugänglichkeit  der  meisten  Grundstücke 
machte  in  Verbindung  mit  der  Gemenglage  eine  völlige  Gleichmässigkeit  und  Gleichzeitigkeit 
der  Bodenbestellung  bei  allen  Nachbarn  nothwendig,  welches  Ziel  nur  durch  öffentliche 
Normen  über  die  Bewirtschaftung  erreicht  werden  konnte,  dem  sogenannten  Flurzwang, 
der  auch  die  Voraussetzung  für  die  gemeinsame  Viehweide  war.  Die  Grundlage  für  die 
Eigenthumsvertheilung bildet  die  Hufenverfassung,  welche  jedem  Hüfner  einen  gleichen 
ideellen  Antheil  an  den  bäuerlichen  Gemeinwesen,  dem  Dorfgebiete  gewährt.  Zu  dem 
letzteren  gehören  die  noch  unvertheilt  gebliebenen,  meist  nicht  beackerten,  sondern  als 
Wald  und  Weide  genutzten  Grundstücke  in  der  Dorfmark,  die  sogenannte  Allmende, 
die  Meitzen  streng  von  den  eigentlichen  (grossen)  Marken  unterschieden  wissen  will. 
Jede  Hufe  besteht  aus  Landbesitz   und  Nutzungsrechten   und   hat  einen  solchen  Umfang, 
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dass  sie  für  den  Unterhalt  einer  Familie  hinreicht  und  durch  eine  solche  bewirtschaftet 
werden  kann.  Die  Gleichheit  der  Hufen  innerhalb  eines  Dorfes  ist  durch  die  Gewann- 
eintheilung  bewirkt. 

In  dieser  Fonn,  welche  Meitzen  für  die  national  germanische  erklärt,  ist  Mittel- 
deutschland zwischen  Weser,  Westerwald,  Taunus  und  Thiiringerwald,  Saale,  Ilmenau 
und  Delvenau  besiedelt,  ferner  der  grösste  Theil  des  deutschen  Rheingebietes,  Schwabens 
und  Baierns.  Mit  hufenförmigen  Gewanndörfern  sind  ferner  Dänemark,  der  Süden 
Skandinaviens,  Belgien,  Theile  von  Ost-  und  Nordfrankreich,  das  Juragebiet,  die  Fluss- 
gebiete des  Inn  und  der  Donau  bedeckt.  Auch  die  Dörfer  Englands  zeigten  vor  der 
Durchführung  der  Verkoppelungen  dieselbe  Flurverfassung. 

Nebst  den  bisher  betrachteten  Haufendörfern  sind  auch  strassenförmige  Gewann- 
dörfer in  Deutschland  sehr  verbreitet.  Sie  zeigen  eine  ganz  ähnliche  Eintheilung  der 
Flur  in  Gewanne,  wie  die  Haufendörfer,  nur  dass  die  Gewanne  meist  grösser  und  regel- 
mässiger sind;  auch  die  einzelnen  Parcellen  pflegen  ausgedehnter  zu  sein  und  sind  durch 
Räume  von  einander  abgegrenzt.  Die  Dorfanlage  ist  mit  der  der  slavischen  Strassen- 
dörfer  verwandt  (s.  u.).  Das  strassenförmige  Gewanndorf  ist  eine  der  Formen,  in  welchen 
die  deutsche  Colonisation  des  Ostens  Deutschlands  erfolgt  ist.  Die  Gründung  dieser 
Dörfer  gehört  nachweisbar  einer  sehr  späten  Zeit  an  und  wird  erst  in  dem  zweiten  Theile 
des  Meitzen'schen  Werkes  dargestellt  werden. 

2.  Marschdörfer.  Diese  Siedelungsform  kommt  in  den  niedrigst  gelegenen,  der 
Ueberflutung  ausgesetzten  Gebieten  an  den  Mündungen  der  Elbe,  der  Weser  und  des 
Rheines,  femer  auf  der  ganzen  Nordseekuste  zwischen  diesen  Flüssen  sowie  am  Ostsee- 
gestade vor.  Das  ganze  Land  ist  hier  durch  Dämme  gegen  das  Eindringen  des  Meeres 
geschützt.  Die  reihenförmigen  Dörfer  liegen  längs  der  auf  dem  Deiche  laufenden  Strasse 
an  deren  inneren  Böschung.  Die  Flur  ist  in  einzelne  lange,  parallele,  auf  den  Deich 
senkrecht  stehende,  dammförmige  Felder  getheilt,  die  von  einander  durch  tiefe  Wasser- 
abzugsgräben getrennt  sind. 

3.  Waldhuf encolonien.  Eine  den Marschhufencolonien  ganz  ähnliche  Siedelungs- 
form findet  sich  namentlich  im  Thüringerwalde,  am  Main,  im  Odenwalde,  Schwarzwalde 
und  Erzgebirge,  in  den  Sudeten  und  Karpaten  und  bedeckt  weite  Gebiete  des  Königreiches 
Sachsen,  ferner  Schlesiens,  Posens,  Mährens  und  Böhmens.  Auch  hier  sind  die  Gehöfte 
längs  einer  Strasse  aneinandergereiht,  und  es  ist  jedem  Hüfner  sein  Grundbesitz  in 
einem  einzigen  langen  schmalen  Streifen  zugewiesen.  Die  Strasse  und  das  Reihendorf 
sind  aber  nicht,  wie  in  den  Marschen,  auf  dem  höchsten,  sondern  auf  dem  tiefsten  Theile 
der  Flur  angelegt,  nämlich  im  Flussthale;  die  Grundstücke  erstrecken  sich  von  da  aus 
bis  zur  Wasserscheide  hinauf,  die  zugleich  die  Flurgrenze  bildet.  Die  Form  der  Grundstücke 
ist  vielfach  stark  gewunden,  um  jedem  Grundbesitzer  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  von 
der  Strasse  aus  seinen  ganzen  Besitz  zu  befahren,  ohne  des  Nachbars  Grund  berühren 
zu  mtissen.  Die  Hufenverfassung  besteht  hier  zwar  meist  in  einer  den  Gewanndörfern 
analogen  Form;  doch  sind  die  Wald-  und  Hagenhufen  in  der  Regel  bedeutend  grösser, 
als  die  gewannmässigen.  Die  Art  der  Flurvertheilung  ennöglicht  jedem  Wirte  die 
selbständige  Wirschaftsführung  und  schliesst  jeden  Flurzwang  aus.  Allmenden  oder  Marken 
sind  mit  Waldhufen  meist  nicht  verbunden. 

4.  Weiler.  Es  sind  dies  Gruppen  von  3  bis  10  ziemlich  nahe  und  unregelmäßig 
benachbart  liegenden  Höfen  mit  entsprechend  kleinen  Feldfluren,  auf  welchen  die  den 
einzelnen  Höfen  zugehörigen  Grundstücke  in  einem  unregelmäßigen  Gemenge  zerstreut 
liegen;  die  Parcellen  sind  bald  länglich,  bald  mehr  quadratisch  oder  blockförmig.  Auch 
hier  wird  von  Hufen  gesprochen.  Manchmal  haben  sich  diese  Weiler  durch  Zubauten  in 
kleine  Dörfer  umgewandelt.  Das  Verbreitungsgebiet  dieser  Siedelungsform  ist  namentlich 
Schwaben  und  Baiern,  wo  sie  vermischt  mit  Gewanndörfern  vorkommen:  diese  nehmen 
meist  die  fruchtbareren  Niederungen,  jene  die  Höhenzüge  ein.  Auch  in  den  österreichischen 
Alpengebieten  triift  man  auf  weilerartige  Aijsiedelungen. 

5.  Einzelhöfe.  Weite  Gebiete  weisen  überhaupt  keine  dorfmässige  Besiedelung 
des  flachen  Landes  auf,   sondern  die  Landbevölkerung  bewohnt  isolierte  Höfe  mit  airou- 
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diertem,  um  das  Gebäude  liegendem  Grundbesitze.  Von  Marken  oder  Allmenden  kann  bei 
diesen  Einzelböfen  in  der  Eegel  ebenso  wenig  die  Rede  sein,  wie  von  Unzugänglichkeit 
der  Parcellen  oder  von  Flurzwang.  Die  Grundstücke  sind  für  die  Bebauung  vielfach  in 
blockförmige  Kämpe  eingetheilt,  die  für  die  Viehweide  durch  Gräben,  Hecken  u.  dgl. 
eingefriedet  sind.  Diese  Siedelungsart  wird  von  Meitzen  als  die  national  keltische 
bezeichnet.  Aus  ihr  erklären  sich  die  agrarischen  Verhältnisse  Irlands,  sie  ist  über  den 
grössten  Teil  Frankreichs  verbreitet,  über  die  Niederlande  und  von  da  östlich  bis 
zur  Weser,  ferner  in  der  französischen  Schweiz,  in  den  schweizerischen  und  öster- 
reichischen Alpen. 

6.  Die  Gehöf erschaften.  Die  Gehöferscliaften  auf  dem  Hausrück  und  der  Eifel 
sind  bekanntlich  Gemeinschaften  von  Landwirten,  die  solidarisch  für  einen  abzuführenden 
Grundzins  haften  und  das  ihnen  gehörige  Land  periodisch  unter  sich  vertheilen.  Jene 
Gemeinschaft  von  Landwirten  ist  jedoch  nicht  etwa  die  politische  Gemeinde,  sondern 
eine  private  Genossenschaft.  In  dem  Gemeinschaftsverhältnis  stehen  weder  Hausstellen, 
noch  Hausgärten,  selten  Felder,  sondern  zumeist  Wälder  mit  bloss  periodischem  Anbau, 
der  gewöhnlich  in  der  Form  der  Brenncultur  erfolgt.  Die  Viehweide  wird  gemeinschaftlich 
betrieber;,  während  sonst  jeder  Einzelne  das  ihm  zugewiesene  Grundstück  selbständig 
bestellt  und  benützt. 

7.  Der  grossrussische  Mir.  Eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  den  Gehöferschaften 
hat  der  grossrussische  Gemeindebesitz,  dessen  Eigenthümlichkeiten  oft  genug  beschrieben 
worden  sind.  Es  handelt  sich  bei  ihm  nämlich  nicht,  wie  bei  den  Zadrugen,  um  eine 
Form  Communalismus,  sondern  um  Corporationsbesitz  mit  individueller  Bewirtschaftung 
der  Theile  durch  die  Gemeindemitglieder;  diese  haben  gesonderte  Hauswesen,  Privateigenthum 
an  den  Früchten.  Das  Gemeindeeigenthum  an  dem  Grundbesitze  kommt  in  den  periodischen 
Neuvertheilungen  der  Flur,  sowie  in  einer  Art  von  Eetractsrecbten  zum  Ausdrucke.  Jeder 
Mann  sowie  jeder  Hausvater  hat  ein  gleiches  Anrecht  auf  die  wirtschaftlichen  Nutzungen 
am  Gemeindebesitze.  Dem  entspricht  die  Solidarhaft  aller  Genossen  für  die  Steuern;  der 
Zahlungsunfähige  verliert  sein  Land  an  die  Gemeinde.  Die  Flureintheilung  scheint  der 
in  den  deutschen  Gewanndörfern  ähnlich  zu  sein;  das  Ackerland  zerfällt  in  3  Schläge 
und  eine  grössere  Anzahl  von  Gewannen,  in  welchen  jeder  Bauer  einen  Streifen  durch  Los 
erhält.  Eigentlicher  Flurzwang  scheint  nicht  zu  bestehen,  wohl  aber  müssen  bestimmte 
Zeiten  bei  der  Bodenbestellung  eingehalten  werden.  Der  Mir  ist  die  charakteristische 
Agrarverfassung  Grossrusslands  und  ist  auch  vielfach  in  die  angrenzenden  finnischen 
Gebiete  übertragen  worden. 

8.  Die  Hauscommunion  der  Südslaven.  In  den  von  den  Südslaven  bewohnten 
Ländern,  wie  in  der  früheren  Militärgrenze,  Kroatien,  Serbien,  Montenegro,  Dalmatien, 
hat  sich  grösstenteils  bis  auf  die  neueste  Zeit  die  jenem  Volksstamme  eigenthümliche 
Agrarverfassung,  die  Hauscommunion,  erhalten.  Die  Zadruga  ist  ein  communistisches 
Gemeinwesen  einer  Familie  von  60  und  mehr  Personen.  Diese  bewohnen  ein  Haus  und 
bestellen  gemeinsam  unter  Leitung  des  Familienhauptes,  dem  die  volle  patriarchalische 
Gewalt  zusteht,  das  Land.  Es  gibt  keinerlei  Sondereigen,  weder  an  Grundstücken  noch 
an  beweglicher  Habe.  Wird  die  Familie  zu  groß  oder  entstehen  Zwistigkeiten,  so  spaltet 
sich  die  Zadruga;  ein  Teil  verbleibt  in  seinem  bisherigen  Wohnsitze,  der  andere  begründet 
mit  einem  Teile  des  Grund-  und  Herdenbesitzes  eine  neue  Hauscommunion.  Eine  charak- 
teristische Form  der  Wohnplätze  scheint  nicht  zu  bestehen ;  die  Ansiedlungen  sind  in 
den  breiten  Ebenen  und  Flusstbälern  vielfach  geschlossene  Dörfer,  während  im  Gebirge 
die  Zadrugen  meist  isoliert  sind.  Ueberall  aber  pflegt  zwischen  den  den  verschiedenen 
Hauscommunionen  gehörigen  Parcellen  eine  starke  Gemengelage  zu  bestehen,  die  indessen 
zu  keinem  Flurzwang  geführt  hat,  weil  die  einzelnen  Grundstücke  meist  durch  eigene 
Feldwege  zugänglich  sind.     Ein  bestimmtes  Anbausystem  ist  nicht  nachzuweisen. 

9.  Die  Ansiedlungen  der  Nordslaven.  Bei  den  Nordslaven  haben  sich  keine 
deutlich  erkennbaren  Uebereste  eines  etwa  früher  bestandenen  Gemeineigenthums  an  Grund 
und  Boden  erhalten.  Die  von  Meitzen  angeführten  Spuren  der  Hauscommunion  bei  den 
Nordslaven  sind  ausserordentlich  schwach,  so  dass  auch  der  Verfasser  nur  äusserst  vorsichtig 
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sich  darüber  äussert.  Jedenfalls  lässt  sich  für  die  nordslavischen  Gebiete  gegenwärtig  keine 
charakteristische  Agrarverfassung  auffinden.  In  Kleinrussland  und  in  allen  älteren  russischen 
Gebieten  herrscht  das  Einzelhofsystem  vor.  Dagegen  sind  die  auf  slavische  Gründungen 
zurückzuführenden  Ansiedlungen  im  Westen  durchaus  in  Dörfern  erfolgt,  die  zwei  charak- 
teristische Formen  aufweisen.  Beim  Eunddorfe  oder  Rundling  stehen  die  einzelnen  Häuser 
eng  aneinander  im  Kreise  oder  in  Hufeisenform  um  den  Dorfplatz;  keilförmig  schließen 
sich  hinter  den  Häusern  die  Baumgärten  an.  Beim  Strassendorfe  sind  die  Häuser  neben 
einander  um  eine  breite  Dorfstrasse  beiderseitig  angereiht.  Die  Flur  ist  meist  in  unregel- 
mässige, blockförmige  Parcellen  eingetheilt;  die  zu  den  einzelnen  Gehöften  gehörigen 
Stücke  liegen  im  Gemenge. 

Wir  haben  im  Vorstehenden  versucht,  in  knappen  Umrissen  die  hauptsächlichsten 
bei  den  Völkern  nördlich  der  Alpen  vorkommenden  Formen  der  Ansiedlungen  und  der 
Flurverfassung  kennen  zu  lernen.  Mit  diesen  beiden  ethnographisch  hochwichtigen  Momen- 
ten kreuzt  sich  aber  ein  drittes,  das  gleichfalls  für  die  Erkenntnis  des  ältesten  Siedelungs- 
und  Agrarwesens  so  manches  beiträgt,  wenn  ihm  auch  nicht  eine  solche  fundamentale 
Bedeutung  zugeschrieben  wird,  wie  jenen  beiden  Momenten.  Es  ist  die  Form  des 
Hausbaues.  Die  Art  der  Anlage  der  bäuerlichen  Wohngebäude  und  Wirtschaftsräume 
wird  wesentlich  von  den  Lebensansprüchen  der  Bevölkerung  und  von  deren  Sitten  und 
Gewohnheiten  beeinflusst.  Es  wäre  daher  nicht  überraschend,  wenn  sich  nachweisen  Hesse, 
dass  sich  bei  den  verschiedenen  Völkern,  je  nach  den  bei  ihnen  herrschenden  Bedürfnissen, 
nach  ihrem  Culturgrade  und  nach  ihren  nationalen  Eigenthümlichkeiten  in  der  ersten 
Zeit  ihrer  Sesshaftigkeit  gewisse  charakteristische  Formen  des  Hausbaues  ausgebildet 
haben.  So  findet  man  denn  auch,  dass  auf  weiten  Länderstrecken  die  ländlichen  Gebäude 
nach  einheitlichen  Typen  gebaut  sind.  Li  Deutschland  sind  namentlich  das  fränkisch- 
alemannische,  das  sächsische  und  das  räthisch-alpine  Haus  verbreitet. 

Dieses  Moment  des  Hausbaues  soll  hier  indessen  nicht  näher  dargestellt  werden. 
Einerseits  haben  die  diesbezüglichen  Forschungen  vielfach  noch  zu  keinen  klaren 
Ergebnissen  geführt;  andererseits  ist  die  Hausform  doch  nur  ein  secundäres  Erkenntnis- 
mittel für  die  Siedelungsgeschichte,  weil  die  Wandelbarkeit  der  Häuser  bedeutend  grösser 
ist,  als  die  der  Feldeintheilung,  welche  doch  streng  an  die  Nachbargrenzen  und  an  die 
Forderungen  der  Ackerbestellung  gebunden  sind. 

Meitzen  zieht  denn  auch  die  Forschungen  über  die  Formen  des  Hausbaues  meist 
nur  ergänzend  herbei,  um  mit  ihnen  die  Schlüsse  zu  vergleichen,  die  sich  ihm  aus  der 
Untersuchung  der  Siedelungsform  und  der  Art  der  Feldeintheilung  ergeben. 

Was  nun  die  Frage  der  Nationalität  und  der  Entstehung  j  euer  Siede- 
lungsformen  anlangt,  so  kann  man  diese  Frage  zum  Theile  mit  Bestimmtheit  aus  den 
Mittheilungen  zeitgenössischer  Schriftsteller,  aus  erhaltenen  Urkunden,  gesetzlichen  Vor- 
schriften u.dgl.  beantworten;  vielfach  ist  man  jedoch  auf  blosse  Vermuthungen,  auf  mehr 
oder  weniger  wahrscheinliche  Hypothesen  angewiesen. 

Mit  grosser  Gewissheit  lässt  sich  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Wissenschaft 
die  nationale  Zugehörigkeit  und  auch  die  Entstehungsgeschichte  zAveier  Siedelungsformen 
feststellen,  die  man  bis  vor  nicht  langer  Zeit  als  die  Ueberreste  der  ursprünglichen 
Wirtschaftsverfassung  angesehen  hatte,  während  man  nunmehr  erkannt  hat,  dass  sie  neueren 
Ursprungs  sind.  Sowohl  den  grossrussischen  Mir,  als  auch  die  rheinischen  Gehöfer- 
schaften  hielt  man  für  Ueberbleibsel  einer  Feldgemeinschaft  unter  den  Ansiedlern,  ja 
bis  vor  kurzem  war  es  fast  eine  communis  opinio  doctorum,  dass  der  Gemeinbesitz  am 
Grund  und  Boden  und  eine  darauf  folgende  Feldgemeinschaft  sich  bei  allen  Völkern 
finden  und  nothwendige  Stufen  in  der  Entwickelung  des  privaten  Grundeigenthums  seien. 
Genauere  Forschungen  haben  indessen  gezeigt,  dass  der  Mir  nicht,  wie  Haxthausen 
behauptet  hatte,  sich  aus  einem  ursprünglichen  Communismus  in  der  Urzeit  entwickelt 
habe,  sondern  dass  diese  Institution  nicht  weiter,  als  bis  in  das  17.  Jahrhundert  reicht,  und 
dass  seine  Entstehung  auf  denEinfluss  der  Grundherrlichkeit,  insbesondere  auf  die  solidarische 
Haftung  aller  Gemeindegenossen  für  die  Steuern  zurückzuführen  ist. 
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Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Gehöferschaften.  Während  Hanssen  sie  für 
die  letzten  üeberreste  der  urgermanischen  Agrarverfassung hielt,  hatLamp recht  bewiesen, 
dass  sie  erst  im  10.  bis  14.  Jahrhunderte,  wesentlich  infolge  der  Gebundenheit  der 
grundherrlichen  Verfassung,  entstanden  sind. 

Zweifellos  ist  est  ferner^  dass  die  Marschdörfer  und  die  Ansiedlungen  mit 
Wald-  und  Hagenhufen  nicht  volksmässige  Gründungen  aus  der  ältesten  Zeit  sind; 
sondern  es  lässt  sich,  wie  es  scheint,  mit  Bestimmtheit  nachweisen,  dass  wir  es  hier  mit 
bewussten,  planmässigen,  von  Grundherren  geleiteten  deutschen  Colonisationen  zu  thun 
haben,  bei  welchen  nicht  etwa  nationale  Sitten  und  Gewohnheiten  der  Ansiedler  entscheidend 
waren,  sondern  der  einheitliche  Wille  des  Grundherrn,  der  sich  in  erster  Linie  durch 
Zweckmässigkeitserwägungen  leiten  Hess. 

Auch  das  scheint  ziemlich  ausgemacht  zu  sein,  dass  die  südslavische  Haus- 
communion  ein  uraltes  nationales  Gebilde  ist.  Was  die  bei  ihr  sowie  bei  den  nord- 
slavischen  Ansiedlungen  herrschende  Unregelmässigkeit  in  der  Vertheilung  der  Felder 
in  Blöcken  anlangt,  so  wird  dieselbe  von  Meitzen  auf  die  unbeschränkte  väterliche 
Gewalt  der  Häuptlinge  (Supane,  Starosten)  zurückgeführt,  welche  souverän  über  das  Land 
verfügten  und  dasselbe  nach  freiem  Belieben  austheilten. 

Die  bisher  betrachteten  Agrarverfassungen  bieten  —  theils  infolge  ihres  unzweifelhaft 
nationalen  Charakters,  theils  infolge  ihres  Entstehens  in  später  historischer  Zeit  —  dem 
Forscher  relativ  geringere  Schwierigkeiten,  als  jene  beiden  Siedelungsformen,  welche 
den  weitaus  grössten  Theil  der  von  den  Germanen  besetzten  Ländermassen  bedecken, 
nämlich  das  System  der  geschlossenen  Dörfer  mit  Gewannfluren  und  das 
System  der  Einzelhöfe  mit  arrondiertem  Grundbesitze;  zwischen  beide 
schiebt  sich  noch  die  Uebergangsform  der  „Weiler":  und  der  Dörfer  mit  blockförmiger 
Flureintheilung  ein.  Hinsichtlich  der  Entstehung  dieser  beiden  Formen  von  Ansiedelungen 
sind  wir,  trotz  der  so  gründlichen  und  so  scharfsinnigen  Untersuchungen  Meitzen s, 
doch  wohl  noch  immer  nur  auf  mehr  oder  weniger  wahrscheinliche  Hypothesen  angewiesen; 
und  bei  dem  Mangel  an  klaren  und  unzweideutigen  Urkunden  oder  Zeugnissen  —  heftiger 
als  je  zuvor  ist  der  Streit  über  bekannten,  die  Wirtschaftsweise  der  Germanen  betreffenden 
Sätze  des  Caesar  und  Tacitus  entbrannt  —  und  bei  der  Mehrzahl  von  Völkerschaften, 
welche  die  in  Betracht  kommenden  Gebiete  nacheinander  bewohnt  haben,  dürfte  es  wohl 
auch  ausgeschlossen  sein,  in  dieser  Beziehung  jemals  zu  völlig  sicheren  wissenschaftlichen 
Resultaten  zu  gelangen. 

Meitzen  reclamiert  nun  die  Siedelungsweise  in  Dörfern  mit  Gewannfluren,  und 
zwar  speciell  die  in  Haufendörfern,  als  die  germanisch  nationale,  während  er  das  System 
der  Einzelhöfe  für  national  keltische  erklärt.  Der  Begründung  dieser  Behauptungen  ist 
ein  sehr  grosser  Theil  des  in  Eede  stehenden  Werkes  gewidmet,  und  es  geziemt  sich 
daher,  dass  auch  hier  auf  diesen  Punkt  etwas  ausführlicher  eingegangen  werde;  beson- 
ders, da  auch  die  Methode  äusserst  interessant  ist,  welche  jener  Forscher  dabei  in  An- 
wendung bringt. 

Meitzen  geht  dabei  von  der  —  seither  nicht  unbestritten  gebliebenen  —  An- 
schauung aus,  dass  jedes  Volk  infolge  seiner  specifischen  Gewohnheiten,  Sitten,  Eechts- 
anschauungen  u.  s.  w.,  kurz  infolge  seiner  nationalen  Eigenartigkeit  auch  eine  ihm 
eigenthümliche  Art  besitze,  in  welcher  es  vom  Nomadenthum  zur  Sesshaftigkeit,  von  der 
Viehwirtschaft  mit  bloss  gelegentlicher  Bodenbebauung  zum  eigentlichen  landwirtschaft- 
lichen Ackerbaue  übergehe.  Gerade  die  Betrachtung  der  Verbreitung  der  beiden  Siedelungs- 
formen bestärkt  den  Verfasser  gar  sehr  in  dieser  Ueberzeugung;  denn  die  an  sich 
denkbaren  objectiven  Ursachen  —  wie  Klima,  Bodenbeschaffenheit,  Höhenlage  —  sind 
ihm  zur  Erklärung  der  Verschiedenartigkeit  in  der  Besiedelung  nicht  ausreichend,  wenn 
er  auch  hie  und  da  selbst  diese  Factoren  mit  heranzieht;  da  aber  alle  diese  Momente 
die  geographische  Vertheilung  jener  Siedelungsformen  zu  e. klären  nicht  vermögen,  bleibe 
nichts  anderes  übrig,  als  sie  auf  die  A'^erschiedenartigkeit  der  Nationalität  der  Ansiedler 
zurückzuführen. 
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Kelten,  Kömer  und  Germanen  sind  es  nun  hauptsächlich  gewesen,  welche  in 
historischer  Zeit  jene  Ländergebiete  besetzt  haben,  die  heutzutage  Deutschland,  West- 
österreich, Frankreich,  England,  Dänemark  und  Skandinavien  bilden. 

Von  diesen  drei  Völkern  kommen  die  Römer  für  die  in  Eede  stehenden  Siedelungs- 
fomien  nicht  in  Betracht;  denn  sie  haben  erwiesenermaassen  in  den  von  ihnon  eroberten 
Provinzen  die  vorgefundene  Agrarverfassung  unberührt  gelassen;  von  der  bei  ihnen 
üblichen,  aus  den  Schriften  der  Agrimensoren  klar  erkennbaren  Art  der  Felderzutheilung 
finden  sich  in  den  Gebieten  nördlich  der  Alpen  kaum  irgendwelche  Spuren. 

Um  nun  die  national  charakteristische  Siedelungsart  der  Germanen  und  der  Kelten 
festzustellen,  sucht  Meitzen  nach  Landgebieten,  in  welchen  ein  fremder  von  anderen 
Völkern  ausgeübter  Einfluss  niemals  stattgefunden  hat.  Zu  diesem  Zwecke  verfolgt  er  die 
kaum  entwirrbaren  Wanderungen  und  Züge  der  Germanen  und  Römer  und  findet,  dass 
das  kleine  Gebiet  zwischen  Weser,  Westerwald,  Taunus,  Thüringenwald  und  Saale  in 
historischer  Zeit  niemals  von  anderen  als  germanischen  Stämmen  bewohnt  gewesen  ist; 
und  gleiches  gilt  von  Jütland  und  den  südlichen  Theilen  Skandinaviens.  Hier  herrscht 
aber  ausnahmslos  das  haufenförmige  Gewanndorf  mit  der  oben  skizzierten  Agrarverfassung 
vor.  Diese  Siedelungsform  erklärt  daher  Meitzen  für  national  germanisch;  alle  Siede- 
lungen, welche  diesen  Typus  aufweis-in,  seien  germanischen  Ursprungs. 

Für  die  national  keltische  Besiedelung  seien  hingegen  in  Irland  die  sichersten 
und  ergiebigsten  Spuren  und  Erinnerungen  vorhanden,  insbesondere  in  den  bis  in  das 
7.  Jahrhundert  zurückreichenden  Brehon  laws.  Die  Clanverfassung,  welche  aus  jenen 
Quellen  klar  hervortritt,  steht  im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Besiedelung  der 
ganzen  Insel  in  Einzelhöfen.  Daraus  schliesst  Meitzen,  dass  fast  überall,  wo  sich  in 
Mitteleuropa  diese  Art  der  Landbesiedelungen  vorfindet,  in  ihnen  Ueberreste  der  ursprünglich 
keltischen  Wohnstätten  zu  erblicken  seien.  Nur  für  die  Alpenländer  räumt  er  auch  die 
Möglichkeit  ein,  dass  die  daselbst  verbreiteten  Siedelungen  in  Einzelhöfen  durch  die 
gebirgige  Bodenbeschaflfenluit  verursacht  seien. 

Freilich  ist  es  nicht  immer  ganz  leicht,  zu  begründen,  warum  in  den  Ländern, 
die  vorerst  von  den  Kelten  bewohnt  waren  und  später  von  Germanen  besetzt  worden 
sind,  auf  weiten  Gebieten  die  keltischen  Einzelnhöfe  sich  erhalten  haben,  während  sie 
auf  anderen  ausgedehnten  Landstrichen  durch  germanisclie  Dörfer  ersetzt  worden  sind. 
So  besteht  namentlich  eine  scharfe  Grenze  zwischen  den  beiden  Siedelungssystemen  in 
Nordfrankreich,  in  Ostfrankreich  und  an  der  Weser.  Zur  Erklärung  dieser  und  ähnlicher 
Erscheinungen  rauss  Meitzen  zu  einer  Reihe  weiterer,  hie  und  da  recht  künstlicher 
Annahmen  greifen,  deren  Darstellung  hier  indessen  zu  weit  führen  wüide,  obzwar 
gerade  in  diesen  Ausführungen  das  Resultat  riesiger  Arbeit  und  oft  staunenswerten 
Scharfsinnes  enthalten  ist. 

Meitzen  begnügt  sich  indessen  nicht  damit,  den  nationalen  Ursprung  der  Gewann- 
dörfer und  Einzelhöfe  zu  untersuchen,  er  bemüht  sich  auch,  die  Entstehung  dieser 
Siedelungen,  den  Act  des  Sesshaftwerdcns  der  Volksstämme  aufzuklären,  die  ökono- 
mischen, socialen  und  rechtlichen  Kräfte  zu  erforschen,  welche  bei  der  Gründung  der 
Niederlassungen  auf  die  Gestaltung  der  Flur  und  auf  die  Eintheilung  der  Felder  eingewirkt 
haben.  Diesbezüglich  müssen  naturgemäss  —  soweit  nicht  etwa  bewusste,  urkundlich 
überlieferte  Maassregeln  in  historischer  Zeit  vorliegen  —  Vennuthungen  und  Hypothesen 
einen  noch  breiteren  Raum  einnehmen. 

Bei  all  den  Siedelungsformen  nun,  deren  Entstehungsart  mit  Sicherheit  festgestellt 
werden  kann  —  beim  grossrussischen  Mir,  bei  den  mitteldeutschen  Gehöferschaften,  den 
Marschdörfern  und  bei  den  Colonisationen  mit  Wald-  und  Hagenhufen  —  war,  wie  bereits 
erwähnt  worden  ist,  nicht  etwa  das  freie  Uebereinkommen  der  betheiligten,  gleich- 
berechtigten Grundbesitzer,  sondern  vielmehr  ein  einheitlicher,  von  einem  Dritten  aus- 
gehender Wille,  ja  Zwang  für  die  Gestaltung  der  Agrarverfassung  maassgebend. 

Ebenso  beruht  auch  heute  noch  bei  der  südslavischen  Zadruga  die  Feldeintheilung 
und  die  ganze  Wirtschaftsführung  auf  der  fast  unbeschränkten  patriarchalischeu  Gewalt 
des  Hausvaters. 
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^  Desgleichen  nimmt  Meitzen  an,  dass  die  strassenförmigen  Gewanndörfer  (s.  o.), 
ferner  die  Weiler  und  die  Dorfanlangen  im  deutschen  Eroberungsgebiete  mit  unregel- 
mässiger und  block  förmiger  Feldeintheilung,  grundherrliche  Gründungen  seien,  bei  welchen 
der  souveräne  Wille  des  Grundherrn  über  die  jedem  einzelnen  Ansiedler  zuzuweisenden 
Felder,  über  die  in  gemeinsamer  Nutzung  verbleibenden  Gebiete  u.  dgl.  entschied. 

lieber  die  Art  und  Weise,  in  welcher  sich  der  Uebergang  von  dem  Nomadenthum 
zur  Sesshaftigkeit  bei  den  Kelten  vollzog,  geben  für  Irland  die  oben  erwähnten  Quellen 
ziemlich  sicheren  Aufschluss  und  zeigen,  dass  auch  hier  die  Form  der  Ansiedlung  nicht 
dem  Belieben  der  Volksgenossen  überlassen  war,  sondern  von  obenher  dictiert  wurde. 
In  Irland  bestand,  wie  es  scheint  seit  jeher,  die  Clanverfassung.  Das  ganze  Volk 
zerfiel  in  Clane,  d.  h.  Volkstämme,  die  von  einem  Ahnherrn  abstammten  und  unter  der 
patriarchalischen  Leitung  eines  Häuptlings  standen.  Solcher  Clane  gab  es  184;  dieselben 
setzten  sich  wieder  zu  4  oder  5  Königreichen  zusammen,  die  unter  je  einem  Clanhäuptlinge 
als  König  und  sänimtliche  wieder  unter  einem  Oberkönig  standen.  Diese  straffe  Organisation 
bewirkte  es,  dass,  als  im  7.  Jahrhunderte  infolge  des  Anwachsens  der  Bevölkerung  der 
Uebergang  vom  blossen  Hirtenleben  zu  festen  Ansiedlungen  zur  Nothwendigkeit  geworden 
war,  diese  grundlegende  Umwälzung  der  nationalen  Production  unter  Leitung  der  Clan- 
häuptlinge in  ganz  Irland  in  vollkommen  einheitlicher  und  gleichmässiger  Weise  vor 
sich  gieng.  Jedes  Familienhaupt  erhielt  für  sich  und  seine  Angehörigen  30  oder  60  acres 
Land  zugewiesen;  je  4  solche  Familienbesitzungen  (Tates)  bildeten  einen  Quarter, 
4  Quarters  ein  Townland;  diese  Gebietseintheilung  ist  auch  heute  noch  grossentheils 
bestimmt  nachweisbar.  Das  Land  wurde  den  einzelnen  Tates  in  einem  einzigen  geschlos- 
senen Stücke  zugewiesen  und  durch  Hecken,  Gräben  u.  dgl.  abgegrenzt.  So  entstanden 
die  heute  nach  vorhandenen  Einzelhöfe  in  Irland. 

Ob  auch  in  den  anderen  Gebieten  mit  der  nämlichen  Siedelungsweise  die  Ent- 
stehung der  Einzelhöfe  auf  eine  ähnliche  Weise  stattgefunden  hat,  muss  zunächst  dahin- 
gestellt bleiben.  Jedenfalls  ist  in  Irland  die  Begründung  der  keltischen  Siedelungen 
ebenso  durch  autoritatives  Eingreifen  erfolgt,  wie  dies  für  sämmtliche  früher  besprochenen 
Formen  der  Ansiedelung  theils  nachgewiesen  ist,  theils  angenommen  werden  muss. 

Anders,  nämlich  durch  eine  freie,  vertragsmässige  Uebereinkunft  aller  Ansiedler 
untereinander,  ist  nach  Meitzen  nur  die  Entstehung  der  germanischen  volksraässigen 
haufenförmigen  Gewanndörfer  zu  erklären.  Diese  Form  der  Siedelungen  mit  ihrer  com- 
plicierten  Hufenverfassung,  mit  ihrer  weitgehenden  Gewanneintheilung  der  Flur  hat, 
seitdem  sie  allgemeiner  bekannt  worden  ist,  stets  das  lebhafte  Interesse  der  Forscher 
wachgerufen  und  zu  verschiedenartigen  Erklärungsversuchen  geführt,  bei  welchen  stets 
das  Raisonnement  aus  der  „Natur  der  Dinge"  eine  grosse  Rolle  spielen  muss,  da  die 
einzigen  Zeugnisse  über  den  wirtschaftlichen  Zustand  der  Germanen  zu  Beginn  unserer 
Zeitrechnung  in  den  wenigen,  grösstentheils  unklaren,  ja  fast  orakelhaften  Sätzen  bestehen, 
die  sich  in  Caesars  und  Tacitus'  Werken  finden,  und  welche  auf  die  verschiedenste  Weise 
übersetzt  und  interpretiert  worden  sind. 

Nach  Meitzen  waren  die  Germanen  zur  Zeit  Caesars  nomadisierende  Völkerschaften 
aus  freien  und  gleichberechtigten  Genossen  bestehend.  Die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung 
habe  vorerst  zu  zahlreichen  Wanderungen  und  Kriegen  und  nicht  lange  nach  Caesar  zur 
Begründung  fester  Niederlassungen  geführt.  Schon  vor  Beginn  unserer  Zeitrechnung  sei 
alles  verfügbare  Land  wirtschaftlich  zur  Ernährung  der  grossen  Viehherden  sowie  für 
gelegentlichen  Ackerbau  benützt  worden.  Die  starke  Zunahme  der  Bevölkerung  habe 
eine  lebhafte  Krisis  im  Volksleben  hervorgerufen.  Schon  vorher  haben  die  reichen  Herden- 
besitzer ihre  ärmeren  Volksgenossen  dazu  gezwungen,  Getreide  für  sie  zu  bauen,  sie  aber 
davon  abgehalten,  sich  anzusiedeln,  weil  dadurch  jene  ärmeren  Freien  selbständig  und 
unabhängig  geworden  wären  und  auch  das  Weideterrain  für  die  grossen  Herden  der 
Vornehmen  eine  Einschränkung  erfahren  hätte.  Schliesslich  aber  habe  in  dem  demokratisch 
organisierten  kleinen  germanischen  Gemeinwesen  das  Interesse  der  Mehrheit  gesiegt:  es 
sei  in  den   einzelnen  Stämmen   und  Gauen  gegen  den  Widerstand  der  Principes  auf  den 
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Volksversammlungeu  beschlossen  worden,  vom  Nomadenthum  zu  festen  Ansiedelungen 
überzugehen.  Dabei  haben  aber  die  Principes  es  durchzusetzen  gewusst,  dass  ihr  Interesse 
an  ausgedehnten  Weideländereien  möglichst  wenig  verletzt  werde.  So  sei  nur  ein  relativ 
kleiner  Theil  des  ganzen  Gebietes  für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  der  ansiedelungs- 
lustigen Genossen  ausgeschieden  worden,  während  auf  dem  Eest  die  grossen  Herdenbesitzer 
die  Weide  fortbetrieben.  So  seien  die  grossen  Marken  entstanden. 

An  der  Ansiedelung  hatten  aber  alle  Genossen  genau  gleiche  Anrechte.  Um  diese 
Gleichheit  der  Anrechte  zu  verwirklichen,  um  jeden  Streit  zwischen  den  Genossen  aus- 
zuschliessen,  habe  man  das  gesammte  für  die  Bestellung  bestimmte  Land  in  Gewanne 
getheilt,  von  denen  jedes  ein  in  sich  homogenes  Stück  Land  darstelle;  jedem  Genossen 
sei  in  jedem  Gewanne  ein  gleicher  Antheil,  wahrscheinlich  durch  Los,  zugesprochen 
worden.  Jedes  solche  Bodenstück  habe  eine  solche  Grosse  erhalten,  dass  seine  Bestellung 
ein  Tagewerk  repräsentiere  (Morgen),  während  der  Gesaramtbesitz  des  einzelnen  Genossen 
in  einer  Weise  bemessen  worden  sei,  dass  er  von  einer  bäuerlichen  Familie  bestellt  werden 
konnte  und  auch  einer  solchen  den  erforderlichen  Unterhalt  bot. 

Sosollen  nach  Meitzens  Ansicht  die  complicierte,  gewannförmige  Flureintheilung 
und  die  damit  zusammenhängende  Hufenverfassung  weder  auf  einen  von  aussen  einwirkenden 
Willen,  etwa  eines  Grundherrn  u.  dgl.,  der  in  seinem  eigenen  Interesse  den  Ansiedlern 
diese  Einrichtungen  vorgeschrieben  hätte,  zurückzufuhren  sein,  noch  auch  sollen  sie  sich 
allmählich  unbewusst,  infolge  der  Nothwendigkeit,  neue  Flurabschnitte  für  die  Boden- 
bestellung zu  roden,  entwickelt  haben,  gleichsam  organisch  erwachsen  sein;  sondern  sie 
seien  die  Folge  bewusster,  freiwilliger  Vereinbarungen  sämmtlicher  Ansiedler  unter  sich, 
hervorgerufen  durch  das  intensive  Gleichheitsbedürfnis  der  Germanen  und  durch  die 
Nothwendigkeit  einer  streitfreien  Regelung  der  Besitz-  und  Nutzungsverhältnisse.   — 

Die  vorstehende  dürftige  Skizze  deutet  wohl,  soweit  der  knappe  Raum  es  gestattet, 
die  wichtigsten  Resultate  des  grossartigen  Werkes  Meitzens  an.  Dieses  enthält  über- 
dies eine  so  kolossale  Fülle  des  Bedeutenden  und  Belehrenden,  es  ist  von  so  weiten  und 
hohen  Gesichtspunkten  getragen,  dass  es  schwerlich  von  einem  anderen  Werke  an  grund- 
legender Bedeutung  für  die   culturhistorische  Forschung   übertroflfen   werden   dürfte.  — 

In  seiner  Auffassung  der  ursprünglichen  Agrarverhältnisse  der  Germanen,  sowie 
in  seiner  rationalistischen  Erklärung  der  Hufenverfassung  schliesst  sich  Meitzen,  wie 
wir  gesehen  haben,  enge  an  die  seit  Haussen s  Untersuchungen  herrschende  Lehre  an; 
er  hat  das  meiste  und  schwerwiegendste  zu  deren  Unterstützung  beigebracht. 

Seither  hat  es  indessen  nicht  an  entschiedenem  Widerspruch  gegen  dieselbe 
gefehlt. ^)  Bedeutsam  sind  insbesondere  die  Einwände,  welch  dagegen  Knapp,  in  sciuem 
eingangs  genannten  Buche  „Grundherrschaft  und  Rittergut"  erhebt. 

Es  ist  dies  eine  Sammlung  zerstreuter  Vorträge  und  Abhandlungen,  die  sich,  wie 
der  Verfasser  selbst  sagt,  als  Fortsetzung  an  die  Schrift  von  1891  „Die  Landarbeiter  in 
Knechtschaft  und  Freiheit"  anschliesst,  wobei  der  Titel  „Grundherrschaft  und  Rittergut" 
nur  ungefähr  den  gemeinsamen  Gedankenkreis  andeuten  soll. 

Das  vorliegende  Buch  bringt  also  eigentlich  nichts,  was  derjenige  nicht  kennte, 
der  aufmerksam  die  einschlägigen  Zeitschriften  verfolgt  hat.  Gleichwohl  ist  die  gelehrte 
Welt  Knapp  aufrichtigen  Dank  für  diese  neuerliche  VeröiFentlichung  schuldig,  denn  erst 
sie  hat  eine  Reihe  wahrer  Meisterwerke,  die  an  verschiedenen,  schwer  erreichbaren  Orten 
erschienen  waren,  dem  grösseren  Publicum  zugänglich  gemacht;  sie  hat  es  erleichtert, 
durch  Zusammenhaltung  der  verschiedenen  Abhandlungen  sich  ein  Gesammtbild  von 
Knapps  Anschauungen  in  gewissen  Fragen  zu  verschaffen. 


')  Hildebrand,  Recht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  Ciilturstufen.  Wittich,  Die  Grundherrschaft 
in  Nordweatdeutschland,  die  wirtschaftliche  Cultur  der  Deutschen  zur  Zeit  Caesars.  (Sybels  historische 
Zeitschrift  Band  43),  Knapp,  in  der  Beilage  zur  Münchener  Allgemeinen  Zeitung  (siehe  unten),  Seehohm 
im  Economic  Journal  VII.  Band.  Fuchs,  im  Worte rbviche  der  Volkswirtschaft,  herausgegeben  von  Elster, 
Artikel  Agrargeschichte,  Bauer,  Below,  daselbst,  Artikel  Ansiedelung. 
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Hieher  gehört  gerade  der  zuletzt  behandelte  Gegenstand:  die  ursprüngliche  wirt- 
schaftliche und  sociale  Verfassung  der  Germanen,  die  Entstehung  der  gewannförmigen 
Flureintheilung,  die  Verschiedenheit  der  Ansiedelung  in  Dörfern  und  Einzelhöfen. 

Knapp  verwirft^)  Meitzens  rationalistische  Erklärung  der  Gemengelage  mit 
Gewannen.  Dass  die  Gemeinde  hewusster  Weise  ihre  Flur  in  Gewanne  eingetheilt  und 
jedem  Bauer  in  jedem  Gewann  einen  Acker  zugewiesen  habe,  hält  er  für  „rein  unmöglich. 
Dazu  hätte  ein  Gott  gehört,  der  diese  sinnreiche  Art  der  Vertheilung  des  Ackers  den 
Menschen  offenbart  hätte,  wie  ja  die  nordische  Sage  behauptet".  Um  die  Gemengelage 
zu  erklären,  niüsste  „der  deutsche  Urbauer  zu  einem  Fanatiker  der  Besitzesgleichheit" 
gemacht  werden.  „Gibt  es  denn",  so  fragt  Knapp,  „irgendwo  solche  physische  Zustände, 
bei  denen  jeder  dem  anderen  vor  allem  gleich  sein  will,  in  Zeiten,  wo  das  Land  kaum 
Wert  hat,  und  wo  einer  nicht  einmal  so  viel  brauchen  kann  wie  ein  anderer?  Ausserdem: 
gibt  es  denn  in  jenen  Gemeinden  gar  keine  Geschichte?  Haben  sie  etwa  vor  Beginn 
des  Ackerbaues  keine  Vergangenheit  gehabt?  Ist  es  denkbar,  dass  sie  aus  lauter  Gleich- 
berechtigten bestehen,  da  sie  doch  selbst  aus  irgend  einer  Entwickelung  hervorgegangen 
sind?"  All  das  verneint  Knapp  mit  Entschiedenheit,  und  er  stellt  demgemäss  einen 
anderen  Versuch,  die  Gewannverfassung  zu  erklären,  auf.  Die  Gemengelage  habe  man 
sich  derart  entstanden  zu  denken,  dass  beim  Zusammenwohnen  in  Dörfern  die  bebaute 
Flur  allmählich,  langsam  gewachsen  sei,  immer  neue  Stücke  des  Alhnendlandes  (Gewanne) 
habe  man  der  Bebauung  unterworfen,  bei  jeder  neuen  Rodung  aber  habe  jeder  Eodende 
einen  Streifen  erhalten;  so  sei  unbeabsichtigt,  ganz  von  selbst  die  Gewanneintheilung  und 
Gemengelage  entstanden. 

Meitzen  muss  ferner,  um  zu  einer  bewussten  Schaffung  der  Gewannverfassung  zu 
gelangen,  in  Uebereinstiramung  mit  Waitz,  Maurer,  Haussen  u.  a.  annehmen,  dass 
die  Germanen  zur  Zeit,  als  sie  sesshaft  wurden,  gleiche,  freie  Männer  gewesen  seien,  die  in 
kleinen  demokratischen  Gemeinwesen  zusammenlebten.  Auch  diese  bis  vor  kurzem  allgemeine 
Ansicht  bestreitet  Knappt),  den  Untersuchungen  Wittichs  folgend.  Jene  von  Tacitus 
geschilderten  „blondköpfigen  Müssiggeher,  die  selten  etwas  thun  ausser  trinken,  jagen, 
kämpfen",  seien  keineswegs  die  Bauern,  sondern  kleine  Grundherren  gewesen,  für  welche  die  in 
Knechtschaft  lebenden  Bauern  den  Boden  bestellen  mussten.  Die  Grundherrschaft  habe 
sich  nicht  etwa,  wie  bisher  angenommen  wurde,  in  historischer  Zeit,  unter  den  Karolingern 
entwickelt,  es  sei  vielmehr  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Grundherschaft  „die  älteste 
der  bekannten  Verfassungsformen  sei,  und  aus  ihr  wären  die  späteren  Formen  abzuleiten"; 
nicht  freie  Bauern  haben  sich  nach  dieser  Meinung  zur  Zeit  der  Karolinger  den  grossen 
Grundherren  in  die  Hörigkeit  übergeben,  vielmehr  haben  die  kleinen  Grundherren  ihre 
Bauernstellen  den  grösseren  Herrschaften  tiberwiesen;  es  handle  sich  demnach  zu  jener 
Zeit  nicht  um  die  Entstehung  der  Grundhersschaft  überhaupt,  sondern  um  die  der 
Grossgrundherrschaft. 

Den  specifischen  national  deutschen  Charakter  der  Gewanndörfer  bezweifelt  ferner 
Knapp  ebenso  wie  den  keltischen  Ursprung  der  Einzelhöfe,  wie  überhaupt  den  Zusammen- 
hang von  Wohnort  und  Nationalität.^)  Knapp  deutet  an  —  ohne  indessen  eine  directe 
Behauptung  in  dieser  Richtung  zu  wagen  —  dass  seiner  Meinung  nach  die  Natur  des 
Landes  für  die  Art  der  Besiedelung  maassgebend  gewesen  sei,  dass  die  Ansiedler  sich 
bald  in  Einzelhöfen,  bald  in  Dörfern  niedergelassen  hätten.  Es  dürfte  indessen  Meitzen 
doch  wohl  zuzugeben  sein,  dass  diese  natürlichen  Momente  für  die  Erklärung  der  geogra- 
phischen Verbreitung  der  beiden  Siedelungsformen  durchaus  unzugänglich  sind,  und  dass, 
solange  weder  eine  einleuchtendere  Erklärung  noch  auch  eine  Widerlegung  für  das  in 
Rede  stehende  Phänomen  gefunden  ist,  die  allerdings  etwas  kühne  Hypothese  Meitzens 
von  der  nationalen  Bedingtheit  der  Siedelungsformen  acceptiert  werden  muss. 

Im  Vorstehenden  ist,  wegen  des  engen  Zusammenhanges  mit  dem  früher  bespro- 
chenen Werke  Meitzens,  eine  Reihe  einzelner  Fragen  aus  der  Schrift  Knapps  heraus- 

')  8.  107  flf.  (Siedelung  und  Agrarwesen  nach  A.  Meitzen.) 

')  8.  82  ff.  (Die  Grundberrschaft  in  Nordwestdeutschland,  S.  112.) 

»)  S.  118  ff.  (Siedelung  und  Agrarwesen  nach  A.  Meitzen). 
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gegriffen  worden.  Dabei  mussten  die  betreffenden  Stellen  zumeist  wörtlich  angeführt 
werden.  Denn  einerseits  wäre  es  nicht  möglich  gewesen,  Knapps  Gedanken  küricer  und 
präciser  auszudrücken,  als  er  selbst  es  thut  —  kaum  ein  Wort  Hesse  sich  in  den  vor- 
liegenden Abhandlungen  ohne  Nachtheil  verändern  — ,  andererseits  wird  den  Lesern  auf 
solche  Weise  nicht  nur  der  betreffende  Gedanke  vermittelt,  sondern  sie  erhalten  dadurch 
zugleich  auch  Beispiele  von  der  unerreichten  Meisterschaft,  mit  welcher  Knapp  die 
Form  beherrscht. 

Gerade  die  vollendete,  plastische  Form  aber,  in  welche  Knapp  den  schon  an  sich 
so  sehr  interessanten  Inhalt  seiner  Vorträge  und  Abhandlungen  giesst,  der  Stil  im  höheren 
Sinne  ist  es,  der  seinen  Schriften  ihren  besonderen  Reiz  verleiht  und  bewirkt,  dass  man 
sie  nicht  nur  einmal  liest,  sondern  sich  immer  wieder  an  ihrer  Leetüre  erfreut.  Denn  sie 
sind  nicht  nur  wissenschaftliche  Leistungen,  sondern  geradezu  Kunstwerke.  „Alle  Geschichts- 
schreibung ist,  soweit  sie  über  Materialiensammlung  und  -slchtung  hinausgeht,  durchaus 
Kunst",  so  sagt  er  selbst.^)  Einen  „angemessenen  Stil",  ein  „hochzeitliches  Gewand", 
für  die  Wirtschaftsgeschichte  fordert  er  nicht  nur,  sondern  er  gibt  es  ihr  auch. 

Der  Inhalt  der  vorliegenden  Arbeiten  gewinnt  denn  auch  vielfach  erst  durch  die 
Form,  d.  li.  durch  die  Art  der  Betrachtung,  Beleuchtung  und  Darstellung,  ihre  besondere 
Bedeutung.  Grösstentheils  sind  es  nicht  eigene  Originalforschungen,  deren  Ergebnisse 
hier  mitgetheilt  werden,  sondern  Knapp  legt  seinen  Darstellungen  die  von  anderen  vor- 
genommenen Untersuchungen  zu  Grunde,  die  allerdings  vielfach  auf  seine  Anregungen 
zurückzuführen  sind. 

Er  berichtet  zunächst  über  die  vom  Vereine  für  Socialpolik  veranstaltete  Erhebung, 
betreffend  die  Landarbeiter  der  inneren  Colonisation  und  versteht  es  in  unver- 
gleichlicher Weise,  die  Resultate  der  vielbändigen  Enquete  in  wenigen  Sätzen  zu  einem 
einheitlichen,  scharf  umrissenen  Bilde  von  der  ländlichen  Arbeitsverfassung  in  den  ver- 
schiedenen Theilen  Deutschlands  zusammenzufassen. 

Sodann  bringt  er  das  Ergebnis  seiner  eigenen  Studien  über  die  ländliche  Ver- 
fassung Niederschlesiens  und  stellt  deren  Besonderheiten,  speciell  das  hier  verbreitete 
Institut  der  „Dreschgärtner",  dar. 

Es  folgt  eine  höchst  instructive  Parallele  zwischen  der  Bauernbefreiung  in 
Oesterreich  und  in  Preussen  auf  Grund  von  Knapps  eigenem  Werke  und  dem 
bekannten  Buche  Grünbergs,  wobei  sich  zeigt,  dass  in  der  Behandlung  der  Bauern- 
frage Oesterreich  im  18.  Jahrhundert  einen  Vorsprung  von  Preussen  besass,  im 
19.  Jahrhundert  aber  von  diesem  Staate  überholt  wurde,  dass  Preussen  eine  kräftigere, 
Oesterreich  dagegen  eine  bessere  Socialpolitik  für  sich  hat,  und  dass  es  bei  uns  in 
viel  höherem  Grade,  als  in  Preussen,  gelungen  ist,  den  Bauern  die  persönliche  Freiheit 
zu  geben,  sie  von  den  Frohnden  zu  entlasten,  ohne  sie  doch  der  Vernichtung  preis- 
zugeben. 

Knapp  bietet  ferner  einen  zusammenfassenden  Ueberblick  über  die  höchst  inter- 
essanten Forschungen  Wittichs,  betreffend  die  Entwicklung  der  Grundherrschaft 
in  Nordwestdeutschland  und  ein  Referat  über  Siedelung  und  Agrarwesen 
nach  A.  Meitzen,  zwei  Abhandlungen,  aus  denen  oben  einige  Proben  mitgetheilt 
worden  sind. 

Den  Schluss  des  Bandes  bilden  fünf  scharf  und  plastisch  gezeichnete  biogra- 
phische Skizzen  bedeutender  Volkswirtschaftslehrer.  In  höchst  anziehender  Weise 
versteht  es  hier  Knapp,  seine  eigenen  Begegnungen  mit  diesen  Männern   einzuflechten. 

Das  Gesagte  genügt  wohl,  um  eine  beiläufige  Vorstellung  von  den  in  dieser  Schrift 
behandelten  Gegenständen  zu  geben.  Näher  soll  dagegen  auf  deren  Inhalt  hier  nicht 
eingegangen  werden.  Knapp  muss  man  eben  selbst  hören  oder  wenigstens  lesen.  Hiezu 
möchte  der  Referent  eine  kräftige  Anregung  geben.  Schiff. 

«)  S.  82. 
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TJgo  Babbeno :  La  questione  fondiaria  nei  paesi  nuovi,  Vol.  L  La  questione  fondi- 
aria  nelle  grandi  colonie  dell'  Australasia;  pubbl.  per  cura  di  Achille  Loria  e  C.  A. 
Conigliani.  Torino,  fratelli  Bocca  1898,  Bibliotheca  di  science  social!  Vol.  XXVII. 

Eabbeno,  ein  Mann,  dessen  in  dieser  Zeitschrift  schon  oft  Erwähnung  gethan 
worden  ist,  der  in  ihr  auch  einen  trefflichen  Artikel  über  die  Arbeiterversicherung  in 
Italien  veröffentlicht  hat,  ist  am  3.  September  1897  im  Alter  von  34  Jahren  verschieden. 
In  ihm  durfte  die  italienische  Nationalökonomik  thatsächlich  einen  ihrer  hervorragendsten 
Vertreter  verehren,  von  ihm  durfte  sein  Vaterland  noch  reiche  Gaben  erwarten;  es  ist 
daher  vollauf  begreiflich,  dass  sein  früher  Tod  aufrichtiges  Bedauern  hervorrief.  Seine 
Freunde,  der  genialste  Nationalökonom  Italiens,  Achille  Loria  und  Conigliani,  haben  sich 
ein  namhaftes  Verdienst  dadurch  erworben,  dass  sie  daran  gegangen  sind,  Rabbenos 
nachgelassene  Schriften  mit  liebevoller  Sorgfalt  zu  sichten  und  herauszugeben:  ein 
Verdienst  um  Rabbeno,  dem  sie  durch  besonders  innige  Bande  verbunden  waren,  und 
um  die  Wissenschaft,  für  welche  gerade  das  vorliegende  Werk  von  grossem  Werte  ist. 
Rabbeno  hat  vor  Jahren  eine  Schrift  über  die  agrarischen  Verhältnisse  Australiens  dieser 
Zeitschrift  angeboten;  beim  Sammeln  des  Materiales  mag  ihm  die  Arbeit  über  den 
Rahmen  einer  Abhandlung  hinausgewachsen  sein,  und  was  als  solche  in  diesen  Blättern 
erscheinen  sollte,  musste  die  Sorgfalt  seiner  Freunde  als  postumes  Werk  im  grossen  Style 
der  Nachwelt  schenken.  Es  ist  ganz  unmöglich,  die  auf  tiefeindringenden  Studien  der 
Parlamentsacten  und  der  übrigen  reichen  Literatur  aufgebauten  Untersuchungen  Rabbenos 
zu  reassumieren;  es  hätte  eine  solche  Darstellung  auch  gar  keinen  Wert,  um  so  mehr, 
als  das  Werk  ja  unvollendet  geblieben  ist  und  insbesondere  die  Capitel,  welche  aus  der 
Darstellung  der  Thatsachen  nach  dem  Arbeitsplane  des  Autors  die  allgemeinen  Schlüsse 
hätten  ziehen  sollen,  nicht  vorliegen.  Hiefür  bestehen  nur  Aufzeichnungen,  die,  wie  zu 
hoffen  steht,  in  nicht  ferner  Zeit  sich  unter  der  Hand  der  Herausgeber  zu  einem  zweiten 
abschliessenden  Bande  zusammenfügen  werden.  Die  vorliegenden  Capitel  behandeln  den 
Beginn  der  Colonisation  Australiens,  die  systematische  Colonisation  nach  dem  Plane 
Wackefields,  die  Monopolstellung  der  Viehzüchter  und  den  Kampf  der  anwachsenden 
Bevölkerung  gegen  dieselbe,  die  demokratische  Bodengesetzgebung  in  Victoria,  die  agra- 
rische Gesetzgebung  von  Neu-Südwales  mit  ihrer  fast  ausschliesslichen  Berücksichtigung 
der  reichen  Viehzüchter  und  Grundbesitzer  und  von  Neu-Seeland,  also  —  wie  Loria 
sagt  —  eine  thatenreiche  Periode  jener  grossartigen,  socialen  Epopä,  welche  die  Besitz- 
ergreifung des  Bodens  durch  die  Bourgeoisie  darstellt,  jenes  gewaltigen  Processes,  der  nach 
Lorias  Ansicht  das  unüberwindliche  Hilfsmittel  für  die  Zerfaserung  des  ganzen  socialen 
Organismus,  für  die  allmähliche  Herausgestaltung  der  heutigen  Structur  der  Gesellschaft 
gebildet  hat.  Wenn  wir  die  überaus  sorgfältige,  ja  scrupulöse  Zusammenstellung  des 
massenhaften  Materiales  berücksichtigen,  welches  in  dem  Buche  aufgehäuft  ist,  die  Schärfe 
des  Urtheils  und  die  grosse  Vorsicht  bewundern,  die  der  Autor  eben  in  seinen  Urtheilen 
zeigt,  werden  wir,  obwohl  mit  den  letztern  in  noch  weitergehendem  Maasse  und  aus 
anderen  Gründen,  als  Loria,  nicht  immer  einverstanden,  demselben  doch  in  der  Richtung 
vollauf  Recht  geben,  dass  eine  Fundgrube  für  weitere  Forschungen  vor  uns  liegt,  an  der 
fortan  kein  Fachmann  vorübergehen  darf,  ohne  aus  ihr  reiche  Wissensschätze  zu  sammeln. 

Schullern. 

Dr.  Richard  Grrieb.  Das  europäische  Oedland,  seine  Bedeutung  und 
Cultur.  Frankfurt  a.  M.,  Sauerländers  Verlag  1898.  142  S. 

Diese  gediegene  Schrift  setzt  sich  mit  Energie  für  die  Bekämpfung  und 
Beseitigung  der  in  Europa  noch  sehr  ausgedehnten,  einer  Nutzbarmachung  fähigen 
Oedländereien  ein.  Der  Verfasser  erhofft  davon  nicht  blos  eine  Steigerung  der  land- 
wirtschaftlichen Production,  sondern  eine  Verminderung  der  Auswanderung  und  eine  Stei- 
gerung der  inneren  Colonisatien  gegenüber  der  äusseren.  Zunächst  wird  gezeigt,  welch 
riesige  Ausdehnung  das  „Oedland"  in  Europa  besitzt,  wobei  unter  diesem  Ausdrucke  alle 
die  Ländereien  zu  verstehen  sind,  „welche  bei  überhaupt  möglicher  Cultur  derzeit  ent- 
weder völlig  ertraglos  sind,  oder  aber  einer  den  Verhältnissen  nicht  entsprechenden 
unwirtschaftlichen  Benutzungsart   unterliegen,    die   in   Folge    dessen   in    der   Regel   nur 
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eine  äusserst  geringe  Eente  abwirft."  Der  Verfasser  constatiert  auf  Grund  seiner 
literarischen  Behelfe,  dass  die  Gesammtsumme  der  europäischen  Oedlandfläche  sicherlich 
mehr  als  22.000  Quadratmeilen,  d.  h.  eine  Fläche  etwa  so  gross  wie  Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn,  Holland  und  Dänemark  zusammengenommen  hat.  Und  diese  Fläche  ist, 
trotz  der  zahlreichen  Cultivierungsversuche,  immer  noch  in  der  Zunahme  begriffen.  Die 
Untersuchung  der  Frage  nach  den  Ui'sachen  und  nach  der  Entstehung  des  dermaligen 
Oedlandes  führt  den  Verfasser  zu  dem  Ergebnisse,  dass  nur  ein  geringer  Theil  des 
europäischen  Oedlandes  „natürlich",  dagegen  der  grössere  Theil  „künstlich",  d.  h.  durch 
Einwirkung  der  Menschen  und  ihrer  Wirtschaft  hervorgerufen  sei.  Letzteres  mag 
wohl  von  den  Gebirgsöden,  Heiden  und  von  den  Flugsandflächen  gelten,  indem  diese 
Oedungen  die  Folge  früherer  Waldverwüstungen  sind;  Moore,  Sümpfe,  Meeresdünen  und 
Steppen  sind  zwar,  wie  die  Untersuchung  ihres  Untergrundes  gezeigt  hat,  auch  grössten- 
theils  einstmals  bewaldet  gewesen,  die  Vernichtung  der  Cultur  ist  hier  aber  nicht  auf 
menschlichen  Willen,  sondern  auf  das  Walten  der  Naturkräfte  zurückzuführen. 

Anschaulich  schildert  der  Verfasser  den  allmählichen  Entwaldungsprocess  in  Europa. 
Wenn  auch  dem  Satze,  dass  der  Beginn  jeder  Uncultur,  die  erste  Stufe  zum  Oedland, 
in  der  Waldverwüstung  gelegen  sei,  zugestimmt  werden  kann,  so  muss  man  sich  doch 
gar  sehr  davor  hüten,  diesen  Satz  umzukehren  und  in  jeder  Waldverwüstung  den 
Beginn  der  Verödung  zu  erblicken.  Es  gibt  zweifellos,  und  zwar  auch  speciell  in 
Oesterreich,  viele  Gegenden,  in  welchen  die  Waldrodung,  die  Umwandlung  des  Waldes 
in  Pflugland  oder  Wiese,  den  grössten  Culturfortschritt  bedeuten  würde. 

Nachdem  der  Verfasser  gezeigt  hat,  in  welcher  Art  gegenwätig  schon  auch  das 
Oedland  Nutzungen  unterworfen  wird,  sucht  er  die  Beziehungen  des  Oedlandes  zur 
Forst-,  Land-  und  Volkswirtschaft  klarzulegen  und  die  möglichen  Vorbeugungsmaassregeln 
gegen  das  Entstehen  von  neuem  Oedland  und  zur  Beseitigung  des  bereits  vorhandenen 
Oedlandes  darzustellen,  wobei  die  in  den  einzelnen  Staaten  bereits  in  Angriff  genom- 
menen oder  durchgeführten  Cultivierungsarbeiten  eingehend  berücksichtigt  werden. 
Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  nur  für  die  Moorländereien  sich  die  land- 
wirtschaftliche Cultivierung  eigne,  während  alle  anderen  öden  Flächen  der  Forstcultur 
in  Verbindung  mit  Wildbachverbauungen  u.  dgl.  zu  unterwerfen  seien. 

Man  wird  dem  Verfasser  zugeben  müssen,  dass  es  sich  hier  in  der  That  um  eine 
hochwichtige  Frage  der  Volks  Wirtschaftspolitik  handelt,  und  dass  die  rasche  und  ener- 
gische Inangriff'nahme  der  Cultivierungsarbeiten  umso  dringender  ist,  als  der  Umfang 
des  Oedlandes  immer  noch  in  der  Zunahme  begriffen  ist,  und  als  sich  namentlich  in 
den  Gebirgsgegenden  die  Zahl  und  Gefährlichkeit  der  Wildbäche  steigert. 

Dies  alles  gilt  in  besonders  hohem  Grade  speciell  auch  für  Oesterreich. 

Schiff. 

Paul  Hager.  Familienfideicommisse  (Staatswissenschaftliche  Studien,  heraus- 
gegeben von  M.  Elster,  VL  Band,  5.  Heft),  Jena  1897.  60  S. 

Eine  Streitschrift  zu  Gunsten  der  Familienfideicommisse.  Der  Verfasser  will  einen 
Beitrag  zur  Lösung  der  Frage  beibringen,  ob  das  Listitut  des  Familienfideicommisses 
von  der  Gesetzgebung  beibehalten  werden  solle,  oder  nicht,  einer  Frage,  die,  wie  er 
glaubt,  binnen  kurzem  in  Deutschland  acut  werden  müsse,  da  die  Neuregelung  des 
gesammten  deutschen  Privatrechtes  auch  auf  das  vorläufig  noch  unberührte  Gebiet  des 
Familienfideicommisses  werde  ausgedehnt  werden  müssen.  Zu  diesem  Zwecke  gibt  der 
Verfasser  vorerst  einen  dürftigen,  von  Ungenauigkeiten  nicht  freien  Ueberblick  über  die 
Geschichte  der  Familienfideicommisse,  sodann  eine  flüchtige  Darstellung  der  zur  Zeit  für 
die  Fideicommisse  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und  einen  Wiederabdruck  der 
bekannten  Daten  über  die  Verbreitung  der  Fideicommisse  in  Preussen,  Baiern  und 
Oesterreich.  Hierauf  versucht  der  Verfasser  die  für  und  gegen  die  Beibehaltung  der 
Fideicommisse  geltend  gemachten  Gründe  gegen  einander  abzuwägen  und  kommt  dabei 
zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Vortheile  dieser  Institution  grösser  seien,  als  die  Nachtheile; 
sie  sei  daher  nicht  zu  beseitigen,  sondern  zu  reformieren.  Seine  Vorschläge  gipfeln  in 
der   Errichtung    einer   Pideicommissbehörde,  in  der  gesetzlichen   Festlegung  eines  Maxi- 
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mums  für  das  Fideicommiss,  wie  es  schon  Conrad  befürwortet  hatte,  und  in  der  Auf- 
hebung der  ewigen  Dauer  des  Fideicommisses.  Es  ist  sicherlich  anzuerkennen,  dass 
durch  Eeformen  dieser  Art  die  Bedenken,  welche  gegen  die  fideicomraissionelle  Bindung 
des  grossen  Besitzes  in  einer  Familie  bestehen,  zwar  nicht  beseitigt  abei  theilweise 
doch  abgeschwächt  werden.  Schiff. 

Friedrich  Freilierrn  zu  Weiclis-Grlon,  Die  Brot  frage  und  ihre  Lösung, 
Leipzig,  Duuker  und  Humblot  1898. 

Das  vorliegende,  knapp  und  anziehend  geschriebene  Büchlein  von  116  Seiten  kann 
jedem,  der  sich  theoretisch  oder  praktisch  mit  den  Fragen  des  öffentlichen  Wohls 
beschäftigt,  warm  empfohlen  werden.  Mit  Ernst  und  Sachkenntnis  ist  hier  das  Brot- 
problem im  engeren  Sinn  behandelt,  das  heisst  das  Problem,  die  Gesammtheit  der 
Bevölkerung  mit  gesundem,  nahrhaftem  und  vor  allem  billigen  Brotgebäck  zu  versorgen. 
Zu  dieser  primären  Aufgabe,  welche  das  Brotproblem  umfasst,  gesellen  sich  zwei  secun- 
däre:  der  inländischen  Landwirtschaft  Getreidepreise  zu  bieten,  bei  welchen  sie  existieren 
kann,  und  die  bei  der  Broterzeugung  herrschenden  geradezu  haarsträubenden  Arbeits- 
verhältnisse zu  verbessern.  Mit  Kecht  sagt  der  Verfasser  in  der  Einleitung  seiner  Schrift, 
dass  die  Frage  des  täglichen  Brotes  eine  ungeheuer  ernste  sei,  sie  dränge  zur  Lösung, 
man  müsse  endlich  die  Brotfrage  als  eine  öffentliche  Angelegenheit  ansehen.  Sei  doch  in 
jedem  Ameisenhaufen  für  die  Nahrung  des  Volkes  besser  gesorgt,  als  bei  den  Menschen. 

Nachdem  in  Kürze  die  Geschichte  des  Brotes  und  der  Backprocess  skizziert 
worden  ist,  stellt  der  Verfasser  die  Technik  des  heutigen  Bäckereibetriebes  dar;  es 
ergibt  sich  dabei  die  Eichtigkeit  des  Satzes  von  Karl  Marx,  welcher  in  seinem  „Capital" 
schreibt:  „Kein  Industriezweig  hat  eine  so  alterthümliche,  ja,  wie  man  aus  den  Dichtern 
der  römischen  Kaiserzeit  ersehen  kann,  vorchristliche  Productionsweise  bis  heute  beibe- 
halten, als  die  Bäckerei."  Die  technischen  Fortschritte,  die  sonst  auf  fast  allen  gewerb- 
lichen Productionszweigen  so  befruchtend'  bewirkt  haben,  sind  an  der  Bäckerei  spurlos 
vorbei  gegangen.  „Nach  wie  vor  geschieht  die  Zubereitung  des  wichtigsten  Nahrungs- 
mittels trotz  aller  ästhetischen,  hygienischen  und  technischen  Bedenken  zumeist  in  der 
primitivsten,  unsaubersten  Weise  mit  Händen  und  Füssen  in  Räumen,  die  allen  gesund- 
heitlichen Anforderungen  Hohn  sprechen,  unter  Arbeitsbedingungen,  die  man  am  Aus- 
gang des  19.  Jahrhunderts  für  unmöglich  halten  sollte."  Für  die  Ursache  dieser 
Erscheinung  hält  der  Verfasser  das  natürliche  Monopol,  das  jeder  Bäcker  für  seine  ört- 
liche Umgebung  infolge  des  raschen  Verderbens  der  Backwaare  geniesst. 

Die  „Backstubenbilder",  die  hierauf  der  Verfasser  mit  schonungsloser  Aufrichtigkeit 
und  Wahrheitstreue  entwirft,  sind  grauenhaft.  Man  fühlt  sich  manchmal  versucht,  diese 
Blätter  aus  Ekel  zu  überschlagen;  und  doch  niuss  gerade  gewünscht  werden,  dass  die 
Thatsachen,  welche  hier,  zum  Theil  aus  eigener  Anschauung,  mitgetheilt  werden,  möglichst 
allgemein  bekannt  werden;  denn  nur  die  allgemeine  Unkenntnis  darüber,  in  welch  ekel- 
hafter Weise  unser  tägliches  Brot  hergestellt  wird,  vermag  die  Gleichgiltigkeit  der 
Bevölkerung  gegenüber  den  Fragen  der  Broterzeugung  zu  erklären.  Sonst  wäre  es  geradezu 
unbegreiflich,  dass  die  Bevölkerung  es  sich  ruhig  gefallen  lässt,  wenn  sein  hervor- 
ragendstes Nahrungsmittel  auf  eine  Weise  hergestellt  wird,  dass  der  Einzelne,  würde  er 
die  Zubereitung  mit  eigenen  Augen  sehen,  aus  Ekel  nicht  mehr  imstande  wäre,  von  dem 
Erzeugnis  zu  essen.  Wenn  daher  der  Verfasser  den  Ekel,  den  er  durch  offene  Darlegung 
der  Verhältnisse  erregen  will,  für  ein  viel  kräftiger  und  nachhaltiger  wirkendes  Motiv 
zum  Handeln  hält,  als  tausend  wissenschaftliche  Abhandlungen  über  diesen  Gegenstand, 
so  kann  man  ihm  darin  nur  beipflichten. 

Der  Verfasser  weist  sodann  nach,  dass  die  technisch  irrationelle  Art,  in  welcher  die 
Bäckerei  zur  Zeit  meistentheils  betrieben  wird,  eine  der  hauptsächlichsten  Ursachen  der 
gegenwärtigen  Brottheuerung  sei,  und  dass  bei  rationellem  Betriebe  die  Erzeugungskosten 
des  Brotes  wenigstens  um  50  bis  60  Proc.  sinken  würden.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der 
Arbeiterbäckereien  in  Belgien,  der  Bäckereien  der  Consumvereine  in  der  Schweiz,  der 
Gemeindebacköfen  in  verschiedenen  Theilen  von  Deutschland  sind  ebenso,  wie  die  Wiener 
Brotfabrik,    sprechende   Belege   für   die  Eichtigkeit  jener  Behauptung;    sie   zeigen   „wie 
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theuer  das  Brot  heute  ist,  welch  unverhältnismässig  hohen  Preis  das  Volk  für  sein 
Hauptnahrungsmittel  zu  bezahlen  hat,  unverhältnismässig  im  Vergleich  zu  den  Preisen, 
die  ihm,  selbst  bei  der  heutigen  noch  sehr  mangelhaften  technischen  Entwicklung,  ein 
rationeller  Grossbetrieb  privater  Unternehmungen  zu  bieten  imstande  ist." 

Weichs-Glon  betrachtet  im  weiteren  Verlaufe  seiner  Untersuchung  das  Brot 
nach  seiner  Nährkraft  und  beleuchtet  die  bisher  noch  nicht  recht  geglückten  Versuche, 
auch  die  Kleie  zur  Brotbereitung  zu  verwerten.  Ein  weiterer  Abschnitt  ist  der  Prüfung 
des  Verhältnisses  von  Brotpreis  und  Getreidepreis  gewidmet.  Uebereiustimmend  geht 
aus  den  diesbezüglichen  statistischen  Beobachtungen  hervor,  dass  ein  inniger  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Preis  des  Brotes  und  dem  des  Getreides  vorhanden  ist,  dass  aber 
in  der  Regel  eine  Steigerung  des  Getreidepreises  von  einer  viel  stärkeren  und  nach- 
haltigeren Erhöhung  des  Brotpreises  gefolgt  ist,  während  der  letztere  nur  sehr  zögernd 
eine  sinkende  Bewegung  des  Getreidepreises  mitmacht,  so  dass  also  der  Conjuncturen- 
gewinn  der  Bäcker  aus  den  Schwankungen  des  Getreidepreises  ein  sehr  bedeutender 
sein  muss. 

Nunmehr  geht  der  Verfasser  daran,  zu  untersuchen,  in  welchem  Umfang  bisher 
die  Gesellschaft  ihrer  zweifellosen  Verpflichtung  nachgekommen  ist,  die  Hungrigen  zu 
speisen.  Er  zeigt,  dass  im  Alterthum  schon  manches  in  dieser  Richtung  vorgesorgt 
worden  war,  dass  auch  im  Mittelalter  strenge  Polizeivorschriften  die  Bevölkerung  vor 
Ausbeutung  durch  die  Bäcker  schützten,  dass  aber  in  der  neuesten  Zeit  die  Versorgung 
der  Nation  mit  Brot  gänzlich  dem  freien  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte  überlassen 
ist,  dass  der  Staat  so  gut  wie  nichts  thut,  um  den  allgemein  verbreiteten  Brotwucher 
einzudämmen. 

Es  hat  nun  in  neuester  Zeit  nicht  an  Vorschlägen  zur  Lösung  der  Brotfrage 
gefehlt.  Allerdings  darf  man  hierher  nicht  etwa  die  agrarischen  Bestrebungen  zur  ein- 
seitigen Hebung  des  Getreidepreises  rechnen,  wie  etwa  den  Antrag  Kanitz;  denn  es  ist 
klar,  dass  Maassregeln  dieser  Art  noch  zu  einer  entsprechenden  Vertheuerung  des  Brotes 
führen  müssten.  Wohl  aber  sind  hier  die  Vorschläge  des  Bäckereibesitzers  und  Müllers 
Till  zu  nennen,  der  die  monopolistische  Uebernahme  der  gesammten  Broterzeugung 
durch  den  Staat  oder  durch  das  Kronland  befürwortet.  Dadurch  soll  die  Beschaifung 
billigen  Brotes  bei  Gewährung  von  hohen  Getreidepreisen  ermöglicht  werden;  das  frühere 
Verhältnis  der  Gleichheit  von  Brotpreis  zu  Kornpreis  soll  wieder  hergestellt  werden; 
dazu  sei  nur  nöthig,  die  Broterzeugung  in  rationeller,  technisch  vollkommener  Weise  im 
Grossbetrieb  des  Staates  zu  organisieren;  dadurch  würde  sowohl  eine  sehr  bedeutende 
Verbilligung  des  Brotpreises,  als  auch  eine  wesentliche  Erhöhung  des  derzeitigen  Getreide- 
preises ermöglicht  werden.  Gleichzeitig  könnte  die  geradezu  schmachvolle  Ausbeutung 
der  Arbeiter  im  Bäckereibetriebe,  die  sanitätswidrige,  ekelhafte  Art  der  Brotbereitung 
gründlich  beseitigt  werden;  denn  es  fiele  nicht  nur  der  sehr  bedeutende  Unternehmer- 
gewinn der  Bäckermeister  weg;  sondern  es  würden  auch  die  Erzeugungskosten  auf  ein 
Minimum  reduciert. 

Dem  gegenüber  will  Weichs-Glon  weder  den  Staat  noch  das  Kronland  mit  der 
Brotbereitung  betrauen,  sondern  die  Gemeinde;  und  die  dafür  ins  Feld  geführten  Gründe 
sind  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen;  der  Staat  soll  nur  auf  die  billigste  Weise  — 
eventuell  unter  Verwendung  von  Sträflingen  oder  Militär  —  grosse  Backhäuser  nach  den 
modernsten  technischen  und  hygienischen  Principien  bauen  und  dieselben  den  Gemeinden 
für  den  Betrieb  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellen.  Dieser  Betrieb  wäre  in  Gemeinden 
mit  wenigstens  2000  Einwohnern  obligatorisch,  in  kleineren  Gemeinden  facultaiiv.  Ein 
Bäckereimonopol  soll  für  die  Gemeinden  nicht  geschaffen  werden;  die  privaten  Bäckerei- 
betriebe würden,  so  meint  der  Verfasser,  die  Concurrenz  nicht  aushalten  können.  Jeder 
bestehende  Bäckereibetrieb  soll  aber  das  Recht  haben,  zu  verlangen,  dass  er  vom  Staate 
abgelöst  werde.  Das  hiefür,  sowie  für  den  Bau  der  Bäckereien  benöthigte  Geld  soll  vom 
Staate  durch  Aufnahme  einer  Brotanleihe  beschafft  werden;  die  Verzinsung  und  Amor- 
tisation dieser  Anleihe  erfolgt  aus  dem  Reingewinne  des  Bäckereibetriebes.  Nacli  Tilgung 
der  Brotanleihe  fällt  dieser  Reingewinn  an  die  Gemeinden. 
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Der  skizzierte  Grundgedanke  der  Vorschläge  von  Weich s-Glon  ist  sicherlich 
yollkommen  zutreffend.  Es  wäre  offenbar  ein  vergebliches  Bemühen,  tvollte  man  etwa 
durch  Polizeigesetze,  Brottaxen,  Arbeiterschutznormen  und  ähnliche  Maassiegeln  die  Brot- 
erzeugung derart  beeinflussen,  dass  die  heute  bestehenden,  haarsträubenden  Uebelstände 
beseitigt  werden  würden.  Die  ungeheuere  öffentliche  Wichtigkeit  rechtfertigt  es  nicht 
nur  zur  Genüge,  sondern  sie  drängt  geradezu  dahin,  die  Herstellung  des  wichtigsten 
Volksnahrungsmittels  und  die  Preisbildung  für  dasselbe  nicht  länger  dem  privaten  Wett- 
bewerbe zu  überlassen,  sondern  der  organisierten  Gesellschaft  zu  übertragen.  Es  ist 
gewiss  richtig,  dass  die  Einführung  eines  rationellen  Backbetriebes  im  Grossen,  die 
Anwendung  von  Maschinen,  die  Abschaffung  der  Kabattgewährung  an  Wirte,  Greissler 
u.  8.  w.  eine  ungeheuere  Ersparnis  an  den  Erzeugungskosten  bewirken  würden,  welche  — 
von  einer  Erhöhung  der  Getreidepreise  zunächst  abgesehen  —  nicht  nur  eine  Ermässigung 
der  Brotpreise  wenigstens  um  50  Proc.  gestatten,  sondern  auch  den  Bäckerarbeitern 
einen  anständigen  Lohn  und  menschliche  Arbeitsbedingungen  sichern  könnten.  Dazu 
komme  noch,  dass  ein  derart  unter  öffentlicher  Controle  erzeugtes  Gebäck  ungleich  nahr- 
hafter wäre,  als  das  jetzt  übliche,  und  dass  all  die  heute  herrschenden  sanitätswidrigen 
Verhältnisse  beseitigt  wären. 

Den  bisher  besprochenen  Vorschlägen  Weichs-Glons  können  wir  also  im  grossen 
und  ganzen  zustimmen;  soweit  die  Brotfrage  für  die  Consumenten  in  Betracht  kommt, 
könnte  sie  auf  diese  Weise  wirklich  gelöst  werden.  Allerdings  ist  aber  nicht  recht  ein- 
zusehen, warum  man  bei  der  Vergesellschaftung  der  Bäckerei  stehen  bleiben  und  nicht 
auch  wenigstens  die  Müllerei  in  die  Actiou  einbeziehen  soll.  Denn  auch  in  der  Mehl- 
erzeugung könnte  der  Staat  oder  die  Gemeinde  eine  grosse  Zahl  bedeutende!  technischer, 
wirtschaftlicher,  hygienischer  und  socialer  Verbesserungen  einführen,  die  in  Terbindung 
mit  dem  Wegfalle  des  Unternehmergewinnes  die  Erzeugungskosten  und  damit  den  Preis 
nicht  nur  des  Backmehles,  sondern  auch  des  Speiseraehles  um  vieles  herabdrücken 
würden.  Ueberdies  eignet  sich  der  Mahlprocess  ungleich  mehr  zum  Betriebe  durch  den 
Staat  im  Grossen,  als  der  Backprocess. 

Etwas  skeptischer,  als  zu  den  bisher  betrachteten  Vorschlägen  Weichs-Glons 
muss  man  sich  zu  dessen  weiteren  Ideen  verhalten,  durch  welche  er  eine  Stabilisierung 
der  Getreidepreise  auf  einer  Höhe  erreichen  will,  „dass  der  Bauer  gut  bestehen  und  an 
einer  wahren  civilisatorischen  Entwicklung  theilnehmen  kann". 

Der  Vorschlag  des  Verfassers  ist  in  Kürze  folgender:  die  von  den  Gemeinden  zu 
betreibenden  Bäckereien  dürfen  ausschliesslich  nur  solches  Mehl  verwenden,  das  aus  inlän- 
dischem Getreide  erzeugt  worden  ist:  das  Brotgetreide  wäre  dadurch  in  der  Preisbildung 
von  dem  Weltmarkte  und  dessen  Conjuncturen  ganz  unabhängig.  Die  Preisbildung  für 
das  inländische  Getreide  soll  auf  einem  organisierten  Markte  erfolgen,  nämlich  im  Wege 
von  landwirtschaftlichen  Genossenschaften.  Ein  Ausgleich  zwischen  den  einzelnen  Kron- 
ländcrn  hätte  durch  eine  genossenschaftliche  Getreidebörse  zu  geschehen. 

Infolge  einer  solchen  Maassregel  würde  sich,  wie  der  Verfasser  annimmt,  der  Preis 
des  Getreides  ganz  verschieden  stellen,  je  nachdem  das  letztere  zur  Brotbereitung  oder 
aber  für  andere  Zwecke  vermählen  wird;  im  ersteren  Falle  könnte  ein  Preis  gefordert 
werden,  der  hoch  über  dem  des  Weltmarktes  steht,  weil  ja  die  auswärtige  Concurrcnz 
für  das  Brotgetreide  beseitigt  sei;  im  zweiten  Falle  müsste  dagegen  der  inländische 
Getreideproducent  etwas  unter  den  auf  dem  Weltmarkte  herrschenden  Preis  gehen,  um 
sich  den  Absatz  des  für  andere  Zwecke  zu  verwendenden  Getreides  zu  sichern.  Da  nun 
ungefähr  die  Hälfte  des  producierten  Getreides  verbacken  werde  und  die  andere  Hälfte 
zur  Bereitung  von  Speisen  u.  dergl.  diene,  so  würden,  wie  der  Verfasser  meint,  die  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  mit  den  Mühlen  Schlüsse  zu  einem  Durchschnittspreise 
machen,  der  ungefähr  dem  arithmetischen  Mittel  zwischen  dem  von  den  Genossenschaften 
fixierten  Preisen  für  das  Brotgetreide  und  dem  Weltmarktpreise  entsprechen  würde. 

Dem  Unterzeichneten  erscheint  es  indessen  höchst  zweifelhaft,  ob  sich  die  Preis- 
bildung wirklich  in  der  Art  vollziehen  würde,  wie  der  Verfasser  sich  das  vorstellt. 
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Zunächst  dürfte  es  äusserst  schwer  fallen,  das  Verbot,  Brot  aus  importiertem 
Getreide  zu  bereiten,  in  der  Praxis  wirksam  durchzuführen.  Wenn  Weichs-Glon  meint, 
das  könne  einfach  dadurch  erreicht  werden,  dass  sowohl  die  Backhäuser,  als  auch  die 
Mühlen  verpflichtet  werden,  ihre  Facturen  der  Staatsbehörde  zur  Controle  vorzulegen, 
so  befindet  er  sich  wohl  in  einem  Irrthume.  Es  wäre  kaum  möglich,  die  Müllereien 
diesbezüglich  wirksam  zu  controlieren ;  überdies  könnte  aus  den  Facturen  des  Müllers 
höchstens  constatiert  werden,  ob  das  Getreide  bei  einem  inländischen  Landwirte  gekauft 
worden  ist,  nicht  aber  ob  dieser  das  Korn  selbst  gebaut,  oder  ob  er  es  aus  dem  Auslande  zu 
billigem  Preise  bezogen  hat;  und  das  letztere  wird  ihm  häufig  sehr  viel  bequemer  und 
rentabler  sein.  Solchenfalls  garantiert  man  aber  den  Landwirten  nicht  einen  hohen  Preis 
für  ihr  Erzeugnis,  sondern  einen  bedeutenden  Speculationsgewinn  aus  dem  Getreideimport. 

Sodann  setzt  eine  derartige  doppelte  Preisbildung  für  das  nämliche  Product  unbe- 
dingt eine  Contingentierung  der  zu  dem  höheren  Preise  zu  verkaufenden  Waaren  und 
eine  Repartition  des  contingentierten  Quantums  auf  die  einzelnen  Producenten  voraus. 
Von  alle  dem  findet  sich  bei  Weichs-Glon  keine  Andeutung.  Allerdings  ist  aber  eine 
solche  Contingentierung  und  Kepartition  auch  kaum  durchführbar.  Schon  die  Fixierung  des 
benöthigten  Quantums  an  Brotgetreide  ist  schwierig;  fast  ausgeschlossen  ist  es  aber,  das 
fixierte  Quantum  auf  circa  2  Millionen  Landwirte  zu  repartieren;  das  wäre  wohl  höchstens 
dann  möglich,  wenn  die  gesammte  Getreidelieferung  an  einen  einzigen  Abnehmer  statt- 
fände; auch  von  dieser  Seite  her  kämen  wir  also  dazu,  die  Verstaatlichung  des 
Müllereibetriebes  zu  fordern.  Da  aber  der  Verfasser  den  Mahlprocess  in  seiner  heutigen 
privatwirtschaftlichen  Form  weiter  bestehen  lassen  will,  so  ist  an  eine  Contingentierung 
des  zu  hohen  Preisen  zu  verkaufenden  Brotgetreides  nicht  zu  denken.  Ohne  Contingen- 
tierung würden  aber  nicht  sämmtliche  Landwirte  an  den  hohen  Preisen  für  das  Brot- 
getreide participieren,  sondern  nur  diejenigen,  von  denen  die  Mühlen  das  zum  Verbacken 
bestimmte  Getreide  beziehen,  während  die  anderen  Landwirte,  ihr  für  Speisezwecke 
bestimmtes  Product,  noch  tief  unter  dem  Marktpreise  losschlagen  müssten,  da  sie  der 
übermächtigen  Concurrenz  der  Producenten  des  Brotgetreides  ausgesetzt  wären.  Man 
darf  wohl  annehmen,  dass  insbesondere  die  Grossgrundbesitzer  es  verstehen  würden,  sich 
die  Lieferungen  des  theueren  Brotgetreides  zu  verschaffen;  die  vorgeschlagene  Eeform 
würde  dann  nur  diesen  bevorzugten  Landwirten  ungeheuere  Gewinne  abwerfen,  den  kleinen 
Grundbesitzern  dagegen  bedeutenden  Schaden  zufügen.  So  könnte  leicht  eine  solche 
doppelte  Preisbildung  ohne  Contingentierung  den  unbeabsichtigten  Effect  haben,  grosse 
Ungerechtigkeiten  zu  verursachen  und  die  kleineren  Landwirte  zu  schädigen. 

Ein  weiterer  Einwand  gegen  den  Vorschlag  Weichs-Glons  bezieht  sich  auf 
die  einseitige  Fixierung  des  Preises  für  das  Brotgetreide  durch  die  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften.  Diese  wären  infolge  des  Ausschlusses  der  auswärtigen  Concurrenz 
völlig  souverän  in  der  Dictierung  der  Prei.se.  Schon  nach  dem  Beispiele,  das  der  Ver- 
fasser selbst  bringt,  würden  die  Genossenschaften  den  Preis  für  das  Brotgetreide  auf  die 
doppelte  Höhe  des  Weltmarktpreises  ansetzen;  nichts  würde  sie  aber  daran  hindern,  auch 
das  fünffache  hievon  zu  fordern;  und  ob  auch  dann  noch  eine  Verbilligung  des  Brotes 
zu  erreichen  wäre,  ist  zum  mindesten  sehr  fraglich.  Wieso  der  Verfasser  durch  einen 
„massigen  Zollsatz"  für  das  ausländische  Getreide  die  Genossenschaften  an  überspannten 
Forderungen  für  das  Brotgetreide  hindern  will,  ist  nicht  zu  verstehen.  Solchen  For- 
derungen könnte  wohl  nur  durch  eine  staatliche  Normierung  des  Preises  begegnet  werden. 

Endlich  ist  aus  den  Ausführungen  des  Verfassers  nicht  klar,  ob  jener  mittlere 
Getreidepreis,  von  dem  oben  die  Rede  war,  nur  ein  rechnerischer  Durchschnitt  sein  soll, 
oder  ob  der  Verfasser  meint,  das  gesammte  Mehl,  ob  zum  Verbacken  oder  zum  sonstigen 
Genuss,  werde  zu  einem  Preise  verkauft  werden,  der  basiert  ist  auf  das  arithmetische 
Mittel  zwischen  dem  Weltmarktpreis  des  Getreides  und  dem  inländischen  Monopolpreis 
für  Brotgetreide.  Ist  ersteres  der  Fall,  so  kommt  die  ganze  Preiserhöhung  des  Brot- 
getreides im  Brotpreise  zum  Ausdrucke,  und  selbst  bei  noch  so  rationellem  Betriebe  kann 
eine  Verbilligung  des  Brotes  nicht  bewirkt  werden.  Eine  solche  Verbilligung  wäre  aller- 
dings möglich,  wenn  die  Gemeindebäckereien  für  das  zu  verbackende  Getreide  nur  jenen 
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Durchschnittspreis  zu  zahlen  halen;  dann  raüsste  aber  andererseits  das  für  den  sonstigen 
Genuss  bestimmte  Mehl  gleichzeitig  im  Preise  über  den  heutigen  Stand  steigen,  wodurch 
die  Verbilligung  des  Brotes  für  die  unteren  Volksclassen  natürlich  wieder  wett  gemacht 
werden  würde. 

Der  Schluss,  zu  dem  der  Unterzeichnete  kommt,  ist  demnach  dieser:  Soweit  die 
Vorschläge  Weichs-Glons  sich  auf  die  Vergesellschaftung  des  Bäckereiprocesses  beziehen, 
ist  denselben  rückhaltlos  beizustimmen;  nur  durch  eine  Maassregel  dieser  Art  kann 
erreicht  werden,  dass  die  Erzeugung  des  Brotes  in  technisch  zweckmässiger,  sanitär  und 
social  wünschenswerter  Weise  vor  sich  gehe,  und  dass  die  heutige  Ausbeutung  des 
gesammten  cousumierenden  Volkes  in  seinem  unentbehrlichsten  Nahrungsmittel  beseitigt 
werde.  Die  weiteren  auf  die  Preisbildung  für  das  Getreide  bezüglichen  Vorschläge  des 
Verfassers  müssen  dagegen  zurückgewiesen  werden;  sie  würden  das  ihnen  gesteckte  Ziel 
nicht  nur  nicht  erreichen,  sondern  zu  neuen  Ungerechtigkeiten^  zur  Schädigung  einzelner 
Classen  von  Landwirten,  ja  der  Consumenten  führen.  Ein  stabiler  Getreidepreis,  unab- 
hängig von  den  Schwankungen  des  Weltmarktes  und  höher,  als  er  sich  auf  diesem  bildet, 
könnte  vielmehr  nur  erreicht  werden,  wenn  nebst  dem  Bäckereibetriebe  mindestens  auch 
der  Mahlprocess  und  wohl  auch  noch  der  Getreidehandel  vergesellschaftet  und  die 
Getreidepreise  von  der  Staatsgewalt  fixiert  werden  würden. 

Diese  Kritik,  die  wir  an  den  Vorschlägen  Weichs-Glons  üben  mussten,  soll 
natürlich  den  hohen  Wort,  den  namentlich  die  descriptiven  Theile  der  besprochenen 
Schrift  besitzen,  keineswegs  herabsetzen.  Wir  wiederholen  vielmehr  den  Wunsch,  dass 
dieses  höchst  anregende  Büchlein  die  weiteste  Verbreitung  finden  möge.  Schiff. 

Dr.  (Jeorg  von  Mayr.  Statistik  und  Gesellschaftslehre.  Zweiter  Band  : 
Bevölkerungsstatistik.  Aus  Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes:  Einleitungsband. 
Freiburg  i.  B.  1897.  Lex.  486  S. 

Im  5.  Jahrgang  dieser  Zeitschrift,  S.  166  ff.  habe  ich  den  ersten  Band  des  vor- 
liegenden Werkes  angezeigt,  welcher  die  theoretische  Statistik  behandelt.  Im  zweiten 
Bande  wollte  der  Verfasser  „die  exacte  Gesellschaftslehre  als  ein  System  der  praktischen 
Statistik"  darstellen  und  abschliessen.  Unter  der  Hand  ist  ihm  aber  der  Stoff  so  sehr 
angewachsen,  dass  die  Bevölkerungsstatistik  allein  den  zweiten  Band  ausfüllt,  während 
die  anderen  Gebiete  der  praktischen  Statistik:  Moral-,  Bildungs-,  Wirtschafts-  und 
politische  Statistik  einem  dritten  Bande  vorbehalten  bleiben.  Durch  die  Zusammen- 
fassung der  Ergebnisse  dieser  Zweige  mit  jenen  des  vorliegenden  Bandes  beabsichtigt 
der  Verfasser  schliesslich  die  Probe  darauf  anzustellen,  in  wieweit  es  ihm  gelungen  ist, 
die  praktische  Statistik  zur  exacten  Gesellschaftslehre  auszugestalten.  Mir  scheint  ein 
Urtheil  darüber  schon  jetzt  zulässig.  Der  wissenschaftliche  Wert  des  vorliegenden 
Bandes  ist  durch  die  beabsichtigten  Ergänzungen  nicht  bedingt.  Fest  begründet, 
beruht  er  auf  ihm  selbst.  Ein  volles,  im  Geben  und  Empfangen  gleich  reiches  Gelehrten- 
leben ist  daran  gewendet  worden.  Nur  ein  Mann,  der  die  entscheidenden  Entwicklungs- 
stufen der  Bevölkerungsstatistik  durchlebt,  jeden  ihrer  Schritte  aufmerksam  verfolgt, 
gar  manchen  und  wichtigen  mit  unermüdlicher  Initiative  selbst  eingeleitet  hat,  konnte 
zu  der  absoluten  Kenntnis  und  Beherrschung  des  riesigen  Stoffes  gelangen,  von  welcher 
der  vorliegende  Band  Zeugnis  gibt.  J]s  ist  merkwürdig,  wie  v.  Mayr  das  statistische  und 
literarische  Material,  womit  er  arbeitet,  zugleich  in  eine  höhere  Sphäre  zu  heben  versteht. 
Getragen  von  einem  kräftigen  Optimismus,  ordnet  er  alle  Leistungen  und  Versuche  in  jene 
Stellungen  ein,  in  welchen  sie  sich  thatsächlich  als  brauchbare  Glieder  der  wissen- 
schaftlichen Entwicklung  erweisen,  wenngleich  sie  oft  weniger  solcher  Einsicht  als 
blindem  Ungefähr  ihre  Entstehung  verdanken.  Was  immer  die  Bevölkerungsstatistik 
geleistet  und  erstrebt  hat,  ist  in  solcher  Weise  nach  höheren  Gesichtspunkten  registriert. 
Kein  halbwegs  brauchbarer  Versuch,  keine  ernsthafte  Anregung  ist  verloren  gegangen. 
Und  in  vielen  Stücken  hat  der  Verfasser  dieses  Generalinventar  aus  Eigenem  bereichert. 
Es  ist  die  vollkommenste  Darlegung  des  gegenwärtigen  Standes  unserer  Disciplin.  Sie 
wird  von  unschätzbarem  Werte  für  die  Bewahrung  des  erreichten  Niveaus  und  für  die 
weitere  Entfaltung  des  Errungenen  sein. 
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Vom  Standpunkte  der  Statistik  aus  kann  kein  höheres  Lob  gespendet  werden. 
Aber  das  Werk  trägt  den  Doppeltitel:  Statistik  und  Gesellchaft^lehre.  Was  bedeutet 
es  für  die  Gesellschaftslehre?  Dürfen  wir  die  vorliegende  Bevölkerungsstatistik  in  der 
That  als  exacte  Gesellschaftslebre  gelten  lassen?  Nicht  als  die  Gesellschaftslehre 
schlechthin;  schon  nach  den  Intentionen  des  Verfassers  stellt  es  nicht  die  ganze 
Gesellschaftslehre  dar,  sondern  nur  jenen  Theil  derselben,  der  durch  die  statistische 
Methode  vermittelt  ist :  das  ist  die  materielle  Bevölkerungsstatistik.  Ist  sie  also  zugleich 
exacte  Gesellschaftslehre  ? 

Wollen  wir  diese  Frage  auf  Grund  des  vorliegenden  Bandes  beantworten,  so  ist 
zunächst  zu  bemerken,  dass  dieser  zweite  Band,  den  der  Verfasser  dem  ersten,  theo- 
retischen Band  als  praktische  Bevölkerungsstatistik  gegenüberstellt,  keineswegs  aus- 
schliesslich, ja  nicht  einmal  hauptsächlich  materielle  Statistik  enthält.  Der  erste  Band 
brachte  die  allgemeine  Theorie  und  Methodologie  der  Statistik.  Die  Methode  der  ein- 
zelnen statistischen  Gebiete  und  ihrer  Probleme  zu  erörtern,  blieb  den  späteren  Bänden 
vorbehalten.  Das  ist  ja  auch  didaktisch  völlig  gerechtfertigt.  Ob  ein  Problem 
richtig  formuliert,  eine  Methode  empfehlenswert  ist,  lässt  sich  am  besten  nach  den 
Erfolgen  beurtheilen.  Andererseits  ist  das  richtige  Verständnis  der  Ergebnisse  durch 
die  Kenntnis  der  Methode  bedingt,  der  wir  sie  verdanken.  So  sind  denn  auch  die 
entscheidenden  Gesichtspunkte  des  vorliegenden  Bandes  überwiegend  methodologisch. 
Wie  ich  gleich  zeigen  werde,  sind  es  auch  die  methodologischen  Gesichtspunkte, 
nach  welchen  das  Material  gruppiert  ist.  Die  einzelnen  Abschnitte  werden  durch 
methodologische  Erörterungen  eingeleitet.  Die  materiellen  Ergebnisse  folgen  gleichsam 
als  Belege  für  die  Wichtigkeit  und  Fruchtbarkeit  jener  methodologischen  Gesichts- 
punkte nach.  Die  Statistik  hat  dagegen  nichts  einzuwenden.  Aber  die  Gesellschafts- 
lehre ?  Sie  geht  doch  von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  aus.  Ihr  ist  es  um  die 
Erkenntnis  des  Objectes  zu  thun,  nicht  mehr  um  die  Wege,  die  dazu  führen.  Als 
materielle  Wissenschaft  fasst  sie  die  Ergebnis^se  der  verschiedensten  statistischen  Pro- 
ceduren  einheitlich  zusammen  zur  Lösung  der  einzelnen  sociologischen  Probleme.  Sie 
hat  ihr  eigenes  System,  und  innerhalb  dieses  Systems  formuliert  sie  andere  Probleme 
als  die  Statistik.  Will  die  niateiielle  Statistik  —  und  v.  Mayrs  praktische  Statistik 
wiU  es  —  zugleich  Gesellschaftslehre  sein,  so  muss  sie  die  Gesichtspunkte  dieser 
letzteren  in  sich  aufnehmen.  Sie  kann  ja  sicherlich  nicht  das  ganze,  übrigens 
noch  gar  nicht  sicher  abgegrenzte  Gebiet  der  Gesellschaftslehre  ausfüllen.  Aber  so 
weit  sie  es  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  also  materielle  Wissenschaft  sein  will,  muss 
sie  ihr  Material  nach  materiellen  Gesichtspunkten  disponieren  und  erörtern.  Das  zu 
thun  war  von  vornherein  nicht  die  Absicht  des  Verfassers.  Er  nimmt  den  Standpunkt 
des  Statistikers,  nicht  jenen  des  Sociologen  ein.  Nach  der  Erhebungsmethode  gliedert 
der  Statistiker  die  sociale  Masse  in  zwei  grosse  Gruppen :  in  Bestand-  und  in  Bewegungs- 
massen. Materiell  sind  sie  im  Grunde  genommen  oft,  ja  sogar  zumeist  identisch.  Je 
nachdem  ich  sie  aber  im  Standpunkte  der  Kühe,  also  in  einem  einheitlichen  Zeitpunkte, 
oder  in  ihrer  fortschreitenden  Entwicklung  erfasse,  erscheinen  sie  mir,  als  Statistiker, 
gleichsam  als  verschiedene  Objecto.  Als  Sociologe  nehme  ich  dann  die  Synthese  vor 
und  beziehe  die  durch  verschiedene  Erhebungen  gewonnenen  Ergebnisse  auf  das  ein- 
heitliche Object.  V.  Mayr  legt  seinem  System  der  Bevölkerungstatistik  die  obige  formelle 
Unterscheidung  zu  Grunde:  Statistik  des  Bevölkerungstandes  und  der  Bevölkerungs- 
bewegung sind  die  beiden  Hauptabschnitte.  Innerhalb  derselben  finden  alle  technischen 
Probleme  der  Bevölkerungsstatistik  bequem  ihre  Stelle;  sind  sie  doch  zumeist  erst  dieser 
Unterscheidung  entsprungen.  Der  Sociologie  ist  sie  fremd.  Für  ein  und  dasselbe 
Problem,  z.  B.  zur  Darstellung  der  Familie,  benützt  sie  die  Statistik  sowohl  des  Bevöl- 
kerungsstandes als  auch  der  Bevölkerungsbewegung.  Hält  man  beide  scharf  auseinander, 
so  sind  es  die  zwei  Stühle,  zwischen  welchen  die  Sociologie  auf  den  Boden  zu  sitzen 
kommt.  Die  Gesellschaftslehre,  auch  die  exacte  Gesellschaftslehre,  kann  nur  nach  einem 
von  ihren  eigenen  Gesichtspunkten  beherrschten  System  vorgetragen  werden.  Im  System 
der  Statistik  ist  kein  Raum  für  ihre  speciellen  Probleme.    Der  Verfasser  wollte  aber  das 
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System  der  Statistik  nicht  verlassen,  welches  ihm  zweifelsohne  den  festeren  Grund  bot. 
So  konnte  er  zwar  mit  nicht  zu  übertreffender  Meisterschaft  zeigen,  was  die  Bevölkerungs- 
statistik für  die  Gesellschaftslehre  leistet;  aber  zur  Gesellschaftslehre  hat  er  die 
Statistik  damit  nicht  gemacht,  auch  nicht  zum  exacten  Theil  einer  Gesellschaftslehre. 
Ihre  Probleme  Averden  oft  gestreift  und  gefordert,  nirgends  ex  professo  entwickelt  und 
beleuchtet.  Für  manche,  die  an  sich  der  exacten  Behandlung  fähig  sind,  aber  abseits 
von  dem  Pfade  der  statistischen  Erhebungsmethoden  liegen,  fand  sich  überhaupt  kein 
Eaum.  So  vollständig  der  Ueberblick  über  das  Gebiet  der  eigentlichen  Bevölkerungs- 
statistik ist,  so  lückenhaft  bleibt  die  Einführung  in  die  Gesellschaftslehre.  Nicht 
Statistik  und  Gesellschaftslehre,  sondern  entweder  Statistik  oder  Gesellschaftslehre, 
das  ist  das  Verhältnis  dieser  beiden  Disciplinen.  Glücklicherweise  ist  der  Titel  der 
einzige  ernstliche  Fehler  des  Buches.  Indem  sich  der  Verfasser  ohne  Schwanken  ganz 
auf  den  Boden  der  Statistik  gestellt  hat,  hat  er  uns  nicht  nur  das  beste  Lehrbuch  der 
Bevölkerungsstatistik  geschenkt,  sondern  auch  der  jungen  Gesellschaftslehre  einen  grossen 
Dienst  erwiesen.  Sie  weiss  jetzt,  was  sie  der  Statistik  zu  danken  und  was  sie  für  die 
Folge  von  ihr  zu  erwarten  hat.     Wir  wollen  sehen,  was  sie  damit  anzufangen  weiss. 

H.  E  a  u  c  h  b  e  r  g. 

Philipp  Lotinar.  Die  Freiheit  der  Berufswahl.  (Berner)  Kectoratsrede, 
gehalten  am  4.  December  1897.     Leipzig  1898.     47  S.  8«. 

In  einer  gedankenreichen  akademischen  Rede  führt  der  vorjährige  Rector  der 
Berner  Universität  aus,  dass  die  Freiheit  der  Berufswahl  heute  eine  Illusion  ist.  Zwar 
sind  die  rechtlichen  Schranken  der  Berufswahl  gefallen,  aber  wirtschaftliche  und  sociale 
Schranken  sind  neu  entstanden.  Die  Auslese  für  die  einzelnen  Berufe  erfolgt  nicht  aus 
dem  gesammlen  Volke  sondern  aus  engen  Kreisen,  gezogen  durch  die  Verschiedenheit 
des  Besitzes  und  durch  sociales  Vorurtheil.  Gleichwohl  scheint  von  zwei  Seiten  aus 
grössere  Freiheit  in  das  Berufsleben  einzudringen:  Der  Arbeiterschutz,  insbesondere 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  vermindert  den  Einfluss  des  Berufes  auf  das  subjective 
Glück  und  stellt  das  Individium  freier  seinem  Berufe  gegenüber;  andererseits  aber 
bereitet  die  Concentrationstendenz  die  ökonomische  Entwicklung  den  Boden  für  eine 
planmässige  gesellschaftliclie  Leitung  derselben  vor,  von  welcher  der  Redner  eine  freiere 
Bewegung  des  Einzelnen  in  seinen  Leistungen  für  die  Gesammtheit,  worin  ja  eben  das 
Wesen  des  Berufes  gelegen  ist,  zu  erwarten  scheint.  H.  R. 

Ernst  Hasse;  Deutsche  Weltpolitik.  München,  J.  F.  Lehmann  1897. 

Eine  schwungvoll  geschriebene  populäre  Broschüre  handelspolitischen  Inhalts. 
Deutschland  stehe  in  der  Weltwirtschaft  mitten  drin.  Sein  Aussenhandel  stieg  von 
1872  bis  1895  von  5963  Millionen  Mark  auf  7670  Millionen.  Hievon  entfallen  auf 
aussereuropäische  Herkunfts-  und  Bestimmungsländer  28*7%;  ihr  Antheil  hat  sich 
seit  1880  fast  verdreifacht.  Deutsches  Geld  sei  nicht  nur  in  fremden  Anleihen,  sondern 
unmittelbar  in  deutschen  Unternehmungen  im  überseeischen  Auslande  im  Betrage  von 
mehreren  Milliarden  angelegt.  Im  Jahre  1894  verkehrten  deutsche  Schiffe  mit 
27  Millionen  Registertonnen  Kaumgehalt  z  wisch  an  deutschen  Häfen,  mit  87  Millionen 
Tonnen  zwischen  deutschen  und  ausserdeutschen  Häfen  und  mit  207  Millionen  Tonnen 
zwischen  ausserdeutschen  Häfen,  also  ausschliesslich  in  fremden  Diensten,  aber  zu 
deutschem  Gewinn.  Sieht  man  von  den  Engländern  ab,  so  gibt  es  kein  Volk  der  Erdi?, 
das  in  gleichem  Maasse,  wie  das  deutsche  über  die  ganze  Erde  verbreitet  ist.  Ja,  wenn 
man  die  ausserbritischen  und  ausserdeutschen  Herrschaftsgebiete  ausschliesslich  in 
Betracht  zieht,  ist  die  Verbreitung  der  Deutschen  eine  noch  grössere  als  die  der  Briten. 

Je  leistungsfähiger  aber  Deutschland  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  wird,  desto 
höher  steigt  die  Eifersucht  der  grossen  Culturvölker.  Die  alten  Handels-  und  Industrie- 
völker werden  bestrebt  sein,  die  Absatzgebiete,  die  politisch  von  ihnen  abhängen,  gegen 
den  Eindringling  abzuschliessen.  Ohnehin  bildet  sich  im  Osten  das  grosse  russische 
Reich  zu  einem  in  hohem  Maasse  selbstgenügsamen  „isolierten"  Staate  aus;  in  der 
angelsächsischen  Welt  aber  bereitet  sich  die  Zusammenfassung  des  britischen  Welt- 
reiches zu    einem  grossen  Wirtschaftsgebiete  vor.  Nordamerika  bestrebt  sich,  sein  schon 
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jetzt  durch  hohe  schutzzöllnerische  Mauern  abgeschlossenes  Wirtschaftsgebiet  auch  auf 
das  übrige  amerikanische  Festland  auszudehnen.  „Wenn  dann  unsere  Nebenbuhler  aus 
Ost  und  West  sich  zu  einem  wirtschaftlichen  Kriege,  zu  einem  Weltboycott  gegen  uns 
die  Hand  reichen  werden,  dann  gilt  es  für  uns  wirklich  einen  Kampf  ums  Dasein  zu 
führen". 

Derartigen  Gefahren  gegenüber  sei  die  Schaffung  eines  mitteleuropäischen  Zoll- 
vereines die  grosse  Aufgabe  des  jetzt  lebenden  Geschlechtes.  Dessen  Ausdehnung  auf 
Deutschland,  Belgien,  Holland,  die  Schweiz,  sowie  Oesterreich-Ungarn  mit  Bosnien  und 
Herzegowina  würde  ein  einheitliches  geschlossenes  Zollvereinsgebiet  von  173  Millionen 
Quadratkilometer,  mit  mehr  als  108  Millionen  Einwohnern  schaffen,  die  bisher  jährlich 
für  ß'^j^  Millionen  Mark  Güter  untereinander  austauschten  und  einen  gemeinsamen  aus- 
wärtigen Handel  von  IOV2  Millionen  Mark  haben.  Die  Hinzunahme  Eumäniens  würde 
das  volle  Stromgebiet  der  Donau  den  Gebieten  des  Eheines,  der  Elbe  und  Oder  hin- 
zufügen und  den  Mitteleuropäischen  Zollverein  ebenso  auf  die  Ostsee  und  Nordsee  wie 
auf  die  Adria  und  das  schwarze  Meer  stützen,  also  geographisch  betrachtet,  vielleicht  das 
günstigste  Wirtschaftsgebiet  darstellen. 

Einer  derartigen  Zollvereinigung  sollte  die  Herstellung  gleicher  Einrichtungen 
auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahnen,  der  Post  und  Telegraphie,  die  Vereinigung  der 
Stromgebiete  der  Donau,  der  Oder,  der  Elbe  und  des  Eheines  zu  einem  einzigen  Binnen- 
schiffahrtssystem  und  eine  Uebereinstimmung  in  der  Gewerbe-  und  Socialgesetzgebung 
vorangehen.  Den  Schutz  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen  nach  aussen 
müsste  eine  starke,  mächtige,  gemeinsame  (?)  Kriegsmarine  gewährleisten,  deren  Kosten 
aus  den  gemeinsamen  Zolleinnahmen  bestritten  werden  könnten.  Eechne  man  den 
heutigen  deutschen  Schutzgebieten  das  niederländische  Indien  und  das  gewaltige  Congo- 
gebiet  Belgiens  hinzu,  so  scheine  der  Bedarf  an  Cultivationsgebieten  gedeckt  zu 
sein.  „Wir  werden  nur  dann  in  der  Lage  sein,  mit  allen  den  Ländern,  welche  die  für 
uns  unentbehrlichen  Rohstoffe  und  Genussmittel  liefern,  vortheilhafte  Handelsverträge 
abzuschliessen,  die  es  uns  möglich  machen,  entsprechende  Gegenwerte  an  Fabrikaten  in 
diese  selben  Länder  abzusetzen,  wenn  wir  deren  Monopole  in  der  Lieferung  dieser 
Eohstoffe  und  Genussmittel  brechen,  wenn  wir  einen  namhaften  Theil  unseres  Bedarfes 
an  Baumwolle  und  Schafwolle,  an  Tabak,  Kaffee,  Kakao,  Gewürzen  und  womöglich  auch 
an  Petroleum  in  unseren  eigenen  Colonien  [erzeugen  können,  also  in  den  Colonien  der 
zum  mitteleuropäischen  Zollbund  vereinigten  Länder."  Diese  müssten  freilich  auch 
„bei  der  Liquidation  der  Türkei  und  Chinas  gebührenden  Antheil  erhalten,"  um  einige 
hundert  Millionen  Abnehmer  dauernd  an  die  Erzeugnisse  ihres  Gewerbefieisses  zu  fesseln. 

Vom  Standpunkte  einer  solchen  planvollen  Weltpolitik  ist  die  Entwicklung  der 
deutschen  subventionierten  Dampferlinien  danach  zu  beurtheilen,  ob  die  Unabhängig- 
machung  des  deutschen  Post-,  Passagier-  und  Eilfrachtverkehres  mit  Ostasien  von  fremder 
Bevonnundung  durch  Privatgesellschaften  ohne  oder  nur  mit  Eeichszuschüssen  geleistet 
werden  kann.  Die  Legung  deutscher  überseeischer  Kabel  muss  energisch  fortgesetzt 
werden,  um  den  Verkehr  mit  den  Schutzgebieten  sowie  mit  Nord-  und  Südamerika,  Süd- 
afrika und  Ostasien  der  fremden  Controle,  dem  britischen  Monopole  zu  entziehen.  Des- 
gleichen handelt  es  sich  um  die  Befreiung  des  mitteleuropäischen  Handels  von  der 
englischen  Spedition,  Commission  und  dem  englischen  Bankwesen  —  eine  Frage,  deren 
Wichtigkeit  auch  in  der  Exportenquete  des  Centralverbandes  der  österreichischen 
Industriellen  im  November  1897  (Stenographischer  Bericht  im  Selbstverlage  des  Central- 
verbandes, Wien,  Eeichsrathsstrasse  5 ;  S.  99,  116,  127)  lebhaft  betont  wurde.  „Heute 
ist  nichts  in  Deutschland  so  unvolksthümlich  und  so  unbeliebt,"  bemerkt  Prof.  Hasse, 
„als  die  Börse  und  das  bewegliche  Grosscapital."  Beide,  so  schliesst  er,  würden  frische 
Lebenskräfte  und  eine  bislang  ungeahnte  volksthümliche  Beliebtheit  gewinnen,  wenn 
sie  sich  im  grossen  Stile  und  planmässig  in  den  Dienst  einer  deutschen  Weltpolitik 
stellen  wollten. 

Die  Broschüre  ist  trotz  ihres  im  einzelnen  subjectiven  Inhaltes  sehr  geeignet,  lebhaftes 
Interesse  für  das  Buch  zu  erwecken,  als  dessen  Vorläufer  sie  wohl  anzusehen  ist. 

Schwiedland. 
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Dr.  Arthur  Dodd,  Die  Wirkung  der  Schutzbestimmungen  für  die 
jugendlichen  und  weiblichen  Fabriksarbeiter  und  die  Verhältnisse  der 
C  onfectionsbetriebe  in  Deutschland.  Jena  1898,  G.  Fischer. 

Der  Verfasser  beabsichtigt,  die  Wirkung  des  gesetzlichen  Schutzes  für  weibliche 
und  jugendliche  Arbeiter  zu  verfolgen.  Er  kommt  dabei  zu  dem  Schlüsse,  dass  die 
Schutzbestimmungen  für  Arbeiterinnen  die  Lage  der  letzteren  bedeutend  verbessert 
haben.  Am  deutlichsten  tritt  dies  zu  Tage  bei  der  Vergleichung  der  Arbeits-  und 
Lohnverhältnisse  der  geschützten  F ab riksarb eiterinnen  und  der  in  Deutschland  eines 
solchen  Schutzes  ermangelnden  Heim-  und  Werkstättenarbeiterinnen.  Daher  sei  die 
Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes  auf  die  letzteren  zu  verlangen. 

Die  thatsächlichen  Angaben  des  Werkes  stützen  sich  vornehmlich  auf  die  Ver- 
öffentlichungen der  Gewerbeinspectoren,  sowie  auf  die  Erhebungen  der  Bundesregierungen 
im  Jahre  1887  und  der  deutschen  Comniission  für  Arbeiterstatistik  im  Jahre  1896  über 
die  Arbeitsverhältnisse  in  der  Wäsche-  und  Kleiderconfection.  Von  der  Lage  dieser 
Arbeiter  scheint  der  Verfasser  aus  eigener  Anschauung  Kenntnis  genommen  zu  haben. 
Die  in  überseeischen  Staaten  getroffenen  Maassnahmen  zur  Beseitigung  der  Uebelstände 
in  der  Confection  sind  ihm  jedoch  unbekannt.  — ie — 
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